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Vorbemerkung 

Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration legt hiermit gemäß § 94 Ab- 
satz 2 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) dem Deutschen 
Bundestag ihren 8. Bericht über die Lage der Auslände- 
rinnen und Ausländer in Deutschland vor. 

ln Fortschreibung des 7. Berichts der Beauftragten, der 
im Dezember 2007 vorgelegt wurde (Bundestagsdruck- 
sache 16/7600), umfasst der Berichtszeitraum die Zeit 
von Frühjahr 2008 bis Frühjahr 2010. 

Der Lagebericht widmet sich der Lage der in Deutschland 
lebenden Menschen mit Migrationshintergrund. Die bis 
2005 übliche Differenzierung zwischen deutschen Staats- 
angehörigen einerseits und „Ausländerinnen und Auslän- 
dem“ andererseits wird der sozialen Realität in Deutsch- 
land nicht mehr gerecht. Mit 15,6 Millionen im Jahr 2008 
stellen Personen mit Migrationshintergrund fast ein Fünf- 
tel der Bevölkemng in Deutschland, damnter sind 
8,3 Millionen Deutsche. Diese Zahlen belegen den Wan- 
del in der deutschen Gesellschaft und verweisen auf die 
große Bedeutung der Integrationspolitik. 

Seit 2005 lässt der Mikrozensus vergleichende Aussagen 
zur Bevölkemng mit und ohne Migrationshintergmnd zu. 
So lassen sich Integrationsprozesse, auch nach erfolgter 
Einbürgemng, besser nachvollziehen. 

Die Berücksichtigung des Migrationshintergmndes zeigt 
u. a., wie viele der in Deutschland lebenden Menschen 
selbst zugewandert sind oder mindestens einen Eltemteil 
haben, der nach Deutschland zugewandert ist. Die Daten 
des Mikrozensus verdeutlichen aber auch, dass mit dem 
Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit Integration 
noch nicht unbedingt abgeschlossen ist. 

Die Berücksichtigung des Migrationshintergmndes sensi- 
bilisiert verstärkt für spezifische Defizite und Chancen 
der zweiten und dritten Generation. Insbesondere die In- 
tegrations-, Bildungs- und Arbeitsmarktprobleme dieser 
Generationen müssen gemeinsam mit den Migrantinnen 
und Migranten angegangen werden. 

Die Differenziemng der Statistiken nach Migrationshin- 
tergmnd und Migrationsgmppen belegt, wie vielfältig die 
Bevölkemngsgmppe mit Migrationshintergmnd ist. Die 
Tabellenstmktur des 8. Lageberichts orientiert sich an den 
drei Gliedemngsmerkmalen mit/ohne Migrationshinteg- 
mnd, mit/ohne eigene Migrationserfahmng sowie Staats- 
angehörigkeit. Damit lassen sich u. a. Deutsche mit eige- 
ner Migrationserfahmng und hier geborene Deutsche mit 
Migrationshintergmnd differenziert betrachten. 

Auf dieser Gmndlage liefert der Lagebericht eine statis- 
tisch fundierte Bestandsaufnahme und eine differenzierte 
Beschreibung und Bewertung der sozialen, wirtschaftli- 
chen und rechtlichen Situation von Migrantinnen und 
Migranten in Deutschland. Er benennt Erreichtes wie 
Schwierigkeiten, greift Erfolge und Fehlentwicklungen 
auf und zeigt - in der Perspektive der integrationspoli- 


tischen Erfordernisse - Handlungsmöglichkeiten für Poli- 
tik und gesellschaftliche Akteure auf 

Im Mai 2009 hat die Beauftragte dem Deutschen Bundes- 
tag darüber hinaus den ersten Integrationsindikatorenbe- 
richt vorgelegt (Bundestagsdmcksache 16/13300). Er un- 
tersucht den Stand und den Verlauf der Integration in 
Deutschland von 2005 bis 2007 anhand eines festgelegten 
Sets von 100 Integrationsindikatoren, das das Bundeska- 
binett im Juni 2008 verabschiedet hatte. Das Indikatoren- 
set beinhaltet 14 Themenfelder, u. a. die Bereiche Bil- 
dung, Ausbildung und Arbeitsmarkt, soziale Integration 
und Einkommen, gesellschaftliche Integration, Wohnen, 
Gesundheit, Mediennutzung und Kriminalität. Der Be- 
richt ist Gmndlage und Einstieg in eine fortgesetzte Be- 
richterstattung, mit der der Verlauf von Integrationspro- 
zessen in längeren Zeiträumen dargestellt werden soll. 
Der Lagebericht wird auch zukünftig dieses indikatoren- 
gestützte Monitoring durch umfassende fachliche Analy- 
sen, V. a. auch der rechtlichen Lage von Migrantinnen 
und Migranten, ergänzen. 

Um eine Berichterstattung höchster (Daten-)Aktualität 
fortzusetzen, reicht der 8. Lagebericht - sofern möglich - 
über den im Indikatorenbericht erfassten Datenbereich 
2007 hinaus. Wichtige Gmndlage dafür sind die Daten 
des Mikrozensus 2008. Die Beauftragte hat gemeinsam 
mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales er- 
neut eine Sonderauswertung des Mikrozensus 2008 zu 
Personen mit Migrationshintergmnd beim Statistischen 
Bundesamt in Auftrag gegeben. Die Ergebnisse dieser 
Sonderauswertung fließen an vielen Stellen in den 
8. Bericht der Beauftragten ein. Es war somit sinnvoll, 
vor der Veröffentlichung des Lageberichts die Veröffent- 
lichung der Daten des Mikrozensus 2008 im Febmar 
2010 abzuwarten. 

Soweit auf die Mikrozensusdaten Bezug genommen wird, 
wird dessen Definition von „Personen mit Migrationshin- 
tergmnd“ zugmnde gelegt. Nach der Definition des Sta- 
tistischen Bundesamtes hat eine Person Migrationshinter- 
gmnd, wenn 

1 . die Person nicht auf dem Gebiet der heutigen Bundes- 
republik Deutschland geboren wurde und 1950 oder 
später zugewandert ist und/oder 

2. die Person keine deutsche Staatsangehörigkeit besitzt 
oder eingebürgert wurde. 

3. Darüber hinaus haben Deutsche einen Migrationshin- 
tergmnd, wenn ein Eltemteil der Person mindestens 
eine der unter (1.) oder (2.) genannten Bedingungen 
erfüllt. 

Die Begriffe „Ausländerin“ und „Ausländer“ werden in 
diesem wie in allen vorangegangenen Berichten vor allem 
in rechtlichen und z. T. nach wie vor in statistischen Zu- 
sammenhängen verwendet, da sie dort - zur Bezeichnung 
nichtdeutscher Staatsangehöriger - Teil der Fachsprache 
oder themenspezifischer Statistiken sind. Ansonsten wer- 
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den die international übliehen Begriffe „Migrantin“ und 
„Migrant“ bzw. „Zugewanderte“ verwendet. 

Für Aussiedlerinnen und Aussiedler bzw. Spätaussiedle- 
rinnen und Spätaussiedler ist der Beauftragten der Bun- 
desregierung für Aussiedlerfragen und nationale Minder- 
heiten zuständig. Sie unterscheiden sich von anderen 
Zuwanderergruppen, da sie Deutsche im Sinne des Arti- 


kels 116 Grundgesetz sind und auf Grundlage des Bun- 
desvertriebenengesetzes in Deutschland aufgenommen 
werden. Deshalb sind sie nicht Gegenstand dieses Be- 
richts. 

Soweit im folgenden Text auf den 7. Lagebericht verwie- 
sen wird, werden jeweils die Seitenzahlen der Broschü- 
renfassung des 7. Lageberichts zitiert. 
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I. Integrationspolitik in der 16. Legis- 

laturperiode 

1. Querschnittsaufgabe 

Integration 

Zu Beginn der 16. Legislaturperiode hatte die Bundesre- 
gierung die Integration von Migrantinnen und Migranten 
zu einer gesellschaftspolitischen Schlüsselaufgabe ge- 
macht.' Die Beauftragte war dem Bundeskanzleramt zu- 
geordnet und von der Bundeskanzlerin gebeten worden, 
wichtige integrationspolitische Vorhaben der Bundesre- 
gierung zu koordinieren. Die neue Integrationspolitik war 
gezielt als eine Querschnittsaufgabe angelegt worden, die 
alle Politikfelder umfasst und das ganze Spektrum der 
staatlichen und nichtstaatlichen Akteure einbindet. Von 
zentraler Bedeutung ist der im Juli 2007 vorgelegte Na- 
tionale Integrationsplan, zu dessen Umsetzung im Okto- 
ber 2008 ein Erster Fortschrittsbericht vorgelegt wurde.^ 
Der Koalitionsvertrag vom 26. November 2009 setzt 
diese Entwicklung fort. Die Beauftragte begrüßt, dass ein 
Koalitionsvertrag zum ersten Mal in einem eigenen Kapi- 
tel „Integration und Zuwanderung“ integrationspoli- 
tischen Fragen ein besonderes Gewicht verleiht. Auch 
dies verdeutlicht den gewachsenen Stellenwert des The- 
mas. 

Die Beauftragte begrüßt die integrationspolitischen Ziel- 
setzungen der Bundesregierung für die 17. Legislaturpe- 
riode, wie sie im Koalitionsvertrag vereinbart wurden. 
Darin hat sich die Bundesregierung zum Ziel gesetzt, Mi- 
grantinnen und Migranten Chancen zu eröffnen, ihre ge- 
sellschaftliche, wirtschaftliche und kulturelle Teilhabe zu 
verbessern und zugleich den gesellschaftlichen Zusam- 
menhalt zu stärken. Sie hält hierfür ist sowohl die Auf- 
nahmebereitschaft der deutschen Gesellschaft als auch 
die Integrationsbereitschaft der Zugewanderten für erfor- 
derlich.'' 

Integration muss gefordert, aber auch gefordert werden. 
Aus Sicht der Beauftragten kommt es dabei darauf an, In- 
tegrationsanstrengungen verbindlicher zu machen - für 
neu Zuwandemde wie für schon länger in Deutschland le- 
bende Menschen mit Migrationshintergmnd ebenso wie 
für sfaatliches Handeln auf allen Ebenen. Infegrations- 
politik braucht hierfür Zielvorgaben und muss überprüf- 
bar sein. Erfolge wie weher bestehende Herausforderan- 
gen müssen transparenter werden. 

Um diese Ziele zu erreichen, kommt es aus Sicht der 
Beauftragten darauf an, die entstandenen Strukturen und 
Prozesse zu verstetigen bzw. weiter zu entwickeln. 


■ Vgl. 7. Lagebericht Kapitel I.l, S. 15 ff. 

2 Ebd.,S. 27ff. 

2 Wachstum. Bildung. Zusammenhalt. Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und FDP, 17. Legislaturperiode, 2009, S. 66. 


1.1 Strategische Integrationspolitik: 
Umsetzung und Fortentwicklung 
des Nationalen Integrationsplans 

1 .1 .1 Der erste Fortschrittsbericht zur 
Umsetzung des Nationalen 
Integrationsplans 

Bereits ein Jahr nach Vorstellung des Nationalen Integra- 
tionsplans wurde zum 3. Integrationsgipfel am 6. Novem- 
ber 2008 ein Erster Fortschrittsbericht vorgelegt."' ln ihm 
wurde der Umsetzungsstand der rund 400 im Nationalen 
Integrationsplan abgegebenen Selbstverpflichtungen bi- 
lanziert. Im Mittelpunkt standen dabei die Berichte der 
staatlichen und nichtstaatlichen Akteure zur Umsetzung 
der von ihnen eingegangenen Selbstverpflichtungen. Die 
Berichte zeigen, dass bereits zum Zeitpunkt dieser ersten 
Zwischenbilanz ein großer Teil der Selbstverpflichtungen 
mit Erfolg umgesetzt oder auf den Weg gebracht worden 
war. 

Sowohl der Bund als auch die Länder setzen in ihren Be- 
richten thematische Schwerpunkte. So legt der Bund mit 
drei vertieften Bilanzierungen einen Schwerpunkt auf die 
Handlungsfelder Integration vor Ort, Arbeitsmarkt und 
Ausbildung sowie Medien. Die Länder stellten in ihrem 
Bericht vertiefende Umsetzungsberichte zur ftühkindli- 
chen Förderung in Kindertageseinrichtungen sowie zur 
Integration in das Erwerbsleben vor. Die Bundesvereini- 
gung der kommunalen Spitzenverbände berichtete von 
zahlreichen Initiativen, mit denen sie die Integrationspro- 
zesse und -maßnahmen in den Kommunen befördert und 
verstärkt. Mit über 60 Selbstverpflichtungen tragen die in 
der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts- 
pflege (BAGFW) zusammengeschlossenen Wohlfahrts- 
verbände in hohem Maße zum Nationalen Integra- 
tionsplan bei und bilanzierten gemeinsam den 
Umsetzungsstand zu allen im Integrationsplan vertrete- 
nen Themenfeldera. Ebenso legten die Bundesvereini- 
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände, der Deutsche 
Gewerkschaftsbund und die beiden Sport-Dachverbände 
Deutscher Olympischer Sportbund und Deutscher Fuß- 
ballbund für ihre jeweiligen Themenfelder Berichte zum 
Umsetzungsstand ihrer Selbstverpflichtungen vor. Beson- 
ders hervorzuheben ist der erstmals als gemeinsame 
Stellungnahme verfasste Beitrag der Migrantenorganisa- 
tionen, die an der Erarbeitung des Nationalen Integra- 
tionsplans beteiligt waren. Sie betonten die besondere 
Bedeutung des Nationalen Integrationsplans als gesell- 
schaftspolitischen Prozess und würdigten ihn als positives 
Signal, mit dem Integration als Querschnittsthema veran- 
kert und insbesondere die aktive Beteiligung und Mit- 
gestaltung der Migrantenorganisationen ermöglicht wur- 
de. 

Mit dem Nationalen Integrationsplan wurde nicht nur 
eine Vielzahl von Maßnahmen zur Integration auf den 

4 Nationaler Integrationsplan: Erster Fortschrittsbericht, Berlin 2008. 
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Weg gebracht oder fort ge sehr! eben.^ Seine Wirkung geht 
über die Summe der Einzelmaßnahmen weit hinaus. Im 
Bund, in den Ländern und in den Kommunen, aber auch 
bei nichtstaatlichen Akteuren wurde dem Thema Integra- 
tion eine hohe Priorität eingeräumt. Vielfach verschaffte 
der Nationale Integrationsplan den nötigen Rückenwind 
für integrationspolitische Maßnahmen und Programme 
und gab den Anstoß für Schritte zur interkulturellen Öff- 
nung von Organisationen und Institutionen. 

Integrationspolitik ist auf allen Ebenen und in der Breite 
der gesellschaftspolitischen Handlungsfelder zu einem 
Querschnittsthema geworden. Insbesondere die allgemei- 
nen Förderprogramme in der Familien-, Bildungs- und 
Arbeitsmarktpolitik wurden verstärkt auf Migrantinnen 
und Migranten zugeschnitten und interkulturell ausge- 
richtet. Die partnerschaftliche und konstruktive Zusam- 
menarbeit der staatlichen und der nichtstaatlichen Ak- 
teure bei der Erstellung des Integrationsplans hat sich in 
vielfältigen Kooperationen und gemeinsamen Program- 
men fortgesetzt und verstetigt. 

Als gemeinsame Plattform für die Integrationspolitik in 
Deutschland, die die Aktivitäten von Bund, Ländern, 
Kommunen und nichtstaatlichen Akteuren, einschließlich 
Migrantenorganisationen, bündelt, wirkte der Nationale 
Integrationsplan in Pläne und Konzepte klassischer ge- 
sellschaftspolitischer Handlungsfelder hinein und wurde 
zum Richtungsgeber für integrationspolitische Pro- 
gramme auf allen föderalen Ebenen. Zielsefzungen aus 
dem Infegrationsplan flössen im Berichfszeifraum bei- 
spielsweise in die Qualifizierungsinitiative Deutschlands^ 
oder die Vorarbeiten zu einer nationalen Engagementstra- 
tegie’ ein. 

Auch die Arbeiten am bundesweiten Integrationspro- 
gramm, mit dessen Erarbeitung das Bundesministerium 
des Innern das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) beauftragt hatte, haben sich im Berichtszeitraum 
verstärkt am Nationalen Integrationsplan orientiert. Mit 
der Veröffentlichung des Nationalen Integrationsplans 
2007 war es erforderlich geworden, den Nationalen Inte- 
grationsplan und das bundesweite Integrationsprogramm 
eng zu verzahnen. 

ln der Erklärung der Bundesregierung zum Nationalen In- 
tegrationsplan im Juni 2007 war festgelegt worden, dass 
mit der Entwicklung des Integrationsprogramms die Vor- 
gaben des Integrationsplans umgesetzt werden.* Der Na- 
tionale Integrationsplan formuliert auf politischer Ebene 
Leitlinien und -themen. Sie wurden in der Folge im bun- 
desweiten Integrationsprogramm aufgegriffen. Gemäß 
§ 45 AufenthG werden mit dem bundesweiten Integra- 
tionsprogramm praktische Empfehlungen erarbeitet. Die- 
ses setzen die Vorgaben des Nationalen Integrationsplans 
um. Ein erster Entwurf für ein Infegrafionsprogramm 


^ Eine tabellarische Aufbereitung des Umsetzungstandes der einzelnen 
Selbstverpflichtungen zum Nationalen Integrationsplan findet sich 
auf der Homepage der Beauftragten: www.integrationsbeauftragte.de. 

^ Vgl. das Kapitel II . 

7 Vgl. das Kapitel II . 

^ Vgl. 7. Lagebericht, Kapitel II. 1, S. 30. 


wurde vom BAMF Mitte 2009 vorgelegt. Zum Zeitpunkt 
der Erstellung dieses Berichtes befindet sich der Entwurf 
zum Integrationsprogramm noch in der Abstimmung. Die 
Beauftragte begrüßt, dass mit dem vorgelegten Entwurf 
in vielen Bereichen eine Operationalisierung der Empfeh- 
lungen aus dem Nationalen Integrationsplan in Angriff 
genommen wurde. 

1.1.2 Die Fortentwicklung des Nationalen 
Integrationsplans 

Die Bundesregierung hat in ihrer Erklärung zum Ersten 
Fortschrittsbericht dafür plädierf, den Nationalen Integra- 
tionsplan mit einem hohen Maß von Verbindlichkeit fort- 
zuschreiben. ln diesem Zusammenhang sollten, so der 
Beschluss des Kabinetts vom 5. November 2008, integra- 
tionspolitische Ziele in den verschiedenen Politikfeldem 
formuliert und durch zeitlich gestaffelte, messbare Ziel- 
größen operationalisiert werden.^ Dieses Anliegen stieß 
bei den zentralen integrationspolitischen Akteuren auf 
breite Resonanz. Die Vorschläge der Migrantenorganisa- 
tionen in ihrem Beitrag zum Ersten Fortschrittsbericht ge- 
hen in dieselbe Richtung. Sie setzen sich für klare Ziele, 
Zeifvorgaben und Indikaforen ein, anhand derer verfolg! 
werden kann, ob die Ziele erreich! wurden. Im Koali- 
tionsverfrag vom 26. Oktober 2009 haben sich CDU, 
CSU und FDP enfsprechend darauf verständig!, den Na- 
tionalen Integrationsplan zu einem Aktionsplan mit klar 
definierten und zu überprüfenden Zielen weiterzuentwi- 
ckeln. Auch die Länder und die BAGFW unterstützen 
dieses Vorhaben ausdrücklich." Gleichzeitig soll der 
partnerschaftliche Dialog zwischen staatlichen und nicht- 
staatlichen Akteuren, einschließlich Migrantenorganisa- 
tionen, weitergeführt und institutionalisiert werden. 

Im Ersten Fortschrittsbericht werden von mehreren Ak- 
teuren über den Nationalen Integrationssplan hinausge- 
hende Themen zur Behandlung vorgeschlagen. Die Län- 
der sind in ihrem Beitrag bereits über die im Nationalen 
Integrationsplan bearbeiteten zehn Themenfelder'’ hin- 
ausgegangen und haben das Handlungsfeld „Interkultu- 
relle Öffnung und Toleranzförderung“ neu in ihren Um- 
sefzungsbericht aufgenommen. Auch die BAGFW lässf 
das Themenfeld „Inferkulturelle Öffnung“ als Quer- 


^ Nationaler Integrationsplan: Erster Fortschrittsbericht, Berlin 2008, 
S. 32. 

Wachstum. Bildung. Zusammenhalt. Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und FDP, 17. Legislaturperiode, 2009, S. 66. 

'' Beschluss der 5. Integrationsministerkonferenz „Die Zusammenar- 
beit von Ländern und Bund in der Integrationspolitik stärken“ vom 

19. März 2010, vgl. http://www.mgffi.nrw.de/integration/5 IntMK/ 

Konferenz_2010/index.php; Gespräch der Beauftragten mit den Prä- 
sidenten der BAGFW am 24. Februar 2010. 

Die zehn im Nationalen Integrationsplan behandelten Themenfelder 
sind: 1. Integrationskurse verbessern, 2. Von Anfang an deutsche 
Sprache fördern, 3. Gute Bildung und Ausbildung sichern, Arbeits- 
marktchancen erhöhen, 4. Lebenssituation von Frauen und Mädchen 
verbessern, Gleichberechtigung verwirklichen, 5. Integration vor Ort 
unterstützen, 6. Kulturelle Pluralität leben - interkulturelle Kompe- 
tenz stärken, 7. Integration durch Sport - Potenziale nutzen, Angebo- 
te ausbauen, Vernetzung erweitern, 8. Medien - Vielfalt nutzen, 
9. Integration durch bürgerschaftliches Engagement und gleichbe- 
rechtigte Teilhabe stärken, 10. Wissenschaft - weltoffen. 
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Schnittsthema in alle Themenfelder einfließen, zu denen 
sie Bericht erstattet. Sie legt ferner einen besonderen 
Schwerpunkt auf die Bereiche Gesundheit und Altenhilfe. 
Die Bundesregierung hat ebenfalls die Notwendigkeit ge- 
sehen, das Thema als zentrales integrationspolitisches 
Handlungsfeld aufzugreifen. Des Weiteren mahnen ei- 
nige der Akteure eine Auseinandersetzung mit dem 
Thema Diskriminierung sowie mit Fragen der rechtlichen 
Integration im Rahmen des Nationalen Integrationsplans 
an. >4 

Nach Abschluss des Koalitionsvertrags hat die Beauf- 
tragte mit den Arbeiten an einem Konzept zur Fortent- 
wicklung des Nationalen Integrationsplans begonnen. 
Der im Jahr 2007 entwickelte Nationale Integrationsplan 
wird die Grundlage der bundesweiten Integrationspolitik 
bleiben. Auf seiner Basis soll ein Aktionsplan zur Umset- 
zung entwickelt werden, der klar definierte und überprüf- 
bare Ziele und Maßnahmen enthält. Der partnerschaftli- 
che Dialogprozess, der sich in der Vergangenheit bewährt 
und ganz wesentlich zum Erfolg des Nationalen Integra- 
tionsplans als gesellschaftspolitischer Prozess beigetra- 
gen hat, soll fortgesetzt werden. Kontinuität gilt grund- 
sätzlich auch für die thematische Breite des Prozesses. 
Hier wird es aus Sicht der Beauftragten jedoch darum ge- 
hen, vor dem Hintergrund der Empfehlungen der beteilig- 
ten Akteure aus dem Ersten Fortschrittsbericht weitere 
Themenfelder im Rahmen des Integrationsplans aufzu- 
greifen. Sie setzt sich insbesondere dafür ein, den Bereich 
Gesundheit und die Pflege älterer Migrantinnen und Mi- 
granten als eigenständige Themenfelder zu behandeln. 
Ebenso unterstützt sie die Anregungen der Länder und 
der BAGFW, Fragen der interkulturellen Öffnung stärker 
in den Mittelpunkt zu stellen. Vor dem Hintergrund der 
besonderen Verantwortung und des Vorbildcharakters 
staatlicher Stellen regt sie deshalb als einen Schwerpunkt 
im Bereich interkulturelle Öffnung, das sich als Quer- 
schnittsthema durch den Nationalen Integrationsplan 
zieht, die Aufnahme eines eigenständigen Themenfeldes 
„Migrantinnen und Migranten im öffentlichen Dienst“ an. 

Um die Integrationspolitik verbindlicher zu gestalten, 
schlägt die Beauftragte darüber hinaus vor, die Zielset- 
zungen und Maßnahmen aus dem Nationalen Integra- 
tionsplan fortzuentwickeln und nach Möglichkeit stärker 
auf die Einführung verbindlicher Zielgrößen hin auszu- 
richten. Aus ihrer Sicht wird es insbesondere darauf an- 
kommen, dass die staatliche Seite vorangeht. Die Beauf- 
tragte regt deshalb an, dass Bund und Länder in 
geeigneten Themenfeldem einen gemeinsamen Ziel- und 
Maßnahmenkatalog erstellen, mit dem klare Zielsetzun- 
gen, hierauf konkret bezogene Maßnahmen und Zeithori- 
zonte festgelegt werden. Zudem sollen Indikatoren heran- 


Vgl. Erklärung der Bundesregierung zum Ersten Fortschrittsbericht; 
in: Nationaler Integrationsplan, Erster Fortschrittsbericht, Berlin 
2008, S. 31/32. 

Vgl. hierzu insbesondere die Beiträge der Migrantenorganisationen, 
der BAGFW sowie des DGB zum Ersten Fortschrittsbericht zur Um- 
setzung des Nationalen Integrationsplans. 

Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Berichtes befindet sich das 
Konzept noch in der Abstimmung innerhalb der Bundesregierung. 


gezogen bzw. entwickelt werden, mit denen die 
Zielerreichung überprüft werden kann. 

1.2 Partizipative Integrationspolitik: Dialog 
mit Migrantinnen und Migranten 

Integration braucht die direkte Beteiligung von Migran- 
tinnen und Migranten. Es ist ein bedeutender Erfolg des 
Nationalen Integrationsplans, dass die Bereitschaft und 
Offenheit zum partnerschaftlichen Dialog auf breite Ak- 
zeptanz gestoßen ist. Die verantwortliche Beteiligung von 
Migrantinnen und Migranten an der Erarbeitung und Um- 
setzung von Konzepten und Maßnahmen ist mittlerweile 
nicht mehr die Ausnahme, sondern wird zunehmend zur 
Regel. Migrantenorganisationen haben sich im Berichts- 
zeitraum verstärkt in die fachliche Debatte eingebracht. 
Sie haben die zahlreichen neuen Mitwirkungsangebote in 
Gremien und Arbeitsgruppen zur Integration wie auch zu 
übergreifenden gesellschaftspolitischen Themen wahrge- 
nommen. Ihnen wird in der Integrationspolitik eine wich- 
tige Rolle als Brückenbauer, Mobilisierer und Experten 
für die eigene Lebenswelt zugeschrieben. 

Integrationsprogramme und -maßnahmen setzen zuneh- 
mend auf Migrantenorganisationen, und zwar nicht nur 
als Mitwirkende, sondern auch als Träger von Maßnah- 
men. Als Anbieter von Integrationsangeboten verfügen 
sie über spezifische Potenziale. Diese sind insbesondere 
ihre Erreichbarkeit vor Ort, ihre passgenauen Angebote, 
ihre spezifischen Kenntnisse der Problemlagen und ihre 
spezifischen Kompetenzen wie Sprachkenntnisse, ihr un- 
mittelbarer Kontakt zur Zielgruppe der Maßnahme sowie 
ihre interkulturelle Ausrichtung. Als wichtiger Aspekt 
gilt auch, dass die Durchführung von Integrationsmaß- 
nahmen durch Migrantenorganisationen von der Ziel- 
gruppe als Signal ihrer Zugehörigkeit und Anerkennung 
ihrer Leistungen wahrgenommen wird. 

Die stark wachsenden Partizipationsmöglichkeiten und -an- 
gebote übersteigen jedoch oft die Ressourcen und Kapazi- 
täten der Migrantenorganisationen. Die überwiegend eh- 
renamtlich tätigen Organisationen stoßen vielfach an die 
Grenzen ihrer Möglichkeiten. Um die Potenziale von Mi- 
grantenorganisationen wirksam werden zu lassen, ist es 
daher erforderlich, die Rahmenbedingungen ihrer Arbeit 
und die Kooperation öffentlicher Stellen wie auch gesell- 
schaftlicher Organisationen mit ihnen zu verbessern. Vor 
diesem Hintergrand hat sich die Beauftragte dafür einge- 
setzt, im Rahmen der Arbeiten am bundesweiten Integra- 
tionsprogramm einen Schwerpunkt auf die Stärkung von 
Migrantenorganisationen zu legen. Sie begrüßt, dass in 
diesem Zusammenhang detaillierte Empfehlungen erar- 
beitet wurden, die geeignet sind, die Partizipation von 
Migrantenorganisationen als Träger von IntegrationsfÖr- 
dermaßnahmen auszuweiten. 

Im Rahmen des Ersten Fortschrittsberichts haben sich 
Migrantenorganisationen dafür eingesetzt, ihre Beteili- 
gung an der Planung und Ausgestaltung der Integrations- 
politik zu institutionalisieren. Sie schlagen hierfür die 


Vgl. Kapitel II.7. 
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Einrichtung eines „Bundesbeirats für Integration und Mi- 
gration“ vor. In ihm sollten Vertreterinnen und Vertreter 
von Nichtregierungsorganisationen, Ministerien, der Wis- 
senschaft etc. mitwirken, die „kontinuierlich Analysen 
und Vorschläge zur Integrationspolitik entwickeln, sowie 
den Umsetzungsprozess des Nationalen Integrationsplans 
begleiten“.'^ Die Beauftragte hat sich im Rahmen der Ko- 
alitionsverhandlungen im Herbst 2009 nachdrücklich da- 
für eingesetzf, dieses Anliegen aufzugreifen. Der Koali- 
tionsvertrag hält entsprechend fest, dass der Dialog 
zwischen Staat und Gesellschaft, insbesondere mit Mi- 
grantinnen und Migranten, in institutionalisierter Form 
fortgesetzt werden soll und die Gründung eines Bundes- 
beirates für Infegration angestrebt wird.'* Geplant ist, den 
Integrationsbeirat bei der Beauftragten einzurichten. Der 
Beirat soll die Beauftragte insbesondere bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben berafen und die Weiferenfwicklung und 
Umsefzung des Nationalen Integrationsplans begleiten. 

1.3 Kooperative Integrationspolitik: Die 
integrationspolitische Zusammen- 
arbeit der Länder 

Die länderübergreifende integrationspolitische Zusam- 
menarbeit wurde im Berichtszeitraum weiter verstärkt 
und verstetigt. Mit der regelmäßigen Zusammenkunft im 
Rahmen der „Integrationsministerkonferenz“ haben die 
Länder ihre Zusammenarbeit auf eine qualitativ neue 
Stufe gehoben und der wachsenden Bedeutung der Inte- 
grationspolitik entsprechend Ausdruck verliehen. Die für 
Infegrationsfragen zusfändigen Ministerinnen und Minis- 
ter, Senatorinnen und Senatoren der Länder kamen im 
Berichtszeitraum zu vier Konferenzen zusammen.'^ Auf 
ihrer 4. Konferenz am 26. Juni 2009 beschlossen sie Re- 
gularien für ihre weitere Zusammenarbeit. Sie sehen un- 
ter anderem vor, dass die Konferenz einmal jährlich tagt, 
dass der Vorsitz jährlich zum 1. Oktober eines Jahres 
wechselt und dass zur Vorbereitung von Beschlüssen und 
zur Bearbeitung von Aufträgen auf die bestehende Län- 
derarbeitsgemeinschaft für Integration und Migration/ Ar- 
geflü^o zurückgegriffen wird. Der Bund nimmt durch den 
Bundesminister des Inneren und die Beauftragte regelmä- 
ßig als Gast an den Sitzungen teil. 

Standen zu Beginn der länderübergreifenden Zusammen- 
arbeit noch die Beiträge der Länder zum Nationalen Inte- 
grationsplan im Vordergrund,^' so hat sich im Berichts- 


Nationaler Integrationsplan: Erster Fortschrittsbericht, Berlin 2008, 
S. 213. Im April 2009 hat die Türkische Gemeinde in Deutschland 
(TGD) ein Konzept zur konkreten Ausgestaltung eines Integrations- 
beirats vorgelegt. 

Wachstum. Bildung. Zusammenhalt. Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und FDP, 17. Legislaturperiode, 2009, S. 66. 

Am 10. April 2008 in Kiel, am 30. September 2008 und am 26. Juni 
2009 jeweils in Hannover und am 1 9. März 20 1 0 in Düsseldorf. 

20 Die Länder arbeiten seit vielen Jahren zu den Themenfeldem Integra- 
tion, Migration und Flüchtlingsfragen im Rahmen der „Länderar- 
beitsgemeinschaft für Integration und Flüchtlingslfagen“, kurz: Ar- 
geflü, zusammen. Im Zuge der Erarbeitung der Regularien für die 
Integrationsministerkonferenz wurde diese Arbeitsgemeinschaft um- 
benannt in „Länderarbeitsgemeinschaft für Integration und Migra- 
tion/ Argeflü“. 

2* Vgl. 7. Lagebericht, S. 16. 


Zeitraum das Handlungsspektrum kontinuierlich erweitert 
und vertieft. Neben Diskussionen und Beschlüssen zu in- 
tegrationspolitisch aktuellen Fragestellungen ist die Ein- 
richtung von länderoffenen Arbeitsgruppen hervorzuhe- 
ben, die sich über einen längeren Zeitraum vertieft mit 
zentralen integrationspolitischen Fragestellungen ausei- 
nandersetzen. Im Berichtszeitraum wurden Arbeitsgrup- 
pen zu den Themen Indikatorenentwicklung und Monito- 
ring, zur attraktiveren Gestaltung des Erwerbs der 
deutschen Staatsangehörigkeit, zum Antisemitismus und 
Rassismus unter Zugewanderten, zum Dialog mit dem Is- 
lam in den Ländern sowie zur Optimierung des Integra- 
tionsmanagements eingerichtet. 

Aufgrund der unterschiedlichen fachlichen Zuordnung 
des Themas Integration in den Kabinetten der Länder 
kommen in der Zusammenarbeit der Konferenz der für 
Integration zuständigen Ministerinnen und Minister un- 
terschiedliche fachpolitische Perspektiven zum Tragen. 

Zehn der 16 Bundesländer haben die Federführung für die 
Integrationspolitik einem Ministerium für Soziales bzw. 
Familie zugeordnet, jeweils drei Bundesländer einem 
Ministerium für Justiz oder für Inneres. Mit der Kabi- 
nettsumbildung in Niedersachsen verschiebt sich diese 
Gewichtung zugunsten der Sozialministerien. 

In den einzelnen Ländern ist die Integrationspolitik im 
Berichtszeitraum zunehmend zu einem eigenständigen 
Handlungsfeld von hohem gesellschaftspolitischem Ge- 
wicht geworden. Dies zeigt sich unter anderem darin, 
dass mittlerweile fünf Bundesländer die Zuständigkeit für 
Integration in den Titelbezeichnungen ihrer federführen- 
den Ressorts ausgewiesen haben .22 Als erstes Bundesland 
hat Nordrhein- Westfalen im Jahr 2005 ein Ministerium 
für Generationen, Familien, Frauen und Integration ein- 
gerichtet, im Jahr 2006 folgte Berlin mit der Senatsver- 
waltung für Integration, Arbeit und Soziales, im Jahr 
2008 Niedersachsen mit dem Ministerium für Inneres, 
Sport und Integration (seit April 2010 ist Integration im 
„Ministerium für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit 
und Integration“ angesiedelt), im Jahr 2009 Hessen mit 
dem Ministerium der Justiz, für Integration und Europa 
und im selben Jahr Schleswig-Holstein mit dem Ministe- 
rium für Justiz, Gleichstellung und Integration. 

Neben den Konferenzen auf Ministerebene fanden im Be- 
richtszeitraum weiterhin regelmäßig im Frühjahr und im 
Herbst jeden Jahres die Treffen der Integrationsbeauftrag- 
ten der Länder statt. Die institutioneile Anbindung und 
das Aufgabenspektrum der Integrationsbeauftragten vari- 
iert von Land zu Land zum Teil erheblich. In Sachsen und 
in Schleswig-Holstein sind die Beauftragten für Inte- 
gration bzw. Flüchtlingsfragen bei den Landtagen einge- 
richtet und entsprechend dem Landesparlament verant- 
wortlich. 2 * In den übrigen Bundesländern sind die 
Integrationsbeauftragten in die Strukturen der für Integra- 


22 Als Vorläufer dieser Entwicklung kann die Einrichtung einer Senats- 
stelle für „Kultur und Ausländerintegration“ von 1991 bis 1995 in 
Bremen gelten. 

23 In Schlewig-Holstein gibt es seit 2009 zusätzlich einen Beauftragten 
der Landesregierung, angesiedelt beim Ministerium für Justiz, 
Gleichstellung und Integration. 
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tion zuständigen Ministerien bzw. Senatsverwaltungen 
auf untersehiedliehen Hierarehieebenen eingebunden.^^ 
Sie wirken zum Teil als Gesehäftsstellen für die in fast al- 
len Ländern eingeriehteten Integrationsbeiräte^^, nehmen 
in einigen Fällen ministerienübergreifende Koordinie- 
rungsaufgaben im Politikfeld Integration wahr oder sind 
mit der Konzeption von landesweiten Integrationsplänen 
beauftragt. Ihr Gestaltungsspielraum hängt dabei in ho- 
hem Maße von der institutioneilen Einbindung sowie der 
jeweiligen Personal- und Mittelausstattung ab. 

Trotz der zum Teil erhebliehen Untersehiede in den Län- 
dern hinsiehtlieh der Größe der zugewanderten Bevölke- 
rung, deren Zusammensetzung und aueh im Hinbliek auf 
die vorhandene Infrastruktur zur Förderung von Integra- 
tion besteht eine große Übereinstimmung über die Ziele 
und Handlungs Felder der Integrationspolitik zwisehen 
den Ländern. Der gemeinsame Beitrag der Länder zum 
Ersten Fortsehrittsberieht zur Umsetzung des Nationalen 
Integrationsplans dokumentiert dies. Dort beriehten die 
Länder über ihre Integrationspolitik so umfassend, wie 
dies noeh nie zuvor erfolgt ist.^^ 

Die Beauftragte begrüßt die Bestrebungen der Länder, ihre 
integrationspolitisehe Zusammenarbeit auf Ministerebene 
weiter zu verstärken und Integration als gesellsehaftspoliti- 
sehe Quersehnittsaufgabe strukturell zu verankern. 

2. Strukturdaten und Ausgangslage 

2.1 Integration und demographischer 

Wandel: Die Zukunftsfähigkeit der 
Gesellschaft sichern 

Die deutsehe Gesellsehaft durehläuft einen tief greifen- 
den Wandlungsprozess. Zu den Ursaehen gehört nieht zu- 
letzt die demographisehe Entwieklung, d. h. die Alterung 
und Abnahme der Bevölkerung, eine niedrige Geburten- 
rate und Zuwanderung. Kurz gesagt: die deutsehe Bevöl- 
kerung wird weniger, älter und vielfältiger. Die ethni- 
sehe, demographisehe, kulturelle und soziale Vielfalt ist 
jedoeh regional untersehiedlieh ausgeprägt. Insgesamt er- 
fordert der demographisehe Wandel erhebliehen Anpas- 
sungsbedarf in Wirtsehaft und Gesellsehaft sowie im in- 
frastrukturellen Bereieh.28 


Die Ansiedlung erfolgt in vielen Fällen auf der Ebene von Referats- 
leitungen, in einigen Fällen auf Ebene von Amtsleitungen. In weni- 
gen Fällen wird das Amt in Personalunion mit politischen Leitungs- 
lunktionen (Minister- oder Staatssekretärsebene) ausgeübt. 

Vgl. Türkische Gemeinde in Deutschland: Die politische Teilhabe 
von Einwanderern und Einwanderinnen in den Integrationsbeiräten 
der Bundesländer, Berlin 2010. 

Nationaler Integrationsplan: Erster Fortschrittsbericht, Berlin 2008, 
S. 104. 

22 Für wesentliche Eckdaten der zukünftigen Bevölkerungsentwicklung 
in Deutschland vgl. Begleitmaterial zur Pressekonferenz des Statisti- 
schen Bundesamtes zur 12. koordinierten Bevölkerungsvorausbe- 
rechnung am 18. November 2009 in Berlin, abrufbar unter: http:// 
www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Intemet/DE/Presse/ 

pk/2009/Bevoelkerung/bevoelkerungsentwicklung2009 lieber 

sicht, template Id=renderPrint.psml 

2^ Mit Beschluss vom 17. /18. November 2009 hat das Kabinett den 
Bundesminister des Innern beauftragt, einen interministeriellen 
Staatssekretärs-Ausschuss zum demographischen Wandel einzubem- 
fen. Bis 2011 soll dem Kabinett ein Bericht vorgelegt, bis 2012 eine 
ressortübergreifende Demographie-Strategie entwickelt werden. 


Aktive Zuwanderung von außen könnte selbst bei stei- 
genden Zuwanderungsraten die Abnahme der Bevölke- 
rung, deren Alterung und die Abnahme des Erwerbspo- 
tenzials nicht aufhalten, allenfalls leicht verlangsamen. 
Obgleich die Zuwanderung gegenwärtig vergleichsweise 
gering ist, prägt der hohe und wachsende Anteil von 
Menschen mit Migrationshintergrund die deutsche Ge- 
sellschaft nachhaltig. Die erfolgreiche Integration von 
Menschen mit Migrationshintergrund ist für die Bewälti- 
gung des demographischen und gesellschaftlichen Wan- 
dels zentral. Eine älter werdende Gesellschaft kann es 
sich nicht leisten, die Potenziale von Kindern und Ju- 
gendlichen mit Migrationshintergrund nicht zu nutzen 
und zu fördern. Dabei geht es nicht nur darum, qualitati- 
ven und quantitativen Einbrüchen im Arbeitskräfteange- 
bot entgegenzuwirken. Noch wichtiger ist es, dass in 
Deutschland jeder, ungeachtet seiner Herkunft, eine 
Chance auf gesellschaftliche Teilhabe und Zugang zu Bil- 
dung und Arbeitsmarkt erhält, um so den gesellschaftli- 
chen Zusammenhalt zu sichern: „Die Zukunftsfähigkeit 
einer Gesellschaft hängt maßgeblich davon ab, ob es ihr 
gelingt, Menschen mit unterschiedlicher Herkunft, unter- 
schiedlichen kulturellen Prägungen und unterschiedli- 
chem sozialen Status zu integrieren, ihnen das Gefühl der 
Zugehörigkeit zu vermitteln und eine Aufstiegsperspek- 
tive zu bieten.“29 

Integration ist also mehr denn je eine politische und ge- 
sellschaftliche Aufgabe von zentraler Bedeutung. Es gilt, 
den gesellschaftlichen Wandel und Umbruch v. a. auch 
als integrationspolitische Chance zu begreifen und zu nut- 
zen. Der gesellschaftliche Zusammenhalt ist für die Zu- 
kunft der deutschen Gesellschaft entscheidend. 

2.2 Die Bevölkerung mit Migrationshinter- 

grund: Kennzeichen und Struktur 

2.2.1 Datenauswahl 

Der folgende Überblick über die Größenordnung und die 
ausgewählten Strukturmerkmale^o der Bevölkerung mit 
Migrationshintergrund veranschaulicht, wie sich die 
Struktur der deutschen Gesellschaft durch vergangene 
und aktuelle Zuwanderungsprozesse dauerhaft und lang- 
fristig verändert hat und weiter verändern wird. Dabei 
werden die strukturellen Besonderheiten der Bevöl- 
kerung mit Migrationshintergrund aufgezeigt. Die Zuge- 
hörigkeit zu dieser Gruppe sagt selbst wenig über den 
Grad der Integration in die deutsche Gesellschaft aus. 
Dieser Status ist aber teilweise an Charakteristika gekop- 


2^ Das vom Bundespräsidenten gemeinsam mit der Bertelsmann-Stif- 
tung gegründete Forum Demographischer Wandel befasste sich 2008 
explizit mit Fragen nach der Bedeutung gesellschaftlicher Verschie- 
denheit (Heterogenität) und ihren Wechselwirkungen mit dem demo- 
graphischen Wandel: Positionspapier des Forums Demographischer 
Wandel, Gütersloh 2008, S. 2. 

Für eine ausführliche Analyse wichtiger Strukturmerkmale auf der 
Basis des Mikrozensus 2007 vgl. Rühl, Stefan: Grunddaten der Zu- 
wandererbevölkerung in Deutschland. Working Paper 27 der For- 
schungsgruppe des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
(2009), Teil 6 der Reihe „Integrationsreport“. 
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pelt, die auf spezifische Problemlagen und ein erhöhtes 
Risiko für soziale Exklusion hindeuten. Diese Tatsache 
wird in den folgenden Kapiteln noch vertiefend disku- 
tiert. 

Die Beschreibung der strukturellen Situation beschränkt 
sich auf Bestandsdaten. Für eine ausführliche Darstellung 
der Wanderungsdaten sei auf den Migrationsbericht 2008 
der Bundesregierung^! verwiesen. Auf eine gesonderte 
Betrachtung der ausländischen Bevölkerung auf der 
Grundlage des Ausländerzentralregisters wird verzichtet. 
Eine Gesellschaft, die sich in ihrer nationalen und eth- 
nisch-kulturellen Zusammensetzung fortwährend verän- 
dert, lässt sich - wie bisher in den amtlichen Statistiken 
üblich - durch eine Unterteilung in Ausländerinnen und 
Ausländer und Deutsche nicht mehr angemessen abbil- 
den. Ausländische Staatsangehörige sind mit rund 
46,7 Prozent nur noch eine Teilmenge der Personen mit 
Migrationshintergrund neben Eingebürgerten und (Spät-) 
Aussiedlem sowie deren in Deutschland geborenen Kin- 
dern. Die Einführung des Geburtsortprinzips (ius soli) 
durch die Reform des Staatsangehörigkeitsgesetzes im 
Jahr 2000 hat die Zahl der als Ausländer geborenen Kin- 
der deutlich verringert. ^2 

Mit dem Mikrozensusgesetz 2005 wurde auf die Defizite 
der amtlichen Statistiken reagiert und das Konzept der 
„Bevölkerung mit Migrationshintergrund“ eingeführt. 
Seitdem ist auf der Grundlage des Mikrozensus eine dif- 
ferenzierte Betrachtung der Bevölkerung mit und ohne 
Migrationshintergrund möglich. 

2.2.2 Bevölkerung mit Migrationshintergrund 

Von den 82,1 Millionen Einwohnern Deutschlands im 
Jahr 2008 hatten 15,6 Millionen Personen einen Migra- 
tionshintergrund. D. h. 19 Prozent der Gesamtbevölke- 
rung (2005: 18,3 Prozent, 2007: 18,7 Prozent) sind seit 
1 950 nach Deutschland zugewandert oder sind Nachkom- 
men von Zuwanderinnen oder Zuwanderem (vgl. Tabelle 1). 


Migrationsbericht 2008 des Bundesamtes für Migration und Flücht- 
linge im Auftrag der Bundesregierung, abrufbar unter: http:// 
www.bamf.de/cln_l 70/nn_44 1 880/DE/Migration/Forschung/Ergeb 

nisse/Migrationsberichte/migrationsberichte-node.html? nnn=true. 

Die am 1. Januar 2000 in Kraft getretene Neuregelung des Staatsan- 
gehörigkeitsrechts sieht vor, dass in Deutschland geborene Kinder 
von Ausländerinnen und Ausländem die deutsche Staatsangehörig- 
keit und jene der Eltern erhalten, wenn ein Eltemteil sich länger als 
acht Jahre rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält. Die doppelte Staats- 
angehörigkeit gilt maximal bis zum Alter von 23 Jahren. Im Mikro- 
zensus werden sie als „Deutsche mit Migrationshintergmnd“ ausge- 
wiesen, in sonstigen Registern und Statistiken jedoch 
(ausschließlich) als Deutsche. 


Mit 7,3 Millionen Menschen ist weniger als die Hälfte der 
Bevölkerung mit Migrationshintergrund ausländischer 
Staatsangehörigkeit (8,9 Prozent der Gesamtbevölke- 
rung), 8,3 Millionen haben einen deutschen Pass 
(10,1 Prozent der Gesamtbevölkerung). 

Der leichte Anstieg des Anteils der Bevölkerung mit Mig- 
rationshintergrund ist auf zwei Ursachen zurückzuführen: 
Im Vergleich zu 2007 ist die Bevölkerung ohne Migra- 
tionshintergrund um 277 000 auf 66,6 Millionen Perso- 
nen zurückgegangen. Gleichzeitig ist die Bevölkerung 
mit Migrationshintergrund durch Zuzug und Geburten um 
155 000 Personen angewachsen. Im Rahmen dieses An- 
stiegs ist zwar der Ausländeranteil seit 2005 relativ kon- 
stant geblieben, der Anteil der Deutschen mit Migrations- 
hintergrund stieg in diesem Zeitraum aber an (2005: 
9,4 Prozent, 2007: 9,9 Prozent, 2008: 10,1 Prozent). Der 
stärkste Zuwachs war bei Deutschen mit Migrationshin- 
tergrund, aber ohne eigene Migrationserfahrung zu ver- 
zeichnen, also bei den schon in Deutschland geborenen 
Nachkommen von Zuwanderem. 

Eine Differenziemng der Personen mit Migrationshinter- 
grand (vgl. Abbildung 1) zeigt, dass im Jahr 2008 - wie 
im Vorjahr - zwei Drittel (10,6 Millionen) aller Personen 
mit Migrationshintergmnd „eigene Migrationserfahmng“ 
hatten, d. h. sie waren (seit 1950) selbst zugewandert 
(sog. „erste Generation“ ), während knapp ein Drittel 
(4,9 Millionen) bereits in Deutschland geboren worden 
und somit „ohne eigene Migrationserfahrung“ war (sog. 
„zweite“ oder „dritte Generation“). 

5,6 Millionen der 10,6 Millionen Zugewanderten mit ei- 
gener Migrationserfahmng sind Ausländerinnen und Aus- 
länder, fünf Millionen sind deutsche Staatsangehörige. 

Von den 4,9 Millionen Personen ohne eigene Migrations- 
erfahrang sind 1,7 Millionen Ausländerinnen und Aus- 
länder und mnd 3,3 Millionen Deutsche. Während die 
Zahl der Ausländerinnen und Ausländer im Vergleich 
zum Vorjahr annähernd konstant blieb, erhöhte sich die 
Zahl der Deutschen in dieser Teilgrappe um 
94 000 Personen. Es wird im Folgenden deutlich, dass 
ohne die Gmppe der Migrantinnen und Migranten die 
Auswirkungen des demographischen Wandels in 
Deutschland wesentlich größer gewesen wären.^^ 


Vgl. auch BMFSFJ: Der Mikrozensus im Schnittpunkt von Ge- 
schlecht und Migration: Möglichkeiten und Grenzen einer sekundär- 
analytischen Auswertung des Mikrozensus 2005. Forschungsreihe 
Band 5, Baden-Baden 2009. 
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Tabelle 1 

Eckdaten der Bevölkerung mit Migrationshintergrund im Jahr 2008 
(absolute und relative Zahlen) 




in 1 000 

Anteil an der 
Gesamthevölkerung 
(in %) 


Bevölkerung insgesamt 

Männlich 

40.231 

49,0 



Weiblich 

41.904 

51,0 



Gesamt 

82.135 

100,0 

1 

Personen mit Migrationshintergrund 

Männlich 

7.851 

9,6 



Weiblich 

7.716 

9,4 



Gesamt 

15.567 

19,0 

la 

darunter Deutsche 

Männlich 

4.115 

5,0 



Weiblich 

4.182 

5,1 



Gesamt 

8.297 

10,1 

Ib 

darunter Ausländ er/innen 

Männlich 

3.736 

4,5 



Weiblich 

3.535 

4,3 



Gesamt 

7.271 

8,9 

1.1 

. . . mit eigener Migrationserfahrung 

Männlich 

5.245 

6,4 



Weiblich 

5379 

6,5 



Gesamt 

10.624 

12,9 


1.1a darunter Deutsche 

Männlich 

2.420 

2,9 



Weiblich 

2.594 

3,2 



Gesamt 

5.014 

6,1 


1.1b darunter Ausländer/ innen 

Männlich 

2.825 

3,4 



Weiblich 

2.785 

3,4 



Gesamt 

5.610 

6,8 

1.2 

. . . ohne eigene Migrationserfahrung 

Männlich 

2.606 

3,2 



Weiblich 

2.338 

2,8 



Gesamt 

4.944 

6,0 


1.2a darunter Deutsche 

Männlich 

1.695 

2,1 



Weiblich 

1.588 

1,9 



Gesamt 

3.283 

4,0 


1 . 2b darunter Ausländer/ innen 

Männlich 

911 

1,1 



Weiblich 

750 

0,9 



Gesamt 

1.661 

2,0 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008 
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Abbildung 1 


Binnendifferenzierung der Bevölkerung mit Migrationshintergrund 
nach Migrationserfahrung im Jahr 2008 

Migrationshintergrund der Gesamtbevöikerung: 82.135 Mio. 


Deutsche ohne eigene 
Migrationserfahrung 
21,1 % 

(3.283 Mio.) 



Ausländer/'innen mit eigener 
Migrationserfahrung 
36 % 

(5.609 Mio.) 


AusländerZ-innen ohne eigene 
Migrationserfahrung 
10,7% 

(1.661 Mio.) 


Deutsche mit eigener 
Migrationserfahrung 
32,2 % 

(5.014 Mio.) 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008, eigene Darstellung 


2.2.3 Altersstruktur 

Die Alterspyramide für Deutschland im Jahr 2008 zeigt 
(vgl. Abbildung 1 im Anhang), dass der Anteil der Perso- 
nen mit Migrationshintergrund an der Gesamtbevölke- 
rung in den jüngeren Altersstufen am größten ist. So ha- 
ben inzwischen 34,4 Prozent der Kinder unter fünf Jahren 
einen Migrationshintergrund, bei den Kindern bis zum 
Lebensalter von zehn Jahren sind es 32,7 Prozent. Auch 
in der Altersgruppe bis 35 Jahre beträgt der Anteil der 
Personen mit Migrationshintergrund mit 27,3 Prozent 
deutlich über ein Fünftel der Gesamtbevölkerung. Dage- 


gen beträgt der Migrantenanteil in der Altersgruppe über 
65 Jahre nur 8,5 Prozent. 

Außerdem zeigt die Alterspyramide, dass durch die Re- 
form des Staatsangehörigkeitsrechts der Anteil der Kin- 
der mit ausländischer Staatsangehörigkeit an der Bevöl- 
kerung mit Migrationshintergrund insbesondere bei den 
Kindern unter sechs Jahren deutlich geringer ausfällt als 
bei den weiteren (jüngeren) Altersstufen. 

Bei einem Vergleich der Bevölkerung mit und ohne Mi- 
grationshintergrund (vgl. Abbildung 2) zeigt sich, dass 


Abbildung 2 


Alter nach Migrationshintergrund im Jahr 2008 



unters 5- 10 10- 15 15-20 20-25 25-35 35-45 45-55 55-65 65-75 75-85 85-95 95 und 

mehr 


□ Beiölkerung mit Migrationshintergrund ■ Bevölkerung ohne Migrationshintergrund 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008 
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die beiden Bevölkerungsgruppen eine unterschiedliche 
Alterstruktur haben. So ist beispielsweise bei der Bevöl- 
kerung mit Migrationshintergrund der Anteil der Kinder 
unter fünf Jahren mit 7,4 Prozent mehr als doppelt so 
hoch wie bei der Bevölkerung ohne Migrationshinter- 
grund (3,3 Prozent). Das Gegenteil ist bei den älteren 
Jahrgängen der Fall: 23,1 Prozent der Personen ohne Mi- 
grationshintergrund sind über 65 Jahre alt, bei den Mi- 
granten sind es nur 9,2 Prozent. 

Insgesamt sind Personen mit Migrationshintergrund 
(Durchschnittsalter: 34,4 Jahre) im Schnitt deutlich jün- 
ger als jene ohne Migrationshintergrund (Durchschnitts- 
alter: 45,3 Jahre). An der Alterspyramide ist erkennbar, 
dass der Anteil der Personen ohne Migrationshintergrund 
in den jüngeren Jahrgängen abnimmt, die Gruppe der Per- 
sonen mit Migrationshintergrund bleibt hingegen kon- 
stant. Gleichzeitig ist angesichts des großen Anteils jun- 
ger Migrantinnen und Migranten davon auszugehen ist, 
dass der Anteil der Bevölkerung mit Migrationshinter- 
grund kontinuierlich zunehmen wird. 

2.2.4 Geschlechtsstruktur 

Betrachtet man die Verteilung der Bevölkerung mit Mi- 
grationshintergrund nach Geschlecht, so zeigt sich, dass 
der Anteil der Männer etwas höher liegt als jener der 
Frauen (50,4 Prozent zu 49,6 Prozent), bei der Bevölke- 
rung ohne Migrationshintergrund liegt der Frauenanteil 
hingegen höher (51,4 Prozent gegenüber 48,6 Prozent). 

Bei den einzelnen Gruppen sind jedoch je nach Her- 
kunftsland bzw. -region zum Teil deutliche Unterschiede 
festzustellen. So ist beispielsweise ein überproportionaler 
Frauenanteil bei Personen mit polnischem, rumänischem, 
ukrainischem und russischem Hintergrund zu verzeich- 
nen. Die Bevölkerung afrikanischer, italienischer und 
griechischer Herkunft sowie Personengruppen aus dem 
Nahen und Mittleren Osten sind hingegen durch einen 
deutlich höheren Männeranteil gekennzeichnet.^'* 

2.2.5 Generativedk/erhalteruncGeburtenzahlen 

Unter allen demographischen Veränderungen hat der Ge- 
burtenrückgang der letzten Jahrzehnte die größte Auf- 
merksamkeit auf sich gezogen. Im Kontext von Zuwan- 
derung und demographischem Wandel wird deshalb 
zunehmend auch das generative Verhalten von Frauen mit 
Migrationshintergrund thematisiert und z. T. auch pole- 
misch diskutiert. 

Es ist einerseits davon auszugehen, dass das generative 
Verhalten von Migrantinnen in Deutschland starken An- 
passungsprozessen an Normen und Verhalten einer durch 
niedrige Geburtenzahlen geprägten Gesellschaft unter- 
worfen ist. Eine Studie des Bundesministeriums für Fa- 
milie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) kommt 
anderseits zu dem Schluss, dass „im Hinblick auf die Fa- 


Für eine ausführliche Analyse vgl. Rühl, Stefan: Grunddaten der Zu- 
wandererbevölkerung in Deutschland. Working Paper 27 der For- 
schungsgruppe des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
(2009), Teil 6 der Reihe „Integrationsreport“. 


milienkonstellation und die Anzahl der Kinder zwischen 
den Bevölkerungsgruppen mit und ohne Migrationshin- 
tergrund - auch bei durchaus bestehender Heterogenität 
in der Population mit Migrationserfahrung - derzeit signi- 
fikante Unterschiede bestehen. Die Bevölkerung mit Mi- 
grationshintergrund zeichnet sich zum einen durch eine 
deutlich höhere Anzahl von Familien mit Kindern und 
zum anderen durch kinderreiche Familien aus.“ 

Der Mikrozensus 2008 lässt erstmalig Aussagen zu Kin- 
derlosigkeit und Geburtenzahlen zu, da zum ersten Mal 
alle Frauen zwischen 15 und 75 Jahren gefragt wurden, 
ob sie Kinder geboren haben und wenn ja, wie viele. 

Die nachfolgende gesonderte Betrachtung der Frauen mit 
Migrationshintergrund beschränkt sich auf Frauen mit ei- 
gener Migrationserfahrung. Denn die Gruppe jener 
Frauen, die in Deutschland als Nachkommen von Perso- 
nen mit Migrationserfahrung geboren wurden, ist relativ 
klein und zu über 80 Prozent jünger als 35 Jahre. 

15 Prozent der in Deutschland lebenden Frauen zwischen 

16 und 75 Jahren sind im Ausland geboren und nach 
Deutschland zugewandert (= eigene Migrationserfah- 
rung). Sie haben einen Teil ihres Lebens nicht in Deutsch- 
land verbracht und sind somit zumindest teilweise durch 
andere Verhältnisse und Erfahrungen als die in Deutsch- 
land geborenen Frauen geprägt. Von diesen Frauen sind 
53 Prozent Ausländerinnen und 47 Prozent deutsche 
Staatsangehörige . 

Die Fertilität dieser Frauen unterscheidet sich von jener 
der Frauen ohne Migrationserfahrung: 

- Frauen mit Migrationserfahrung sind seltener kinder- 
los als die in Deutschland geborenen Frauen. So haben 
von den 35- bis 44-jährigen Zuwanderinnen (Jahr- 
gänge 1964 bis 1973, Altersangaben bezogen auf das 
Jahr 2008) 13 Prozent keine Kinder, bei den in 
Deutschland geborenen Frauen sind es 25 Prozent. 
Unter den 25- bis 34-Jährigen haben 39 Prozent der 
Frauen mit Migrationserfahrung bisher noch keine 
Kinder, bei den Frauen ohne Migrationserfahrung sind 
es mit 61 Prozent erheblich mehr. Allerdings ist davon 
auszugehen, dass bei diesen jüngeren Frauen der An- 
teil der Kinderlosen noch sinken wird. 

- Unterschiede im Geburtenverhalten zeigen sich außer- 
dem in der Zahl der Kinder je Mutter (vgl. Tabelle 2): 
Die Mütter, die im Ausland geboren wurden, haben 
-bezogen auf alle Jahrgangsgruppen - seltener nur 
ein oder zwei, aber häufiger drei Kinder (17 Prozent 
gegenüber 14 Prozent) und erheblich öfter vier oder 
mehr Kinder (11 Prozent gegenüber 6 Prozent). Waren 
die Unterschiede bei den Frauen der Jahrgänge 1933 
bis 1943 noch nicht so gravierend, nehmen sie in den 
jüngeren Geburtsjahrgängen zu. So ist beispielsweise 
der Anteil der Frauen mit Migrationserfahrung an al- 
len Müttern mit vier oder mehr Kindern überdurch- 


BMFSFJ: Der Mikrozensus im Schnittpunkt von Geschlecht und Mi- 
gration: Möglichkeiten und Grenzen einer sekundäranalytischen 
Auswertung des Mikrozensus 2005. Forschungsreihe Band 5, Baden- 
Baden 2009, S. 61. 
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Tabelle 2 


Mütter nach Migrationserfahrung und Zahl der Kinder (Jahrgänge 1933 his 1992) im Jahr 2008 


Jahrgänge 
(Alter im Jahr 2008) 

Insgesamt 

Mütter 

mit ... Kind(ern) 

1 

2 

3 

4 

oder mehr 

ohne 

Angabe 

I 0001 

%i 

Insgesamt 

1984-1992(16-24) 

253 

80 

17 

- 

- 

1 

1974-1983 (25-34) 

2.032 

52 

36 

9 

3 

0 

1964-1973 (35-44) 

4.694 

32 

44 

14 

5 

6 

1954-1963 (45-54) 

4.948 

27 

45 

15 

6 

8 

1944-1953 (55-64) 

3.927 

30 

45 

15 

7 

3 

1933-1943 (65-75) 

4.610 

26 

41 

19 

13 

1 

Insgesamt 

20.465 

31 

42 

15 

7 

4 

ohne Migrationserfahrung 

1984-1992(16-24) 

181 

83 

14 

- 

- 

1 

1974-1983 (25-34) 

1.413 

56 

34 

7 

2 

0 

1964-1973 (35-44) 

3.733 

34 

45 

12 

3 

6 

1954-1963 (45-54) 

4.115 

28 

45 

14 

5 

8 

1944-1953 (55-64) 

3.341 

31 

46 

15 

5 

3 

1933-1943 (65-75) 

4.221 

26 

41 

19 

12 

1 

Insgesamt 

17.006 

32 

43 

14 

6 

4 

mit Migrationserfahrung 

1984-1992(16-24) 

72 

72 

24 

- 

- 

0 

1974-1983 (25-34) 

619 

41 

41 

14 

5 

0 

1964-1973 (35-44) 

961 

23 

41 

19 

10 

7 

1954-1963 (45-54) 

832 

21 

40 

18 

11 

11 

1944-1953 (55-64) 

586 

23 

39 

17 

15 

6 

1933-1943 (65-75) 

389 

21 

35 

21 

21 

2 

Insgesamt 

3.459 

27 

39 

17 

11 

6 


• Abweichungen in den Summen sowie Differenz zu 100 Prozent rundungsbedingt. Ergebnisse des Mikrozensus 2008 - Bevölkerung am Haupt- 
wohnsitz. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008; Entnommen aus: Begleitmaterialen zur Pressekonferenz des Statistischen Bundesamtes zu „Mi- 
krozensus 2008 - Neue Daten zur Kinderlosigkeit in Deutschland“ am 29. Juli 2009 in Berlin, S. 23. 
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schnittlich hoch und hat sich von 14 Prozent bei den 
älteren Jahrgängen (1933 bis 1943) auf 42 Prozent bei 
den 1964 bis 1973 geborenen Müttern erhöht (vgl. 
Tabelle 3). 

Aueh bei den Migrantinnen nimmt die Zahl der Kinder 
ab. Tabelle 2 zeigt, dass wie bei den in Deutsehland gebo- 
renen Müttern aueh bei den Müttern mit Migrationserfah- 
rung die jüngeren Jahrgänge immer seltener vier oder 
mehr Kinder haben: Von den 1933 bis 1943 geborenen 
Müttern mit Migrationserfahrung haben 21 Prozent min- 
destens 4 Kinder zur Welt gebraeht. Von den zehn Jahre 
jüngeren (Kohorten 1944 bis 1953) Frauen haben 
15 Prozent mindestens 4 Kinder und von den zwisehen 
1954 und 1963 geborenen Frauen mit Migrationserfah- 
mng, bei denen es aufgrund ihres Alters nieht mehr zu 
großen Veränderungen der Kinderzahl kommen wird, ha- 
ben nur noeh 1 1 Prozent 4 oder mehr Kinder.^'^ 

2.2.6 Pluralisierung der Lebens- und 
Familienformen 

Zu den tief greifenden Veränderungen der Gesellsehaft 
gehören die zunehmende Individualisierung und die da- 
mit verbundene Pluralisierung in der Gestaltung von Fa- 


Vgl. Begleitmaterialen zur Pressekonferenz des Statistischen Bun- 
desamtes zu „Mikrozensus 2008 - Neue Daten zur Kinderlosigkeit in 
Deutschland“ am 29. Juli 2009 in Berlin, S. 24. 


milien- und Lebensformen. So nimmt der Typus der 
„Normalfamilie“, traditionell verstanden als Lebensform 
von Ehepartnern mit einem oder mehreren Kindern, seit 
Mitte der 1960er Jahre ab und wird dureh eine Vielzahl 
von Lebensformen wie Single-Haushalte, Familien mit 
nur einem Eltemteil, temporäre Lebensgemeinsehaften 
oder Patehwork-Familien ergänzt. Naeh wie vor lebt die 
überwiegende Mehrheit der Kinder in Haushalten mit 
zwei miteinander verheirateten Eltemteilen.^’ Diese Ent- 
wieklungstendenzen sind nieht allein auf die Bevölkerung 
ohne Migrationshintergrund besehränkt, sondern betref- 
fen zunehmend - wenn aueh nieht in dem Ausmaß wie in 
der Bevölkerung ohne Migrationshintergrund - die Be- 
völkerungsgruppe mit Migrationshintergrund. Dabei ist 
zu bedenken, dass vor dem Hintergrund von Asyl, Flueht 
und Arbeitsmigration sowie einsehränkender gesetzlieher 
Bestimmungen zum Familiennaehzug Mensehen mit Mi- 
grationshintergrund nieht immer frei und uneingesehränkt 
über Familiengründung und ihre Familienkonstellation 
entseheiden können. Das Leben in der Migration bedingt 
häufig eine räumliehe Trennung von Familien bzw. ein- 
zelnen Familienmitgliedern, was zu Lebensformen wie 
Singlehaushalten oder Ein-Eltem-Familien führen kann.^* 


Vgl. BMFSFJ: Der Mikrozensus im Schnittpunkt von Geschlecht 
und Migration: Möglichkeiten und Grenzen einer sekundäranalyti- 
schen Auswertung des Mikrozensus 2005. Forschungsreihe Band 5, 
Baden-Baden 2009. 

Vgl. ebd. 


Tabelle 3 


Anteil der Frauen mit Migrationserfahrung an allen Frauen nach Zahl der Kinder 
(Jahrgänge 1933 his 1992) im Jahr 2008 

Ergehnisse des Mikrozensus 2008 - Bevölkerung am Hauptwohnsitz 


Jahrgänge 
(Alter im Jahr 2008) 

Insgesamt 

Mütter 

mit ... Kind(ern) 

Frauen 

ohne 

Kinder 

1 

2 

3 

4 

oder mehr 

% 

1984-1992(16-24) 

28 

26 

41 

- 

- 

12 

1974-1983 (25-34) 

30 

24 

34 

44 

54 

15 

1964-1973 (35-44) 

20 

15 

19 

29 

42 

10 

1954-1963 (45-54) 

17 

13 

15 

20 

31 

9 

1944-1953 (55-64) 

15 

12 

13 

17 

32 

11 

1933-1943 (65-75) 

8 

7 

7 

9 

14 

7 

Insgesamt 

17 

14 

16 

20 

26 

12 


Quelle: Statistisches Bundesamt 2009 (Mikrozensus 2008); Entnommen aus: Begleitmaterialen zur Pressekonferenz des Statistischen Bundesamtes 
zu „Mikrozensus 2008 - Neue Daten zur Kinderlosigkeit in Deutschland“ am 29. Juli 2009 in Berlin, S. 24. 
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Mögliche Anhaltspunkte für den Wandel von Lebens- 
und Familienformen liefert der Mikrozensus beispiels- 
weise mit Daten zum Familienstand, zur Entwicklung 
von Kinderzahlen, zur Haushaltsgröße oder auch zu un- 
terschiedlichen Lebensformen. An dieser Stelle kann aber 
nur kursorisch auf einzelne Merkmale eingegangen wer- 
den. 

2.2. 6.1 Familienstand 

Im Jahr 2008 waren insgesamt rund 38,4 Millionen Per- 
sonen verheiratet. Dies entspricht 54,5 Prozent der Ge- 
samtbevölkerung über 16 Jahre. Differenziert man bei 
den verheirateten Personen nach Migrationshintergrund, 
so sind Unterschiede erkennbar (vgl. Tabelle 4): Wäh- 
rend lediglich 53,4 Prozent der Personen ohne Migra- 
tionshintergrund verheiratet waren, traf dies auf 60 Pro- 
zent der Menschen mit Migrationshintergrund zu. Der 
Anteil der Ledigen an der jeweiligen Teilgruppe über 
16 Jahre wies mit 29,8 Prozent bei Personen ohne Mi- 
grationshintergrund und 28,8 Prozent bei jenen mit Mi- 
grationshintergrund kaum Unterschiede auf Der Anteil 
der Geschiedenen lag bei der Bevölkerung ohne Migrati- 
onshintergrund mit 7,5 Prozent etwas höher als bei den 
über 16jährigen mit Migrationshintergrund (6,5 Prozent). 


2.2.6.2 Bi-kulturelle Ehen 

Der erste Indikatorenbericht der Bundesregierung^^ weist 
die Zahl der bi-kulturellen Ehen als wichtigen Indikator 
für die Integration im familiären Umfeld aus. Mit der Er- 
fassung des Migrationshintergrundes erlaubt es der Mi- 
krozensus, die Ehen nicht nur nach der Nationalität der 
Ehepartner darzustellen, wie dies unter dem Begriff „bi- 
nationale“ Ehen üblich ist, sondern auch Ehen zwischen 
zwei Personen mit Migrationshintergrund und unter- 
schiedlicher Herkunft zu erfassen. Ein solches weiter ge- 
fasstes Verständnis von „bi-kulturellen Ehen“ ist insbe- 
sondere vor dem Hintergrund eines wachsenden Anteils 
Deutscher mit Migrationshintergrund wichtig. 

Die Daten des Mikrozensus 2008 zeigen (vgl. Tabelle 5), 
dass Personen ohne Migrationshintergrund sehr selten in 
Ehen mit Partnern mit Migrationshintergrund leben. 

92.2 Prozent der Personen ohne Migrationshintergrund 
leben in Ehen mit ebensolchen Personen. Nur 2,4 Prozent 


„Integration in Deutschland“, Erster Indikatorenbericht der Bundes- 
regierung, Berlin 2009. Abrufbar unter: http://www.bundesregie 
rung.de/Content/DE/Artikel/IB/Artikel/Integrationsmonitoring/2009- 
06-10-download-erste-indikatorenbericht.html. 


Tabelle 4 


Familienstand der Bevölkerung über 16 Jahre nach Migrationshintergrund 

im Jahr 2008 



Insgesamt 

ledig bzw. Lebens- 
partnerschaft 

verheiratet 

geschieden 


1 000 

%i 

1000 

% 

1000 

% 

1000 

% 

Bevölkerung insgesamt 
(über 16 Jahre) 

70.373 

100,0 

20.858 

29,6 

38.370 

54,5 

5.160 

7,3 

Personen ohne Migra- 
tionshintergrund 
(über 16 Jahre) 

58.453 

83,1 

17.423 

29,8 

31.221 

53,4 

4.374 

7,5 

Personen mit Migra- 
tionshintergrund 
(über 16 Jahre) 

11.921 

16,9 

3.436 

28,8 

7.149 

60,0 

780 

6,5 


* Die Quersumme der Prozentwerte der drei Folgespalten ergibt nicht 100 Prozent, da die Kategorien „verwitwet“ und „keine Angabe“ in der Ta- 
belle nicht berücksichtigt wurden. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008, eigene Berechnung 
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sind mit Partnern einer anderen nationalen Herkunft ver- 
heiratet, lediglieh 2 Prozent mit einer/einem Deutsehen 
mit Migrationshintergrund. Mit 19,3 Prozent ist nur ein 
Fünftel der Mensehen mit Migrationshintergrund mit Per- 
sonen ohne Migrationshintergrund verheiratet. Die Studie 
des BMFSFJ kommt auf der Grundlage einer differen- 
zierteren Analyse der Mikrozensus-Daten von 2005 zu 
dem Schluss, dass die Wahl einer Lebenspartnerin bzw. 
eines Lebenspartners in aller Regel innerhalb der eigenen 
Herkunftsgruppe vollzogen wird. Dies habe zur Folge, 
dass - mehr noch als in anderen Lebenskontexten - im 
Bereich der Familiengründung eine deutlichere Orientie- 
rung an der nationalen Herkunft stattfindet. 

2.2. 6.3 Familien- und Lebensformen 

Vor dem Hintergrund von Pluralisierung und Individuali- 
sierung von Familien- und Lebensformen einerseits und 


Vgl. BMFSFJ: Der Mikrozensus im Schnittpunkt von Geschlecht 
und Migration: Möglichkeiten und Grenzen einer sekundäranalyti- 
schen Auswertung des Mikrozensus 2005. Forschungsreihe Band 5, 
Baden-Baden 2009 


einer zahlenmäßig abnehmenden und stark alternden Ge- 
sellschaft andererseits, ist zunächst der Blick auf den An- 
teil der Kinder an der gesamten Bevölkerungsstruktur von 
Interesse. Setzt man die Anzahl aller in einer Familie le- 
benden Kinder ins Verhältnis zur Größe der jeweiligen 
Bevölkerung (vgl. Tabelle 6), so werden signifikante Un- 
terschiede deutlich. 

Während in der Bevölkerung ohne Migrationshintergrund 
der Anteil der Kinder heute bei 21,5 Prozent liegt, ist die- 
ser in der Gruppe der Personen mit Migrationshinter- 
grund deutlich höher (35,7 Prozent). 

Differenziert man zwischen Kindern mit und ohne Migra- 
tionshintergrund im Hinblick auf ihre Familiensituation 
(vgl. Tabelle 6), so stellt man zwischen ihnen, trotz der in 
beiden Gruppen zu beobachtenden starken Orientierung 
an der klassischen „Normalfamilie“, signifikante Unter- 
schiede fest. Unter den Kindern ohne Migrationshinter- 
grund lebt die überwiegende Mehrheit (72,7 Prozent) in 
Haushalten mit zwei miteinander verheirateten Eltemtei- 
len. Dieser Anteil liegt in der Gruppe der Kinder mit ei- 
nem Migrationshintergrund sogar um rund 10 Prozent- 
punkte höher (82,9 Prozent). Im Vergleich dazu ist der 

Tabelle 5 


Bi-kulturelle Ehen im Jahr 2008 



verheiratet 
insgesamt 
(über 16 Jahre) 

verheiratet 
mit Dentscher/m 
mit Migrations- 
hintergrnnd 

verheiratet 
mit Dentscher/m 
ohne Migrations- 
hintergrnnd 

verheiratet 
mit Ansländer/in 

1 0001 

% 

1 000 

% 

1 000 

% 

1 000 

% 

Gesamtbevölkerung 

38.370 

100 

3.097 

8,1 

30.166 

78,6 

3.661 

9,5 

Personen ohne Migra- 
tionshintergrund 

31.221 

100 

618 

2,0 

28.786 

92,2 

762 

2,4 

Personen mit Migra- 
tionshintergrund 

7.149 

100 

2.478 

34,7 

1.380 

19,3 

2.898 

40,5 


* Der Wert der Spalte „verheiratet insgesamt“ übersteigt die Summe der drei Folgespalten um die Fälle mit unbekanntem Migrationsstatus. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008, eigene Berechnungen 


Tabelle 6 

Kinder in nnterschiedlichen Familienformen nach Migrationshintergrnnd im Jahr 2008 



Bevöl- 

kerung 

Insge- 

samt 

Kinder 

zusammen 

hei 

Ehepaaren 

in Lehensge- 
meinschaften 

hei Allein- 
erziehenden 

1000 

%i 

1000 

% 

1000 

% 

1 000 

% 

Bevölkerung Insgesamt 

81.363 

19.686 

24,2 

14.872 

75,5 

1.140 

5,8 

3.674 

18,7 

Personen ohne Migra- 
tionshintergrund 

65.836 

14.145 

21,5 

10.278 

72,7 

961 

6,8 

2.906 

20,5 

Personen mit Migra- 
tionshintergrund 
im engeren Sinn 

15.527 

5.541 

35,7 

4.594 

82,9 

179 

3,2 

768 

13,9 


* Angaben in Prozent bezogen auf die jeweilige Population 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008, eigene Berechnungen 
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Anteil der Kinder, die bei Alleinerziehenden leben, gerin- 
ger: Während lediglieh jedes aehte Kind mit einem Mi- 
grationshintergrund (13,9 Prozent) in einem Haushalt mit 
einer alleinerziehenden Mutter oder einem alleinerziehen- 
den Vater lebt, ist dies in der Bevölkerung ohne Migra- 
tionshintergrund mit 20,5 Prozent bei jedem fünften Kind 
deutlieh häufiger der Fall. 

Die größte Differenz zwisehen diesen beiden Bevölke- 
rungsgruppen zeigt sieh bei der „alternativen“ Familien- 
form der unverheirateten Paare mit Kindern: Kinder und 
Jugendliehe ohne Migrationshintergrund waehsen nur 
etwa halb so häufig bei unverheirateten Eltempaaren auf 
(3,2 Prozent zu 6,8 Prozent). Dabei existiert eine große 
Heterogenität zwisehen den Bevölkerungsgruppen der 
untersehiedliehen Herkunftsregionen: Insbesondere Fa- 
milien mit einem türkisehen Migrationshintergrund und 
aus dem Mittleren Osten leben meist in einer „Normalfa- 
milie“.« 

Aueh weitere alternative Familienformen wie beispiels- 
weise Paare ohne Kinder kommen bei der Bevölkerung 
mit Migrationshintergrund weniger häufig als bei der 
Bevölkerung ohne Migrationshintergrund vor (vgl. Ta- 
belle 7: 18,8 Prozent gegenüber 30,7 Prozent). Rüekt man 
Single-Haushalte in den Mittelpunkt der Betraehtung, so 
zeigt sieh, dass 22,5 Prozent der Bevölkerung ohne Mi- 
grationshintergrund Alleinstehende sind, davon lebt der 
überwiegende Anteil aueh alleine (91,4 Prozent). Bei der 
Bevölkerung mit Migrationshintergrund sind 14,1 Pro- 


'*■ Vgl. ebd. 


zent alleinstehend, von denen ebenfalls der überwiegende 
Anteil (86,3 Prozent) allein und nieht in Mehrpersonen- 
haushalten lebt. 

2.2.7 Herkunftsregionen 

Für die Personen mit eigener Migrationserfahrung lassen 
sieh auf der Grundlage der Staatsangehörigkeit folgende 
Herkunftsregionen und -länder ableiten. 

Mit 53,7 Prozent überwiegt Europa als Herkunflsregion, 
23,3 Prozent stammen aus den übrigen 26 Mitgliedslän- 
dern der Europäisehen Union, 30,4 Prozent aus dem sons- 
tigen Europa. Naeh Europa folgen an zweiter Stelle 
Asien, Australien und Ozeanien (v. a. Naher und Mittlerer 
Osten sowie Süd- und Südostasien) mit 10,8 Prozent. 

Mit 1,5 Millionen Personen führt die Türkei die Liste der 
wiehtigsten Herkunftsländer an. Insbesondere Personen 
mit einem Migrationshintergrund aus den ehemaligen 
Anwerbestaaten besitzen überproportional häufig keine 
eigene Migrationserfahrung. Sie zählen zur sogenannten 
zweiten und dritten Generation. "*2 

2.2.8 Aufenthaltsdauer 

Im Jahr 2008 lebten etwa drei Viertel (77,6 Prozent) der 
Bevölkerung mit eigener Migrationserfahrung seit min- 

42 Rühl, Stefan: Grunddaten der Zuwandererbevölkerung in Deutsch- 
land. Working Paper 27 der Forschungsgruppe des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge (2009), Teil 6 der Reihe „Integrationsre- 
port“. 


Tabelle 7 


Alleinstehende nnd Paare ohne Kinder nach Migrationshintergrnnd im Jahr 2008 


Detaillier- 
ter Migra- 
tions- 
statns 

Be- 

völke- 

rung 

ins- 

ge- 

samt 

Paare ohne Kinder 

Alleinstehende 

zusammen 

Ehepaare 

Lehens- 

gemein- 

schaften 

zusammen 

Allein- 

lehende 

in Mehr- 
personen- 
haushalten 

1 000 

%i 

1 000 

% 

1 000 

% 

1 000 

% 

1 000 

% 

1 000 

% 

Bevölke- 

rung 

Insgesamt 

81.363 

23.139 

28,4 

19.618 

84,8 

3 521 

15,2 

16.999 

73,5 

15.419 

90,7 

1.580 

9,3 

Personen 

ohne 

Migrations- 

hintergrund 

65.836 

20.220 

30,7 

17.074 

84,4 

3 146 

15,6 

14.815 

22,5 

13.535 

91,4 

1.280 

8,6 

Personen 
mit Migra- 
tionshinter- 
grund 
im engeren 
Sinn 

15.527 

2.919 

18,8 

2.544 

87,2 

375 

12,8 

2.184 

14,1 

1.884 

86,3 

300 

13,7 


• Angaben in Prozent bezogen auf die jeweilige Population 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008, eigene Berechnungen 
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Abbildung 3 


Herkunftsregionen der Bevölkerung mit eigener Migrationserfahrung 
(nach Staatsangehörigkeit) im Jahr 2008 


insgesamt 10,62 Mio. 


Ohne Angabe 
bzw. unzutreffend 
3,2 Mio 


Asien, Australien 
und Ozeanien 
1,15 Mio 


340.000 



EU 27 



2,47 Mio 

Italien 


433 


Europa insgesamt 
5,7 Mio 


ind Montenegrc 


Russische Föderation 


Amerika 

233.000 









Afrika 





Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008, eigene Darstellung 


destens neun Jahren in Deutsehland, 38,7 Prozent seit 
mehr als zwanzig Jahren und 9,3 Prozent sogar seit 
40 Jahren und länger (vgl. Abbildung 4). Die dureh- 
sehnittliehe Aufenthaltsdauer beträgt 20,3 Jahre. 

Differenziert man bei der Aufenthaltsdauer von Personen 
mit eigener Migrationserfahrung nach Herkunftsland, 
spiegelt sich die Migrationsgeschichte der Bundesrepu- 
blik wider. So zeigt sich, dass vor allem Personen aus den 
ehemaligen Anwerbeländem wie Griechenland 
(27,3 Jahre), Italien (29 Jahre), Kroatien (28,4 Jahre) und 
Türkei (24,7 Jahre) im Schnitt die höchste Aufenthalts- 
dauer aufweisen. Im Gegensatz dazu haben z. B. Zuwan- 
derer aus Russland oder aus der Ukraine mit 11,3 bzw. 
9,8 Jahren eine deutlich geringere Aufenthaltsdauer. 

2.2.9 Regionale Verteilung 

Im Jahr 2008 lebten 96 Prozent der Bevölkerung mit Mi- 
grationshintergrund (14,9 Millionen Personen) im frühe- 
ren Bundesgebiet und in Berlin, ln absoluten Zahlen le- 
ben die meisten Menschen mit Migrationshintergrund in 
den bevölkerungsreichen Bundesländern Nordrhein- 
Westfalen, Baden- Württemberg und Bayern. Den höchs- 
ten Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund hatten 
im Jahr 2008 hingegen Bremen (26,3 Prozent), Hamburg 


(26,3 Prozent) und Baden-Württemberg (25,5 Prozent) 
(vgl. auch Abbildung 2 im Anhang). Die neuen Bundes- 
länder weisen mit 4,7 Prozent nur einen geringen Anteil 
an Personen mit Migrationshintergrund auf 

Allerdings fallen die Anteile der Personen mit Migra- 
tionshintergrund auch innerhalb der einzelnen Bundeslän- 
der je nach Region sehr unterschiedlich aus. So hat insbe- 
sondere in den Agglomerationsräumen"'^ mit 22,8 Prozent 
(Stand 2008) ein deutlich größerer Anteil der Bevölke- 
rung einen Migrationshintergrund als in ländlichen Räu- 
men mit 10,9 Prozent (Stand: 2008). 

ln einigen Großstädten ist ihr Bevölkerungsanteil heute 
schon beträchtlich (vgl. Tabelle 8) und hat im Vergleich 
zu 2005 noch zugenommen, ln Frankfurt am Main hat- 
ten 2007 42 Prozent (2005: 39,5 Prozent) der Einwoh- 


Auf der Grundlage der Kriterien „Zentralität" und „Verdichtung" gibt 
es drei siedlungsstrukturelle Regionsgrundtypen: a) Agglomerations- 
räume (Oberzentrum über 300 000 Einwohner oder Dichte um 300 
Einwohner/km^), b) Verstädterte Räume (Dichte größer als 
150 Einwohner/km^ oder Oberzentrum über 100 000 Einwohner bei 
einer Mindestdichte von 100 Einwohner/km^) und c) Ländliche Räu- 
me (Dichte über 150 Einwohner/km^ und ohne Oberzentrum über 
100 000 Einwohner; mit Oberzentrum über 100 000 Einwohner und 
Dichte unter 100 Einwohner/km^). 
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Abbildung 4 

Aufenthaltsdauer der Bevölkerung mit eigener Migrationserfahrung im Jahr 2008 



Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008, eigene Darstellung 


ner einen Migrationshintergrund, in Augsburg 39,5 Pro- 
zent (2005: 36,2) und in Nürnberg 38,3 Prozent (2005: 
37,3 Prozent). Bei den unter Seehsjährigen liegt der An- 


teil in den genannten Städten sogar über 60 Prozent, da- 
bei liegt Frankfurt am Main mit 67,5 Prozent an der 
Spitze. 


Tabelle 8 

Personen mit Migrationshintergrund in ausgewählten Großstädten im Jahr 2007 



Einwohner 

insgesamt 

Bevölkerung mit 
Migrationshinter- 
grund 

Anteil 
in % 

Gesamthevöl- 
kerung unter 

6 Jahre 

Bevölkerung mit 
Migrationshinter- 
grund unter 6 Jahre 

Anteil 

in% 

Augsburg 

263 

104 

39,5 

13 

8 

61,5 

Dortmund 

587 

181 

30,8 

30 

17 

56,7 

Duisburg 

498 

146 

29,3 

24 

13 

54,2 

Düsseldorf 

578 

182 

31,5 

29 

17 

58,6 

Essen 

583 

113 

19,4 

23 

10 

43,5 

Frankfurt a.M. 

653 

274 

42,0 

40 

27 

67,5 

Hannover 

516 

154 

29,8 

29 

16 

55,2 

Köln 

990 

305 

30,8 

52 

27 

51,9 

Münehen 

1299 

457 

35,2 

70 

41 

58,6 

Nürnberg 

501 

192 

38,3 

24 

16 

66,7 

Stuttgart 

595 

222 

37,3 

28 

16 

57,1 


Quelle: Statistische Ämter der Länder und des Bundes: Bevölkerung nach Migrationsstatus regional - Ergebnisses des Mikrozensus 2007, Wiesbaden 2009. 
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3. Monitoring 

Im Rahmen des Nationalen Integrationsplans ist deutlieh 
geworden, dass sieh die Integrationspolitik des Bundes 
verstärkt an Fakten orientieren und sieh zukünftig an 
klaren Indikatoren messen lassen muss. Ein indikatoren- 
gestütztes Monitoring soll dazu beitragen, die Integrati- 
onsdebatte zu versaehliehen und den Fokus auf die Ent- 
wieklung der Integration zu legen. Im Berichtszeitraum 
hat die Beauftragte zusammen mit den Bundesministerien 
ein Indikatorenset für ein bundesweites Integrationsmoni- 
toring entwickelt und auf dieser Basis den Ersten Integra- 
tionsindikatorenbericht von Wissenschaftlern erarbeiten 
lassen. Die Beauftragte und die Bundesregierung insge- 
samt haben sich damit auf den Weg begeben, die Erfolge 
der Integrationspolitik - wie im Nationalen Integrations- 
plan vereinbart - überprüfbar zu machen und die Ergeb- 
nisse des Monitorings als Grundlage für die Weiterent- 
wicklung der Integrationspolitik zu nutzen. Das 
Monitoring ist ein wichtiger Baustein für die strategische 
Steuerung der deutschen Integrationspolitik. 

Im Ersten Fortschrittsbericht zum Nationalen Integra- 
tionsplan wird die Bedeutung eines indikatorengestützten 
Integrationsmonitorings für die regelmäßige Überprüfung 
und Berichterstattung im Hinblick auf das Erreichen inte- 
grationspolitischer Ziele noch einmal bekräftigt. Bekräf- 
tigt wird an dieser Stelle auch, dass die Auswertung nicht 
nur nach dem Kriterium Staatsangehörigkeit, sondern 
auch nach dem Kriterium „Migrationshintergrund“ erfol- 
gen soll und hierfür mittelfristig die Möglichkeiten zur 
Umstellung der amtlichen Statistik ausgeschöpft werden 
sollen. 

Ein zweiter Indikatorenbericht soll im Jahr 2011 erschei- 
nen. Hierfür werden in Gesprächen mit den Bundesminis- 
terien, den Ländern und Fachleuten die Erfahrungen mit 
dem Ersten Indikatorenbericht ausgewertet, die darin ent- 
haltenen Empfehlungen zur Weiterentwicklung der Indi- 
katoren beraten und auf der Grundlage der Beratungen 
ein überarbeitetes Indikatorenset erstellt. 

Auch die Länder haben inzwischen Kemindikatoren für 
ein länderübergreifendes Monitoring verabredet und eine 
erste Pilotauswertung auf der Basis dieser Indikatoren er- 
arbeitet.'*"' Die Beauftragte hat sich bei der Erarbeitung 
der Indikatoren der Länder fachlich eingebracht und be- 
absichtigt, auch in Zukunft eng mit den Ländern bei der 
Weiterentwicklung der Indikatoren zu kooperieren. 

Die Beauftragte hat sich auch auf der europäischen Ebene 
dafür eingesetzt, dass unter den Mitgliedstaaten der EU 
gemeinsame integrationspolitisch relevante Indikatoren 
für zentrale Politikbereiche verabredet werden. Die Indi- 
katoren sollen helfen, die Integrationspolitik der Mit- 
gliedstaaten effektiver zu gestalten und besser bewerten 


3. Bericht der länderoffenen Arbeitsgruppe „Indikatorenentwicklung 
und Monitoring“ der Konferenz der für Integration zuständigen Mi- 
nisterinnen und Minister/Senatorinnen und Senatoren (IntMK): Er- 
gebnisse der Pilotstudie Indikatorenentwicklung und Monitoring 
2005 bis 2008 für die Länder Bayern, Berlin, Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein- Westfalen, Rheinland-Pfalz und Brandenburg. Berlin und 
Düsseldorf, Februar 2010. 


zu können. Im Juni 2009 hat die Beauftragte eine europäi- 
che Konferenz zu den Erfahrungen mit Indikatoren und 
Monitoringsystemen in Berlin veranstaltet. Diese Konfe- 
renz war bei der Dritten Konferenz der europäischen Inte- 
grationsminister in Vichy im November 2008 vereinbart 
worden. 

Die Ratspräsidentschaften von Schweden und Spanien 
haben diesen Prozess weiterverfolgt. Unter der spani- 
schen Ratspräsidentschaft wurde bei der Vierten Europäi- 
schen Integrationsminister- Konferenz in Saragossa 2010 
verabredet, ein Pilotprojekt zur Erprobung von Indikato- 
ren auf europäischer Ebene durchzuführen. Geprüft wer- 
den soll ein Vorschlag der schwedischen Ratspräsident- 
schaft 2009, Kemindikatoren in vier Politikbereichen 
(Beschäftigung, Bildung, soziale Integration und aktive 
Bürgerbeteiligung) zu erarbeiten. Mit gemeinsamen 
Kemindikatoren sollen die Mitgliedstaaten darin unter- 
stützt werden, ihre Integrationspolitik zu evaluieren, sich 
untereinander zu vergleichen und damit in der Integra- 
tionspolitik von einander lernen zu können. 

3.1 Grundlagen des Bundesweiten 
Integrationsmonitorings 

Das Integrationsmonitoring soll zu einer wichtigen 
Gmndlage für die regelmäßige Überprüfung und Bericht- 
erstattung im Hinblick auf das Erreichen integrationspoli- 
tischer Ziele entwickelt werden. Die hierfür notwendigen 
Daten müssen daher zeitnah und verlässlich sein. Die Da- 
tenquellen sollen möglichst umfassend sein (Gesamterhe- 
bungen und Mikrozensus als 1 -Prozent-Stichprobe), klei- 
nere Erhebungen oder Panels sollen nur ausnahmsweise 
genutzt werden. Um die Erfolge der Politik überprüfbar 
und messbar zu machen, müssen die Indikatoren geeignet 
sein, die Ergebnisse politischer und gesellschaftlicher 
Prozesse abbilden. Die Indikatoren sind daher vorzugs- 
weise als Ergebnisindikatoren („Outcome-Indicators“) zu 
gestalten. 

Das Integrationsmonitoring beschreibt die Entwicklung 
der Integration der Bevölkemng mit Migrationshinter- 
gmnd im Zeitverlauf Das Integrationsmonitoring ist 
keine Momentaufnahme, sondern es sollen Daten über 
lange Zeitreihen ausgewiesen werden. Gegenstand der 
Analyse sind Ausländerinnen und Ausländer sowie Per- 
sonen mit Migrationshintergmnd im Vergleich zur Ge- 
samtbevölkemng. Das Monitoring analysiert Daten der 
zugewanderten Bevölkemng und deren Kinder. Es be- 
zieht sich damit auf alle Zuwanderergmppen. Deutsche, 
deren Eltern beide in Deutschland geboren sind, haben 
nach Auffassung der Beauftragten keinen Migrationshin- 
tergmnd. Soweit diese in Statistiken noch als Personen 
mit Migrationshintergmnd erfasst werden, sollte dies kor- 
rigiert werden. Dies betrifft zum Beispiel Kinder von in 
Deutschland geborenen Personen, die eingebürgert wur- 
den. 

In der fachlichen und politischen Diskussion wird regel- 
mäßig die unzureichende Datenlage zur Bevölkemng mit 
Migrationshintergmnd bemängelt und darauf hingewie- 
sen, dass die Unterscheidung von Ausländem und Deut- 
schen zur Analyse der Integration nur eingeschränkt aus- 
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sagekräftig ist. Mittelfristig müssen die Möglichkeiten 
zur Umstellung der amtlichen Statistik zur Erfassung von 
Personen mit Migrationshintergrund ausgeschöpft wer- 
den. Die Beauftragte hat sich daher dafür eingesetzt, dass 
in den verwendeten Statistiken und Panels - dem Vorbild 
des Mikrozensus folgend - die Gruppe der nach 1949 zu- 
gewanderten Bevölkerung und deren Kinder ausgewiesen 
werden soll. Für die Arbeitsmarktstatistik wurde die ge- 
setzliche Grundlage für die statistische Erfassung des Mi- 
grationshintergiunds im Dezember 2008 vom Deutschen 
Bundestag verabschiedet. Die Beauftragte will nun zu- 
sammen mit den zuständigen Bundesministerien prüfen, 
welche Möglichkeiten bestehen, den Migrationshinter- 
grund auch in den ausbildungsbezogenen Statistiken und 
in den Gesundheitsstatistiken zu erheben.''^ 

Darüber hinaus werden die Daten im Integrationsmonito- 
ring regelmäßig nach Geschlecht und nach Altersgruppen 
ausgewiesen. Dies soll verhindern, dass die Unterschiede 
zwischen der Gesamtbevölkerung und Personen mit Mi- 
grationshintergrund fälschlicherweise als „migrationsbe- 
dingf“ inferprefierf werden, wenn sie fafsächlich aus ei- 
nem anderen Altersaufbau der analysierten Gruppen oder 
aus Unterschieden zwischen den Geschlechtern resultie- 
ren. 

Schließlich muss in der Analyse die sozialstrukturelle Si- 
tuation der Zuwanderinnen und Zuwanderer und ihrer 
Kinder berücksichtigt werden. Denn Erfolge der Integra- 
tionspolitik lassen sich unter anderem an einer Anglei- 
chung der statistischen Werte bei sehr unterschiedlichen 
Ausgangsbedingungen festmachen. Arbeitsmarktchan- 
cen hängen zum Beispiel sehr stark von den Bildungsvor- 
aussetzungen der Individuen ab. Diese werden wiederum 
maßgeblich von der sozialstrukturellen Situation der El- 
ternhäuser beeinflusst. So ist der Anstieg der Akademi- 
kerquote von der ersten zur zweiten Generation bei Perso- 
nen mit Migrationshintergrund auch dann als Erfolg zu 
werten, wenn der Akademikeranteil noch nicht dem 
Durchschnitt der Bevölkerung entspricht. Das Monitoring 
kann helfen, die Daten differenzierter zu betrachten und 
dabei auch den sozialen Aufstieg der Zugewanderten und 
ihrer Kinder in den Blick zu nehmen. 

3.2 Der Erste Integrationsindikatoren- 
bericht zum bundesweiten Integra- 
tionsmonitoring: Ergebnisse und 
Erfahrungen 

Im Juni 2009 wurde der Erste Integrationsindikatorenbe- 
richt „Integration in Deutschland“ von der Beauftragten 


Die KMK hat bereits im Jahr 2003 beschlossen, im Rahmen eines 
Kemdatensatzes auch Angaben zum Migrationshintergrund zu erhe- 
ben. Die Erarbeitung der Merkmale und die Umsetzung der Datener- 
hebung in den Ländern wurden für das Schuljahr 2008/2009 verein- 
bart. Die 196. Amtschefkonferenz im November 2008 stimmte einer 
neuen Version des Kemdatensatzes zu. Bis zum Ende des Berichts- 
zeitraums liegen jedoch noch keine länderübergreifenden Schulsta- 
tistiken zu Personen mit Migrationshintergmnd vor. Die Beauftragte 
wird sich regelmäßig bei der KMK über den Stand der Umsetzung 
der Erhebung des Migrationshintergmnds in der Schulstatistik erkun- 
digen. 


veröffentlicht, ln dem Bericht wurden das bundesweite 
Integrationsmonitoring erprobt und Empfehlungen zur 
Weiterentwicklung der Indikatoren ausgesprochen. Der 
Bericht umfasste auch eine statistische Analyse zum Ein- 
fluss der sozialstrukturellen Hintergründe auf die Integra- 
tion von Migrantinnen und Migranten. Erstellt wurde der 
Bericht von Wissenschaftlern des Instituts für Sozialfor- 
schung und Gesellschaftspolitik GmbH und des WZB Wis- 
senschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH. 

ln den Indikatorenbericht flössen 100 Indikatoren in 
14 Handlungsfeldem ein. Der erste Indikatorenbericht be- 
stätigt, dass eine Betrachtung der Entwicklungen im Zeit- 
verlauf unerlässlich ist, um Ansatzpunkte für die Verbes- 
serung integrationspolitischer Instrumente zu finden. Der 
Bericht stützte sich überwiegend auf Daten der Jahre 
2005 bis 2007. Er basierte im Wesentlichen auf Daten der 
amtlichen Statistik und thematischen Surveys, die bun- 
desweit erhoben werden. Die wichtigste Datenquelle war 
der Mikrozensus, der seit dem Jahr 2005 Daten für Perso- 
nen mit Migrationshintergrund ausweist. Im zweiten Indi- 
katorenbericht, der für das Jahr 2011 geplant ist, werden 
bereits längere Zeitreihen verfügbar sein. 

Der Erste Indikatorenbericht nimmt erstmals mittels mul- 
tivariater statistischer Analysen differenziert sozialstruk- 
turelle und migrationsbedingte Einflussfaktoren in den 
Blick. Die Autoren zeigen dabei, dass sich die Unter- 
schiede in den Bereichen Bildung, Ausbildung, Arbeits- 
markt, Armut, gesellschaftliches Engagement und 
Gesundheit zum Teil durch die sozialstrukturellen Unter- 
schiede der Gruppen erklären lassen. So besuchen bei- 
spielsweise Schülerinnen und Schüler aus zugewanderten 
Familien in Deutschland insgesamt seltener weiterfüh- 
rende Schulen als deutsche Schüler ohne Migrationshin- 
tergmnd. Entscheidend für den Bildungserfolg der Kinder 
ist also nicht der Migrationshintergmnd, sondern der Bil- 
dungsgrad, die zuhause gesprochene Sprache und die Bil- 
dungsorientiemng der Eltern. Denn bei vergleichbaren 
Schulabschlüssen der Eltern gelangen in Deutschland ge- 
borene Kinder von Zuwanderem sogar häufiger auf wei- 
terführende Schulen als Kinder von Einheimischen. Die- 
ses Beispiel zeigt, dass es wichtig ist, bei der Analyse zu 
berücksichtigen, dass Personen mit Migrationshinter- 
gmnd häufiger bildungsärmeren Schichten angehören. 
Eine multivariate statistische Analyse zum Einfluss der 
sozialstmkturellen Hintergründe hat sich hierfür als uner- 
lässlich herausgestellt. 

Integrationspolitische Erfolge werden im Indikatorenbe- 
richt sichtbar. So ist beispielsweise in der Altersgmppe 
der 18- bis 25-Jährigen der Anteil der Personen ohne 
Schulabschluss bei in Deutschland geborenen Jugendli- 
chen mit Migrationshintergmnd auf 2,2 Prozent gesunken 
und damit sogar etwas niedriger als in der gleichaltrigen 
Gesamtbevölkemng (2,3 Prozent). Der Anteil ausländi- 
scher Schulabgänger ohne Abschluss ist zwar immer 
noch deutlich höher als bei deutschen Schulabgängern, 
sank zwischen den Jahren 2005 und 2007 jedoch von 
17,5 auf 16,0 Prozent. 

Fortschritte gibt es auch in anderen Bereichen: Immer 
mehr Migrantinnen und Migranten besitzen Wohneigen- 
tum. In Deutschland geborene Kinder von Zuwanderin- 
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nen und Zuwanderer sind fast genauso häufig ehrenamt- 
lieh tätig wie Mensehen ohne Migrationshintergrund. 
Aueh der Gesundheitszustand der Bevölkerung mit und 
ohne Migrationshintergrund unterseheidet sieh kaum, 
wenn Alter und Bildung berüeksiehtigt werden. 

Der Berieht zeigt aber aueh weiteren Handlungsbedarf 
auf, so im Ausbildungsbereieh und bei der Arbeitsmarkt- 
beteiligung. Jugendliehe aus zugewanderten Familien ha- 
ben es naeh wie vor deutlieh sehwerer als Gleiehaltrige 
ohne Migrationshintergrund, einen Ausbildungsplatz zu 
finden, und zwar aueh dann noeh, wenn Personen mit 
gleiehwertigen Bildungsabsehlüssen vergliehen werden. 
Die Arbeitslosenquote von Ausländerinnen und Auslän- 
dem war 2007 mit 20,3 Prozent etwa doppelt so hoeh wie 
bei der Gesamtbevölkerang.'*^ 

Es liegen noeh nieht für alle integrationspolitiseh relevan- 
ten Statistiken Daten mit dem Merkmal Migrationshinter- 
gmnd vor. Genutzt werden können bisher Daten aus dem 
Mikrozensus, darüber hinaus Daten der Kinder- und Ju- 
gendhilfestatistik, des Freiwilligensurveys, des Sportent- 
wieklungsberiehts, des Kinder- und Jugendgesundheits- 
surveys und des Sozioökonomisehen Panels. Um in 
Zukunft bislang noeh fehlende Daten zum Migrationshin- 
tergrund von Personen nutzen zu können, empfiehlt der 
Berieht unter anderem die Erhebung des Migrationshin- 
tergrunds im europaweiten Zensus, in der Bildungsstatis- 
tik, bei der Bundesagentur für Arbeit, in der Sozialhil- 
festatistik, in der Gesundheitsberiehterstattung und in der 
Pflegestatistik. Die Beauftragte hat sieh daher dafür ein- 
gesetzt, dass der Migrationshintergund im europaweiten 
Zensus im Jahr 2011 und zukünftig in der Arbeitsmarkt- 
statistik erhoben wird. Der Deutsehe Bundestag hat die 
Erfassung des Migrationshintergmnds in der Haushalte- 
befragung des europaweiten Zensus 2011 (Zensusgesetz 
2011) und in der Arbeitsmarktstatistik (Gesetz zur Ein- 
fühmng unterstützter Besehäftigung mit Ändemngen im 
SGB 11, §§ 51b, 53 und SGB 111, § 281) zwisehenzeitlieh 
besehlossen. 

Es hat sieh gezeigt, dass das bisher vorliegende Indikato- 
renset noeh weiter verbessert werden kann. Die Autoren 
des Ersten Indikatorenberichts empfehlen entsprechend 
die Weiterentwicklung der Integrationsindikatoren. Vor- 
geschlagen wird eine deutliche Reduzierang der Zahl der 
Indikatoren. Die Beauftragte hat daher Fachgespräche zu 
einzelnen Themenfeldem durchgeführt und mit den Bun- 
desministerien darüber gesprochen, welche der vorge- 
schlagenen Ändemngen übernommen werden sollen und 
welche weiteren Ändemngen bei den Indikatoren nach 
der ersten Erfahmng mit dem Integrationsmonitoring er- 
wünscht sind. Der Zweite Integrationsindikatorenbericht 
wird daher auf der Basis eines modifizierten Indikatoren- 
sets in Auftrag gegeben. 

3.3 Europäische Aktivitäten zur Erarbei- 
tung von integrationsindikatoren 

Auch in anderen europäischen Ländern werden derzeit 
Integrationsindikatoren diskutiert und Monitoringsysteme 


^ Vgl. Kapitel II.2. 


aufgebaut. Bei dem Treffen der EU-lntegrationsminister 
im französischen Vichy im November 2008 wurde ver- 
einbart, sich künftig regelmäßig über die Bewertung des 
Erfolgs von Integrationspolitik auszutauschen. Deutsch- 
land hat sich bereit erklärt, hierzu eine Konferenz zu ver- 
anstalten. ln Dänemark, Estland, den Niederlanden, Nor- 
wegen und Schweden liegen bereits seit einigen Jahren 
Monitoringsysteme zur Integration vor, in Österreich, 
Belgien, Spanien und in Italien werden sie derzeit ent- 
wickelt. Auch die Europäische Kommission hat sich vor- 
genommen, die Entwicklung von Integrationsindikatoren 
und -monitoringsystemen in den Mitgliedstaaten zu för- 
dern. ln vielen Mitgliedstaaten werden Monitoringsys- 
teme mit Fördemng des Europäischen Integrationsfonds 
erarbeitet. 

Die Beauftragte hat daher am 15. und 16. Juni 2009 Ver- 
treter aus insgesamt 22 europäischen Ländern und der 
Europäischen Kommission nach Berlin eingeladen, um 
Erfahmngen mit dem Aufbau von Integrationsmonito- 
ringsystemen mit anderen Staaten in Europa auszutau- 
schen und zu diskutieren. Dabei stellte sich heraus, dass 
Deutschland im europäischen Vergleich beim Aufbau ei- 
nes Monitoring bereits weit fortgeschritten ist. 

Anlässlich der Konferenz wurde in einer gemeinsamen 
Erklärung der für Integration zuständigen Minister in 
Frankreich, Tschechien, Schweden und Spanien sowie 
der Beauftragten angeregt, spezielle Indikatoren zu ent- 
wickeln, die es ermöglichen, die Integrationspolitik in 
den Ländern der Europäischen Union effektiver zu gestal- 
ten und besser zu bewerten, ln der gemeinsamen Erklä- 
rung ist festgehalten, dass Monitoringsysteme auch die 
Integration der zweiten Generation beobachten sollen und 
der sozialstrukturelle Status sowie das Geschlecht und die 
Alters Struktur bei der Analyse der Daten berücksichtigt 
werden sollen. 

Die gemeinsame Erklärung wurde von der schwedischen 
Ratspräsidentschaft aufgenommen. Schweden veranstal- 
tete im Dezember 2009 eine integrationspolitische Konfe- 
renz in Malmö und legte hier ein Memorandum zur Ein- 
führung von europäischen Indikatoren vor, in dem 
Kemindikatoren in den vier zentralen Politikbereichen 
Beschäftigung, Bildung, soziale Integration und aktive 
Bürgerbeteiligung vorgeschlagen wurden. 

Unter der spanischen Ratspräsidentschaft wurde am 
15. und 16. Juni 2010 bei der Vierten Europäischen Inte- 
grationsminister-Konferenz in Saragossa vereinbart, auf 
der Grundlage des schwedischen Memorandums ein Pi- 
lotprojekt zur Einführung von Indikatoren auf europäi- 
scher Ebene durchzuführen. Aufgabe des Pilotprojektes 
ist es, die vorgeschlagenen Indikatoren zu erproben und 
auf ihre Aussagekraft hin zu überprüfen. Dabei sollen die 
nationalen Gegebenheiten, unterschiedliche Migranten- 
populationen und verschiedenartige Migrations- und Inte- 
grationspolitiken der Mitgliedstaaten berücksichtigt wer- 
den. Ferner sollen die Verfügbarkeit der Daten sowie die 
Qualität der Datengrundlage analysiert und Empfehlun- 
gen für eine Verbesserung der Datengrundlage auf euro- 
päischer Ebene ausgesprochen werden. 
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Das deutsche Integrationsmonitoring hat reges Interesse 
bei den europäischen Mitgliedstaaten hervorgerufen. Ver- 
treter aus Italien und Ungarn haben sich inzwischen bei 
der Beauftragten über die Erarbeitung und Umsetzung 
des Integrationsmonitoring erkundigt. Während der 

14. Internationalen Metropolis-Konferenz in Kopenhagen 
im September 2009 veranstaltete die Beauftragte gemein- 
sam mit dem dänischen Ministerium für Integration einen 
Workshop zu „Measuring and Monitoring the Effects of 
Integration Policy“. Neben den Beispielen aus Dänemark, 
Schweden, Norwegen und Deutschland wurden auch 
kommunale und methodische Ansätze diskutiert. Bei der 

15. Internationalen Metropolis-Konferenz in Den Haag 
im Oktober 2010 ist eine Fortsetzung des internationalen 
Austauschs geplant. 

3.4 Länderoffene Arbeitsgruppe 
„Indikatorenentwicklung und 
Monitoring“ 

In ihrem gemeinsamen Beitrag zum Nationalen Integra- 
tionsplan (NIP) haben sich auch die Länder für ein Inte- 
grationsmonitoring ausgesprochen. Im Rahmen des Ers- 
ten Fortschrittsberichts zum Nationalen Integrationsplan 
unterstreichen die Länder erneut die Notwendigkeit des 
Integrationsmonitorings. Hervorgehoben wird hier das 
Berliner Integrationsmonitoring, das unmittelbar mit dem 
Berliner Integrationskonzept verknüpft ist. Die 43 Indi- 
katoren des Berliner Monitorings orientieren sich unmit- 
telbar an den integrationspolitischen Leitsätzen, den 
zentralen Handlungsfeldem und den konzentrierten Leit- 
projekten im Land Berlin. 

Beim zweiten Treffen der für Integration zuständigen Mi- 
nisterinnen und Minister bzw. Senatorinnen und Senato- 
ren der Länder im April 2008 wurde eine länderoffene 
Arbeitsgruppe eingerichtet, die sich mit den Themen „In- 
dikatorenentwicklung und Monitoring“ sowie Fragen der 
Änderung von Statistiken auseinandersetzt. Das erste 
Treffen der Arbeitsgruppe fand im Juni 2008 statt. Gelei- 
tet wird die Arbeitsgruppe von den Ländern Berlin und 
Nordrhein- Westfalen, die in den Jahren 2008 und 2009 
bereits eigene indikatorengestützte Berichte veröffent- 
licht haben. Aus den Ländern nehmen Integrationsexper- 
ten sowie Experten aus den Statistischen Landesämtem 
an den Arbeitsgruppentreffen teil. Von Bundesseite wur- 
den die Beauftragte sowie das Statistische Bundesamt 
und das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zur 
Mitarbeit in der Arbeitsgruppe eingeladen. 

Im Juni 2009 haben die für Integrationsfragen zuständi- 
gen Ministerinnen und Minister bzw. Senatorinnen und 
Senatoren der Länder einen von der Arbeitsgruppe erar- 
beiteten Indikatorensatz zustimmend zur Kenntnis ge- 
nommen. Der Kennzahlen- und Indikatorensatz umfasst 
insgesamt 28 Kemindikatoren und sieben Kennzahlen.^^ 
Die Länder orientierten sich bei der Auswahl der Indika- 


Den Ländern steht es darüber hinaus frei, für die eigene Integrations- 
berichterstattung gegebenenfalls weitere Indikatoren zu verwenden. 
So hat Hamburg angekündigt, die Verwendung zusätzlicher Indikato- 
ren zur interkulturellen Öffnung der Verwaltung zu prüfen. 


toren am Indikatorenset der Bundesregierung, über die 
Hälfte der Länderindikatoren sind auch im Indikatorenset 
des Bundes enthalten. Ein Teil der Indikatoren, die auf 
Bundesebene genutzt werden, steht jedoch auf Länder- 
ebene nicht zur Verfügung. Dennoch ist auch nach Ein- 
schätzung der Länder gewährleistet, dass das Monitoring 
der Bundesländer und das Monitoring des Bundes an- 
schlussfähig sind.'** 

In einer Pilotstudie „Indikatorenentwicklung und Monito- 
ring 2005 bis 2008“ vom Februar 2010 wurde der Indika- 
torensatz der Länder einem Praxistest unterzogen. An der 
Pilotstudie waren die Länder Bayern, Berlin, Branden- 
burg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein- Westfalen und 
Rheinland-Pfalz beteiligt. Auf der Grundlage dieser ein- 
drucksvollen Pilotstudie soll bis Ende 2010 eine länder- 
übergreifende Auswertung zum Stand der Integration von 
Menschen mit Migrationshintergrund erarbeitet und auf 
der 6. Konferenz der für Integration zuständigen Ministe- 
rinnen und Minister bzw. Senatorinnen und Senatoren 
vorgelegt werden. Die länderübergreifende Auswertung 
soll zukünftig alle zwei Jahre fortge schrieben und aktuali- 
siert werden. 

Die Konferenz der für Integration zuständigen Ministe- 
rinnen und Minister bzw. Senatorinnen und Senatoren un- 
terstreicht mit dem Beschluss zur Ausarbeitung einer alle 
Bundesländer umfassenden Auswertung die Notwendig- 
keit eines länderübergreifenden Integrationsmonitorings. 
Die Konferenz fordert den Bund auf, gemeinsam mit ih- 
nen Vorschläge zu erarbeiten, die zu einheitlichen statisti- 
schen Grundlagen führen. Insbesondere soll die bereifs 
zum 1 . Januar 2009 in Kraft getretene Gesetzesänderung 
des SGB II und SGB III und die damit mögliche Erhe- 
bung des Merkmals Migrationshintergrund in den Statis- 
tiken der Bundesagentur für Arbeit vom Bund zeitnah 
umgesetzt werden. 

3.5 Kommunale Aktivitäten im Bereich 
Integrationsmonitoring 

Im Berichtszeitraum begannen viele Kommunen, die In- 
tegrationspolitik durch ein Integrationsmonitoring zu be- 
gleiten. Nachdem Wiesbaden bereits 2004 das erste „Mo- 
nitoring zur Ausländerintegration“ veröffentlicht hat, 
haben inzwischen die Städte Aachen, Bochum, Essen, 
Frankfurt/Main, Hannover, München, Osnabrück, Saar- 
brücken, Solingen, Stuttgart, Wuppertal und auch z. B. 
der Landkreis Osnabrück eigene Monitoringsysteme auf- 
gebaut und erste Berichte veröffentlicht. Viele andere 
Städte bauen derzeit Monitoringsysteme auf und haben 
Veröffentlichungen angekündigt. Deutlich wird, dass die 
Entwicklung von kommunalen Monitoringsystemen zur 
Überprüfung der Erreichung der integrationspolitischen 


Von den Länderindikatoren sind 16 Indikatoren und drei Kennzahlen 
auch im Bundesset vertreten. Vier Indikatoren sind im Bundesset mit 
anderen Datenquellen vertreten. Die abweichenden Indikatoren er- 
klären sich zum Teil aus den auf Länderebene nicht vorhandenen Da- 
ten, da die Kinder- und Jugendgesundheitsstudie KiGGS, der Frei- 
willigensurvey und das Sozioökonomische Panel nur bundesweit 
auswertbar sind. Weitere acht Indikatoren gehen über das bundeswei- 
te Indikatorenset hinaus. 
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Ziele von den Kommunen selbst, den kommunalen Ver- 
bänden und den Ländern mit viel Energie umgesetzt und 
unterstützt wird. 

Anlass für viele Städte zur Erarbeitung eines Integrations- 
monitorings war eine Veröffentliehung der Kommunalen 
Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt) 
zu kommunalem Integrationsmonitoring, die 2006 unter 
Mitarbeit verschiedener Kommunen erstellt und an alle 
Städte verschickt wurde. Das Deutsche Institut für Urba- 
nisfik (difu) sefzfe im Berichfszeifraum eine Selbsfver- 
pflichtung des Nationalen Integrationsplans aus der Ar- 
beit der AG 5 „Integration vor Ort unterstützen“ um, 
„Fortbildungsangebote im Bereich Evaluierung/Monito- 
ring durch wissenschaftliche Institute, Verbände“ durch- 
zuführen. Im Februar 2008 und erneut im März 2009 ver- 
anstaltete das difu in Zusammenarbeit mit der KGSt und 
der Bertelsmann-Stiftung, im Jahr 2009 auch in Zusam- 
menarbeit mit dem Deutschen Städtetag, ein Fortbil- 
dungsseminar zum Thema „Monitoring und Evaluation 
von kommunalen Integrationsmaßnahmen“. Die Veran- 


staltung richtete sich an Verwaltungschefs, Führungs- und 
Fachpersonal aus allen Verwaltungsbereichen, Integra- 
tionsbeauftragte, Migrantenvertreter, Personalvertretun- 
gen und Ratsmitglieder. 

Im Rahmen des Eurocities-Netzwerks „Integrating 
Cities“ veranstaltete Berlin im April 2009 eine Konfe- 
renz, die sich auch mit der Indikatorenentwicklung in den 
europäischen Hauptstädten und den europäischen Mit- 
gliedstaaten beschäftigte. Das Land Hessen führte 2008 
mehrere Regionalkonferenzen zum Thema Integration 
durch, in denen auch das Thema Integrationsmonitoring 
in Kommunen besprochen wurde. Auch bei den in Hes- 
sen 2009 begonnenen „Modellregionen Integration“ ist 
das Integrationsmonitoring ein wichtiges Thema. Eines 
der Auswahlkriterien für die Modellregionen war die Ent- 
wicklung und der Einsatz von Integrationsindikatoren für 
ein aussagekräftiges Monitoring. Alle ausgewählten 
Kreise und Städte sehen die Notwendigkeit für ein ausge- 
reiftes Infegrafionsmoniforing. 
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II. Integration 

1. Bildung 

Bildung ist Voraussetzung für persönlichen Aufstieg und 
die Zukunftsfahigkeit Deutschlands. Integration ist im 
Kern eine Bildungsfrage. Investitionen in Bildung sind 
Zukunftsinvestitionen und Motor für Wachstum, Beschäf- 
tigung und gesellschaftlichen Zusammenhalt. Internatio- 
nale Organisationen wie die OECD und die Weltbank ha- 
ben seit langem nationale Bildungspolitiken durch die 
systematische Beobachtung und Indizierung von Schul- 
leistungen und strukturellen Besonderheiten flankiert und 
den Zusammenhang zwischen internationaler Leistungs- 
und Integrationsfahigkeit von Bildungssystemen gezeigt. 
Diese Impulse sind angekommen und in nationale Strate- 
gien eingegangen. Die EU unterstützt die Weiterent- 
wicklung der autonomen Bildungssysteme ihrer Mitglied- 
staaten über gemeinsame Zielvereinbarungen, die auf 
qualitative Verbesserungen im Bildungsbereich, ver- 
stärkte Investitionen in Bildung bzw. Humankapital, 
europäische Vergleichbarkeit von Qualifikationen und die 
gezielte Ausschöpfung von Bildungspotenzialen setzen, 
insbesondere auch der zugewanderten Bevölkerung. 

Vom Bildungsstand und den Qualifikationen der in 
Deutschland lebenden Menschen hängen unsere gesell- 
schaftliche und wirtschaftliche Zukunft ab. Dabei kommt 
der nachhaltigen Verbesserung der Integrationsfähigkeit 
des deutschen Bildungs- und Qualifikationssystems eine 
Schlüsselrolle zu. Die Bundeskanzlerin und Regierungs- 
chefs der Länder haben im Oktober 2008 die Qualifizie- 
mngsinitiative für Deutschland beschlossen und sind 
überein gekommen, die Gesamtausgaben für Bildung und 
Forschung bis 2015 um insgesamt 13 Mrd. Euro zu stei- 
gern. Sie bekräftigen damit auch die Umsetzung des Na- 
tionalen Integrationsplans und haben neue politische Pri- 
oritäten gesetzt, um den Aufstieg durch Bildung zu 
eröffnen. Insbesondere für Kinder und Jugendlichen mif 
einem Migrationshintergrund ergeben sich daraus neue 
Bildungsperspektiven. Diese Kinder und Jugendlichen 
bilden Deutschlands größtes neu zu erschließendes Bil- 
dungspotenzial. 

ln Deutschland ist das Recht auf Bildung durch 
Artikel 1 3 des Internationalen Pakts über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte geltendes Recht im Rang ei- 
nes Bundesgesetzes. Artikel 28 der VN-Kinderrechtskon- 
vention beinhaltet das Recht auf Bildung und Ausbil- 
dung. Die Beauftragte erwartet daher die Umsetzung 
dieses Rechtsanspruchs für alle Kinder und Jugendlichen, 
die sich in Deufschland aufhalfen, insbesondere für die 
rund 34 000 schulpflichtigen Kinder und Jugendlichen 
mit Asylbewerber- und Flüchtlingsstatus."*^ Sie weist ins- 
besondere auf den notwendigen Schulbesuch unbegleite- 
ter minderjähriger Flüchtlinge hin.^o 


Krappmann, Lothar/Lob-Hüdepohl, Andreas/Bohmeyer, Axel/ 
Kurzke-Maasmeier, Stefan (Hrsg.): Bildung für junge Flüchtlinge - 
ein Menschenrecht. Erfahrungen, Grundlagen und Perspektiven, Fo- 
rum Bildungsethik, Bielefeld 2009. 

Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migra- 
tion: Humanität und Staatsräson auf Kollisionskurs: der Schulzugang 
von Kindern irregulärer Zuwanderer. Ergebnisse einer Studie für die 
Stiftung Mercator, SVR-Info/April 2010, Berlin 2010. 


Die im Nationalen Integrationsplan verankerten bildungs- 
bezogenen Handlungsfelder und Selbstverpflichtungen 
haben breite Resonanz gefunden und die Perspektive ei- 
nes bildungsbereichsübergreifenden Referenzrahmens er- 
öffnet. Die Beauftragte begrüßt insbesondere, dass die 
Anstrengungen für eine gelingende Bildungsinfegration 
deutlich verstärkt wurden. Die Länder, der Bund, die 
Kommunen, die Wirtschaft, private Initiativen und vor al- 
lem die Migrantenselbstorganisationen haben dazu beige- 
tragen. Sie alle eint der Wille, gemeinsam die nach wie 
vor bestehende enge Verknüpfung von schwacher sozialer 
Lage und geringen Bildungschancen aufzubrechen und 
die Bildungs- und Ausbildungspotenziale junger Migran- 
tinnen und Migranten besser auszuschöpfen. Integrations- 
pläne der Länder^' und Kommunen setzen durchgängig 
Prioritäten im Handlungsfeld Integration durch 
Bildung. 52 Ehrenamtliche Initiativen aus der Mitte der 
Bürgergesellschaft, zahlreiche Stiftungen,^^ Migranten- 
selbstorganisationen und die Wirtschaft haben ihr Bil- 
dungsengagement deutlich verstärkt und auf die Unter- 
stützung und Erschließung der Potenziale von Kindern 
und Jugendliche mit Migrationshintergrund fokussiert. 

Die Beauftragte verweist auf das nachhaltige Bildungs- 
und Integrationsengagement der Bertelsmann Stiftung, 
der Deutschlandstiftung Integration, der Stiftung 
Mercator, der Hertie-Stiftung, der Körber-Stiftung, der 
Herbert Quandt-Stiftung, der Vodafone-Stiftung, der 
Robert-Bosch-Stiftung, der ZEIT- Stiftung, der Volkswa- 
genStiftung, der Freudenberg-Stiftung, der START-Stif- 
tung, der Roland Berger Stiftung, der Breuninger- Stif- 
tung, sowie der Daetz Stiftung. Auf Initiative der Stiftung 
Mercator und der VolkswagenStiftung haben insgesamt 
acht dieser Stiftungen den Sachverständigenrat deutscher 
Stiftungen für Infegration und Migration ins Leben geru- 
fen, der als unabhängiges wissenschaftliches Gremium zu 
integrations- und migrationspolitischen Themen Stellung 
bezieht und im Mai 2010 sein erstes Jahresgutachten vor- 
gelegt hat. 

Zur Unterstützung und Verbesserung der Bildungssitua- 
tion von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshinter- 
grund ist eine deutliche Ausweitung des bürgerschaftli- 
chen Engagements zu verzeichnen. Patenschaften bilden 
eine zunehmend wichtige Ergänzung der pädagogischen 
und sozialpädagogischen Regelangebote, ersetzen aller- 
dings nicht deren bedarfsgerechte Ausgestaltung. Ehren- 
amtliche Patenschaften, zum Beispiel tausende Lesepa- 
tinnen und -paten, tragen erheblich zur frühkindlichen 
und schulischen Sprach-, Kompetenz- und Persönlich- 
keitsentwicklung von Kindern und Jugendlichen mit Mi- 


Zum Beispiel das Hamburger Handlungskonzept zur Integration von 
Zuwanderem vom Februar 2007, der Integrationsplan Baden 
Württemberg vom 8. September 2008, das Bayerische Gesamtkon- 
zept zu Integration von Schülern mit Migrationshintergrund vom 
17. März 2009, der Erste Umsetzungsbericht zum Berliner Integra- 
tionskonzept 2007 bis 2009 vom Juli 2009. 

Zum Beispiel der Entwurf eines Diversitätskonzeptes für die Stadt 
Frankfurt am Main, September 2009. 

Das vielfältige Bildungsengagement der Stiftungen ist dokumentiert 
im Stiftungsreport 2008/2009, herausgegeben vom Bundesverband 
Deutscher Stiftungen, Berlin 2008. 
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grationshintergrund bei. Zahlreiche regionale Initiativen 
unterstützen sie beim Übergang von der Schule in die 
Ausbildung oder ein Studium. Mit der „Aktion zusam- 
men wachsen - Bildungspatenschaften stärken, Integra- 
tion fördern“ unterstützt die Beauftragte dazu seit April 
2008 bundesweit über 530 Bildungspatenschaftsprojekte 
und setzt bundesweit Impulse zur Initiierung weiterer Pa- 
tenschaften. 

Für die Beauftragte schließt Integration den vertrauens- 
vollen Dialog und die Zusammenarbeit mit Migranten- 
selbstorganisationen ein. Mit ihrer gemeinsamen Erklä- 
rung „Integration als Chance - gemeinsam für mehr 
Chancengerechtigkeit“ haben die Kultusministerkonfe- 
renz und die Organisationen von Menschen mit Migra- 
tionshintergrund in Dezember 2007 ein Zeichen gesetzt, 
bei der Umsetzung des Nationalen Integrationsplans zu- 
sammen zu arbeiten. Die Beauftragte erwartet davon eine 
deutliche Intensivierung der Bildungszusammenarbeit 
mit den Migrantenselbstorganisationen vor Ort. 

Unter den zahlreichen Bildungsinitiativen der Migranten- 
selbstorganisationen weist die Beauftragte - exempla- 
risch und keineswegs abschließend - auf die erfolgreiche 
Arbeit der in der Bundesarbeitsgemeinschaft der Immi- 
grantenverbände in Deutschland e.V. zusammengeschlos- 
senen Eltemvereine und die Bildungskampagne der Tür- 
kischen Gemeinde in Deutschland hin. Wichtige Beiträge 
zur schulischen und beruflichen Integration, insbesondere 
beim Übergang „Schule-Berufsausbildung“ junger Mi- 
grantinnen und Migranten leisten sowohl staatliche als 
auch nichtstaatliche Organisationen, insbesondere aber 
Migrantenselbstorganisationen. 

Die nachfolgende Darstellung ist als Ermutigung zu ver- 
stehen, die nach wie vor schwierige Bildungssituation 
von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
deutlich zu verbessern und miteinander dafür zu sorgen, 
dass Fortschritte unumkehrbar und vor allem rasch größer 
werden. 

1.1 Frühkindliche Bildung, Betreuung und 
Erziehung 

Kindertageseinrichtungen, Tagespflege und andere fami- 
liäre Erziehung ergänzende Angebote haben weiter an 
Bedeutung gewonnen. Der Auftrag an Kindertagesein- 
richtungen und Kindertagespflege hat sich neben der Be- 
treuung stark auf die Bildung verlagert. Vor diesem Hin- 
tergrund erklärt sich die Dynamik der ablaufenden 
Reformprozesse im System frühkindlicher Bildung, Be- 
treuung und Erziehung (EBBE), die durch den quantitati- 
ven und qualitativen Ausbau der Plätze für Kinder unter 
drei Jahren und vor allem aber durch die Qualitätsent- 
wicklung der Einrichtungen geprägt sind. Die Landes- 
regierungen haben eine Vielzahl von Programmen ini- 
tiiert, Bildungspläne entwickelt und die Kooperation 
zwischen Kindertageseinrichtungen und Grundschulen 
als Aufgabe geregelt. Darüber hinaus finden sich Modell- 
projekte, landespolitische Programme zu Themen wie 


Vgl. www.aktion-zusammen-wachsen.de. 


Beobachtung und Dokumentation von Bildungsprozes- 
sen, Sprachförderung, Aus-, Fort- und Weiterbildung des 
pädagogischen Personals, Qualifizierung für den pädago- 
gischen Alltag mit Kindern unter drei Jahren, Familien- 
zentren, Bildungshäuser für Kinder von drei bis zehn Jah- 
ren u. V. m. Diese Entwicklungen erschweren es aber 
auch, einen Überblick über die bestehenden 16 Länder- 
systeme der frühkindlichen Bildung, Betreuung und Er- 
ziehung in Deutschland zu gewinnen. Zusätzlich erhöhen 
die vielen beteiligten Akteure und Gebietskörperschaften 
sowie die komplexen Zuständigkeits- und Verantwor- 
tungsstrukturen auf den Ebenen Bund, Länder, Kommu- 
nen, Träger und Einrichtungen die Schwierigkeit, das je- 
weilige System zu erfassen und Vergleiche vorzunehmen. 

Die FBBE trägt - ergänzend zur elterlichen Erziehung 
und Bildung - entscheidend dazu bei, die Entwicklung 
von Kindern zu eigenverantwortlichen und gemein- 
schaftsfähigen Persönlichkeiten zu unterstützen und sie 
umfassend auf den Schuleintritt vorzubereiten. Dem För- 
derungsauftrag des Achten Buches Sozialgesetzbuch - 
Kinder- und Jugendhilfe (SGB Vlll) entsprechend erfül- 
len Kinderfageseinrichtungen neben der Befreuung und 
Erziehung zunehmend die Funktion von frühkindlichen 
Bildungseinrichtungen. Mit Blick auf Kinder mit Migra- 
tionshintergrund wird die FBBE insbesondere mit zwei 
Erwartungen konfrontiert: Zum einen soll unter bildungs- 
politischen Vorzeichen durch eine frühzeitige und indivi- 
duelle Förderung Chancengerechtigkeit hergestellt wer- 
den. Zum anderen geht es aus sozialpolitischer Sicht um 
die Verbesserung gesellschaftlicher Integration und die 
Kompensation familiärer Sozialisationsdefizite. 

Die Integrationspolitik richtet ihr Augenmerk bei Kindern 
mit Migrationshintergrund auf die möglichst frühzeitige 
Beteiligung an der frühkindlichen Sprachförderung im 
Elementarbereich. Außerdem zielt sie auf den qualitati- 
ven und quantitativen Ausbau der Angebote sowie auf die 
Aktivierung der Eltern. Die frühe Förderung von Kindern 
mit Migrationshintergrund bildete - mit besonderem Ge- 
wicht auf der Förderung der deutschen Sprache - einen 
der Schwerpunkte im Nationalen fntegrationsplan.^^ 
Auch im Fortschrittsbericht zum Integrationsplan wird 
die frühkindliche Förderung als wichtiges integrations- 
politisches Handlungsfeld von Bund, Ländern, Kommu- 
nen und Trägerorganisationen herausgestellt. ^7 

Für die Integration von Zuwanderem und ihren Kindern 
ist der Anspruch auf Förderung in Tageseinrichtungen 
und in Kindertagespflege sehr wichtig. Dieser Anspruch 
existiert für Kinder vom vollendefen dritten Lebensjahr 
bis zum Schuleintritt bereits seit dem Jahr 1996.^^ Ab 
dem 1. August 2013 wird es ihn auch für alle Kinder ab 
dem vollendefen ersfen Lebensjahr geben. Für die Lern- 


Vgl. Bundesjugendkuratorium: Zukunftsfähigkeit von Kindertages- 
einrichtungen, 2008, S. 6 f. 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.): Der Na- 
tionale Integrationsplan: Neue Wege - Neue Chancen, Berlin 2007. 
Nationaler Integrationsplan: Erster Fortschrittsbericht, Berlin 2008; 
S.20f, S. 112f,S.201 f, S.219f 

§ 24 Absatz 1 SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfegesetz), mit einer 
Übergangsregelung bis zum 31. Dezember 1998. 

Hierfür hat das Kinderförderungsgesetz (KiföG) gesorgt, das am 
16. Dezember 2008 in Kraft trat. 
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und Entwicklungsprozesse von Kindern - und damit für 
den Integrationsverlauf - ist es wichtig, in welchem zeit- 
lichen Umfang die tägliche Betreuung garantiert wird. 
Der im SGB Vlll geregelte Anspruch bezieht sich in der 
Regel nur auf eine Halbtagsbetreuung. Die Länder haben 
hierzu eigene, teilweise voneinander abweichende Be- 
stimmungen in ihren Ausführungsgesetzen zum Kinder- 
und Jugendhilfegesetz erlassen.®“ 

Gegenwärtig ist der Mindestumfang an garantierter Be- 
treuungszeit in Baden- Württemberg, Bayern, Hessen, 
Nordrhein- Westfalen, Sachsen und Thüringen jedoch 
noch nicht geregelt, ln den anderen Ländern werden ent- 
weder fünf und mehr Stunden garantiert, oder der Betreu- 
ungsumfang wird am Förder- und Betreuungsbedarf der 
Kinder bzw. dem Unterstützungsbedarf der Familien aus- 
gerichtet®'. Die Beauftragte schließt sich der Empfehlung 
des Zwölften Kinder- und Jugendberichts an, wonach der 
Rechtsanspruch auf Ganztagsplätze auszuweiten ist und 
die tägliche zusammenhängende Betreuungszeit fünf 
Stunden nicht unterschreiten sollte.®^ Insbesondere im 
Hinblick auf Sprachentwicklungsprozesse muss sicherge- 
stellt sein, dass Kinder für den Zweitspracherwerb über 
eine längere tägliche Verweildauer in der Betreuungsein- 
richtung ausreichend Gelegenheit bekommen, ihre 
sprachlichen Fähigkeiten nicht nur in der Förderung 
durch pädagogische Fachkräfte, sondern auch spielerisch 
mit anderen Kindern zu festigen. 

Kindertageseinrichtungen als Einrichtungen der Kinder- 
und Jugendhilfe werden zunehmend auch als Teil des Bil- 
dungssystems verstanden, ln einigen Bundesländern 
wurde das beitragspflichtige Betreuungsangebot zu einem 
beitragsfreien und umfassenden Förderangebot weiterent- 
wickelt und die Elementarbildung somit als öffentliche 
Pflichtaufgabe verankert.®^ Seit dem Kindergartenjahr 
2009/2010 ist das letzte Jahr vor der Einschulung in Ber- 
lin, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, im Saarland, in 
Sachsen und Schleswig-Holstein beitragsfrei, ln Rhein- 
land-Pfalz gilt dies sogar für drei Kindergartenjahre. Dort 
sollen ab August 2010 bereits Eltern von zweijährigen 
Kindern eine Betreuung beitragsfrei nutzen können. Ber- 
lin plant ebenfalls die sukzessive Einführung von drei 
beitragsfreien Jahren ab dem Jahr 2011. Aus Sicht der 
Beauftragten sollten auch die übrigen acht Bundesländer 
die Kindertagesbetreuung - schrittweise - beitragsfrei ge- 


Eine Synopse zur Rechtslage hat das Ministerium für Bildung, Jugend 
und Sport des Landes Brandenburg im September 2009 vorgelegt. In 
der Länderübersicht werden die jeweiligen Gesetze und rechtlichen 
Regelungen für die Betreuung von Kindern von 0 bis 3 Jahren, 3 Jah- 
ren bis Einschulung, für Schulkinder und im Bereich der Tagespflege 
für alle Bundesländer aufgeführt. Dazu werden die Regelungen zum 
Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz aufgelistet, http:// 
www.mbjs.brandenburg.de/media_fast/5527/Rechtslage.pdf. 

Für weitere Informationen siehe: Bertelsmann Stiftung (Hrsg.), Län- 
derreport Frühkindliche Bildungssysteme 2009, Gütersloh 2010. 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: 
Zwölfter Kinder- und Jugendbericht, Berlin 2005, S. 40. 

Vgl. die tabellarische Übersicht zur Beitragsfreiheit mit Stand vom 
Dezember 2008 in: Bertelsmann Stiftung (Hrsg.): Länderreport Früh- 
kindliche Bildungssysteme 2009, Gütersloh 2010, Tab. 37, S. 212. 
Die Angaben im Länderreport wurden durch eigene Rechercheergeb- 
nisse der Autoren ergänzt; siehe hierzu: http://www.bildungsser 
ver. de/zeigen. html?seite=5 674 . 


stalten.®"' Die Beitragsfreiheit erleichtert den Zugang zur 
frühen Bildung von Anfang an und untermauert die ge- 
sellschaftliche Verantwortung für die Chancengleichheit 
aller Kinder bei der Bildung. Vor dem Hintergrund der 
Einkommens Situation vieler Familien mit Migrationshin- 
tergrund könnte die Beitragsfreiheit für die Tagesbetreu- 
ung einen positiven Einfluss auf deren Inanspruchnahme 
und damit auf die Integration der Kinder haben. 

Die Bildungschancen und die Lemmotivation von Kin- 
dern werden durch die sozio-ökonomische Situation der 
Familie, den Bildungsstand und die Bildungserwartungen 
der Eltern wie auch durch deren Sprachkompetenz stark 
beeinflusst. Eine Untersuchung im Auftrag der Konrad- 
Adenauer- Stiftung zu Bildungssensibilität und -aspiration 
stellte fest, dass vor allem gebildete Eltern aus den Län- 
dern der ehemaligen Sowjetunion und aus der Türkei ihre 
mit der Zuwanderung verbundenen Aufstiegswünsche auf 
die Bildungskarrieren der Kinder projizieren und großen 
Wert auf eine gute Bildung und Ausbildung ihrer Kinder 
legen.®® Die Kindertagesbetreuung wird von Eltern mit 
einem Hauptschulabschluss unabhängig davon, ob ein 
Migrationshintergrund vorliegt oder nicht, um ca. 6 Pro- 
zent weniger in Anspruch genommen als von Eltern mit 
Abitur.®® Sollen Kinder mit Migrationshintergrund und 
aus sogenannten bildungsfemen Elternhäusern stärker im 
System der FBBE vertreten sein und besser integriert 
werden, müssen ihre Eltern vor dem Hintergrund ihres 
verfassungsrechtlich garantierten Erziehungsvorrangs ak- 
tiver einbezogen, informiert und in ihrer Verantwortung 
und Erziehungskompetenz gestärkt werden. Demnach 
müssen Eltern mit niedrigerem Bildungsniveau auch stär- 
ker in den Mittelpunkt integrationspolitischer Maßnah- 
men rücken. Die Länder haben dazu im Nationalen Inte- 
grationsplan die Absicht erklärt, eine systematische und 
zielgerichtete Eltemansprache und -information einzu- 
tühren, die die Themen frühe Förderung, frühzeitiger Be- 
such von Kindertageseinrichtungen und Sprachentwick- 
lung umfasst.®’ 

Die Länder haben die Stärkung der Eltemrolle und die 
enge Kooperation mit Eltern grundlegend in allen Bil- 
dungsplänen verankert. In Nordrhein- Westfalen und 
Sachsen-Anhalt wird beispielsweise eine „Erziehungs- 
partnerschaft“ angestrebt; mit dem Bayerischen Bil- 
dungs- und Erziehungsplan werden Kindertageseinrich- 
tungen dazu verpflichtet, mit Eltern im Sinne einer 
„Bildungspartnerschaft“ zusammenzuarbeiten. Im Sinne 
einer öffentlichen Verantwortung für das Kindeswohl und 
aufgrund des gemeinsamen Interesses von Staat und El- 
tern an der positiven Entwicklung der Kinder müssen in 


“ Nach § 90 SGB VIII regelt das Landesrecht die Erhebung von Teil- 
nahmebeiträgen; nach § 90 Absatz 2 S. 2 SGB VIII. kann der Beitrag 
schon jetzt erlassen werden, wenn die Förderung für die Entwicklung 
des jungen Menschen erforderlich ist. Nach § 90 Absatz 3 SGB VIII 
kann der Beitrag erlassen werden, wenn die Belastung den Eltern und 
dem Kind nicht zuzumuten ist. 

Henry-Huthmacher, Christine/Borchard, Michael (Hrsg.): Eltern un- 
ter Druck, Stuttgart 2008, S. 13 f und S. 55 ff 

Konsortium Bildungsberichterstattung (Hrsg.): Bildung in Deutsch- 
land, Bielefeld 2006, Abb. H3-3A, S. 294. 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.): Nationa- 
ler Integrationsplan, Berlin 2007, S. 26. 
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der öffentlich geförderten Kindertagesbetreuung erleich- 
terte Zugänge geschaffen und adäquate Angebote bereit- 
gehalten werden. Von Seiten der Beauftragten wird be- 
grüßt, dass der Bund, die Länder und die Kommunen 
sowie Stiftungen, Wohlfahrtsverbände, Migrantenorgani- 
sationen und viele weitere Akteure entsprechende Kon- 
zepte zur Eltembildung und Familienarbeit entwickeln 
und Umsetzen sowie bestehende Programme und Ange- 
bote ausweiten. 

Einer Selbstverpflichtung des Bundes im Nationalen Inte- 
grationsplan entsprechend werden Eltern mit Migrations- 
hintergrund und deren Möglichkeiten zur Unterstützung 
von Bildungsprozessen in den „Lokalen Bündnissen für 
Familie“ und beim Aktionsprogramm „Mehrgeneratio- 
nenhäuser“ mittlerweile stärker berücksichtigt.^* Für Ver- 
besserungen der Früherkennung ist aus dem Aktionspro- 
gramm des Bundes „Frühe Hilfen für Eltern und Kinder 
und soziale Frühwarnsysteme“ das „Nationale Zentrum 
Frühe Hilfen“ hervorgegangen.®^ Mit dem Ziel der Prä- 
vention und Intervention bündelt das Zentrum bundesweit 
Modellprojekte in den Kommunen, evaluiert diese und 
sorgt perspektivisch für Rahmenbedingungen, die eine 
engere Verzahnung von Gesundheitseinrichtungen und 
Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe ermöglichen. Das 
BMFSFJ stellt Eltern umfassende Informationen zu Er- 
ziehungs- und Bildungsfragen in Form von (mehrsprachi- 
gen) Eltembriefen in Kooperation mit dem Arbeitskreis 
Neue Erziehung (ANE e.V) zur Verfügung. 

Das BAMF stellt im Workingpaper 24 ausgewählte Pro- 
jektkonzepte zur Unterstützung von Eltern mit Migra- 
tionshintergrund vor.^' Der Bericht beschreibt u. a. die 
positiven Effekte dieser familienorientierten Maßnahmen 
für den Bildungserfolg der Kinder und nennt wissen- 
schaftlich belegte Erfolgsfaktoren. Demnach sind Pro- 
jekte wirkungsvoller, die gleichzeitig Kinder und Eltern 
ansprechen, die einen präventiven Ansatz verfolgen und 
sehr intensiv Eltern und Kinder einbeziehen. 

Zahlreiche Kommunen und Träger führen die Programme 
„Opsfapje“ und „HIPPY“ durch, mit denen bundesweit 
insbesondere Familien in sozialen Problemlagen und Fa- 
milien mit Migrationshintergrund angesprochen werden. 
Sie zielen beide darauf, die Erziehungskompetenzen der 
Eltern zu stärken. ^Is weitere Programme zur Eltembil- 


Nähere Informationen unter http://www.lokale-buendnisse-Iuer- 
familie.de und http://www.mehrgenerationenhaeuser.de. 

Bundesweit bestehen mittlerweile 604 Lokale Bündnisse für Familie 
und 500 Mehrgenerationenhäuser (Stand: Februar 2010). 

Nähere Informationen mit einer Übersicht zu den Praxisprojekten un- 
ter http://www.fruehehilfen.de. 

™ Vgl. http://familien-wegweiser.de/BMFSFJ/Service/Archiv/16-Le 
gislaturperiode/pressemitteilungen,did=13 1460.html. Weitere Infor- 
mationen zu den Eltembriefen, die ab 2009 in einer Auflage von 
500 000 verteilt werden, siehe unter http://www.ane.de und http:// 
WWW. ben- e Itemnetz . de . 

BAMF: Fördemng des Bildungserfolgs von Migranten: Effekte fami- 
lienorientierter Projekte, Workingpaper 24, Nürnberg 2009. 

Die beiden ursprünglich unabhängig voneinander arbeitenden Pro- 
gramme streben im Jahr 2010 die Gründung eines gemeinsamen Ver- 
eins an. Opstapje ist bundesweit an 80 Standorten, Hippy an 
28 Standorten vertreten. Nähere Informationen unter http://www. 
hippy-deutschland.de und http://www.opstapje.de. 


düng und Sprachförderung sind die Konzepte „Griffbe- 
reit“, „Rucksack Kita“ und „Rucksack Schule“ der Re- 
gionalen Arbeitsstellen zur Förderung von Kindern und 
Jugendlichen aus Zuwandererfamilien (RAA) zu nennen, 
die an Eltern von Kindern im Alter von ein bis sieben 
Jahren sowie die Beschäftigten in Kindertageseinrichtun- 
gen und Grundschulen adressiert sind. Zum Netzwerk der 
RAA gehören derzeit bundesweit 47 solcher Arbeitsstel- 
len bzw. assoziierte Projekte in sieben Bundesländern.^^ 

ln zahlreichen Ländern und Kommunen existieren wei- 
tere Projekte und Programme, die in vielen Fällen an Kin- 
dertageseinrichtungen gekoppelt sind. Häufig sind 
konzeptionell die Elemente Eltembildung, Eltern mit Mi- 
grationshintergmnd als Multiplikatoren, (Sprach-)Förde- 
mng der Kinder und Beteiligung bzw. Qualifiziemng der 
Belegschaft in den Tageseinrichtungen einzeln oder in 
Kombination in diesen Maßnahmen enthalten.^"* Beispiel- 
haft zu nennen sind hier „Frühstart“ in Hessen, „KIKUS“ 
in München und „Spiki“ in Nürnberg. 

Das BMFSFJ bietet für Eltern, die aus eigener Initiative 
Hilfe und Unterstützung suchen, über ein Intemetportal 
einen Wegweiser zu Angeboten vor Ort an.’^ Eltern mit 
Unterstützungsbedarf gehören allerdings eher einem bil- 
dungsfemen Milieu an und finden schon möglicherweise 
aufgmnd vorhandener Sprachbarrieren keinen Zugang zu 
diesen Informationssystemen und Eltern- bzw. Familien- 
bildungsangeboten. So gehört es beispielsweise zu den 
großen Herausfordemngen kommunal finanzierter Fami- 
lienzentren, die Partizipation von Familien mit Migra- 
tionshintergmnd zu fördern.’^ Eltern mit Migrationshin- 
tergmnd und schlechten Deutschkenntnissen können 
bislang erst dann erreicht werden, wenn ihre Kinder be- 
reits eine Tageseinrichtung besuchen. Es besteht aus Sicht 
der Beauftragten dringender Handlungsbedarf, Eltern frü- 
her zu informieren und Zugangsbarrieren abzubauen. 

Einige Angebote bieten Eltern mit Migrationshintergmnd 
Informationen und Beratung, ohne sprachliche Hürden 
überwinden zu müssen. Ein positives Beispiel ist das Pro- 
jekt Stadtteilmütter, das 2004 vom Diakonischen Werk 
Neukölln-Oberspree e.V. in Berlin über das dortige Quar- 
tiersmanagement gestartet wurde und mittlerweile von 
zahlreichen anderen Kommunen übernommen wird.^* Mit 
einem leicht zugänglichen und leicht verständlichen An- 
gebot greift die türkischsprachige Zeitung „Sabah“ in Ko- 
operation mit der Türkisch-deutschen Gesundheitsstif- 
tung den Informationsbedarf von türkischsprachigen 
Eltern auf Die Zeitung bietet bundesweit eine telefoni- 
sche Auskunft und Beratung zu Erziehungs- und Bil- 


Vgl. http://www.raa.de/raa-auserhalb-nrw.html. 

Im Auftrag des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge liegt 
hierzu eine Expertise vor, die verschiedene Modelle vorstellt and 
auswertet: BAMF: Multiplikatorenmodelle für die Arbeit mit Eltern 
mit Migrationshintergrund, Nürnberg 2008. 

http://www.zfkm-kikus.de; http://www.projekt-fruehstart.de; http:// 
www.jugendamt.nuemberg.de/fachkraefte/projekte_spiki.html. 

Siehe http://www.familien-wegweiser.de. 

Weitere Informationen unter http://www.bmfsfj.de/Publikationen/ 
familienbildung/ 1 -vorbemerkungen.html. 

Vgl. http://www.stadtteilmuetter.de. 
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dungsfragen an.^^ Auch ein Teil der migrantischen Eltem- 
verbände - wie beispielsweise der Bund spanischer 
Eltemvereine - bietet Eltern Informationen an. Im Jahr 
2009 hat die Türkische Gemeinde in Deutschland (TGD) 
in Kooperation mit weiteren türkischen Verbänden ein 
Projekt gestartet, mit dem die Erziehungsverantwortung 
der Eltern gefördert und unterstützt wird.*® 

1.1.1 Tagesbetreuung von Kindern mit 
Migrationshintergrund 

Laut Mikrozensus lebten im Jahr 2008 1,4 Millionen Kin- 
der mit Migrationshintergrund unter sechs Jahren in 
Deutschland. ** Damit betrug ihr Anteil in dieser Alters- 
gruppe 34,2 Prozent. Die Mikrozensusdaten 2008 bele- 
gen einen ansteigenden Anteil von Kindern mit Migra- 
tionshintergrund in den nachkommenden Generationen, 
ln der Altersgruppe der Drei- bis Fünfjährigen wird für 
2008 ein Anteil von 33,2 Prozent ausgewiesen. Im Jahr 
2005 lag dieser Anteil noch bei 3 1,4 Prozent. 

Ausgewählte Daten zur Bildungsbeteiligung von Kindern 
mit Migrationshintergrund geben Auskunft über Teilha- 
bechancen im Bereich der frühkindlichen Bildung . *2 In 
den alten Bundesländern (ohne Berlin) lag im Jahr 2008 
die Betreuungsquote von Kindern im Alter von drei bis 
unter sechs Jahren mit Migrationshintergrund bei 
84 Prozent, bei Kindern ohne Migrationshintergrund bei 
93 Prozent.** Die Betreuungsquoten von Kindern mit Mi- 
grationshintergrund in den Bundesländern variieren stark, 
ln Baden- Württemberg ist die Quote mit 94 Prozent und 
im Saarland mit 91 Prozent am höchsten, während sie in 


Weitere Information in türkischer Sprache unter http://www.sa- 
bah.de/tr/okula-alismasi-sabir-ister.html. 

Das Projekt heißt „MOQA - Motivieren, Qualifizieren, Aktivieren 
von Eltern türkischer Herkunft“ und wird an drei Standorten in 
Deutschland (Berlin, Wuppertal, Stuttgart) gemeinsam mit den Lan- 
desverbänden vor Ort und in Kooperation mit der Föderation Türki- 
scher Eltemvereine in Deutschland, dem Bundesverband Türkischer 
Studierendenvereine, dem Bund der Türkischen Lehrervereine in 
Deutschland sowie den regionalen bildungspolitischen Akteuren 
durchgeführt. Vgl. http://www.tgd.de/index.php7na- 

me=News&file=article&sid=940. 

Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008. Von den knapp 1,4 Mil- 
lionen Kindern mit Migrationshintergmnd in dieser Altersgmppe 
sind nur 69 000 Kinder selber zugewandert. 

Ausgewählte Daten wurden dem Länderreport Frühkindliche Bil- 
dungssysteme 2009, Hrsg. Bertelsmann Stiftung 2010, entnommen. 
Die Autoren verwendeten Daten des Statistischen Bundesamtes: Kin- 
der und tätige Personen in Tageseinrichtungen 2008, Kinder und täti- 
ge Personen in öffentlich geförderter Kindertagespflege 2008, Bevöl- 
kemngsfortschreibung 2007, Sonderauswertung des Mikrozensus 
durch das Statistische Bundesamt 2009. 


Schleswig-Holstein mit 60 Prozent, in Hamburg mit 
72 Prozent, in Bayern und Bremen mit jeweils 75 Prozent 
sowie in Niedersachsen mit 76 Prozent weit unter dem 
Bundesdurchschnitt liegt. 

Die Betreuungsquoten für Kinder mit und ohne Migra- 
tionshintergrund weisen in den einzelnen Bundesländern 
ebenfalls Unterschiede auf Die größte Abweichung 
besteht in Schleswig-Holstein mit 31 Prozentpunkten 
(60 Prozent für Kinder mit Migrationshintergrund zu 
91 Prozent ohne Migrationshintergrund), ln Bayern, Ber- 
lin und Bremen unterscheiden sich die Betreuungsquoten 
um 20 bzw. 21 Prozentpunkte. Besonders gering ist diese 
Differenz in Baden- Württemberg (1 Prozentpunkt), im 
Saarland (3 Prozentpunkte) und in Nordrhein- Westfalen 
(4 Prozentpunkte). 

Es ist empirisch belegt, dass der Besuch einer Kinderta- 
geseinrichtung von mehr als einem Jahr bei Kindern aus 
benachteiligten Milieus und Kindern mit Migrationshin- 
tergrund für den späteren Schulerfolg positive Effekte 
hat.*"^ Dennoch liegt eine umfassende multivariate Ana- 
lyse der Faktoren, die sich auf die Betreuungsquote nega- 
tiv wie positiv auswirken, nicht vor. Auch die Ursachen 
für die geringeren bzw. höheren Betreuungsquoten bei 
Kindern mit Migrationshintergrund in den Bundesländern 
sind nicht vollständig geklärt.** Und für die unterschiedli- 
che Inanspruchnahme der Betreuungsangebote von Eltern 
mit und ohne Migrationshintergrund gibt es ebenfalls nur 
wenige Erklärungsansätze. Es kann jedoch festgestellt 
werden, dass mehrere Faktoren die Betreuungsquoten be- 
einflussen. Das Bundesjugendkuratorium kommt zu dem 
Schluss, dass der sozioökonomische Hintergrund der El- 
tern bei der Bildungsbeteiligung der Kinder eine wichti- 
gere Rolle spielt und einen größeren Einfluss hat als der 
Migrationshintergrund.*® So schließt auch das Deutsche 


Auf einen bundesweiten Vergleich unter Einschluss der neuen Bun- 
desländer mit Berlin wird an verschiedenen Stellen dieses Berichts- 
teils verzichtet, da hier die im Durchschnitt höhere Versorgungsdich- 
te bei gleichzeitig deutlich niedrigerem Anteil an Kindern mit 
Migrationshintergrund ein verzerrtes Bild ergibt. 

Vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung (Hrsg.): Bildung in 
Deutschland 2008, Bielefeld 2008, S. 57. Für die Wirkungen des Be- 
suchs einer Einrichtungen für Kinder unter drei Jahren auf den Schul- 
erfolg vgl. Fritschi, Tobias/Oesch, Thomas (BASS): Volkswirtschaft- 
licher Nutzen von frühkindlicher Bildung in Deutschland. Eine 
ökonomische Bewertung langfristiger Bildungseffekte bei Krippen- 
kindern, im Auftrag der Bertelsmann Stiftung, Gütersloh 2008. 

Vgl. Bertelsmann Stiftung (Hrsg.): Länderreport Frühkindliche Bil- 
dungssysteme 2009, Gütersloh 2010, S. 14. 

Bundesjugendkuratorium (BJK): Pluralität ist Normalität für Kinder 
und Jugendliche, München 2008, S. 7. 


Tabelle 9 


Anteil der Kinder mit Migrationshintergmnd nach Altersgrnppen in Prozent 


1 

2 

3 

4 

5 

3 bis 5 

6 bis 10 

36,0 

34,0 

32,9 

33,7 

33,0 

33,2 

30,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008, Sonderauswertung 
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Institut für Wirtschaftsforschung in Bezug auf soziale 
Ungleichheiten beim Schulstart nicht aus, dass ungünsti- 
gere Startchancen von Kindern mit Migrationshinter- 
grund nicht genuin migrationsbedingt sind, sondern auf 
die ungünstige sozioökonomische Lage der Eltern zu- 
rückgeführt werden können.*^ Bei Kindern, die den Kin- 
dergarten nicht besuchen, handelt es sich also überwie- 
gend um sozial ohnehin benachteiligte Kinder. 

Ähnlich wie bei allen Eltern, ist auch bei Eltern mit Mi- 
grationshintergrund deren Bildungsabschluss für die 
Entscheidung, eine Kinderbetreuung in Anspruch zu neh- 
men, von Bedeutung. Wenn Eltern einen Hauptschulab- 
schluss haben, fallt die Quote der Inanspruchnahme um 
fünf Prozenfpunkfe niedriger aus als bei einem höheren 
Bildungsabschluss. Daneben besieht ein weiterer Zu- 
sammenhang zwischen der Anzahl der Geschwister und 
der Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuung. Je mehr 
Kinder in einer Familie leben, desto seltener besuchen sie 
eine Einrichtung. Dies gilt tendenziell für alle Kinder, 
und zwar unabhängig vom Migrationshintergrund, ob- 
gleich es für Familien mit Migrationshintergrund etwas 
stärker zutrifft.*® Auch die Erwerbssituation der Eltern 
wirkt sich auf die Entscheidung aus, Kinder außerhalb der 
Familie betreuen zu lassen. Erwerbslose Eltern melden 
ihre Kinder seltener für eine Befreuung an als erwerbsfä- 
tige. Unferscheidef man nach Migrafionshinfergrund, 
melden allerdings erwerbslose Eltern mit Migrationshin- 
tergrund ihre Kinder häufiger zur Betreuung an als er- 
werbslose Eltern ohne Migrationshintergrund.®® Weitere 
Gründe für eine geringe Partizipation von Familien mit 
Migrationshintergrund sind die vor Ort in ausreichender 
Zahl vorhandenen Betreuungsplätze, die interkulturelle 
Offenheit der Einrichtungen und die Überzeugung von 
Eltern, dass die Familie der Ort für Bildung, Befreuung 
und Erziehung bis zum Eintritt in die Schule sei.®' 

Die unterschiedlichen Betreuungsquoten deuten darauf 
hin, dass der Zugang zu institutioneller Bildung, Betreu- 
ung und Erziehung von Kindern im frühkindlichen Alter 
sehr unterschiedlich ist. Mit den vorliegenden Analysen 
kann die Nicht-Teilnahme an der Kindergartenerziehung 
jedoch nur unzureichend geklärt werden. Die bereits im 
Zwölften Kinder- und Jugendbericht aufgestellte Forde- 
rung nach differenzierten Forschungsanstrengungen und 
entsprechenden Anstrengungen in der Praxis, um die als 
sozial benachteiligt erkannte Gruppe von Kindern mög- 


Vgl. Kratzmann, Jens/Schneider, Thorsten: Soziale Ungleichheiten 
beim Schulstart, SOEP Papers, Nr. 100 DIW, Berlin 2008, S. 23. 

Vgl. Konsortium Bildungsberichterstattung (Hrsg.), Bildung in 
Deutschland, Bielefeld 2006, S. 150 u. Abb. S. 294. 

Vgl. Bien, Walter/Rauschenbach, Thomas/Riedel, Birgit: DJI-Kin- 
derbetreuungsstudie: Wer betreut Deutschlands Kinder?, Weinheim 
und Basel 2006, S. 94. 

90 Ebd.,S. 95. 

91 Vgl. Föhring, Andrea/Schneewind, Julia: Ich kann nicht mitspielen. 
In: Kindergartenpädagogik Online-Handbuch, http://www.kindergar- 
tenpaedagogik.de/2056.html. 

Vgl. auch: Bien, Walter/Rauschenbach, Thomas/Riedel, Birgit: DJI- 
Kinderbetreuungsstudie: Wer betreut Deutschlands Kinder?, Wein- 
heim und Basel 2006, S. 62 f. 


liehst früh und umfassend zu fordern, besfeht weiferhin.®^ 
Aufschlussreiche Erkenntnisse verspricht in dem hier the- 
matisierten Zusammenhang die vom BMFSFJ geförderte 
„Nationale Untersuchung zur Bildung, Betreuung und Er- 
ziehung in der frühen Kindheit“ (NUBBEK), die bei der 
Datenerhebung zu einem Drittel Familien mit Migrations- 
hintergrund einbeziehen wird.®* Aus Sicht der Beauftrag- 
ten sind dringend Strategien erforderlich, um die Betreu- 
ungsquoten von Kindern mit Migrationshintergrund zu 
erhöhen. ®'' 

1.1.2 Bildung, Betreuung und Erziehung von 
Kindern unter drei Jahren 

Die Betreuungsquote von Kindern mit Migrationshinter- 
grund unter drei Jahren betrug im Jahr 2009 in den alten 
Bundesländern (ohne Berlin) 9 Prozent und ist damit etwa 
halb so hoch wie bei Kindern, deren Eltern beide in 
Deutschland geboren wurden (17,5 Prozent).®* Von allen in 
den alten Bundesländern (ohne Berlin) betreuten Kindern 
unter drei Jahren hatten 21,3 Prozent einen Migra- 
tionshintergrand, während ihr Anteil an der Bevölkerung in 
dieser Altersgruppe 34,3 Prozent betrug. Es ist zu erwar- 
ten, dass sich die Betreuungsquoten der Kinder mit Migra- 
tionshintergrund parallel zum weiteren Ausbau des Plätze 
in den kommenden Jahren erhöhen werden. Wie im gesam- 
ten Bereich der FBBE sind allerdings auch hier sozioöko- 
nomische Faktoren und der Bildungsstatus der Eltern - und 
zwar unabhängig vom Migrationshintergrund - ausschlag- 
gebend für die Inanspruchnahme von Angebofen.®® Aus 
Sicht der Beauftragten ist es deshalb auch im Bereich der 
Betreuung unter dreijähriger Kinder erforderlich, Eltern so 
früh und umfassend wie möglich über Betreuungsangebote 
und deren Bedeutung für die Enfwicklungschancen ihrer 
Kinder zu informieren. Nach Möglichkeit sollten die Zu- 
gangsbarrieren und Hemmnisse auch dadurch abgebaut 
werden, dass relevante Informationen in mehreren Spra- 
chen verfügbar gemacht werden. 

Der Ausbau der Kinderbetreuung für Kinder unter drei 
Jahren ist eine der zentralen familienpolitischen Initiati- 


92 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: 
Zwölfter Kinder- und Jugendbericht, Berlin 2005, S. 33. 

93 Vgl. http://www.nubbek.de. 

94 Kindern ohne Aufenthaltsstatus oder Duldung ist der Zugang zu Kin- 
dertageseinrichtungen in der Regel verwehrt und somit die Teilnah- 
me an frühkindlichen Bildungsmaßnahmen wie der Sprachförderung 
zurzeit unmöglich. Für weitere Informationen siehe Kapitel III . 

95 Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 2/2010, Kinder mit 
Migrationshintergrund, S. 158 f. Für die Berechnungen wurden die 
Statistik der Kinder- und Jugendhilfe, die Statistik der Bevölkerungs- 
bewegung und die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes sowie 
der Mikrozensus herangezogen. Da die Bevölkerungsanteile mit und 
ohne Migrationshintergrund zwischen ost- und westdeutschen Län- 
dern stark variieren und gleichzeitig das Platzangebote in Ost- 
deutschland größer ist, werden Angaben zum Bundesdurchschnitt er- 
heblich verzerrt. Deshalb erfolgt hier die Beschränkung auf Daten für 
die alten Länder ohne Berlin. 

96 Zum Einfluss des Bildungsabschlusses siehe: Konsortium Bildungs- 
berichterstattung (Hrsg.), Bildung in Deutschland, Bielefeld 2006, 
S. 150. Zu den Auswirkungen sozio-ökonomischer Ungleichheit auf 
die Bildungsbeteiligung siehe: Bundesjugendkuratorium (BJK): Plu- 
ralität ist Normalität für Kinder und Jugendliche, München 2008, 
S. 7. 
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ven der Bundesregierung. Bereits 2003 empfahl das Gut- 
aehten „Auf den Anfang kommt es an“ einen gesetzlieh 
verankerten Ansprueh auf einen Betreuungsplatz für Kin- 
der mit einem anderen kulturellen Hintergrund und für 
Kinder aus Risikofamilien mittelfristig auf das zweite Le- 
bensjahr vorzuverlegen.^^ ln einem ersten Sehritt ab 2005 
sehuf die Bundesregierung mit dem Tagesbetreuungsaus- 
baugesetz (TAG) eine rechtliche Grundlage zur qualitäts- 
orientierten und bedarfsgerechten Verbesserung der 
Betreuungssituation. Im Vordergrund stehen die frühe 
Förderung der Kinder und die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf Integrationspolitisch zielt der Ausbau darauf, 
Kinder mit Migrationshintergrund möglichst früh ganz- 
heitlich zu unterstützen und insbesondere in ihrer Sprach- 
entwicklung zu fördern. Es besteht breiter Konsens darin, 
dass diese Kinder Tageseinrichtungen deutlich früher und 
damit länger besuchen sollen, um entwicklungspsycholo- 
gisch wichtige Lebensphasen für ihre soziale, indivi- 
duelle und damit auch für die sprachliche Enfwicklung 
nufzen zu können. Deshalb versfändigten sich der Bund, 
die Länder und die Kommunen auch im Nafionalen Infe- 
grationsplan auf diese Ziele. 

Vor dem Hintergrund des mittlerweile für das Jahr 2013 
vereinbarten Rechtsanspruchs auf einen Betreuungsplatz 
für alle Kinder ab dem vollendeten ersten bis zum vollen- 
deten dritten Lebensjahr spielt die Planung der Versor- 
gung mit Betreuungsplätzen und der Stand des Ausbaus 
eine wichtige Rolle. Das KinderfÖrderungsgesetz (KifÖG) 
vom 16. Dezember 2008 hat die Dynamik des Ausbaus 
erhöht und soll Eltern Wahlmöglichkeiten eröffnen. Es 
hat die nötigen rechtlichen Grundlagen dafür geschaffen, 
dass bis zum Jahr 2013 für bundesweit im Durchschnitt 
35 Prozent der Kinder ein Betreuungsplatz in einer Kin- 
dertageseinrichtung oder in der Kindertagespflege bereit- 
gestellt wird.®^ Es sollen nicht nur Kinder berufstätiger 
Eltern einen Betreuungsplatz zugesichert bekommen, 
sondern auch Kinder mit Eltern, die Arbeit suchen. 

Damit der Bund, die Länder und die Kommunen die an- 
gestrebte Quote von 35 Prozent bis zum Jahr 2013 errei- 
chen, müssen insbesondere in den westlichen Bundeslän- 
dern noch deutlich mehr neue Plätze geschaffen werden. 
So sind gemessen am Angebot im Jahr 2008 die Plätze 
bis 2013 noch in fast allen westlichen Ländern mit Aus- 
nahme von Hamburg um 20 Prozent und mehr zu stei- 
gern.'*’*' Aus integrationspolitischer Sicht ist es von großer 


Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(Hrsg.): Auf den Anfang kommt es an, Berlin 2003. 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.), Der Na- 
tionale Integrationsplan, Neue Wege - Neue Chancen, 2007, S. 47. 
Bereits im August 2007 hatten sich Bund und Länder auf die Finan- 
zierung geeinigt. Der Bund unterstützt den Ausbau bis 2013 mit ins- 
gesamt 4 Milliarden Euro. Für die notwendigen Mittel für Investitio- 
nen hat der Bund ein Sondervermögen in Höhe von 2,15 Milliarden 
Euro eingerichtet. Dies ist im Kinderbetreuungsfinanzierungsgesetz 
vom 18. Dezember 2007 geregelt. Inzwischen haben alle Bundeslän- 
der Richtlinien zur Umsetzung dieser Investitionsmaßnahmen erlas- 
sen und ihren Bedarf aus dem Sondervermögen Kinderbetreuungs- 
ausbau angemeldet. 

100 detaillierte Informationen zu den Versorgungsquoten und zum Aus- 
baubedarfin den Ländern siehe: Bertelsmann Stiftung (Hrsg.): Länderre- 
port Frühkindliche Bildungssysteme 2009, Gütersloh 2010, S. 3 1 ff. 


Bedeutung, wie sich das Platzangebot und die Inan- 
spruchnahme durch Elfem mit Migrationshintergmnd 
darstellen werden. 

Mit Blick auf die frühe Förderung von Kindern mit Mi- 
grationshintergrand ist es zu begrüßen, dass sich das An- 
gebot nach dem Kinderförderungsgesetz pädagogisch und 
organisatorisch an den Bedürfnissen der Kinder und ihrer 
Familien orientieren soll.’*" Neben dem quantitativen 
Ausbau wird es deshalb darauf ankommen, auch die Qua- 
lität zu verbessern. Hierfür hat die Bundesregierung eben- 
falls mit dem KinderfÖrdemngsgesetz die flankierende 
Gmndlage geschaffen. Mit dem Ziel, Kinder in Tagesein- 
richtungen und in der Tagespflege von Anfang an optimal 
in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung zu för- 
dern und zu bilden und somit Chancengerechtigkeit zu 
schaffen, unterstützt das BMFSFJ in vielfacher Hinsicht 
die Bemühungen der Länder, Kommunen und Träger, für 
mehr Qualität sowohl in Kindertageseinrichtungen als 
auch in der Kindertagespflege zu sorgen, angefangen bei 
der Beteiligung an den Betriebskosten bis zu den 
Programmen „Foram Frühkindliche Bildung“’*'^ und 
„Aktionsprogramm Kindertagespflege“. '*'3 Beide Pro- 
gramme berücksichtigen u. a. den Aspekt der frühen 
Sprachfördemng. 

Um Kinder unter drei Jahren optimal zu fördern, lautet 
eine bildungspolitische Fordemng des Nationalen Inte- 
grationsplans an die Länder, die bestehenden Bildungs- 
pläne „auf die Tagesbetreuung von Kindern unter drei 
Jahren auszuweiten und im Hinblick auf Sprachentwick- 
lung und Sprachfördemng zu konkretisieren“.’*’"' In eini- 
gen Ländern wurden Erweitemngen für den Bereich der 
Bildungsprozesse für unter Dreijährige beschrieben. 

1 .1 .3 Qualität frühkindlicher Bildung, 
Betreuung und Erziehung 

Mit der Verständigung auf einen „Gemeinsamen Rahmen 
der Länder für die frühe Bildung in Kindertageseinrich- 
tungen“’”^ und der Einfühmng von Bildungsplänen haben 
alle Länder die Bedeutung der frühen Bildung gestärkt. 
Die Jugendministerkonferenz beschloss im Jahr 2008 
u. a. die Weiterentwicklung der Bildungspläne und die 
Qualitätsentwicklung für die Bildungs- und Erziehungs- 
arbeit in Kindertageseinrichtungen. ’*’^ Mit Blick auf die 
Fördemng von Kindern mit Migrationshintergmnd ist es 
nicht nur von Bedeutung, dass diese in den Plänen ange- 
messen berücksichtigt werden, sondern auch, in welcher 


KinderfÖrdemngsgesetz (KiföG) § 22a Absatz 3. 

102 Weitere Informationen unter: http://www.vorteil-kinderbetreuung.de/ 
al Igemein/ dok/6 . php . 

103 Weitere Informationen unter: http://www.esf-regiestelle.eu/content/ 
aktionsprogrammkindertagespflege/indexger.html. 

Presse- und Informationsamt der Bundesregiemng (Hrsg.): Der Na- 
tionale Integrationsplan: Neue Wege - Neue Chancen, Berlin 2007, 
S. 54. 

105 Vgl. die Ergebnisse der Jugendministerkonferenz vom 13. und 
14. Mai 2004 in Gütersloh; http://www.mbjs.brandenburg.de/sixcms/ 
detail, php/bb Lc. 186898. de. 

106 Ygp www.berlin.de/sen/jugend/jfmk-agjf/beschluesse.html. 
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Weise die Umsetzung der Pläne erfolgt. Damit eine Qua- 
litätssteigerung wirklich den Kindern zugute kommt, 
müssen Überprüfungen zur Umsetzung der Pläne erfol- 
gen, die Bildungspläne in die Konzeptionen der Tagesein- 
richtungen einfließen, die pädagogischen Fachkräfte in 
den Einrichtungen qualifiziert und Eltern (auch mit mehr- 
sprachigen Materialien) informiert werden. 

Mit Blick auf den Stand des Jahres 2008 lässt sich fest- 
stellen, dass es noch in allen Ländern in vielen der ge- 
nannten Bereiche Nachbesserungsbedarf gibt.'**’ So findet 
beispielsweise in keinem Bundesland eine externe Über- 
prüfung der Umsetzung und der Zielerreichung statt. Und 
es besteht in keinem Bundesland eine jährliche Berichts- 
pfiicht zur Implementierung des Bildungsplans. Lediglich 
in zehn Ländern müssen Einrichtungen und Träger den 
Nachweis zur Aufnahme des Bildungsplans in die Kon- 
zeption erbringen. Verpflichtende Informationsveranstal- 
tungen zu den Plänen für pädagogische Fachkräfte gibt es 
in keinem Bundesland. 

Qualifizierte pädagogische Fachkräfte sind ein entschei- 
dender Faktor zur Erschließung von Bildungsressourcen 
und zur Verwirklichung von Chancengleichheit für alle 
Kinder. So wird in einer Stellungnahme der Bundesregie- 
rung zum zweiten nationalen Bildungsbericht „Bildung in 
Deutschland“ festgestellt, dass der Bildungserfolg u. a. 
von der Qualität und vom Engagement der pädagogischen 
Fachkräfte abhängt. Eine Maßnahme der „Nationalen 
Qualifizierungsinitiative“ der Bundesregierung „Auf- 
stieg durch Bildung“ beinhaltet deshalb die Fortbildung 
von Fachkräften unter anderem mit dem Ziel, deren 
(sprach- ) diagnostische Kompetenzen zu verbessern und 
für eine qualitativ hochwertige und individuelle Förde- 
rung der Kinder zu sorgen. Das Aktionsprogramm 
„Kindertagespflege“ fordert die Verbesserung lokaler 
Strukturen der Kindertagespflege und die Qualifizierung 
von Tagespflegepersonen. Bereits seit 2004 setzt sich 
auch die Robert Bosch Stiftung für die Professionalisie- 
rung von Frühpädagogen ein. Mit ihrem Programm 
„Profis in Kitas“ (PiK) hat sie die bundesweit ersten Stu- 
diengänge für Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen ge- 
fordert und Grundlagen für eine wissenschaftliche Fun- 
dierung der Aus- und Weiterbildung von Fachkräften in 
Kindertageseinrichtungen gelegt.'" Gemeinsam mit der 
Robert Bosch Stiftung und in Zusammenarbeit mit dem 
Deutschen Jugendinstitut e.V hat das BMBF die Weiterbil- 
dungsinitiative „Frühpädagogische Fachkräfte“ (WiFF) ins 
Leben gerufen. Mit dem Projekt wollen die Partner aus 
Politik, Zivilgesellschaft und Wissenschaft im Dialog mit 


107 Ygi Bertelsmann Stiftung (Hrsg.): Länderreport Frühkindliche Bil- 
dungssysteme 2009, Gütersloh 2010, S. 218. 

108 Ygi http://deutschland.dasvonmorgen.de/pub/stellungnnahme_breg_ 
bildungsbericht.pdf, S. 3 ff. 

109 Ygl. http://www.aufstieg-durch-bildung.info/de/464.php. 

Vgl. http://www.vorteil-kinderbetreuung.de/fuer_erzieherinnen_erzie 
her/kindertagespflege/aktionsprogramm/content/202.php. 

Weiter Informationen unter http://www.profis-in-kitas.de. Umfassen- 
de Informationen zu den Studienmöglichkeiten und darüber hinaus 
relevante Themen zur Frühpädagogik bietet die Robert Bosch Stif- 
tung unter http://www.fruehpaedagogik-studieren.de. 


vielfältigen Kooperationspartnern Qualität, Transparenz 
und Durchlässigkeit des frühpädagogischen Weiter- 
bildungssystems für die bereits im Feld tätigen rund 
340 000 Fachkräfte verbessern. 

Die Umsetzung und Ausgestaltung qualitativ hochwer- 
tiger Angebote ist nicht zuletzt auch von den Personal- 
ressourcen in den Einrichtungen und dem Betreuungs- 
schlüssel in den Gruppen abhängig. Eine verbesserte 
Personalausstattung mit mehr und höher qualifizierten pä- 
dagogischen Fachkräften würde einen guten Qualifika- 
tionsmix in den Tageseinrichtungen erreichen und den er- 
heblich gestiegenen Anforderungen und Erwartungen an 
die Leistungen des Systems der EBBE Rechnung tragen 
können. Dies wird aber aufgrund der damit verbundenen 
Kostensteigerungen bei gleichzeitig stark belasteten 
Haushalten nur selten realisiert. Die zuständigen Ministe- 
rien der Länder haben jeweils eigene Regelungen zur 
Fachkraft-Kind-Relation getroffen. Eine Vergleichbar- 
keit dieser Relationen ist aufgrund der Intransparenz der 
Personalsituation sowie der uneinheitlichen Begrifflich- 
keiten und Definitionen kaum gegeben. Der Länderreport 
2009 unternimmt gleichwohl den Versuch einer Darstel- 
lung auf der Grundlage eigener Berechnungen. Es wird 
deutlich, dass sich die Personalausstattung erheblich un- 
terscheidet. Da die pädagogischen Fachkräfte den in den 
Bildungsplänen formulierten und integrationspolitisch 
gewollten Bildungsauftrag letztlich umsetzen sollen, 
müssen ausreichende Personalressourcen ein Bestandteil 
der Strukturqualität sein. 

1.1.4 Sprachförderung und sprachliche 
Bildung im Elementarbereich 

Von allen Kindern in Kindertageseinrichtungen ab drei 
Jahren bis zum Schuleintritt haben 26,1 Prozent der 
Kinder mindestens ein Eltemteil ausländischer Herkunft. 
Bei 15,7 Prozent der Kinder wird im Elternhaus vorwie- 
gend nicht Deutsch gesprochen."'' Somit ist für gut 
360 000 Kinder in dieser Altersgruppe die Tageseinrich- 
tung der Ort, an dem sie in der Zweitsprache Deutsch 
erstmalig systematisch gefördert werden. 

Mit Blick auf Integrationsprozesse und bessere Bil- 
dungschancen werden im Bereich der FBBE hohe Erwar- 
tungen und Anforderungen formuliert, die sich in erster 
Linie darauf richten, Kinder mit Migrationshintergrund 
altersgemäß zu bilden und auf den Übergang in die 
Schule vorzubereiten, ln den letzten Jahren stand dabei 
die Förderung der deutschen Sprache im Mittelpunkt, 
weil Sprachkenntnisse als Schlüsselkompetenz gelten, die 
den weiteren Bildungsweg wesentlich beeinflusst. So be- 
legt beispielsweise die Auswertung von PISA-Daten, 


Weitere Informationen unter http://www.weiterbildungsinitiative.de. 
Bertelsmann Stiftung (Hrsg.): Länderreport Frühkindliche Bildungs- 
systeme 2009, Gütersloh 2010, S. 18 ff. 

Für diese und die folgenden Zahlen in diesem Abschnitt siehe: Statis- 
tisches Bundesamt: Kinder und tätige Personen in Tageseinrichtun- 
gen 2008; zusammengestellt und berechnet von der Dortmunder 
Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik, Januar 2009; in: Ber- 
telsmann Stiftung (Hrsg.): Länderreport Frühkindliche Bildungssys- 
teme 2009, Gütersloh 2010, S. 189. 
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dass mangelnde Sprachkompetenzen gut die Hälfte der 
Leistungsrückstände der Schülerinnen und Schüler erklä- 
ren."^ Frühkindliche Sprachförderung und sprachliche 
Bildungsangebote sollen allen Kindern mit Migrations- 
hintergrund einen erfolgreichen Bildungsweg ermögli- 
chen. ln der Stellungnahme der Bundesregierung zum 
zweiten nationalen Bildungsbericht"^ wird das Ziel 
gesetzt, „jedes Kind und insbesondere Kinder mit Migra- 
tionshintergmnd [sollen] vor Beginn der Schullaufbahn 
über ausreichende Deutschkenntnisse verfügen. Dazu 
sind mehr Förderangebote sowie flächendeckende und 
verbindliche Sprachstandsfeststellungen im frühkindli- 
chen Bereich erforderlich.“'" 

Aus Sicht der Beauftragten ist es nicht vertretbar, dass für 
den wichtigen Indikator SprachfÖrderbedarf überhaupt 
keine bzw. keine vergleichbaren Daten vorhanden sind."* 
Obgleich die frühkindliche (Deutsch-) Sprachförderung 
zu den zentralen Feldern integrationspolitischen Han- 
delns gehört, gibt es weder einen bundesweiten, länder- 
spezifischen Überblick über die Zahl der Kinder mit Mi- 
grationshintergrund, die einen Förderbedarf aufweisen, 
noch über die Zahl der geförderten Kinder. So kann bei- 
spielsweise keine Aussage darüber getroffen werden, ob 
alle Kinder mit Bedarf eine Förderung erhalten. 

Die Kinder treffen in den Tageseinrichtungen auf sehr un- 
terschiedliche Bedingungen, die von der Qualifikation 
der Fachkräfte und der Gruppengröße abhängen, die aber 
auch durch den in den Einrichtungen vertretenen Anteil 
der Kinder, die Deutsch als Zweitsprache lernen, definiert 
werden. So besuchen beispielsweise in Berlin 56,3 Pro- 
zent der Kinder, deren Familiensprache überwiegend 
nicht Deutsch ist, eine Einrichtung, in der der Anteil der 
Kinder, deren Familiensprache ebenfalls überwiegend 
nicht Deutsch ist, über 50 Prozent liegt. Dieser Wert ist 
in Berlin mit Abstand am höchsten, gefolgt von Hamburg 
(43,2 Prozent), Bremen (41,5 Prozent) und Hessen 
(41,2 Prozent), ln den neuen Ländern sind diese Werte er- 
wartungsgemäß sehr niedrig. Diese Zahlen spiegeln ei- 
nerseits die soziale Segregation in Wohnquartieren und 
somit auch der Einrichtungen wider. Andererseits hat die 
sprachliche Zusammensetzung von Kindergartengruppen 
Konsequenzen für den in der Institution verankerten 
Zweitspracherwerb der einzelnen Kinder, weil Möglich- 
keiten des „Peer-Leaming“'2o entfallen. Dies kann mit pä- 
dagogischen Maßnahmen und durch das Personal allein 
kaum kompensiert werden. Den pädagogischen Fachkräf- 
ten fällt es unter diesen Bedingungen schwer, für die 
Kinder nur aus der Einrichtung heraus ausreichende 


*^^Vgl. Konsortium Bildungsberichterstattung (Hrsg.), Bildung in 
Deutschland, Bielefeld 2006, S. 174 ff. 

Autorengruppe Bildungsberichterstattung (Hrsg.): Bildung in 
Deutschland 2008, Bielefeld 2008. 

Vgl. http://www.bmbf de/pub/stellungnahme_breg_bildungsbe 
richt.pdf, S. 3. 

Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 
Integration (Hrsg.): Integration in Deutschland, Berlin 2009, S. 38. 
*^^Vgl. die Tabelle mit einer Übersicht für alle Länder: Bertelsmann 
Stiftung (Hrsg.): Länderreport Frühkindliche Bildungssysteme 2009, 
Gütersloh 2010, S. 194, Tab. 20b. 

„Peer-Leaming“ steht in diesem Zusammenhang für das informelle 
Lernen von Gleichaltrigen. 


Sprachanreize zu geben. Mit dem Ziel, den Sprach- 
erwerbsprozess auch außerhalb der Institution zu unter- 
stützen, gehen Träger und Kommunen dazu über, spe- 
zielle Sprachkurse für Elfem bzw. Mütter in den 
Betreuungseinrichtungen einzurichten. Beispielsweise ist 
hier das Programm „Mama lernt Deutsch“ zu nennen.'^' 

Einen Referenzrahmen zum Spracherwerb von Kindern, 
die Deutsch als Erst- und Zweitsprache lernen, haben 
Sprachwissenschaftler im Auftrag des Bundesministeri- 
ums für Bildung und Forschung erarbeitet. '^2 Diese 
Gmndlagen können in die Weiterentwicklung von Ver- 
fahren zur Sprachstandsfeststellung und von SprachfÖr- 
derkonzepten einfiießen. In allen Ländern gehören 
Sprachstandsfeststellungen mit anschließender Fördemng 
vor der Einschulung zur gängigen Praxis. Die Länder ha- 
ben zum Handlungsfeld „Frühzeitige Fördemng in Kin- 
dertageseinrichtungen“ einen Zwischenbericht zu den im 
Nationalen Integrationsplan festgelegten Maßnahmen zur 
SprachfÖrdemng vorgelegt. '23 Darin wird deutlich, dass 
die Konzeptionen sehr unterschiedlich sind und sich die 
Umsetzung in vieler Hinsicht uneinheitlich gestaltet. So 
ist die Teilnahme der Kinder an den Verfahren nicht in je- 
dem Bundesland verpflichtend geregelt, die eingesetzten 
Test- und Förderinstmmente und das Testalter der Kinder 
variieren stark. Teilweise werden ganze Jahrgänge getes- 
tet oder nur Kinder aus „Risikogmppen“. Der Stunden- 
umfang der Fördermaßnahmen und die Förderdauer wei- 
sen eine große Bandbreite auf Ebenfalls sehr 
unterschiedlich sind die Qualifikationen der Personen, die 
die Tests und die daran anschließenden Fördermaßnah- 
men durchführen. '24 

Eine wissenschaftliche Begleitforschung zu den Sprach- 
fÖrdermaßnahmen durch die Länder ist nicht die Regel 
und erfolgt nur vereinzelt, so beispielsweise in Baden- 
Württemberg durch die dortige Landesstiftung. '25 Aus 
Sicht der Beauftragten ist es im Sinne eines kontinuierli- 
chen Verbessemngsprozesses in diesem relativ jungen 
Bereich frühpädagogischer Fördemng erforderlich, dass 
die Länder eine Evaluation ihrer SprachfÖrderprogramme 
beginnen bzw. fortsetzen. Die Bundesregierang unter- 
stützt die empirische Bildungsforschung im Bereich der 
Sprachdiagnostik und der SprachfÖrdemng mit zahlrei- 
chen Forschungsaufträgen. '2ö Ergebnisse sind ab dem 
Jahr 2012 zu erwarten. 


Eine Übersicht zu Kursstandorten liegt nicht vor. Zu den im Internet 
recherchierbaren Standorten zählen Bremen, Frankfurt, Wiesbaden, 
Nürnberg, Stuttgart und München. 

'22 Bundesministerium für Bildung und Forschung (Hrsg.): Referenz- 
rahmen zur altersspezifischen Sprachaneignung, Bildungsforschung 
Band 29/1, Berlin 2009. 

123 Ygi http://integration.rlp.de/fileadmin/masgff/BLMI/Downloads/ 
Dokumentationen/Zwischenbericht INIRpdf. 

'24 Dietz, Sandra/Lisker, Andrea: Sprachstandsfeststellung und Sprach- 
förderung im Kindergarten, München 2008. Diese Expertise des 
Deutschen Jugendinstituts DJI gibt einen Überblick über die Maß- 
nahmen der Bundesländer. 

'25 Ygi http://www.sagmalwas-bw.de/sprachfoerderung-fuer-vorschul- 
kinder/wissenschaftliche-begleitung2. 

'26 Nähere Informationen zu einzelnen Forschungsschwerpunkten unter: 
http://www.empirische-bildungsforschung-bmbfde/zeigen.html?seite 
=7363. 
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Mehrsprachigkeit ist für viele Kinder mit Migrationshin- 
tergrund eine Lebensrealität. An die Tageseinrichtungen 
wird die Erwartung gerichtet, gezielte sprachliche Bil- 
dung und Förderung auf der Grundlage des vorliegenden 
Wissens zu Sprachentwicklung und Mehrsprachigkeit 
von Kindern anzubieten. Hier zeigt sich aber eine gewisse 
Diskrepanz zwischen den vorgegebenen normativen 
Orientierungen, wie sie z. B. in vielen Bildungsplänen 
verankert sind, und den praktischen Möglichkeiten. So 
findet die muttersprachliche Förderung der Kinder mit 
Migrationshintergrund in der Tagesbetreuung meist we- 
nig Beachtung. Unter Beteiligung von zehn Bundeslän- 
dern hat das Modellprogramm FörMig in fünfjähriger 
Laufzeif bis Juni 2009 die unferschiedlichen Konzepfe 
zur Förderung von Deutsch und Herkunftssprachen er- 
fasst, ausgewertet und deren Übertragbarkeit überprüft. '27 
Im Mittelpunkt standen die Diagnostik bildungssprach- 
licher und bilingualer Fähigkeiten, Konzepte zur Sprach- 
fÖrderung in mehrsprachigen Konstellationen, die 
Entwicklung von lokalen und regionalen Sprachbildungs- 
netzwerken verschiedener Betreuungs- und Bildungsein- 
richtungen sowie die Qualifizierung des pädagogischen 
Personals. FörMig hat die Evaluation und flächende- 
ckende Anwendung von SprachfÖrdermaßnahmen in den 
befeiligten Ländern gefördert. 

SprachfÖrderung muss so früh wie möglich einsetzen. 
Sprachwissenschaftlichen Erkenntnissen zufolge wirkt 
sich deshalb in diesem Sinne auch eine frühe Literacy-Er- 
ziehung'28 in mehrfacher Hinsicht positiv auf die Sprach- 
entwicklung aus. Mit der Initiative „Lesestart“ hat die 
Stiftung Lesen zusammen mit Unternehmen der Druck- 
und Papierbranche, Verlagen und Sozialverbänden neue 
Maßstäbe in der frühkindlichen Leseförderung gesefzf. ™ 
Im Jahr 2008 wurden zum ersfen Mal 250 000 kosfenlose 
Lesestart-Sefs an Eltern von einjährigen Kindern verteilt. 
Von Juni 2009 bis Ende Mai 2010 werden erneut 
250 000 Lesestart-Sets von niedergelassenen Kinder- und 
Jugendärzten in ganz Deutschland im Rahmen der kinder- 
ärztlichen Vorsorgeuntersuchung U6 an Eltern ver- 
schenkt. Das ähnlich konzipierte „Buch-Start“-Projekt 
aus Hamburg, das auch von weiteren Städten und Kom- 
munen übernommen wurde, berücksichtigt explizit junge 
Eltern mit Migrationshintergrund, indem alle Informatio- 
nen auch mehrsprachig angeboten werden. 

1.2 Die schulische Bildung 

Die schulische Bildungssituation von Kindern und Ju- 
gendlichen mit Migrationshintergrund ist durch ermuti- 
gende Veränderungen und zugleich den Fortbestand zen- 
traler Probleme bestimmt. Positive Veränderungen 


Das Programm FörMig (Förderung von Kindern und Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund) wurde durch das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung und die Länder Berlin, Brandenburg, Bre- 
men, Hamburg, Mecklenburg- Vorpommern, Nordrhein- Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen und Schleswig-Holstein aufge- 
legt. Informationen unter: http://www.blk-foermig.uni-hamburg.de. 
Literacy-Erziehung steht für die Förderung von Lesekompetenz. Bei 
Vorschulkindern geht es dabei darum, Kinder früh an die Schriftspra- 
che heranzuführen und so erste Leseerfahrungen zu vermitteln. 

129 Ygi http://www.lesestartdeutschland.de. 

130 Ygi http://www.buchstart-hamburg.de. 


befreffen eine erfolgreichere Bildungsbefeiligung und da- 
mif verknüpft die Verringerung von Schulabbrüchen. 
Weiterhin gelingt es dem schulischen Bildungssystem al- 
lerdings nur unzureichend mit sozialer und ethnischer 
Vielfalt umzugehen. Zu oft entscheidet Herkunft heute 
noch über den Schulabschluss und damit über die Zu- 
kunft. Das führt in nahezu allen Stufen des Schulsystems 
zu Benachteiligungen, insbesondere dann, wenn der ver- 
gleichsweise schwächere soziale Hintergrund mit dem 
Migrationshintergrund korreliert. Selbst bei gleichem So- 
zialstatus findet sich diese Gruppe seltener auf Gymna- 
sien und häufiger auf Hauptschulen. Sie weist verzögerte 
Bildungsübergänge auf und wiederholt Klassenstufen 
häufiger. Schülerinnen und Schüler mit Migrationshinter- 
giund verlassen eine allgemeinbildende Schule nach wie 
vor doppelt so häufig ohne Abschluss wie Schülerinnen 
und Schüler ohne Migrationshintergrund, während Letz- 
tere dreimal so häufig die Hochschulreife erwerben.'^' 

Trotz eingetretener Fortschritte und der in allen Ländern 
eingeleiteten Bildungsreformen ist hier bislang keine 
Trendwende zu verzeichnen. Die Beauftragte hat darauf 
bereits im 7. Lagebericht und im Ersten Integrationsindi- 
katorenbericht hingewiesen. Der vorliegende Bericht 
knüpft daran an. 

Die Beauftragte hat sich im Berichtszeitraum kontinuier- 
lich und vor Ort über die schulische Situation von 
Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
informiert. Gemeinsam mit den wichtigsten bildungspoli- 
tischen Akteuren - insbesondere der Kultusministerkon- 
ferenz sowie Ländern und Kommunen -, den Migranten- 
organisationen, Stiftungen und der Wirtschaft ging und 
geht es ihr darum, über eine kontinuierliche Zusammen- 
arbeit die Bildungssituation und den Bildungserfolg der 
Kinder und Jugendlichen deutlich und dauerhaft zu ver- 
bessern. Mit der Kultusministerkonferenz wurde eine 
engere Zusammenarbeit vereinbart, die einen regelmäßi- 
gen Austausch über Fortschritte und Hemmnisse der Inte- 
gration und die Gründung einer gemeinsamen Arbeits- 
gruppe mit dem BMBF einschließen. 

Hilferufe von Schulleiterinnen und Schulleitern haben die 
Beauftragte erreicht, die davon zeugen, dass die Lage vor 
Ort sehr ernst ist und sich teilweise verschlechtert hat. 
Andererseits gibt es Familien, Migrantenorganisationen, 
Stiftungen und Schulen, denen Integration gelingt, indem 
insbesondere der Erwerb einer altersgerechten Kenntnis 
der deutschen Sprache als Voraussetzung des Lernens 
sichergestellt und die Entfaltung von Potenzialen von 
Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
nachhaltig unterstützt wird. Angesichts der nach wie vor 
gravierenden schulischen Problemlagen von Kindern und 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund weist die Beauf- 
tragte auf die Notwendigkeit hin, die Integrationsleistung 
der Schulen deutlich zu verbessern. 


Konsortium Bildungsberichterstattung (Hrsg.): Bildung in Deutsch- 
land. Ein indikatorengestützter Bericht mit einer Analyse zu Über- 
gängen im Anschluss an den Sekundarbereich 1. Im Auftrag der 
Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundes- 
republik Deutschland und des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung, Bielefeld 2008, S. 11. 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-53- 


Drucksache 17/2400 


Ein Ansatzpunkt für die Beauftragte und das Bundes- 
ministerium für Arbeif und Soziales war die Weiferfüh- 
rung mutfersprachlichen Unterrichfs durch Konsulafslehr- 
kräffe. Vorangegangen waren Gespräche mif den 
Bofschaffem der ehemaligen Anwerbesfaafen, deren ge- 
meinsamer Konsens darin besfand, dass die Kenntnis der 
deutschen Sprache der Dreh- und Angelpunkt für eine ge- 
lingende Infegration bilde!, der ergänzende muttersprach- 
liche Unterricht darauf ausgerichtet werden müsse und 
Konsulatslehrkräfte entsprechend bilingual qualifiziert 
sein sollten. Rechtsgrundlage dieses Unterrichts ist die 
Wanderarbeiterrichtlinie der EU,*^^ die ursprünglich zur 
Sicherung der Grundbildung von „Gastarbeiterkindem“ 
im Falle der Rückkehr in die Anwerbestaaten beschlossen 
wurde. Obgleich dieses Anliegen nicht mehr zeitgemäß 
ist, bildet diese Richtlinie nach wie vor den Rechtsrah- 
men für die Erteilung dieses Ergänzungsunterrichts. Die 
Beauftragte hat daher einer vom Bundesrat gegenüber der 
Europäischen Kommission empfohlenen ersatzlosen Auf- 
hebung der Richtlinie'3^ widersprochen und zugleich die 
Notwendigkeit betont, die Richtlinie weiter zu entwickeln 
und den Möglichkeiten der Arbeitnehmerfreizügigkeit in- 
nerhalb der EU anzupassen. 

Der vorliegende Bericht greift zunächst auf die amtliche 
Bildungsstatistik zurück, die Bestandsdaten über die Bil- 
dungsbeteiligung und den Schul- und Berufsbildungs- 
erfolg von Schülerinnen und Schülern nach deren 
Geschlecht und Staatsbürgerschaft zur Verfügung stellt. 
Bei insgesamt sinkenden Schülerzahlen - Abnahme von 
2007 bis 2008 um über 160 000 (-1,7 Prozent) - hat sich 
der in der amtlichen Bildungsstatistik ausgewiesene An- 
teil ausländischer Schülerinnen und Schüler um knapp 
47 000 (-5,5 Prozent) überproportional verringert. 
Diese Veränderung erweist sich vor allem als Auswirkung 
des „ius soli“ im Staatsangehörigkeitsrecht. Von 2000 
bis 2008 erhielten dadurch insgesamt 336 354 „ius soli“ 
Kinder die deutsche Staatsangehörigkeit, ihre Anzahl 
wird sich in den kommenden Jahren kontinuierlich 
erhöhen.'^^ Insbesondere in Großstädten mit hohem Mi- 
grantenanteil sind damit statistische Veränderungen 
verbunden, die die bislang staatsbürgerschaftsbezogene 
Bildungsstatistik vor neue Herausforderungen stellt. 
Da die in der Bildungspolitik und Bildungs Statistik nach 
wie vor übliche Unterscheidung von deutschen und aus- 


■32 Richtlinie 77/486/EWG des Rates vom 25. Juli 1977 über die schuli- 
sche Betreuung der Kinder von Wanderarbeitnehmem. 

■33 Bundesratsdrucksache 505/08, Beschluss vom 7. November 2008 be- 
tr. Stellungnahme des Bundesrates zum Grünbuch der Europäischen 
Gemeinschaften - Migration und Mobilität: Chancen und Elerausfor- 
derungen für die EU-Bildungssysteme. 

■3't tatistisches Bundesamt: Fachserie 11, Reihe 1 Schuljahr 2008/2009, 
Wiesbaden 2009, S. 15 und 19. 

■35 Seit dem 1. Januar 2000 erwirbt ein Kind ausländischer Eltern unter 
den Voraussetzungen des Artikel 4 Absatz 3 StAG mit seiner Geburt 
in Deutschland neben den Staatsangehörigkeiten der Eltern die deut- 
sche Staatsangehörigkeit - vgl. Kapitel III. 1 . 

■36 Vgl.: Anhang Tabelle 8. 

■32 Im Rahmen von Einschulungsuntersuchungen hat sich zum Beispiel in 
Frankfurt am Main der Anteil der Kinder mit deutscher Staatsangehö- 
rigkeit im Zeitraum von 2002 bis 2008 von 47 Prozent auf 84 Prozent 
erhöht. Quelle: Kindergesundheit in Frankfurt am Main. Daten des 
Amtes für Gesundheit 2002 bis 2008, Frankfurt am Main 2010. 


ländischen Schülerinnen und Schülern nur unzureichend 
die sprachliche, kulturelle, ethnische und nationale Hete- 
rogenität von Schülerinnen und Schülern abbildet, haben 
die Beauftragte und das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales das Statistische Bundesamt mit einer Son- 
derauswertung des Mikrozensus für den Zeitraum 2005 
bis 2008 beauftragt. Die ihr damit vorliegenden Daten er- 
möglichen erstmals Verlaufsaussagen zur Bildungsaspira- 
tion und zum Bildungserfolg von Kindern und Jugendli- 
chen mit Migrationshintergrund. 

Die Systematik der nachfolgenden Darstellung berück- 
sichtigt entsprechend die amtliche Bildungsstatistik, die 
durch Daten aus dem Mikrozensus vertieft wird. Weiter- 
führende Analysen finden sich in den vom Konsortium 
Bildungsberichtserstattung im Auftrag der Konferenz der 
Kultusminister der Länder und des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung in den Jahren 2006, 2008 und 
2010 vorgelegten umfassenden Berichten „Bildung in 
Deutschland“, auf die verwiesen wird.'^* 

1.2.1 Schülerinnen und Schüler mit 

ausländischer Herkunft/Migrations- 
hintergrund 

Zum Schulalltag gehören heute Kinder und Jugendliche 
mit Migrationshintergrund, insbesondere in den west- 
deutschen Bundesländern und in Berlin. München ver- 
zeichnet seit Jahren 50 Prozent Schülerinnen und Schüler 
mit Migrationshintergrund unter den Erstklässlern. Ähn- 
lich sieht es beispielsweise in Hamburg, Stuttgart, Frank- 
furt am Main, Wiesbaden und Ludwigshafen aus. In eini- 
gen Quartieren der Großstädte hat der Anteil von Kindern 
unter sechs Jahren mit einem Migrationshintergrund die 
75 Prozent Marke überschritten. Schulen stehen da- 
durch vor enormen Herausforderungen. Sie müssen das 
Rüstzeug für den Weg in eine sich wandelnde Gesell- 
schaft, ein selbstbestimmtes Leben und die Vorbereitung 
auf eine berufliche Ausbildung einer heute sozial wie eth- 
nisch heterogenen Schülerschaft in durch Segregation ge- 
zeichneten Sozialräumen vermitteln. 

Im Schuljahr 2008/2009 besuchten über 9 Millionen 
Schülerinnen und Schüler die allgemeinbildenden und be- 
rufsbildenden Schulen in Deutschland. Davon waren 
nach der Schulstatistik über 800 000 Schülerinnen und 
Schüler bzw. 8,9 Prozent nichtdeutscher Staatsangehörig- 
keit. Die Mehrheit der ausländischen Schülerinnen und 
Schüler an allgemeinbildenden Schulen besaß im Jahr 


■3* Konsortium(2006)/Autorenguppe (2008/2010) Bildungsbericht- 
erstattung (Hrsg.): Bildung in Deutschland. Ein indikatorengestützter 
Bericht mit einer Analyse zu a) Bildung und Migration (2006), b) 
Übergängen im Anschluss an den Sekrmdarbereich I, c) Perspektiven 
des Bildimgswesens im demographischen Wandel (2010). Im Auf- 
trag der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der 
Bundesrepublik Deutschland und des Bundesministeriums für Bil- 
dung und Forschung, Bielefeld 2006/2008/2010. Im Folgenden zi- 
tiert als Bildungsbericht 2006; Bidlimgebericht 2008 und Bildungs- 
bericht 2010; Intemetpräsenz: http://www.bildimgsbericht.de. 

■36 Häussermann, Hartmut/Werwatz, Axel/Förste, Daniel/Hausmann, 
Patrick: Monitoring Soziale Stadtentwicklung, Berlin 2009, S. 14. 

■“■o Statistisches Bundesamt: Fachserie 11, Reihe 1 Schuljahr 2008/2009, 
Wiesbaden 2009, S. 7. 
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2008 die Staatsangehörigkeit eines ehemaligen Anwerbe- 
landes. 40,3 Prozent hatten die türkische Staatsangehörig- 
keit und 7 Prozent die eines der Nachfolgestaaten des ehe- 
maligen Jugoslawien. Insgesamt waren 20,5 Prozent 
Staatsangehörige eines EU-Landes, davon kamen 58,6 Pro- 
zent aus den ehemaligen Anwerbeländem Griechenland, 
Italien, Portugal und Spanien.'"*' 

Der Anteil von Schülerinnen und Schülern mit einem Mi- 
grationshintergrund fallt dem gegenüber wesentlich höher 
aus. Der Mikrozensus weist im Jahr 2008 für 3,03 Millio- 
nen aller Schülerinnen und Schüler allgemeinbildender 
und berufsbildender Schulen einen Migrationshinfer- 
grund aus. Von ihnen sind über 2,2 Millionen in Deufsch- 
land geboren und haben keine eigene Migrafionserfah- 

rung.'"'2 

1.2.2 Die Verteilung nach Schularten 

Die Bildungsstatistik ermöglicht hinsichtlich der Vertei- 
lung ausländischer Schülerinnen und Schüler nach Schul- 
arten folgende Feststellungen: 

Ausländische Schülerinnen und Schüler sind insgesamt 
an Hauptschulen, integrierten Gesamtschulen und Förder- 
schulen sowie an Abendschulen über-, an Schularten mit 


m Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1 Schuljahr 2008/2009, 
Tabelle 4.3, Wiesbaden 2009. 

Statistisches Bundesamt, Sonderauswertung Mikrozensus 2008, Ta- 
belle 3, Wiesbaden 2010. 


mehreren Bildungsgängen, Realschulen sowie vor allem 
an Gymnasien und freien Waldorfschulen unterrepräsen- 
tiert. Diese Verteilungen spiegeln einerseits die vorhande- 
nen Disparitäten im Schulbesuch wider, andererseits 
weist der überdurchschnittliche Besuch von Abendschu- 
len auf ein überdurchschnittliches Interesse in Bezug auf 
das Nachholen schulischer Abschlüsse hin. Im Vergleich 
zum Gesamtanteil ausländischer Schülerinnen und Schü- 
ler von 8,9 Prozent weist die nachfolgende Tabelle Ihren 
jeweiligen Anteil an allen Schülerinnen und Schülern der 
jeweiligen Schulformen auf: 

Bei der Verteilung von Schülerinnen und Schülern nach 
Schularten ist unter Berücksichtigung ihrer jeweiligen 
Staatsangehörigkeiten eine erhebliche Binnendifferenzie- 
rung zu verzeichnen (vgl. Tabelle 1 1). Danach betrug zum 
Beispiel der Anteil der Schülerinnen und Schüler mit ita- 
lienischer Staatsbürgerschaft an allen ausländischen 
Schülerinnen und Schülern, die eine Hauptschule besuch- 
ten 7,5 Prozent. 

Während im Jahr 2008 nur 8,6 Prozent aller Schülerinnen 
und Schüler mit deutscher Staatsbürgerschaft eine Haupt- 
schule besuchten, waren es unter allen ausländischen 
Schülerinnen und Schülern 20 Prozent. Fast ein Drittel 
(28,7 Prozent) der deutschen Schülerinnen und Schüler 
aller Schulformen besuchte ein Gymnasium; unter allen 
ausländischen Schülerinnen und Schülern war dies nur 
jede/r Sechste (13,4 Prozent). Geringer ist der Abstand 
beim Besuch von Realschulen, deutlich in Bezug auf den 
Besuch integrierter Gesamtschulen. 


Tabelle 10 

Anteil ausländischer Schülerinnen und Schüler nach Schularten 


Schulart 

Anteil ausländischer Schülerinnen/Schüler 2008 
(in % der Gesamtzahl) 

Grundschulen 

8,9 

Hauptschulen 

19,5 

Schularten mit mehreren Bildungsgängen 

4,7 

Realschulen 

8,1 

Gymnasien 

4,4 

Integrierte Gesamtschulen 

13,9 

Freie Waldorfschulen 

2,0 

Förderschulen 

14,4 

Abendhauptschulen 

41,2 

Abendrealschulen 

21,6 

Abendgymnasien 

12,8 

Kollegs 

6,1 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, 2008/2009, Wiesbaden 2009, S. 211 
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Tabelle 11 

Ausländische und deutsche Schülerinnen und Schüler nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten 

und Schularten 2008/20091« 


Staatsangehörigkeit 

Hauptschule 

Realschule 

Int. 

Gesamtschule 

Gymnasium 

Förderschule 

Insgesamt 

(n=9.023.572) 

9,2 

14,0 

5,6 

27,4 

4,4 

Deutsche 
(n=8.217 593) 

8,6 

14,1 

5,3 

28,7 

4,1 

Ausländer 

(n=805.979) 

20,0 

12,8 

13,4 

13,4 

7,0 

Darunter besuchten von N ausl. 
Schülerinnen/Schülem Prozent 
Sch. mit nach folgender Staats- 
angehörigkeit die Schulform: 

N=161.243 

N=102.824 

N=69.880 

N=108.324 

N=56.606 

Türkei 

(n=324.845) 

40,3 

45,7 

10,4 

28,0 

39,4 

Italien 

(n=50.892) 

7,5 

6,9 

6,9 

4,7 

7,7 

Serbien 
(n= 32.729) 

4,5 

3,0 

5,6 

2,4 

7,3 

Griechenland 
(n= 28.017) 

3,8 

4,0 

5,0 

4,0 

3,0 

Polen 

(n= 24.571) 

2,6 

2,7 

8,0 

3,8 

1,4 

Russische Föderation 
(n=23.577) 

1,7 

2,3 

5,6 

5,3 

1,3 

Kroatien 
(n= 18.266) 

1,8 

3,1 

5,0 

3,5 

1,9 

Vietnam 
(n= 15.302) 

0,5 

1,7 

5,0 

5,6 

0,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, 2008/2009, eigene Berechnungen!'^'^ 


Dieser Befund wird durch eine weitere Binnendifferen- 
zierung - die Verteilung nach Schulformen innerhalb je- 
weiliger Gruppen von Schülerinnen und Schülern ent- 
sprechend ihrer jeweiligen Staatsbürgerschaft - bestätigt 
(vgl. Tabelle 12). 

Die Daten spiegeln die bereits erörterte Disparität als 
auch die Anzahl der ausländischen Schülerinnen und 


Angaben in Prozent bzgl. der Grundgesamtheiten jeweils aller, aller 
deutschen bzw. ausländischen Schülerinnen und Schüler, bei auslän- 
dischen Schülerinnen und Schülern ausdifferenziert nach Staatsange- 
hörigkeiten und Besuch der ausgewählten Schularten. 

Berücksichtigt wurden Staatsangehörigkeiten von Schülerinnen und 
Schülern, deren Anzahl im Jahr 2008 15 000 überstieg. Lesehilfe: 
Unter allen ausländischen Schülerinnen und Schülern, die z. B. die 
Hauptschule besuchen, hatten im Jahr 2008 45,7 Prozent eine türki- 
sche Staatsbürgerschaft. 


Schüler sowie den Gesamtdurchschnitt ihrer jeweiligen 
gruppenspezifischen sozialen Lagen, Zuwanderungsge- 
schichten, Bildungsaspirationen, Alters- und Beteili- 
gungsstrukturen und sind sowohl vor dem Hintergrund 
regionaler Verteilungen ausländischer Schülerinnen und 
Schüler als auch regional differierender schulischer An- 
gebote zu relativieren. Inwiefern sich aus den dargelegten 
Differenzierungen zielgruppenspezifische Förderbedarfe 
ableiten lassen, bedarf vertiefender Untersuchungen. 

Die Betrachtung nach Staatsangehörigkeit zeigt, dass die 
russischen Schülerinnen und Schüler hinsichtlich der be- 
suchten Schulart der Verteilung der deutschen Schülerin- 
nen und Schüler am nächsten kommen. So besuchten 
28,7 Prozent aller deutschen und 24,5 Prozent aller russi- 
schen Schülerinnen und Schüler ein Gymnasium. Schüle- 
rinnen und Schüler der hier berücksichtigten anderen 





Drucksache 17/2400 


-56- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Tabelle 12 


Schülerinnen/Schüler ausländischer Staatsangehörigkeit, 
besuchte Schularten je Staatsangehörigkeit 2008/2009 


Staatsangehörigkeit 

Hauptschule 

Realschule 

Int. 

Gesamtschule 

Gymnasium 

Förderschule 

Deutsche 
(n=8.217 593) 

8,6 

14,1 

5,3 

28,7 

4,1 

Türkei 

(n=324.845) 

23,4 

14,5 

10,4 

9,3 

6,9 

Italien 

(n=50.892) 

23,7 

13,8 

6,9 

9,9 

8,6 

Serbien 
(n= 32.729) 

11,4 

9,4 

5,6 

8,0 

12,7 

Griechenland 
(n= 28.017) 

21,8 

14,7 

6,1 

15,6 

6,1 

Polen 

(n= 24.571) 

17,2 

11,5 

8,0 

16,6 

3,3 

Russische Föderation 
(n=23.577) 

11,7 

10,2 

5,6 

24,5 

3,1 

Kroatien 
(n= 18.266) 

15,5 

17,4 

5,0 

20,7 

5,9 

Vietnam 
(n= 15.302) 

5,9 

11,2 

5,0 

39,9 

1,7 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, 2008/2009, S. 248-249, Wiesbaden 2009 


Staatsangehörigkeiten liegen deutlieh dahinter. Vor allem 
Schülerinnen und Schüler mit türkischem und italieni- 
schem Pass besuchen einerseits überproportional häufig 
die Hauptschule und weisen andererseits niedrige Gymna- 
sialquoten auf. Dagegen weisen Schülerinnen und Schüler 
mit vietnamesischer Staatsbürgerschaft die niedrigste 
Hauptschul- und die höchste Gymnasialquote auf, die mit 
39,9 Prozent vor der deutscher (28,7 Prozent) liegt. 

Überproportional häufig besuchen Schülerinnen und 
Schüler mit Migrationshintergrund Förderschulen. Bei 
einem Anteil von 8,9 Prozent an der Gesamtschüler- 
schaft liegt ihr Anteil an den Schülerinnen und Schülern 
in Förderschulen bei 14,4 Prozent, ln Bezug auf den ho- 
hen Anteil ausländischer Schülerinnen und Schüler an 
Förderschulen weist der Bildungsbericht 2010 auf Dif- 
ferenzierungen und Forschungsbedarfe hin. Danach 
liegt die Förderschulbesuchsquote von ausländischen 
Schülerinnen und Schülern aus Vietnam, der Ukraine, 
der Russischen Föderation, Polen und dem Iran unter- 
halb der der deutschen Schülerschaft, während Schüle- 
rinnen und Schüler aus Albanien und dem Libanon deut- 
lich darüber liegen. 

Angesichts der überdurchschnittlichen Zuweisung von 
Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund 


■'*5 Bildung in Deutschland 2010, Bielefeld 2010, S. 72. 


zum Förderschwerpunkt Lernen bedarf es einer Klärung 
der hierfür vorliegenden Gründe. 

Im internationalen Vergleich besitzt Deutschland ein hoch 
differenziertes Förderschulsystem. Während z. B. in Ita- 
lien, Spanien oder in Skandinavien fast alle Kinder mit 
sonderpädagischem Förderbedarf in allgemeinen Schulen 
unterrichtet werden, erhalten in Deutschland nur 15 Pro- 
zent einen solchen inklusiven Unterricht. Mit der im 
März 2009 in Kraft getretenen VN-Behindertenrechts- 
konvention hat sich Deutschland verpflichtet, den Weg 
hin zu einem inklusiven Schulsystem zu beschreiten. Ei- 
nige Bundesländer nehmen in diesem Prozess eine Vor- 
reiterrolle ein. ln Bremen beispielsweise besuchen bereits 
rund die Hälfte der Kinder und Jugendlichen mit sonder- 
pädagogischem Förderbedarf den gemeinsamen Unter- 
richt. ln Baden- Württemberg sind es hingegen wenig 
mehr als ein Viertel und in Niedersachsen bisher sogar 
nur knapp fünf Prozent. Vor diesem Hintergrund bieten 
die gegenüber dem 7. Lagebericht ausgewiesenen Verän- 
derungen der Anteile von Schülerinnen und Schülern mit 
Migrationshintergrund an Förderschulen erste Anhalts- 
punkte für den Übergang zu inklusiver Bildung. 

Unter Berücksichtigung des Merkmals Migrationshinter- 
grund ist in Bezug auf Schulformen eine quantitative 


Klemm, Klaus: Sonderweg Förderschulen: Hoher Einsatz, wenig 
Perspektiven. Bertelsmann-Stiftung 2009. 
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Ausweitung der eingangs betonten Disparitäten bei Bei- 
behaltung der Grundrelationen festzustellen: Laut Mikro- 
zensus 2008 hatten nur 21,1 Prozent aller Sehülerinnen 
und Sehüler an Gymnasien einen Migrationshintergrund, 
an Hauptsehulen dagegen lag ihr Anteil mit 42,6 Prozent 
doppelt so hoeh (vgl. Tabelle 20 im Anhang). 

Obgleieh die Mehrheit der Sehülerinnen und Sehüler mit 
Migrationshintergrund in Deutschland geboren wurde 
und schulvorbereitende Einrichtungen besuchte, sind in 
der Verteilung auf die Schularten der Sekundarstufe 1 und 
11 nach wie vor erhebliche Differenzen zu den Schülerin- 
nen und Schülern mit und ohne Migrationshintergrund 
festzustellen (vgl. Tabelle 21). 

1.2.3 Das Niveau der Schulabschlüsse 

Im Schuljahr 2007/2008 wurden 85 295 Schülerinnen 
und Schüler nichtdeutscher Staatsangehörigkeit - das 
sind 9 Prozent der gesamten Absolventinnen und Absol- 


venten - aus den allgemeinbildenden Schulen entlassen. 
Die Gegenüberstellung der Schulabschlüsse von deutschen 
und ausländischen Schülerinnen und Schülern zeigt - trotz 
geringfügiger Verbesserungen im Vergleich zum Vorbe- 
richtszeitraum - weiterhin Diskrepanzen im Bildungs- 
erfolg beider Gruppen (vgl. Tabelle 13). Verließen im 
Jahr 2003 noch 19,2 Prozent der ausländischen Jugendli- 
chen das allgemeinbildende Schulsystem ohne Ab- 
schluss, so hat sich dieser Anteil von 2005 (17,5 Prozent) 
bis 2008 weiter reduziert (15 Prozent). Gleichwohl sind 
mit diesem Schuljahrgang über 13 000 ausländische Ju- 
gendliche ohne Abschluss aus der Sekundarstufe 1 ausge- 
schieden. Für sie ist der Übergang in eine berufliche Aus- 
bildung zunächst deutlich erschwert, andererseits gibt es 
eine Vielzahl von Möglichkeiten, den Schulabschluss 
nachzuholen, unter anderem - so die Voraussetzungen 
vorliegen - im Rahmen einer von der Bundesagentur für 
Arbeit geförderten berufVorbereitenden Bildungsmaß- 
nahme. 


Tabelle 13 


Deutsche und ausländische Ahsolventen/Ahgänger ohne Hauptschulahschluss, mit Hauptschulahschluss 
hzw. mit allgemeiner Hochschulreife im Schuljahr 2007/2008 nach Bundesländern* 

Angaben in Prozent' 


Bundesland 

Ohne Hauptschul- 
ahschluss 

Hauptschulahschluss 

Allgemeine 

Hochschulreife 

Deutsche 

Ausländer 

Deutsche 

Ausländer 

Deutsche 

Ausländer 

Baden-Württemberg 

4,3 

13,7 

26,3 

54,5 

28,1 

5,2 

Bayern 

5,4 

15,6 

27,1 

49,2 

23,3 

8,2 

Berlin 

7,4 

19,7 

20,6 

35,4 

42,4 

15,0 

Brandenburg 

9,6 

8,4 

14,3 

17,5 

42,6 

40,8 

Bremen 

5,8 

11,7 

16,9 

31,0 

35,0 

13,9 

Hamburg 

6,6 

15,2 

19,0 

32,6 

43,3 

19,6 

Hessen 

5,5 

12,9 

20,7 

39,5 

29,8 

10,2 

Mecklenburg- Vorpommern 

9,7 

13,3 

8,7 

12,4 

52,1 

38,1 

Niedersachsen 

6,6 

20,0 

18,4 

30,4 

24,5 

6,9 

Nordrhein- Westfalen 

5,4 

14,1 

18,4 

33,5 

31,4 

12,8 

Rheinland-Pfalz 

6,3 

15,9 

24,1 

43,5 

28,2 

9,3 

Saarland 

6,0 

15,4 

29,7 

48,7 

28,4 

11,4 

Sachsen 

8,3 

16,2 

8,6 

13,1 

38,5 

28,7 

Sachsen-Anhalt 

10,4 

17,3 

15,9 

28,4 

33,4 

10,3 

Schleswig-Holstein 

8,1 

15,3 

27,7 

41,6 

25,8 

11,1 

Thüringen 

6,8 

15,4 

13,3 

27,6 

41,1 

17,3 

Gesamt 

6,2 

15,0 

20,8 

40,2 

30,5 

10,7 


* Allgemeinbildende Schulen. 

* Gemessen an allen Absolventen/ Abgängern der jeweiligen Abschlussart. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, Wiesbaden 2009 





Drucksache 17/2400 


-58- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Bei den Absolventinnen und Absolventen ohne deutsehe 
Staatsangehörigkeit dominiert aueh weiterhin der Haupt- 
sehulabsehluss. Während rund 70 Prozent der deutsehen 
Sehulabgängerirmen und Sehulabgänger einen mittleren 
oder höheren Absehluss erzielen, gilt dies nur für gut 
40 Prozent der ausländisehen Jugendliehen. Besonders 
eklatant ist der Abstand zwisehen deutsehen und auslän- 
disehen Sehulabgängerinnen und Sehulabgängem weiter- 
hin bei der Erlangung der Allgemeinen Hoehsehulreife. 
Während im bundesweiten Durehsehnitt jede/r dritte 
deutsehe Sehüler/in die allgemein bildende Sehule mit 
dem Abitur absehließt, ist es bei den ausländisehen Ju- 
gendliehen nieht einmal jede/r zehnte. 

Weiterhin zeigt sieh, dass - wie bei deutsehen Jugendli- 
ehen aueh - Mädehen im Sehnitt höhere Absehlüsse er- 
reiehen als Jungen. Deutlieh mehr Mädehen erreiehen 
einen Realsehulabsehluss bzw. das Abitur, erheblieh we- 
niger Mädehen verlassen die Sehule ohne Absehluss. 
Diese Zahlen spreehen nieht nur für eine hohe Bildungs- 
mofivation dieser Mädehen, sondern belegen aueh, dass 
viele ausländisehe Eltern in hohem Maße bereit sind, in 
die Bildung ihrer Töehter zu investieren. 

Betraehtet man die Daten der Sehulstatistik zu deutsehen 
und ausländisehen Sehulabgängerinnen und -abgängem 
naeh ausgewählten Bundesländern, so zeigen sieh zum 
Teil erhebliehe Untersehiede beim Sehulerfolg (vgl. 
Tabelle 21 im Anhang:). Die Sehulabbreeherquote aus- 
ländiseher Jugendlieher ist im Vergleieh zum vorange- 
gangenen Beriehtszeitraum des 7. Lageberiehtes gesun- 
ken, ist allerdings in Niedersaehsen (20 Prozent), Berlin 
(19,7 Prozent) und Bayern (20 Prozent) naeh wie vor sehr 
hoeh, hoeh in Nordrhein- Westfalen und Rheinland-Pfalz 
(jeweils 14,1 Prozent). Andererseits erreiehen ausländi- 
sehe Jugendliehe in den Stadtstaaten und Nordrhein- 
Westfalen überproportional häufig das Abitur, obgleieh 
aueh hier die Quote wesentlieh niedriger liegt als jene der 
Deutsehen, Besonders niedrig ist der Abiturientenanteil 
an den ausländisehen Sehulabgängerinnen und Sehulab- 
gängem in Baden- Württemberg und Niedersaehsen, wäh- 
rend Bayern und das Saarland aufgeholt haben. 

Der Mikrozensus ermöglieht weitergehende Aussagen zum 
sehulisehen Bildungsniveau der in Deutsehland lebenden 
Bevölkemng. Für den Zeitraum 2005 bis 2007 lässt sieh 
anhand der Angaben über sehulisehe Absehlüsse dureh- 
gängig eine geringfügige Erhöhung des Sehulbildungsni- 
veaus fesfsfellen: Waren im Jahr 2005 nur 2,2 Prozenf der 
Deufsehen ohne Migrationshintergmnd ohne einen Ab- 
sehluss, verringerte sieh deren Zahl zum Jahr 2007 auf 
2,1 Prozent. Analoge Entwieklungen zeigen sieh für die 
Bevölkemng mif Migrationshintergmnd: Waren 2005 noeh 
13,3 Prozent ohne Sehulabsehluss verringerte sieh aueh de- 
ren Zahl bis 2007 auf 12,6 Prozent. 

Für den Zeitraum 2005 bis 2008 lassen sieh für die Sehul- 
absehlüsse von 15- bis 19-Jährigen durehweg posifive 
Verändemngen fesfstellen. Jugendliehe mit Migrations- 
hintergmnd holen in Bezug auf sämtliehe Sehulab- 


•47 In Wiesbaden beträgt die Gymnasialquote bei ausländischen Kindern 
30,6 Prozent, der Anteil an Gymnasiasten bei deutschen Kindern und 
Jugendlichen dagegen 60,8 Prozent, Daten aus: Integrationskonzept 
für die Landeshauptstadt Wiesbaden, 1. Fortschreibung 2010 bis 2014. 


Schlüsse auf Diese positive Entwicklung darf allerdings 
nicht über den nach wie vor erheblichen und inakzeptab- 
len Bildungsabstand gegenüber Jugendlichen ohne 
Migrationshintergmnd hinwegtäuschen. Bedenklich er- 
scheint der Beauftragten insbesondere, dass der Anteil al- 
ler Jugendlichen ohne Abschlüsse nahezu konstant ge- 
blieben ist und Jugendliche mit Migrationshintergmnd 
nach wie vor eine annähernd doppelt so hohe Schulab- 
bmchquote wie Jugendliche ohne Migrationshintergmnd 
aufweisen (vgl. nebenstehende Tabelle). 

Die Verlaufsdaten zeigen für den Zeitraum 2005 bis 2008, 
dass sich die Abstände von Jugendlichen mit Migrations- 
hintergmnd gegenüber Jugendlichen ohne Migrationshin- 
tergmnd in Bezug auf Hauptschulabschlüsse und mittlere 
Abschlüsse langsam aber stetig verringert haben, wäh- 
rend sich der Abstand in Bezug auf höhere Abschlüsse of- 
fenbar vergrößert hat. Dies betrifft ebenso den größer ge- 
wordenen Abstand zwischen Jugendlichen mit und ohne 
Migrationshintergmnd ohne schulische Abschlüsse. 

Der Mikrozensus ermöglicht entsprechend für den Zeif- 
raum 2005 bis 2008 folgende Trendabschäfzungen: 

Haupfschulabschlüsse: Der Absfand von Jugendlichen mif 
Migrationshinfergrand gegenüber Jugendlichen ohne Mi- 
grafionshinfergrand haf sich zwischen 2005 und 2008 ver- 
ringert. Unfer der Voraussefzung einer Beibehalfung des 
durchschnittlichen Ausgleichs von ca. 1 Prozent pro Jahr 
könnte in ca. 10 bis 12 Jahren eine Konvergenz eintreten. 

Mittlere Abschlüsse: Jugendliche mit Migrationshinter- 
gmnd erwerben vermehrt mittlere Schulabschlüsse, wäh- 
rend der Anteil mittlerer Schulabschlüsse bei Jugendli- 
chen ohne Migrationshintergmnd offenbar zugunsten 
höherer Abschlüsse (Fachhochschulreife/Abitur) sinkt. 
Aufgmnd dieser Gegenläufigkeit verringert sich zwar der 
Abstand, die Verringemng erfolgt jedoch langsamer ge- 
genüber der in Bezug auf Hauptschulabschlüssen. Unter 
der Voraussetzung einer Beibehaltung des durchschnittli- 
chen Verringemng von weniger als 1 Prozent pro Jahr 
könnte in 14 bis 15 Jahren eine Konvergenz eintreten. 

Fachhochschulreife/Abitur: Der Erwerb der Fachhoch- 
schul- und Allgemeinen Hochschulreife nimmt bei allen 
Jugendlichen zu, wobei die Zunahme für Jugendliche mit 
Migrationshintergmnd geringer ausfällt. Angesichts der 
unterschiedlichen Geschwindigkeiten ist eine Konver- 
genz nur dann zu erwarten, wenn insbesondere im Be- 
reich der gymnasialen Oberstufe sowie in Bildungsgän- 
gen, die zur Fachhochschulreife/dem Abitur führen eine 
überproportionale Erhöhung des Schüleranteils mit Mi- 
grationshintergmnd erfolgt. 

Jugendliche ohne Abschlüsse: Nach wie vor bleibt eine na- 
hezu konstante Anzahl 15- bis 19jähriger ohne Abschlüsse - 
damnter überproportional viele Jugendliche mit Migra- 
tionshintergrand. Zwischen den Jahren 2005 und 2007 er- 
folgte zunächst eine Verringemng des Abstandes im Um- 
fang von 0,9 Prozent, im Jahr 2008 vergrößerte sich dieser 
Abstand gegenüber 2007 jedoch wieder.'"** 


•48 Der Mikrozensus 2008 weist aufgrund einer neuen Definition des 
Merkmals „ohne Schulabschluss“ einen höheren Anteil von Personen 
ohne Schulabschluss auf. 
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Tabelle 14 

Schulabschlüsse der 15 bis 19jährigen im Zeitraum 2005 bis 2008 

(in Prozent) 


Mikrozensus Jahr 
Abschlüsse 

2005 

2006 

2007 

2008*49 

Tendenz 

2005-2008 

Hauptschule 

-FMH 

47,4 

47,9 

47,1 

43,0 

- 4,4 


-MH 

33,6 

33,1 

33,0 

31,0 

- 2,6 

Abstand 


13,8 

14,7 

14,1 

12,0 

Verringerung 

Mittlere Abschlüsse 

-FMH 

33,9 

34,0 

34,9 

34,7 

+ 0,8 


-MH 

50,9 

50,5 

49,3 

49,5 

- 1,4 

Abstand 


- 17,0 

- 16,5 

- 14,6 

- 14,8 

Verringerung 

FH Reife 

-FMH 

7,9 

7,8 

7,8 

8,9 

+ 1,0 

Abitur 

-MH 

10,1 

10,7 

12,2 

12,5 

+ 2,4 

Abstand 


- 2,2 

- 2,9 

- 4,2 

- 3,6 

Erhöhung 

Ohne Abschluss 

-FMH 

10,8 

10,3 

10,0 

13,3 

+ 2,5 


-MH 

5,4 

5,8 

5,4 

7,0 

+ 1,6 

Abstand 


5,4 

4,5 

4,6 

6,3 

Erhöhung 


Quelle: Sonderauswertung Mikrozensus 2005 bis 2008, summative Rundungsdifferenzen bzgl. 100 Prozent bis +/-0,2Prozent; + MH = mit Migra- 
tionshintergrund; - MH = ohne Migrationshintergrund 


Mit Blick auf weiterführende Interpretationen muss be- 
rücksichtigt werden, dass die hier statistisch ausgewiese- 
nen Veränderungen keinesfalls die Binnendynamik von 
Auf- und Abstiegen widerspiegeln. Der zweite Bericht 
„Bildung in Deutschland“ hat vielmehr gezeigt, dass im 
schulischen System auf jeden aufwärts gerichteten Wech- 
sel in höhere Schularten parallel fast fünf Abwärtswech- 
sel in niedrig qualifizierende Schularten kommen. 

Die Länder haben im Nationalen Integrationsplan 2007 
zugesagt „innerhalb der kommenden fünf Jahre die Ab- 
brecher- und Wiederholerquoten deutlich zu senken und 
die Angleichung der Quoten von Kindern und Jugendli- 
chen mit Migrationshintergrund an den Gesamtdurch- 
schnitt aller Schülerinnen und Schüler zu erreichen.“'^' 

Die vorliegenden Ergebnisse zeigen, dass die Anglei- 
chung der schulischen Abschlussquoten teilweise begon- 
nen hat und sich die Lücke langsam schließt. Das Tempo 
der Entwicklung befriedigt allerdings nicht. Die Beauf- 
tragte erwartet, dass die Länder ihre zentrale Selbstver- 


Die im Mikrozensus für das Jahr 2008 ausgewiesene Erhöhung der 
Werte des Merkmals „Ohne Schulabschluss“ lässt sich möglicher- 
weise auf eine neue Frage im Mikrozensus nach der Dauer des Schul- 
besuchs zurückführen. Danach werden alle Personen als „ohne 
Schulabschluss" geführt, die angeben, weniger als 8 Jahre die Schule 
besucht zu haben. Die Werte bedürfen weiterer Klärung. 

Bildung in Deutschland 2008, S. 9. 

Der Nationale Integrationsplan. Neue Wege - Neue Chancen, Berlin 
2007. S. 27. 


pfiichtung im Nationalen Integrationsplan ernst nehmen 
und das Tempo der Umsetzung erhöhen. 

1.2.4 Jugendliche ohne schulische 
Abschlüsse 

Obgleich die Möglichkeiten, schulische Abschlüsse in 
unterschiedlichsten Bildungswegen nachzuholen zuneh- 
mend in Anspruch genommen werden, ist es nach wie vor 
problematisch, dass eine große Zahl Jugendlicher die 
Schule zunächst ohne einen Abschluss verlässt. Im Jahr 
2008 verließen fast 65 000 Jugendliche die Schule ohne 
Hauptschulabschluss, unter ihnen über 13 000 ausländi- 
sche Jugendliche. '^2 Der aktuelle Bericht „Bildung in 
Deutschland 2010“ weist in diesem Zusammenhang da- 
rauf hin, dass 55 Prozent der Jugendlichen ohne Haupt- 
schulabschluss aus Förderschulen kommen, an denen 
- bis auf das Land Berlin - Hauptschulabschlüsse nicht 
immer erworben werden können. '^3 Erschwert wird das 
Erlangen schulischer Abschlüsse für Jugendliche mit Mi- 
grationshintergrund zudem durch ihre durchschnittlich er- 
heblichen Kompetenzrückstände, die sich im Bildungs- 
verlauf bislang offenbar nur unwesentlich verringern. 
Kinder zugewanderter Eltern weisen im Bereich der Le- 
sekompetenz sowohl in der Grundschule als auch in den 


Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, 2008/2009, Wiesba- 
den 2009, Tabelle 6.3, S. 288 
Bildung in Deutschland 2010, Bielefeld 2010, S. 90. 
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weiterführenden Sehulen der Länder einen Lemrüekstand 
von mehr als einem Sehuljahr auf.'^'* 

Von den 15- bis unter 19-jährigen Jugendliehen mit Mi- 
grationshintergrund hatten im Jahr 2008 13,3 Prozent 
keinen Sehulabsehluss, 43 Prozent einen Hauptsehulab- 
sehluss, 34,7 Prozent einen Realsehulabsehluss und 
8,9 Prozent die Faehhoehsehulreife/das Abitur (8,9 Pro- 
zent). Für fast alle Vergleiehsgruppen gilt, dass die 
jungen Frauen im Vergleieh zu den jungen Männern 
bessere Sehulabsehlüsse erreiehen (vgl. Tabelle 22 im 
Anhang). 


■5‘t Bildung in Deutschland 2010, Bielefeld 2010, S. 87. 

Statistisches Bundesamt, Sonderauswertung des Mikrozensus 2008, 
Tabelle 1, Wiesbaden 2010. 


Nominal weist der Mikrozensus 2008 insgesamt 
170 000 Jugendliehe im Alter von 15 bis 19 Jahren ohne 
Sehulabsehluss aus, davon 63 000 mit Migrationshinter- 
grund. Damit hatten in dieser Alterskohorte, deren Migra- 
tionsanteil 23,6 Prozent betrug, mit 37 Prozent überpro- 
portional viele Jugendliehe mit Migrationshintergrund 
keine sehulisehen Absehlüsse. Der enorme Handlungsbe- 
darf wird daran deutlieh, dass sieh diese Relation gegen- 
über der im Jahr 2005 - naeh geringfügigen Veränderun- 
gen in den Jahren 2006 und 2007 - nieht verändert hat. 

Der Vergleieh der 15 bis 19jährigen mit den 20 bis 
24jährigen zeigt, dass die 20 bis 24jährigen Absehlüsse 
naehholen und sieh ihre Naehholraten zwisehen den Jah- 
ren 2005 und 2008 insgesamt steigerten. Jugendliehe mit 
Migrationshintergrund nutzen offenbar die gebotenen 
Mögliehkeiten weniger intensiv. 


Tabelle 15 


Jugendliche im Alter von 15 bis 19 Jahren ohne Schulabschluss 



Insgesamt 
in 1.000 

davon mit Migrationshintergrund 

Anteil der Jugendlichen mit Migrations- 
hintergrund an der Alterskohorte 
in% 

in 1.000 

in% 

2005 

120 

45 

37,5 

22,9 

2006 

122 

42 

34,4 

22,8 

2007 

118 

41 

34,7 

22,4 

2008 

170 

63 

37,0 

23,6 


Quelle: Sonderauswertung Mikrozensus 2005 bis 2008, eigene Berechung 


Tabelle 16 


Anteil der 15 bis 19- und 20 bis 24jährigen ohne Schulabschluss (in Prozent) 




MZ 2005 

MZ 2006 

MZ 2007 

MZ 200815« 

15-19 Jahre 

-f MH 

10,8 

10,3 

10,0 

13,3 

-MH 

5,4 

5,8 

5,4 

7,0 

Abstand 


5,4 

4,5 

4,6 

6,3 

20-24 Jahre 

-f MH 

6,7 

6,7 

6,3 

6,9 

-MH 

2,3 

2,3 

2,2 

2,3 

Abstand 



4,4 

4,1 


Naehholrate in % 

+MU 

38,0% 

34,9% 

37,0% 

55,6% 

-MH 

57,4%, 

60,3 % 

59,2% 

67,1 % 


Quelle: Sonderauswertung Mikrozensus MZ 2005 bis 2008, Tabelle 1, eigene Berechnungen 


Die Heterogenität der Stichprobe des Mikrozensus - jährlich werden 25 Prozent der Auswahlbezirke erneuert - ermöglicht allerdings keine Inter- 
pretation der Veränderungen nach Geburtskohorten. Entsprechend bedarf es im Rahmen der empirischen Bildungsforschung weiterfuhrender wie 
vertiefender Analysen. 
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Die Beauftragte weist darauf hin, dass diese anhaltend 
hohe Zahl der 15- bis 19jährigen Jugendlichen ohne 
Schulabschluss nicht hinzunehmen ist und nicht nur den 
Jugendlichen selbst angelastet werden kann. Schulversa- 
gen schließt Schülerinnen und Schüler ebenso ein wie 
Versäumnisse der Eltern und ist ein wesentlicher Indika- 
tor für die Leistungsfähigkeit der Schulen bzw. einen 
Mangel daran. Insbesondere Jugendliche mit Migrations- 
hintergrund benötigen in der gesamten Bildungskette 
kontinuierliche Unterstützung, um Schulabbrüche zu ver- 
meiden bzw. um den Jugendlichen zu helfen, sich nach ei- 
nem Schulabbruch über das Nachholen von Abschlüssen 
eine Ausbildungsperspektive, eine qualifizierte Ausbil- 
dung und eine Beschäftigung zu erarbeiten. Zur Unter- 
stützung dieser Jugendlichen greifen auf Bundesebene 
vor allem die Sozialgesetze (SGB) 11 (Grundsicherung für 
Arbeitssuchende) und 111 (Arbeitsforderung); auf der 
Ebene der Länder sind dies vor allem die Schulgesefze 
und auf der kommunalen Ebene vor allem Leistungen 
nach SGB 11 sowie SGB Vlll (Kinder- und Jugendhilfe). 
Für die Durchführung von Programmen werden i. d. R. 
zusätzliche Mittel der EU und des Europäischen Sozial- 
fonds (LSF) verwendet.>58 

1.2.5 Bildungserfolg und soziale Lage 

Fast jedes dritte Kind unter 18 Jahren wächst in Risikola- 
gen auf, die darin bestehen, dass die Eltern nicht in das 
Erwerbsleben integriert sind (soziales Risiko), ein gerin- 
ges Einkommen haben (finanzielles Risiko) oder über 
eine geringe Ausbildung verfügen (Risiko der Bildungs- 
feme). Im Jahr 2008 lebfen insgesamf fasf ein Drittel 
(29 Prozenf) der 13,6 Millionen Kinder und Jugendlicher 
unter 18 Jahren in mindestens einer dieser Risikolagen, 
daranter 1,7 Millionen Kinder und Jugendliche in Fami- 
lien mit Migrationshintergmnd (42 Prozent). Für sie weist 
der aktuelle Bildungsbericht 2010 insbesondere hohe fi- 
nanzielle Risiken aufgrand der ungenügenden Integration 
der Eltern in das Erwerbsleben sowie hohe Risiken bzgl. 
der Bildungsfeme aus.'^^ 

Die Beauftragte hat mit der Vorlage des Ersten Integra- 
tionsindikatorenberichtes gezeigt, dass Bildungsprobleme 
von Kindern und Jugendlichen nicht primär auf deren 
Migrationshintergmnd, sondern auf sozialstrakturelle 
Faktoren, den Sprachgebrauch im Haushalt, das Bil- 
dungsniveau und die Bildungsorientiemngen der Eltern 
zurückzuführen sind.'®** Zahlreiche Untersuchungen be- 
stätigen dies. ''5' Strittig ist allerdings, wie und in welchen 


Die Bundesregierung unterstützt diese Jugendlichen mit zahlreichen 
Programmen, vgl. dazu Kapitel II. 1.2. 

Bundesinstitut für Berufsbildung: Datenreport zum Berufsbildungs- 
bericht 2009, Bonn 2009, S. 204. 

Bildung in Deutschland 2010, Bielefeld 2010, S. 27. 
Integrationsbeauftragte, Erster Integrationsindikatorenbericht 2009, 
S. 140-143. 

Vgl. die Überblicksdarstellung von Maaz, Kai/Baumert, Jürgen/ 
Trautwein, Ulrich: Genese sozialer Ungleichheit im institutioneilen 
Kontext der Schule: Wo entsteht und vergrößert sich soziale Un- 
gleichheit? In: Baumert, Jürgen/Maaz, Kai/Trautwein, Ulrich 
(Hrsg.): Bildungsentscheidungen. Zeitschrift für Erziehungswissen- 
schaften, Sonderheft 12, Wiesbaden 2009, S. 11-46. 


Phasen von Bildungsverläufen sich soziale Herkunft und 
Migrationshintergmnd auswirken. Als Erklämngsmodell 
wird inzwischen überwiegend die Unterscheidung von 
primären und sekundären Herkunftseffekten herangezo- 
gen: 

- Primäre Herkunftseffekte sind Einflüsse der sozialen 
Herkunft, die sich auf die Kompetenzentwicklung der 
Schülerinnen und Schüler auswirken und in Folge des- 
sen in Schulnoten niederschlagen (und darüber vermit- 
telt auch Übergangsempfehlungen beeinflussen). 

- Sekundäre Herkunftseffekte sind dagegen Einflüsse 
der sozialen Herkunft, die sich in unterschiedlichen 
Bildungserwartungen und Bildungsgangentscheidun- 
gen (z. B. Schulwahlentscheidungen) niederschlagen. 

Forschungen zur Frage, ob von der sozialen Herkunft 
Effekte auf die Benotung, die Vergabe der Schullaufbahn- 
empfehlung und die schließlich getroffene Übergangsent- 
scheidung ausgehen, zeigen, dass der Einfluss der sozia- 
len Herkunft auf die Benotung am geringsten und auf die 
vollzogene Übergangsentscheidung am höchsten ist, das 
heißt insbesondere sekundäre Herkunftseffekte wirksam 
sind. Bei der Leistungsbewertung dürfte sich wiedemm 
der primäre Herkunftseffekt auswirken. Bei der Vergabe 
der Übergangsempfehlung durch die Gmndschule fielen 
beide Effekte etwa gleich groß aus. 

Zahlreiche neuere Ergebnisse bestätigen, dass sich die 
niedrigeren Chancen von Kindern und Jugendlichen mit 
Migrationshintergmnd im Wesentlichen auf den niedrige- 
ren sozioökonomischen Status ihrer Familien zurücktüh- 
ren lassen, weisen aber auch daraufhin, dass für Jugendli- 
che mit Migrationshintergmnd Abschlusskonstellationen 
unterhalb der Hochschulreife selbst unter Beachtung des 
sozioökonomischen Status durchweg ungünstiger ausfal- 
len. Es konnte jedoch auch gezeigt werden, dass mit 
Blick auf den Anteil derjenigen mit Abitur- und Gymna- 
sialbesuch, bei gleichem sozialökonomischem Status 
keine nennenswerten Migrationsunterschiede mehr beste- 
hen.'® 

Jürgen Baumert und Kai Maaz bestätigen dies für den 
Übergang von der Gmndschule in weitertührende 
Schulen: „Kinder mit Migrationshintergmnd hatten 
gmndsätzlich niedrigere Chancen auf den Besuch eines 
Gymnasiums. Dieser Unterschied ließ sich jedoch im We- 
sentlichen auf den niedrigeren sozioökonomischen Status 
der Familien zurücktühren. Wenn vergleichbare schuli- 
sche Leistungen Vorlagen, kehrte sich der negative Her- 
kunftseffekt zudem um, und Schülerinnen und Schüler 
mit Migrationshintergmnd hatten höhere Chancen, das 
Gymnasium zu besuchen, als Kinder ohne Migrationshin- 
tergmnd. Besonders deutlich zeigte sich dies für türkisch- 


Konsortium Bildungsberichterstattung (Hrsg.): Bildung in Deutsch- 
land 2010. Ein indikatorengestützter Bericht mit einer Analyse zu 
Perspektiven des Bildungswesens im demographischen Wandel. Im 
Auftrag der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in 
der Bundesrepublik Deutschland und des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung, Bielefeld 2010, Kapitel D: Nold, Daniela: 
Sozioökonomischer Status von Schülerinnen und Schülern 2008, In: 
Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 2/2010. 
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stämmige Schülerinnen und Schüler. Dieser Befund kann 
als ein positiver sekundärer Effekt des Migrationshinter- 
grunds interpretiert werden.“''^^ 

Förderstrategien für Kinder und Jugendliche mit Migra- 
tionshintergrund müssen sowohl deren primäre als auch 
sekundäre Herkunftssituation berücksichtigen und Mög- 
lichkeiten zur Verbesserung der materiellen Situation, 
Veränderungen der Bildungserwartungen der Eltern und 
des gesamten sozialen Umfelds sowie die Sensibilisie- 
rung aller pädagogisch Tätigen berücksichtigen. 

Das BMBF hat im April 2010 im Rahmenprogramm 
Empirische Bildungsforschung eine Förderrichtlinie 
„Chancengerechtigkeit und Teilhabe. Sozialer Wandel 
und Strategien der Förderung“ veröffentlicht, um ab 2011 
verstärkt Forschung zu neuen Ausprägungen von Bil- 
dungsungleichheit infolge des sozialen und demografi- 
schen Wandels sowie zu den Gelingensbedingungen einer 
erfolgreichen Teilhabe am Bildungssystem zu fördern. 
Ein Schwerpunkt sind dabei auch Untersuchungen zu Bil- 
dungsmobilität und- erfolg von Kindern und Jugendli- 
chen mit Migrationshintergrund, da hier ein besonderer 
wissenschaftlicher Erkenntnisbedarf besteht. 

1.2.6 Integrationspolitische Fortschritte in 
der schulischen Bildung 

ln die Schulpolitik der Länder ist erhebliche Bewegung 
gekommen. Konsens besteht in der Notwendigkeit, die 
Leistungs- und Integrationsfähigkeit von Schulen zu ver- 
bessern (über Profilbildung, Autonomie und Wettbe- 
werb). Unterschiedliche Wege gehen die Länder in Bezug 
auf Steuerungs-, Schul- und Unterrichtsstrukturen. Die 
vielschichtigen Veränderungen der Bildungslandschaft 
- einige Länder setzen auf die Weiterentwicklung be- 
währter Schulstrukturen und eine verstärkte individuelle 
Förderung, andere auf Schulstrukturreformen und ent- 
sprechende Gemeinschafts-, Primär-, Sekundär-, Stadt- 
teil- und Mittelschulen - erschwert einen Gesamtüber- 
blick, der auch deshalb im Rahmen des vorliegenden 
Berichtes nicht geleistet werden karm.'^^ Gleichwohl er- 
öffnet diese Vielfalt die Chance, gemeinsame Ziele auf 
vielen Wegen zu erreichen. Die Beauftragte weist daher 
darauf hin, dass die Stärkung der Integrationsfähigkeit 
des schulischen Bildungssystems weniger an politischen 
Zuständigkeiten und seinen Strukturen sondern an seinen 
Ergebnissen zu messen ist. 

Im Nationalen Integrationsplan haben die wichtigsten bil- 
dungspolitischen Akteure - die Länder, der Bund und die 
Kommunen - entlang ihrer jeweiligen Verantwortungen 
Zielvereinbarungen zur Verbesserung der Bildungssitua- 


Baumert, J., Maaz, K.: Der Übergang von der Grundschule in die 
weiterfuhrende Schule - Leistungsgerechtigkeit und regionale, sozia- 
le und ethnisch-kulturelle Disparitäten, Ms. Berlin 2010. 

Eine aktuelle Einschätzung der Länderentwicklung findet sich im 
Bericht Bildung in Deutschland 2010, S. 62-63. 

165 \Yo die Bildungslandschaft blüht - Die Bildungssysteme der Bundes- 
länder im Vergleich, Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft, Köln 
2009; Wemstedt, R., John-Ohnesorg, M.: Schulstruktur: Bestands- 
aufnahme, bundesländerintemer Vergleich und Perspektiven, 
Friedrich-Ebert-Stiftung, Berlin 2009. 


tion von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshinter- 
grund formuliert. 

Die Länder, in deren Zuständigkeit die Bildung liegt, ver- 
folgen dazu gemeinsam die Ziele, die Abbrecher- und 
Wiederholerquoten signifikant zu senken und bis 2012 
die Angleichung der Quoten von Kindern und Jugendli- 
chen mit Migrationshintergrund an den Gesamtdurch- 
schnitt aller Schülerinnen und Schüler zu erreichen. 
Weitere Selbstverpflichtungen im Nationalen Integra- 
tionsplan betreffen den Ausbau der Sprachfördemng als 
Querschnittssaufgabe in allen Bildungsbereichen, die Si- 
cherstellung bedarfsgerechter Fortbildungsmaßnahmen 
zur Sprachfördemng für alle Lehrkräfte, die Zusammen- 
arbeif mif Migranfenselbsforganisationen und die Sfär- 
kung der Eltemarbeit. In der „Qualifiziemngsinitiative 
für Deutschland“ haben die Länder ihre Selbstverpftich- 
tungen bekräftigt und verstärkt'®^ sowie eine Schwer- 
punktsetzung insbesondere auf die sprachliche wie fachli- 
che Fördemng leistungsschwächerer Schülerinnen und 
Schüler, die Zusammenarbeit mit den Eltern und die in- 
terkulturelle Öffnung der Schule vorgenommen. 

Den Umsetzungsstand dieser Selbstverpfiichtungen ha- 
ben die Integrationsminister und -ministerinnen der Län- 
der gemeinsam mit der Kultusministerkonferenz im ers- 
ten Fortschrittsbericht zum Nationalen Integrationsplan 
dokumentiert.'®^ 

Folgende Entwicklungen zeigen aus Sicht der Beauftrag- 
ten Fortschritte in den im Nationalen Integrationsplan 
enthaltenen Handlungsfeldem „Förderang der Sprachli- 
chen Bildung“, „Verstärkung der EltemarlDeit“ und „Ent- 
wicklung von Förderstrategien“ auf, von denen erhebli- 
che Integrationswirkungen ausgehen. 

Internationale Schulleistungsvergleiche und die ersten 
Voruntersuchungen zur Überprüfung des Erreichens der 
Bildungsstandards für den Haupfschulabschluss haben 
aufgezeigt, dass Schülerinnen und Schüler mit Migra- 
tionshintergrand einen erheblichen Anteil jener Gruppe 
ausmachen, die das Mindestniveau an Kompetenzen nicht 
oder nur durch umfassende Unterstützung erreichen. Ent- 
sprechend haben die Länder beschlossen, ihre Erfahrun- 
gen in einer gemeinsamen Förderstrategie der Kultus- 
ministerkonferenz (KMK) zu bündeln. Ziel ist es, den 
Anteil leistungsschwächerer Schülerinnen und Schüler, 
die am Ende ihres Bildungsganges ein Mindestniveau der 
Kompetenzentwicklung nicht erreichen, wesentlich zu re- 
duzieren. Einen besonderen Schwerpunkt bildet dabei die 
Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Migra- 
tionshintergrand.'®* Im Rahmen der Umsetzung der Stra- 
tegie hat die KMK einen regelmäßigen Erfahrungsaus- 
tausch und ein begleitendes Monitoring beschlossen. 


Die Länder und der Bund haben sich auf dem Bildungsgipfel in Dres- 
den im Oktober 2008 verpflichtet, bis 2015 eine Halbierung der 
Schul- und Berufsschulabbrüche anzustreben. 
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/IB/Artikel/Natio 
naler_20Integrationsplan/2008- 1 1 -06-umsetzung-der-selbstverp flieh 
tungen.html. 

Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder: Förderstrategie 
für leistungsschwächere Schülerinnen und Schüler, Beschluss vom 
4. März 2010. 
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Einzelne Länder gehen dabei voran. So hat die Bayeri- 
sche Staatsregierung im März 2010 ein Gesamtkonzept 
verabschiedet, das Kinder und Jugendliche mit Migra- 
tionshintergrund stärker bei der Integration ins Bildungs- 
system unterstützen soll. Durch Evaluation und Effizienz 
und - wo erforderlich - Optimierung bestehender Einzel- 
maßnahmen, ihrer Bündelung sowie einen zielgerichteten 
Ausbau des Fürder- und Integrationsangebotes soll die 
Bildungsgerechtigkeit erhöht werden. Dabei spielt die 
deutsche Sprache als Schlüssel zur Teilhabe an der Ge- 
sellschaft eine zentrale Rolle. Handlungsfelder des Ge- 
samtkonzepts zur schulischen Integration sind der Aufbau 
interkultureller Kompetenzen bei allen Schülerinnen und 
Schülern, der Ausbau der Ganztagsangebote, die Senkung 
von Klassenhöchstgrenzen, die Ausweitung der Sprach- 
standsfeststellung und der bedarfsgerechte Ausbau von 
Deutschfördermaßnahmen. Das Konzepf beinhalfef 
ebenso die kulturelle Integration durch eine nachhaltige 
Werte- und Demokratieerziehung, die Beteiligung der El- 
tern am Schulleben und Verbesserungen an den Schnitt- 
stellen, besonders beim Übergang von der Schule zum 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. 

Für die Bildungsbeteiligung von Kindern und Jugendli- 
chen - insbesondere mit Migrationshintergrund - bildet 
die alters- und bildungsadäquate Kenntnis der deutschen 
Sprache die notwendige Voraussetzung. Im Berichtszeit- 
raum gab es in allen Bundesländern zahlreiche und über- 
aus vielfältige Bemühungen zur SprachfÖrderung von 
Kindern und Jugendlichen mit und ohne Migrationshin- 
tergmnd. Die Förderbemühungen konzentrieren sich ins- 
besondere auf den vorschulischen Bereich, in dem ein 
breites Spektrum von Fördermaßnahmen durchgeführt 
wird. Doch auch für andere Altersstufen und für die un- 
terschiedlichen Schultypen gibt es von Land zu Land un- 
terschiedlichste Förderansätze. Flankierend unterstützt 
die Stiftung Mercator durch das überregionale Projekt 
„Förderunterricht“ die SprachfÖrderung für Schülerinnen 
und Schüler mit Migrationshintergrund durch Studie- 
rende, die dadurch gleichzeitig Erfahrungen in der päda- 
gogischen Vermittlung von Deutsch als Zweitsprache 
sammeln können.'®^ 

Angesichts der Bedeutung des frühen Spracherwerbs ha- 
ben die Koalitionspartner CDU, CSU und FDP daher für 
die laufende Legislaturperiode vereinbart „verbindliche 
bundesweit vergleichbare Sprachstandstests für alle Kin- 
der im Alfer von vier Jahren und bei Bedarf eine ver- 
pfiichfende gezielfe SprachfÖrderung vor der Schule 
einzuführen sowie darüber hinausgehende unterrichfsbe- 
gleitende Sprachprogramme zu unterstüfzen“.'^^ gig flan- 
kieren damif enfsprechende Selbstverpfiichtungen der 
Länder im Nationalen Integrationsplan.'’' 


Stiftung Mercator: Der Mercator-Förderunterricht. SprachfÖrderung für 
Schüler mit Migrationshintergrund durch Studierende, Münster 2010. 

170 Wachstum. Bildung. Zusammenhalt. Der Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und FDP. Berlin 2009, S. 58/59. 

Die rechtlichen Voraussetzungen dafür sind in allen Schulgesetzen 
verankert. 


Die Bundesregierung hat ihre Integrationsprogramme 
- insbesondere durch das Angebot von Integrationskur- 
sen für Eltern und Frauen - qualitativ und quantitativ ver- 
bessert. Die Beauftragte, die Kultusministerkonferenz 
und das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge werben 
gemeinsam dafür, verstärkf Eltern- und Frauenintegra- 
tionskurse an Schulen anzubieten. Da gute Kenntnisse der 
deutschen Sprache gerade für Elfem von schulpflichtigen 
Kindern eine wichtige Voraussetzung sind, die Bil- 
dungschancen ihrer Kinder zu erhöhen, sollen Eltern, 
aber auch Schulen, gezielt für diese Angebofe gewonnen 
werden. Dadurch laufen die SprachfÖrderung und die An- 
bindung an Bildungseinrichtungen zusammen und schaf- 
fen Synergien. Die Nachfrage nach Eltern- und Frauen- 
kursen ist hoch: Im Jahr 2008 konnten bundesweit 
1 052 neue Eltern- und Frauenkurse mit fast 16 000 Teil- 
nehmerinnen und Teilnehmer angeboten werden. 2009 
fanden 1118 Eltern- und Frauenkurse mit mnd 
16 400 Teilnehmerinnen und Teilnehmern statt.'” 

Ergänzend fordert das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge die bildungsbegleitende SprachfÖrdemng von 
Hauptschülerinnen und Hauptschülem mit Migrations- 
hintergrund in Niedersachsen, Berlin und Bayern ge- 
nannt. Das Projekt wird befristet an jeweils sieben Pro- 
jektstandorten bzw. Schulen der beteiligten Bundesländer 
mit einer Grappenstärke von maximal 15 Schülerinnen 
und Schülern der Klassenstufen 5 bis 9 mit 160 Unter- 
richtseinheiten pro Jahr durchgeführt. Die Beauftragte 
geht davon aus, dass das BAMF und die beteiligten Län- 
der die Ergebnisse gemeinsam bewerten und daraus - im 
Erfolgsfall - Regelangebote entwickeln. Sie regt darüber 
hinaus an, Erfahrungen erfolgreicher Projekte auszutau- 
schen um Doppelarbeit zu vermeiden. Insbesondere das 
Programm „Förderung von Kindern und Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund - Förmig“ (2004 bis 2009) hat in- 
novative Ansätze zur Optimierung der SprachfÖrderung 
erbracht, die - unbeschadet der unterschiedlichen Positio- 
nen der Länder gegenüber einem Transfer - nicht verlo- 
ren gehen sollten. 

Um eine integrierte SprachfÖrderung in allen Unterrichfs- 
fächem zu ermöglichen, müssen Lehrkräfte enfsprechend 
aus- und forfgebildef werden. Berlin, Hamburg, Hessen, 
Nordrhein- Wesffalen und Schleswig-Holsfein haben da- 
her das Fach Deufsch als Zweifsprache (DaZ) verpflich- 
fend in die Ausbildung aller Referendare aufgenommen, 
ln Fortbildungsangeboten scheinen entsprechende Ange- 
bote dagegen noch unterrepräsentiert. 

Die Beauftragte weist auf die gestiegene Bedeutung der 
Qualitätsentwicklung an Schulen hin. Sie hat bei der 
Durchsicht von Ergebnisberichten der Schulinspektionen 
der Länder unter anderem zur Kenntnis genommen, dass 
bereitgestellte Mittel nicht durchgängig dort anzukom- 
men scheinen, wo sie vorgesehen sind. Im Bericht der 
Berliner Schulinspektionen für das Schuljahr 2007/2008 
heißt es zum Beispiel: „71 von 111 Berliner Schulen, die 
zusätzliche Personalmittel für Deufsch als Zweitsprache 


172 Ygi dazu auch Kapitel II. 5. 2.1 Integrationskurse. 
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erhielten, arbeiteten naeh einem sehulspezifisehen För- 
derkonzept. Eine gezielte unterriehtliehe Spraehforde- 
rung für Sehülerinnen und Sehüler mit Spraehproblemen 
wurde an lediglieh 44 Sehulen beobaehtet. (...) An 
19 von 148 Sehulen lag ein Konzept zur Förderung leis- 
tungssehwäeherer und leistungsstärkerer Sehüler vor, an 
weiteren 33 Sehulen gab es hierzu erste konzeptionelle 
Überlegungen.“'’^ Ergebnisse der hessisehen Sehulin- 
spektionen weisen darauf hin, dass an Grundsehulen der 
Umgang mit heterogenen Lemvoraussetzungen nieht 
überall gelingt. Aus Sieht der Beauftragten bildet ins- 
besondere die individuelle (Spraeh-)Förderung aller Kin- 
der und Jugendlieben'’^ den Sehlüssel zur besseren Bil- 
dungsintegration von Kindern und Jugendliehen mit 
Migrationshintergrund. 

Eltern sind oftmals die wiehtigsten Partner für die Bil- 
dungserfolge ihrer Kinder. Ihre spraehliehen, Bildungs- 
und Erziehungskompetenzen müssen gestärkt und ihre 
Zusammenarbeit mit Bildungseinriehtungen unterstützt, 
aber aueh eingefordert werden. Die Beauftragte begrüßt 
daher die im Beriehtszeitraum zu verzeiehnende dureh- 
gängige Verstärkung der Eltemarbeit. ln den Ländern 
existieren zahlreiehe Initiativen und Projekte zur Unter- 
stützung der Zusammenarbeit von Sehulen mit Eltern mit 
Migrationshintergrund und ihren Verbänden. Mit Eltem- 
kongressen haben der Integrationsbeauftragte der Landes- 
regierung Baden- Württemberg und die Landesregierung 
Nordrhein- Westfalen wiehtige Impulse gesetzt. Eltem- 
arbeit findet vor Ort statt, zum Beispiel im Heilbronner 
Pool, in dem ea. 100 Multiplikatoren mit Migrationshin- 
tergrund mitwirken, deren faehliehe Ausbildung die Inte- 
grationsbeauftragte der Stadt koordiniert. Die Multiplika- 
toren werden seit Herbst 2009 in 12 Gmndsehulen, ab 
Herbst 2010 fläehendeekend an allen Heilbronner Kin- 
dertagesstätten und Gmndsehulen als Mittler und Kurs- 
leiter zu den Informationsveranstaltungen „Wie funktio- 
niert die Sehule? Wie funktioniert der Kindergarten?“ 
eingesetzt und stehen für Informationsgespräehe zwi- 
sehen Eltern und Lehrkräften zur Verfügung. Aueh mit 
Bliek auf die SpraehfÖrdemng der Kinder ist es bedeut- 
sam, die Eltern sehon vor der Einsehulung einzubeziehen, 
um insbesondere bildungsfemen Familien die Bedeutung 
der frühen LesefÖrdemng für den späferen Sehulerfolg 
verdeutliehen zu können. Hervorzuheben isf das Engage- 
menf des Bundesamfes für Migrafion und Flüehtlinge in 
der infegrativen Eltemarbeif dureh Eltembildungsange- 
bofe, die Untersfüfzung der Zusammenarbeif von Elfem 
und Sehulen zur individuellen Fördemng und zu sfärke- 
ren Beteiligung von Eltern mit Migrationshintergmnd an 
Gremien der sehulisehen Eltemvertretung. Strategiseh be- 
deutsam ist die Verankemng der Konzeption für erfolgrei- 
ehe Bildungspartnersehaffen mit Eltern mit Migrations- 


Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung: Bildung 
für Berlin. Schulinspektionen im Schuljahr 2007/2008 (Schulquali- 
tät) , Berlin 2009, S. 9. 

Ergebnisse der Schulinspektionen in Hessen. Berichtszeitraum: 
Schuljahr 2006/2007 und 2007/2008. Wiesbaden 2008, S. 14. 
Heterogenität und Bildung. Individuelle Förderung in Deutschland - 
Hindernisse und Herausforderungen. Bertelsmann Stiftung Gütersloh 
2009. 


hintergmnd in die Nachhaltigkeitsstrategie des Landes 
Baden- Württemberg vom November 2009. 

Lehrerinnen und Lehrer, die heute in den Bemf einstei- 
gen, werden ca. 40 Schuljahrgänge unterrichten, die 
durchschnittlich zu einem Drittel aus Kindern und Ju- 
gendlichen mit Migrationshintergmnd bestehen. Zur Be- 
wältigung dieser Herausfordemng sollte sich die demo- 
graphische Stmktur der Bevölkemng nicht nur in sondern 
auch vor den Schulklassen widerspiegeln. Entsprechend 
sind deutlich mehr Lehrkräfte mit Migrationshintergmnd 
erforderlich. Die Ergebnisse des Mikrozensus 2008 
zeigen, dass der Anteil der Lehrkräfte mit Migrationshin- 
tergmnd im Schulsystem insgesamt wie auch in allen 
Schulstufen sehr gering ist und stark von der Zusammen- 
setzung der Schülerschaft abweicht. Mit knapp 5 Prozent 
ist dieser Anteil zudem deutlich geringer als bei ver- 
gleichbaren Erwerbstätigen mit (Fach-) Hochschulab- 
schluss, bei denen er etwa dreimal so hoch wie bei den 
Lehrkräften ist.'’® Die Beauftragte weist daher auf die 
Notwendigkeit hin, den Anteil von Lehrkräften mit Mi- 
grationshintergmnd systematisch und nachhaltig zu erhö- 
hen - beginnend bei der Bemfswerbung an Schulen über 
die Auswahl der Studierenden, Unterstützungsangebote 
im Studium aber auch Fort- und Weiterbildungsangebote 
sowie einer veränderten Einstellungspraxis und Füh- 
mngskräfteentwicklung. Dabei muss eine Auswahl 
selbstverständlich nach Eignung und Leistung unter Be- 
rücksichtigung interkultureller Kompetenzen erfolgen. 
Hier gehen einzelne Länder voran: Der nordrhein-westfä- 
lische Landfag haf zum Beispiel Ende 2007 den Aufbau 
eines Nefzwerks der Lehrkräfte mit Zuwandemngsge- 
schichte beschlossen. Koordiniert von den regionalen Ar- 
beitsstellen zur Förderang von Kindern und Jugendlichen 
aus Zuwandererfamilien (RAA) und gefördert vom 
Schul- und vom Integrationsministerium engagieren sich 
im Netzwerk ehrenamtliche Lehrkräfte und Lehrerbild- 
ner. Sie informieren Schülerinnen und Schüler mit Migra- 
tionshintergmnd über den Lehrerbemf, fordern die infer- 
kulturelle und die bemfliche Weiferenfwicklung der 
Nefzwerkmifglieder, begleiten Patenschafts- und Prakti- 
kumsprojekte für Lehramfssfudierende mit Migrations- 
hintergmnd und arbeiten mit Migrantenselbstorganisatio- 
nen, dem landesweiten Eltemnetzwerk, Stiftungen und 
Universitäten zusammen. Der vom Bundesamt für Migra- 
tion und Flüchtlinge und dem Netzwerk gemeinsam 
durchgeführte erste Bundeskongress „Lehrkräfte mit Mi- 
grationshintergmnd: Potenziale gewinnen, Ausbildung 
begleiten, Personalentwicklung gestalten“ hat die bisheri- 
gen Erfahrangen im März 2010 bilanziert und überregio- 
nale Resonanz gefunden. Die Beauftragte regt daher an, 
diese Erfahmngen bundesweit aufzugreifen. '” 

Schulen zu Orten der Integration zu machen, erfordert aus 
Sicht der Beauftragten sowohl eine aufgabengerechte Aus- 
stattung mit mehr Lehrkräften, mehr Schulsozialarbeit und 
mehr Zeit für die Schülerinnen und Schüler. Ebenso wich- 
tig ist eine verbesserte sozialräumliche Einbindung von 
Schulen in kommunale Netzwerke und der Auf- und Aus- 


Bildung in Deutschland 2010, Bielefeld 2010, S. 76ff. 

Eine Dokumentation des Kongresses wird in Kürze auf der Intemet- 
präsenz des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (http:// 
www.bamf.de) veröffentlicht. 
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bau von Unterstützungsangeboten - insbesondere in sozia- 
len Brennpunkten mit einem hohen Anteil an Sehülerinnen 
und Sehülem aus Zuwandererfamilien. Bildungsförderung 
muss sieh an der Bildungsbiografie der Kinder und Jugend- 
liehen und an deren Lebenslagen orientieren. Dies erfordert 
vom frühen Kindesalter bis zur Erreiehung eines Bildungs- 
absehlusses ein ganzheitliehes Herangehen. Ganzheitliehe 
Bildung geht daher über die Aufgaben von Sehule hinaus. 
Hinzuweisen ist insbesondere auf über den Kinder- und Ju- 
gendplan des Bundes geförderte Angebote der außersehuli- 
sehen Jugendbildung.'''® 

Ausgangspunkt für Bildungsprozesse in allen Lebenspha- 
sen sind Angebote vor Ort. Die Kommunen prägen mit 
ihren vielfältigen Einriehtungen die Bildungslandsehaft 
Deutsehlands: Kindertagesstätten, Familienzentren, Ein- 
riehtungen, und Angebote der vorsehulisehen, sehuli- 
sehen und außersehulisehen Kinder- und Jugendarbeit, an 
Sehulen, Volkshoehsehulen und von zahlreiehen Trägem 
und Kultureinriehtungen sind Eekpfeiler der öffentliehen 
Infrastmktur in der Bildung. 

Übergänge von der Kindertagesstätte zur Grandsehule, von 
der Grundsehule in weiterführende Sehulen und von der 
Sehule in die berufiiehe Ausbildung müssen insbesondere 
für Risikogruppen so gesfalfef werden, dass sie besser ge- 
lingen. Eine ganzheitliehe Herangehensweise erfordert aus 
Sieht der Beauftragten die Einbindung aller relevanten 
staatliehen und niehtstaatliehen Akteure - insbesondere der 
Wirtsehaft - in regionale Bildungspartnersehaften. 

1.3 Die Berufliche Bildung 

Naeh einer erfolgreiehen sehulisehen Bildung sind der 
Übergang in eine qualifizierte Berufsausbildung und ihr 
erfolgreieher Absehluss entseheidend für den persönli- 
ehen Werdegang junger Migranfinnen und Migranfen, ih- 
rer weiferen berafiiehen Perspektiven und Eingliederung 
in den Arbeifsmarkf. Für zwei Drittel aller Jugendliehen 
isf diese Form der berafiiehen Qualifizierung der Einstieg 
ins Berufs- und Arbeitsleben. Im deutsehen Bildungssys- 
tem kommt der dualen Berufsausbildung daher ein hoher 
Stellenwert zu. Trotz gleieh hoher Ausbildungsinteressen 
gelingt allerdings nur jedem vierten Jugendliehen mit Mi- 
grationshintergrand ein problemloser Übergang (bei Ju- 
gendliehen ohne Migrationshintergrand über 50 Pro- 
zent). Die Erhöhung ihrer Ausbildungsbeteiligung ist 
ein Gebot der Chaneengereehtigkeit und angesiehts des 
demographisehen Wandels und des bereits eingetretenen 
Faehkräftemangels ohne Alternative und stellt somit ei- 
nen Sehlüssel für erfolgreiehe Integration dar.'®" 


Förderrichtlinie des Kinder- und Jugendplans des Bundes, Quelle: 
http://www.bmfs5-de/BMFSFJ/kinder-und-jugend,did=3 520.html. 
Ein problemloser Einstieg in eine duale Ausbildung gelingt nur 
23 Prozent der Jugendlichen mit und 35 Prozent der Jugendlichen 
ohne Migrationshintergrund. 

Grundlagen der Darstellung sind der Berufsbildungsbericht 2010, der 
Datenreport zum Berufsbildungsbericht 2010 sowie zahlreiche Anre- 
gungen aus dem Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB). Berück- 
sichtigung fanden Ergebnisse der Sonderauswertung des Mikrozensus 
2005 bis 2008. Verwiesen wird darüber hinaus auf: Bundesamt für Mi- 
gration und Flüchtlinge (Working Paper 22): Siegelt, Manuel: Berufli- 
che und akademische Ausbildung von Migranten, Nürnberg 2009. 


Vorrangiges Ziel der Beauftragten ist es, vorhandene Zu- 
gangsbarrieren für Jugendliche mif Migrationshintergrand 
abzubauen und ihre Chancengleichheit in Ausbildung und 
Beschäftigung zu sichern. Sie hat hier einen Schwerpunkt 
ihrer Initiativen gesetzt und gemeinsam mit den Partnern 
des Nationalen Paktes für Ausbildung und Fachkräftenach- 
wuchs (Ausbildungspakf) zur Bereifsfellung zusäfzlicher 
Ausbildungspläfze, der Verbesserung der Berufsorientie- 
rung und der Ausbildungssituation der Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund beigetragen. Die Ergebnisse zeigen, 
dass sich gemeinsames Engagement lohnt. So konnten im 
Rahmen der von der Beauftragten gemeinsam mit dem 
Bundesministerium für Bildung und Forschung, dem Deut- 
schen Industrie- und Handelskammertag, dem Zentralver- 
band des Deutschen Handwerks und ausländischen Unter- 
nehmerverbänden unterstützten Initiative „Aktiv für 
Ausbildungspläfze“ die Ansprache von Unternehmerinnen 
und Unternehmern mit Zuwanderangsgeschichte allein 
durch das Programm JOBSTARTER mittlerweile über 
2 600 neue Ausbildungsplätze geschaffen werden. Bis 
Ende 2010 unterstützt das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung 1 000 Unternehmerinnen und Unternehmer 
mit Migrationshintergrund bei der Erlangung der Ausbil- 
dereignung. 

Auch die Initiative des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft und Technologie „Integration durch Ausbildung“, 
in deren Mittelpunkt gemeinsame Veranstaltungen insbe- 
sondere mit Migrantenorganisationen stehen, leistet durch 
Informationen rund um das Thema „Duale Berufsausbil- 
dung“ einen Beitrag zu einer Verbesserung der Ausbil- 
dungssituation junger Migrantinnen und Migranten. Ziel 
dieser Initiative ist es aber auch, Ausbildungspotentiale in 
Unternehmen, die von Migranten geführt werden, zu er- 
schließen, da diese im Vergleich zu deutschen Unterneh- 
men unterdurchschnittlich ausbilden. 

Hervorheben möchte die Beauftragte das nachhaltige In- 
tegrationsengagement der Industrie- und Handelskam- 
mern, des Zentralverbands des Deutschen Handwerks 
und der Handwerkskammern vor Ort. So hat der ZDH ei- 
gene Positionen zur Integration erarbeitet und einen Inte- 
grationsatlas vorgelegt.'®' Auch die Erfahrungen des 
Bundesverbandes freier Berufe sollten Verbreitung fin- 
den. Die freien Berufe weisen seit Jahren die höchsten 
Ausbildungsquoten ausländischer Jugendlicher auf Die 
Zusammenarbeit mit dem von der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitsgeberverbände koordinierten „Netz- 
werk Schule Wirtschaft“ und der Kultusministerkonfe- 
renz hat dazu beigetragen, die Ausbildungsmotivation der 
Jugendlichen über eine frühzeitige Berufsorientierang zu 
verbessern. Insbesondere die Bundesagentur für Arbeit 
hat sich im Jahr 2009 im Bereich der Berufsorientierang 
mit einer Förderung von über 67 Mio. Euro für über 
5 1 000 Schülerinnen und Schüler engagiert. Hervorzuhe- 
ben sind sowohl die Inifiafive „Infegration durch Ausbil- 
dung“ des Bundesminisferiums für Wirtschaft, die 
gemeinsam mif deufschen und ausländischen Unteraeh- 


Zentralverband des Deutschen Handwerks: Migration und Integra- 
tion - Chancen der Vielfalt nutzen, Berlin 2009. 
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merverbänden durchgefiihrt wird, als auch entsprechende 
Bundesprogramme und Regelangebote, zum Beispiel die 

Einstiegsqualifizierung. '*2 

Seit Februar 2009 erprobt die Bundesagentur für Arbeit 
an 1 000 allgemeinbildenden Schulen, die zum Haupt- 
schulabschluss fuhren, die Berufseinstiegsbegleitung. 
Schulen mit einem hohen Anteil von Schülerinnen und 
Schülern mit Migrationshintergrund wurden bei der Aus- 
wahl besonders berücksichtigt. Diese individuelle Unter- 
stützung beim Erreichen des Schulabschlusses und im 
Übergang von der Schule in die Berufsausbildung kommt 
daher besonders Schülerinnen und Schülern mit Migra- 
tionshintergrund zugute. 

Der Zugang von Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
zu einer beruflichen Erstausbildung erweist sich nach wie 
vor als schwierig. Nach wie vor liegen hier Ausbildungs- 
potenziale brach. Die in der schulischen Bildung erkenn- 
baren ersten Integrationsfortschritte sind in der berufli- 
chen Bildung bislang nicht angekommen. Jugendliche 
und junge Erwachsene mit Migrationshintergrund weisen 
erheblich verzögerte Übergänge in eine Ausbildung und 
eine geringere Ausbildungsbeteiligung gegenüber 
Jugendlichen ohne Migrationshintergrund und daraus re- 
sultierend ein deutlich niedrigeres berufliches Bildungs- 
niveau auf Die Hälfte der Jugendlichen mit Migrations- 
hintergrund im Alter von 20 bis 24 Jahren verfügt über 
keinen beruflichen Abschluss'*^, unter den Jugendlichen 
ohne Migrationshintergrund betrifft das ein Viertel. Aus 
Sicht der Beauftragten ist es besorgniserregend, dass sich 
diese Relation seit 2005 kaum verändert hat.'^"* 

Nicht hinzunehmen ist, dass Jugendliche mit Migrations- 
hintergrund bei gleicher Eignung bei der Vergabe von 
Ausbildungsplätzen zu kurz kommen. 

Damit sind keineswegs nur bildungs- und arbeitsmarktpoli- 
tische Probleme und erschließbare stille Reserven ange- 
sprochen; verwiesen wird vor allem auf die weitreichenden 
sozialen Folgeprobleme von Ausbildungsdiskriminierung, 
niedrig qualifizierter Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und 
den damit einhergehenden Folgen für die gesellschaftliche 
Infegration und die sozialen Sicherungssysfeme. 

1 .3.1 Der Übergang von der Schule in die 
berufliche Bildung 

Die Übergangsprozesse von der allgemeinbildenden 
Schule in eine Berufsausbildung sind für Jugendliche mif 
Migrationshintergrund oft besonders schwierig und lang- 
wierig. Obgleich sie nach Beendigung der allgemeinbil- 


http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Ausbildimg-und-Beruf/integra 
tion-durch-ausbildung.html, 15. April 2010. 

Statistisches Bundesamt: Sonderauswertung des Mikrozensus zur 
Bevölkerung mit Migrationshintergrund, Daten für das Berichtsjahr 
2008, Tabelle 2, Wiesbaden 2010. 

Statistisches Bundesamt: Sonderauswertung des Mikrozensus zur 
Bevölkerung mit Migrationshintergrund, Daten für das Berichtsjahr 
2005, Tabelle 2, Wiesbaden 2010. 


denden Schule ein hohes Interesse an einer Berufsausbil- 
dung haben und mehr als die Hälfte aller Schulabgänger 
im Frühjahr 2008 eine duale Ausbildung anstrebten, ge- 
lang der Einstieg nur jedem dritten Jugendlichen ohne 
und jedem vierten mit Migrationshintergrund. Die BIBB- 
Übergangsstudien belegen'*^, dass sich Übergänge von 
der Schule in eine Ausbildung für Jugendliche mit Migra- 
tionshintergrund durchschnittlich länger gestalten. Die 
Studien erfassen die Berufswünsche und deren Realisie- 
rung. Danach bekommen 27 Prozent der Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund nach dem Beenden der allge- 
meinbildenden Schule sofort eine betriebliche, 16 Prozent 
eine schulische Ausbildungsstelle; 11 Prozent streben 
eine Höherqualifizierung in einer Fachoberschule oder ei- 
nem Fachgymnasium an. Für die verbleibenden 46 Pro- 
zent erfolgt der Übergang nur sehr langwierig und unter 
Vorschaltung eines Bildungsgangs des Übergangssystems 
oder gelingt überhaupt nicht. Unter den Jugendlichen 
ohne Migrationshintergrund - von ihnen münden 35 Pro- 
zent sofort in eine Ausbildung ein - ist der Anteil mit 
ähnlichen Übergangsschwierigkeiten mit 31 Prozent um 
1 5 Prozentpunkte geringer.'*® Die schwierige Situation 
am Übergang Schule - Ausbildung zeigt sich auch darin, 
das 22 Prozent der Ausbildungssuchenden mit Migrati- 
onshintergrund arbeitslos sind oder jobben - deutlich 
häufiger als diejenigen ohne Migrationshintergrund 
(15 Prozent). Diese jungen Menschen können insbeson- 
dere von den Angeboten der Bundesagentur für Arbeit im 
Bereich der berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen 
und der Einstiegsqualifizierung profitieren. Vor allem die 
betriebliche Einstiegsqualifizierung hat sich als wirksa- 
mes Instrument für junge Migrantinnen und Migranten 
erwiesen. Die Übergangsquote ist mit 65 Prozent für 
junge Menschen mif und ohne Migrafionshintergrund 
gleich hoch. Um Sprach- und Bildungsdefizife möglichsf 
frühzeitig aufzuarbeifen, können junge Menschen seif 
August 2009 nicht nur während einer betrieblichen Be- 
rufsausbildung, sondern auch während einer betrieblichen 
Einstiegsqualifizierung ausbildungsbegleitende Hilfen in 
Anspruch nehmen. 

Drei Monate nach dem Schulabschluss hat im Durch- 
schnitt jeder zweite Jugendliche ohne Migrationshinter- 
grund einen Ausbildungsplatz gefunden, bei Jugendli- 
chen mit Migrationshintergrund ist das erst nach 
17 Monaten der Fall. Zweieinhalb Jahre nach dem Verlas- 
sen der Schule haben etwa 60 Prozent der Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund eine Lehrstelle, bei denjenigen 
ohne Migrationshintergrund sind es 77 Prozent. 


Die Berufsbildungsstatistik erfasst als Indikator für einen Migra- 
tionshintergrund bislang lediglich die ausländische Staatsangehörig- 
keit. Periodische repräsentative Erhebungen des Bundesinstituts für 
Berufsbildung enthalten darüber hinausgehende detaillierte Angaben 
zur Bildungs- und Berufsbildungsbiographie von Jugendlichen mit 
und ohne Migrationshintergrund im Alter von 18 bis 24 Jahren 
(BIBB-Übergangsstudien 2006 und 2008). 

^^^BIBB Datenreport zum Berufsbildungsbericht 2009, Bonn 2010, 
S. 170. 
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Abbildung 5 

Berufliche Pläne und realisierte Wege der Schulabgänger 2008 nach Migrationshintergrund 

(in Prozent) 



CQ 


□ ohne Migrationshintergrund, Pläne oohne Migrationshintergrund, realisierte Wege 

■ mit Migrationshintergrund, Pläne □ mit Migrationshintergrund, realisierte Wege 


Legende: * Haupt-, Realschule, Integrierte Gesamtschule, Gymnasium, Fachoberschule, Fachgymnasium/** Ein- oder zweijährige Berufsfachschu- 
le, die nicht zu einem Berufsabschluss führt, Berufsgrundbildungsjahr, Berufsvorbereitungsjahr/*** Arbeit, Praktikum, Wehr-, Zivildienst, freiwilli- 
ges soziales/ökologisches Jahr, Sonstiges 

Quelle: BIBB Datenreport zum Berufsbildungsbericht 2009, Bonn 2010, S. 73 ff2^^ 


Nach drei Jahren zeigt sich, dass Jugendlichen mit Migra- 
tionshintergrund'®* mit maximal einem mittleren Schul- 
abschluss'®^ ein unmittelbarer und schneller Übergang in 
eine Ausbildung vergleichsweise schlecht gelingt (vgl. 
Tabelle 17). Nur rund die Hälfte von ihnen bewältigt die- 


Abb. aus: Anger, Christina/Erdmann, Verena; Plünnecke, Axel/Rie- 
sen, Ilona: Integrationsrendite - Volkswirtschaftliche Effekte einer 
besseren Integration von Migranten, Institut der Deutschen Wirt- 
schaft, Köln 2010, S. 44. 

Migrationshintergrund wird in der BIBB-Übergangsstudie indirekt 
definiert: „Kein Migrationshintergrund wurde angenommen, wenn 
ein Jugendlicher die deutsche Staatsangehörigkeit besaß, zudem als 
Kind in der Familie zuerst ausschließlich die deutsche Sprache ge- 
lernt hatte und außerdem Vater und Mutter in Deutschland geboren 
waren.“ Andernfalls wird von einem Migrationshintergrund ausge- 
gangen. 

An dieser Stelle werden nur die nicht studienberechtigten Schulab- 
gänger berücksichtigt. Auf die Schulabgänger mit einer Studienbe- 
rechtigung wird im Folgenden - bei der Betrachtung des Übergangs 
von der Schule in ein Hochschulstudium - eingegangen. 


sen Übergang ohne große Verzögerungen. Fast jedem 
dritten Jugendlichen mit Migrationshintergrund gelingt 
kein oder nur ein langwieriger Übergang in eine Ausbil- 
dung, bei den Nicht-Migranten betrifft dies nur jeden 
sechsten (vgl. Tabelle 17). Diese Jugendlichen benötigen 
daher besondere Unterstützung. 

Unter den die Schulabsolventen, die eine betriebliche Be- 
rufsausbildung anstreben, weisen Bewerber mit einem 
Migrationshintergrund seit Jahren eine niedrigere Ein- 
mündungsquote auf als diejenigen ohne Migrationshinter- 
grund (vgl. Tabelle 18). 

Dementsprechend sind Bewerberinnen und Bewerber mit 
Migrationshintergrund bei den sog. Altbewerbem deut- 
lich überrepräsentiert: 55 Prozent hatten sich bereits im 
Jahr oder in den Jahren zuvor auf eine Lehrstelle bewor- 
ben, 45 Prozent sind es bei denjenigen ohne Migrations- 
hintergrund. Je älter sie sind und je länger sie sich bereits 
auf der Suche nach einem Ausbildungsplatz befinden. 
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Tabelle 17 

Ausbildungssituation von Schulabsolventen mit maximal mittlerem Schulabschluss drei Jahre 
nach der Beendigung der allgemeinbildenden Schule 
(in Prozent) 


übergangstypen 

Schulabgänger mit 
Migrationshintergrund 

Schulabgänger ohne 
Migrationshintergrund 

Typ 1 : unmittelbarer und dauerhafter Übergang in eine 
betriebliche Ausbildung 

27 

41 

Typ 2: rascher und dauerhafter Übergang in eine nicht 
betriebliche Ausbildung 

16 

19 

Typ 3: kein oder langwieriger Übergang in eine 
Ausbildung, langfristiges Verharren im Übergangs- 
system, wenn überhaupt, dann eine Einmündung 
in eine nicht betriebliche Ausbildung 

30 

17 

Typ 4: schulische Höherqualifizierung in einer 
Fachoberschule oder einem Fachgymnasium 

11 

9 

Typ 5: verzögerter Übergang in betriebliche Berufs- 
ausbildung, mit eventuellem Besuch eines Bildungs- 
gangs des Übergangssystems vor der Ausbildung 

16 

14 


Quelle: BIBB Datenreport zum Berufsbildungsbericht 2009, Bonn 2010, S. 167 


Tabelle 18 


Einmündungsquote in die duale Berufsausbildung von Schulabgängern, 
die sich für eine betriebliche Ausbildung interessierten 
(in Prozent) 



2004 

2005 

2006 

2008 

ohne Migrationshintergrund 

56 

52 

54 

58 

mit Migrationshintergrund 

45 

25 

42 

33 


Quelle: BIBB-Datenreport 2009, S. 76. Für das Jahr 2007 sind keine Daten enthalten 


Bewerber aus (46 Prozent). Diese jungen Menschen, da- 
von überproportional viele mit Migrationshintergrund, 
bedürfen weiterer Unterstützung, um nicht dauerhaft von 
gleichwertiger beruflicher und gesellschaftlicher Teilhabe 
ausgeschlossen zu bleiben. 

Jugendliche mit Migrationshintergrund waren bislang be- 
sonders von der Entwicklung betroffen, dass das Ausbil- 
dungsangebot des dualen Systems mit der bislang stetig 
steigenden Zahl an Schulentlassenen nicht mithielt. Die 
vollqualifizierenden Bildungsangebote des Berufsschul- 


desto geringer sind die Aussichten der Altbewerber auf 
eine vollqualifizierende Ausbildung. Die Zahl der von 
der Bundesagentur für Arbeit registrierten Altbewerber 
ist in den vergangenen zwei Jahren zwar zurück gegan- 
gen, machte 2009 mit 243 800 (von insgesamt 
533 400 Bewerbern) aber immer noch fast die Hälfte aller 


Granato, Mona: Nachhaltigkeit durch Bildungsgerechtigkeit. Am 
Beispiel des Übergangs Schule-Ausbildung. In: Rat für Nachhaltige 
Entwicklung (Hrsg.): Forum „Aufstieg durch Bildung - Chancen und 
Hemmnisse“ im Rahmen der 8. Jahreskonferenz, Berlin 2008, S. 15. 
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Systems reichten nicht aus, um die Lücke zu schließen. 
Viele erfolglose Ausbildungsstellenbewerber münden bis 
zum jährlichen Bilanzierungsstichtag am 30. September 
in teilqualifizierende Bildungsgänge des Übergangssys- 
tems ein und gelten als „versorgt“, auch dann, wenn sie 
noch auf Ausbildungsplatzsuche sind. Die Möglichkeiten 
der Absolventen des Übergangssystems, anschließend in 
eine vollqualifizierende Berufsausbildung zu gelangen, 
waren allerdings beschränkt. Dadurch ist die Zahl der 
Altbewerber zwischen den Jahren 1997 und 2007 von 
37,6 Prozent auf 52,4 Prozent aller Bewerber konti- 
nuierlich angestiegen. Im Jahr 2008 überstieg die Erfolgs- 
wahrscheinlichkeit der Ausbildungsbewerber ohne Mi- 
grationshintergrund den Wert für die Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund um 25 Prozentpunkte (58 Prozent 
versus 33 Prozent). Im Verlauf der vorangegangenen 
Jahre lag sie zwar zeitweise über 40 Prozent, erreichte je- 
doch nie das Niveau der Jugendlichen ohne Migrations- 
hintergrund. 

ln Bezug auf die Ausbildungsbereitschaft und die 
Suchstrategien nach dem Abschluss der allgemeinbilden- 
den Schule unterscheiden sich Jugendliche mit Migra- 
tionshintergrund allerdings kaum von den Jugendlichen 
ohne Migrationshintergrund. Sie nutzen bei der Suche 
nach einem Ausbildungsplatz dieselben Suchkanäle wie 
Nicht-Migranten. '52 Unterschied, der jedoch ihre 
niedrige Einmündungsquote nicht vollständig erklären 
kann, ist die Benutzung der sozialen Netzwerke: Wäh- 
rend nichtstudienberechtigte Jugendliche ohne Migra- 
tionshintergrund in 76 Prozent der Fälle auf die Hilfe von 
Eltern, Familienangehörigen, Bekannten und Freunden 
bei Kontaktaufnahme zu Betrieben zurückgriffen, waren 
es bei Migrantinnen und Migranten 63 Prozent. 

Gründe für die niedrigere Ausbildungseinmündung von 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund sind daher vor 
allem in der schulischen Vorbildung (Abschlüsse und 
Kompetenzen), aber auch noch immer in Vorurteilen zu 
finden. Die geringeren Ausbildungsplatzchancen und die 
überdurchschnittlich langen Übergangsprozesse von 


■5> BIBB Datenreport zum Berufsbildungsbericht 2009, Bonn 2010, 
S. 70 ff.; Beicht, Ursula/Granato, Mona: Übergänge in eine berufli- 
che Ausbildung. Geringere Chancen und schwierigere Wege für jun- 
ge Menschen mit Migrationshintergrund. Bonn 2009, S. 12. 

Beicht, Ursula/Granato, Mona: Übergänge in eine berufliche Ausbil- 
dung. Geringere Chancen und schwierigere Wege für junge Men- 
schen mit Migrationshintergrund. Bonn 2009. 


Schulabsolventinnen und -absolventen mit Migrations- 
hintergrund lassen sich nicht vollständig auf Einfiussgrö- 
ßen wie Schulabschlüsse und Noten, Bildungsstand und 
Arbeitsmarktintegration der Eltern sowie die soziale Ein- 
bindung vor Ort zurückführen. Übereinstimmende Ergeb- 
nisse der Bewerberbefragungen des BiBB in den Jahren 
2006 und 2008 zeigen, dass Jugendliche mit Migrations- 
hintergrund bei Einstellungsentscheidungen offenbar mit 
Vorbehalten konfrontiert sind, die ihre Chancen auf einen 
Ausbildungsplatz erheblich verringern. Anhand von Ver- 
laufsbefragungen wurden dazu in den BIBB-Bewerberbe- 
fragungen Wahrscheinlichkeiten bestimmt, mit der Be- 
werbende einen Ausbildungsplatz erhalten haben. 
Verglichen wurde die Ausbildungseinmündung von Be- 
werbern mit und ohne Migrationshintergrund mit glei- 
chen schulischen Abschlüssen unter Berücksichtigung 
der Noten im Fach Mathematik. Einbezogen wurden wei- 
terhin regionale Arbeitslosenquoten als Indikator für die 
Wahrscheinlichkeit, einen Ausbildungsplatz zu erhalten. 
Die Ergebnisse zeigen, dass die Wahrscheinlichkeit für 
Jugendliche mif Migrationshinfergrund - bei gleicher 
Ausgangsqualifikafion - einen Ausbildungsplafz zu er- 
hallen mehr als 20 Prozent unter der für vergleichbare Ju- 
gendliche ohne Migrationshinfergrund lag (Abbildung 6 
und Abbildung 7). Danach erhielten zum Beispiel Ju- 
gendliche mit gleich guten Mathematiknoten ohne Migra- 
tionshintergrund mit einer Wahrscheinlichkeit von 
68 Prozent einen Ausbildungsplatz während die Wahr- 
scheinlichkeit einer Entscheidung zu Gunsten von Ju- 
gendlichen mit Migrationshintergrund nur 41 Prozent be- 
trug. '52 Diese ungleichen Ausbildungschancen lassen sich 
nicht über Unterschiede der jeweiligen Vorbildung erklä- 
ren und weisen auf Diskriminierung hin. 

Die Beauftragte hat diese Situation bereits im 7. Lagebe- 
richt kritisiert und hält die Erschließung der Ausbildungs- 
potenziale aller Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
sowohl aus deren individuellen Perspektiven als auch aus 
Gründen wirtschaftlicher Vernunft für unverzichtbar, 
nicht zuletzt aufgrund des sich immer stärker abzeichnen- 
den Fachkräftemangels. Sie erwartet daher, dass das vor- 
handene Ausbildungspotenzial dieser Jugendlichen mit 
einem Bewerberstatus künftig deutlich besser ausge- 
schöpft wird und ihnen in Bewerbungsverfahren gleiche 
Chancen eröffnet werden. 


Eberhard, Verena: Ergebnisse der BA/BIBB-Bewerberbefragung 
2008. Bundesinstitut für Berufsbildung, Bonn 2010 . 
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Abbildung 6 


Erfolgswahrscheinlichkeit hei Bewerbenden ohne Migrationshintergrnnd'’'' 



Abbildung 7 

Erfolgswahrscheinlichkeit hei Bewerbenden mit Migrationshintergrnnd'’^ 



1.3.2 Die Ausbildungsbeteiligung von 
jugendlichen Migranten 

Die Übergangsschwierigkeiten in eine berufliche Ausbil- 
dung fuhren zu deutlich niedrigeren Ausbildungsbeteili- 
gungsquoten ausländischer Jugendlicher.'^^ Der inakzep- 
tabel hohe Abstand zwischen der Ausbildungsbeteiligung 
ausländischer Jugendlicher gegenüber deutschen hat sich 
zwischen 2007 und 2008 nur geringfügig verringerf. Wur- 
den Ausbildungsbefeiligungsquofen bislang anhand von 
Bestandszahlen bestimmt, ermöglicht die seit 2007 


>‘>''Ebd.,S. 17. 
i‘>5Ebd.,S. 18. 

Die Ausbildungsbeteiligungsquote gibt die Relation neu abgeschlos- 
sener Ausbildungsverträge zur Wohnbevölkerung im gleichen Alter 
an. 


erfolgte Umstellung der Ausbildungsstatistik auf Indivi- 
dualdaten weitaus exaktere Angaben.'^'' Die neu berech- 
neten Ausbildungsbeteiligungsquoten ausländischer 
Jugendlicher betrugen danach für das Jahr 2007 
30,2 Prozent und für 2008 32,2 Prozent. Die Ausbil- 
dungsbeteiligungsquoten deutscher Jugendlicher beliefen 
sich im gleichen Zeitraum auf 68,8 Prozent für das Jahr 
2007 und auf 68,2 Prozent für 2008. Die gegenüber der 
bisherigen Berechnung um mehr als 10 Prozent nach 
oben veränderten Quoten könnten zunächst den Eindruck 
erwecken, dass die in den bisherigen Lageberichten der 
Beauftragten aufgezeigten jahrzehntelangen Rückgänge 
der Ausbildungsbeteiligungsquote ausländischer Jugend- 


Uhly, Alexandra/Gericke, Naomi: Neuberechnung der Ausbildungs- 
beteiligungsquoten, Bundesinstitut für Berufsbildung, Bonn 2010. 
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lieber von 33,9 Prozent im Jahr 1994 auf 23,0 Prozent im 
Jahr 2006 unzutreffend gewesen sei. Das trifft nieht zu: 
Aufgrund der neuen Datenlage erweist sieh der Ausbil- 
dungsabstand deutseher und ausländiseher Jugendlieher 
vielmehr weitaus größer als bislang angenommen. Betrug 
die Differenz zwisehen der Ausbildungsbeteiligung deut- 
seher und ausländiseher Jugendlieher naeh der „alten“ 
Datenlage im Jahr 1992 33,2 Prozent, im Jahr 2000 
33,4 Prozent und im Jahr 2007 33,7 Prozent, so liegt sie 
nun deutlieh höher. Im Jahr 2007 betrug sie 38,6 Prozent, 
im Jahr 2008 36,0 Prozent. Diese Verringerung um 
2,6 Prozent - ein Ergebnis der Aktivitäten des Ausbil- 
dungspaktes sowie zahlreiche Programme der Bundes- 
regierung kann keineswegs darüber hinwegtäuschen, 
dass die Mehrheit der ausländischen Jugendlichen im 
Alter von 18 bis 21 Jahren ausbildungslos bleibt (vgl. Ta- 
belle 23 im Anhang (Ausbildunsgsbeteiligungsquoten)). 

Vor dem Hintergrund der positiven Konjunkturentwick- 
lung stieg die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungs- 
verhältnisse von 581 181 im Jahr 2006 auf 624 177 im 
Jahr 2007. Ab 2008 ist die Zahl der Neuverträge aller- 
dings rückläufig und entwickelte sich von 616 342 Neu- 
verträgen im Jahr 2008 auf 566 004 im Jahr 2009. Sie ist 
damit hinter den Stand von 2006 zurückgefallen.'^* Der 
Anteil der Neuverträge mit ausländischen Jugendlichen 
an allen abgeschlossenen Neuverträgen stieg dagegen an- 
tizyklisch von 4,8 Prozent (absolut: 29 814) im Jahr 2007 
auf 5,1 Prozent (absolut: 31 080) im Jahr 2008. Damit 
nahmen 2008 1 266 mehr ausländische Jugendliche eine 
berufliche Ausbildung auf - gegenüber dem Jahr 2007 ein 
Anstieg um 4,2 Prozent. Der jahrzehntelange Abwärt- 
strend scheint damit gestoppt. Vor dem Hintergrund noch 
nicht vorliegender Zahlen für 2009 erscheint es allerdings 
zu früh, von einer Trendwende auszugehen. Die anti- 
zyklische Zunahme der Neuverträge mit ausländischen 
Auszubildenden relativiert sich zudem angesichts der 
Nachfrage ausländischer Ausbildungsplatzsuchender. Sie 
stieg von 9,5 Prozent im Ausbildungsjahr 2007/2008 auf 

10.3 Prozent im Ausbildungsjahr 2008/2009.'^^ Entspre- 
chend konnte im Ausbildungsjahr 2008/2009 47 Prozent 
der ausländischen Bewerber kein Ausbildungsplatz ver- 
mittelt werden. 

Hervorzuheben ist die Entwicklung in den neuen Län- 
dern. Dort ist der Ausländeranteil unter den Auszubilden- 
den mit Neuabschluss im Jahr 2008 von 1,1 Prozent auf 

1.3 Prozent um -1-18 Prozent angestiegen, während er sich 
in den alten Bundesländern nur um -1-5 Prozent gegenüber 
dem Vorjahr erhöhte.^oo Zu diesen Veränderungen können 
einerseits Aktivitäten zur Verbesserung der Integration 
bestimmter Personengruppen beigetragen haben. Ande- 


Daten zu Neuverträgen mit ausländischen Jugendlichen für 2009 lie- 
gen voraussichtlich im Herbst 2010 vor. 

Bundesagentur für Arbeit: Bewerber für Berufsausbildungsstellen 
2006/07 bis 2008/09, Nürnberg 2010. 

200 j)ej- Anstieg der Ausländeranteile unter den Auszubildenden zeigt 
sich deutlicher noch in der Entwicklung der Auszubildendenbestän- 
de. Erreichte der Anteil in den Neuen Ländern in den vergangenen 
Jahren 0,1 bis maximal 0,3 Prozent (vgl. Bundesministerium für Bil- 
dung und Forschung 2008, S.126), stieg dieser in 2008 auf 
1,1 Prozent. 


rerseits zeigt sich hier eine demographisch bedingte Ent- 
lastung auf dem Ausbildungsstellenmarkt aufgrund des 
Rückgangs von Schulabgängerzahlen um 40 Prozent. 
Langfristig besteht ein enger Zusammenhang zwischen 
der generellen Situation auf dem Ausbildungsstellen- 
markt und der Ausbildungsbeteiligung der ausländischen 
Jugendlichen, bei dem ausländische Jugendliche z. T. of- 
fenbar als „Ausbildungsreserve“ fungieren. So treten in 
Zeiten, in denen sich relativ viele Jugendliche um ein 
knappes Ausbildungsplatzangebot bewerben, Verdrän- 
gungstendenzen ausländischer Jugendlicher auf Gehen 
die Bewerberzahlen insgesamt zurück, scheinen Betriebe 
auch wieder stärker auf das Bewerberangebot ausländi- 
scher Jugendlicher zurückzugreifen. Insofern liegt für sie 
in der demographischen Entwicklung eine Chance. 

Die niedrige Übergangs- und Ausbildungsbeteiligungs- 
quote der ausländischen beziehungsweise der Jugendli- 
chen mit einem Migrationshintergrund führt zu einem ho- 
hen Anteil derjenigen von ihnen, die ausbildungslos 
bleiben. Nach Ergebnissen der BIBB-Übergangsstudie 
2006 lag der Anteil ausbildungsloser, nicht studienbe- 
rechtigter Jugendlicher mit Migrationshintergrund an 
allen Jugendlichen ohne Ausbildung im Alter von 20 bis 
24 Jahren mit fast 40 Prozent weit über ihrem Anteil an 
der Bevölkerung dieser Altersgruppe (24 Prozent). 
Demgegenüber befinden sich Migranfenjugendliche viel 
häufiger als Jugendliche aus nicht zugewanderten Fami- 
lien im sogenannten Übergangssystem - in einer Berufs- 
vorbereitung oder einer Schule, die nur eine berufliche 
Grundbildung vermittelt (17 Prozent versus 10 Prozent) - 
und sind häufiger arbeitslos (7 Prozent versus 3 Prozent). 

Insgesamt stellt sich die Verteilung der ausländischen Ju- 
gendlichen unter den Neuzugängen zur beruflichen Bil- 
dung wesentlich ungünstiger dar als die der deutschen 
Ausbildungsanfänger. Verfeilt sich die Gesamtheit der 
Neuzugänge zu 43,5 Prozent auf die duale Ausbildung, 
zu knapp 17 Prozent auf das Schulberufs- und zu 
40 Prozent auf das Übergangssystem, so sind die entspre- 
chenden Werte für ausländische Jugendliche 28 Prozenf, 
11,5 Prozenf und guf 60 Prozenf. Dies bedeufef auch, dass 
sie im vollqualifizierenden (dualen und schulischen) Be- 
rufausbildungssysfem deuflich unfer-, im Übergangssys- 
fem sfark überrepräsentierf sind. Die reduzierfen Chancen 
auf eine qualifizierte Ausbildung verteilen sich regional 
zudem sehr unterschiedlich. Bei den Ländern mit hohen 
Ausländeranteilen an den Schulentlassenen - dies sind 
mit jeweils über 12 Prozent die Stadtstaaten sowie als 
Flächenländer Hessen, Nordrhein- Westfalen und Baden- 
Württemberg - sind die Chancen für ausländische Ju- 
gendliche am schlechfesfen. Da Nordrhein- Wesffalen, 
Hessen und Baden- Württemberg mehr großstädtische 
Zentren als etwa Niedersachsen, Schleswig-Holstein und 
Rheinland-Pfalz besitzen, liegt es nahe, die Hauptrisiko- 
zonen für die Ausbildungsversorgung junger Ausländer 
in großsfädfischen Ballungszentren zu sehen. 


BIBB Datenreport zum Berufsbildungsbericht 2009, Bonn 2010, 
S. 169. 
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1 .3.3 Die Ausbildungsbeteiligung von jungen 
Frauen 

Der Anteil der jungen Frauen an den ausländisehen Aus- 
zubildenden im dualen System betrug 2008 44,6 Prozent 
und lag damit statistiseh höher als der Frauenanteil bei al- 
len neuen Auszubildenden (41,2 Prozent). 202 Gleichwohl 
bleiben viele dieser jungen Frauen - trotz der im Ver- 
gleich zu den männlichen ausländischen Schulabgängern 
besseren Schulabschlüsse und ihres größeren Engage- 
ments bei der Suche nach einem Ausbildungsplatz - ohne 
anerkannten Berufsabschluss und damit ohne reelle 
Chance auf dem Arbeitsmarkt. 2008 lag ihre spezifische 
Ausbildungsquote mit 28,9 Prozent niedriger als die der 
ausländischen jungen Männer (35,4 Prozent) und deutlich 
unter der deutscher junger Frauen (58 Prozent) (vgl. Ta- 
belle 23 (Ausbildungsbeteiligungsquoten)). Ein Grund 
hierfür dürfte in der geschlechtsspezifischen Berufswahl 
liegen, die dazu führt, dass ausländische junge Frauen auf 
dem Ausbildungsstellenmarkt vor allem mit schulisch 
besser ausgebildeten jungen deutschen Frauen konkurrie- 
ren. 

Untersetzt werden diese Zahlen durch die Daten des Mi- 
krozensus 2008, aus denen hervorgeht, dass in der Alters- 
gruppe der 20- bis 24-Jährigen nur 40, 1 Prozent der jun- 
gen Frauen mit Migrationshintergrund eine duale oder 
vergleichbare Ausbildung abgeschlossen haben, während 
dies für immerhin 42,7 Prozent der jungen Männer mit 
Migrationshintergrund und für 64,2 Prozent der jungen 
Frauen ohne Migrationshintergrund zutrifft.203 

1.3.4 Die Ausbildungsbeteiligung nach 
Ausbildungsbereichen und Branchen 

Der Anteil an Auszubildenden mit ausländischem Pass ist 
seit 1995 in allen Berufsgruppen rückläufig, was nur teil- 
weise mit einem Rückgang des Ausländeranteils durch 
Einbürgerungen zu erklären ist. Trotz der rückläufigen 
Ausbildungschancen junger Ausländerinnen und Auslän- 
der auch in den Freien Berufen, liegt der Ausländeranteil 
hier mit 7 Prozent 2007 höher als in allen anderen Ausbil- 
dungsbereichen. Offenbar wird in freiberuflichen Ausbil- 
dungsbetrieben und -praxen die hohe Bildungsmotivation 
vor allem ausländischer Jugendlicher sowie das zweispra- 
chige Potenzial, das viele junge Menschen ausländischer 
Herkunft mitbringen, besonders hoch geschätzt, ln den 
letzten Jahren schwankte die Beteiligung ausländischer 
Jugendlicher in diesem Bereich nur geringfügig zwischen 
7 Prozent und 9 Prozent, ln der Hauswirtschaft fällt ihr 
Anteil geringer aus, hat sich jedoch von 1992 (2,4 Pro- 
zent) bis 2007 (3,2 Prozent) erhöht, ln allen anderen Be- 
rufen ist in diesem Zeitraum der Anteil ausländischer 
Jugendlicher an der Gesamtzahl der Auszubildenden zu- 


Allerdings ist dabei zu berücksichtigen, dass deutsche junge Frauen 
häufiger schulische Berufsausbildungsgänge wählen (insbesondere 
Berufe des Gesundheits- und Sozialwesens), in denen ausländische 
junge Frauen nur zu 4,4 Prozent vertreten sind. Dies ist ein Grund für 
den relativ niedrigen Anteil deutscher junger Frauen in der Berufsbil- 
dungsstatistik. 

Sonderauswertung Mikrozensus 2008, Tabelle 2, Wiesbaden 2010. 


rückgegangen. Im Handwerk fällt er mit 4,9 Prozent im 
Jahr 2007 leicht überproportional (im Vergleich zum Ge- 
samtanteil von 4,3 Prozent), in den Ausbildungsberufen 
von Industrie und Handel mit 3,9 Prozent im Jahr 2007 
unterproportional aus. Nach wie vor ist insbesondere die 
Ausbildungsleistung im öffentlichen Dienst gering: Ge- 
rade einmal 1,5 Prozent der Auszubildenden hatten 2007 
eine nichtdeutsche Staatsangehörigkeit (1992: 2,6 Pro- 
zent). 204 Überdurchschnittlich fielen die Ausländeranteile 
mit 7,9 Prozent unter den Auszubildenden in den zwei- 
jährigen Ausbildungsberufen aus. Vergleichsweise häufig 
kommen ausländische Auszubildende mit 5,6 Prozent 
auch in den primären Dienstleistungsberufen vor. Eher 
geringe Werte ergeben sich dagegen in den Produktions- 
und Technikberufen (3,6 Prozent und 3,3 Prozent) sowie 
in den neuen Berufen (3,8 Prozent). 

ln der Beteiligung ausländischer Jugendlicher an der Aus- 
bildung nach BBiG (Berufsbildungsgesetz) und HWO 
(Handwerksordnung) ist eine Konzentration auf nur we- 
nige Berufe festzustellen. Sehr hohe Ausbildungsquoten 
weisen die ausländischen Jugendlichen in sechs Berufen 
auf: Friseur/in, Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel, 
Verkäufer/in, medizinische(r) Fachangestellte(r), Kraft- 
fahrzeugmechatroniker/in und Zahnmedizinische(r) Fach- 
angestellte(r). Auf diese Berufe konzentrieren sich knapp 
34 Prozent aller ausländischen Auszubildenden, hingegen 
nur 18 Prozent der deutschen Jugendlichen, ln Berufen 
wie BankkaufmannZ-kauffrau, Mechatroniker/in, Indus- 
triekaufmannZ-kauffrau und IndustriemechanikerZin sind 
dagegen die Auszubildenden mit ausländischer Staats- 
angehörigkeit gegenüber den deutschen Jugendlichen un- 
terrepräsentiert. 

Insgesamt sind die meisten Auszubildenden mit einer 
ausländischen Staatsangehörigkeit - 63 Prozent - in nur 
20 Ausbildungsberufen anzutreffen. Zum Vergleich: Bei 
den deutschen Auszubildenden sind es 52 Prozent. Damit 
bestätigen sich insgesamt die Befunde der Vorjahre. 

Aus Sicht der Beauftragten bedarf es der weiteren inter- 
kulturellen Öffnung der beruflichen Bildung und der Er- 
höhung der Ausbildungsbeteiligung von Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund in allen Bereichen, vor allem im 
öffentlichen Dienst. Eines der Schwerpunktziele der von 
der Beauftragten 2007Z2008 durchgeführten Kampagne 
„Vielfalt als Chance“ bildete daher die Stärkung der Be- 
reitschaft von Ausbildungsbetrieben mehr Jugendlichen 
aus Zuwandererfamilien auszubilden. 

1 .3.5 Jugendliche und junge Erwachsene mit 
Migrationshintergrund ohne Berufs- 
abschluss 

Die Integration in eine qualifizierte Berufstätigkeit ist 
ohne eine abgeschlossene Berufsausbildung oder einen 
Hochschulabschluss kaum möglich. Zudem geht der Be- 
darf an nichtqualifizierten Hilfskräften aufgrund des 
Strukturwandels absehbar zurück. Im Jahr 2008 hatten 


Datenreport zum Berufsbildungsbericht 2009, Bonn 2010, 

S. 122. 
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37,3 Prozent der 25 bis 34-Jährigen mit Migrationshinter- 
grund keinen beruflichen Abschluss^o^. In der gleichen 
Altersgruppe ohne Migrationshintergrund waren es nur 
10,8 Prozent. Am schwierigsten ist die Situation der 25- 
bis 34- Jährigen ohne deutschen Pass, von denen 46,9 Pro- 
zent über keinen beruflichen Abschluss verfügen. 

Ein positiver Trend zeigfe sich dagegen beim Vergleich 
der ersfen mif der zweifen Migranfengeneration: Während 
39,5 Prozent der 25 bis 34jährigen mit eigener Migra- 
tionserfahrung keinen beruflichen Abschluss hatten, be- 
trug der Wert für diejenigen ohne eigene Migrationserfah- 
rung 28,8 Prozent. 

Betrachtet man die gesamte Altersgruppe der nicht mehr 
schulpflichtigen ausländischen Jugendlichen - d. h. die 
Auszubildenden, die Vollzeitberufsschüler^o^ sowie die 
Schülerinnen und Schüler der gymnasialen Oberstufe - so 
zeigt sich, dass die Quote derer, die einen Ausbildungs- 
vertrag haben oder die in Vollzeitschulen lernen, nach wie 
vor 60 Prozent nicht übersteigt. Dies bedeutet, dass 
40 Prozent aller Jugendlichen mit ausländischem Pass im 
Anschluss an die Schulpflichtzeit ohne jede weitere Aus- 
bildung bleiben. Bei deutschen Jugendlichen beträgt die- 
ses Verhältnis ca. 85 Prozent zu 15 Prozent. 

Die Problematik der Ausbildungslosigkeit verschärft 
sich, wenn man ältere Generationen einbezieht: Während 
nur 15 Prozent der Bevölkerung ohne Migrationshinter- 
grund im Alter von 20 bis 64 Jahren keinen beruflichen 
Abschluss haben, gilt dies für 44 Prozenf der Befragfen 
mif Migrationshinfergrund. Am höchsfen liegf der Anfeil 
der Unqualifizierfen mif 72 Prozent bei den in Deutsch- 
land lebenden Menschen türkischer Herkunft, von denen 
fast jede/r Fünfte (18,2 Prozent) Deutsche/r ist. Aber auch 
bei den Befragten griechischer (61 Prozent) und italieni- 
scher (56 Prozent) Herkunft liegt der entsprechende An- 
teil deutlich über dem Durchschnitt. Vor dem Hintergrund 
dieser Situation weist die Beauftragte auf die Notwendig- 
keit hin, Angebote beruflicher Nachqualifizierung jeweils 
auf bestimmte Gruppen von Personen mit Migrationshin- 
tergmnd zuzuschneiden. 

Insgesamt sind verstärkte Angebote zur beruflichen 
Nachqualifizierung unabdingbar. Hierfür sprichf auch die 
Tafsache, dass rund 70 Prozenf der ausländischen Ar- 
beifslosen Ungelemfe sind. 

Wie auch in der Gesamfbevölkerung haben Frauen mif 
Migrationshinfergrund und eigener Migrafionserfahrung 
sowie mif ausländischer Sfaafsangehörigkeif häufiger als 
die Männer mit vergleichbaren Merkmalen keinen beruf- 
lichen Abschluss. Allerdings weisen die Daten des ersten 
Indikatorenberichtes und der Sonderauswertung des Mi- 
krozensus daraufhin, dass die Anteile der 25- bis 34-Jäh- 


205 Statistisches Bundesamt: Sonderauswertung des Mikrozensus zur 
Bevölkerung mit Migrationshintergrund, Daten für das Berichtsjahr 
2008, Tabelle 2, Wiesbaden 2010; Kategorie: kein beruflicher Ab- 
schluss bzw. Anlem-/Berufspraktikum/BVJ. 

206 Ohne Teilnehmer am Berufsvorbereitungsjahr oder ähnlichen Maß- 
nahmen. 


rigen Frauen ohne Abschluss in der 2. Generation deut- 
lich geringer ausfallen.^o^ 

1.3.6 Beteiligung an berufsschulischen 
Angeboten 

Nach Einschätzung des Bundesinstitutes finden 
35 Prozent der Bewerberinnen und Bewerber ohne Mi- 
grationshintergrund einen betrieblichen Ausbildungsplatz, 
von denjenigen mit Migrationshintergrund nur 29 Prozent. 
Rund 28 Prozent der Bewerberinnen und Bewerber mit 
Migrationshintergrund befinden sich, wenn sie keine 
Ausbildungsstelle bekommen haben, in Bildungsgängen 
des „Übergangssystems“ wie Berufsvorbereitungsjahr 
(BVJ), Berufsgrundbildungsjahr (BGJ) o. Ä., die nicht 
unmittelbar zu einem Berufsabschluss führen - häufiger 
als Lehrstellensuchende ohne Migrationshintergrund 
(23 Prozent).208 Ihre Bildungsverläufe sind geprägt durch 
Umwege, Mehrfachdurchläufe, „Warteschleifen“ und 
„Maßnahme-Karrieren“, aus denen der Weg in eine quali- 
fizierte Berufsausbildung nur schwer zu finden ist. Über- 
proportional häufig sind sie in vollzeitschulischen Berufs- 
bildungsgängen zu finden, die die Erreichung der 
angestrebten Ziele eines Berufsabschlusses zumindest 
verzögern. Besonders häufig sind sie in solchen schuli- 
schen Bildungsgängen vertreten, die nicht zu einem Ab- 
schluss in einem anerkannten Ausbildungsberuf führen 
und auch nicht zu den weiterführenden Bildungsgängen 
des beruflichen Schulwesens gehören. 

Nach Schulformen waren ausländische Schülerinnen und 
Schüler an beruflichen Schulen - bei einem Gesamfanteil 
von 7 Prozent - im Schuljahr 2008/2009 überproportional 
im Berufsvorbereitungsjahr (17,4 Prozent), an Berufsauf- 
bauschulen (13,2 Prozent) und Berufs grundbildungsjahr 
(12,7 Prozent), unterdurchschnittlich dagegen an Fach- 
oberschulen (6,7 Prozent), Fachgymnasien (5,4 Prozent) 
und Fachschulen (3,7 Prozent) vertreten. 

Die Nutzung berufsschulischer Angebote eröffnet auslän- 
dischen Schülerinnen und Schülern allerdings auch die 
Möglichkeit, Schulabschlüsse nachzuholen und damit 
ihre Voraussetzungen bei der Suche nach Ausbildungs- 
plätzen zu verbessern. So hatten im Jahr 2008 von den 
insgesamt 1 148 996 Absolventen der beruflichen Schu- 
len 80 425 (7 Prozent) eine ausländische Staatsangehörig- 
keit. Immerhin 23,7 Prozent der jungen Nichtdeutschen 
(Deutsche: 25,7 Prozent) nutzten die Chance, einen 
Schulabschluss nachzuholen (zur Art der Abschlüsse vgl. 
nachfolgende Tabelle). 


202 Erster Indikatorenbericht, Berlin 2009, S. 46.; Sonderauswertung Mi- 
krozensus 2008, Tabelle 2, Wiesbaden 2010. 

208 Granato, Mona (2008): Nachhaltigkeit durch Bildungsgerechtigkeit. 
Am Beispiel des Übergangs Schule-Ausbildung. In: Rat für Nachhal- 
tige Entwicklung (Hrsg.): Forum „Aufstieg durch Bildung - Chancen 
und Hemmnisse im Rahmen der 6. Jahreskonferenz, Berlin 2008, 
S. 15. 

209 Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 2, Berufliche Schulen 
2008/2009, Wiesbaden 2010, Tabelle 1.2.2., S. 53; Bezugsgrößen je- 
weils die Gesamtanzahl aller Schülerinnen und Schüler je Schulform. 
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Tabelle 19 

Berufsschulabsolventen des Schuljahres 2007/2008 nach Schulabschluss, Nationalität und Geschlecht 

Angaben in Prozent 



Deutsche 

Ausländer 


insgesamt 

männlich 

weihlich 

insgesamt 

männlich 

weihlich 

Hauptschulabschluss 

2,8 

3,3 

2,3 

5,2 

5,8 

4,5 

Mittlerer Abschluss 

8,2 

7,5 

8,8 

9,8 

8,8 

10,9 

Fachhochschulreife 

10,4 

10,1 

11,0 

6,9 

6,7 

7,2 

Allg. Hochschulreife 

4,0 

3,6 

4,4 

1,9 

1,7 

2,1 


Quelle: Statisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 2, 2007/2008, Tabelle 1.4.1, eigene Berechnungen 


Mit einem Anteil von 9,8 Prozent erwarben im Schuljahr 
2007/2008 ausländische Absolventinnen und Absolven- 
ten etwas häufiger einen mittleren Abschluss (Fachschul- 
reife bzw. Realschulabschluss) an einer beruflichen 
Schule als Abgängerinnen und Abgänger insgesamt. Ein 
Hauptschulabschluss wird - vor dem Hintergrund höherer 
Anteile von Jugendlichen ohne Schulabschluss - sogar 
deutlich häufiger von Ausländerinnen und Ausländem 
nachgeholt: 4,9 Prozent der ausländischen (insgesamt nur 
2,9 Prozent der) Absolventinnen und Absolventen mach- 
ten 2007 von dieser Möglichkeit Gebrauch.^'o Bei der 
(Fach-) Hochschulreife hingegen liegen die Anteilswerte 
der ausländischen Absolventinnen und Absolventen deut- 
lich unter denen der deutschen. 

1.3.7 Berufsausbildung in Unternehmen von 
Migrantinnen und Migranten 

Da die Quote der ausbildenden Unternehmen von Mi- 
grantinnen und Migranten unterdurchschnittlich ist (5 bis 
15 Prozent je nach Herkunftsland, lediglich die türki- 
schen Unternehmen erreichen eine Quote von 1 9 Prozent, 
Unternehmen von Menschen ohne Migrationshintergmnd 
erreichen eine Quote von ca. 25 Prozent), gilt es, die 
brach liegenden Potentiale der Migrantenuntemehmen zu 
erschließen. Hierzu ist es erforderlich, den bisher noch 
nicht ausbildenden Unternehmen das „Duale Berafsaus- 
bildungssystem“ näher zu bringen und ihnen den Weg zur 
Ausbildung aufzuzeigen, insbesondere häufig unbegrün- 
dete Bedenken gegen die Durchfühmng einer Ausbildung 
im eigenen Betrieb zu nehmen. Hierbei kommt insbeson- 
dere den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Kammern 
vor Ort durch Informations- und Motivationsarbeit in die- 
sen Unternehmen eine besondere Funktion zu. 

1.3.8 Integrationspolitisches Handeln in der 
beruflichen Bildung 

Die Fördemng der bemfiichen Ausbildung von Jugendli- 
chen mit Migrationshintergmnd ist eine zentrale Selbst- 
verpflichtung der Bundesregiemng aus dem Nationalen 


2*“ Erster Indikatorenbericht, Berlin 2009, S. 43. 


Integrationsplan. Sie wird in einer Reihe von Maßnahmen 
und Programmen innerhalb der Bundesregiemng als 
Querschnittsaufgabe umgesetzt sowie im „Nationalen 
Pakt für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs“ mit den 
Spitzenverbänden der Deutschen Wirtschaft und in der 
„Qualifiziemngsinitiative für Deutschland“ mit den Län- 
dern abgestimmt bzw. koordiniert. Damit wurden die 
Weichen gestellt zur Verbessemng des Übergangs von der 
Schule in Ausbildung, zur Reduziemng der Schul- und 
Ausbildungsabbrüche, zur Stärkung der Studiemeigung 
und zum Nachholen schulischer und bemfiicher Ab- 
schlüsse, die wesentlich auch Kindern, Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen mit Migrationshintergmnd zugute 
kommen sollen.^'i 

Nach einer ersten integrationsspezifischen Erklämng 
2006 haben die Partner des Nationalen Paktes für Ausbil- 
dung und Fachkräftenachwuchs mit der Beauftragten, der 
Bundesagentur für Arbeit und der Kultusministerkonfe- 
renz das Ziel bekräftigt, die Ausbildungsvoraussetzungen 
und -Chancen junger Migrantinnen und Migranten zu ver- 
bessern. Aufbauend auf dem Nationalen Integrationsplan 
haben sie mit der gemeinsam vereinbarten Erklämng 
„Potenziale erschließen, Integration fördern - Mehr Bil- 
dung und Ausbildung für Jugendliche aus Zuwanderer- 
familien!“ ihr Engagement konkretisiert, ihre Zusammen- 
arbeit auf eine neue Stufe gestellt und folgende 
Prioritäten gesetzt: 

- Die Bundesregiemng unterstützt mit Förderpro- 
grammen gezielt Migrantinnen und Migranten bei der 
Berafswahl sowie der Ausbildungsvorbereitung und -be- 
gleitung und setzt sich - gemeinsam mit ausländi- 
schen Untemehmensverbänden und der Wirtschaft - 
dafür ein, dass Betriebe mit Inhabern ausländischer 
Herkunft verstärkt neue Ausbildungsplätze bereitstel- 
len. 

- Die Kultusministerkonferenz (KMK) trägt dazu bei, 
dass die Ausbildungsreife der Schulabgänger durch 
eine stärkere individuelle Fördemng verbessert wird 


211 Nationaler Integrationsplan: Erster Fortschrittsbericht, Berlin 2008, 
S. 36. 
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und unterstützt in Kooperation mit Partnern (Wirt- 
sehaft, Arbeitsagenturen) die gezieltere Berufsorien- 
tierung in den Sehulen. Die Länder verfolgen gemein- 
sam die im Nationalen Integrationsplan und mit der 
Qualifizierungsinitiative vereinbarten Ziele, bis 2012 
die Sehulabbreeherquoten von Kindern und Jugendli- 
ehen mit Migrationshintergrund deutlieh zu reduzieren 
und bis 2015 die Gesamtquote der Sehulabbreeher ins- 
gesamt von 8 Prozent auf 4 Prozent zu halbieren. 

- Die Wirtsehaft bietet Jugendlichen mit Migrationshin- 
tergrund betriebliche Maßnahmen zur Berufsvorberei- 
tung (z. B. Einstiegsqualifizierungen und betriebliche 
Praktika) an, um den Einstieg in eine betriebliche Aus- 
bildung zu erleichtern und engagiert sich bei Mento- 
ren- und Patenprojekten und kooperiert eng mit Schu- 
len, um die Berufsorientierung auch von Migrantinnen 
und Migranten zu verbessern und Hilfen an der 
Schwelle Schule/Ausbildung anzubieten. Insbeson- 
dere regionale Kooperationen zwischen Unternehmen 
und Schulen vor Ort leisten einen wesentlichen Bei- 
trag zur Verbesserung der Überganges Schule/Berufs- 
ausbildung und somit zur Verbesserung der Ausbil- 
dungssituationjunger Migrantinnen und Migranten. 

- Die Bundesagentur für Arbeit (BA) unterstützt vor Ort 
in Kooperation mit Partnern (Schulen, Wirtschaft) 
junge Menschen mit Migrationshintergrund gezielt bei 
der Berufswahl und bietet zahlreiche Fördermöglich- 
keiten an, die den Einstieg in eine Berufsausbildung 
ermöglichen. Migrantinnen und Migranten sind daran 
bereits in erheblichem Umfang beteiligt. 

Die Bundesregierung hat im Berichtszeitraum erfolgrei- 
che Modellprojekte und Regelangebote fortgesetzt und 
ausgebaut, um benachteiligte Jugendliche, darunter viel- 
fach Jugendliche mit Migrationshintergrund, in der Erlan- 
gung schulischer Abschlüsse und beim Übergang von der 
Schule in die Ausbildung zu unterstützen. Ebenso sind 
neue flankierende Projekte in die Erprobung gegangen. 

Das betrifft unter anderem die Berufsberatung und -Orien- 
tierung und die Ausbildungsvermittlung durch die Bun- 
desagentur für Arbeit, die Berufseinstiegsbegleitung2i2^ 
berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen, die betriebli- 
che Einstiegsqualifizierung, den befristeten Ausbildungs- 
bonus für Auszubildende aus insolventen Untemehmen^'s 
sowie die vielfältigen Förderangebote der Bundesagentur 
für Arbeif, für die im Jahr 2009 ca. 2,9 Mrd. Euro (Drittes 
und Zweites Buch Sozialgesetzbuch) aufgewendet 
wurden. So konnten jahresdurchschnittlich rund 
456 000 junge Menschen gefördert werden. Mit der mo- 
dellhaften Erprobung der Berufseinstiegsbegleitung un- 


212 Das Programm beinhaltet die modellhafte Erprobung von Berufsein- 
stiegsbegleitem an 1000 allgemein bildenden Schulen, die zum 
Hauptschulabschluss führen. Die Weiterentwicklung des Programms 
sieht den Einsatz von zusätzlich bis zu 1 200 Berufseinstiegsbe- 
gleitem vor. In der Einstiegsqualifizierung sind Jugendliche mit Mi- 
grationshintergrund - wie bereits im 7. Bericht der Beauftragten er- 
wähnt - zu 30 Prozent unter den Geförderten, darunter 10 Prozent 
ausländische Jugendliche. 

215 Der Zielkatalog für den Ausbildungsbonus wurde 2009 auf Auszubil- 
dende in Insolvenzuntemehmen erweitert. 


terstützen ausgebildefe Fachkräfte an rd. 1 000 allgemein- 
bildenden Schulen ca. 20 000 leistungsschwächere 
Schülerinnen und Schüler (Personalschlüssel 1 :20) indi- 
viduell bei ihrem Übergang von der Schule in eine Be- 
rufsausbildung. Berufsvorbereitende Bildungsmaßnah- 
men finden in Vollzeit bei Bildungsträgem statt. Ziel ist 
die Fördemng der bemfiichen Orientierung und die Ver- 
mittlung der erforderlichen praktischen und theoretischen 
Qualifikationen und personalen Kompetenzen vorrangig 
für die Aufnahme einer Berafsausbildung. Die Aufnahme 
eines Beschäftigungsverhältnisses kann ein paralleles 
Ziel sein. Auf die Vorbereitung des nachträglichen Er- 
werbs des Hauptschulabschlusses während dieser Maß- 
nahmen besteht ein Rechtsanspmch. Die betriebliche Ein- 
stiegsqualifiziemng als Vollzeitpraktikum bei einem 
Arbeitgeber hat sich bewährt. Im Paktjahr 2009/2010 
wurden bereits rd. 32 600 Einstiegsqualifiziemngen be- 
gonnen. Betriebe und junge Menschen machen in der 
Mehrzahl positive Erfahmngen mit diesem zusätzlichen 
Angebot, wie die Begleitforschung zeigt. 65,5 Prozent 
(Vorjahr: 62,4 Prozent) der Teilnehmer, die eine Ein- 
stiegsqualifiziemng absolviert haben, begannen im Okto- 
ber 2007 eine betriebliche Ausbildung; bei der Kontroll- 
grappe waren es nur 46,0 Prozent (Vorjahr: 29,7 Prozent). 
70,5 Prozent derjenigen, die eine betriebliche Ausbildung 
aufgenommen haben, lernen im selben Betrieb und 
77,7 Prozent im selben Beraf wie während der Einstiegs- 
qualifiziemng. 30,8 Prozent (Vorjahr: 34,1 Prozent) der 
zuvor nicht ausbildenden Betriebe sind zu Ausbildungs- 
betrieben geworden. Während der Einstiegsqualifziemng 
können mit zusätzlichem Unterricht und sozialpädagogi- 
scher Begleitung bei Bildungsträgem Sprach- und 
Bildungsdefizite abgebaut und fachpraktische und facht- 
heoretische Kenntnisse gestärkt werden. Diese ausbil- 
dungsbegleitenden Hilfen sind ein Angebot für lembeein- 
trächtigte und sozial benachteiligte junge Menschen und 
für Auszubildende, denen der Ausbildungsabbmch droht. 
Lembeeinträchtigte und sozial benachteiligte junge Men- 
schen, die einer Berafsausbildung des regulären Ausbil- 
dungsmarktes nicht gewachsen sind, können von der 
Agentur für Arbeit mit einer Bemfsausbildung in einer 
außerbetrieblichen Einrichtung gefördert werden. Gerade 
ausländische junge Menschen, die aufgmnd von Sprach- 
defiziten oder sozialer Eingewöhnungsschwierigkeiten in 
einem fremden soziokulturellen Umfeld einer besonderen 
Unterstützung bedürfen, gehören zur Zielgmppe. Im Jahr 
2009 hat die Bundesagentur für Arbeit über eine Mil- 
liarde Euro aufgewandt, um jungen Menschen mit einer 
außerbetrieblichen Ausbildung einen Bemfsabschluss zu 
ermöglichen. 

Mit dem Programm „JOBSTARTER - für die Zukunft 
ausbilden“ werden bis 2013 Vorhaben im Umfang von 
125 Mio. Euro zur Gewinnung zusätzlicher betrieblicher 
Ausbildungsplätze und der nachhaltigen Verbessemng re- 
gionaler Ausbildungsstmkturen gefördert. Eine Ziel- 
gmppe sind Inhaberinnen und Inhaber ausländischer Her- 
kunft, die in Deutschland über 600 OOO^*'* Betriebe mit 
weit über 1 Mio. Beschäftigten führen. Die Ausbildungs- 


214 Vgl. Kapitel II. 2. 4 im vorliegenden Bericht. 
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quote in diesen Unternehmen liegt jedoch bei nur 
15 Prozent, während sie bei deutschen Unternehmen bei 
25 Prozent liegt. Mehr Migrantenuntemehmen für die 
Ausbildung zu gewinnen, ist Ziel der Koordinierangs- 
stelle Ausbildung in ausländischen Unternehmen 
(KAUSA) als Programmbestandteil von JOBSTARTER. 
Bis 2013 werden voraussichtlich 15 Mio. der mnd 
125 Mio. Euro Fördermittel migrantenspezifisch einge- 
setzt. Bisher konnten in 44 Projekten über 2 500 zusätzli- 
che Ausbildungsstellen in Migrantenuntemehmen akqui- 
riert werden. KAUSA koordiniert die bereits genannte 
Initiative „Aktiv für Ausbildungspläfze“. 

Ebenfalls zur Verbessemng der Ausbildungssifuation in 
Migranfenuntemehmen frägt die Fördermaßnahme des 
Bundesminisferiums für Wirtschaft und Technolgie „Ver- 
mittlung von Auszubildenden an ausbildungswillige Un- 
ternehmen“ bei, in der Mitarbeiter bei den Kammern zur 
Vorbereitung der Besetzung von Ausbildungsplätzen 
auch in Migrantenuntemehmen gefördert werden. So 
konnten im Rahmen dieses Programms im Jahre 2009 ca. 
800 Ausbildungsplätze in Migrantenuntemehmen besetzt 
werden. 

Durch die Festschreibung von Qualifikationen der „inter- 
kulturellen Kompetenz“ in Aus- und Weiterbildugnsrege- 
lungen sowie in Lehrplänen der Bemfsschule erhöhen 
sich einmal die Chancen der jugendlichen Migrantinnen 
und Migranten aufgrand ihrer häufig vorhanden bikultu- 
rellen Qualifikationen auf eine Ausbildungsstelle, zum 
anderen verbessern sich Unternehmen durch Ausbildung 
von Migranten ihre Möglichkeiten zur Erschließung von 
Kunden im ln- und Ausland bzw. aus anderen Kulturkrei- 
sen. 

Mit dem Programm „Perspektive Bemfsabschluss“ (als 
Nachfolger des Programms „Kompetenzen fordern - Be- 
mfliche Qualifiziemng für Zielgmppen mif besonderem 
Förderbedarf‘ - BQN-Programm) werden im Zeitraum 
2008 bis 2012 mit insgesamt 35 Mio. Euro das „Regio- 
nale Übergangsmanagement“ und die „Abschlussorien- 
tierte modulare Nachqualifizierang“ gefördert. Ab Sep- 
tember 2010 erweitert das BMBF dieses Programm, so 
dass dann doppelt so viele Regionen eine Strakturförde- 
mng erhalten. Ziel ist es, bereits vorhandene regionale 
Ansätze weiterzuentwickeln, um den Übergang von der 
Schule in die Ausbildung zu verbessern und damit den 
Anteil von Jugendlichen und jungen Erwachsenen ohne 
bemfiichen Abschluss nachhaltig zu senken. Daneben be- 
kommen junge An- und Ungelernte die Chance, einen 
Ausbildungsabschluss nachzuholen. Das Programm „Per- 
spektive Bemfsabschluss“ setzt dabei einen Schwerpunkt 
auf die Zielgrappe der Jugendlichen und jungen Erwach- 
senen mit Migrationshintergrand. Dabei sollen alle rele- 
vanten Akteure, beispielsweise Schulen, Agenturen für 
Arbeif, Befriebe und Kammern sowie Jugendämfer und 
Eltemorganisafionen, sfärker zusammenarbeifen und ihre 
Förderakfivifäfen aufeinander absfimmen.^'^ Das Pro- 
gramm „Passgenaue Vermittlung Auszubildender an aus- 
bildungswillige Unternehmen“ unterstützt kleinere und 


215 Nationaler Integrationsplan: Erster Fortschrittsbericht, Berlin 2008, 
S.40. 


mittleren Untenehmen bei der Auswahl Auszubildender. 
Das schließt ihre Beratung, die Vorauswahl geeigneter 
Bewerberinnen und Bewerber und die Durchfühmng von 
Bewerbungsgesprächen ein. Auch das ESF-Bundespro- 
gramm setzt Förderschwerpunkte bei der Integration be- 
nachteiligter Jugendlicher sowie der Arbeitsmarktintegra- 
tion von Menschen mit Migrationshintergmnd.^*^ Ein 
zukunftsträchtiges Modellprojekt, das speziell an berafli- 
chen Schulen den direkten Übergang nach einer Bemfs- 
vorbereitung in reguläre Ausbildung erhöhen soll, ist das 
Ganzheitliche Integrationscoaching (GINCO). Es ist Teil 
einer gemeinsamen Initiative der Beauftragten mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales und der Bun- 
desagentur für Arbeif (BA). Das über die BA im Rahmen 
der Sozialgesefzbücher (SGB) 11 und 111 finanzierte Mo- 
dellprojekf an 14 sfädtischen Sfandorten sefzf bei der 
Zielgmppe der Jugendlichen mit Migrationshintergmnd 
an, die an bemfiichen Schulen deutlich überrepräsentiert 
sind und häufig besondere Schwierigkeiten haben, den 
Übergang in Ausbildung zu realisieren. GINCO ermög- 
licht den Trägem bei der Umsetzung weitgehende kon- 
zeptionelle Freiheit und damit individuelle Unterstützung 
der Jugendlichen, die auch die Einbindung des soziokul- 
turellen Umfelds, aufsuchende Eltemarbeit etc. ermög- 
licht. Das Programm wurde in der zweiten Hälfte des 
Bemfsschuljahres 2008/2009 gestartet und wird gegen- 
wärtig evaluiert. 

Einen wichtigen Beitrag zur Verbessemng der Integration 
von jungen Migrantinnen und Migranten in Schule und 
Ausbildung leistet das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend mif der Inifiative JUGEND 
STÄRKEN. Mif JUGEND STÄRKEN werden 4 große 
Programme für benachfeiligte junge Menschen und Ju- 
gendliche mif Migrationshintergmnd gebündelt, stärker 
aufeinander abgestimmt und zum Teil erheblich ausge- 
baut. Dazu gehören die Programme: 

„Kompetenzagenturen“, 

„Schulverweigemng- Die 2. Chance“, 

„STÄRKEN vor Ort“ (Lokales Kapital für soziale 
Zwecke) und die Jugendmigrationsdiensfe, 

die an bundesweit insgesamt mehr als 1 000 Standorten 
ein inzwischen flächendeckendes Netzwerk an Angebo- 
ten und Stmkturen bilden.^'^ 

Für die vier Programme der Initiative stellt das Bundesju- 
gendministerium in den Jahren 2008 bis 2011 aus natio- 
nalen und europäischen Mitteln (Europäischer Sozial- 
fonds) 367 Mio. Euro zur Verfügung. 

Ergänzf wird die Inififative um das Modellproramm 
„JUGEND STÄRKEN: Aktiv in der Region“, das ab 
Herbst 2010 Kommunen bei der Erprobung neuer Koope- 


216 Unter anderem über die Programme XENOS, IdA und Transnationa- 
le Lemplattformen. 

212 Der Anteil von Migrantinnen und Migranten an der Gesamtteilneh- 
merzahl der Programme beträgt für „Schulverweigerung - Die 
2. Chance“ 39 Prozent, für die Kompetenzagenturen 47 Prozent und 
für „STÄRKEN vor Ort“ 66 Prozent. 
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rationen und Konzepte zur Integration junger Mensehen 
unterstützen soll. Kommunen, in denen bereits Pro- 
gramme der BMFSFJ-Initiative JUGEND STÄRKEN 
umgesetzt werden, erhalten Gelegenheit, neue Wege zur 
Aktivierung der kommunalen Aktivitäten im Bereieh der 
Jugendsozialarbeit zu erproben und vorhandene Förderlü- 
eken für benaehteiligte junge Mensehen und junge Mig- 
rantinnen und Migranten dureh innovative Angebote aus 
einer Hand zu sehließen. 

Ein Beispiel für eine kreative kommunale Herangehens- 
weise, die eine systematisehe Planung und Abstimmung 
der kommunalen Bildungsangebote in Form eines regio- 
nalen Übergangsmanagements mit der persönliehen Be- 
gleitung der Jugendliehen kombiniert, zeigt die Stadt 
Iserlohn. Sie sehließt mit allen Hauptsehülem Verträge 
ab, die den Jugendliehen einerseits den Zugang zu einer 
vollqualifizierenden Berufsausbildungsstelle, weiterfüh- 
renden Sehule oder Arbeif reehtlieh garantieren. Anderer- 
seits verpfliehten sieh die Jugendliehen, regelmäßig die 
Sehule zu besuehen, keine Drogen zu nehmen, nieht ge- 
walttätig zu werden und an Veranstaltungen zur Berufs- 
orientierung teilzunehmen. Dadureh wird den Jugendli- 
ehen zum einen verdeutlieht, dass sie gebraueht werden, 
und zum anderen, dass sie dureh eigene Anstrengung ihr 
berufhehes Sehieksal wesentlieh mitbestimmen können. 
Rund 30 engagierte ältere Mentoren („Joblotsen“) helfen 
den Jugendliehen beim Übergang in die Berufsausbil- 
dung. Patensehafts- und Mentoringprojekte - bei Ju- 
gendliehen sprieht man in der Regel von Mentoring - 
leisten einen wiehtigen Beitrag beim Übergang von der 
Sehule in die Ausbildung. Dabei unterstützt eine Mento- 
rin oder ein Mentor einen Jugendliehen bei der Suehe 
naeh einem Praktikums- oder Ausbildungsplatz, aber 
aueh bei Alltagsproblemen. Mentorinnen und Mentoren 
helfen, sieh auf Bewerbungsgespräehe vorzubereiten, 
stärken das Selbstbewusstsein, maehen Mut bei Rüek- 
sehlägen und ermuntern dazu, eigene Stärken zu erken- 
nen und mehr in den Vordergrund zu rüeken. Vorteil einer 
Mentoring-Beziehung ist, dass die Mentorin oder der 
Mentor sieh gezielt und individuell einem Jugendliehen 
widmen kann. Mentoring kann jedoeh nieht die Regelan- 
gebote der Sehulen oder Agenturen für Arbeit ersetzen; 
sie ergänzen diese und helfen den Jugendliehen, sieh ei- 
nen Überbliek über die zahlreiehen und teilweise von Re- 
gion zu Region untersehiedliehen Regelangebote zu ver- 
sehaffen. 

Mit der bereits besehriebenen „Aktion zusammen waeh- 
sen“ (vgl. Kapitel II. 1) stärkt die Beauftragte bereits be- 
stehende Mentoringprojekte, die auf den Übergang 
Sehule-Berufsausbildung geriehtet sind. Ein wiehtiger 
Beitrag der Mentoringprojekte zur Integration ist aus 
Sieht der Beauftragten ihre konsequente Potenzialorien- 
tierung, die die Entfaltung der Kompetenzen von Kindern 
und Jugendliehen mit Migrationshintergrund in den Mit- 
telpunkt stellt. 


Krekel, Elisabeth M./Ulrich, Joachim Gerd: Jugendliche ohne Be- 
rufsabschluss. Handlungsempfehlungen für die berufliche Bildung, 
Kurzgutachten für die Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn 2010, S. 28. 


Im Beriehtszeitraum wurde die Initiative der Beauftragten 
aus dem 7. Lageberieht aufgegriffen, die Berufsvorberei- 
tung in den Sehulen und das Übergangsmanagement 
Sehule/Beruf für Jugendliehe mif Migrationshinfergrund 
zu verbessern. Dazu haben die Partner des Ausbildungs- 
paktes gemeinsam mit der KMK, der BA und der Beauf- 
tragten Mitte 2009 vereinbart, ihre Maßnahmen zur Si- 
eherstellung der Ausbildungsreife und Stärkung der 
Berufsorientierung zu bündeln und dazu Regelangebote 
zu sehaffen. Jugendliehe mit Kernproblemen dureh prak- 
tisehe Arbeitserfahrung zu fordern, an allen Sehulen eine 
sysfematisehe Berufsorientierung einzuführen, das Über- 
gangsmanagement zu optimieren und die Kooperation 
zwisehen Sehulen und Betrieben auszubauen.^i^ Es 
kommt darauf an, diese Vereinbarung zügig umzusetzen. 
Unverziehtbar ist für die Beauftragte die Unterstützung 
der Eigeninitiative der Jugendliehen aus Zuwandererfa- 
milien und die Einbindung ihrer Eltern und Sozialräume 
in die Berufsfindung. Eltern sind die wiehtigsten Berater 
ihrer Kinder. Bei allen Fördermaßnahmen ist daher das 
aktive Einbeziehen der Eltern, aueh über die Kooperation 
mit Migrantenorganisationen, ein entseheidender Erfolgs- 
faktor. So hat die Bundesregierung dureh das Projekt des 
BMBF „Mit Migranteninnen für Migranfinnen - interkul- 
turelle Kooperation zu Verbesserung der Bildungsintegra- 
tion“ sieh zum Ziel gesetzt, die Migrantenorganisationen 
in den Bildungsprozess gezielt mit einzubinden und deren 
Selbsthilfepotenzial zu stärken. Bei allen gesellsehaftli- 
ehen Anstrengungen bleibt die Verantwortung der Ju- 
gendliehen, ihre berufliehe Zukunft in die Hand zu neh- 
men, sie selbstständig zu planen und mit zu gestalten. 

Bereits im 7. Lageberieht hat die Beauftragte anhand der 
Übernahme der Einstiegsqualifizierung in die RegelfÖr- 
derung des SGB III die Notwendigkeit betont, erfolgrei- 
ehe Modellprojekte zu Regelangeboten auszubauen. An- 
gesiehts der vielfältigen Förderangebote wird es aus Sieht 
der Beauftragten künftig stärker darauf ankommen, die 
vielen positiven einzelnen Maßnahmen und Projekte des 
Bundes, der Länder und der Kommunen zu vernetzen und 
in einem differenzierten fläehendeekenden Regelangebot 
entlang der gesamten Bildungskette zu bündeln, über das 
alle Jugendliehen mit passgenauer und individueller För- 
derung erreieht werden. 

Die Erhöhung der Ausbildungsbeteiligung von Jugendli- 
ehen aus Zuwandererfamilien kann Waehstumsimpulse 
im zweistelligen Milliardenbereieh freisetzen .220 Sie zu 
ersehließen, erfordert Kontinuität in der Förderung, Aus- 
bau von Regelangeboten im Orientierungs-, Übergangs- 
und Einstiegsmanagement, die verstärkte interkulturelle 


Ausbildungsreife sicherstellen - Berufsorientierung stärken. Verein- 
barung der Partner des nationalen Paktes für Ausbildung und Fach- 
kräftenachwuchs in Deutschland, der Bundesagentur für Arbeit und 
der der Integrationsbeauftragten mit der Kultusministerkonferenz, 
Berlin 19. Juni 2009. 

220 Anger, Christina/Erdmann, Verena/Plünnecke, Axel/Riesen, Ilona: 
Integrationsrendite - Volkswirtschaftliche Effekte einer besseren In- 
tegration von Migranten, Institut der Deutschen Wirtschaft, Köln 
2010 . 
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Öffnung der Beruflichen Bildung und die Unterstützung 
der Wirtschaft. 

1.4 Hochschulbildung 

Die Attraktivität des Hochschulstandortes Deutschland ist 
für ausländische Studierende nach wie vor hoch. Im Jahr 
2009 waren hier fast 240 000 Studierende nichtdeutscher 
Staatsangehörigkeit eingeschrieben; ihr Anteil an allen 
Studierenden betrug damit 11,6 Prozent. Rund drei Vier- 
tel von ihnen waren sogenannte „Bildungsausländer“, 
d. h. zum Zwecke des Studiums nach Deutschland einge- 
reiste Personen, die ihre Hochschulzugangsberechtigung 
im Ausland erworben hatten. Bei einem Viertel handelte 
es sich um sogenannte „Bildungsinländer“, also in 
Deutschland wohnende Ausländerinnen und Ausländer, 
die ihre Hochschulzugangsberechtigung in Deutschland 
erworben hatten .221 

Im Berichtszeitraum hat die Bundesregierung die Rah- 
menbedingungen für ausländische Studierende verbessert 
und damit zur Umsetzung ihrer Selbstverpflichtung im 
Nationalen Integrationsplan beigetragen. 

Das betrifft z. B. die Einführung einheitlicher Verwaltungs- 
vorschriften zum Aufenthaltsgesetz (vgl. Kapitel 111 2), die 
weitere Öffnung des deutschen Arbeitsmarktes für Hoch- 
qualifizierte und Akademiker/ -innen mit dem Arbeitsmigra- 
tionssteuerungsgesetz (vgl. Kapitel 111 3) und die Umsetzung 
des 22. BAfÖG-Änderungsgesetzes (BAfÖGÄndG). Für die 
Sicherung des Fachkräftebedarfes und die Lebensplanung 
aller ausländischen Studierenden ist insbesondere die 
Umsetzung des seit Oktober 2007 ermöglichten Arbeits- 
marktzugangs ohne Vorrangprüfung im Fall eines erfolg- 
reichen Studienabschlusses von erheblicher Bedeutung. 

Mit der Umsetzung des 22. BAfÖGÄndG vom 23. De- 
zember 2007 sind seif Jahresbeginn 2008 ausländische 
Sfaafsangehörige, die eine Bleibeperspekfive in Deufsch- 
land haben und bereifs gesellschaftlich integriert sind, in 
die Ausbildungsförderung einbezogen. Enfsprechend 
wurden im Jahr 2008 mit 46 973 Auszubildenden auslän- 
discher Staatsangehörigkeit rund 11 Prozent mehr Aus- 
länderinnen und Ausländer gefördert als noch im Jahr 
2005 (42 209). Davon waren 27 931 Studierende und 
19 038 Schülerinnen und Schüler. Von den geförderten Stu- 
dierenden stammten 20 Prozent aus EU-Staaten, 53 Prozent 
aus dem europäischen Ausland außerhalb der EU, 
5 Prozent aus Afrika, 3 Prozent aus Nord- und Südame- 
rika und 12 Prozent aus Asien. Hervorzuheben ist die För- 
demng von 8 Prozent Studierenden mit dem Statusmerk- 
mal „heimatloser bzw. asylberechtigter Ausländer“ - 
insgesamt 2 400 Personen. Die größte Gruppe der geför- 
derten Studierenden aus EU-Staaten stellten die italieni- 
schen Staatsangehörigen mit 1 201 Personen, gefolgt von 
1 200 polnischen und 760 griechischen Studierenden, ln 
absoluten Zahlen stellt von allen geförderten studierenden 


Grundlage der Darstellung sind die am 23. April 2010 vorgestellten 
Ergebnisse der 19. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerkes, 
die Fachserie 1 1 . März des Statistischen Bundesamtes und die Son- 
derauswertung des Mikrozensus 2005 bis 2008. 


Ausländerinnen und Ausländem die Türkei weiterhin mit 
8 092 Geförderten die größte Einzelgmppe, gefolgt von 
der Russischen Föderation mit 1813 Geförderten. 

Der finanzielle Aufwand für die Fördemng ausländischer 
Studierender belief sich im Jahr 2008 auf gut 101 Mio. 

Euro. 222 

Die Beauftragte hat das 22. BAfÖGÄndG mit initiiert und 
begleitet und sieht sich durch die Ergebnisse darin bestä- 
tigt, die Integration ausländischer Studierender über den 
Ausbau von Regelangeboten zu unterstützen. 

Dank des Engagements der Länder und maßgeblicher 
Akteure bestimmt die Verbesserung der Integrationsleis- 
tungen des deutschen Hochschulsystems die hochschul- 
politische Agenda. Stellvertretend genannt seien die Kul- 
tusministerkonferenz, das Deutsche Studentenwerk, die 
Hochschulrektorenkonferenz, der Deutsche Akademische 
Austauschdienst, der Wissenschaftsrat sowie die Ver- 
bände ausländischer Studierender. 

I . 4.1 Die Hochschulbildung der Bevölkerung 

mit Migrationshintergrund 

Betrachtet man die Bildungsbeteiligung von in Deutsch- 
land aufwachsenden ausländischen Jugendlichen und jun- 
gen Erwachsenen, so wird deutlich, dass das Bildungssys- 
tems auf jeder Stufe in Deutschland aufgewachsene 
Personen mit Migrationshintergmnd verliert. Während an 
den allgemeinbildenden Schulen jede/r Elfte (8,9 Pro- 
zent) einen ausländischen Pass hat, ist es bei den auslän- 
dischen Auszubildenden nur jede/r Vierundzwanzigste 
(4,2 Prozent) und bei den Studierenden nur noch jede/r 
Vierzigste (2,5 Prozent).223 Bildungsinländer machen 
etwa ein Viertel aller ausländischen Studierenden aus. Ihr 
Anteil unter den Ausländem, die das Studium mit einer 
Promotion abschließen, liegt hingegen unter 3 Prozent - 
bezogen auf die Gesamtheit der Promotionen in Deutsch- 
land ist das eine Ausländerquote von nur 0,4 Prozent. 

Dem Vorsitzenden des Wissenschaftsrates ist zuzustim- 
men, dass „eine Ändemng dieser prekären Verhältnisse 
nicht allein ein beträchtlicher Beitrag der Wissenschaft 
zur gesellschaftlichen Integration wäre - sie würde die 
Zahl ausländischer Staatsbürger, welche wissenschaftli- 
che Karrieren in Deutschland anstrebten, um bis zu 
25 Prozent erhöhen - und zwar ohne dass über Anwer- 
bungen aus dem Ausland auch nur nachgedacht werden 
müsste“. 224 Der Mikrozensus zeigt, dass sich die entspre- 
chenden Potenziale positiv entwickeln. Im Jahr 2008 ver- 
fügten 13,9 Prozent (2005: 12,9 Prozent) der Bevölke- 
mng ohne Migrationshintergmnd und 13 Prozent (2005: 

II, 7 Prozent) der Bevölkemng mit Migrationshintergmnd 


18. Bericht nach § 35 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes zur 
Überprüfung der Bedarfssätze, Freibeträge sowie Vomhundertsätze 
und Höchstbeträge nach § 21 Absatz 2. 

223 Ohne Bildungsausländer. 

224 Strohschneider, Peter: Internationale Mobilität in der Wissenschaft. 
Bericht des Vorsitzenden zu aktuellen Tendenzen im deutschen Wis- 
senschaftssystem, Herbstsitzung des Wissenschaftsrates in Aachen, 
11. bis 13. November 2009, S. 10., vgl.: http://www.wissenschafts- 
rat.de/download/archivWS_Bericht_Nov_2009.pdf. 
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über einen (Faeh-) Hoehsehulabsehluss. Die Differenzie- 
rung der Daten naeh Altersgruppen zeigt Versehiebungen 
zugunsten der Jüngeren. Damit lässt sieh die Gesamt- 
quote - wie noeh im 7. Lageberieht argumentiert - zuneh- 
mend weniger auf den relativ hohen Akademikeranteil in 
der Altersgruppe der 35- bis 65jährigen Migranten zu- 
rüekführen. Migrantinnen und Migranten holen bei der 
Hoehsehulbildung in der Altersgruppe der 25- bis 
34jährigen auf (2005: 14,3 Prozent, 2008: 16,3 Prozent), 
bleiben dabei allerdings gegenüber Nieht-Migranten 
(2005: 17,5 Prozent, 2008: 20,4 Prozent) ähnlieh wie bei 
der Hoehsehulzugangsbereehtigung zurüek. 

1.4.2 Ergebnisse der 19. Sozialerhebung des 
Deutschen Studentenwerks 

Das Deutsehe Studentenwerk hat im Rahmen der 19. So- 
zialerhebung225 erneut Daten zur Situation von Studieren- 
den mit Migrationshintergrund erhoben, was ein differen- 
ziertes Bild ihrer Lage ermöglieht. Basis der 
Untersuehung bildeten die so genannten Bildungsinlän- 
der/innen, also die Studierenden mit ausländiseher Staats- 
angehörigkeit, die im deutsehen Bildungssystem die 
Hoehsehulreife erworben haben. Ihr Anteil an allen Stu- 
dierenden lag im Jahr 2007/2008 bei 2,9 Prozent. Hinzu 
kamen deutsehe Studierende mit einem Migrationshinter- 
grund, die aufgrund der vorliegenden Angaben zur 
Staatsangehörigkeit, eines Weehsels der Staatsangehörig- 
keit sowie der Staatsangehörigkeit der Eltern untersehie- 
den wurden. Naeh diesen Merkmalen lag der Anteil der 
Studierenden mit Migrationshintergrund im Sommerse- 
mester 2009 an den Studierenden der deutsehen Hoeh- 
sehulen (ohne Berüeksiehtigung der Bildungsausländer) 
bei knapp 1 1 Prozent. Der weitaus größte Teil dieser Stu- 
dierenden befindet sieh im Erststudium (93 Prozent) und 
ist naeh folgenden Gruppenmerkmalen unterseheidbar: 

- Eingebürgerte Studierende, also solehe, die ihre ur- 
sprüngliehe zugunsten der deutsehen Staatsangehörig- 
keit aufgegeben haben. 

- Deutsehe Studierende mit mindestens einem Eltem- 
teil, der eine andere Staatsangehörigkeit besitzt. 

- Studierende, die neben der deutsehen noeh eine wei- 
tere Staatsangehörigkeit besitzen und 

- Bildungsinländer/innen. 

Im Folgenden wird gezeigt, welehe Untersehiede es zwi- 
sehen diesen vier Gruppen gibt und wodureh sieh diese 
Studierenden von Studierenden ohne Migrationshinter- 
grund unterseheiden. 

Staatsangehörigkeit 

Der weit überwiegende Teil der Studierenden mit Migra- 
tionshintergrund besitzt die deutsehe Staatsangehörigkeit. 


Bundesministerium für Bildung und Forschung: Die wirtschaftliche 
und soziale Lage der Studierenden in der Bundesrepublik Deutsch- 
land 2009, 19. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerkes 
durchgefiihrt durch HIS Hochschul-Informations-System, Bonn/Ber- 
lin 2010, S. 502 ff. 


Die Studierenden, die eingebürgert wurden (knapp 
4 Prozent, absolut rd. 56 000), waren vorher vor allem 
Staatsangehörige der Russisehen Föderation (22 Prozent), 
Polens (19 Prozent), der Türkei (16 Prozent) und Ka- 
saehstans (8 Prozent). Die übrigen Eingebürgerten vertei- 
len sieh auf mehr als 50 weitere Staaten. Relativ selten 
sind unter den eingebürgerten Studierenden Personen ver- 
treten, die zuvor Staatsangehörige eines afrikanisehen 
oder amerikani sehen Staates waren (3 Prozent bzw. 
1 Prozent). 

Von den deutsehen Studierenden, die dureh die andere 
Staatsangehörigkeit der Eltern zu den Studierenden mit Mi- 
grationshintergrund zählen (knapp 3 Prozent, absolut mnd 
46 000), haben relativ wenige Eltern, die beide keine deut- 
sehen Staatsangehörigen sind. Fast immer ist zumindest ein 
Eltemteil im Besitz der deutsehen Staatsangehörigkeit 
(97 Prozent). Die Väter dieser deutsehen Studierenden sind 
häufiger (aueh) ausländisehe Staatsangehörige als die 
Mütter (58 Prozent vs. 40 Prozent). Ist der Vater Auslän- 
der, so handelt es sieh vor allem um Italiener (8 Prozent), 
Österreieher (8 Prozent), Niederländer (4 Prozent) oder 
US-Amerikaner (4 Prozent). Die übrigen Väter verteilen 
sieh naeh der Staatsangehörigkeit auf mehr als 60 weitere 
Staaten. Die ausländisehen Mütter deutseher Studierender 
stammen häufig aus den Niederlanden, aus Österreieh 
oder Polen (jeweils 4 Prozent). Die übrigen Mütter stam- 
men naeh der Staatsangehörigkeit aus mehr als 40 weite- 
ren Staaten. Die zweite Staatsangehörigkeit der Studie- 
renden, die neben der deutsehen noeh eine weitere 
Staatsangehörigkeit besitzen (gut 1 Prozent, absolut rund 
17 000), ist vor allem die der USA (14 Prozent), der Rus- 
sisehen Föderation (12 Prozent), Polens (12 Prozent), Ita- 
liens (10 Prozent), Frankreiehs (7 Prozent), Österreiehs 
(7 Prozent) und der Sehweiz (6 Prozent). 

Von den Bildungsinländem (gut 3 Prozent, absolut rund 
55 000) hat der weitaus größte Teil die türkisehe Staats- 
angehörigkeit (25 Prozent). Danaeh folgen solehe mit 
russiseher Staatsangehörigkeit (jeweils rund 7 Prozent) 
sowie Polen (6 Prozent) und Ukrainer (5 Prozent). 
14 Prozent der Bildungsinländer/innen sind Staatsange- 
hörige aus rund 50 versehiedenen Staaten. 

Demographische Merkmale 

Naeh Altersgruppen fällt unter den Studierenden mit Mi- 
grationshintergrund der Anteil jüngerer Studierender (bis 
zu 25 Jahren) geringer (67 Prozent vs. 75 Prozent), der 
Anteil der älteren hingegen entspreehend höher aus 
(33 Prozent vs. 25 Prozent). Unter eingebürgerten Studie- 
renden und unter Personen mit doppelter Staatsangehö- 
rigkeit ist der Anteil der jüngsten Studierenden (bis 
21 Jahre) vergleiehsweise gering (14 Prozent bzw. 
17 Prozent). 

Der Anteil der Frauen unter den Studierenden mit Migra- 
tionshintergrund beträgt 48 Prozent und entsprieht damit 
dem Anteil der Frauen unter den Studierenden ohne Mi- 
grationshintergrund. Differenziert betraehtet ist festzu- 
stellen, dass der Frauenanteil in der Gruppe der deutsehen 
Studierenden mit zumindest einem ausländisehen Eltem- 
teil mit 52 Prozent überdurehsehnittlieh hoeh ist. ln der 
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Gruppe der Bildungsinländer/innen liegt er hingegen mit 
44 Prozent unter dem Durehsehnitt. 

Auffällig ist, dass unter den Studierenden mit Migrations- 
hintergrund der Anteil der verheirateten Studierenden 
mehr als doppelt so hoeh ist wie unter denen ohne Migra- 
tionshintergrund (9 Prozent vs. 4 Prozent). 

Soziale Herkunft 

Hinsiehtlieh der sozialen Herkunft besteht zwisehen Stu- 
dierenden mit und ohne Migrationshintergrund ein erheb- 
lieher Untersehied. Studierende mit Migrationshinter- 
grund gehören deutlieh häufiger einer sozial sehwäeheren 
Herkunftsgruppe an. Dies gilt insbesondere für die einge- 
bürgerten Studierenden und die Bildungsinländer/innen. 
Dagegen unterseheiden sieh die deutsehen Studierenden 
mit einem ausländisehen Eltemteil und die mit einer dop- 
pelten Staatsangehörigkeit deutlieh weniger von der 
sozialen Herkunft der Studierenden ohne Migrationshin- 
tergmnd. Bezogen auf die soziale Herkunft sind die Un- 
tersehiede zwisehen studierenden Migrantinnen und Mi- 
granten eher gering. 

Hochschulzugang und herufllche Vorhlldung 

Studierende mit Migrationshintergrund erreiehen im Ge- 
gensatz zu jenen ohne Migrationshintergrund den Zugang 
zur Hoehsehule weniger häufig mit einer allgemeinen 
Hoehsehulreife (77 Prozent vs. 83 Prozent). Dies betrifft 
vor allem Eingebürgerte und Bildungsinländer/innen, die 
häufiger über eine Faehhoehsehulreife oder eine faehge- 
bundene Hoehsehulreife verfügen. Allerdings gilt dies 
nieht für die deutsehen Studierenden aus einem Eltern- 
haus, in dem mindestens ein Eltemteil eine ausländisehe 
Staatsangehörigkeit besitzt. Unter diesen Studierenden 
sind am häufigsten solehe zu finden, deren Zugangsbe- 
reehtigung die allgemeine Hoehsehulreife ist. 

Relativ gering ist der Untersehied zwisehen den Studie- 
renden mit und ohne Migrationshintergrund bezogen auf 
den Anteil, der bereits vor der Aufnahme des Studiums 
eine berufliehe Ausbildung absolviert hat (22 Prozent vs. 
24 Prozent). Sowohl im Universitäts- als aueh im Faeh- 
hoehsehulbereieh fällt dieser Anteil bei den Studierenden 
mit Migrationshintergrund geringer aus (Uni: 11 Prozent 
vs. 13 Prozent, FH: 43 Prozent vs. 47 Prozent). Im Übri- 
gen sind Studierende mit Migrationshintergrund etwas 
häufiger an Faehhoehsehulen einge sehrieben als solehe 
ohne Migrationshintergrund (33 Prozent vs. 31 Prozent). 

Studierende mit Migrationshintergrund sind vor allem an 
den Hoehsehulen in den alten Ländern zu finden 
(94 Prozent), ln den neuen Ländern, an deren Hoehsehu- 
len 16 Prozent aller Studierenden ohne Migrationshinter- 
grund immatrikuliert sind, ist der Anteil der Migranten 
mit 6 Prozent deutlieh unterrepräsentiert. 

Fächerstruktur 

ln der der Wahl des Studienfaehs gibt es Untersehiede 
zwisehen Studierenden mit und ohne Migrationshinter- 
grund. Studierende mit Migrationshintergrand entsehei- 


den sieh danaeh deutlieh häufiger für einen Studiengang 
der Fäehergruppe Reehts- und Wirtsehaftswissensehaften 
(27 Prozent vs. 21 Prozent), ln den Studiengängen der üb- 
rigen Fäehergruppen sind sie dagegen jeweils leieht un- 
terrepräsentiert. 

Werden die Teilgrappen der Studierenden mit Migrations- 
hintergmnd betraehtet, sind bezüglieh der Fäeh erwähl be- 
merkenswerte Untersehiede festzustellen. Vor allem Bil- 
dungsinländer/innen und Eingebürgerte haben sieh für 
einen Studiengang der Fäehergrappe Reehts- und Wirt- 
sehaftswissensehaften entsehieden (23 Prozent bzw. 30 Pro- 
zent). Aueh Ingenieurwissensehaften werden von den 
Studierenden dieser beiden Teilgrappen häufiger studiert. 
Deutsehe Studierende mit einem ausländisehen Eltemteil 
sowie diejenigen mit einer zweiten Staatsangehörigkeit 
sind häufiger in den Spraeh- und Kulturwissensehaften, 
den Naturwissensehaften und den Fäehem Sozialwissen- 
sehaften, Pädagogik und Psyehologie vertreten. 

Studierende mit und ohne Migrationshintergrand unter- 
seheiden sieh aueh naeh den Absehlüssen, die mit dem 
Studium angestrebt werden, nur geringfügig. Sfudierende 
mif einem Migrafionshinfergrand sfreben efwas häufiger 
den Baehelor an (48 Prozenf vs. 44 Prozenf), efwas weni- 
ger häufig hingegen das Diplom an einer Universifäf 
(18 Prozenf vs. 20 Prozenf) oder ein Sfaafsexamen 
(18 Prozenf vs. 20 Prozenf). 

Ein deutlieher Untersehied ist bezüglieh der Quote der 
Studierenden festzustellen, die ihr Studium zwisehenzeit- 
lieh unterbroehen haben. Eine Unterbreehung des Stu- 
diums wurde von 14 Prozent der Studierenden mit und 
1 0 Prozent der Studierenden ohne Migrationshintergrund 
angegeben. Bei Migrantinnen und Migranten resultiert 
eine Unterbreehung deutlieh häufiger aus finanziellen 
Problemen (31 Prozent vs. 17 Prozent). 

Finanzielle Sitnation 

Die finanzielle Situation der Studierenden mit Migra- 
tionshintergrund spiegelt exakt deren soziale Herkunft 
wider. Die Selbstfinanzierungsquote des Studiums dureh 
eigenen Verdienst fällt deutlieh höher aus als bei den Stu- 
dierenden ohne Migrationshintergrund, ein deutlieh ge- 
ringerer Teil wird finanziell dureh die Eltern unterstützt 
(76 Prozent vs. 88 Prozent). Diese Unterstützung fällt 
aueh deutlieh geringer aus (387 Euro vs. 450 Euro). Für 
Studierende mit Migrationshintergrund liegt der Beitrag 
der Eltern zu den monatliehen Einnahmen bei 35 Prozent, 
während Studierenden ohne Migrationshintergrund fast 
die Hälfte ihrer Einnahmen (49 Prozent) von den Eltern 
zur Verfügung gesfellt wird. Demzufolge besfreifen Stu- 
dierende mit Migrationshintergrund im Vergleieh zu je- 
nen ohne Migrationshintergrand einen wesentlieh höhe- 
ren Anteil ihrer Einnahmen dureh die BAfÖG-Förderang 
(23 Prozent vs. 14 Prozent) und dureh eigenen Verdienst 
(3 1 Prozent vs. 25 Prozent). Eingebürgerte Studierende 
sind am deutliehsten auf die BAfÖG-Förderang angewie- 
sen. Mit 49 Prozent ist die BAfÖG-Quote in dieser 
Gruppe beträehtlieh höher als in den übrigen Migranten- 
grappen. Vor dem Hintergrund dieser finanziellen Situa- 
tion erseheint die oben angeführte häufigere Studien- 
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Unterbrechung von Migranten aufgrund finanzieller 
Probleme plausibel. 

Erwerbstätigkeit 

Während des Sommersemesters 2009 ging der weitaus 
größte Teil der Studierenden mit Migrationshintergrund 
neben dem Studium - zumindest zeitweise - einer Tätig- 
keit nach. Mit 68 Prozent lag die Erwerbstätigenquote der 
„Migranten“ um drei Prozentpunkte höher als jene der 
Studierenden ohne Migrationshintergrund. Zwischen den 
Migrantengruppen bestanden dabei keine gravierenden 
Unterschiede. 

Wohnformen 

Im Wesentlichen unterscheiden sich die Studierenden mit 
und ohne Migrationshintergrund bei den von ihnen ge- 
nutzten Wohnformen dadurch, dass Migrantinnen und 
Migranten häufiger im Elternhaus wohnen und seltener in 
einer Wohngemeinschaft. Bei den Bildungsinländer/innen 
fällt dieser Unterschied weitaus deutlicher aus; 38 Pro- 
zent wohnen im Elternhaus und 14 Prozent in einer 
Wohngemeinschaft. Bildungsinländer/innen wohnen au- 
ßerdem häufiger als die übrigen Migrantinnen und Mi- 
granten in einem Wohnheim (15 Prozent). 

Die Beauftragte weist mit Nachdruck daraufhin, dass für 
studierende Bildungsinländer/innen eine Verbesserung ih- 
rer materiellen Situation erforderlich ist. Sie begrüßt 
daher das eingeleitete Gesetzgebungsverfahren zum 
23. BAfÖG-Änderungsgesetz und den Gesetzentwurf zur 
Schaffung eines nationalen Stipendienprogramms,^^^ in 
dem unter den Auswahlkriterien in § 3 eine Berücksichti- 
gung des Migrationshintergrundes vorgesehen ist. 

1 .4.3 Bildungsausländer/innen an deutschen 
Hochschulen 

Das erklärte Ziel der Bundesregierung ist es, die Attrakti- 
vität der deutschen Hochschulen und den internationalen 
Austausch von Studierenden zu erhöhen. Weltweit verla- 
gert sich der Startpunkt für den „Weffbewerb um die bes- 
ten Köpfe“ in die Studienphase, ln Bezug auf die Positio- 
nierung Deutschlands in diesem Wettbewerb hat der 
Vorsitzende des Wissenschaftsrates im Jahr 2009 ausge- 
führt: 

- Der Anteil der ausländischen Studierenden liegt in 
Deutschland bei etwa 12 Prozent. Das ist deutlich we- 
niger als in Australien (22,5 Prozent), wo man eine re- 
gelrechte Vermarktungsoffensive für das Wirtschaffs- 
gut „tertiäre Bildung“ vor allem in Südostasien 
gestartet hat. Er bleibt aber auch hinter Großbritannien 
(19,5 Prozent) oder der Schweiz (19,3 Prozent) zu- 
rück. Der deutsche Wert liegt hingegen über dem der 
Niederlande (6,4 Prozent) und weit über dem der USA 
(3,4 Prozent). 


Bundestagsdrucksache 17/1552: Entwurf eines Gesetzes zur Schaf- 
fung eines nationalen Stipendienprogramms (Stipendienprogramm- 
Gesetz-StipG) vom 4. Mai 2010. 


- Die Bundesrepublik gehört im quantitativ dominieren- 
den Bereich, bei den Studierenden, zu den Nettoge- 
winnem - es kommen viel mehr ausländische Studie- 
rende nach Deutschland als Deutsche im Ausland 
studieren.227 

Unter den ausländischen Studierenden an deutschen 
Hochschulen bilden die über 180 000 Bildungsausländer/ 
innen die mit Abstand größte Gruppe. 

Im Wintersemester 2008/09 begannen fast 43 000 Bil- 
dungsausländer ein Studium, im Jahr 2008 schlossen fast 
26 000 ausländische Studierende das Studium ab, darun- 
ter über 10 000 Personen in den Fachrichtungen Mathe- 
matik, Natur- und Ingenieurwissenschaflen. Über 
2 700 dieser Absolventinnen und Absolventen verfügten 
über eine Aufenthaltserlaubnis, die ihnen eine Arbeits- 
platzsuche nach dem Studienabschluss ermöglichte. 

Eine Gesamtdarstellung weiterer Strukturdaten nach 
Staatsangehörigkeit und aufenthaltsrechtlichem Status 
findet sich im Migrationsbericht der Bundesregierung, 
auf den verwiesen wird.^^s 

Im Rahmen der periodischen Sozialerhebungen des Deut- 
schen Studentenwerks werden regelmäßig studierende 
Bildungsausländer/innen in Bezug auf ihre Aufenthalts- 
und Studienerfahrungen und -Schwierigkeiten sowie zu 
den angebotenen und von ihnen angenommenen Unter- 
stützungsangeboten befragt, ln Bezug auf Problemlagen 
weisen folgende Befunde auf einen verstärkten Integra- 
tionsbedarf hin: 40 Prozent der Studierenden gaben 
Orientierungsschwierigkeiten im Studiensystem an, 
38 Prozent hatten Finanzierungsprobleme, 39 Prozent 
wiesen auf Schwierigkeiten beim Kontakt mit deutschen 
Studierenden hin, 34 Prozent bei Kontakten mit der deut- 
schen Bevölkerung. 

ln Bezug auf genutzte Unterstützungsangebote wiesen je- 
weils über 50 Prozent der Studierenden auf Welcome- 
Veranstaltungen, Deutschkurse, Studienberatungen und 
studienbegleitende Tutorien hin, die von den Hochschu- 
len und vor allem den Studentenwerken vor Ort angebo- 
ten werden.229 

Die Hochschulrektorenkonferenz hat auf diese Problem- 
lagen reagiert und in ihrer Mitgliederversammlung im 
November 2009 einen „Nationalen Kodex für das Stu- 
dium von Ausländem an Deutschen Hochschulen“ verab- 
schiedet, der ausländischen Studierenden einheitliche 
Standards in Bezug auf folgende Leistungen bzw. Verfah- 
rensweisen an den Hochschulen zusichert: 

I. Information, Beratung und Werbung 

II. Zulassung und Einstufung 


227 Vgl. Strohschneider, Peter (2009), S. 3 und 7, Fußnote 4. 

77* Bundesministerium des Innern: Migrationsbericht 2008, Berlin 2010. 

777 Bundesministerium für Bildung und Forschung) FIrsg.); Intemationa- 
lisierung des Studiums. Ergebnisse der 18. Sozialerhebung des Deut- 
schen Studentenwerkes durchgeführt durch HIS Flochschul-Informa- 
tions-System, Bonn 2008, S. 44^6. 
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III. Fachliche, sprachliche und soziale Betreuung für in- 
ternationalen Studierende, 

IV. Leistungen für internationale Studierende zum und 
nach Abschuss des Studiums und 

V. Umgang mit Beschwerden. 

Die Beauftragte erachtet den Ausbau von Unterstützungs- 
angeboten - beispielsweise Mentoren- und Lotsenpro- 
gramme für ausländische Studierende^^** - sowie die Im- 
plementierung dieses Kodexes in den Hochschulen als 
wichtigen Beitrag zur Umsetzung der Selbstverpflichtun- 
gen der Arbeitsgruppe Wissenschaft im Nationalen Inte- 
grationsplan. Sie regt darüber hinaus regelmäßige Ge- 
sprächsangebote der Ressorts der Bundesregierung mit 
ausländischen Studierendenverbänden an und erklärt sich 
bereit, hierfür die Koordinierung zu übernehmen. 

Die Beauftragfe weisf ferner darauf hin, dass die Ent- 
scheidung der Bundesregierung zur Öffnung des Arbeits- 
marktes für ausländische Akademiker/innen dazu beige- 
tragen hat, dass vor allem Bildungsausländer ihren 
Integrationsvorteil aufgrund eines erfolgreiche Studiums 
in Deutschland verstärkt nutzen und einen Arbeitsmarkt- 
zugang anstreben. Zum 31. Dezember 2008 waren 
2 727 Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis registriert 
(31. Dezember 2007: 2 119), die ihnen die Arbeitsplatz- 
suche nach dem Abschluss ihres Studium in Deutschland 
ermöglichte. Gut die Hälfte davon waren Frauen 
(50,1 Prozent). 

993 Aufenthaltserlaubnisse nach § 16 Absatz 4 AufenthG 
wurden an chinesische Staatsangehörige erteilt, 150 an 
russische und jeweils 124 an indische bzw. türkische Ab- 
solventen. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit 
wurden im Jahr 2008 insgesamt 5 935 Zustimmungen zu 
einem Aufenthaltstitel zur Ausübung einer Beschäftigung 
an Hochschulabsolventen nach § 16 Absatz 4 AufenthG 
für einen angemessenen Arbeitsplafz (§ 27 Nummer 3 
Besch V) erfeilt. Dies isf eine Sfeigerung um 34 Prozent 
im Vergleich zum Vorjahr (2007: 4 421 Zustimmun- 
gen).23i Dem gegenüber besaßen Ende 2008 in Deutsch- 
land 1 370 Ausländer/innen (darunter 278 Frauen) eine 
Niederlassungserlaubnis als Hochqualifizierte nach § 19 
AufenthG (Ende 2007: 1 302), davon waren 157 Hoch- 
qualifizierte im Jahr 2008 eingereist (2007: 151).^^^ 

Angesichts der erfolgreich in den Arbeitsmarkt eingeglie- 
derten steigenden Zahl ausländischer Studienabsolventen/ 
innen regt die Beauftragte eine weitere Optimierung der 
Rahmenbedingungen für den qualifikafionsgerechten Ar- 
beitsmarktzugang an. 

2. Arbeitsmarkt 

„Eine deutliche Verbesserung der Arbeitsmarktintegra- 
tion von Menschen mit Migrationshintergrund ist sowohl 


Zum Beispiel das Mentorenprogramm der Leibniz-Universität Han- 
nover. 

Bundesministerium des Innern: Migrationsbericht 2008, Berlin 2010, 
S. 70. 

232 Ebd, S. 100. 


aus sozial- und gesellschaftspolitischen als auch aus 
volkswirtschaftlichen Gründen dringend geboten“233 - so 
die unverändert gültige Diagnose des Nationalen Integra- 
tionsplans zur Beschäftigungssituation von Migrantinnen 
und Migranten. Gerade angesichts der demografischen 
Entwicklung und des Rückgangs des Arbeitskräfteange- 
bots in Deutschland muss es ein zentrales Anliegen von 
Politik und Wirtschaft sein, die Erwerbsbeteiligung der 
Bevölkerung mit Migrationshintergrund gezielt zu erhö- 
hen und insbesondere zur Verbesserung der Qualifika- 
tionsstruktur des Erwerbspersonenpotenzials mit Migra- 
tionshintergrund beizutragen. Vor diesem Hintergrund 
wurde im Rahmen der europäischen Beschäftigungsstra- 
tegie bei der Umsetzung des Bundesprogramms zum 
Europäischen Sozialfonds für die Förderperiode 2007 bis 
2013 „ein besonderes Augenmerk auf migrationspoliti- 
sche Aspekte“ gerichtet, um „den Nationalen Integra- 
tionsplan durch eine Reihe zusätzlicher Maßnahmen be- 
sonders zu unterstützen“. 234 

Obwohl Deutschland sein im internationalen Vergleich 
langjähriges Beschäftigungsdefizit durch das kräftige Ar- 
beitsplatzwachstum im letzten Aufschwung überwinden 
konnte, hat sich die Beschäftigungssituation von Men- 
schen mit Migrationshintergrund nicht wesentlich verbes- 
sert.235 Zwar stieg die Erwerbstätigkeit im Zuge des Auf- 
schwungs bis 2008 an, aber die Erwerbsbeteiligung von 
Menschen mit Migrationshintergrund bleibt immer noch 
deutlich hinter jener der Bevölkerung ohne Migrations- 
hintergrund zurück. Der Abstand hat sich sogar noch ver- 
größert.236 Die Arbeitslosenquote von Ausländerinnen 
und Ausländem ist -nach einem historischen Höchst- 
stand im Jahr 2005 - im Zuge der Konjunkturentwick- 
lung zwar gesunken, liegt aber weiterhin fast doppelt so 
hoch wie die der deutschen Bevölkemng. Erwerbstätige 
mit Migrationshintergrand und insbesondere Beschäftigte 
ausländischer Staatsangehörigkeit sind vom Stmkturwan- 
del der Wirtschaft immer noch in besonderem Maße be- 
troffen und stärker als deutsche Beschäftigte den Schwan- 
kungen der Konjunktur ausgesetzt. Im Vergleich zum 
letzten Konjunkturhoch stellte sich die Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungssituation für ausländische Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer am konjunkturellen Wende- 
punkt im Herbst 2008 sogar schwieriger dar als damals. 
Die Krise wird Migrantinnen und Migranten erneut härter 
treffen und sie werden auch wieder schneller entlassen 


233 Nationaler Integrationsplan: Neue Wege - neue Chancen, Berlin 
2007, S. 78. 

234 Ebd., S. 18 und 80. 

235 Thode, Eric et alt., Benchmarking Deutschland 2010, Bertelsmann- 
Stiftung, Gütersloh. 

Das britische Nachrichtenmagazin „The Economist“ beschrieb in ei- 
ner Deutschlandstudie für das Jahr 2010, dass mit dem deutschen 
Wirtschaftsmodell die Krise bislang vergleichbar erfolgreich bewäl- 
tigt worden sei, um zugleich festzustellen, wie sehr Deutschland im- 
mer noch Potenziale vergeude und wie wenig Deutschland das 
Potenzial von Migranten nutze. Nach: Kaiser, Tobias: „Briten stau- 
nen über deutsches Wirtschaftswunder“, Welt am Sonntag vom 
7. März 2010. 

236 Ygi auch: Integration in Deutschland, Erster Integrationsindikato- 
renbericht, erstellt für die Beauftragte der Bundesregierung für Mi- 
gration, Flüchtlinge und Integration, Berlin 2009, S. 56. 
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werden.237 Dies ist im Übrigen eine nicht nur für 
Deutschland zutreffende Feststellung.^^« 

Ein wesentlicher Grund für die schlechtere Arbeitsmarkt- 
partizipation von Migrantinnen und Migranten bleiben 
deren fehlende oder unzureichende bzw. unzureichend 
genutzten beruflichen Abschlüsse und Qualifikationen. 
Der Nationale Integrationsplan setzte entsprechend einen 
Schwerpunkt bei Vorschlägen und Maßnahmen zur Ver- 
besserung der formalen beruflichen Qualifikationen und 
zur beruflichen Weiterbildung von Migrantinnen und Mi- 
granten. Er plädierte in diesem Zusammenhang einerseits 
auch für eine stärkere Anerkennung der Potenziale und 
informellen Kenntnisse und Fertigkeiten von Menschen 
mit Migrationshintergrund. Andererseits forderte er Ver- 
besserungen und Maßnahmen in Bezug auf Anerkennung 
von ausländischen Bildungsnachweisen und ausländi- 
schen Abschlüssen. Beides werden auch weiterhin zen- 
trale Politikfelder bleiben. Im Zuständigkeitsbereich des 
Bundes werden gesetzliche Regelungen zum Bereich der 
Anerkennung auf der Grundlage des Koalitionsvertrages 
und der vom Kabinett im Dezember 2009 verabschiede- 
ten Eckpunkte derzeit ausgearbeitet. 

Nicht nur die Wirtschaft ist im Zusammenhang von Glo- 
balisierung und gesellschaftlicher Pluralisierung immer 
stärker auf differenzierte sprachliche und interkulturelle 
Kenntnisse von Beschäftigten angewiesen. Auch der 
Öffentliche Dienst, der mit seinen Angeboten einer zu- 
nehmend differenzierten Nachfrage nach öffentlichen 
Dienstleistungen Rechnung tragen muss, benötigt Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeiter mit diesen beruflichen 
Kenntnissen. Vor diesem Hintergrund haben sich die 
Bundesregierung und die Länder im Nationalen Integra- 
tionsplan verpflichtet, ihre Einstellungspraxis zu überprü- 
fen und eine auf mehr Vielfalt zielende Personalrekrutie- 
rung zu betreiben.239 Dieses Ziel ist im Koalitionsvertrag 
für den Bund nochmals bekräftigt worden.^"**) 

ln der Wirtschaft werden Diversity-Strategien seit Ende 
der 1990er Jahre immer mehr zum Qualitätsmerkmal von 
Untemehmenskonzepten. Im Zuge der wachsenden Inter- 
nationalisierung von Arbeits- und Absatzmärkten sind es 
insbesondere international tätige Großunternehmen, die 
in betriebswirtschaftlichem Interesse Zielsetzung und 
Leitlinien des Diversity-Managements adaptieren und da- 
mit gleichzeitig auch eine Vorreiterrolle bei der Herstel- 
lung innerbetrieblicher Chancengleichheit einnehmen. 
Einige dieser Unternehmen^"*! hatten - wie im vorange- 
gangenen Lagebericht bereits beschrieben - Ende 2006 
die Initiative „Charta der Vielfalt“ ins Leben gerufen, die 
von der Bundesregierung unterstützt wird. Auf der EU- 
Ebene wird Diversity-Strategien sowohl im Zusammen- 
hang der Sozial- und Beschäftigungspolitik als auch im 


Grosche, Jürgen: „Krise trifft Migranten härter“, Clavis 2/2009, 
S.10-11. 

International Labour Organization (ILO): Tackling the Global Jobs? 
Job Crisis, Genf 2009, S. 20. 

Nationaler Integrationsplan, S. 17 bzw. 28. 

240 Wachstum. Bildung. Zusammenhalt. Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und FDP. 17. Legislaturperiode, Berlin 2009, S. 77. 
Deutsche Bank, Deutsche BP, Daimler und Deutsche Telekom. 


Kontext der Chancengleichheitspolitik ein hoher Stellen- 
wert beigemessen. Hierzu bekennt sich auch der im letz- 
ten Jahr geschlossene Koalitionsvertrag der Regierungs- 
parteien.242 Vor diesem Hintergrund und anknüpfend an 
die „Charta der Vielfalt“ führte die Beauftragte in 2007 
und 2008 mit Mitteln des Europäischen Sozialfonds eine 
Kampagne „Vielfalt als Chance“ durch, die auf die 
bessere Berücksichtigung von Menschen mit Migrations- 
hintergrund in der betrieblichen und öffentlichen Einstel- 
lungs- und Personalpolitik zielte. Auch in den Folgejah- 
ren wurde die „Charta der Vielfalt“ durch die Beauftragte 
unterstützt und koordiniert. Die Charta hat bereits eine 
sehr erfolgreiche Geschichte geschrieben: Sie wurde 
schon von über 800 Unternehmen und Verwaltungen un- 
terzeichnet, in denen rund 4,6 Mio. Menschen beschäftigt 
sind. Die Charta erreicht damit inzwischen jeden sechsten 
Beschäftigten in Deutschland. 

Die Datenlage zur Arbeitsmarktsituation von Migrantinnen 
und Migranten hat sich im Berichtszeitraum verbessert. 
Mit dem Mikrozensus 2005 stellte das Statistische Bundes- 
amt erstmals Strukturdaten zu Erwerbspersonen mit und 
ohne Migrationshintergrund zur Verfügung. Diese waren 
u. a. gegliedert nach beruflicher Bildung, sektoraler und 
beruflicher Verteilung, Einkommen, Arbeitszeit und Art 
des Migrationshintergrundes. Diese Daten wurden erstmals 
im vorangegangenen Lagebericht aufbereitet und analy- 
siert. ^43 Die Auswertung der folgenden Mikrozensusdaten 
der Jahre 2006, 2007 und 2008 erlaubt nunmehr auch Zeit- 
reihenanalysen und Jahresvergleiche. Mit diesen Daten 
entstand nicht nur ein neuer Referenzrahmen für die ein- 
schlägige Forschung, sondern auch für die infegrationspoli- 
tischen Zielbestimmungen zur Arbeitsmarktintegration. 
Dies fand bereits im „Ersten Integrationsindikatorenbericht 
2009“ Ausdruck und Niederschlag.244 

Das statistische Merkmal „nichtdeutsche Staatsangehö- 
rigkeit“ in der arbeitsmarktbezogenen Fachstatistik und - 
forschung wird zunehmend von Konzepten abgelöst, mit 
denen der Migrationshintergrund erfasst werden soll. Da- 
mit verbessern sich die Berichtsgrundlagen im Bereich 
des Arbeitsmarktes tendenziell weiter. IJingewiesen sei 
hier u. a. auf die Haushaltsbefragung des Instituts für Ar- 
beifsmarkt- und Berufsforschung (lAB), die wichtige Er- 
gebnisse zur wirtschaftlichen und sozialen Lage und zur 
Qualifikationsstruktur von Personen mit Migrationshin- 
tergrund liefert.245 Der Ende 2009 im Auftrag des Bun- 
desministeriums für Arbeit und Soziales vorgelegte Un- 
tersuchungsbericht „Wirkungen des SGB ff auf Personen 
mit Migrationshintergrund“246 gibt wichtige Anhalts- 
punkte u. a. zur strategischen Ausrichtung, zur Förderpra- 
xis und zu den von den Grundsicherungsstellen bislang 
erzielten Integrationswirkungen. Die Bundesagentur für 
Arbeit hat sich im Rahmen des Nationalen Integrations- 
plans verpflichtet, künftig Eingliederungsbilanzen vorzu- 
legen, die eine differenziertere Analyse der Beteiligung 


342 Koalitionsvertrag, S. 77. 

343 Vgl. 7. Lagebericht, a. a. O. 

344 Vgl. Erster Integrationsindikatorenbericht a. a. O., S. 56ff. 

345 Diese Ergebnisse werden fortlaufend, u. a. in den Kurzberichten des 
lAB, veröffentlicht. 

346 Wirkungen des SGB II auf Personen mit Migrationshintergrund, 
Duisburg 2009. 
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von Migrantinnen und Migranten an arbeitsmarktpoliti- 
schen Maßnahmen sowie der Maßnahmeerfolge ermögli- 
chen.247 Im Dezember 2008 wurde die gesetzliche Grund- 
lage dafür geschaffen, dass die Bundesagentur einen 
Migrationshintergrund der bei ihr arbeitslos oder arbeit- 
suchend gemeldeten Personen für den Ausweis in ihren 
Geschäftsstatistiken erfragen karm.^^s 

Nicht nur die Datenlage hat sich verbessert, auch das 
wissenschaftliche Literaturaufkommen zur Migration im 
Allgemeinen und ihren Arbeitsmarktaspekten im Be- 
sonderen hat sich in den letzten 10 Jahren mehr als 
verdoppelt. 249 Eine Recherche, die das lAB für die Inte- 
grationsbeauftragte in einschlägigen wirtschafts- und so- 
zialwissenschaftlichen Datenbanken durchgeführt hat, 
zeigt für den deutschsprachigen Raum nach 2006 einen 
regelrechten Schub. Noch deutlicher ist das Wachstum 
bei dokumentierten Forschungsvorhaben, also künftigen 
Ergebnissen. 

2.1 Entwicklung des Erwerbspersonen- 
potenzials 

Angesichts der demografischen Entwicklung in Deutsch- 
land ist der Rückgang des Arbeitskräfteangebots vorge- 
zeichnet. Gerade bei der Bevölkerung ohne Migrations- 
hintergrund führen die Alterung, das Ausscheiden 
geburtenstarker Jahrgänge aus dem Erwerbsleben und 
vergleichsweise kleinere jüngere Jahrgänge, die ins Er- 
werbsleben eintreten zu einem bedeutenden Wandel, der 
bereits eingesetzt hat und sich in den nächsten Jahrzehn- 
ten noch verstärken wird. Das Erwerbspersonenpoten- 
ziapso und das Arbeitskräfteangebot nehmen bereits seit 
fünf Jahren ab (vgl. Tabelle 20). Gegenüber 2005 ist das 
Erwerbspersonenpotenzial bereits um 0,35 Millionen auf 


247 Nationaler Integrationsplan, S. 81. 

248 Gesetz zur Einführung Unterstützter Beschäftigung, BGBl.l S. 2959. 
Die für die Umsetzung erforderliche Rechtsverordnung steht noch 
aus. 

249 Vgl. Schimany, Peter/Schock, Hermann: Migrationsforschung im 
Spiegel von Datenbanken, soFid Migration und ethnische Minderhei- 
ten 2009/1. 


etwas über 44 Millionen Personen gesunken.^^' Den Zu- 
sammenhängen zwischen der Bevölkerungsentwicklung, 
der sich verändernden Altersstruktur, der gruppenspezifi- 
schen Erwerbsbeteiligung, der Entwicklung des ausländi- 
schen Erwerbspersonenpotenzials und den Wanderungs- 
effekten kommt damit wachsende Bedeutung zu. 

Entgegen früherer Annahmen zur Entwicklung des Er- 
werbspersonenpotenzials,252 die u. a. von einer anhalten- 
den Nettozuwanderung von rund 200 000 Ausländerin- 
nen und Ausländem jährlich ausgingen, fällt dieser 
kompensatorische Effekt tatsächlich sehr viel geringer 
aus. Dieser Erwartungswert wurde in den letzten Jahren 
regelmäßig und deutlich unterschritten. Er lag im Jahr 
2007 gerade bei der Hälfte der Annahme (99 000) und im 
Jahr 2008 bei nur mehr knapp 1 1 000 Personen. Auch der 
in der Vergangenheit stets positive Wanderungssaldo von 
Deutschen ist seit längerem stark rückläufig und seit dem 
Jahr 2005 sogar negativ. 2008 wanderten 66 000 Deut- 
sche mehr aus als ein. Daraus ergibt sich für 2008 ersf- 
mals seit 1984 wieder ein Gesamtwanderungsverlust 
(56 000), nachdem es im Jahr 2007 noch ein kleines Plus 
gab. 252 Anhaltspunkte für eine grundlegende und nachhal- 
tige Umkehr dieser Trends gibt es bisher nicht. Weder die 
Neuregelungen des Zuwanderangsrechts,254 noch die Ost- 
erweiterung der Europäischen Union,255 noch die Erleich- 
terungen des Arbeitsmarktzugangs für Hochqualifizierte 
haben im Berichtszeitraum nachhaltige quantitative oder 
qualitative Auswirkungen auf dem Arbeitsmarkt entfalten 
können, auch wenn der Migrationsbericht des Bundesam- 


250 Das Erwerbspersonenpotenzial ist ein Messkonzept für das Arbeits- 
kräfteangebot. Es umfasst einerseits die sog. realisierte Erwerbstätig- 
keit (Selbstständige und mithelfende Familienangehörige sowie ab- 
hängig Erwerbstätige, d.h. sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, 
Beamte und geringfügig Beschäftigte) und andererseits das nicht rea- 
lisierte Arbeitskräfteangebot (registrierte Arbeitslose und die sog. 
Stille Reserve). Vgl. Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
und Erwerbstätigkeit, Entwicklung und Struktur 2000 bis 2007, Bun- 
desagentur für Arbeit, Nürnberg 2007. 

251 Die Krise wird deutliche Spuren hinterlassen, lAB-Kurzbericht 
20/2009, Nürnberg 2009. 

252 Besserung langfristig möglich, lAB-Kurzbericht Nr. 24/2005, Nürn- 
berg 2005. 


Tabelle 20 


Entwicklung des Erwerbspersonenpotenzials (2000, 2005, 2009 und 2010) 
Jahresdurchschnitte in Millionen 


Jahr 

2000 

2005 

2009 

2010 

ErwerbspersonenpotenziaF 

44,18 

44,54 

44,302 

44 , 192,3 

Erwerbstätigkeit 

39,14 

38,83 

40,262 

40,042.3 

Sozialversicherungspflichtige Beschäftigte 

27,88 

26,24 

27,502 

27 , 242.3 

Registrierte Arbeitslose 

3,89 

4,86 

3,422 

3 , 542.3 

Stille Reserve 

1,53 

1,42 

1,102 

1,062.3 


1 Arbeitslose mit Nebenjob (weniger als 15 Stunden in der Woche) sind im Erwerbspersonenpotenzial nur einmal berücksichtigt, werden aber zum 
Teil sowohl bei den Erwerbstätigen als auch bei den Arbeitslosen gezählt (vgl. lAB-Kurzbericht). 

2 geschätzter Jahresdurchschnitt 
^ mittlerer Prognosewert 
Quelle: lAB-Kurzbericht 3/2010 
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tes für Migration und Flüchtlinge (BAMF) in einigen 
Qualifikationsfeldem überschaubare Zunahmen be- 
schreibt.256 ln Deutschland ist die Wohnbevölkerung aus 
mittel- und osteuropäischen Beitrittsländem seit 2004 nur 
geringfügig gewachsen, während insbesondere Großbri- 
fannien, Irland und Schweden von der Migration aus die- 
sen Staaten deutlich profitieren konnten.^^? 

Unabhängig von den aktuellen Entwicklungen des Netto- 
zugangs ist sich die Fachöffentlichkeit allerdings auch ei- 
nig, dass Zuwanderung die langfristigen demografischen 
Entwicklungen nicht aufhalten, sondern allenfalls ver- 
langsamen kann. Eine vollständige Kompensation durch 
Zuwanderung würde eine jährliche Nettozuwanderung in 
Höhe etwa einer halben Mio. Personen erfordern, vor al- 
lem von solchen Fachkräften, die auch in anderen Län- 
dern gefragt sind.^^s Dies entspräche pro Jahr einem Net- 
toneuzugang in etwa der Einwohnerzahl von Großstädten 
wie Nürnberg oder Duisburg. Dies würde auch immense 
integrationspolitische Herausforderungen bedeuten. Net- 
tozuwanderungen dieser Größenordnung gab es in der 
jüngeren Vergangenheit in Deutschland nur in wenigen 
Ausnahmejahren. Diese Zuwanderung war aber überwie- 
gend nicht durch eine gezielte Arbeitsmarkt- und Anwer- 
bepolitik gesteuert. Ihr lagen andere politische Ursachen 
zugrunde (z. B. Aufnahme von Kriegsflüchtlingen und 
Asylbewerbern, Spätaussiedler). Realistische Szenarien 
für zukünftige Zuwanderung dürften sich also auf einem 
deutlich niedrigeren Niveau bewegen, ln welchem Maße 
es gelingt, im „Wettbewerb um die besten Köpfe“ Anteil 
zu haben, wird wesentlich davon abhängen, wie sich 
Deutschland im Vergleich mit anderen Ländern, die zum 
Teil ähnliche demografische Grundmuster aufweisen, 
profilieren und positionieren kann. Angesichts der stei- 
genden Nachfrage nach Fachkräften hat die Bundesregie- 
rung mit dem Arbeitsmigrationssteuerungsgesetz, das den 
Arbeitsmarktzugang für ausländische Hochschulabsol- 
venten erleichtert, einen weiteren Schritt getan.^^^ 

Während das Erwerbspersonenpotenzial bzw. die Ange- 
botsseite durch Zuwanderung derzeit nicht gestützt wird. 


253 Migrationsbericht des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge im 
Auftrag der Bundesregierung 2008. Der Sachverständigenrat deutscher 
Stiftungen für Integration und Migration geht aufgrund des individuel- 
len (Nicht-)Meldeverhaltens sogar davon aus, dass eine deutliche Un- 
tererfassung vorliegt, also die tatsächlichen Wanderungsverluste we- 
sentlich höher sind (SVR: Potenziale und Personalpolitik in der 
, Firma’ Deutschland); damit müssen auch die volkswirtschaftlichen 
Verluste durch Abwanderung qualifizierter Fachkräfte höher veran- 
schlagt werden (IFO-Institut, Teuerer Brain Drain, München 2009). 

Da das am 1. Januar 2005 in Kraft getretene Zuwanderungsgesetz die 
vorher bestehenden restriktiven Regelungen zum Arbeitskräftezu- 
gang von außen weitgehend fortschreibt, hat es praktisch keine Aus- 
wirkungen auf die Potenzialentwicklung. 

255 Ygi 2 ur Wirkung der Aussetzung der Arbeitnehmerfreizügigkeit 
durch die deutschen Übergangsregelungen beim Beitritt der zehn 
neuen Mitgliedstaaten z. B. Brücker, Herbert: EU-Osterweiterung. 
Übergangsfristen führen zur Umlenkung der Migration nach Groß- 
britannien und Irland. In: DIW Wochenbericht 22/2005. 

256 Migrationsbericht 2008, a. a. O. 

Positive Effekte durch Arbeitsmigration, lAB-Kurzbericht 9/2009, 
Nürnberg 2009. 

Fuchs, Johann: Demografische Effekte auf das künftige Arbeitsange- 
bot. In: Schmollers Jahrbuch, Heft 4/2009, S. 591. 

259 Ygi Kapitel III 3 des vorliegenden Berichts. 


hatte sich der Arbeitskräftebedarf in Deutschland bis in 
den Herbst 2008 hinein unerwartet dynamisch entwickelt. 
So unterschritt die Arbeitslosigkeit im Herbst 2008 kurz- 
zeitig die Grenze von drei Mio. Personen. Die Arbeitslo- 
sigkeit von Ausländerinnen und Ausländem fiel zeitweise 
unter die Marke von 500 000. Anders als in vorangegan- 
genen Konjunkturzyklen wurde der Abbau der Unterbe- 
schäftigung in dieser Aufschwungphase sehr viel unmit- 
telbarer direkt aus Arbeitslosigkeit gespeist.^“ Dennoch 
schufen diese Entwicklungen weder eine verbesserte 
Ausgangstage bei der Höhe der Arbeitslosigkeit noch bei 
der Beschäftigung für die ausländische Arbeitnehmer- 
schaft verglichen mit dem Ende des vorangegangenen 
Abschwungs - im Gegenteil. Im abgelaufenen Jahr stieg 
die Arbeitslosigkeit durch die starke Inanspmchnahme 
von Kurzarbeitergeld zwar insgesamt unerwartet verhal- 
ten. Dennoch nahm die Arbeitslosigkeit bei ausländi- 
schen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Jahr 
2009 bereits wieder stärker zu als bei deutschen.^si Es 
wird zu beobachten sein, ob diese Entwicklung bei einer 
Zunahme der Arbeitslosigkeit, die für das Jahr 2010 er- 
wartet wird, anhalten wird. 

Trotz Finanzkrise und wirtschaftlichem Einbruch kommt 
bei weiter rückläufigem Arbeitskräfteangebot der länger- 
fristigen Erhöhung der Erwerbsbeteiligung und der 
Stärkung der Qualifikationsstruktur des Erwerbspersonen- 
potenzials eine (nicht nur) arbeitsmarktstrategische Bedeu- 
tung ZU.2® Dies gilt insbesondere auch für Arbeitskräfte 
mit Migrationshintergrund, die eine schlechtere Qualifika- 
tion aufweisen als jene ohne Migrationshintergmnd. 

Die Altersstmktur der Bevölkerang mit Migrationshinter- 
gmnd weicht von jener der Bevölkemng ohne Zuwande- 
mngshintergmnd ab. Dies gilt insbesondere für die jünge- 
ren, deutlich stärker besetzten Jahrgänge. Entgegen dem 
gesellschaftlichen Gesamttrend wird dieses spezifische 
Erwerbspersonenpotenzial in Deutschland weiter zuneh- 
men und die Nachfrage nach Ausbildung und Arbeit ent- 
sprechend hoch bleiben. Bei den unter 25-Jährigen be- 
trägt der Anteil von Personen mit Migrationshintergmnd 
heute bereits 28 Prozent (im Durchschnitt der Gesamtbe- 
völkemng sind es 19 Prozent). Dieser Anteil wird - de- 
mografisch vorgezeichnet - weiter ansteigen. Eine höhere 
Erwerbsbeteiligung und eine bessere Qualifikationsstrak- 
tur des Arbeitskräftepotenzials haben dabei durchaus ge- 
sellschaftspolitisches Gewicht. Sie können erhebliche 
Rückwirkungen auf ganz verschiedene gesellschaftliche 
Bereiche, wie etwa den Konsum, das Freizeitverhalten 
und die kulturelle Beteiligung bis hin zur Stärkung der 
Sozialversichemngssysteme, haben. Ausländische Be- 
schäftigte und ihre Familien leisten trotz überdurch- 
schnittlichem Arbeitslosigkeitsrisiko und niedrigeren 
Durchschnittseinkommen im Übrigen bereits schon heute 
einen positiven Nettobeitrag zum Steueraufkommen und 


260 Ein robuster Aufschwung mit freundlichem Gesicht, lAB-Kurzbe- 
richt 15/2007. 

261 Bundesagentur für Arbeit: Der Arbeits- und Ausbildungsstellenmarkt 
in Deutschland, Dezember 2009. 

262 Ygl. z. B. Brücker, Herbert: Migration und Demografie, in: Frech, 
Siegfried (Hrsg.): Die offene Gesellschaft, Schwalbach 2007. 
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für das Sozialversicherungssystem. Die öffentlichen 

Haushalte und die Gesellschaft als Ganzes profitieren so- 
mit vom Beitrag der in Deutschland lebenden und arbei- 
tenden Personen mit Migrationshintergrund. 

2.2 Erwerbsbeteiligung der Bevölkerung 
mit Migrationshintergrund 

Die Teilnahme am Arbeitsleben ist in einer auf Erwerbs- 
wirtschafl ausgerichteten Gesellschaft entscheidend für 
gelingende Integration. Nach den Daten des Mikrozensus 
2008 liegt die durchschnittliche Erwerbsbeteiligung^^^ 
von Personen mit Zuwanderungshintergrund mit rund 
69 Prozent deutlich unter jener von Personen ohne Migra- 
tionshintergrund, die 77 Prozent beträgt (vgl. Tabelle 21). 
Gegenüber dem Jahr 2005 ergibt sich zwar ein kleines 


Kosten-Nutzen-Bilanz der Zuwanderung, IZA Discussion Paper 
No. 2444, Dezember 2006; Straubhaar, Thomas: Wirtschaftliche Fol- 
gen der Zuwanderung. In: Frech, Siegfried, a. a. O., S. 190. 

Der Anteil der Erwerbspersonen (Erwerbstätige und Erwerblose) an 
der Wohnbevölkerung im erwerbsfähigen Alter (15 bis unter 65 Jah- 
re) wird als Erwerbsquote bezeichnet. 


Plus von 0,7 Prozentpunkten für Personen mit Migra- 
tionshintergrund. Da der Anstieg bei Personen ohne Mi- 
grationshintergrund mit 2,4 Prozentpunkten jedoch 
stärker ausfiel, ist die Differenz zwischen den Erwerbs- 
quoten im Aufschwung sogar noch gewachsen (8,3 Pro- 
zentpunkte im Jahr 2008 gegenüber 6,7 Prozentpunkten 
im Jahr 2005). Dass die relative Verbesserung für Perso- 
nen mit Migrationshintergrund so niedrig ausfällt, hat 
seine Ursache auch in der unterschiedlichen demografi- 
schen Entwicklung der erwerbsfähigen Wohnbevölke- 
rung mif und ohne Migrationshintergrund. 

Noch größer ist mit zwölf Prozentpunkten der Abstand 
zwischen der realisierten Erwerbstätigenquote^ss der Be- 
völkerung mit (60,5 Prozent) und ohne (72,4 Prozent) 
Migrationshintergrund. Damit blieben trotz deren über- 
durchschnittlichem Erwerbstätigenzuwachs die relativen 
Abstände zwischen Migranten/innen zu Nichtmigranten/ 
innen gegenüber dem Jahr 2005 weitgehend bestehen. 
Lag bei Ausländerinnen die Realisierungsquote schon im- 


Anteil der Erwerbstätigen an der Wohnbevölkerung im erwerbsfähi- 
gen Alter (15 bis unter 65 Jahre). 


Tabelle 21 


Erwerbsquoten und Erwerbslosenquoten nach Migrationsbintergrund und Gescblecbt 2008 

(Angaben in Prozent) 



Ge- 

schlecht 

Erwerbs- 

quote 

Verän- 

derung 

2005/ 

2008 

realisierte 

Erwerbs- 

quote 

Verän- 

derung 

2005/ 

2008 

Erwerbs- 

losenquote 

Verän- 

derung 

2005/ 

2008 

2005 

2008 

in %-P 

2005 

2008 

in %-P 

2005 

2008 

in %-P 

Bevölkerung insgesamt 

Männlich 

80,4 

81,8 

+ 1,4 

71,2 

75,7 

+ 4,5 

11,5 

7,5 

- 4,0 

Weiblich 

66,8 

69,6 

+ 2,8 

59,5 

64,3 

+ 4,8 

11,0 

7,7 

- 3,3 

Insgesamt 

73,7 

75,8 

+ 2,1 

65,4 

70,0 

+ 4,6 

11,3 

7,6 

- 3,7 

1 Personen ohne Migrations- 
hintergrund 

Männlich 

81,0 

82,7 

+ 1,7 

73,0 

77,4 

+ 4,4 

9,8 

6,4 

- 3,4 

Weiblich 

68,9 

72,1 

+ 3,2 

62,2 

67,3 

+ 5,1 

9,8 

6,8 

- 3,0 

Insgesamt 

75,0 

77,4 

+ 2,5 

67,6 

72,4 

+ 4,7 

9,8 

6,5 

- 3,2 

2 Personen mit Migrations- 
hintergrund 

Männlich 

78,2 

78,5 

+ 0,4 

63,6 

68,8 

+ 5,2 

18,6 

12,3 

- 6,2 

Weiblich 

58,1 

59,4 

+ 1,3 

48,2 

52,0 

+ 3,8 

17,2 

12,5 

- 4,6 

Insgesamt 

68,3 

69,1 

+ 0,7 

56,0 

60,5 

+ 4,4 

18,0 

12,4 

- 5,6 

2a darunter Deutsche 

Männlich 

78,1 

78,9 

+ 0,8 

65,9 

70,8 

+ 4,9 

15,7 

10,4 

- 5,3 

Weiblich 

64,1 

64,9 

+ 0,8 

54,4 

58,2 

+ 3,8 

15,0 

10,3 

- 4,7 

Insgesamt 

71,1 

72,0 

+ 0,8 

60,2 

64,5 

+ 4,4 

15,4 

10,3 

- 5,1 

2b darunter Ausländer/innen 

Männlich 

78,2 

78,2 

+ 0,0 

61,8 

67,2 

+ 5,4 

21,0 

14,1 

- 6,9 

Weiblich 

52,9 

54,8 

+ 1,8 

42,6 

46,7 

+ 4,1 

19,5 

14,8 

- 4,7 

Insgesamt 

65,9 

66,6 

+ 0,7 

52,5 

57,0 

+ 4,5 

20,4 

14,4 

- 6,0 




Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-87- 


Drucksache 17/2400 


noch Tabelle 2 1 



Ge- 

schlecht 

Erwerhs- 

quote 

Verän- 

derung 

2005/ 

2008 

realisierte 

Erwerhs- 

quote 

Verän- 

derung 

2005/ 

2008 

Erwerhs- 

losenquote 

Verän- 

derung 

2005/ 

2008 

2005 

2008 

in %-P 

2005 

2008 

in %-P 

2005 

2008 

in %-P 

2.1 ... mit eigener Migrations- 
erfahrung 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

81,1 

59.0 

70.1 

82,1 

61,2 

71,5 

+ 1,0 

+ 2,2 

+ 1,4 

65,9 

48,7 

57,3 

71,9 

53,4 

62,6 

+ 6,0 

+ 4,8 

+ 5,2 

18,7 

17,6 

18,2 

12.4 

12,6 

12.5 

- 6,3 

- 4,9 

- 5,7 

2.1a darunter Deutsehe 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

83.4 

67.5 

75,4 

85,5 

69,4 

77,3 

+ 2,1 

+ 1,9 

+ 2,0 

70,3 

57,2 

63,7 

76,9 

62,3 

69,5 

+ 6,5 

+ 5,1 

+ 5,7 

15,7 

15,2 

15,5 

10,1 

10,3 

10,2 

- 5,6 

- 4,9 

- 5,3 

2.1b darunter Ausländer/ 
innen 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

79.2 

52.2 

65,9 

79.4 

54.5 

66,8 

+ 0,1 

+ 2,2 

+ 0,9 

62,5 

41,8 

52,2 

67,9 

46,3 

57,0 

+ 5,4 

+ 4,5 

+ 4,7 

21,1 

20,0 

20,7 

14,4 

15,1 

14,7 

- 6,7 

- 5,0 

- 6,0 

2.2 ... ohne eigene Migrations- 
erfahrung 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

66,5 

54,0 

60,7 

63,7 

50,1 

57,6 

- 2,7 

- 3,8 

- 3,1 

54.4 

45,9 

50.5 

56,0 

44,2 

50,7 

+ 1,6 

- 1,7 

+ 0,1 

18,1 

15,1 

16,8 

12,2 

11,8 

12,0 

- 6,0 

- 3,3 

- 4,8 

2.2a darunter Deutsehe 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

60,7 

51,9 

56,4 

54.4 

44.4 

49,8 

- 6,3 

- 7,5 

- 6,6 

51,1 

44,4 

47,9 

47,9 

39,8 

44,2 

- 3,2 

- 4,6 

- 3,7 

15,8 

14.1 

15.2 

12,0 

10,4 

11,3 

- 3,8 

- 3,7 

- 3,9 

2.2b darunter Ausländer/ 
innen 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

73.0 

57.1 

66,0 

73,0 

56,4 

65,6 

+ 0,0 

- 0,6 

- 0,5 

58,2 

47.8 

53.8 

63,9 

49,1 

57,3 

+ 5,7 

+ 1,3 

+ 3,5 

20,1 

15,8 

18,5 

12,3 

12,9 

12,6 

- 7,7 

- 2,8 

- 5,9 


Quelle: Statistisches Bundesamt: Sonderauswertung des Mikrozensus 2005/2009 für die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration sowie eigene Berechnungen 


mer reeht niedrig, so ist sie im Aufsehwung um vier Pro- 
zentpunkte auf 47 Prozent gestiegen. Dennoeh ist der Ab- 
stand zu deutsehen Frauen ohne Migrationshintergrund 
weiter gewaehsen und beträgt nunmehr fast 21 Prozent- 
punkte. Gegenüber dem Jahr 2005 ist die Realisierungs- 
quote bei deutsehen Frauen mit Migrationshintergrund, 
die nieht selbst zugewandert sind auf nunmehr unter 
40 Prozent gesunken. 

Diese Zahlen maehen sehr deutlieh, dass Maßnahmen zur 
Stärkung der Erwerbsbeteiligung von Migranten und Mi- 
grantinnen nieht nur unter integrationspolitisehen Ge- 
siehtspunkten sinnvoll sind, sondern aueh zur Aktivie- 
rung beträehtlieher Angebotsreserven beitragen können. 

2.3 Erwerbstätigkeit der Bevöikerung mit 
Migrationshintergrund 

Naeh den Daten der Erwerbstätigenreehnung^^^ lag die 
Zahl der Erwerbstätigen im Jahr 2008 bei 40,3 Millionen, 


266 Erwerbstätigkeit einschließlich der sog. Mini- und Midijobs sowie 
der Arbeitsgelegenheiten nach dem SGB II. 


also um 1,5 Millionen Personen höher als im Jahr 2005. 
Sie blieb saisonbereinigt trotz der einsetzenden Wirt- 
sehaftkrise bis an den aktuellen Rand in 2010 über der 
Marke von 40 Millionen Personen. Der Mikrozensus 
2008 weist 38,1 Millionen Erwerbstätige im erwerbsfähi- 
gen Alter von 15 bis 64 Jahren aus,^^^ und zwar 31,6 Mil- 
lionen (83 Prozent) ohne und 6,5 Millionen (17 Prozent) 
mit Migrationshintergrund. Rund die Hälfte der erwerbs- 
tätigen Personen mit Migrationshintergrund waren Aus- 
länderinnen oder Ausländer (51 Prozent), die andere 
Hälfte sind Deutsehe mit Migrationshintergrund (49 Pro- 
zent). Gegenüber dem Jahr 2005 lag die Erwerbstätigkeit 
von Personen mit Migrationshintergrund im Jahr 2008 
um fast 0,5 Millionen (8 Prozent) höher (vgl. Tabelle 22). 

Während der Frauenanteil bei den Erwerbstätigen ohne 
Migrationshintergrund 46 Prozent beträgt, liegt er bei sol- 
ehen mit Migrationshintergrund bei 43 Prozent. Differen- 


267 Die Differenz ist auf eine Untererfassung der geringfügig Beschäftig- 
ten im Mikrozensus zurückzuführen. Vgl. Statistisches Bundesamt: 
Mikrozensus und Arbeitskräfteerhebung, Wiesbaden 2006. 
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Tabelle 22 


Erwerbstätige (15 bis 64 Jabre) nach Migrationsbintergrund und Gescblecbt 2005/2008 



Ge- 

schlecht 

2005 

2008 

Veränderung 

2005/2008 


1.000 

% 

1.000 

% 

in % 

in %- 
Punk- 
ten 


Männlich 

19.806 

54,9 

20.785 

54,6 

4,9 

- 0,4 

Bevölkerung insgesamt 

Weiblich 

16.240 

45,1 

17.305 

45,4 

6,6 

0,4 


Insgesamt 

36.047 

100,0 

38.089 

100,0 

5,7 

0,0 


Männlich 

16.332 

54,4 

17.065 

54,0 

4,5 

- 0,4 

1 Personen ohne Migrations- 

Weiblich 

13.704 

45,6 

14.541 

46,0 

6,1 

0,4 

hintergrund 





Insgesamt 

30.035 

100,0 

31.606 

100,0 

5,2 

0,0 


Männlich 

3.475 

57,8 

3.720 

57,37 

7,1 

- 0,4 

2 Personen mit Migrations- 

Weiblich 

2.537 

42,2 

2.764 

42,63 

8,9 

0,4 

hintergrund 





Insgesamt 

6.011 

16,7 

6.484 

17,0 

7,9 

0,3 


Männlich 

1.638 

54,9 

1.749 

55,10 

6,8 

0,2 

2a darunter Deutsche 

Weiblich 

1.345 

45,1 

1.424 

44,86 

5,9 

- 0,2 


Insgesamt 

2.984 

8,3 

3.174 

8,3 

6,4 

0,1 


Männlich 

1.837 

60,7 

1.970 

59,52 

7,2 

- 1,2 

2b darunter Ausländer/innen 

Weiblich 

1.191 

39,3 

1.340 

40,48 

12,5 

1,2 


Insgesamt 

3.028 

8,4 

3.310 

8,7 

9,3 

0,3 


Männlich 

2.883 

57,7 

3.135 

56,8 

8,7 

- 1,0 

2.1 ... mit eigener Migrations- 
erfahrung 

Weiblich 

2.113 

42,3 

2.389 

43,2 

13,1 

1,0 

Insgesamt 

4.996 

13,9 

5.524 

14,5 

10,6 

0,6 


Männlich 

1.345 

54,8 

1.499 

54,5 

11,4 

- 0,3 

2.1a darunter Deutsche 

Weiblich 

1.108 

45,2 

1.252 

45,5 

13,0 

0,3 


Insgesamt 

2.453 

6,8 

2.751 

7,2 

12,1 

0,4 


Männlich 

1.538 

60,5 

1.636 

59,0 

6,4 

- 1,5 

2. Ib darunter Ausländer/ 

Weiblich 

1.005 

39,5 

1.138 

41,0 

13,2 

1,5 

innen 





Insgesamt 

2.543 

7,1 

2.774 

7,3 

9,1 

0,2 


Männlich 

592 

58,3 

585 

61,0 

- 1,2 

2,7 

2.2 . . . ohne eigene Migrations- 
erfahrung 

Weiblich 

424 

41,7 

374 

39,0 

- 11,8 

- 2,7 

Insgesamt 

1.016 

2,8 

959 

2,5 

- 5,6 

- 0,3 


Männlich 

294 

55,4 

250 

59,1 

- 15,0 

3,7 

2.2a darunter Deutsche 

Weiblich 

237 

44,6 

173 

40,9 

- 27,0 

- 3,7 


Insgesamt 

531 

1,5 

423 

1,1 

- 20,3 

- 0,4 

2.2b darunter Ausländer/ 

Männlich 

298 

61,4 

334 

62,3 

12,1 

0,9 

Weiblich 

186 

38,4 

202 

37,7 

8,6 

- 0,7 

innen 





Insgesamt 

485 

1,3 

536 

1,4 

10,5 

0,1 


Quelle: Statistisches Bundesamt: Sonderauswertung des Mikrozensus 2005/2009 für die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration sowie eigene Berechnungen 
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ziert man die Mikrozensus-Daten naeh eigener Migra- 
tionserfahrung, so trifft diese für 85 Prozent zu und ist für 
Männer und Frauen ähnlieh hoeh (84 Prozent zu 86 Pro- 
zent). 

2.4 Selbstständigkeit von Migrantinnen 
und Migranten 

Die Selbstständigkeit von Migrantinnen und Migranten 
leistet sowohl gesellsehaftlieh integrative als aueh ökono- 
miseh und volkswirtsehaftlieh wiehtige Beiträge, ln inte- 
grationspolitiseher Perspektive lässt sieh der Sehritt in die 
Selbstständigkeit nieht nur als Ausdruek von Integra- 
tionsbereitsehaft werten, sondern steht darüber hinaus für 
eine komplexe Auseinandersefzung mif dem Mark! und 
anderen institutionellen Gegebenheiten, ln ökonomiseher 
Perspektive sind die vielfältigen Beiträge zur Stärkung der 
Wirtsehaflskraft, die Erweiterung des Produktangebots, die 
Sehaffung von Erwerbs- und Besehäfligungsmögliehkei- 
ten, Ausbildungsplätzen und die entspreehenden Beiträge 
zum Steuer- und Sozialversieherungsaufkommen von Be- 
deutung. Aueh im Rahmen der europäisehen Wirtsehafts- 
und Besehäfligungsstrategie wird daher der Stärkung des 
Untemehmergeistes und der Wettbewerbs- und Anpas- 
sungsfähigkeit von Unternehmen ein hoher Stellenwert 
beigemessen. 

Seit den 1990er Jahren nimmt die Selbstständigkeit in 
Deutsehland wieder zu. Die Anzahl und Quote von neu 
gegründeten Unternehmen blieb im internationalen Ver- 
gleieh dennoeh niedrig. ln den vergangenen Jahren ha- 
ben sieh die Gründeraktivitäten insgesamt deutlieh ver- 
stärkt. Hieran haben Ausländerinnen und Ausländer einen 
besonderen Anteil. Die bereits im letzten Berieht der Be- 
auftragten konstatierte hohe Gründungsbereitsehaft der 
niehtdeutsehen Bevölkerung lässt sieh anhand der aktuel- 
len Daten des Mikrozensus erneut belegen.^^^ 

Im Jahr 2008 lag die Selbstständigenquote^’o der auslän- 
disehen Bevölkerung mit über 11,5 Prozent fast doppelt 
so hoeh wie noeh Anfang der 1990er Jahre (6 Prozent). 
Bereits seit einigen Jahren hat die Quote der Ausländerin- 
nen und Ausländer die der Deutsehen ohne Migrations- 
hintergrund (2008: 10,4 Prozent) überholt, während bei 
Deutsehen mit Migrationshintergrund der Selbstständi- 
genanteil mit 7,1 Prozent deutlieh sehwäeher ausgeprägt 
ist (vgl. Tabelle 23). 

Frauen stellen - mit steigender Tendenz - bereits 
31 Prozent der Selbstständigen. Bei Ausländerinnen liegt 
der Anteil etwas niedriger. Von den erwerbstätigen Mi- 
grantinnen sind 7 Prozent selbstständig; ihre Selbstständi- 
genquote liegt damit aber nur geringfügig niedriger als 
die Quofe der weibliehen Bevölkerung ohne Migrations- 
hintergrund. Wie bei den Männern, so sind es aueh bei 
den Migrantinnen diejenigen mit ausländiseher Staatsan- 
gehörigkeit und mit eigener Migrationserfahrung, die sieh 
überproportional häufig für eine Gründung enfseheiden 


Deutschland - eine Gründungswüste. lAB Kurzbericht 15/2009. 
269 Vgl. u. a. 6. und 7. Lagebericht, a. a. O. 

Anteil der Selbstständigen an allen Erwerbstätigen. 


(Männer 14,6 Prozent bzw. Frauen 9,4 Prozent). Die 
Selbstständigenquote der Ausländerinnen weist ungebro- 
ehen eine hohe Dynamik auf und hat die Quote von 
Frauen ohne Migrationshintergrund erkennbar hinter sieh 
gelassen (8,4 Prozent zu 7,1 Prozent). 

Der besehäftigungspolitisehe Beitrag der Migrantenunter- 
nehmen lässt sieh derzeit nur sehätzen. Charakteristiseh 
ist die ausgeprägt kleinbetriebliehe Struktur und die ver- 
gleiehsweise geringe Zahl von Besehäfligten in diesen 
Unternehmen: Zwei Drittel der Betriebe haben weniger 
als vier Besehäftigte. Und die Quote der sog. Solo-Selbst- 
ständigen liegt mit 60 Prozent um fünf Prozenfpunkfe 
über der von Selbsfsfändigen ohne Migrationshinter- 
grund. Migrantinnen sind mit 68 Prozent noeh häufiger 
ohne Besehäftigte selbstständig. 

Orientiert man sieh an den Bereehnungen zu den Arbeits- 
platzeffekten dureh Unternehmen mit ausländisehen In- 
haberinnen und Inhabern, 271 so dürfte für die Gruppe der 
über 600 000 Migranfenuntemehmen ein Gesamterwerbs- 
effekt von über 2 (bis 2,5) Millionen Personen realistiseh 
gesehätzt sein. Das heißt, dass mehr als jeder zwanzigste 
Erwerbstätige in Deutsehland seinen Arbeitsplatz in ei- 
nem solehen Unternehmen hat. 

Die Motive für Selbsfsfändigkeit sind vielfältig. Aueh für 
die Gründungsenfseheidungen von Migrantinnen und Mi- 
granten spielen meist mehrere Motive bzw. Faktoren eine 
aussehlaggebende Rolle . 272 Die Ergebnisse aktueller Stu- 
dien zur Selbstständigkeit von Migrantinnen und Migran- 
ten legen jedoeh nahe, dass diese eher gründer- bzw. sta- 
tusspezifiseh als migrationsspezifiseh sind. 273 Früher ging 
man davon aus, dass fehlende Informiertheit und eine ge- 
ringere Inanspruehnahme von Förderleistungen bei 
Selbstständigen mit Migrationshintergrund relativ stärker 
ausgeprägt sind. Neuere Studien kommen hier zu anderen 
Ergebnissen: „Da Gründer mit Migrationshintergrund Be- 
ratungsangebote zum Sehritt in die Selbstständigkeit ähn- 
lieh intensiv nutzen wie deutsehe Gründer, kann die häu- 
fig vertretene These, Migranten seien generell sehleehter 
als Deutsehe auf ihr Gründungsvorhaben vorbereitet, 
nieht bestätigt werden.“274 wie für Gründerinnen und 
Gründer ohne Migrationshintergrund bestimmen Themen 
wie Fördermögliehkeiten, Kundengewinnung, Kenntnisse 


Leicht, Rene u. a.: Die Bedeutung der ethnischen Ökonomie in 
Deutschland, Mannheim 2006, S. 2. 

Häufig genannt werden als Gründungsmotive („Pull“-Faktoren) der 
Wunsch nach Unabhängigkeit, die Verwirklichung einer eigenen 
Idee, Prestigegewinn und der Wunsch nach sozialem Aufstieg, die 
Verwertung von Qualifikationen, bessere Verdienstmöglichkeiten, 
die flexiblere Arbeitszeitgestaltung und die bessere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf Wichtige „Push“-Faktoren für Selbstständig- 
keit sind die Arbeitsmarktsituation oder Arbeitslosigkeit, Unzufrie- 
denheit mit der Arbeit(-ssituation), Benachteiligungen im Betrieb 
oder familiäre Verpflichtungen. Die eigenen Gründungsmotive haben 
insgesamt einen deutlich höheren Stellenwert als die Push-Faktoren. 
Vgl. u. a. Leicht, Rene, a. a. 0. sowie Franken, Swetlana: Unterneh- 
merinnen mit Migrationshintergrund, Arbeitsbericht an die Beauf- 
tragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integrati- 
on, Köln 2007. 

IHK-Gründerreport, Düsseldorf 2009. 

^■74 Untemehmensgründungen von Personen mit Migrationshintergrund, 
KfW-Research, Nr. 27, September 2007, S. 11. 
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Tabelle 23 
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• Keine Angabe, da eine Berechnungsgröße einen Zahlenwert unter 5 000 aufweist, der wegen statistischer Unsicherheit nicht veröffentlicht wird. 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Sonderauswertung des Mikrozensus 2005/2009 für die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration sowie eigene Berechnungen 
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der Buchführung und des Rechnungswesens, die bessere 
Vernetzung mit anderen Gründerinnen und Gründern, der 
Wunsch nach professioneller Beratung und Coaching in 
der Phase nach der Gründung auch die Nachfrage der Un- 
ternehmerinnen und Unternehmer mit Migrationshinter- 
grund.275 

Auch im Nationalen Integrationsplan wird der wirtschaft- 
liche Stellenwert von Betriebsgründungen durch Migran- 
tirmen und Migranten gewürdigt und insbesondere ein 
Bedarf an passgenaueren Angeboten der Gründungsbera- 
tungen und des Coachings in der Gründungsphase 
diagnostiziert. Der Facharbeitskreis „Existenzgründung 
von Migrantinnen und Migranten“ im BMAS geforderten 
bundesweiten Netzwerk „Integration durch Qualifizie- 
rung - IQ“ unterstreicht die Bedeutung von Beratungs-, 
Coaching- und Qualifizierungsangeboten, die die Bedarfe 
der Migrantinnen und Migranten berücksichtigen und die 
Notwendigkeit, die arbeitsmarktlichen Instrumente dies- 
bezüglich zu optimieren. Hierzu wurde eine Handlungs- 
empfehlung - 4-I-1 -Phasenmodell- entwickelt. Sowohl 
der Bund und die Länder als auch die Industrie-, Handels- 
und Handwerkskammern haben sich verpflichtet, ihre 
spezifischen Angebote für Gründerinnen und Gründer mit 
Migrationshintergrund zu verstärken (z. B. durch Infor- 
mationsmaterial und Veranstaltungen in Herkunftsspra- 
chen sowie durch gezielte Unterstützung in außenwirt- 
schaftlichen Fragen). 

Insbesondere die Fördermöglichkeiten für Exisfenzgrün- 
dungen aus der Arbeifslosigkeit heraus - d. h. die Gewäh- 
rung eines Gründungszuschusses sowie die Zahlung eines 
Einstiegsgelds bei selbstständiger Erwerbstätigkeit - wer- 
den auch von Personen mit Migrationshintergrund in be- 
achtlichem Umfang in Anspruch genommen. So weisen 
die Eingliederungsbilanzen nach § 54 SGB 11 bzw. § 1 1 
SGB 111 für 2008 20 000 Förderungen von Arbeifslosen 
mif Migrationshintergrund aus.^’^ Gegenüber 2005 ist 
dies ein deutlicher Rückgang.^’* Neben den Änderungen 
beim Förderinstrumentarium ist belegt, dass das Grün- 
dungsinteresse in Krisen wächst, sich die Gründeraktivi- 
täten aber im Aufschwung regelmäßig abschwächen, weil 
die Erwerbspalette dann wieder breiter wird.^^® 


Leicht, Rene, a. a. O., Franken, Swetlana, a. a. O. sowie Perspektive 
Selbstständigkeit, Studie des Büros für Existenzgründungen, Mün- 
chen 2004. 

„4+1 -Phasenmodell bedeutet Information (Phase 1), Orientierung/ 
Planung (Phase 2), Start (Phase 3), Konsolidierung und Wachstum 
(Phase 4 und Zugang/Ansprache (Phase +1). Vgl. hierzu http// 
www.inbez.de/existenzgruendung.html. 

2'^'^ Bundesagentur für Arbeit: Eingliederungsbilanz SGB II 2008/Ein- 
gliederungsbilanz SGB III, Nürnberg 2009. In den Eingliederungsbi- 
lanzen können derzeit nur jene Migrantinnen und Migranten abgebil- 
det werden, die zum Zeitpunkt des Förderbeginns als „Ausländer/- 
innen“ oder „SpätaussiedlerZ-innen“ erfasst wurden oder seit Dezem- 
ber 1996 in den Geschäftsdaten der Bundesagentur für Arbeit in einer 
der beiden Kategorien geführt werden. 

Ergänzend ist auf die hohe Inanspruchnahme der sog. Ich-AG zum 
damaligen Zeitpunkt zu verweisen, die zusammen mit dem sog. 
Überbrückungsgeld zum 1. August 2006 im Gründungszuschuss auf- 
ging- 

IHK-Gründungsreport 2009, a. a. O. S. 1. 


Insgesamf isf die Migrantenökonomie von Vielfalt ge- 
prägt und keinesfalls als „Nischenökonomie“ zu beschrei- 
ben. Ihre Aktivitäten richten sich keineswegs in erster Li- 
nie auf die jeweilige Herkunftsgruppe. Kundenkreise 
gleicher Herkunft haben eher eine geringe Bedeutung. 
Anhand von Studien^^o lässt sich eine Reihe von Beson- 
derheiten von Migrantenbetrieben herausarbeiten: 

- Migrantinnen und Migranten gründen häufiger im 
Vollerwerb als Deutsche ohne Migrationshintergrund. 

- AusländerZ-innen aus den klassischen Anwerbelän- 
dem (insbesondere Griechenland, Italien, Türkei) sind 
in der Gastronomie und/oder im Handel überpropor- 
tional stark vertreten. 

- Selbstständige Migrantinnen und Migranten sind zah- 
lenmäßig unterdurchschnittlich im Handwerk tätig. 

- Untemehmensnahe, wissensintensive sowie freiberuf- 
liche Dienstleistungen werden häufiger von Migran- 
tinnen und Migranten mit deutschem Pass als von 
Ausländerinnen und Ausländem ausgeübt. 

- Selbstständige Migrantinnen sind fast ausschließlich 
in Tätigkeitsfeldern des Dienstleistungssektors tätig 
und zu 68 Prozent sogenannte Solo-Selbstständige. 

Die Fluktuationsrate der von Migrantinnen oder Migranten 
gegründeten Betriebe ist relativ hoch, d. h. die Anzahl der 
Gründungen und Schließungen ist - bei einer insgesamt 
steigenden Anzahl von Betrieben - überdurchschnittlich; 
dies unterstreicht die Bedeutung einer migrationssensiblen 
Gründungsberatung, wie es z. B. das bereits genannte 
„4-1-1 -Phasenmodell“ vorsieht. Die Risikobereitschaft von 
nichtdeutschen Gründerinnen und Gründern ist höher, 
während Deutsche mit Migrationshintergrund ausgeprägt 
risikoscheu erscheinen. 

Der Anteil der Kreditaufnahmen ist höher, das durch- 
schnittliche Kreditvolumen kleiner, die (finanzielle) Un- 
terstützung durch die Familie größer, der Wunsch nach 
erleichtertem Zugang zu Kleinkrediten ausgeprägter, der 
Bedarf an Großkrediten geringer als bei deutschen Selbst- 
ständigen ohne Migrationshintergrund. 

Das Anfang 2010 angelaufene ESF-gefÖrderte Programm 
für Mikrokredite bestätigt,^®' dass Existenzgründer/ -innen 
mit Migrationshintergrand häufig lediglich Kleinkredite 
als Anschubfinanzierang benötigen. Bislang entfällt fast 
die Hälfte der erteilten Mikrokredite auf Gründer/ -innen 
mit Migrationshintergrund. 

Dieser Fond wurde vom Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales und dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie gegründet. Er hat ein Volumen von 
100 Mio. Euro. Knapp 60 Mio. Euro kommen aus dem 


Kurzbericht 15/2009, a. a. O.; Leicht, Rene, a. a. O.; Franken, 
Swetlana, a. a. O.; KfW-Research, Nr. 27 a. a. O. 

Vgl. http://www.mikrokreditfonds.de. 

282 Vgl. ESF-Jahreskonferenz 2010, Mikrokreditfonds Deutschland, 
Berlin. 
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Europäischen Sozialfond und etwas mehr als 40 Mio. 
Euro stammen aus dem Haushalt des BMAS. 

Die Koalitionsvereinbarung beinhaltet das Ziel, beste- 
hende Migrantenuntemehmen zu stärken und neue Exis- 
tenzgründerinnen und -gründer mit Migrationshinter- 
grund zu gewinnen.283 Dazu ist eine gezielte individuelle 
und bedarfsgerechte Unterstützung vor, während und 
nach der Gründung erforderlich, ln einer gezielten Bera- 
tungs- und Qualifizierungsinitiative sollen neben be- 
triebswirtschaftlichen Kompetenzen fachspezifisches 
Know-how sowie Sprachkenntnisse vermittelt werden. 
Hiervon werden eine Stabilisierung des einzelnen Be- 
triebs und eine Verringerung von Schließungen erwartet. 


2*3 Koalitionsvereinbarung 2009, a. a. O., S. 76 f. 


2.5 Migrantinnen und Migranten nach 

Qualifikation, Wirtschaftszweigen und 
Stellung im Beruf 

Berufliche Bildung ist ein entscheidender Faktor für die 
Chancen im Erwerbssystem und für die Verringerung 
des Risikos, arbeitslos zu werden. Erwerbstätige mit und 
ohne Migrationshintergrund unterscheiden sich nach 
den Daten des Mikrozensus wie schon 2005 auch 2008 
in ihrem beruflichen Qualifikationsniveau beträchtlich. 
Während 34 Prozent der Erwerbstätigen mit Migrations- 
hintergrund keinen beruflichen Abschluss haben, ist 
dies nur bei 10 Prozent der Erwerbstätigen ohne Migra- 
tionshintergrund der Fall. Auch bei den jeweiligen be- 
ruflichen Abschlüssen sind die Differenzen deutlich 
(vgl. Tabelle 24). 


Tabelle 24 

Erwerbstätige nach Migrationshintergrund, Geschlecht und Berufsabschluss 2008 

(Angaben in Prozent) 



Geschlecht 

ohne 

beruf- 

lichen 

Abschluss! 

mit beruf- 
licher 
Ausbil- 
dung 
oder 
Berufs- 
fachschule 

Meister-/ 

Techniker- 

aus- 

bildung 

oder 

gleich- 

wertig 

Fachhoch- 
schul- oder 
Hoch- 
schul- 
studium 

gesamH 



% 

% 

% 

% 

% 


Männlich 

13,4 

56,7 

9,8 

20,1 

100,0 

Bevölkerung insgesamt 

Weiblich 

15,1 

60,1 

7,8 

17,0 

100,0 


Insgesamt 

14,2 

58,3 

8,9 

18,7 

100,0 


Männlich 

9,0 

59,1 

10,9 

21,1 

100,0 

1 Personen ohne Migrations- 

Weiblich 

11,5 

63,0 

8,5 

17,1 

100,0 

hintergrund 



Insgesamt 

10,1 

60,9 

9,8 

19,2 

100,0 


Männlich 

34,1 

45,7 

4,8 

15,3 

100,0 

2 Personen mit Migrations- 

Weiblich 

34,6 

44,7 

4,2 

16,5 

100,0 

hintergrund 



Insgesamt 

34,3 

45,3 

4,6 

15,8 

100,0 


Männlich 

27,2 

52,0 

6,0 

14,8 

100,0 

2a darunter Deutsche 

Weiblich 

26,7 

53,3 

5,2 

14,8 

100,0 


Insgesamt 

27,0 

52,6 

5,7 

14,8 

100,0 


Männlich 

40,0 

40,4 

3,8 

15,8 

100,0 

2b darunter Ausländer/innen 

Weiblich 

42,9 

35,8 

3,2 

18,3 

100,0 


Insgesamt 

41,2 

38,5 

3,5 

16,8 

100,0 
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noch Tabelle 24 



Geschlecht 

ohne 

heruf- 

lichen 

Ahschlussi 

mit heruf- 
licher 
Aushil- 
dung 
oder 
Berufs- 
fachschule 

Meister-/ 

Techniker- 

aus- 

hildung 

oder 

gleich- 

wertig 

Fachhoch- 
schul- oder 
Hoch- 
schul- 
studium 

gesamB 



% 

% 

% 

% 

% 


Männlich 

34,7 

44,2 

4,9 

16,2 

100,0 

2.1 ... mit eigener Migrations- 

Weiblich 

35,2 

43,1 

4,3 

17,3 

100,0 

erfahrung 



Insgesamt 

34,9 

43,7 

4,7 

16,7 

100,0 


Männlich 

26,4 

52,2 

6,3 

15,1 

100,0 

2.1a darunter Deutsche 

Weiblich 

26,7 

52,9 

5,4 

15,1 

100,0 


Insgesamt 

26,5 

52,5 

5,9 

15,1 

100,0 

2.1b darunter Ausländer/ 

Männlich 

42,1 

37,0 

3,7 

17,3 

100,0 

Weiblich 

44,5 

32,5 

3,1 

19,8 

100,0 

innen 



Insgesamt 

43,1 

35,2 

3,5 

18,3 

100,0 


Männlich 

30,7 

54,9^ 

4,2 

9,5 

100,0 

2.2 ... ohne eigene Migrations- 

Weiblich 

30,6 

56,5 

3,4 

9,9 

100,0 

erfahrung 



Insgesamt 

30,7 

55,8 

3,9 

9,6 

100,0 


Männlich 

33,3 

50,0^ 

3,8 

12,4 

100,0 

2.2a darunter Deutsche 

Weiblich 

28,5 

55,3^ 

_3 

11,4 

100 


Insgesamt 

31,0 

51,9^ 

3,9 

12,3 

100,0 

2.2b darunter Ausländer/ 

Männlich 

29,2 

58,3^ 

4,2 

7,6 

100,0 

Weiblich 

32,2 

53,8* 

3,5 

8,8 

100,0 

innen 




Insgesamt 

30,2 

57,8 

3,9 

8,0 

100,0 


* Einschließlich Anlemausbildung, Berufspraktikum und Berufsvorbereitungsjahr. 

2 Gesamtzahl der Erwerbstätigen ohne Erwerbstätige in Ausbildung und Erwerbstätige ohne Angabe des Berufsabschlusses. 

^ Keine Angabe, da eine Berechnungsgröße einen Zahlenwert unter 5 000 aufweist, der wegen statistischer Unsicherheit nicht veröffentlicht wird. 

Daten ausschließlich für Personen mit beruflicher Ausbildung. Zu den Personen mit Berufsfachschule liegen keine Angaben vor. 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Sonderauswertung des Mikrozensus 2008 für die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 
Integration. 


Wie zu erwarten war, sind die Veränderungen gegenüber 
2005 bei den Erwerbstätige^*"* nach Qualifikationsni- 
veaus relativ gering. Nachhaltige Veränderungen in die- 
sem Bereich erstrecken sich in der Regel über längere 
Zeiträume. Ein wichtiges Ergebnis ist aber, dass die „Vor- 
zeichen“ in Richtung einer leichten Verbesserung der Er- 
werbstätigenstruktur weisen; dem strukturellen Minus 
von 1,5 Prozentpunkten bei erwerbstätigen Migranten/- 
innen ohne beruflichen Abschluss entspricht ein gleich 


284 Ohne Erwerbstätige in Ausbildung sowie Erwerbstätige, die keine 
Angabe gemacht haben. 


hohes strukturelles Plus bei solchen Erwerbstätigen mit 
beruflichen Abschlüssen. Eine Annäherung an Personen 
ohne Migrationshintergrund konnte damit allerdings nicht 
erreicht werden, da sich auch dort eine ähnlich hohe 
strukturelle Verbesserung vollzog. 

Den relativ höchsten Anteil „ohne Ausbildung“ weisen 
Ausländerinnen mit eigener Migrationserfahrung 
(44,5 Prozent) auf, während er bei Deutschen mit eigener 
Migrationserfahrung deutlich niedriger liegt (26,7 Pro- 
zent). Andererseits ist in dieser Gruppe der Akademiker- 
anteil relativ niedrig (15,1 Prozent), während er mit über 
18 Prozent bei Nichtdeutschen mit eigener Migrations- 
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erfahrung erkennbar höher liegt. Fast identiseh mit männ- 
liehen Erwerbstätigen ohne Migrationshintergrund, die 
über eine betriebliehe oder sehulisehe Ausbildung verfu- 
gen, ist der entspreehende Anteil (mit über 58 Prozent) 
bei Ausländem ohne eigene Migrationserfahmng. 

Die Verteilung der Erwerbstätigen naeh Wirtsehaftszwei- 
gen zeigt für 2008, dass Migrantinnen und Migranten 
trotz weiterer Annäherang an Personen ohne Migrations- 
hintergrand gegenüber dem Jahr 2005 stärker im Produ- 
zierenden Gewerbe (34 Prozent; Erwerbstätige ohne 
Migrationshintergrund: 29 Prozent) und seltener im 
Dienstleistungssektor (65 Prozent; ohne Migrationshin- 
tergrand: 69 Prozent) tätig sind (vgl. Sehaubild 1 im An- 
hang). Dabei sind ausländisehe Erwerbstätige etwas selte- 
ner als andere Migrantengrappen im Produzierenden 
Gewerbe (32 Prozent) und etwas stärker im Tertiären 
Sektor vertreten (67 Prozent). Zudem zeigt sieh: Vier von 
fünf Frauen sind im Dienstleistungssektor tätig, unabhän- 
gig davon, ob sie Migrantinnen sind (81 Prozent) oder 
nieht (83 Prozent). 

Aueh für das Jahr 2008 galf, dass Erwerbsfätige mif Mi- 
grationshinfergrand relativ häufiger als ArbeiterZ-innen 
(43 Prozent; Erwerbstätige ohne Migrationshintergrund: 
24 Prozent) und vergleiehsweise seltener als Angestellte 
(45 Prozent; ohne Migrationshintergrand: 58 Prozent) tä- 
tig waren. Bei den Frauen mit Migrationshintergrand lag 
der Angestelltenanteil mit 52 Prozent höher als bei Mi- 
granten, aber deutlieh niedriger als bei Frauen ohne 
Migrationshintergrand (69 Prozent). 

Aueh im Jahr 2008 gab es kaum Erwerbstätige mit Mi- 
grationshintergrand als Beamte (1 Prozent mit Migra- 
tionshintergrand zu 6 Prozent ohne Migrationshinter- 
grand; vgl. Sehaubild 2 im Anhang). Diese Zahl lässt 
-wie aueh jene Zahl der Kategorie „öffentliehe Verwal- 
tungen und Sozialversieherangen“ aus der Besehäftigten- 
statistik (vgl. Tabelle 27 im Anhang) - nur bedingt Rüek- 
sehlüsse auf die Besehäfligung von Migrantinnen und 
Migranten im Öffentliehen Dienst insgesamt zu. Zu den 
Angestellten im Öffentliehen Dienst liegen keine Daten 
vor, die naeh Migrationshintergrand ausgewertet werden 
könnten. 

2.6 Sozialversicherungspflichtige 

Beschäftigung von Ausländerinnen 
und Ausländern 

Für den Bereieh sozialversieherangspfliehtiger Besehäfli- 
gung können keine Aussagen zu Besehäfligfen mif Mi- 
grationshintergrand gemaeht werden, da der Mikrozensus 
hierzu keine Daten enthält und die Besehäftigtenstatis- 
tik2*5 lediglieh naeh Staatsangehörigkeit unterseheidet. 

Der Aufsehwung naeh 2005 führte zur Sehaffung von 
1,3 Millionen neuen Arbeitsplätzen, so dass es im Jahres- 
durehsehnitt 2008 27,5 Millionen sozialversieherangs- 


285 Die Beschäftigtenstatistik ist eine Gesamtstatistik, die auf der Melde- 
pflicht der Arbeitgeber (§ 28a Absatz 3 SGB IV) an die Sozialversi- 
cherungsträger (BfA) basiert und durch die Bundesagentur für Arbeit 
erstellt wird. 


pfiiehtig Besehäftigte in Deutsehland gab. Ein Höehst- 
stand war mit insgesamt 28 Millionen Personen im 
Herbst 2008 zu verzeiehnen. Der Jahresdurehsehnitt 2009 
lag bei knapp unter 27,4 Millionen, wobei sieh der dureh 
die Finanz- und Wirtsehaftskrise ausgelöste Besehäfti- 
gungsabbau, gestützt dureh die Ausweitung der Kurz- 
arbeit, in engen Grenzen hielt. 

Die sozialversieherangspfliehtige Besehäftigung von 
Ausländerinnen und Ausländem erreiehte im Jahr 2001 
mit etwas über 2 Millionen Personen (7,2 Prozent der Ge- 
samtbesehäftigung) einen Höehststand. Diese Zahl sank 
bis Ende 2005 auf 1,7 Millionen Personen und nahm da- 
mit gegenüber der ebenfalls sinkenden Gesamtbesehäfti- 
gung überproportional ab. Der Anteil von Ausländerin- 
nen und Ausländem an der Gesamtbesehäftigung betrag 
nur noeh 6,5 Prozent. Seitdem nahm die Besehäftigung 
von Ausländerinnen und Ausländem aber wieder zu: Sie 
wuehs bis Ende 2008 prozentual sehneller als die Ge- 
samtbesehäftigung; die Zuwaehsrate war fast doppelt so 
hoeh wie die der Deutsehen (vgl. Tabelle 26 im Anhang). 
Dennoeh konnte am Ende des Aufsehwungs im Herbst 
2008 mit 1,9 Millionen Besehäftigten bzw. einem Anteil 
von 6,9 Prozent der Wert des vorangegangenen Wirt- 
sehaftszyklus weder absolut noeh anteilig wieder erreieht 
werden. Anders ausgedrüekt ging die Ausländerbesehäf- 
tigung mit einem Arbeitsplatzminus von 6 Prozent (ge- 
genüber dem Beginn des letzten Absehwungs) in die 
Wirtsehaftskrise. 

Diese Entwieklungen zeigen erneut, dass die Besehäfti- 
gung von Ausländerinnen und Ausländem naeh wie vor 
stärker auf konjunkturelle Auf- und Absehwünge der 
Wirtsehaft reagiert. Ausländisehen Besehäftigten 
kommt damit weiterhin eine konjunkturelle Pufferfunk- 
tion zu, da sie überproportional in Branehen mit höherer 
Konjunkturanfälligkeit besehäftigt und stärker im Ar- 
beitsmarktsegment für niedrig Qualifizierfe vertrefen sind 
(vgl. Tabelle 27 im Anhang). 

Konzentrier! isf die Ausländerbesehäftigung nahezu aus- 
sehließlieh auf Westdeufsehland und Berlin: Hier sind 
98 Prozenf der ausländisehen Besehäfligfen fätig. ln den 
ostdeufsehen Ländern stieg deren Besehäftigung gegen- 
über dem Jahr 2005 zwar um 28 Prozent und es arbeiteten 
dort 2008 insgesamt knapp 42 000 Ausländerinnen und 
Ausländer in sozialversieherangspfliehtiger Besehäfti- 
gung (vgl. Tabelle 28 im Anhang). Dies maeht allerdings 
nur rund 2 Prozent aller dort Besehäftigten aus. 

Differenziert naeh Staatsangehörigkeit werden die stärks- 
ten Besehäftigtengrappen von türkisehen Staatsangehöri- 
gen (26 Prozent aller ausländisehen Besehäftigten), 
Besehäftigten mit italienisehem (10 Prozent) und grieehi- 
sehem Pass (5 Prozent) gestellt. 29 Prozent bzw. 
542 000 der ausländisehen Arbeitnehmer/-innen kamen im 
Jahr 2008 aus den alten Mitgliedsländern der EU (EU-15). 
Somit waren es rund 100 000 Personen weniger als An- 
fang 2000. Diese Zahl entsprieht in etwa dem Rüekgang 
der Ausländerbesehäftigung insgesamt, d. h. der Rüek- 


286 Ygi 7 Lagebericht. 
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gang ging fast vollständig zu Lasten der Besehäftigung 
von Bürgerinnen und Bürgern aus der EU- 15. Dies unter- 
streieht die bereits im 7. Lageberieht besehriebene länger- 
fristige Entwieklung, dass die innereuropäisehe Arbeits- 
kräftewanderung nieht nur vergleiehsweise niedrig, 
sondern im längerfristigen Trend aueh rüekläufig ist.^*'^ 
Aueh am konjunkturellen Zuwaehs der Besehäftigung 
von Ausländerinnen und Ausländem waren Bürgerinnen 
und Bürger der EU- 15 zwisehen den Jahren 2005 und 
2008 nur zu 16 Prozent beteiligt (vgl. Tabellen 29 und 
30 im Anhang). Naeh Nationalitäten konnte keine Be- 
sehäftigtengrappe gegenüber dem Höehststand des voran- 
gegangenen Konjunkturhoehs zulegen. Gerade die Be- 
sehäfligten aus den ehemaligen Anwerbe Staaten für 
Arbeitsmigranten wie dem früheren Jugoslawien, Italien, 
Grieehenland oder der Türkei sind stark rüekläufig. 

Weniger als ein Drittel der ausländisehen Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter ist sozialversiehemngspfliehtig be- 
sehäftigt. Mit 31 Prozent liegt ihre Besehäftigungs- 
quote^ss deutlieh unter jener der Deutsehen (53 Prozent). 
Am Ende des letzten Wirtsehaftsaufsehwungs in 2008 lag 
diese Quote damit bei Deutsehen um zwei Prozentpunkte 
höher, bei Ausländerinnen und Ausländem um zwei Pro- 
zentpunkte niedriger im Vergleieh zum Ende des voran- 
gegangenen Hoehs. Bei Betraehtung naeh Altersgmppen 
zeigt sieh, dass bei den 25- bis 49-jährigen Ausländem 
die Besehäftigungsanteile höher als bei Deutsehen liegen. 
Zugleieh sind sie bei den Naehwuehsjahrgängen (15- bis 
24-Jährige) und bei älteren Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmern (50- bis 64-Jährige) aber deutlieh niedriger 
(vgl. Tabelle 31 im Anhang). Hierbei spiegeln sieh aueh 
Untersehiede im Altersaufbau zwisehen Deutsehen und 
Ausländerinnen und Ausländem wider. 

Von den in Deutsehland lebenden Ausländerinnen ist nur 
etwa jede fünfte sozialversiehemngspfliehtig besehäftigt. 
Entspreehend niedrig ist mit mnd 38 Prozent der Frauen- 
anteil an der Ausländerbesehäfligung (deutsehe Frauen: 
46 Prozent). Allerdings sind die prozentualen Zuwäehse 
bei der Ausländerinnenbesehäftigung im längerfristigen 
Trend deutlieh stärker als bei der Besehäftigung deut- 
seher Arbeitnehmerinnen und seit Anfang des Jahrzehnts 
bis 2008 konnte sieh der Frauenanteil an der Ausländer- 
besehäftigung um drei Prozentpunkte verbessern, (vgl. 
Tabelle 26 im Anhang). 

Bei Betraehtung naeh Nationalitätengrappen weisen die 
Frauenanteile an der Ausländerbesehäfligung allerdings 
eine enorme Streubreite auf Mit 57 Prozent sind mehr 
Polinnen als Polen besehäftigt, hälftig ist der Anteil je- 
weils bei Russen/Russinnen und Slowenen/Sloweninnen. 
Sie liegen damit über dem Frauenanteil bei den deutsehen 
Besehäftigten. Türkinnen stellen zwar die absolut größte 
Gruppe ausländiseher Arbeitnehmerinnen (148 000), ha- 
ben aber nur einen Anteil von knapp über 30 Prozent. Am 
unteren Ende der Skala liegen Frauen aus dem Irak und 
aus Pakistan mit nur 11 Prozent bzw. 10 Prozent (vgl. Ta- 
belle 30 im Anhang). 


2*'^ 7. Lagebericht, S. 67. 

Die Beschäftigungsquote weist den Anteil der sozialversicherungs- 
pflichtig Beschäftigten an der Wohnbevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter (15 bis unter 65 Jahre) aus. 


Wie sehon die oben vorgestellten Mikrozensusdaten für 
die Erwerbstätigen mit und ohne Migrationshintergrand, 
weist aueh die Besehäftigtenstatistik deutliehe Unter- 
sehiede in der Verteilung von Ausländerinnen und Aus- 
ländem sowie Deutsehen naeh Wirtsehaftssektoren und 
Wirtsehaftsabsehnitten auf Ausländisehe Besehäftigte 
sind weiterhin stärker als deutsehe im Produzierenden 
Gewerbe/Sekundären Sektor (34 Prozent zu 31 Prozent) 
und seltener im Dienstleistungssektor (64 Prozent zu 
67 Prozent) tätig. Die sektorale Verteilung von deutsehen 
und ausländisehen besehäftigten Männern hat sieh fast 
vollständig angegliehen, aber aueh bei Frauen sind die 
Untersehiede weitgehend gesehmmpft. Längst hat sieh 
aueh bei deutsehen wie ausländisehen Männern der Be- 
sehäftigungssehwerpunkt in den Dienstleistungssektor 
verlagert (vgl. Tabelle 25). 

Parallel zu den Mikrozensus-Ergebnissen für erwerbstä- 
tige Migrantinnen weist aueh die Besehäftigtenstatistik 
für ausländisehe Frauen einen Besehäftigungssehwer- 
punkt im Dienstleistungssektor (81 Prozent) aus. Nur 
etwa jede fünfte Ausländerin ist im Produzierenden Ge- 
werbe tätig, gleiehwohl ist dieser Anteil noeh etwas höher 
als bei den deutsehen Arbeitnehmerinnen (+1,7 Prozent- 
punkte). 

Bei differenzierter Betraehtung der einzelnen Wirt- 
sehaftsabsehnitte erweisen sieh die Verteilung und Ab- 
weiehung zwisehen deutsehen und ausländisehen Be- 
sehäftigten jedoeh als stärker ausgeprägt, ln sieben von 
16 Wirtsehaftsabsehnitten liegt der Besehäftigtenanteil 
der AusländerZ-innen über deren durehsehnittliehem An- 
teil an der Gesamtbesehäftigung von knapp 7 Prozent. 
Ganz vorne liegt hier das Gastgewerbe, in dem rund jede/-r 
fünfte Besehäftigte (21 Prozent) einen ausländisehen Pass 
hat, gefolgt von der Besehäftigung in Privathaushalten, 
der Land- und Forstwirtsehaft, dem Verarbeitenden 
Gewerbe und den wirtsehaftsnahen Dienstleistungen (vgl. 
Tabelle 26 im Anhang). 83 Prozent aller ausländisehen 
Besehäftigten sind in nur sieben Wirtsehaftsabsehnitten 
tätig, während andere Bereiehe sehr niedrige Ausländ er- 
besehäftigungsquoten aufweisen. Zu Letzteren gehört das 
Kredit- und Versiehemngsgewerbe mit einem Ausländer- 
anteil von nur 2,5 Prozent sowie die öffentliehen Verwal- 
tungen und Sozialversiehemngen mit einem Anteil von 
1,9 Prozent. Dieser Wirtsehaftsabsehnitt umfasst zwar 
nur einen Teil der Besehäftigung des Öffentliehen Diens- 
tes, die Zahlen können aber als Hinweis auf eine insge- 
samt immer noeh geringe Ausländerbesehäftigung und 
mittelbar hinsiehtlieh eines geringen Migrantenanteils im 
Öffentliehen Dienst gelesen werden. 

Ingesamt folgt also die Besehäftigung von Ausländerin- 
nen und Ausländem in vielen Feldern den längerfristigen 
Trends des sektoralen Stmkturwandels. Das belegen die 
rüekläuflgen Zahlen im Verarbeitenden Gewerbe sowie 
die Tatsaehe, dass sieh der Besehäftigungssehwerpunkt 
aueh der ausländisehen Besehäftigten längst in zentrale 
Branehen des Dienstleistungssektors versehoben hat. So 
gibt es in bestimmten stmkturell wiehtigen Besehäfti- 
gungsfeldem des Tertiären Sektors, wie z. B. Verkehr und 
Naehriehtenübermittelung oder Erbringung wirtsehafts- 
naher Dienstleistungen, eine erkennbar steigende Be- 
sehäftigung von Ausländerinnen und Ausländem. 
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Tabelle 25 


Verteilung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 2008' 
(nach Sektoren) 


Sektoren 

Beschäftigte 

insgesamt 

in% 

dentsche 

Beschäftigte 

ansländische 

Beschäftigte 

dentsche 

Beschäftigte 

ansländische 

Beschäftigte 

Männer 

Männer 

Franen 

Franen 

insgesamt 

in% 

insgesamt 

in% 

insgesamt 

in% 

insgesamt 

in% 

Insgesamt 

27.632.286 

100,0 

13.860.366 

100,0 

1.160.326 

100,0 

11.894.634 

100,0 

711.828 

100,0 

Primärer 

Sektor 

287.615 

1,0 

185.659 

1,3 

16.464 

1,4 

81.348 

0,7 

4.088 

0,6 

Sekundärer 

Sektor 

8.721.808 

31,6 

6.155.190 

44,4 

515.356 

44,4 

1.922.654 

16,2 

127.394 

17,9 

Tertiärer 

Sektor 

18.587.548 

67,3 

7.500.395 

54,1 

625.783 

53,9 

9.878.403 

83,0 

579.123 

81,4 


• Bis zum Ablauf von drei Kalenderjahren nach Auswertungsstichtag bzw. -Zeitraum haben Ergebnisse aus der Beschäftigungsstatistik den Status 
„vorläufig“. 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 


Insgesamt aber macht die spezifische Struktur ihrer Quali- 
fikation ausländische Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer besonders anfällig für negative Folgen des Struktur- 
wandels der Wirtschaft. Denn im Zuge der damit 
verbundenen Veränderungen werden in höherem Maße Ar- 
beitsplätze im niedrig qualifizierten Segment abgebaut, in 
dem ausländische Beschäftigte aufgrund der geringeren 
Anforderungen an die berufliche Qualifikation aber über- 
proportional häufig beschäftigt sind. Sie haben nur zu 
39 Prozent eine abgeschlossene Berufsausbildung, bei 
Deutschen sind es demgegenüber 71 Prozent. Diese Fest- 
stellung wird dadurch abgerundet, dass Beschäftigungsge- 
wicht und -umfang der ausländischen Arbeitnehmerschaft 
am Ende des kräftigen Aufschwungs und erheblicher Ar- 
beitsplatzzugewirme bis 2008 trotzdem den Vorläuferwert 
des vorangegangenen Hochs nicht wieder erreichen konn- 
ten. Der Rückgang im Arbeitsvolumetf^^ fällt aber noch 
deutlich höher aus als das Minus bei der Beschäftigtenzahl, 
da die Statistik auch einen deutlich gestiegenen Umfang 
der Teilzeitarbeit (-1-72 000), insbesondere bei ausländi- 
schen Arbeitnehmerinnen, ausweist, bei gleichzeitig star- 
kem Rückgang an Vollzeitbeschäftigungen (-152 OOO).^^*' 

2.7 Weitere Beschäftigungsformen 

2.7.1 WerkvertragsarbeitnehmerZ-innen und 

Saisonbeschäftigte 

Es gibt befristete oder zweckgebundene Beschäftigungs- 
formen, die auf den vorübergehenden Arbeitskräftezu- 
gang von außen gerichtet sind und somit nicht auf eine 
dauerhafte Integration dieser Arbeitskräfte in den deut- 


Arbeitsvolumen = Arbeitszeit x Arbeitskräfte 
Angaben jeweils zum 30. Juni d. J. 


sehen Arbeitsmarkt zielen. Hierzu zählen - neben den 
Saisonarbeitskräften - die Werkvertragsarbeitnehmer/-in- 
nen. Durch bilaterale Regierungsabkommen geregelt, 
können ausländische Subuntemehmer deutscher Firmen 
oder von Unternehmen aus anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union Aufträge und Arbeiten in Deutsch- 
land in bestimmtem Umfang mit ihren Arbeitskräften aus 
dem Ausland erledigen. Die quantitative Bedeutung für 
den hiesigen Arbeitsmarkt ist, gemessen an der Gesamt- 
beschäftigung, kaum mehr nennenswert. 

Zudem können für bestimmte Wirtschaftszweige, in de- 
nen zu Spitzenzeiten ein vorübergehender zusätzlicher 
Arbeitskräftebedarf besteht, Saisonarbeitskräfte aus dem 
Ausland für bis zu sechs Monate pro Jahr angefordert^^' 
und zugelassen werden. Erreichte die Zahl der Vermitt- 
lungen von Saisonkräften im Jahr 2004 mit 333 700 einen 
Höchststand, so sank sie seitdem sukzessive und betrug 
im Jahr 2008 nur noch 285 200, um 2009 wieder leicht zu 
steigen.292 Qgj- Rückgang der tatsächlich zustande gekom- 
menen Beschäftigungen steht auch im Zusammenhang 
mit den Freizügigkeitsregelungen für Arbeitnehmer/-in- 
nen aus den neuen EU-Mitgliedstaaten. Durch diese Re- 
gelungen gibt es insbesondere für Arbeitskräfte aus den 
osteuropäischen Beitrittsstaaten inzwischen innerhalb der 
EU attraktive Alternativen zur Saisonarbeit in Deutsch- 
land. Bezogen auf die Gesamtbeschäftigung ist die quan- 
titative Bedeutung von Saisonarbeit mit ca. 0,3 Prozent in 
Deutschland eher gering. 


Vgl. zur sog. Eckpunkteregelung für Zulassungen in Saisonbetrie- 
ben, mit der die jährliche Höchstzahl möglicher Zulassungen festge- 
setzt wird: http://www.arbeitsagentur.de/nn_25398/Navigation/zen- 
tral/Buerger/Arbeit/Saisonarbeit/Saisonarbeit-Nav.html. 

292 Bundesagentur für Arbeit: Analyse des Arbeitmarktes für Ausländer 
März 2010, Nürnberg. 
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2.7.2 Geringfügig beschäftigte 

Ausiänderinnen und Ausiänder 

Ende 2008 gingen knapp 2,3 Millionen (8 Prozent) der 
27,6 Millionen sozialversicherungspflichtig Beschäftig- 
ten in Deutschland neben ihrem Hauptberuf noch einer 
geringfügigen Beschäftigung nach. Bei den 1,9 Millionen 
ausländischen Beschäftigten lag dieser Anteil mit fast 
13 Prozent deutlich höher. Es sind weiterhin in stärkerem 
Maße ausländische Männer, die diese zusätzlichen Ne- 
benjobs wahmehmen: Ende 2008 stellten sie gut 53 Pro- 
zent der ausländischen Beschäftigten mit Nebenjob 
(Deutsche: 42 Prozent; vgl. Tabelle 32 im Anhang). Be- 
reits in ihrem letzten Bericht ging die Beauftragte davon 
aus, dass ausländische Haushalte offenbar häufiger als 
deutsche darauf angewiesen sind, ihr Einkommen durch 
einen ergänzenden Nebenjob aufzubessem.^®^ 

Das Gros der geringfügig Beschäftigten stellen Personen, 
die ausschließlich einem sogenannten Minijob nachge- 
hen. Für 4,9 Millionen (68 Prozent) der 7,2 Millionen ge- 
ringfügig Beschäftigten war der Minijob im Jahr 2008 das 
einzige Arbeitsverhältnis (vgl. Tabelle 32 im Anhang). 
Von 2002 bis 2006 ist die Zahl der geringfügigen Be- 
schäfligungsverhältnisse kontinuierlich und stark gestie- 
gen. Insgesamt nahm sie in dieser Zeit um rund eine drei- 
viertel Millionen (18 Prozent) zu. Von 2006 bis 2008 
stagnierte die Zahl der ausschließlichen Minijobs mehr 
oder weniger (vgl. Tabelle 33 im Anhang), während die 
sozialversicherungspfiichtige Beschäftigung in diesem 
Zeitraum stark gestiegen war. Bei den ausschließlich in 
einem Minijob Beschäftigten hat immerhin jede/r Elfte 
einen ausländischen Pass; ihr Anteil war in den Jahren 
2006 bis 2008 nur mehr geringfügig gestiegen, nachdem 
er in den Jahren davor deutlich zugenommen hatte (vgl. 
Tabellen 32 und 33 im Anhang). 

Insgesamt ist geringfügige Beschäftigung weiterhin eine 
Domäne der Frauen: Immer noch stellen sie zwei von drei 
geringfügig Beschäftigten, dies allerdings mit rückläufi- 
ger Tendenz. Während der Anteil der ausschließlich im 
Minijob tätigen deutschen und ausländischen Frauen An- 
fang 2000 noch bei über 70 Prozent lag, betrug er Ende 
2008 nur noch 66 Prozent. Bei den ausländischen Mini- 
jobberinnen gab es gegenüber dem Jahr 2006 allerdings 
einen Zuwachs um 1 1 000 bzw. 4 Prozent (vgl. Tabelle 33 
im Anhang). 

Bereits im letzten Lagebericht wurde ausgeführt, dass 
diese Beschäftigungsform zwar Beschäftigungsfähigkeit 
und berufliche Fertigkeiten sichern kann. Sie stellt jedoch 
keine Brücke in den ersten Arbeitsmarkt dar, da sie in der 
Regel keine umfassende sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung nach sich zieht.^«^ Immerhin haben gut 
800 000 Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosen- 


Vgl. 7. Lagebericht 

Die Wirksamkeit moderner Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, Be- 
richt 2006 des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales zur Wir- 
kung der Umsetzung der Vorschläge der Kommission Moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, Berlin 2006. 


geld 11 einen zusätzliehen Minijob, darunter hat jede/r 
Fünfte einen ausländisehen Pass.^^s 

2.8 Erwerbslosigkeit und Arbeitslosigkeit 

Erwerbslosigkeit ist definitoriseh abzugrenzen von Ar- 
beitslosigkeit. Erwerbslose sind Personen, die mindes- 
tens fünfzehn Jahre alf sind, nieht unmittelbar am Er- 
werbsleben teilnehmen, aber eine Erwerbstätigkeit (von 
mindestens einer Stunde pro Woehe) suehen, unabhängig 
davon, ob sie bei einer Arbeitsagentur oder einem Träger 
der Grundsieherung arbeitslos gemeldet sind. Arbeitslos 
ist dagegen, wer keine Besehäftigung hat (oder weniger 
als fünfzehn Woehensfunden arbeifef), Arbeif sueht, dem 
Arbeifsmarkt zur Verfügung sfeht und bei einer Agentur 
für Arbeif oder einem Träger der Grundsieherung arbeifs- 
los gemeldef isf. 

2.8.1 Erwerbslosigkeit von Migrantinnen und 
Migranten nach Mikrozensus 

Naeh den Daten des Mikrozensus gab es im Jahr 2008 

3.1 Millionen Erwerbslose in Deutsehland. Dies sind 
1,5 Millionen weniger als noeh 2005. Von diesen 3,1 Mil- 
lionen Erwerblosen hatten - wie sehon 2005 - 29 Prozent 
einen Migrationshintergrund. Weit über die Hälfte der Er- 
werbslosen mit Migrationshintergrund sind - mit 60 Pro- 
zent - Ausländerinnen und Ausländer (2005: 59 Prozent). 

Die Erwerbslosenquote von Personen mit Migrationshin- 
tergrund lag mit 12,4 Prozent (2005: 18 Prozent) weiter- 
hin fast doppelt so hoeh wie jene der Bevölkerung ohne 
Migrationshintergrund (6,5 Prozent; 2005: 9,8 Prozent). 
Aueh zwisehen den versehiedenen Gruppen von Migran- 
tinnen und Migranten gab es beträehtliehe Untersehiede: 
Während die Erwerbslosenquote bei Deutsehen mit Mi- 
grationshintergrund 10,3 Prozent betrug, lag sie bei den 
Niehtdeutsehen bei 14,4 Prozent (vgl. Tabelle 21). Einer 
der Gründe für Erwerbslosigkeif lag in fehlenden berufli- 
ehen Qualifikationen. Doppelf so häufig wie Erwerbs- 
lose^^^ ohne Migrationshintergrund hatten erwerbslose 
Migrantinnen und Migranten keinen berufliehen Ab- 
sehluss. Besonders hoeh war der Anteil von beruflieh 
Niehtqualifizierten bei ausländisehen Erwerbslosen 
(58 Prozent), während er bei Deutsehen mit Migrations- 
hintergrund mit 47 Prozent niedriger ausfiel. Auffallend 
ist, dass der Anteil der Hoehsehulabsolventinnen bei den 
erwerbslosen Ausländerinnen mehr als doppelt so hoeh 
lag, wie bei den erwerbslosen Frauen ohne Migrations- 
hintergrund (vgl. Tabelle 26). 


Bundesagentur für Arbeit: Analyse der Grundsicherung, Februar 
2010, S. 23. 

2^6 Es handelt sich um zwei verschiedene Messkonzepte, wobei das Er- 
werbslosenkonzept des Statistischen Bundesamtes tiefer gegliederte 
Strukturangaben zu Personen mit Migrationshintergrund zulässt, 
während das Arbeitslosenkonzept der Bundesagentur für Arbeit im 
Wesentlichen nach Deutschen und Ausländem unterscheidet. 

Ohne Erwerblose, die sich noch in der Ausbildung befinden. 
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Tabelle 26 

Erwerbslose nach Migrationshintergrund, Geschlecht und Berufsabschluss 2008 



Ge- 

schlecht 

ohne 

beruf- 

lichen 

Ab- 

schluss! 

mit be- 
ruflicher 
Aus- 
bildung 
oder Be- 
rufsfach- 
schule 

Meister-/ 

Technike- 

rausbil- 

dung 

oder 

gleich- 

wertig 

Fach- 

hoch- 

schul- 

oder 

Hoch- 

schul- 

studium 

ge- 

samt^ 

ge- 

samt^ 



% 

% 

% 

% 

% 



Männlich 

36,4 

52,9 

3,7 

7,1 

100 

1.645 

Bevölkerung insgesamt 

Weiblich 

33,1 

55,1 

4,0 

7,9 

100 

1.412 


Insgesamt 

34,8 

53,9 

3,8 

7,5 

100 

3.057 


Männlich 

27,6 

62,1 

4,2 

5,9 

100 

1.133 

1 Personen ohne Migrations- 
hintergrund 

Weiblich 

26,4 

63,0 

4,4 

6,1 

100 

1.028 


Insgesamt 

27,0 

62,6 

4,3 

6,0 

100 

2.161 


Männlich 

55,6 

31 , 8 ^ 

2,3 

9,6 

100 

513 

2 Personen mit Migrations- 
hintergrund 

Weiblich 

51,0 

33,6 

2,6 

12,8 

100 

384 


Insgesamt 

53,5 

33,0 

2,6 

10,9 

100 

897 


Männlich 

49,0 

39 , 2 ^ 

2,6 

8,8 

100 

194 

2a darunter Deutsche 

Weiblich 

44,0 

39 , 6 ^ 

3,1 

10,7 

100 

159 


Insgesamt 

47,0 

39 , 1 ^ 

3,1 

9,6 

100 

353 


Männlich 

59,4 

27 , 7 ^ 

_3 

10,1 

100 

318 

2b darunter Ausländer/innen 

Weiblich 

55,6 

27 , 1 ^ 

_3 

14,2 

100 

225 


Insgesamt 

57,9 

27 , 4 ^ 

2,2 

11,8 

100 

544 


Männlich 

53,9 

31 , 9 -* 

2,8 

10,8 

100 

436 

2.1 ... mit eigener Migrations- 
erfahrung 

Weiblich 

50,1 

33,2 

3,0 

13,9 

100 

337 

Insgesamt 

52,3 

32,9 

2,8 

12,2 

100 

773 


Männlich 

46,3 

40 , 2-1 

3,0 

9,8 

100 

164 

2.1a darunter Deutsche 

Weiblich 

42,1 

40 , 0 -* 

3,6 

11,4 

100 

140 


Insgesamt 

44,6 

39 , 9 -* 

3,3 

10,6 

100 

303 


Männlich 

58,8 

26 , 8 -* 

_3 

11,4 

100 

272 

2.1b darunter Ausländer/ 
innen 

Weiblich 

55,1 

25 , 3 -* 

_3 

15,7 

100 

198 


Insgesamt 

57,2 

26 , 2 -* 

2,6 

13,2 

100 

470 
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noch Tabelle 26 





mit he- 

Meister-Z 

Fach- 





ohne 

ruflicher 

Technike- 

hoch- 





heruf- 

Aus- 

raushil- 

schul- 

ge- 

samt 

ge- 

samG 


Ge- 

schlecht 

lichen 

Ah- 

hildung 
oder Be- 

dung 

oder 

oder 

Hoch- 


schlussi 

rufsfach- 

gleich- 

schul- 






schule 

wertig 

studium 





% 

% 

% 

% 

% 



Männlich 

63,6 

31,2^) 

_3 

_3 

100 

77 

2.2 ... ohne eigene Migrations- 
erfahmng 

Weiblich 

57,4 

38,3^) 

_3 

_3 

100 

47 


Insgesamt 

61,8 

34,1^) 

_3 

_3 

100 

123 


Männlich 

64,5 

32,3^ 

_3 

_3 

100 

31 

2.2a damnter Deutsehe 

Weiblich 

57,9 

36,8^ 

_3 

_3 

100 

19 


Insgesamt 

60,0 

34,0^ 

_3 

_3 

100 

50 


Männlich 

65,2 

32,6^ 

_3 

_3 

100 

46 

2.2b darunter Ausländer/ 
innen 

Weiblich 

57,1 

39,3^ 

_3 

_3 

100 

28 


Insgesamt 

62,2 

33,8^ 

_3 

_3 

100 

74 


• Einschließlich Anlemausbildung, Berufspraktikum und Berufsvorbereitungsjahr. 

^ Gesamtzahl der Erwerbstätigen ohne Erwerbstätige in Ausbildung und Erwerbstätige mit Angabe des Berufsabschlusses. 

3 Keine Angabe, da eine Berechnungsgröße einen Zahlenwert unter 5 000 aufweist, der wegen statistischer Unsicherheit nicht veröffentlicht wird. 

Daten ausschließlich für Personen mit beruflicher Ausbildung. Zu den Personen mit Berufsfachschule liegen keine Angaben vor. 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Sonderauswertung des Mikrozensus 2008 für die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 
Integration. 


2.8.2 Daten zur Arbeitslosigkeit von 

Ausländerinnen und Ausländern 

Auch für den letzten abgeschlossenen Konjunkturzyklus 
lässt sieh anhand der Arbeitslosigkeit von ausländisehen 
Staatsangehörigen ihre Funktion als konjunktureller Puf- 
fer belegen. Wie die Arbeitslosigkeit insgesamt, lag die 
von Ausländerinnen und Ausländem im Jahr 2001 mit 
465 000 Personen relativ niedrig. Danaeh stieg sie we- 
sentlieh stärker an als jene der Deutsehen, und zwar auf 
673.000 Personen im Jahr 2005. Die Steigemngsrate in 
diesem Zeitraum lag mit 45 Prozent mehr als doppelt so 
hoeh wie bei Deutschen (22 Prozent). Im Jahr 2005 er- 
reiehte die Arbeitslosenquote der Ausländerinnen und 
Ausländer mit über 25 Prozent ihren historischen Höehst- 
stand. Danach sank sie bis zum Jahr 2008 auf 
497 000 Personen um mehr als ein Viertel (26 Prozent) 
und auf eine Quote von 18 Prozent (Deutsehe: -33 Pro- 
zent auf 8 Prozent/vgl. Sehaubild 1). Im Jahr 2009 
sehließlieh nahm die Ausländerarbeitslosigkeit sehneller 
zu als jene der Deutsehen (+5,3 Prozent zu +4,6 Prozent). 
Entspreehend stärker stieg aueh die Arbeitslosenquote. 

Wie die Besehäftigung ist aueh die Arbeitslosigkeit von 
Ausländerinnen und Ausländem vor allem ein westdeut- 
sehes Phänomen, ln den fünf ostdeutsehen Bundeslän- 


dern (ohne Berlin) sind in der längerfristigen Beobach- 
tung nur 5 Prozent aller arbeitslosen AusländerZ-innen 
registriert, bei Deutsehen sind es über 36 Prozent (2009). 

ln der Arbeitslosigkeit der AusländerZ-innen und Deut- 
schen gibt es eine Reihe von Stmktumntersehieden. Auf- 
fällig ist im Vergleieh der Gmppen die untersehiedliehe 
Verteilung der Arbeitslosigkeit zwisehen den Generatio- 
nen. Während bei den arbeitslosen Ausländerinnen und 
Ausländem die Altersgmppe der 25- bis 49-Jährigen 
überdurehsehnittlieh stark betroffen ist, ist die Gmppe der 
über 50-Jährigen vergleiehsweise sehwaeh vertreten, ln 
der deutsehen Vergleichsgmppe liegt dagegen der Anteil 
der 15- bis 24-Jährigen deutlieh höher. Bei den arbeitslo- 
sen AusländerZinnen stiehl der sehr hohe Anteil „ohne ab- 
gesehlossene Bemfsausbildung“ ins Auge, während 
gesehleehtsbezogen keine merkliehen Untersehiede be- 
stehen (vgl. Abbildung 8: Arbeitslosigkeit von Auslän- 
dem und Deutsehen naeh Stmkturmerkmalen). 

Statistiseh ist der Anteil der Jugendarbeitslosigkeit der 
AusländerZ-innen an allen ausländisehen Arbeitslosen 
nieht sonderlieh ausgeprägt. Der Anteil junger AusländerZ 
-innen (Altersgmppe der 15- bis 24- Jährigen) an allen Ar- 
beitslosen dieser Altersgmppe ist sehon länger relativ sta- 
bil. Er liegt aueh deutlieh unter dem Ausländeranteil an 
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Schaubild 1 

Arbeitslosenquoten*) von Deutschen und Ausländer/innen in ausgewählten Jahren 

(Jahresdurchschnitt) 



2000 2001 2002 2005 2007 2008 2009 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 


Abbildung 


Dezember 2009 


Arbeitslosigkeit von Ausländern und Deutschen nach Strukturmerkmalen 
- Dezember 2009; Anteile in Prozent - 





15 bis unter 25 Jahren 


25 bis unter 50 Jahren 


50 bis unter 65 Jahren 


ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung^^ 

länger als 12 Monate 
arbeltslos^^ 











45,1 





pO 
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basieren ausschließlich auf Daten aus dem IT-Fachveffahren der BA. 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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der Gesamtarbeitslosigkeit (15 Prozent) und deutlieh 
niedriger als bei jungen Deutsehen. Aueh beim Abbau der 
Arbeitslosigkeit jugendlieher Ausländerinnen und Aus- 
länder zeigen sieh kaum Untersehiede zum Abbau der Ju- 
gendarbeitslosigkeit insgesamt. 

Zu berüeksiehtigen sind bei der Analyse und Bewertung 
der Jugendarbeitslosigkeit insgesamt allerdings weitere 
Gesiehtspunkte: Insbesondere z. B. die Tatsaehe, dass 
eine waehsende Zahl ausländiseher junger Mensehen 
zwar einen deutsehen Pass, nieht aber die gleiehen Zu- 
gangsvoraussetzungen zum Arbeitsmarkt hat wie Jugend- 
liehe ohne Migrationshintergrund, ln den versehiedenen 
Maßnahmen im Übergang zwisehen Sehule und Beruf 
sind Jugendliehe mit Migrationshintergrund zum Teil 
aueh intensiv vertreten. Zudem ist von einer gewissen 
Dunkelziffer junger Arbeitsloser auszugehen, da eine 
ganze Reihe ausländiseher Jugendlieher weder im Bil- 
dungs- noeh im Arbeitsmarktsystem auftaueht.^^s 

Die Arbeitslosigkeit von Ausländerinnen und Ausländem 
korreliert in hohem Maße mit fehlenden berafliehen Qua- 
lifikationen. Die erhöhten Arbeitsmarktrisiken von Ge- 
ringqualifizierten insgesamt werden immer wieder belegt. 
So lag die Arbeitslosenquote von Personen ohne Bemfs- 
absehluss naeh einer Studie des Instituts für Arbeits- 
markt- und Bemfsforsehung bei 26 Prozent, bei Personen 
mit Hoehsehulabsehluss dagegen nur bei 4 Prozent.^^^ 
Bei den ausländisehen Arbeitslosen ist der Anteil der Ge- 
ringqualifizierten dramatiseh hoeh: Drei Viertel (76 Pro- 
zent) von ihnen haben keine abgesehlossene (bzw. in 
Deutsehland anerkannte) Berafsausbildung (deutsehe Ar- 
beitslose: 37 Prozent). Die SGB-11- Wirkungsanalyse 
weist darauf hin, dass unter den erwerbsfähigen Hilfsbe- 
dürftigen (Reehtskreis SGB 11) 29 Prozent einen auslän- 
disehen Absehluss ohne Anerkennung in Deutsehland ha- 
ben. 

Bereits im letzten Berieht der Beauftragten wurden frü- 
here Untersuehungsergebnisse relativiert, die zu belegen 
sehienen, dass bei vergleiehbarem Alter und Bildungs- 
stand die Chaneen und Risiken von AusländerZ-innen und 
Deutsehen am Arbeitsmarkt weitgehend identiseh sind. 
Neuere Studien belegen hingegen, dass sieh Personen mit 
Migrationshintergrund aueh bei gleiehem Bildungsstand 
am Arbeitsmarkt naehweislieh sehwerer tun.^“' Aber aueh 
bei gegebenen diskriminierenden Effekten^o^ bleibt fest- 
zuhalten, dass die berafiiehe Qualifikation eine Grandvo- 
raussetzung für den erfolgreiehen Zugang zu einem gesi- 


298 Ygi auch 7. Lagebericht, a. a. O. 

Der Trend bleibt - Geringqualifizierte sind häufiger arbeitslos. lAB- 
Kurzbericht 18/2007. 

300 Vgl. 7. Lagebericht, S. 73. 

Vgl. z. B. Kaas, Leo/Christian Manger: Ethnie Discrimination in 
Germany’s Labour Market: A Field Experiment, IZA Discussion Pa- 
per No. 4741, Bonn, 2010; Bildung und Einbürgerung verbessern die 
Chancen, lAB-Kurzbericht 17/2008 oder OECD: Jobs for Immig- 
rants - Labour Market Integration in Australia, Denmark, Germany 
and Sweden“, Paris 2007, S. 195 ff 

Ohne Vorurteile - Anonyme Bewerbungen steigern die Chancen auf 
ein Gespräch, Süddeutsche Zeitung vom 23. März 2010. 

302 Ygi Kapitel II 11. Antidiskriminierungim vorliegenden Bericht. 


cherten Arbeitsplatz ist und über die Anfälligkeit bei 
dureh Strukturwandel und Konjunktursehwankungen be- 
dingter Arbeitslosigkeit wesentlieh mitentseheidet. 

2.9 Verbesserung der Beschäftigungs- 
chancen von Personen mit 
Migrationshintergrund 

Die zentralen Weiehenstellungen für Besehäfti- 
gungsehaneen erfolgen im Bildungs- und Ausbildungs- 
sysfem. Sie müssen in diesen, dem Arbeifsmarkf vorgela- 
gerten Bereiehen angegangen werden. Eine besondere 
- betriebliehe wie öffentliehe - Verantwortung besteht im 
Bereieh des Arbeitsmarktes jedoeh für Angebofe der be- 
rafhehen Weiferbildung. Diese Aufgabe umfassf insbe- 
sondere aueh die Naehqualifizierang von Personen, die 
ohne Berafsabsehluss in das Erwerbsysfem münden. Da 
dies für Migrantinnen und Migranfen überproportional 
häufig gilt, müssen einsehlägige Beratungs-, Informa- 
tions- und Integrationsangebote den spezifisehen Bedürf- 
nissen von Personen mit Migrationshintergrand in beson- 
derem Maße Reehnung tragen. Diese Feststellungen 
finden sieh sehon im Nationalen Integrationsplan. Was 
fremdspraehliehe Informationen für diese Angebote be- 
trifft, so haben diese an Breite (insbesondere in Printfor- 
maten) gewonnen,^*’^ sind aber weiter ausbaufähig, vor al- 
lem im Intertief.^*’'* Bis heute bleibt die Aussage des 
Nationalen Integrationsplans gültig: „Bei betriebliehen 
und bei öffentlieh finanzierten Maßnahmen zur Weiterbil- 
dung soll daraufhingewirkt werden, dass die bisher unzu- 
reiehende Förderung von Mensehen mit Migrationshin- 
tergrand deutlieh gesteigert wird, insbesondere bei 
Angeboten für Geringqualifizierfe“.^*’^ Hier empfiehlt der 
Faeharbeitskreis „Qualifizierung“ des bundesweiten 
Netzwerks „Integration dureh Qualifizierang-IQ“ explizit 
niederigsehwellige Angebote. 

Deutsehland befindet sieh hinsiehtlieh der Einlösung 
europäiseher Besehäfligungsziele nieht nur auf einem gu- 
ten Weg,3o^ sondern liegt sogar am oberen Rand kontinen- 
taleuropäiseher Vergleiehsländer.^o^ Dennoeh bleiben er- 
hebliehe Angebotsreserven, insbesondere bei Personen 
mit Migrationshintergrand, weiterhin ungenutzt. Dass 
dieses Potenzial sowohl mit Bliek auf das rüekläufige Ar- 
beitskräfteangebot als aueh in der Perspektive gelingen- 
der Integration gezielter aktiviert und qualifiziert werden 
muss, ist ein wesentlieher Konsens im Nationalen Inte- 
grationsplan. 


303 Ygl. z. B. Pressemitteilung Nr. 84 der Bundesagentur für Arbeit vom 
17. Dezember 2009 oder entsprechende kommunale Angebote 
(exemplarisch Bezirksamt Berlin-Neukölln). 

304 Wirkungen des SGB II auf Personen mit Migrationshintergrund, 
Studie im Auftrag des Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
10/2009, Duisburg. 

305 Nationaler Integrationsplan, S. 78.; lAB-Kurzbericht 18/2007, 
a. a. O. 

306 Durchführungsbericht 2008, Operationelles Programm des Bundes 
für den ESF, Förderperiode 2007-2013, Berlin 2009. 

30"^ Vgl. Thorde, Eric, a. a. O. 

308 Durchführungsbericht, a. a. O. 
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2.9.1 Stärkung des Arbeitskräfteangebots 
von Personen mit Migrations- 
hintergrund 

Die Erwerbsbeteiligung von Migranten und mehr noch von 
Migrantinnen ist - wie oben aufgezeigt - deutlich niedriger 
als jene von Erwerbspersonen ohne Migrationshintergrund. 
Trotz des Zuwachses von Erwerbstätigen mit Migrations- 
hintergrund in der Phase des Aufschwungs bis 2008 ist de- 
ren Erwerbsquote nur geringfügig gestiegen und der 
Abstand zur Erwerbsquote von Personen ohne Migrations- 
hintergrund ist weiter gewachsen. So liegt weiterhin ein 
großer Teil des Erwerbspotenzials aus Zuwandererfami- 
lien, insbesondere auch von jüngeren Menschen, brach. 
Die gerade bei Migrantinnen und Migranten oft fehlende 
berufliche Qualifikation schließt zwar nicht grundsätzlich 
von der Teilhabe am Erwerbsleben aus. Sie ist jedoch ein 
erheblicher und steter Risikofaktor in einer Erwerbsgesell- 
schaft, die in ihren Strukturwandelprozessen zunehmende 
Qualifikationsanforderungen an Arbeit stellt. 

Maßstab für eine gleichberechtigte Teilnahme von Mi- 
grantinnen und Migranten am Arbeitsmarkt kann nur eine 
den Erwerbspersonen ohne Migrationshintergrund ver- 
gleichbare Partizipation am Erwerbsleben sein. Dies gilt 
sowohl in quantitativer Hinsicht als auch mit Blick auf 
Qualifikation und die Qualität der Beschäftigung. Legt 
man die Erwerbsquote der Bevölkerung ohne Migrations- 
hintergrund als Maßstab an die Wohnbevölkerung mit 
Migrationshintergrund im erwerbsfähigen Alfer an, dann 
ergibf sich eine rechnerische Erwerbslücke von rund 
0,9 Millionen. Das heißt, dass bei Chancengleichheit am 
Arbeitsmarkt, die hier durch identische Erwerbsquoten si- 
muliert wird, ungefähr 900 000 Migrantinnen und Mi- 
granten mehr beschäftigt sein müssten. Diese Lücke hat 
sich aufgrund der demografischen Entwicklung bei Per- 
sonen mit Migrationshintergrund gegenüber dem Jahr 
2005 sogar noch vergrößert. 

Der entscheidende Faktor ist jedoch die nachhaltige Ver- 
besserung der qualitativen Angebotsstruktur von Perso- 
nen mit Migrationshintergrund. Bezieht man deshalb in 
einem zweiten Schritt auch die Qualifikationsstruktur der 
Erwerbspersonen ohne Migrationshintergrund auf die mit 
Migrationshintergrund, so wird das rechnerische Defizit 
an beruflichen Qualifikationen in der Migrantenbevölke- 
rung deutlich (vgl. Tabelle 35 im Anhang). Die rechneri- 
sche Lücke bei den beruflichen Abschlüssen liegt bei 
rund 2,5 Millionen, davon rund 1,7 Millionen bei der 
betrieblichen Ausbildung bzw. den Berufsfachschulab- 
schlüssen, gut 0,4 Millionen bei den Techniker-ZMeister- 
abschlüssen und knapp 0,4 Millionen bei den Hochschul- 
abschlüssen. Diese rechnerische Lücke ist gegenüber 
2005 größer geworden, da sich Zahl und Qualifikations- 
struktur der Erwerbstätigen ohne Migrationshintergrund 
in diesem Zeitraum verbessert haben. 

Nach den Daten des Mikrozensus 2007 haben 2,8 Millio- 
nen nach Deutschland Zugewanderte ihre Qualifikation 
vor der Einreise nach Deutschland erworben. Es ist davon 
auszugehen, dass viele dieser mitgebrachten Abschlüsse 
bislang offenkundig keine Anerkennung in Deutschland 


erlangt haben^o^ und auch aus diesem Grund ein erhebli- 
cher Teil dieser Personengruppe nicht ihrer Qualifikation 
entsprechend beschäftigt ist. Zwischen ausländischem 
Abschluss und tatsächlichem beruflichen Ansatz in 
Deutschland besteht eine erhebliche Differenz. Damit 
bleibt ein beachtliches Qualifikationspotenzial ungenutzt, 
das wesentlich höher liegt als es die Qualifikationsstruk- 
turdaten vermuten lassen.^'** Dies wird in unterschiedli- 
chen Quellen und Begründungszusammenhängen deut- 
lich: Die Beispiele reichen vom Tankwart mit Diplom bis 
zum ausländischen Arzt, der als Taxifahrer arbeitet, ln der 
Studie „Brain Waste“ wird beschrieben, dass nur jeder 
siebte Migrant im erlernten Beruf tätig ist. Die SGB-11- 
Wirkungsanalyse zeigt auf, dass 40 Prozent der erwerbs- 
fähigen Hilfebedürftigen einen ausländischen beruflichen 
oder akademischen Abschluss haben, der aber nur bei je- 
dem Vierten dieser Betroffenen anerkannt ist. Der Anteil 
nicht anerkannter Abschlüsse liegt bei erwerbsfähigen 
hilfebedürftigen Personen aus mittel- und osteuropäi- 
schen Ländern je nach Herkunftsland sogar nahe 40 Pro- 
zent, teils auch noch darüber.^'^ 

Aus Sicht der Beauftragten müssen diese Erkenntnisse 
und Zahlen auch Maßstäbe und Richtgrößen für polifi- 
sche Zielsetzungen zur besseren Arbeitsmarktintegration 
von Migrantinnen und Migranten sein. Sie sind zugleich 
aber auch Messzahlen für gelingende Infegration in das 
Erwerbssysfem und haben als solche bereifs im Infegra- 
tionsindikaforenbericht der Beauftragfen vom Mai 2009 
ersfen Niederschlag gefunden.^'^ Die Messbarkeif von In- 
fegrationsforfschriften wird auch bei der Weiferenfwick- 
lung des Nationalen Integrationsplans zum Nationalen 
Aktionsplan eine herausgehobene Bedeutung erlangen. 

Eine mittel- und längerfristige Reduzierung dieser starken 
Unterschiede in der Qualifikationsstruktur eröffnet nicht 
nur Chancen für die Angebofsseife, sondern - mit Blick 
auf die demografische Entwicklung und die sich verstär- 
kende Knappheit an Fachkräften - durchaus auch für die 
Nachfrage seitens der Wirtschaft. Es ist an dieser Stelle 
auch darauf hinzuweisen, dass zwischen der quantitativen 
Erwerbsbeteiligung und dem Qualifikationsniveau (höchs- 
ter Bildungsabschluss) eine enge positive Korrelation be- 
stebt.^i“* Eine wichtige Ergänzung und Unterstützung für 
eine Verbesserung der Beschäftigungsstruktur kann daher 
die Umsetzung des im Koalitionsvertrag fest gehaltenen 
„Anerkennungsgesetzes“ leisten.^'s Bekanntermaßen be- 


309 Vgl. z. B. Beer-Kern, Dagmar/Schröder, Jürgen: Qualifizierung und 
Arbeitsmarktpolitik für Migrantinnen und Migranten in: To Canada 
Migration nach Deutschland, Düsseldorf, 2009, S. 53. 

^•^Die Daten des Mikrozensus zur Qualifikationsstruktur spiegeln die 
Selbsteinschätzung der Befragten wider, d. h. Personen mit ausländi- 
schen Abschlüssen können sich z. B. als Hochschulabsolventin oder 
-absolvent einstufen, was aber nichts über die (Nicht-)Anerkennung 
ihres Abschlusses in Deutschland aussagt. 

Englmann, Bettina u. a., Brain Waste, Augsburg, 2007, S. 199. 

^ Darin sind auch Spätaussiedlerinnen und -aussiedler enthalten. Zu 
den Wirkungen des SGB II, a. a. O. 

Erster Integrationsindikatorenbericht, a. a. O. 

Lott, Margit: Soziografische Muster der Qualifikationsstruktur von Er- 
werbstätigkeit und Unterbeschäftigung, lAB-Forschungsbericht 2/2010. 
Siehe auch Kapitel II 3. 
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günstigen marktgängige und marktfähige berufliehe 
Kenntnisse und Fähigkeiten bzw. Absehlüsse die Auf- 
nahme einer qualifizierten Besehäftigung erheblieh. 
Als entseheidend wird hierbei aueh angesehen, dass es 
gelingt, den öffentliehen Diskurs in Bezug auf ausländi- 
sehe Bildungstitel vorurteilsfrei zu führen.^'^ 

2.9.2 Förderung des Arbeitskräfteangebots 
und Arbeitsförderung 

Die Förderung des Arbeitskräfteangebots ist zum einen 
eine Aufgabe der Wirtsehaft und bezieht sieh hier auf Be- 
sehäfligte. Vor allem wenn es um Arbeitslose geht, ist sie 
zum anderen aber aueh eine öffentliehe Aufgabe, die 
sehwerpunktmäßig von den Grundsieherungsstellen 
(Reehtskreis SGB 11) und den Arbeitsagenturen (Reehts- 
kreis SGB 111) wahrgenommen wird. Nieht nur bei deut- 
sehen, sondern insbesondere aueh bei ausländisehen Ar- 
beitslosen hat sieh die Arbeitslosigkeit seit dem Jahr 
2005, dem Jahr des „Starts“ der Grundsieherung und des 
SGB 11, sehr stark in diesen Reehtskreis verlagert. Ende 
2008 verteilten sieh die 481 000 ausländisehen Arbeitslo- 
sen im Verhältnis vier zu eins auf die Reehtskreise SGB 11 
und SGB 111. Bei Deutsehen beträgt das Verhältnis zwei 
zu eins. Derzeit sind - orientiert man sieh an der SGB-11- 
Wirkungsanalyse^'* - ea. 0,8 Millionen Personen mit Mi- 
grationshintergrund bei den Grundsieherungsstellen ar- 
beitslos gemeldet. 

Allerdings wuehsen im vergangenen Jahr erstmals wieder 
die Anteile von deutsehen und ausländisehen Arbeitslo- 
sen im Reehtskreis SGB 111 als Folge von Entlassungen 
im Zuge der Wirtsehaftskrise, naeh denen zunäehst in den 
allermeisten Fällen die im SGB 111 geregelte Arbeitslo- 
senversieherung greift. 

Mit Bliek auf die Arbeitsmarktrisiken von Migrantinnen 
und Migranten kommt Qualifizierungen, insbesondere im 
Reehtskreis SGB 11, eine herausgehobene Bedeutung zu. 
Aus Sieht der Beauftragten ist entseheidend, dass vor 
allem bei den Grundsieherungsstellen individuell zuge- 
sehnittene und dieser Zielgruppe gereehte Hilfen zukom- 
men. Dies betrifft sowohl niedersehwellige Qualifizie- 
rungsangebote als aueh naehholende Qualifizierung. 
Diese muss sowohl die Gründe für fehlende berufliehe 
Absehlüsse eruieren und spraehliche Fähigkeiten als aueh 
vorhandene Potenziale nutzen. Neben der Qualifikation 
und der spezifisehen Arbeitsmarktsituation sind insbeson- 
dere aueh Spraehkompetenzen zu ermitteln, der kulturelle 
Hintergrund zu beaehten und im Ergebnis der jeweilige 
individuelle Unterstützungsbedarf des Arbeitslosen fest- 
zustellen. Damit setzt die Arbeitsmarktpolitik an den bei- 
den wiehtigsten Stellsehrauben für den Besehäftigungser- 


316 Wirkungen des SGB II auf Personen mit Migrationshintergrund, 
Studie im Auftrag des Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
10/2009, Duisburg. 

Nohl, Amd-Michael/Weiß, Anja: Jenseits der Greencard: Ungesteu- 
erte Migration Hochqualifizierter, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 
44/2009, S. 18. 

318 Wirkungen des SGB II auf Personen mit Migrationshintergrund, 
Studie im Auftrag des Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
10/2009, Duisburg. 


folg an: den Sprachkenntnissen und den berufliehen 
Kompefenzen. 

Die Beauffragfe begrüßt es daher, dass die Bundesagentur 
unabhängig von den gesetzgeberisehen Vorhaben zur ver- 
besserten Anerkennung von ausländisehen Berufsab- 
sehlüssen versehiedene Aktivitäten auf den Weg gebraeht 
hat, um Mensehen mit Migrationshintergrund mit ihren 
Bildungsabsehlüssen besser in den Arbeitsmarkt zu inte- 
grieren. Hierzu gehören neben einem vertieften Profiling 
eine „integrationsbegleitende Beratung“, Information der 
Kunden wie aueh der Vermittlungsfaehkräfte über die 
Verfahren zur Anerkennung von ausländisehen Absehlüs- 
sen und ggf aueh die Übernahme der Kosten der 
Anerkennung sowie die Förderung von entspreehenden 
Vorbereitungskursen und Anpassungsqualifizierungen. 
Daneben wird ein „Deutseh-Test für Zweispraehler“ an- 
gebofen, um Spraehkenntnisse und -sfand einsehäfzen zu 
können. 

Die arbeifsmarkfpolitisehen Regelinsfrumenfe^'® riehfen 
sieh im Grundsafz aueh auf den speziellen Förderbedarf 
von Arbeifslosen mit Migrationshintergrund mit dem Ziel 
einer Vermittlung in eine Besehäftigung. Inwieweit die 
Arbeitsförderung naeh SGB 11 und SGB 111 Personen mit 
Migrationshintergrund bereits hinreiehend bzw. ihrem 
Anteil entspreehend berüeksiehtigt, ist aufgrand der Da- 
tenlage nieht ohne Weiteres zu beantworten. Was auslän- 
disehe Arbeitslose betrifft, liegen die im Jahr 2008 ausge- 
wiesenen Förderfälle der Eingliederungsbilanzen SGB 11/ 
111 unfer dem Arbeifslosenanfeil von Ausländerinnen und 
Ausländem. Andererseifs isf gegenüber dem Jahr 2005 
die Zahl der Förderfälle im zenfralen Bereieh SGB 11 
erkennbar gewaehsen. Die SGB -11- Wirkungsanalyse for- 
dert daher in den Handlungsempfehlungen, „den Rüek- 
stand von Ausländem beim Zugang zur MaßnahmefÖrde- 
mng (zu) überwinden“. 320 Da aber Personen mit 
Migrationshintergmnd ebenso intensiv aktiviert werden 
wie Personen ohne Migrationshintergmnd, verweist die 
Analyse darauf dass „ein angemessener Vergleieh der 
Teilnahme an Maßnahmen der ArbeitsfÖrdemng nieht 
möglieh ist, solange außerhalb des Eingliederangstitels 
finanzierte ’Fremdmaßnahmen’ (...) nieht in einer Daten- 
basis zusammen mit den Maßnahmen der BA abgebildet 
werden können “. 221 Gemeint sind Instmmente wie Inte- 
grationskurse oder die ESF-BAMF-SpraehfÖrderkurse. 

Gegenüber der Bilanz für das Jahr 2005 kommen aueh 
2008 die versehiedenen Insfmmenfe der ArbeifsfÖrdemng 
bei Arbeifslosen mit Migrationshintergmnd im Reehts- 
kreis SGB 11 untersehiedlieh intensiv zum Einsatz: Maß- 
nahmen der Qualifiziemng und Weiterbildung, die Beauf- 
tragung von Trägem/Dritten mit Vermittlungsaktivitäten 
oder das Einstiegsgeld beim Übergang in die Selbststän- 
digkeit werden bei Migrantinnen und Migranten322 über- 


Diese wurden zuletzt um Qualifizierungsregelungen während der 
Kurzarbeit erweitert, siehe § 421t SGB III. 

320 Wirkungen des SGB II auf Personen mit Migrationshintergrund, 
Studie im Auftrag des Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
10/2009, Duisburg. 

321 Ebd., S. 12. 

322 Soweit statistisch festgehalten. 
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proportional häufig eingesetzt, während Eingliederungszu- 
sehüsse und Besehäftigung sehaffende Maßnahmen 
gegenüber dem Jahr 2005 aufgeholt haben (vgl. Tabelle 36 
im Anhang). 

Neben den Regelinstrumenten der Arbeitsmarktpolitik 
gibt es spezifisehe Förderprogramme in den Reehts- 
kreisen SGB 11 und SGB 111. So z. B. das Programm „Per- 
spektive 50 plus“, das speziell auf die Verbesserung der 
Besehäftigungschancen langzeitarbeitsloser älterer Ar- 
beitnehmer/-innen abzielt und mittlerweile bei rund 
80 Prozent der Grundsieherungsstellen umgesetzt wird, 
oder das „WeGebAU-Programm (Weiterbildung Gering- 
qualifizierter und beschäftigter älterer Arbeitnehmer/-in- 
nen in Unternehmen)“ der Bundesagentur für Arbeit. Im 
Berichtszeitraum hat sich dieses Programm mit 
200 000 Förderfällen von 2007 bis 2009, allein die Hälfte 
davon in 2009, zunehmend etabliert. Das Programm wird 
in 2010 in gleicher Höhe (400 Mio. Euro) fortgeführt, 
was angesichts des Qualifizierungs- und Fachkräftebe- 
darfs das notwendige betriebliche Engagement in der 
betrieblichen Aus- und Weiterbildung unterstützt. Zusätz- 
lich hat die Bundesagentur für Arbeit in 2010 eine Initia- 
tive zur Flankierung des Strukturwandels gestartet, mit 
der sie verstärkt den Erwerb anerkannter Berufsab- 
schlüsse bzw. von Teilqualifikationen bei arbeitslosen 
Geringqualifizierten ermöglichen will. Dafür sind Haus- 
haltsmittel von 250 Mio. beretgestellt. Aufgrund der 
Arbeitslosigkeitsstrukturen und ihres höheren Anteils Ge- 
ringqualifizierter sind Migrantinnen und Migranten un- 
mittelbare Zielgruppe solcher Sonderprogramme. 

Speziell auf den Beratungs- und Anpassungsbedarf von 
Arbeitslosen mit Migrationshintergrund und ihre Heran- 
führung an das Regelsysfem der ArbeifsfÖrderung ausge- 
richfef isf das Berafungs- und Informationsnefzwerk „In- 
fegration durch Qualifizierung“ (IQ). Im Auftrag des 
Bundesminisferiums für Arbeif und Soziales enfwickelf 
und erprobt das Netzwerk IQ in Zusammenarbeit mit der 
Bundesagentur für Arbeit und nichtstaatlichen Trägem 
neue Handlungsansätze zur Verbesserung der Arbeits- 
marktintegration von Migrantinnen und Migranten. Die 
Bundesregiemng hat zugesagt, nach Abschluss der lau- 
fenden Evaluierang zu prüfen, inwieweit erfolgreiche 
Instmmente aus dem Netzwerk in das Regelsystem der 
ArbeitsfÖrdemng übernommen bzw. als ergänzende An- 
gebote in den Rechtskreisen SGB 11 und SGB 111 verste- 
tigt werden können.323 Einen zusammenfassenden Über- 
blick über die diesbezüglichen Handlungsfelder und 
Empfehlungen liefert das im Herbst 2009 veröffentlichte 
sog. Positionspapier. 324 Im weiteren wird es dämm gehen, 
zu prüfen und zu bewerten, welche Instmmente für eine 
Regelförderang in der Fläche geeignef sind. Die dort aus- 
formulierte Stärkung der sog. migrationssensiblen Bera- 
tung ist u. a. auch Bestandteil einer Gemeinschaftsinitia- 


Nationaler Integrationsplan, a. a. O.; Eine entsprechende generelle 
Passage für die Überprüfung und die Überführung von Projektforde- 
rungen in die Regelförderung findet sich auch im Koalitionsvertrag. 
Pakt für Integration und Arbeitsmarkt, Positionspapier für eine mi- 
grationssensible Arbeitsmarktpolitik, Düsseldorf 2009. 


tive der Beauftragten, des Bundesministeriums für Arbeif 
und Soziales und der Bundesagentur für Arbeit. 325 

Das im Jahr 2004 angelaufene Programm zur Förderung 
berufsbezogener Sprachkompetenzen,326 das aus Mitteln 
des Europäischen Sozialfonds finanziert wird, ist von der 
Bundesagentur für Arbeif an das Bundesamf für Migra- 
tion und Flüchtlinge (BAMF) übergegangen. Es steht 
seitdem allen arbeitslosen Personen mit Migrationshinter- 
grand offen. Im Nationalen Integrationsplan hat die Bun- 
desregierung zugesagt, dieses spezifische Förderangebot 
auszuweiten. Die Maßnahmen in der Zuständigkeit des 
BAMF sind im Jahr 2009 in der Fläche angekommen und 
ergänzen gezielt die allgemeinen Integrationskurse. Da 
diese berufsbezogene SprachfÖrderang Grundlagen 
braucht, wirkt die Bundesagentur für Arbeit zudem da- 
rauf hin, dass die in den Grundsieherungsstellen für Ar- 
beifsuchende nachhaltig von der neuen gesetzlichen 
Möglichkeit Gebrauch machen, SGB-ll-Leistungsbezie- 
her/-innen durch eine entsprechende Bestimmung in der 
Eingliederangsvereinbarang zur Teilnahme an einem 
allgemeinen Integrationskurs zu verpffichten.322 „Integra- 
tionskurse des BAMF werden von den Grandsicherangs- 
stellen umfassend genutzt“, so die SGB-11- Wirkungsana- 
lyse. 328 Integrationskurse können allerdings aufgrund des 
dort erreichbaren Sprachstandes bestenfalls ein erster 
Schritt in einem Förderkonzept sein, das eine qualitative 
Arbeitsmarktintegration und Beschäftigung beinhaltet.329 

Für die Entwicklung der Qualifizierangsreserven von Be- 
schäftigten kommt - nicht zuletzt mit Blick auf künftige 
Engpässe im Fachkräftebereich - der betrieblichen Wei- 
terbildung eine Schlüsselfunktion zu. Verschiedene Quel- 
len belegen die defizitäre Situation, insbesondere auch im 
Bereich der Geringqualifizierten.33o Von daher überrascht 
es auch nicht, dass Deutschland im Zielerreichungsgrad 
des EU-Benchmarking im Bereich „Lebenslanges Ler- 
nen“ vom Zielwert weit entfernt ist und auch deutlich un- 
ter dem Durchschnitt der EU-15 bzw. -27 liegt.33i 

Gerade weil Beschäftigte mit Migrationshintergrand häu- 
fig über keinen beruflichen Abschluss oder geringere 
Qualifikationen verfügen, isf ein Perspektivwechsel in 
der Wirtschaft unabdingbar, der umfänglich Geringquali- 
fizierte als zu Qualifizierende und so als bislang noch 
ungenutztes Potenzial annimmt. Die innerbetriebliche 
Weiterbildung wird als wichtiger und zentraler Weg zur 
Steigerung der Handlungskompetenz von Beschäftigten 
mit Migrationshintergrand beschrieben und mindert zu- 


^25 GINCO. Weitere Programmelemente sind u. a. interkulturelle Trai- 
ningsmaßnahmen für Erzieherinnen, Jobbörsen, Zusammenarbeit der 
BA mit Konsulaten. 

326 Vgl. 6. Lagebericht B II.3.2, S. 101. 

327 g 44a Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 i. V. m. Satz 3 AufenthG. 

328 Wirkungen des SGB II auf Personen mit Migrationshintergrund, 
Studie im Auftrag des Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
10/2009, Duisburg. 

329 Ebd. Hauptband Jahresbericht 2008, S. 11. 

330 Konsortium Bildungsberichterstattung (Hrsg.): Bildung in Deutsch- 
land. Ein indikatorengestützter Bericht mit einer Analyse zu Bildung 
und Migration, 2006, S. 282; Betriebe müssen sich auf alternde Be- 
legschaften einstellen, lAB-Kurzbericht 21/2007. 

331 Durchführungsbericht 2008, a. a. O., S. 13. 
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gleich Beschäftigungsrisiken.332 Aus der Sicht der Beauf- 
tragten muss die berufliche Aufstiegsmobilität im Be- 
schäftigungssystem gestärkt werden. Insofern weisen die 
im Nationalen Integrationsplan hinterlegten Selbstver- 
pflichtungen der Wirtschaft zur - verbesserten - Integra- 
tion von Personen mit Migrationshintergrund ins Be- 
schäftigungssystem in die richtige Richtung. 

Jenseits der Instrumentenebene gibt es zahlreiche weitere 
Erfolgsbedingungen für gelingende Arbeitsmarktintegra- 
tion, wie z. B. tatsächlich gelebte Chancengleichheit 
durch Abbau vorhandener Chancenungleichheiten, die 
enge Kooperation lokaler Institutionen und Kompetenz- 
netzwerke oder die enge Kooperation mit Migrantenorga- 
nisationen.^^'* Neben der institutioneilen Bedeutung von 
Netzwerken für Migrantinnen und Migranten ist natürlich 
auch die individuelle Einbindung u. a. in arbeitsmarktre- 
levante Netzwerke von zentralem Stellenwert.^^^ 

2.10 Resümee 

Die erheblichen auf dem Arbeitsmarkt sowie in und außer- 
halb des Erwerbsystems befindlichen quantifativen Be- 
schäfligungsreserven sowie die qualifativen Erschließungs- 
potenziale sind in den vorherstehenden Abschnitten 
umfassend beschrieben worden. Dass sich bereits inner- 
halb weniger Jahre (2005 bis 2008) deutlich erkennbare 
strukturelle Veränderungen einer verbesserten strukturellen 
Beschäftigungs- bzw. Arbeitsmarktintegration auf einem 
Markt mit einem Erwerbspersonenpotenzial von über 
44 Millionen Menschen zeigen, konnte andererseits kaum 
erwartet werden: Eine qualitative Veränderung allein um 
einen Prozentpunkt umfasst 440 000 Personen bzw. 
80 000 bezogen auf Personen mit Migrationshintergrund. 

Zugleich bedarf es gerade wegen der dafür erforderlichen 
Dimensionen eines erheblichen betrieblichen und öffent- 
lichen Ressourceneinsatzes zur Aktivierung dieser Reser- 
ven und Potenziale. Nur so lassen sich die politisch ge- 
wollten strukturellen Verbesserungen tatsächlich auch 
erzielen. Gerade in Zeiten einer Wirtschaftskrise und gro- 
ßer Haushaltsrisiken kann dies auch Finanzierungsfragen 
aufwerfen. Dem steht entgegen, dass gerade jeglicher 
Aufschub qualitativer Integration von Migrantinnen und 
Migranten die Volkswirtschaft und die Gesellschaft ins- 
gesamt teuer zu stehen kommt. Die Kosten solcher Ver- 
säumnisse liegen bei 15 Mrd. Euro und mehr pro Jahr.^^ö 
Gerade in Zeiten einer Wirtschaftskrise müssen migra- 


„Jetzt habe ich das verstanden": Innerbetriebliche Weiterbildung 
Deutsch am Arbeitsplatz in einem norddeutschen Produktionsbe- 
trieb, Koordinierungsstelle Berufsbezogenes Deutsch, Kompetenz- 
zentrum NOBI, 2009. Weitere Informationen unter http:// 
www.deutsch-am-arbeitsplatz.de. 

Nationaler Integrationsplan, S. 82. 

Pakt für Integration und Arbeit, a. a. O. S. 35 ff. 

Überblick hierzu z. B. Eiwert, Annika: Arbeitsmarkterfolg von Mi- 
granten, Mainz/Köln 2009. 

Volkswirtschaftlicher Nutzen von frühkindlicher Bildung, Bertelsmann- 
Stiftung, Gütersloh, 2008.; 

Gesellschaftliche Kosten unzureichender Integration von Zuwande- 
rinnen und Zuwanderem in Deutschland, Bertelsmann-Stiftung, Gü- 
tersloh, 2008.; 

Integrationsrendite - Volkswirtschaftliche Effekte einer besseren Inte- 
gration von Migranten, Institut der deutschen Wirtschaft, Köln, 2010. 


tionspolitische Debatten und Reformen vorangetrieben 
werden, weil gerade geringqualifizierte Personen bzw. 
solche Tätigkeitsbereiche, die schneller von Entlassungen 
bedroht sind - und dies trifft auf viele Migrantinnen und 
Migranten zu - Krisen als erste spüren und sonst der der 
frühzeitige Weg aus der Arbeitslosigkeit nach der Krise 
verpasst wird.^^^ Diese Forderung unterstreicht die Not- 
wendigkeit, bei der Weiterentwicklung des Nationalen 
Integrationsplans zum „Nationalen Aktionsplan Integra- 
tion“ über Konjunkturzyklen hinweg verstetigte Integra- 
tionsfortschritte gerade im Erwerbs- und Beschäfti- 
gungssystem und damit auch auf dem Arbeitsmarkt 
voranzutreiben und diese sichtbar und messbar zu ma- 
chen. 

Eine weitere wichtige Rolle tür Integrationsfortschritte ist 
aus der Sicht der Beauftragten, neben der Unterlegung 
durch finanzielle Ressourcen die Vielzahl von bewährten 
Integrationsprojekten an einzelnen oder mehreren Stand- 
orten in Deutschland zu Regelangeboten in der Fläche 
weiterzuentwickeln und so auch eine bestmögliche Ver- 
netzung der verschiedenen IntegrationstÖrdermaßnahmen 
in der Breite zu bewirken.^^* 

3. Anerkennung von im Ausland 

erworbenen beruflichen Abschlüssen 
und Qualifikationen 

Die gegenwärtige Situation bei der Anerkennung von im 
Ausland erworbenen Abschlüssen und Qualifikationen in 
Deutschland ist gekennzeichnet durch 

- eine große Unübersichtlichkeit in den Verfahren und 
hinsichtlich der zuständigen Stellen, 

- das Fehlen einheitlicher Standards und Kriterien tür 
die Bewertungs- und Entscheidungspraxis der unter- 
schiedlichen Akteure, 

- eine oftmals fehlende bundesweite Verbindlichkeit 
von Anerkennungsentscheidungen und informellen 
Gutachten sowie 

- fehlende Rechtsansprüche tür eine beträchtliche Zahl 
der Menschen, die ihr Studium, ihre Ausbildung und 
Qualifikationen im Ausland erlangt oder dort in ihrem 
gelernten Beruf gearbeitet haben und nun in Deutsch- 
land eine ausbildungsadäquate Beschäftigung suchen. 

Die Gesamtproblematik der Anerkennung339 yon im Aus- 
land erworbenen Abschlüssen und Qualifikationen ist 
auch in rechtlicher Hinsicht äußerst komplex. Die Gesetz- 
gebungszuständigkeit tür die unterschiedlichen Bemfsge- 
setze liegen je nach Beruf beim Bund oder bei den Län- 


Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen (Hrsg.): Barrieren 
überwinden: Migration und menschliche Entwicklung, Berlin 2009. 

338 Wachstum. Bildung. Zusammenhalt. Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und FDP, 17. Legislaturperiode, 2009, S. 66. 

Der Begriff „Anerkennung“ wird im Folgenden als Oberbegriff für 
Verfahren zur Feststellung und Bewertung im Ausland erworbener 
beruflicher Abschlüsse und Qualifikationen verwendet und bezieht 
sich nicht allein auf Verfahren, die eine Anerkennung in einem enge- 
ren rechtlichen Sinne vorsehen. Andernfalls müsste regelmäßig von 
der „Feststellung der Gleichwertigkeit von Berufsqualifikationen“ 
gesprochen werden. 
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dem. Die Anerkennungsverfahren hingegen werden 
immer von Länderstellen (Behörden, Kammern bzw. be- 
auftragten Stellen) durehgeführt. Selbst bei Bemfen, 
deren Anerkennung naeh einem von den Ländern dureh- 
geführten Bundesgesetz geregelt ist, werden in der Aner- 
kennungspraxis erhebliehe Abweiehungen sowohl 
zwisehen Bundesländern als aueh innerhalb eines Bun- 
deslandes beklagt. Diese Unübersichtlichkeit führt im Er- 
gebnis oft dazu, dass auch heute schon bestehende Aner- 
kennungs- oder Bewertungsmöglichkeiten nicht genutzt 
werden. Darüber hinaus gibt es viele Fallkonstellationen, 
in denen es keine Rechtsgmndlage für eine formale Aner- 
kennung des ausländischen Abschlusses bzw. der Qualifi- 
kation gibt. Auch die Praxis einiger Stellen, informelle 
Bescheinigungen oder Gutachten auszustellen, wird we- 
der fiächendeckend verfolgt noch orientiert sie sich an 
einheitlichen Kriterien. Die vorhandenen ausländischen 
Abschlüsse und Qualifikationen bleiben im Ergebnis oft 
im Inland unbekannt und die oder der Betroffene gilt als 
„ungelernt“ oder „ohne Abschluss“. 

Anerkennungsverfahren bzw. Verfahren zur Bewertung 
ausländischer Abschlüsse haben u. a. auch die Funktion, 
die im Inland für erforderlich erachteten Qualitätsstan- 
dards zur Ausübung eines Berafes einzuhalten bzw. zu 
bewahren. Im Inland als verbindlich vorgesehene Ausbil- 
dungsstandards dürfen nicht über den Weg eines Aner- 
kennungsverfahrens umgangen werden können. Dies 
hätte unmittelbar Folgen für den Verbraucherschutz, der 
z. B. im Bereich der Heilbemfe als Patientenschutz ein 
hohes Gut ist. Andererseits können inländische Qualitäts- 
standards nicht nur dadurch bewahrt werden, dass zuge- 
wanderte Betroffene allein über das Durchlaufen deut- 
scher Ausbildungsgänge bzw. über eine erfolgreiche 
Teilnahme an einer deutschen Abschlussprüfung (soge- 
nannte „Extemenprüfung“ im Bereich der Ausbildungs- 
bemfe) einen Zugang zu ihrem erlernten Bemf erhalten 
können. Ein solches Vorgehen würde im Ergebnis die 
mitgebrachte Qualifikation und den bemflichen Werde- 
gang negieren. Im Ausland erworbene Abschlüsse und 
Qualifikationen würden dann erst „anerkannt“, wenn die 
deutsche Abschlussprüfung erfolgreich absolviert worden 
ist. „Anerkennung“ bedeutet jedoch nicht den Erwerb ei- 
nes inländischen Zertifikats, das bescheinigt, dass ein 
deutscher Abschluss erworben worden ist. Anerkennung 
zielt auf die Zuordnung einer ausländischen Ausbildung 
bzw. Qualifikation zu einem vergleichbaren inländischen 
Abschluss und bestätigt deren Gleichwertigkeit. 

Die Beauftragte hatte die gesamte Problematik der Aner- 
kennungsverfahren bzw. der Verfahren zur Bewertung 
ausländischer Abschlüsse in ihrem letzten Bericht des- 
halb erneut aufgegriffen.^^o Die vom Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales aus ESF-Mitteln finanzierte Stu- 
die von Bettina Englmarm und Martina Müller „Brain 
Waste - Die Anerkennung ausländischer Qualifikationen 
in Deutschland“,^'*' die von der Beauftragten im Frühjahr 


340 Vgl. den 7. Lagebericht, Kapitel II. 3. 6. 8, S. 77 ff. und 6. Lagebericht, 
Kapitel 11.1.3, S. 77 f 

Abrufbar unter http://www.berufliche-anerkennung.de (Website der 
Tür an Tür Integrationsprojekte gGmbH). 


2008 vorgestellt wurde, hat der Fachdiskussion neuen 
Schwung verliehen. Im Mai 2008 übermittelte das Bun- 
desministerium für Bildung und Forschung dem 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenab- 
schätzung des Deutschen Bundestages einen Sachstands- 
bericht zur Anerkennung bemflicher Auslandsqualifika- 
tionen.^''^ Reihe von Fraktionen des Deutschen 

Bundestages hat zu dem Problemkreis Anträge vorge- 
legt.^'*^ Die Beauftragte initiierte bereits in der 16. Legis- 
laturperiode einen Gesprächskreis, an dem die mit 
Anerkennungsfragen befassten Bundesministerien344 teil- 
nahmen und sich u. a. zu verfassungsrechtlichen Fragen 
und Praxisproblemen austauschten. 

3.1 Qualifizierungsinitiative für 
Deutschland (QID) 

Die Regierangschefs von Bund und Ländern hatten sich 
im Herbst 2008 im Rahmen des „Bildungsgipfels“ auf ei- 
nen Beschluss zu einer Qualifizierangsinitiative für 
Deutschland geeinigt. Bei der Anerkennung von auslän- 
dischen Abschlüssen und Qualifikationen sollten Bund 
und Länder bis Mitte 2009 über mögliche Ausweitungen 
bzw. Verbessemngen der Rechtsgmndlagen und der 
Verfahren zur Anerkennung von nicht in Deutschland er- 
worbenen bemflichen Qualifikationen sowie über die ge- 
eignete Fördemng von Ergänzungs- und Anpassungsqua- 
lifiziemngen entscheiden. Im Rahmen der QID wurde 
durch die Amtschefskonferenz der Kultusministerkonfe- 
renz eine Bund-Länder-Arbeitsgmppe „Anerkennungs- 
verfahren“ eingerichtet, ln der Arbeitsgrappe sind die 
Amtschefs der Länder Nordrhein- Westfalen (federfüh- 
rend), Berlin, Sachsen und Sachsen-Anhalt vertreten. Von 
Seiten der Länder nahmen zudem die Zentralstelle für 
ausländisches Bildungswesen der Kultusministerkonfe- 


Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung; 
Ausschussdrucksache 16(18)394 neu vom 5. Mai 2008. 

Zum Beispiel Antrag der Abgeordneten Swen Schulz, Katja Mast 
u. a. sowie der Fraktion der SPD: Durch Vorrang für Anerkennung 
Integration stärken - Anerkennungsgesetz für ausländische Ab- 
schlüsse vorlegen, Bundestagsdrucksache 17/108 vom 1. Dezember 
2009, Antrag der Abgeordneten Krista Säger, Priska Hinz u. a. sowie 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Brain Waste stoppen - 
Anerkennung ausländischer akademischer und beruflicher Qualifika- 
tionen umfassend optimieren, Bundestagsdrucksache 17/123 vom 
2. Dezember 2009, Anträge der Abgeordneten Sevim Dagdelen, 
Cornelia Hirsch, Ulla Jelpke u. a. sowie der Fraktion DIE LINKE: 
Für eine zügige und umfassende Anerkennung von im Ausland er- 
worbenen Qualifikationen, Bundestagsdrucksache 17/117 vom 
2. Dezember 2009 sowie Für eine erleichterte Anerkennung von im 
Ausland erworbenen Schul-, Bildungs- und Berufsabschlüssen, Bun- 
destagsdrucksache 16/7109 vom 14. November 2007 und, Beschluss- 
empfehlung des Ausschusses, Bundestagsdrucksache 16/11732 vom 
27. Januar 2009 oder der Antrag der Abgeordneten Sibylle 
Laurischk, Uwe Barth, Cornelia Pieper u. a. sowie der Fraktion der 
FDP: Lebensleistung von Migrantinnen und Migranten würdigen - 
Anerkennungsverfahren von Bildungsabschlüssen verbessern, Bun- 
destagsdrucksache 16/11418 vom 17. Dezember 2008. 
Bundesministerium für Bildung und Forschung, Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie, Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales, Bundesministerium des Innern, Bundesministerium der 
Justiz, Bundesministerium für Gesundheit und Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit. 

Abrufbar unter http://www.bmbf de/pub/beschluss_bildungsgipfel_ 
dresden.pdf, dort S. 11 f. 
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renz (ZAB) sowie die Arbeits- und Sozialministerkonfe- 
renz und die Wirtschaftsministerkonferenz teil. Der Bund 
ist durch die Bundesministerien für Bildung und For- 
schung, Wirtschaft und Technologie, Arbeit und Soziales 
und Gesundheit sowie die Beauftragte vertreten. Der de- 
taillierte Bericht mit Empfehlungen wurde im September 
2009 vorgelegt. Ein Sachstandsbericht zum Umsetzungs- 
stand soll der Amtschefkonferenz im November 2010 
vorgelegt werden. 

Auch die Konferenz der für Integrationsfragen zuständi- 
gen Ministerinnen und Minister bzw. Senatorinnen und 
Senatoren sowie die entsprechenden Gremien der Ar- 
beits- und Sozialministerien sowie der Wirtschaftsminis- 
terien der Länder erörterten das Thema zwischen 2008 
und dem Frühjahr 2010 und fassten eine Reihe von Be- 
schlüssen. 

3.2 Eckpunktepapier der Bundesregierung 

ln einem Eckpunktepapier, das die Bundesministerien für 
Bildung und Forschung, für Wirtschaft und Technologie, 
das Bundesministerium des Innern sowie die Beauftragte 
am 18. Juni 2009 vorlegten,^''^ wurden noch in der 
16. Legislaturperiode erste grundsätzliche Klärungen her- 
beigeführt. Das Bundesministerium für Arbeit und Sozia- 
les legte im Juni 2009 ein eigenes Eckpunktepapier 
„Kompetenzen wahmehmen, anerkennen und fördern“ 
vor.3"^^ Im Koalitionsvertrag für die 17. Legislaturperiode 
wurde dann die Wichtigkeit des Themenbereichs aus- 
drücklich betont und die Einführung eines allgemeinen 
Anspruchs auf Durchführung eines Anerkennungsverfah- 
ren vereinbart. Bereits am 9. Dezember 2009 beschloss 
das Bundeskabinett ein aktualisiertes und präzisiertes 
Eckpunktepapier,^''^ in dem u. a. festgestellt wurde, dass 
eine Differenzierung beim Zugang zu den Anerkennungs- 
möglichkeiten, die in erster Linie an den Rechtsstatus der 
Personen mit im Ausland erworbenen Abschlüssen an- 
knüpfe, nicht mehr zeitgemäß sei. Stattdessen solle 
grundsätzlich an die Bleibeperspektive der oder des Be- 
troffenen in Deutschland angeknüpft werden. Aus Sicht 
der Beauftragten ist im Einzelnen zu prüfen, inwieweit 
die geltenden rechtlichen Regelungen 

- für Unionsbürgerinnen und -bürger aus der Richtlinie 
2005/36/EG zur Anerkennung und zu Ausgleichsmaß- 
nahmen bei reglementierten Berufen und 

- für Spätaussiedlerinnen und -aussiedler sowie deren in 
den Aufnahmebescheid einbezogenen Ehegatten und 


346 Ygi http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/IB/Anlagen/ 
2009-06- 1 8-eckpunktepapier-abschluesse,property=publicationFile.pdf. 

347 Ygi unter http://www.bmas.de/portal/13256/foerderung_migranten/ 
Kompetenzen_anerkennen_wahmehmen_foerdem.htmL 

348 Ygl. Wachstum. Bildung. Zusammenhalt. Koalitionsvertrag zwi- 
schen CDU, CSU und FDP. 17. Legislaturperiode. Abschnitt Bildung 
und Anerkennung. 

Eckpunkte der Bundesregierung „Verbesserung der Feststellung und 
Anerkennung von im Ausland erworbenen beruflichen Qualifikatio- 
nen und Berufsabschlüssen“ vom 9. Dezember 2009, abrufbar unter 
http ://www.bmbf . de/pub/ 

eckpunkte_anerkennung_berufsabschluesse.pdf sowie sowie unter 
http ://w^vw.bmas . de/portal/ 13256/ foerderungmigranten/Kompeten 
zen anerkennen wahmehmen foerdera.html. 


Abkömmlinge nach § 10 f des Gesetzes über die Ange- 
legenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge - Bundes- 
vertriebenengesetz (BVFG) - zum Anspruch auf 
Durchführung eines Anerkennungsverfahrens für 
reglementierte und nicht reglementierte Berufe 

auf alle Personen mit im Ausland erworbenen Bildungs- 
abschlüssen und Qualifikationen entsprechend erstreckt 
werden sollen. 

ln die Gleichwertigkeitsprüfung sollen neben formalen 
Abschlüssen auch die individuell erlangten einschlägigen 
Berufserfahrungen eingehen. Wichtig sei eine förmliche 
Feststellung der Gleichwertigkeit bzw. der Differenz der 
ausländischen zu den im Inland geforderten beruflichen 
Qualifikation. Daran anknüpfend solle der zur Anerken- 
nung erforderliche Bedarf für eine Anpassungsqualifizie- 
rung35o dokumentiert werden. Werden solche Anpas- 
sungsqualifizierungsmaßnahmen erfolgreich absolviert, 
müsste dies aus Sicht der Beauftragten zu einer förmli- 
chen Anerkennung führen. Die angestrebten Verbesserun- 
gen bei der Bewertung und der Anerkennung von auslän- 
dischen Abschlüssen bzw. Qualifikationen müssten 
sowohl Erwerbstätige als auch Arbeitslose bzw. Arbeitsu- 
chende in den Blick nehmen.^^i 

Durch Änderungen in die beschriebene Richtung können 
aus Sicht der Beauftragten mehrere Ziele erreicht werden: 
Zum einen ist eine möglichst qualifikationsadäquate Be- 
schäftigung für den Einzelnen die beste Gewähr für eine 
dauerhafte Integration in den Arbeitsmarkt und damit für 
eine Vermeidung des Bezugs von Transferleistungen. 
Zum anderen könnte das inländische Qualifikations- und 
Arbeitsmarktpotenzial insgesamt^^^ gezielter als bisher 
erschlossen werden. Schließlich wäre ein modernes Sys- 
tem der Anerkennung bzw. Bewertung von im Ausland 
erworbenen beruflichen Abschlüssen auch im weltweiten 
Wettbewerb um die „klügsten Köpfe“ von Vorteil. Denn 
es kann dazu beitragen, ausländische Fachkräfte im Rah- 
men der gesetzlichen Möglichkeiten für offene Stellen im 

Bundesgebiet zu interessieren.^^s 

3.3 Schätzung zur Größe des betroffenen 
Personenkreises 

Umfassende Daten über im Ausland erworbene Ab- 
schlüsse liegen nicht vor. Gesamtdaten über im Ausland 
erworbene Abschlüsse, die in Deutschland nicht aner- 
kannt sind, liegen ebenfalls nicht vor. Auf der Basis einer 


Der Begriff „Anpassungsqualifizierung“ wird im Folgenden als un- 
technischer Oberbegriff gebraucht. Soweit die Richtlinie 2005/36/EG 
angesprochen wird, wird der dort definierte Begriff „Ausgleichsmaß- 
nahme“ gebraucht. 

Eckpunkte der Bundesregierung „Verbesserung der Feststellung und 
Anerkennung von im Ausland erworbenen beruflichen Qualifikatio- 
nen und Berufsabschlüssen“ vom 9. Dezember 2009, abrufbar unter 
http://www.bmbf.de/pub/ 
eckpunkte_anerkennung_berufsabschluesse.pdf. 

Hiervon sind Ansätze zu unterscheiden, die Änderungsbedarf im An- 
erkennungsbereich nur bei Berufen sehen, bei denen im Inland ein 
Fachkräftemangel beklagt wird. 

Beim Wettbewerb um die „klügsten Köpfe“ müssen allerdings auch 
die Belange der Entwicklungsländer als Herkunftsländer der Fach- 
kräfte berücksichtigt werden. 
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vom Bunde sministerium für Arbeit und Soziales und der 
Integrationsbeauftragten im Jahr 2009 in Auftrag gegebe- 
nen Sonderauswertung der Mikrozensus-Daten 2007 lässt 
sieh jedoeh die Größe des betroffenen Personenkreises, 
allerdings mit vielen Unwägbarkeiten, grob sehätzen: 

Von ea. 10,5 Millionen selbst zugewanderten Personen 
mit Migrationshintergrund in Deutsehland haben ea. 
2,87 Millionen ihren Bildungsabsehluss im Ausland er- 
worben - der Zeitpunkt ihres Absehlusses lag im Jahr der 
Einreise oder früher.^^"^ 

Davon sind ea. 849 000 Personen in den letzten zehn Jah- 
ren naeh Deutsehland gekommen und unter 55 Jahre alt. 
Es kann zum Zweeke der Sehätzung davon ausgegangen 
werden, dass Berufsabsehlüsse, die vor mehr als zehn 
Jahren erworben wurden, in aller Regel entwertet sein 
dürften, wenn in der Zwisehenzeit berufsfremd oder gar 
nieht gearbeitet wurde. Die Beauftragte geht davon aus, 
dass vor allem jüngere Besehäftigte und Arbeitslose hof- 
fen, dureh eine Anerkennung ihres ausländisehen 
Absehlusses und ggf dem Durehlaufen einer Anpas- 
sungsqualifizierung ihre Chaneen auf dem deutsehen Ar- 
beitsmarkt zu verbessern. 

Unter den ea. 849 000 Personen, die in den letzten zehn 
Jahren naeh Deutsehland gekommen und unter 55 Jahre 
alt sind, sind 204 000 Niehterwerbspersonen, die voraus- 
siehtlieh jedenfalls regelmäßig kein unmittelbares Inte- 
resse an der Anerkennung ihrer Qualifikationen haben 
werden. Dasselbe gilt für 198.000 Personen, die in den 
oberen drei ISCO-Kategorien^^^ besehäftigt sind: Unab- 
hängig davon, ob ihre Qualifikation anerkannt wurde, ar- 
beiten sie in gut qualifizierten Berufen.^^ö Beide Gruppen 
werden deshalb hier von den 849 000 Personen abgezo- 
gen. 

Unter den verbleibenden 447 000 Personen sind 
114 000 Erwerbslose und 134 000 in den ISCO-Katego- 
rien 800 bis 999 Besehäftigte (un- und angelernte Be- 
sehäftigung). Bei der letzten Gruppe kann - wenn aueh 
nieht in jedem Einzelfall - davon ausgegangen werden, 
dass es sieh um unterqualifiziert Besehäftigte handelt. Für 
einen großen Teil der Erwerbslosen wie für die unterhalb 
ihrer Qualifikation Besehäftigten - zusammen 
248 000 Personen - dürfte für ihre Arbeitsmarktposition 
die Niehtanerkennung ihrer Absehlüsse eine Rolle spie- 
len. Abgesehwäeht kann das aueh für die 46 000 Absol- 


In Deutschland geborene Deutsche ohne Migrationshintergrund, die 
im Ausland nur studiert oder eine Ausbildung gemacht haben und 
dann zurückgekehrt sind, kommen in diesen Daten nicht vor. Sie sol- 
len jedoch auch von den Neuregelungen profitieren, soweit erforder- 
lich. Das wird wahrscheinlich nicht häufig der Fall sein, weil Perso- 
nen, die für ein Studium oder eine Ausbildung ins Ausland gehen, 
sich in der Regel vorher erkundigen, welche Abschlüsse in Deutsch- 
land anschlussfähig sind. 

Der ISCO-Standard (International Standard Classification of Occu- 
pations) der International Labour Organization in Genf (ILO) ordnet 
die sog. Berufshauptgruppen einer Klassifikationsstruktur von Kate- 
gorien (1-9) zu. 

Trotz des Fehlens eines formalen Anerkennungsverfahrens fährt die 
Vorlage informeller Gutachten oder auch die eigene Bewertung von 
Auslandszeugnissen durch Arbeitgeber in den nicht reglementierten 
Berufen mitunter zu adäquater Beschäftigung. 


ventinnen bzw. Absolventen von (Faeh)Hoehsehulen gel- 
ten, die in den mittleren ISCO-Kategorien 400 bis 
799 besehäftigt sind.^^^ Damit ergibt sieh ein gesehätztes 
Potenzial von rund 300 000 erwerbslosen und unterquali- 
fiziert besehäftigten Personen mit ausländisehen Ab- 
sehlüssen. Diese Potenzial wird eventuell noeh reduziert 
dureh: 

- Personen aus der Gruppe der darin enthaltenen knapp 
60 000 erwerbslosen und in den unteren ISCO-Kate- 
gorien besehäftigten Spätaussiedlerinnen und -aus- 
siedler, die bereits jetzt einen Ansprueh auf ein Aner- 
kennungsverfahren haben. Allerdings endet dieses in 
den meisten Fällen mit der Niehtanerkennung des Ab- 
sehlusses. Einen Ansprueh auf Teilanerkennung und 
Anpassungsfortbildungen gibt es bisher für die Betrof- 
fenen nieht. 

- Personen aus der Gruppe der ebenfalls darin enthalte- 
nen ea. 70 000 Unionsbürgerinnen und -bürgen Diese 
haben im Bereieh reglementierter Berufe einen An- 
sprueh auf ein Anerkennungsverfahren. Sie müssen 
ggf Ausgleiehsmaßnahmen wie einen Anpassungs- 
lehrgang oder eine Eignungsprüfung absolvieren, 
wenn wesentliehe Untersehiede zwisehen den Ausbil- 
dungen bestehen. 

Das Potenzial von rund 300 000 Personen könnte erhöht 
werden dureh zahlenmäßig nieht sehätzbare 

- Niehterwerbspersonen, die an einer Anerkennung ih- 
res Absehlusses interessiert sind, weil der Verzieht auf 
die Ausübung einer Erwerbstätigkeit in der Alters- 
gruppe der unter 55-Jährigen häufig nur die Entsehei- 
dung für eine Lebensphase darstellt. Aueh mag unter 
den Niehterwerbspersonen ein Teil der stillen Reserve 
angehören. 

- Ältere Personen und solehe, deren Absehluss länger 
als zehn Jahre zurüek liegt, die aber qualifikationsnah 
gearbeitet haben und sieh von einem Anerkennungs- 
verfahren und ggf einer Anpassungsqualifizierung 
eine Verbesserung ihrer Arbeitsmarktposition oder 
eine ihrem Absehluss entspreehende tarifreehtliehe 
Eingruppierung verspreehen. 

3.4 Rechtliche Rahmenbedingungen für 
Verbesserungen in der 
Anerkennungspraxis 

Das Bundes- wie das Landesreeht im Bereieh der Aner- 
kennung von ausländisehen Absehlüssen und Qualifika- 
tionen ist über Jahrzehnte gewaehsen und wird zuneh- 
mend dureh EU- und völkerreehtliehe Regelungen und 
Vereinbarungen überlagert. Deshalb ist ein kurzer Über- 
bliek über die bestehenden Regelungen im Bereieh der 


Insgesamt sind 182 000 Personen in den mittleren ISCO-Kategorien 
400 bis 799 (überwiegend qualifizierte Beschäftigung) beschäftigt; 
für Personen mit einer Lehre bzw. einem berufsqualifizierenden Ab- 
schluss dürfte das i. d. R. eine qualifikationsadäquate Beschäftigung 
darstellen. Anzumerken ist, dass in vielen Ländern Ausbildungen an 
(Fach-)Hochschulen erfolgen, die in Deutschland im dualen System 
oder in vergleichbaren Ausbildungsgängen absolviert werden, z. B. 
Erzieher/in, Krankenpfleger/in. 
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Anerkennung von ausländisehen Absehlüssen und Quali- 
fikationen unerlässlieh. Der folgende Überbliek will die 
relevanten reehtliehen Regelungen gerafft darstellen und 
bewerten.358 Beauftragte sind dabei jeweils fol- 

gende Fragen von zentralem Interesse: 

- Besteht überhaupt ein Ansprueh auf Durehführung ei- 
ner Gleiehwertigkeitsprüfung bzw. eines Anerken- 
nungsverfahrens und wie ist dieser ggf ausgestaltet? 

- Knüpfen die Prüfinstrumente (Gleiehwertigkeitsprü- 
fung, Kenntnisstandprüfimg) in erster Linie an das zu 
bewertende ausländisehe Absehluss- bzw. das mitge- 
braehte Qualifikationsniveau an oder sind aueh andere 
Kriterien wie die Staatsangehörigkeit, der Ort des Er- 
werbs der Qualifikation oder die Zuwanderungsge- 
sehiehte bzw. der Aufenthaltsstatus (Unionsbürgerin- 
nen und -bürger, Spätaussiedlerinnen und -aussiedler. 
Eingebürgerte oder Drittstaatsangehörige ete.) rele- 
vant? 

- Werden die erlangte Berufserfahrung bzw. andere 
Qualifikationen in die Gleiehwertigkeitsprüfung bzw. 
in das Anerkennungsverfahren einbezogen oder wer- 
den lediglieh formal Ausbildungsgänge bzw. Zeug- 
nisse beurteilt? 

- Bestehen Reehts- bzw. insbesondere Verfahrensunter- 
sehiede bei der Gleiehwertigkeitsprüfung bzw. der 
Anerkennung in reglementierten einerseits und nieht 
reglementierten Berufen anderseits? 

- Bestehen Mögliehkeiten der Anerkennung trotz ver- 
hängter „Auflagen“ in Form der Auferlegung von 
Ausgleiehsmaßnahmen auf Grund wesentlieher Aus- 
bildungsuntersehiede oder Mögliehkeiten der „Teil- 
anerkennung“ in Verbindung mit Ausgleiehsmaßnah- 
men, bei deren Erfüllung (z. B. dureh erfolgreiehe 
Teilnahme an einem Anpassungsqualifizierungslehr- 
gang) eine volle Anerkennung erfolgen muss? 

- Ist in den Konstellationen, in denen eine Anerkennung 
nieht erfolgt, die Feststellung der vorhandenen berufli- 
ehen Qualifikationen vorgesehen? 

- Bestehen Mögliehkeiten der Anerkennung naeh Able- 
gen einer Prüfung des Kenntnisstandes und bezieht 
sieh diese auf den gesamten Inhalt der deutsehen Ab- 
sehlussprüfung oder nur auf die Bereiehe, in denen zu- 
vor (formal) Defizite festgestellt worden sind? 

3.4.1 Das Gesetz über die Angelegenheiten 
der Vertriebenen und Flüchtlinge 
(Bundesvertriebenengesetz (BVFG) - 
Anspruch auf Durchführung von 
Anerkennungsverfahren für alle Berufe 

Für zugewanderte Spätaussiedlerinnen und -aussiedler 
und ihre in den Aufnahmebescheid einbezogenen Ehegat- 


Neben der oben genannten Studie „Brain Waste“ bietet der Beitrag 
von Weizsäcker, Esther „Anerkennung beruflicher Abschlüsse“, in: 
Blechinger, Jürgen/Weißflog, Vera (Hrsg.): Das neue Zuwanderungs- 
recht (Praxishandbuch), Bd. 3, Abschnitt 9.2 einen fundierten rechtli- 
chen Überblick. 


ten und Abkömmlinge besteht nach § 10 BVFG ein An- 
spruch auf Durchführung eines Anerkennungsverfahrens 
für reglementierte und für nicht reglementierte Berufe. 
Des Weiteren bestehen im Bundesvertriebenengesetz Vor- 
schriften, die bestimmte Erleichterungen im Falle von 
Nachweisschwierigkeiten vorsehen, wenn z. B. Ausbil- 
dungsnachweise oder andere Dokumente nicht nach 
Deutschland gebracht werden konnten. Diese Regelungen 
finden ihre Rechtfertigung im Kriegsfolgenschicksal der 
Spätaussiedlerinnen und -aussiedler. 

Die Behörden und Kammern in den Bundesländern haben 
den Anspruch auf Durchführung eines Anerkennungsver- 
fahrens für reglementierfe und für nichf reglemenfierfe 
Berufe über Jahrzehnfe administriert. Beklagt wurde je- 
doch immer wieder, dass die mitgebrachten Abschlüsse 
und Qualifikationen von Spätaussiedlerinnen und -aus- 
siedlem entweder anerkannt oder nicht anerkannt 
wurden. Teilanerkennungen in Verbindung mit Anpas- 
sungsqualifizierungen, die schließlich zu einer vollen An- 
erkennung des ausländischen Abschlusses führen, konn- 
fen hingegen nicht ergehen. Ein systematischer Ansatz, 
der wie die Richtlinie 2005/36/EG auf eine Herstellung 
der Gleichwertigkeit zielt, wurde mit dem Bundesvertrie- 
benengesetz nicht verfolgt. 

3.4.2 Die EU-Richtlinie 2005/36/EG - ein 

rechtlich verbindliches Anerkennungs- 
system für reglementierte Berufe 
innerhalb der Europäischen Union 

Im Bereich der in Deutschland reglementierten Berufe ist 
insbesondere auch das Anerkennungssystem der Richt- 
linie 2005/36/EG zu beachten.^^^ Die Richtlinie, die am 
20. Oktober 2005 in Kraft trat und innerhalb von zwei 
Jahren umzusetzen war,^“ richtet sich grundsätzlich an 
alle Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten (Artikel 2 Ab- 
satz 1 und 2). Sie gilt auch gegenüber Staatsangehörigen 
der anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den 
EWR (Island, Liechtenstein und Norwegen) bzw. hin- 
sichtlich in diesen Staaten absolvierten Berufsausbildun- 
gen. Für die Schweiz gelten noch besondere EG-rechtli- 
che Bestimmungen, die auch auf eine Einbeziehung des 
schweizerischen Berufsqualifikationssystems in die 
Richtlinie zielen. Die Berufsausbildung muss nach Arti- 
kel 3 Absatz 1 c) der Richtlinie „überwiegend in der Ge- 
meinschaft“ absolviert worden sein, damit für den erlang- 
ten Abschluss ein Ausbildungsnachweis nach der 
Richtlinie ausgestellt werden kann. Nach Artikel 3 Ab- 
satz 3 der Richtlinie sind die Regelungen von den Mit- 
gliedstaaten auch auf in Drittstaaten erworbene Ausbil- 
dungen und Qualifikationen zu erstrecken, wenn die oben 
genannten Staatsangehörigen in einem anderen Mitglied- 
staat oder in einem anderen EWR- Vertragsstaat (oder der 


Vgl. auch den Benutzerleitfaden Richtlinie 2005/36/EG: Alles, was 
Sie über die Anerkennung der Berufsqualifikationen wissen müssen. 
66 Fragen - 66 Antworten, Dezember 2009. 

360 Ygi fQj- (jie Bundesebene z. B. das Gesetz zur Umsetzung der Richt- 
linie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rats über die 
Anerkennung von Berufsqualifikationen der Heilberufe vom 7. De- 
zember 2007 (BGBl. I S. 2686). 
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Schweiz), der diese Ausbildung anerkannt hat, drei Jahre 
Berufserfahrung in dem reglementierten Beruf nachwei- 
sen können. 

Der Erwägungsgrund 10 der Richtlinie stellt darüber hi- 
naus fest, dass die Mitgliedstaaten nicht darin gehindert 
sind, außerhalb des Gebiets der Europäischen Union er- 
worbene Berufsqualifikationen von Drittstaatsangehöri- 
gen anzuerkennen. Hierbei müssen die Mindestanforde- 
rungen an die Ausbildung für bestimmte Berufe beachtet 
werden (Artikel 2 Absatz 2). 

Welcher Beruf als reglementiert gilt, hängt gemäß der 
Richtlinie 2005/36/EG allein von dem Recht des „Auf- 
nahmestaats“ ab. Reglementiert ist ein Beruf, wenn die 
Aufnahme oder Ausübung oder eine der Arten der Aus- 
übung, wie z. B. das Führen der Berufsbezeichnung, di- 
rekt oder indirekt durch Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften an den Besitz bestimmter Berufsqualifikationen 
gebunden ist. Ist der Abschluss oder die Qualifikation in 
einem EU-Mitgliedstaat erworben und der Beruf im „EU- 
Aufnahmestaat“ reglementiert, bedarf es einer behördli- 
chen Stelle (staatliche Behörde oder Kammer), die einen 
Vergleich zu dem inländischen Abschluss durchführt. 

Die Richtlinie 2005/36/EG unterscheidet hinsichtlich 
der innerhalb der Europäischen Union erlangten Ab- 
schlüsse und Qualifikationen grundsätzlich zwischen 
„automatischen“ Anerkennungen und Anerkennungen, 
wenn nach individueller Prüfung festgestellt worden ist, 
dass bei der im Ausland erworbenen Qualifikation keine 
wesentlichen Unterschiede zu der Ausbildung im Auf- 
nahmestaat vorliegen (allgemeines System; Artikel 13 
und 14 RE 2005/36/EG). 

„Automatische“ Anerkennungen erfolgen nach der Richt- 
linie einerseits beim Nachweis von Berufserfahrung im 
Handwerk sowie andererseits in folgenden Berufen: 

- Ärztinnen und Ärzte, 

- Zahnärztinnen und -ärzte, 

- Tierärztinnen und -ärzte, 

- Apothekerinnen und Apotheker, 

- Architektinnen und Architekten, 

- Krankenschwestern und -pfleger, 

- Hebammen und Geburtspfleger. 

Die Anerkennungsverfahren nach dem allgemeinen Sys- 
tem der Richtlinie umfassen eine individuelle Prüfung der 
Qualifikation und sind zweistufig: Im ersten Schritt wird 
geprüft, ob wesentliche Unterschiede in der Ausbildung 
vorliegen: Dies ist nur der Fall, wenn 

- die Dauer der Ausbildung mindestens ein Jahr unter 
der im Aufnahmestaat für den Beruf geforderten Aus- 
bildung liegt, 

- sich die Ausbildung auf Fächer bezieht, die sich we- 
sentlich von den im Aufnahmestaat geforderten Fä- 
chern unterscheiden. 


- der reglementierte Beruf im Aufnahmestaat eine oder 
mehrere Tätigkeiten umfasst, die in dem EU-Ausbil- 
dungsstaat nicht Bestandteil des reglementierten Be- 
rufs sind und sich damit die beruflichen Berechtigun- 
gen nicht entsprechen. 

Im Falle des Vorliegens wesentlicher Unterschiede in der 
Ausbildung erfolgt jedoch nicht die Versagung der Aner- 
kennung, sondern der Aufnahmestaat kann der Antrag- 
stellerin bzw. dem Antragsteller Ausgleichsmaßnahmen 
auferlegen. Diese dürfen weder unverhältnismäßig noch 
diskriminierend sein. Es gibt zwei verschiedene Formen 
von Ausgleichsmaßnahmen, zwischen denen Anerken- 
nungssuchende grundsätzlich wählen können: 

- die Eignungsprüfung und 

- der maximal drei Jahre dauernde Anpassungslehr- 
gang. 

Bei der Auferlegung und bei der Bestimmung des Inhalts 
und des Umfangs der Ausgleichsmaßnahmen muss die 
praktische Berufserfahrung des Anerkennungssuchenden 
berücksichtigt werden. Artikel 14 Absatz 3 der Richtlinie 
ermöglicht es den Mitgliedstaaten darüber hinaus, in be- 
stimmten Bereichen vorzuschreiben, ob eine Eignungs- 
prüfung oder ein Anpassungslehrgang absolviert werden 
muss. Davon ist z. B. in der Bundesärzteordnung Ge- 
brauch gemacht worden. 

Das komplizierte und über Jahre gewachsene Anerken- 
nungssystem der Richtlinie 2005/36/EG basiert im 
Bereich der „automatischen“ Anerkennung auf der weit- 
gehenden Harmonisierung der Ausbildungen in der Euro- 
päischen Union und den (anderen) EWR-Staaten sowie 
einem grundsätzlichen Vertrauen hinsichtlich der Ver- 
gleichbarkeit der Ausbildungsgänge. Dies macht u. a. die 
Verpflichtung zur Anerkennung trotz festgestellter we- 
sentlicher Unterschiede deutlich, die auf den Grundsatz 
der Erleichterung der Freizügigkeit von Personen mit ei- 
ner Staatsangehörigkeit eines EU-Mitgliedstaats zurück- 
geht. Bei der automatischen Anerkennung kommt auf 
Grund der erfolgten Harmonisierung der Mindestanforde- 
rungen an die Aus- bzw. Weiterbildung die Feststellung 
wesentlicher Unterschiede nur subsidiär in Betracht. Im 
Bereich des allgemeinen Systems ist die Richtlinie insge- 
samt von den Anforderungen geprägt, die sich auf das all- 
gemeine Verhältnismäßigkeitprinzip zurückführen lassen. 

Außerdem sind die Drittstaatsangehörige begünstigenden 
Richtlinien nach Titel IV EG- Vertrag in der Fassung des 
Amsterdamer Vertrags zu berücksichtigen. Dies kann 
dazu führen, dass in den Mitgliedstaaten, in denen die „ei- 
genen Staatsangehörigen“ bei der Anerkennung von in 
Drittstaaten erworbenen Abschlüssen wie innerhalb der 
Europäischen Union gewanderte Unionsbürgerinnen und 
-bürger behandelt werden, die Richtlinie 2005/36/EG 
über die Gleichbehandlungsgebote der Drittstaatsangehö- 
rigen-Richtlinien Anwendung findet.^s' 


Vgl. dazu Kapitel 3.4.4. In Deutschland z. B. der Bereich der akade- 
mischen Heilberufe, hierzu siehe Kapitel II 3.5.1. 
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Vor diesem Hintergrund wird jeweils zu erörtern sein, wie 
ein künftiges nationales Anerkennungssystem auszuge- 
stalten ist, das nicht in gleichem Maße auf die - grund- 
sätzlich Zuwanderung begünstigende - Ressource des 
Vertrauens zwischen EU- bzw. EWR- Staaten bzw. nicht 
auf eine weitgehende Harmonisierung der Ausbildungs- 
gänge zurückgreifen kann. Ein solches nationales Aner- 
kennungssystem muss Ausbildungsgänge, Abschlüsse 
bzw. individuelle Kenntnisstände vergleichen, die in sehr 
unterschiedlichen Bildungssystemen erworben wurden. 
Vor diesem Hintergrund werden insbesondere die natio- 
nalen Regelungen, die Drittstaatsangehörige betreffen, 
immer auch an der verfassungsrechtlich verbürgten 
Handlungsfreiheit (Artikel 2 Absatz 1 GG) und dem 
Gleichheitssatz (Artikel 3 Absatz 1 GG) zu messen sein. 
Ebenfalls ist zu prüfen, inwieweit Erfahrungen mit regle- 
mentierten Berufen auch auf nicht reglementierte Berufe 
erstreckt werden können. 

Die Richtlinie 2005/36/EG wird derzeit von der Europäi- 
schen Kommission evaluiert. Die Bundesregierung hat in 
den Eckpunkten unter Nummer 5 beschlossen, sich im 
Rahmen dieser Evaluierung dafür einzusetzen, dass das 
Anerkennungsverfahren nach der Richtlinie einfacher, 
transparenter und nutzerfreundlicher wird. 

3.4.3 Das Berufsbildungsgesetz (BBiG) und 
bilaterale Abkommen 

Das Berufsbildungsgesetz sieht grundsätzlich nur die Ab- 
solvierung der Abschlussprüfung über eine Zulassung in 
besonderen Fällen vor (§ 45 Absatz 2 und § 46 Absatz 1 
BBiG - „Extemenprüfung“). Es wird also gmndsätzlich 
nur der Zugang zu einer inländischen Abschlussprüfung, 
nicht aber die Anerkennung des im Ausland erworbenen 
Abschlusses bzw. der Qualifikationen geregelt; bei der 
Zulassung zur Extemenprüfung sind jedoch ausländische 
Bildungsabschlüsse und Zeiten der Bemfstätigkeit im 
Ausland zu berücksichtigen.^^^ Darüber hinaus erlaubt 
§ 8 BBiG die Abkürzung der Ausbildungszeit für Perso- 
nen mit einem im Ausland erworbenem Abschluss. 

Nach § 50 Absatz 2 BBiG können jedoch durch Rechts- 
verordnung im Ausland erworbene Prüfungszeugnisse 
den entsprechenden deutschen Zeugnissen über das Be- 
stehen der Abschlussprüfung gleichgestellt werden, wenn 
die in der Prüfung nachzuweisenden bemflichen Fertig- 
keiten, Kenntnisse und Fähigkeiten gleichwertig sind. 
Entsprechendes gilt für den Bereich der Fortbildung und 
der Umschulung (§ 57 und § 63 BBiG). Die Gleichstel- 
lung erfolgt hier nur generell für eine unbestimmte Zahl 
von Fällen, nicht für den konkreten Einzelfall. Entspre- 
chende Rechtsverordnungen wurden in der Vergangenheit 
in Bezug auf bestimmte Bemfsabschlüsse der Länder Ös- 
terreich und Frankreich erlassen. Aufgmnd der ähnlichen 
Bildungssysteme und der vertrauensvollen Zusammenar- 
beit zwischen Deutschland, Frankreich und Österreich 
wurde von der formalen bürokratischen Gleichstellung 


Die Europaklausel in § 3 1 BBiG bezieht sich allein auf das Ausbil- 
dungspersonal. 


einzelner Bemfsabschlüsse inzwischen abgesehen. Statt- 
dessen wurden mit Österreich und Frankreich sog. „Ge- 
meinsame Erklärangen“ beschlossen, die die gegenseitige 
Vergleichbarkeit von Bemfsabschlüssen zwischen 
Deutschland und Österreich bzw. Deutschland und Frank- 
reich im Gmndsatz feststellen.^^^ Die bereits erlassenen 
Rechtsverordnungen bleiben davon unberührt. Für die 
Schweiz gilt Ähnliches - jedoch nur für das Handwerk.^ß"* 

Die Anwendung der Abkommen mit Österreich und 
Frankreich ist - anders als die Übereinkunft mit der 
Schweiz - nicht auf die jeweiligen Staatsangehörigen der 
beiden Staaten beschränkt, sondern privilegiert die „im 
Prüfungszeugnis angeführte Person.“^^^ Drittstaatsange- 
hörige, die aus Frankreich oder Österreich nach Deutsch- 
land kommen und in einem der beiden Länder einen Be- 
mfs- oder Fortbildungsabschluss erlangt haben, können 
von den bilateralen Abkommen mit Deutschland im Be- 
reich der bemflichen Bildung profitieren. Ausgeschlossen 
sind allein Prüfungszeugnisse, die in einem öffentlich- 
rechtlichen Dienstverhältnis oder in einem Bemfsausbil- 
dungsverhältnis erworben wurden, das ausschließlich mit 
dem Ziel einer späteren Verwendung als Beamter begrün- 
det wird. 

3.4.4 Die frelzügigkelts-, aufenthalts- und 
flüchtlingsrechtllchen EU-Rlchtllnlen 
und Ihre Glelchbehandlungsgebote 
für Drittstaatsangehörige 

Die 

- Artikel 23 und 24 Absatz 1 2004/38/EG (Unionsbür- 
gerrichtlinie), 

- Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe c 2003/109/EG (Dauer- 
aufenthaltsrichtlinie), 

- Artikel 27 Absatz 3 2004/83/EG (Qualifikationsricht- 
linie zum Flüchtlingsschutz und zum subsidiären 
Schutz) und 

- Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe d 2009/50/EG (Hoch- 
qualifiziertenrichtlinie - „Blue Card“) 

sehen für Drittstaatsangehörige eine Gleichbehandlung 
mit „eigenen Staatsangehörigen“ des aufnehmenden Mit- 
gliedstaates bei der Anerkennung von bemfsqualifizie- 
renden Diplomen, Prüfungszeugnissen und sonstigen Be- 
fähigungsnachweisen bzw. ausländischen Hochschul- 


Gemeinsame Erklärung zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Frankreich vom 26. Oktober 2004 sowie Gemeinsame Erklärung 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Österreich vom 
31. August 2005. 

Eidgenössisches Volkswirtschaftsdepartment, Bestätigungsschreiben 
zur gegenseitigen Anerkennung handwerklicher Prüfungen an den 
deutschen Gesandten Dr. Köcher. Bern, 1. Dezember 1937. 

365 Ygi Artikel 4 des deutsch-österreichischen Abkommens vom 27. No- 
vember 1989, das seit dem 1. Juli 1990 in Kraft ist (BGBl. 1991 II, 
S. 712), ähnlich Artikel III des deutsch-französischen Abkommens 
vom 16. Juni 1977, das sofort in Kraft getreten ist (BGBl. 1977 II, 
S. 755) und Artikel 2 des deutsch-französischen Abkommens vom 
29. Dezember 1996, das am 12. August 1998 in Kraft getreten ist 
(BGBl. 1999 II, S. 131), anders Artikel I des Bestätigungsschreibens 
des Eidgenössisches Volkswirtschaftsdepartments. 
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und anderen Berufsabsehlüssen vor.^^^ Die zitierten Rege- 
lungen entfalten auf die Anerkennung in den Bereiehen 
reglementierter und nieht reglementierter Berufe Wir- 
kung. ^67 

Aueh wenn der Wortlaut von Riehtlinie zu Riehtlinie mit- 
unter etwas variiert und naeh der Daueraufenthaltsrieht- 
linie gewisse, nur eigenen Staatsangehörigen und Staats- 
angehörigen der Mitgliedstaaten offenstehende Berufe 
ausgenommen werden können, sprieht vieles dafür, 
dass bei der Anerkennung von im Ausland erworbenen 
Absehlüssen und Qualifikationen europareehtlieh grand- 
sätzlieh eine Gleiehstellung bestimmter Gruppen von 
Drittstaatsangehörigen mit Unionsbürgerinnen und -bür- 
gern bzw. mit den Bürgerinnen und Bürgern des EU-Auf- 
nahmestaats angestrebt wird.^® Das nationale Reeht, das 
Anerkennungsfragen reehtlieh umfassend reformieren 
will, wird dieser Zielriehtung Reehnung tragen müssen. 

Unionsbürgerinnen und -bürgern, die von ihrem Freizü- 
gigkeitsreeht Gebraueh maehen, sind naeh Artikel 24 Ab- 
satz 1 Satz 1 Unionsbürgerrichtlinie wie eigene Staatsan- 
gehörige zu behandeln. Nach Artikel 23 und Artikel 24 
Absatz 1 Satz 2 dieser Richtlinie sind Familienangehö- 
rige von diesen Unionsbürgerinnen bzw. -bürgern ins- 
besondere mit Blick auf eine Erwerbstätigkeit als Ar- 
beitnehmer oder als Selbständige entsprechend zu 
behandeln - auch wenn sie Drittstaatsangehörige sind. 
Damit gelten für sie die oben dargestellten Bestimmun- 
gen der Richtlinie 2005/36/EG für den Bereich der regle- 
mentierten Berufe, wenn der Berufsabschluss in einem 
Mitgliedstaat erworben oder ein in einem Drittstaat er- 
worbener Abschluss in einem Mitgliedstaat anerkannt 
worden ist und dort die notwendige Berufserfahrung 
nachgewiesen wird.^’** 

Aus den Geboten der Gleichbehandlung mit eigenen 
Staatsangehörigen in Artikel 11 Absatz Ic) der Dauerauf- 
enthaltsrichtlinie Artikel 14 Absatz Id) Hochqualifizier- 
tenrichtlinie sowie Artikel 27 Absatz 3 der Qualifika- 
tionsrichtlinie ergibt sich, dass die Anerkermungsrichtlinie 
2005/36/EG auch auf Drittstaatsangehörige, die in den 
Anwendungsbereich einer dieser drei Richtlinien fallen, 
Anwendung finden kann.^'^' Allein bei daueraufhältigen 


Das Vereinigte Königreich, Irland und Dänemark beteiligen sich we- 
der an der Richtlinie 2003/109/EG (Daueraufenthaltsrichtlinie) noch 
an der Richtlinie 2009/50/EG (Hochqualifizierte - „Blue Card“). Dä- 
nemark beteiligt sich darüber hinaus auch nicht an der Richtlinie 
2004/83/EG (Qualifikationsrichtlinie zum Flüchtlingsschutz und 
zum subsidiären Schutz). 

Eine solche Regelung ist auch in Artikel 12 Absatz Id) des Rahmen- 
richtlinienentwurf zu einem einheitlichen Antragsverfahren für Auf- 
enthalts- und Arbeiterlaubnisse enthalten. 

368 Ygi tjQj-j- Artikel 11 Absatz 3a). 

369 Vgl. Artikel 14 Absatz 4 Satz 1 Richtlinie 2009/50/EG 

Ebenfalls dürften diesen Familienangehörigen auch die sog. „Deut- 
schenvorbehalte“ in den akademischen Heilberufen für die Approba- 
tion nicht mehr entgegengehalten werden, wenn eine gleichwertige 
Ausbildung gegeben ist. Dies hat sich im Bereich der Approbation in 
der Bundesärzteordnung noch nicht niedergeschlagen, hierzu vgl. 
Kapitel II 9.10 Berufsausübungserlaubnis und Approbation von 
Drittstaatsangehörigen in akademischen Heilberufen. 

Auch die EU/EWR HvW richtet sich nach § 1 nur an Staatsangehöri- 
ge von EU- bzw. EWR-Staaten oder der Schweiz. 


Drittstaatsangehörigen nach der Richtlinie 2003/109/EG 
können die Mitgliedstaaten für bestimmte eng umrissene 
Berufe nach Artikel 11 Absatz 3a) dieser Richtlinie Aus- 
nahmen im nationalen Recht und im Gemeinschaftsrecht 
beibehalten. Dies betrifft unselbständige und selbständige 
Berufe, die allein eigenen Staatsangehörigen, Unionsbür- 
gerinnen und -bürgern sowie EWR- Staatsangehörigen 
Vorbehalten sind. Diese Einschränkungsmöglichkeit der 
Richtlinie 2003/109/EG dürfte aber insbesondere mit 
Blick auf das Fehlen solcher Regelungen in den anderen 
beiden Richtlinien für Drittstaatsangehörige jedenfalls in- 
tegrationspolitisch nur noch schwer vertretbar sein. 

Aus Sicht der Beauftragten müssten darüber hinaus nach 
der Richtlinie 2003/ 109/EG daueraufhältige Drittstaats- 
angehörige, Hochqualifizierte mit einer „Blue Card“ nach 
der Richtlinie 2009/50/EG sowie Flüchtlinge bzw. subsi- 
diär Geschützte, die unter die Qualifikationsrichtlinie fal- 
len und eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 
oder nach § 25 Absatz 3 Aufenthaltsgesetz besitzen, in 
den Bemfsgesetzen, in denen besondere Regelungen für 
deutsche Staatsangehörige mit in einem Drittland erwor- 
benen Abschluss bestehen, wie deutsche Staatsangehö- 
rige behandelt werden.^’^ 

Nur als Beispiel sei hier der Bereich der befristeten Be- 
rufserlaubnis nach § 10 BÄO genannt. Auch die Vor- 
schriften zur Approbation - also z. B. § 3 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 BÄO, also die Fälle, in denen von Unionsbür- 
gerinnen bzw. -bürgern ein Abschluss in einem Drittland 
erworben worden ist - sind auf die Drittstaatsangehörigen 
zu erstrecken, die in den Anwendungsbereich der oben 
aufgeführten EU-Richtlinien fallen.373 Die Rechtsfolge 
wäre, dass bei diesen Drittstaatsangehörigen die ggf er- 
worbene Berufserfahrung in die Gleichwertigkeitsprü- 
fung des Ausbildungsstandes einzubeziehen wäre. Im 
Falle fehlender Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes 
könnten die Betroffenen den Nachweis des gleichwerti- 
gen Kenntnisstandes nach § 3 Absatz 2 Satz 5 BÄO im 
Rahmen einer Prüfung führen, die sich auf die Bereiche 
beschränken müsste, in denen ihre Ausbildung in dem 
Drittland hinter der deutschen Ausbildung zurückbleibt. 
Eine vollumfängliche staatliche Abschlussprüfung wäre 
von ihnen nicht mehr abzulegen. 

Die vollumfängliche sfaatliche Abschlussprüfung nach 
§ 3 Absafz 2 Safz 4 BÄO wäre damif nur noch in Fällen 
anzuwenden, in denen Dritfsfaafsangehörige, die nichf in 
den Anwendungsbereich einer der genannfen EU-Richtli- 
nien fallen, die Approbation beantragen. Dies können nur 
Fälle nach § 3 Absatz 3 Satz 1 BÄO sein; also besondere 
Einzelfälle oder Fälle, in denen die Erteilung aus Grün- 
den des öffentlichen Gesundheitsinteresses erfolgt. 374 


372 Vgl auch Eckpunkt 6 des Kabinettbeschlusses vom 9. Dezember 
2009. 

Dies gilt nicht für Hochqualifizierte mit einer „Blue Card“ nach der 
Richtlinie 2009/50/EG, da der Anwendungsbereich der Richtlinie nur 
die abhängige Beschäftigung umfasst und die Approbation die Nie- 
derlassung als Arzt und damit die selbständige Berufsausübung er- 
laubt. 

Wobei der Wortlaut der Verweisung in § 3 Absatz 3 Satz 3 BÄO 
selbst diesen Anwendungsbereich eigentlich auflöst. 
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Das macht deutlich: Da die oben erwähnten europarecht- 
lichen Gleichbehandlungsgebote die Vergleichsgruppe 
„eigene Staatsangehörige“ des Mitgliedstaates in den 
Blick nehmen, ist hinsichtlich der Rechtslage in Deutsch- 
land zweierlei zu beachten bzw. erörterungsbedürftig: 

- Rechtspositionen, die deutschen Staatsangehörigen zu- 
gesprochen werden, wirken sich unmittelbar auf die 
Rechte von Unionsbürgerinnen und -bürger bzw. von 
Drittstaatsangehörigen aus, die unter die dargestellten 
europarechtlichen Gleichbehandlungsgebote fallen. 
Nationale Gesetze oder Rechtsprechung, die etwa die 
rechtlichen Unterschiede zwischen deutschen Staatsan- 
gehörigen einerseits und von ihrem Freizügigkeitsrecht 
Gebrauch machenden Unionsbürgerinnen und -bürgern 
andererseits einebnen und damit „Inländerdiskriminie- 
rungstatbestände“ reduzieren, erweitern damit auch 
den Anwendungsbereich der Gleichbehandlungsge- 
bote der freizügigkeits-, aufenthalts- und flüchtlings- 
rechtlichen EU-Richtlinien.375 

- ln Deutschland haben Spätaussiedlerinnen und -aus- 
siedler als eigene Staatsangehörige - wie oben skiz- 
ziert - einen Anspruch auf Durchführung eines Aner- 
kennungsverfahrens in reglementierten und nicht 
reglementierten Berufen sowie weitere besondere 
Rechte beim Nachweis vorhandener Qualifikationen. 
Hier wäre europarechtlich zu prüfen, ob und ggf in- 
wieweit eine im nationalen Recht aus spezifischen 
Gründen mit einem solchen Verfahrensanspruch ausge- 
stattete Gruppe eigener Staatsangehöriger als Ver- 
gleichsgruppe für die europarechtlichen Gleichbehand- 
lungsgebote herangezogen werden kann. Würde diese 
Frage bejaht, müsste Unionsbürgerinnen und -bürgern 
sowie Drittstaatsangehörigen, die unter die o. b. Richt- 
linien fallen, jeweils ein gleicher Anspruch einge- 
räumt werden. Von den Richtlinien begünstigte Dritt- 
staatsangehörige müssten sowohl bei den nicht 
reglementierten als auch bei den reglementierten 
Berufen den Anspruch auf Durchführung eines Aner- 
kennungsverfahrens erhalten. Dasselbe gilt für 
Unionsbürgerinnen und -bürger und ihre Familienan- 
gehörigen bei den nicht reglementierten Berufen. 
Auch vor diesem Hintergrund weisen die im Eckpunk- 
tepapier der Bundesregierung erfolgten Festlegungen 
in die richtige Richtung. 

3.4.5 Die Genfer Flüchtlingskonvention 

(GFK) und das Staatenlosenüberein- 
kommen der Vereinten Nationen - 
Meistbegünstigungsklauseln als 
völkerrechtliche Verpflichtungen 

Auf der Ebene des internationalen Rechts sind die Gleich- 
behandlungsgebote in Form von Meistbegünstigungs- 
klauseln für den Bereich der abhängigen und selbständi- 
gen Erwerbstätigkeit sowie für die freien Berufe in der 
Genfer Flüchtlingskonvention und im Staatenlosenüber- 
einkommen der Vereinten Nationen enthalten. Sie bezie- 


375 Ygi hierzu im Folgenden den Abschnitt zu § 3 Absatz 2 BÄO sowie 
das unten dargestellte Urteil des Bundesverwaltungsgerichts. 


hen sich im Fall der Genfer Flüchtlingskonvention auf 
Flüchtlinge, die sich rechtmäßig auf dem Gebiet des Un- 
terzeichnerstaats aufhalten und wählen als Vergleichs- 
maßstab 

- die „günstigste Behandlung“, die den „Staatsangehöri- 
gen eines fremden Landes unter den gleichen Bedin- 
gungen gewährt wird“ (nichtselbständige Arbeit, Arti- 
kel 17 Absatz 1 GFK) oder 

- eine „möglichst günstige und jedenfalls nicht weniger 
günstige Behandlung“ als sie „Ausländem im allge- 
meinen unter den gleichen Umständen gewährt wird“ 
(selbständige Tätigkeit, Artikel 18 GFK sowie freie 
Bemfe Artikel 19 Absatz 1 GFK). 

Das Staatenlosenübereinkommen hat für die drei Berei- 
che der Erwerbstätigkeit einheitlich den Maßstab ge- 
wählt, der im zweiten Anstrich dargestellt ist. 

3.4.6 Das Lissabonner Anerkennungs- 
übereinkommen 

Zeugnis- bzw. Abschlussbewertungen im Bereich der 
akademischen Abschlüsse können privaten Antragstelle- 
rinnen bzw. Antragstellern künftig nach dem Lissaboner 
Anerkennungsübereinkommen^^'^ ausgestellt werden, ln 
Deutschland liegt die Zuständigkeit hierfür derzeit bei der 
Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen (ZAB). 
Diese Zeugnis- bzw. Abschlussbewertungen können die 
Chancen des Einzelnen auf dem nationalen Arbeitsmarkt 
erhöhen. Sie sind jedoch auf den akademischen Bereich 
beschränkt und haben - anders als formale Anerkennun- 
gen im reglementierten Bereich - nicht die Funktion der 
Berafszulassungserlaubnis für das Inland. 

Artikel VI. 4 des Lissaboner Anerkennungsübereinkom- 
men enthält für Hochschulqualifikationen einen Anspmch 
auf Bewertung u. a. mit Blick auf die allgemeine Erwerbs- 
tätigkeit und für die zuständige Anerkermungsbehörde. 
Artikel Vll des Lissabonner Anerkennungsübereinkom- 
mens sieht - ähnlich wie das Bundesverfriebenengesetz - 
die Verpflichtung vor, Möglichkeiten der Nachweis- 
erleichtemng für Flüchtlinge, Vertriebene und Flüchtlin- 
gen gleichgestellte Personen einzuführen, wenn die in 
einem Vertragsstaat erworbenen Qualifikationen nicht 
durch Urkunden nachgewiesen werden können. 

3.5 Handlungsfelder für Verbesserungen in 
der Anerkennungspraxis und in der 
Kompetenzerfassung und -feststellung 

Neben den in den vorangegangenen Abschnitten aufge- 
worfenen Fragen zur vollständigen bzw. eindeutigen Um- 
setzung europarechtlicher oder völkerrechtlicher Rege- 
lungen in das nationale Recht ist sowohl hinsichtlich der 
Gesetzgebung und der Rechtsprechung als auch bei unter- 
schiedlichen Verbänden sowie für die Arbeitsverwaltung 
von Verbesserangen bei der Anerkennung von im Aus- 
land erworbenen Abschlüssen und Qualifikationen zu be- 
richten. 


BGBl. 2007 II Nr. 15 vom 22. Mai 2007. 
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3.5.1 Heilberufe 

Der Beauftragten wurden und werden aus der Praxis im- 
mer wieder erhebliehe Probleme aus den Prüfungen der 
Gleiehwertigkeit ausländiseher Absehlüsse und Qualifi- 
kationen berichtet.377 Mitunter werden Zweifel geäußert, 
dass diese Probleme allein dem gesetzgeberisehen Ziel 
gesehuldet sind, dem Einzelnen und der Bevölkerung 
Sehutz vor ungenügend ausgebildeten Ärztinnen und 
Ärzten zu garantieren. 

Das Bundesverwaltungsgerieht hat im Beriehtszeitraum 
zum Maßstab der Beurteilung der Gleiehwertigkeit eines 
an einer staatliehen medizinisehen Hoehsehule der ehe- 
maligen Sowjetunion erworbenen Absehlusses entsehie- 
den.378 Die Entseheidung ist nieht nur hinsiehtlieh des im 
Rahmen einer Gleichwertigkeitsprüfung anzulegenden 
Prüfungsmaßstabes und -umfangs bei den akademischen 
Heilberufen interessant. Sie ist u. a. auch deshalb von er- 
heblicher integrationspolitischer Bedeutung, weil in der 
Vergangenheit viele Staatsangehörige der früheren Sow- 
jetunion bzw. ihrer Nachfolgestaaten als jüdische Zuwan- 
derer, als Spätaussiedlerinnen bzw. Spätaussiedler, als im 
Rahmen des Familiennachzugs nachziehende Ehegatten 
oder als Flüchtlinge nach Deutschland gekommen sind 
und um eine Anerkennung ihrer dort erlangten Ab- 
schlüsse und Qualifikationen nachgesucht haben. 
Schließlich wird auch zu prüfen sein, inwieweit das Urteil 
mit Blick auf Drittstaatsangehörige Auswirkungen hat, 
die unter die Gleichbehandlungsgebote der EU-Richtli- 
nien nach Titel IV EG- Vertrag fallen. 

Der Entscheidung lag folgender Fall zugrunde: 

Die 1956 in Russland geborene Klägerin studierte dort 
nach zehnjähriger Schulausbildung und einem einjähri- 
gen Abiturkurs an einer staatlichen medizinischen Hoch- 
schule in der ehemaligen Sowjetunion Medizin. Nach er- 
folgreichem Abschluss des sechsjährigen Studiums erhielt 
sie dort 1981 die Qualifikation als Ärztin. Nach einer ein- 
jährigen Internatur an einem Krankenhaus war sie ab 
1982 als Ärztin an einer Klinik tätig, ab 1992 als Ober- 
ärztin und ab 1995 als stellvertretende Chefärztin. 

1998 siedelte die Klägerin nach Deutschland über und 
erwarb die deutsche Staatsangehörigkeit. Um die Appro- 
bation zu erhalten, absolvierte sie ab Mai 1999 eine ein- 
einhalbjährige Anpassungszeit als Ärztin in einem Kran- 
kenhaus, es bescheinigte ihr einen mit einem Arzt ohne 
Gebietsbezeichnung vergleichbaren Ausbildungsstand. 
Dagegen äußerte die Bezirksärztekammer nach einer 
Kenntnisüberprüfung Zweifel an der Gleichwertigkeit der 
Ausbildung und empfahl eine Verlängerung der Anpas- 
sungszeit um sechs Monate. Im Juli 2001 nahm die Klä- 
gerin eine Tätigkeit als Assistenzärztin in einer Rehabili- 
tationsklinik auf. Auf ihren Antrag auf Erteilung der 
Approbation teilte ihr der Beklagte mit, dass sie zunächst 


Zu den Problemen bei der Approbation und der Erteilung der Berufs- 
ausübungserlaubnis im Bereich der akademischen Heilberufe, die 
insbesondere auf die statusrechtlichen bzw. staatsangehörigkeits- 
rechtliche Voraussetzungen zurückgehen vgl. Kapitel II 9.9. 

Urteil vom 11. Dezember 2008, Az.: 3 C 33/07. 


eine weitere Anpassungszeit von sechs Monaten und ein 
Fachgespräch vor der Ärztekammer absolvieren müsse. 
Im Juli 2002 nahm die Klägerin ohne Erfolg an einem 
solchen Fachgespräch teil. Die Prüfungskommission 
empfahl eine weitere Anpassungszeit von einem Jahr. Die 
Klägerin absolvierte diese Anpassungszeit nicht, sondern 
arbeitete weiter als Stationsärztin. Daneben betrieb sie 
ihre Weiterbildung zum Facharzt für innere Medizin. An- 
fang 2004 lehnte die Ärztekammer den Antrag auf Appro- 
bation ab. 

Nach dem das Verwaltungsgericht der Klägerin Recht ge- 
geben hatte, die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes 
feststellte und die Ärztekammer verpflichtete, den Ab- 
lehnungsbescheid aufzuheben und die Approbation 
vorzunehmen, wies das Oberverwaltungsgericht in der 
Berufung die Klage der Betroffenen ab, da ihr Ausbil- 
dungsstand im Rahmen eines ausschließlich objektiven 
Vergleichs nicht gleichwertig sei. Zwar entspreche die 
durchlaufene Ausbildung nach Dauer und Inhalten der 
deutschen Ausbildung, es fehle aber u. a. laut einer Stel- 
lungnahmen der ZAB zur Arzteausbildung in der ehemali- 
gen Sowjetunion an einer gleichwertigen Vermittlung der 
Ausbildungsgegenstände, da u. a. das Hochschulstudium 
dort auf einer nur zehnjährigen Schulausbildung auf- 
baue. Deshalb empfehle die Einstufungsliste der Arbeits- 
gruppe ,, Berufe des Gesundheitswesen“ der Arbeitsge- 
meinschaft der Obersten Landesgesundheitsbehörden in 
diesen Fällen stets die Durchführung eines Fachge- 
sprächs. 

Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts stellt in Ab- 
kehr von der bisherigen Rechtsprechung klar, dass sich 
infolge der Änderung von § 3 Absatz 2 Satz 2 BÄO durch 
das am 7. Dezember 2007 in Kraft getretene Gesetz zur 
Umsetzung der Richtlinie 2005/3 ö/EG^^^ der Maßstab für 
die Beurteilung der Gleichwertigkeit des Ausbildungs- 
standes einer im Ausland abgeschlossenen Ausbildung 
zum Arzt geändert habe: Bei Staatsangehörigen eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union oder des EWR 
sei neben einem objektiven Vergleich der Ausbildungs- 
gänge^*“ die Berücksichtigung der individuellen Qualifi- 
kation und der Berufserfahrung zwingend erforderlich. 
Aus der mit der Novellierung der Bundesärzteordnung er- 
folgten Gleichstellung der nicht innerhalb der Mitglied- 
staaten gewanderten deutschen Staatsangehörigen mit 
gewanderten Unionsbürgerinnen und -bürgern folge des- 
halb, dass die langjährige klinische Berufserfahrung im 
Fall der eingebürgerten Klägerin berücksichtigt werden 
muss: „Mögliche sonstige Unterschiede bei der Art der 


Vgl. BGBl. I S. 2686. 

Dabei ist entscheidend, ob die Ausbildungsgegenstände und die 
Wirksamkeit ihrer Vermittlung der deutschen Ausbildung entspre- 
chen. Hinsichtlich der Ausbildungsgegenstände sind die Studien- 
inhalte (der Ausbildungsstoff und der zeitliche Umfang der einzelnen 
Fächer) sowie die Anteile von praktischer und theoretischer Ausbil- 
dung zu vergleichen. Die Wirksamkeit der Vermittlung der Inhalte 
hängt im Wesentlichen von der Verlässlichkeit und dem Umfang der 
Leistungskontrollen, der schulischen Vorbildung oder abzuleistenden 
Praktika ab. 

BVerwG-Urteil vom 11. Dezember 2008, Az.: 3 C 33/07, Rdnr. 21, 
juris. 
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Wissensvermittlung während des früheren Studiums“ 
könnten demnach ausgeglichen werden. Immerhin habe 
die Klägerin neben einer 27-jährigen Berufserfahrung im 
klinischen Bereich auch wesentliche Teile der deutschen 
Facharztausbildung bereits absolviert. 

Für Unionsbürgerinnen und -bürger gelte grundsätzlich: 
Nur wenn nach der Prüfung des Ausbildungsstandes 
keine Gleichwertigkeit festgestellt werde, müsse ein An- 
tragsteller nach § 3 Absatz 2 Satz 3 und 4 BÄO den 
Nachweis durch das Ablegen einer Kenntnisstandprüfung 
führen, um die Approbation zu erhalten. Diese erstrecke 
sich bei Unionsbürgerinnen und -bürgern nach § 3 
Absatz 2 Satz 5 BÄO auf die Bereiche, in denen die aus- 
ländische Ausbildung des Betroffenen hinter der deut- 
schen zurückbleibt.3*2 p^ll der Klägerin führe die 
Gleichwertigkeitprüfung jedoch zu dem Ergebnis, dass 
ein gleichwertiger Ausbildungsstand gegeben sei. 

Darüber hinaus sei ohnehin bei ausländischen Abschlüs- 
sen, die von § 14b BÄO erfasst würden, grundsätzlich 
davon auszugehen, dass die Gleichwertigkeit des Aus- 
bildungsgangs gegeben sei. § 14b BÄO ermöglicht es 
Staatsangehörigen der EU-Beitrittsstaaten Estland, Li- 
tauen, Lettland, Tschechische Republik, Slowakische Re- 
publik und Slowenien sich durch ihre Staatsangehörig- 
keitsstaaten bescheinigen zu lassen, dass 

- ihre in der früheren Sowjetunion, dem früheren Jugos- 
lawien bzw. der früheren Tschechoslowakei erworbe- 
nen Ausbildungsnachweise hinsichtlich der Aufnahme 
und Ausübung des Berufs des Arztes in ihrem Ho- 
heitsgebiet gleiche Rechtsgültigkeit haben wie die 
Ausbildungsnachweise dieser beigetretenen Mitglied- 
staaten und 

- eine dreijährige ununterbrochene Berufsausübungs- 
praxis in den letzten fünf Jahren vor der Antragstel- 
lung gegeben ist. 

Werden diese beiden Bescheinigungen von den Staatsan- 
gehörigen der Mitgliedstaaten vorgelegt, ist die Approba- 
tion zu erteilen. Deshalb müsse § 14b Satz 3 Nummer 2 
BÄO „die gesetzgeberische Wertung entnommen werden, 
dass eine ärztliche Ausbildung in der ehemaligen Sowjet- 
union mit einer deutschen Ausbildung gleichwertig sein 
kann, ohne dass es generell auf eine Überprüfung des in- 
dividuellen Kenntnisstandes ankommt.“ Es verbiete sich 
deshalb bei der eingebürgerten Klägerin, die in der frühe- 
ren Sowjetunion ihren Abschluss erlangt habe, einen 
Maßstab bei der Prüfung der Gleichwertigkeit des Ausbil- 
dungsstandes anzulegen, „der in Widerspruch zu der vom 
Gesetzgeber mit § 14b Satz 3 Nummer 2 BÄO vorge- 
nommenen Wertung geraten würde. 

Die Folgen des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts 
für die Fragen der Verbesserung der Anerkennungspraxis 


Bei Drittstaatsangehörigen erstreckt sich die Kenntnisstandsprüfung 
nach § 3 Absatz 2 Satz 4 BÄO hingegen auf den gesamten Inhalt der 
staatlichen Abschlussprüfung. 

BVerwG-Urteil vom 11. Dezember 2008, Az.: 3 C 33/07, Rdnr. 20, 
juris. 


im Bereich der Bundesärzteordnung lassen sich in fünf 

Punkten zusammenfassen: 

1. Die vielen Anerkennungsverfahren zugrundeliegende 
schematische Einstufungsliste der Arbeitsgruppe „Be- 
rufe des Gesundheitswesen“ der Arbeitsgemeinschaft 
der Obersten Landesgesundheitsbehörden darf nicht 
mehr zur Anwendung kommen. Diese hatte im Ergeb- 
nis in Fällen wie dem der Klägerin stets eine umfas- 
sende individuelle Überprüfung des Kenntnisstandes 
empfohlen. Gleiches gilt für die Stellungnahme der 
ZAB zu der ärztlichen Ausbildung in der früheren So- 
wjetunion, die die Gleichwertigkeit des sowjetischen 
Studiums immer unter Hinweis auf die nur zehnjäh- 
rige schulische Vorbildung verneinte. 

2. Der Maßstab für die Beurteilung der Gleichwertigkeit 
des Ausbildungsstandes besteht auch für Staatsange- 
hörige eines Mitgliedstaats der Europäischen Union, 
die nicht innerhalb der Europäischen Union gewandert 
sind,^*'' nach der Bundesärzteordnung nicht mehr nur 
darin, die jeweiligen Ausbildungsgegenstände und die 
Wirksamkeit ihrer Vermittlung mit den deutschen 
Ausbildungsregelungen abzugleichen. Soll der Aus- 
bildungsstand für Unionsbürgerinnen und -bürger er- 
mittelt werden, müssen dabei stets auch die „indivi- 
duellen Qualifikationen und die Berufserfahrung“ 
berücksichtigt werden. Dies gilt für die in einem ande- 
ren Staat erworbene Berufserfahrung und - erst recht - 
für die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
erworbene Berufserfahrung. Jedenfalls bei Nachweis 
erheblicher Berufserfahrung im Arztberuf- und davon 
dürfte in den Fällen, in denen eine Anerkennung der in 
der ehemaligen Sowjetunion erworbenen Berufqualifi- 
kation in Deutschland angestrebt wird, regelmäßig 
auszugehen sein - treten etwaige objektiv feststellba- 
ren Unterschiede im Bereich der Ausbildungsgegen- 
stände und der Wirksamkeit ihrer Vermittlung in den 
Hintergrund. 

3. Es wird zu prüfen sein, inwieweit die dargestellten 
Aussagen des Urteils auf alle Unionsbürgerinnen und 
-bürger mit einer von § 14b S. 3 BÄO erfassten bzw. 
in einem sonstigen Drittstaat erworbenen ärztlichen 
Ausbildung übertragen werden können. 


§ 3 Absatz 2 Satz 2 BÄO knüpft nicht an die vorherige Ausübung 
des EU-Freizügigkeitsrechts an, sondern allein an den Besitz der 
Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union. 
Hierzu auch BVerwG-Urteil vom 11. Dezember 2008, Az.: 3 C 33/07, 
Rdnr. 13 und 19, juris. 

So geht aus dem BVerwG-Urteil vom 11. Dezember 2008, Az.: 3 
C 33/07, Rdnr. 3, juris hervor, dass die ärztliche Tätigkeit der Kläge- 
rin in der Sowjetunion und in Deutschland in einem Umfang von 
viereinhalb Jahren auf die insgesamt sechsjährige Facharztausbil- 
dung in Deutschland angerechnet wurde und nahezu zugleich die Ap- 
probation abgelehnt worden war. In einem anderen Fall wurde einem 
Facharzt für Radiologie, der die Weiterbildung (Facharztausbildung) 
in Deutschland durchlaufen hatte, die Approbation versagt, weil sei- 
ne in der ehemaligen Sowjetunion durchlaufene Ausbildung nicht 
gleichwertig zu der deutschen gewesen sei. Das VG Dresden hob 
diese Behördenentscheidung - auch unter Hinweis auf das dargestell- 
te Urteil des Bundesverwaltungsgerichts - mit Urteil vom 19. Fe- 
bruar 2009, Az.: 5 K 315/05, juris auf. 
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4. Auf Antrag der Betroffenen wird zu prüfen sein, ob 
durch die gesetzliche Änderung von § 3 Absatz 2 
Satz 2 BÄO und das Urteil des Bundesverwaltungsge- 
richts vor dem 7. Dezember 2007 entschiedene Fälle 
Gründe für ein Wiederaufgreifen des Verfahrens auf 
Grund der Änderung der Rechtslage nach § 5 1 Absatz 
1 Nummer 1 VwVfG gegeben sind. 

5. Es wird weiter zu prüfen sein, inwieweit sich das Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts auch auf Drittstaatsan- 
gehörige auswirkt. Die in den oben dargestellten Richt- 
linien für Drittstaatsangehörige^*^ vorgesehenen Rege- 
lungen zur Gleichbehandlung mit Staatsangehörigen 
des Aufnahmelandes bei der Anerkennung berufsqua- 
lifizierender Diplome, Prüfungszeugnisse und sonsti- 
ger Befähigungsnachweise führen aus Sicht der 
Beauftragten dazu, dass die Verfahren für Unionsbür- 
gerinnen und -bürger mit in Drittstaaten absolvierten 
Ausbildungen, die grundsätzlich von § 14b Satz 3 
BÄO erfasst werden könnten, jedenfalls auch für 
Drittstaatsangehörige mit eben diesen Ausbildungen 
zur Anwendung kommen müssen. D. h. die erworbene 
Berufserfahrung ist bei der Prüfung des Ausbildungs- 
sfandes zwingend zu berücksichtigen und eine ggf 
notwendige individuelle Kenntnisstandsprüfung muss 
sich auf die Bereiche der Ausbildung beschränken, in 
denen Defizite gegenüber der deutschen Arztausbil- 
dung festgestellt worden sind. § 3 Absatz 2 Satz 4 
BÄO findet in den beschriebenen Konstellationen da- 
mit keine Anwendung mehr. 

Darüber hinaus legen das Urteil des Bundesverwaltungs- 
gerichtes und die vom Bundeskabinett am 9. Dezember 
2009 beschlossenen Eckpunkte aus Sicht der Beauftrag- 
ten für die Anerkennungspraxis insgesamt folgende 
rechtspolitischen Schlussfolgerungen nahe: 

- Auch wenn das Gemeinschaftsrecht in erster Linie an 
den Besitz einer Staatsangehörigkeit eines Mitglied- 
staates der Europäischen Union anknüpft, ist das Kri- 
terium des Besitzes einer bestimmten Staatsangehörig- 
keit kein sinnvolles Kriterium, das entscheidenden 
Eingang in die Prüfung der Gleichwertigkeit von Be- 
rufsabschlüssen finden sollte. Im Kem stellen sich 
verfassungsrechtliche Fragen hinsichtlich der Geeig- 
netheit und der Erforderlichkeit der gesetzlichen Ein- 
schränkung. 

- Nachgewiesene Berufserfahrung in einem erlernten 
Beruf sollte immer - also auch im Falle objektiv fest- 
stellbarer Unterschiede des ausländischen und inlän- 
dischen Ausbildungsgangs - in die Prüfung der 
Gleichwertigkeit des Äusbildungsstandes einbezogen 
werden. Dies gilt insbesondere dann, wenn die Berufs- 
erfahrung (auch) im Aufnahmestaat erworben worden 
ist. 


386 Vgl. die Richtlinien 2003/109/EG (Daueraufenthaltsrichtlinie, Arti- 
kel 1 1 Absatz 1 c)), 2004/83/EG (Qualifikationsrichtlinie Artikel 27 
Absatz 3), 2004/38/EG (Unionsbürgerrichtlinie, Artikel 24 Absatz 1) 
und 2009/50/EG (Hochqualifizierte - „Blue Card“ Artikel 15 Ab- 
satz 1 d)). 


- Eine individuelle Kenntnisstandprüfung, die sich auf 
den (gesamten) Inhalt der für Bildungsinländer vorge- 
sehenen sfaatlichen Abschlussprüfung des Aufnahme- 
landes ersfreckt, isf für Zugewanderte eine sehr hohe 
Zugangshürde. Dies gilt - wie der Fall der Klägerin il- 
lustriert - auch für gut qualifizierte deutsche Anerken- 
nungssuchende mit erheblicher Berufserfahrung im 
ln- bzw. Ausland und sehr großen Chancen auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt. Es ist aus Sicht der Beauf- 
tragten deshalb intensiv zu erörtern, ob das bisher al- 
lein für Sfaaf sangehörige eines EU-Mifgliedsfaats vor- 
gesehene Verfahren, das nach einer Defizifanalyse die 
ggf notwendige individuelle Prüfung des Kenntnis- 
standes auf diejenigen Bereiche beschränkt, in denen 
die mitgebrachten Qualifikationen hinter denen im 
Aufnahmestaat geforderten Zurückbleiben, regelmäßig 
auf Drittstaatsangehörige erstreckt werden soll. Für 
diese regelmäßige Erstreckung auf Drittstaatsangehö- 
rigen würde sprechen, dass jeder Berufsausübung re- 
gelmäßig eine erhebliche Spezialisierung eigen ist. 
D. h. die fachliche Problemlösungskompetenz nimmt 
in bestimmten Berufsbereichen erheblich zu, ohne 
dass das gesamte Fachwissen in seiner Breite noch 
dauerhaft repräsentiert wird bzw. werden müsste. Je- 
denfalls in Fällen, in denen eine mehrjährige Berufser- 
fahrung nachgewiesen wird, spricht deshalb viel für 
eine allein an den festgestellten individuellen Defizi- 
ten orientierte Prüfung des Kenntnisstandes. 

Der im Februar 2010 vom Kabinett beschlossene Gesetz- 
entwurf zur Änderung krankenversicherungsrechtlicher 
und anderer Vorschriften berührt die dargestellte Rechts- 
lage hinsichtlich der Gleichwertigkeitsprüfung in Fällen 
von Unionsbürgerinnen und bzw. -bürgern mit einem in 
einem Drittland erworbenen Abschlüssen nicht.^s’ Der 
Gesetzentwurf, der u. a. neben den Vorschriften im Be- 
reich einiger akademischer Heilberufe auch die Vorschrif- 
ten für die Berufe in der Krankenpflege sowie für Hebam- 
men ändert, zielt allein auf die Beendigung eines 
Vertrags verletzungs Verfahrens, das eine andere Fallkon- 
stellation betrifft, ln den übrigen in diesem Abschnitt er- 
örterten Feldern strebt er ausdrücklich die Beibehaltung 
der bestehenden Rechtslage an. 

3.5.2 Handwerk 

Für das zulassungspfiichtige (reglementierte) Handwerk 
regelt die EU/EWR HwV^** auf der Grundlage der 
Verordnungsermächtigung in § 9 Absatz 1 HwO die Ein- 
tragung in die Handwerksrolle in Deutschland für Sfaafsan- 
gehörige eines EU- bzw. EWR-Sfaafes sowie der Schweiz. 
Die EU/EWR HwV sefzf die Richtlinie 2005/36/EG für 
diesen Bereich um. Sie sieht als Rechtsfolge der Aner- 
kennung die Erteilung einer Ausnahmebewilligung für 
die Eintragung in die Handwerksrolle nach § 7 Absatz 3 
HwO vor. 


Bundestagsdrucksache 17/1297. 
3*« BGBl. 2007 1, S. 3075-3078. 
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Auch Unionsbürgerinnen und -bürger, die in einem Dritt- 
staat eine Ausbildung abgesehlossen haben, können eine 
solehe Ausnahmebewilligung zur Eintragung in die 
Handwerksrolle erhalten. Die in einem Drittstaat abge- 
sehlossene Ausbildung ist unter den Voraussetzungen des 
§ 4 Absatz 2 EU/EWR HwV den erforderliehen berufli- 
ehen Qualifikationen naeh § 3 EU/EWR HwV gleiehge- 
stellt. Voraussetzung hierfür ist, dass ein EU-/EWR-Staat 
oder die Sehweiz die Ausübung des Berufs gestattet hatte 
und die Antragstellerin bzw. der Antragsteller den Beruf 
dort mindestens drei Jahre ausgeübt hat. Wurde einem 
Drittstaatsangehörigen, der unter eine der oben aufge- 
tührten EU-Riehtlinien tallt, eine in einem Drittstaat 
durehgeführte Ausbildung in einem anderen Mitgliedstaat 
anerkannt und hat er dort mindestens drei Jahre gearbei- 
tet, ist diese Ausbildung in Deutsehland naeh § 4 EU/ 
EWR HwV damit ebenfalls den berufliehen Qualifikatio- 
nen in § 3 EU/EWR HwV gleiehgestellt. 

Drittstaatsangehörige, die über einen in einem Drittland 
erworbenen Absehluss verfügen, der nieht in einem EU- 
oder EWR-Staat oder der Sehweiz anerkannt worden ist, 
müssen im zulassungspfliehtigen Handwerk naeh § 8 Ab- 
satz 1 HwO eine Ausnahmebewilligung beantragen. Sie 
müssen die notwendigen Kenntnisse und Fertigkeiten 
naehweisen, wobei in den Naehweis die bisherigen beruf- 
liehen Erfahrungen und Tätigkeiten eingehen sollen. Eine 
Regelung, die wie der „Altgesellenparagraf ‘ (§ 7b Ab- 
satz la HwO) bestimmte erforderliehe Kenntnisse auto- 
matiseh dureh die Berufserfahrung als erbraeht ansieht 
bzw. deren Naehweis über eine Lehrgangsteilnahme oder 
„auf sonstige Weise“ ermöglieht, existiert für Drittstaats- 
angehörige mit einem in einem Drittland erworbenen Ab- 
sehluss in § 8 HWO nieht. Die Reehtspreehung hat je- 
doeh bereits in den 1960er Jahren deutlieh gemaeht, dass 
eine ggf durehzuführende Überprüfung der notwendigen 
Kenntnisse und Fertigkeiten in einer jeweils dem Einzel- 
falle angepassten angemessenen Art und Weise vorzuneh- 
men ist und dabei der berufliehe Werdegang in saehlieher 
Weise zu berüeksiehtigen ist. Eine „sehulmäßige“ Abprü- 
fung „naeh Art einer Meisterprüfung“ verlangt die Hand- 
werksordnung insoweit nieht. 

Der ZDH hat gemeinsam mit dem DIHK im April 2010 
eine Stellungnahme zu dem Eekpunktepapier der Bundes- 
regierung vom 9. Dezember 2009 vorgelegt, der sieh der 
Bundesverband der Freien Berufe Anfang Mai 2010 weit- 
gehend angesehlossen hat. ZDH und DIHT betonen, dass 
die Bemühungen um Verbesserungen bei der Anerken- 
nung ausländiseher Absehlüsse nieht zu einer Entwertung 
deutseher Berufsabsehlüsse führen dürfen; dies deekt sieh 
insoweit mit dem Ansatz der Bundesregierung. Darüber 
hinaus werden keinerlei Bedenken gegen die Einführung 
eines Anspruehs auf Durehführung eines Anerkennungs- 
verfahrens bzw. einer „Äquivalenzprüfung“ erhoben und 
ein hoher Informafionsbedarf pofenzieller Anfragsfelle- 
rinnen und Antragsfeiler eingeräumt. Die Stellungnahme 
verdeutlieht darüber hinaus aueh, dass viele Detail- und 
Verfahrensfragen zwisehen den Beteiligten noeh einge- 


^*’Vgl. BVerwG, Urteil vom 26. Januar 1962, Az.: VII C 68.59, 
Rdnr. 14, juris. 


hender Erörterung bedürfen. So wirft die Stellungnahme 
etwa die Frage auf, ob es aueh dann zu einer Bestätigung 
der Gleiehwertigkeit kommen kann, wenn bei der forma- 
len Bewertung des ausländisehen Absehlusses im 
Vergleieh zur notwendigen inländisehen Qualifikation 
Defizite festgestellt werden. Die Berüeksiehtigung der 
Berufserfahrung wird begriffiieh aus der „Äquivalenzprü- 
fung“ herausgenommen. Aueh das Instrument der „Teil- 
anerkennung“ wird in der Stellungnahme nieht vertieft er- 
örtert und die Anerkennungsriehtlinie 2005/36/EG wird 
als „absehließender gemeinsehaftsreehtlieher Rahmen“ 
bezeiehnet, obwohl Artikel 2 Absatz 2 der Riehtlinie aus- 
drüeklieh eine Erstreekung auf in Drittstaaten erworbene 
Absehlüsse zulässt. 

3.5.3 Freie Wohlfahrtspflege 

Im Rahmen eines Gespräehes zwisehen der Beauftragten 
und den Vertreterinnen und Vertretern der Spitzenverbände 
der freien Wohlfahrtspflege wurde deutlieh, dass die Ver- 
bände großes Interesse an den Fragen der Verbesserung 
der Anerkennung von ausländisehen Absehlüssen haben, 
ln ihrem Arbeitsfeld sind die Verbände in mehrfaeher 
Hinsieht mit dem Thema befasst. Zum einen ist die freie 
Wohlfahrtspflege der größte Arbeitgeber im Bereieh der 
sozialen Dienste und Einriehtungen, der Krankenhäuser, 
Pflegeheime, Pflegedienste und bei den Kindertagesstät- 
ten. Gerade in diesem Bereieh herrseht häufig ein Mangel 
an qualifiziertem Personal, ln diesem Zusammenhang 
könnten die Ausbildungsstätten und -mögliehkeiten der 
freien Wohlfahrtspflege bei der Entwieklung und Dureh- 
führung von Maßnahmen zur Anpassungsqualifizierung 
für diese Berufsbereiehe eine wiehtige Rolle spielen. 
Sehließlieh isf aueh die Bereitstellung von Verfahrenswis- 
sen zu Anerkennungsmögliehkeiten in den von den Ver- 
bänden getragenen Beratungsstellen von Bedeutung, bei 
denen Migrantinnen und Migranten tagtäglieh um Hilfe 
oder Unterstützung naehsuehen. 

3.5.4 Arbeitsverwaltung 

Die sieh intensivierende Erörterung um die Berüeksiehti- 
gung von im Ausland erworbenen Äbsehlüssen und Quali- 
fikationen wurde aueh von der Bundesagentur für Arbeif 
aufgegriffen. Ende 2009 wurde das Merkmal ,Wusländi- 
sehe Absehlüsse“ in die Vermittlungssoftware „VerBlS“ 
aufgenommen. Dies dürfte sowohl die Vermittlungsehaneen 
im Einzelfall erhöhen als aueh zu einer Sensibilisierung des 
Personals hinsiehtlieh ggf bestehender Anerkermungs- und 
Anpassungsqualifizierungsmögliehkeiten beitragen. Ferner 
wurde die besondere Situation von Mensehen mit Migra- 
tionshintergrund in das Beratungskonzept der Bundes- 
agentur aufgenommen. Aueh die Zentrale Auslands- und 
Faehvermittlung der Bundesagentur hat sieh im Beriehts- 
zeitraum stärker den Fragen der Anerkennung ausländi- 
seher Absehlüsse in Deutsehland zugewendet. 

Ebenfalls für die Praxis bedeufsam isf, dass mit dem Kon- 
junkturpaket 11 die Mögliehkeiten der Weiterbildungs- 
förderung aus dem Sonderprogramm WeGebAU (Weifer- 
bildung Geringqualifizierter und -besehäftigter älterer 
Arbeitnehmer in Unternehmen) befristet bis zum 3 1 . De- 
zember 2010 erweitert wurden: Die Kosten einer Weiter- 
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bildung können danach auch für bereits qualifizierte Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer voll übernommen 
werden, wenn der Berufsabschluss oder die letzte mit öf- 
fentlichen Mitteln geförderte Weiterbildung vier Jahre 
oder länger zurückliegen. 

Daneben können auch reguläre Förderinstrumente der Ar- 
beitsförderung genutzt werden: Für Arbeitslose oder von 
Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitsuchende können z. B. 
die Kosten eines Anerkennungsverfahrens aus dem Ver- 
mittlungsbudget (§ 45 SGB 111) übernommen werden, 
wenn dies zur beruflichen Eingliederung erforderlich ist. 
Hierzu können z. B. Kosten für die Übersefzung von Bil- 
dungsnachweisen und Zeugnissen gehören. 

4. Wirtschaftliche Lage und Einkommen 

Die soziale und wirtschaftliche Lage der in Deutschland 
lebenden Migranten und Migrantinnen ist im Schnitt noch 
immer deutlich schlechter als die Lage der Gesamtbevöl- 
kerung, die Armutsgefährdung deutlich höher. 

Grund für die schwächere Einkommenssituation ist, dass 
Migrantinnen und Migranten öfter gering bezahlte Arbeits- 
plätze und zudem ein höheres Arbeitslosigkeitsrisiko ha- 
ben. Auch der Anteil der Langzeitarbeitslosen ist signifi- 
kant höher als bei Personen ohne Migrationshintergrund.^^** 
Die Ursachen dafür sind vielfältig: So verfügen viele Men- 
schen mit Migrationshintergrund über niedrigere Schul- 
und Berufsabschlüsse. Auch unzureichende Sprachkennt- 
nisse können den beruflichen Aufstieg und damit den 
Zugang zu höheren Einkommen versperren. Zudem wer- 
den im Ausland erworbene Abschlüsse in der Regel in 
Deutschland nicht anerkarmt.^^' Migrantinnen und Migran- 
ten sind außerdem häufig in krisenanfälligen Branchen wie 
Bauwirtschaft oder Gastronomie beschäftigt. Schließlich 
spielen auch arbeitgeberseitige Diskriminierungen bei Ein- 
stellung und Aufstieg eine Rolle; dies gilt gerade für gut 
qualifizierte Migrantinnen und Migranten.^^z 

Aus Sicht der Beauftragten ist die Verbesserung der Ar- 
beitsmarktintegration unabdingbar. Nur so kann das Ar- 
mutsrisiko von Migrantinnen und Migranten verringert 
und die Integration insgesamt gefördert werden. Teilhabe 
am wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben ist Vo- 
raussetzung für Integration und sozialen Zusammenhalt. 

4.1 Haushaltseinkommen 

Die Nettohaushaltseinkommen von Personen mit Migra- 
tionshintergrund liegen 2008 unter den durchschnittlichen 
Nettoeinkommen der Gesamtbevölkerung. Haushalte mit 
Personen mit Migrationshintergrund haben öfter Einkom- 
men von unter 900 Euro (18 Prozent gegenüber 13 Pro- 
zent bei der Gesamtbevölkerung) und seltener Einkom- 
men über 2 600 Euro (22,5 Prozent gegenüber 30 Prozent 
bei der Gesamtbevölkerung). Die im Armuts- und 
Reichtumsbericht der Bundesregierung verwendeten ge- 
wichteten Äquivalenzeinkommen weisen die pro Person 


39» Vgl. Kapitel II 2. 

39> Vgl. Kapitel. II 3. 

392 Ygi 2 . B. Lebenslagen in Deutschland, Dritter Armuts- und Reich- 
tumsbericht der Bundesregierung 2008, S. 139 ff.; OECD 2009. 


verfügbaren Einkommen im Haushalt aus, wobei das Ge- 
samteinkommen des Haushalts auf die Zahl der Haus- 
haltsmitglieder bezogen wird.^^^ Neben den insgesamt 
niedrigeren Einkommen beeinflusst dies die Höhe der 
Pro-Kopf-Einkommen, da Haushalte von Personen mit 
Migrationshintergrund in der Regel eine größere Zahl von 
Personen umfassen und die verfügbaren Einkommen da- 
her auf eine größere Zahl von Haushaltsmitgliedem ver- 
teilt werden (siehe Tabelle 27). 

Werden die Haushaltseinkommen bezüglich der Zahl der 
Haushaltsmitglieder gewichtet, so zeigt sich, dass rund 
30 Prozent der Haushalte in Deutschland über ein Äqui- 
valenzeinkommen pro Kopf von unter 1 000 Euro ver- 
fügt, bei den Haushalten mit Migrationshintergrund sind 
dies aber 46 Prozent. Besonders hoch ist der Wert für 
Ausländer (51 Prozent) und hierbei insbesondere der 
ersten Generation (53 Prozent). Sowohl bei der Gesamt- 
bevölkerung wie bei den Personen mit Migrationshinter- 
grund ist der Anteil von Personen mit niedrigen Äquiva- 
lenzeinkommen bei Frauen besonders hoch. Bei den 
Frauen verfügen 39 Prozent über ein Äquivalenzeinkom- 
men unter 1 000 Euro, bei den Frauen mit Migrationshin- 
tergrund sind es 55 Prozent, bei Ausländerinnen 61 Pro- 
zent und bei zugewanderten Ausländerinnen 62 Prozent. 

Äquivalenzeinkommen von 2 000 Euro und mehr erzielen 
10 Prozent der Haushalte mit Migrationshintergrund (ge- 
genüber 18 Prozent bei der Gesamtbevölkerung). Frauen 
haben seltener höhere Äqivalenzeinkommen (8 Prozent 
mit Migrationshintergrund, 12 Prozent bei der Gesamtbe- 
völkerung). Jedoch zeigen sich bei den Haushalten mit in 
Deutschland geborenen Personen mit Migrationshinter- 
grund hier deutlich höhere Anteile. 14 Prozent der Personen 
der zweiten Generation verfügen über ein Äquivalenzein- 
kommen von mindestens 2 000 Euro (Frauen 10 Prozent), 
darunter insbesondere die Personen mit deutscher Staats- 
angehörigkeit (18 Prozent, Frauen 13 Prozent). 

Die gezeigten Unterschiede bezüglich der Einkommen 
der Haushalte resultieren einerseits aus höherer Arbeitslo- 
sigkeit, andererseits aber aus geringeren Einkommen aus 
Erwerbstätigkeit. Vergleicht man daher die Einkommen 
der Personen, die in Haushalten mit Erwerbstätigen leben, 
so zeigt sich eine andere Verteilung bei zugleich höheren 
Einkommen (siehe Tabelle 28). 

13 Prozent der Haushalte mit Personen mit Migrations- 
hintergrund, die mindestens ein erwerbstätiges Haushalts- 
mitglied haben, erzielen Äquivalenzeinkommen von über 
2 000 Euro, ln der Gesamtbevölkerung liegt der Anteil 
bei 24 Prozent. Bei den Äquivalenzeinkommen von unter 
1 000 Euro sind 33 Prozent der Haushalte mit Personen 
mit Migrationshintergrund vertreten (gegenüber 20 Pro- 
zent bei der Gesamtbevölkerung) (siehe Tabelle 29). 


Das durchschnittliche gewichtete Pro-Kopf-Einkommen in Privat- 
haushalten (Nettoäquivalenzeinkommen) wird berechnet, indem das 
Haushaltsnettoeinkommen auf die gewichtete Zahl der Haushaltsmit- 
glieder bezogen wird. Dabei geht der Haupteinkommensbezieher im 
Haushalt mit dem Gewicht 1, alle Haushaltsmitglieder von 14 Jahren 
und älter mit dem Gewicht 0,5 und alle unter 14-jährigen Haushalts- 
mitglieder mit dem Gewicht 0,3 ein (OECD-Äquivalenzskala). 
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Tabelle 27 

Haushaltseinkommen nach Migrationshintergrund 2008 



Haushalte 

Insgesamt 

unter 900 € 

900 € his 
unter 
1.500 € 

1500 € his 
unter 
2600 € 

2.600 €und 
mehr 

In I.OOO 

Anteil der Haushalte in den Einkommensklassen 
in % 

Bevölkerung insgesamt 

36.621 

13,9 

24,7 

32,6 

28,8 

- Personen ohne Migrationshintergrund 

31.114 

13,2 

24,5 

32,4 

29,9 

- Personen mit Migrationshintergrund 

5.505 

18,0 

25,4 

34,1 

22,5 

- Deutsche 

2.567 

14,3 

24,8 

36,1 

24,9 

- Ausländ er/-innen 

2.940 

21,2 

25,9 

32,4 

20,4 

- mit eigener Migrationserfahrung 

5.044 

18,4 

25,8 

33,9 

22,0 

- Deutsche 

2.429 

14,5 

25,2 

36,1 

24,2 

- Ausländ erZ-innen 

2.617 

22,0 

26,3 

31,9 

19,8 

- ohne eigene Migrationserfahrung 

462 

13,6 

21,2 

36,6 

28,6 

- Deutsche mit Migrationshintergrund 

138 

10,1 

18,1 

35,5 

36,2 

- Ausländ er/-innen 

323 

14,9 

22,6 

37,2 

25,4 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008 


Tabelle 28 


Äquivalenzeinkommen von Personen nach Migrationshintergrund 2008 



Gesamt 
(in 1.000) 

Unter 1.000 € 
(in %) 

1.000 € his 
< 2.000 € 

2.000 € oder 
mehr 

Bevölkerung insgesamt 

36.621 

29,8 

52,4 

17,8 

- Personen ohne Migrationshintergrund 

31.115 

26,8 

54,0 

19,2 

- Personen mit Migrationshintergrund 

5.506 

46,4 

43,6 

10,0 

- Deutsche 

2.566 

40,8 

49,3 

9,9 

- AusländerZ-innen 

2.940 

51,3 

38,7 

10,0 

- mit eigener Migrationserfahrung 

5.045 

47,5 

42,9 

9,6 

- Deutsche 

2.428 

41,4 

49,1 

9,5 

- AusländerZ-innen 

2.616 

53,2 

37,1 

9,7 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008 
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Tabelle 29 


Äquivalenzeinkommen von Personen in Haushalten mit erwerbstätigen Haupteinkommensbeziehern 

nach Migrationshintergrund 2008 



Gesamt 
(in 1.000) 

Unter 1.000 € 
(in %) 

1.000 € bis 
< 2.000 € 

2.000 € oder 
mehr 

Bevölkerung insgesamt 

21.661 

19,8 

56,7 

23,5 

- Personen ohne Migrationshintergrund 

18.058 

17,1 

57,4 

25,6 

- Personen mit Migrationshintergrund 

3.603 

33,4 

53,4 

13,2 

- Deutsche 

1.668 

29,9 

57,4 

12,6 

- Ausländ er/-innen 

1.935 

36,4 

50,0 

13,6 

- mit eigener Migrationserfahrung 

3.235 

34,4 

52,8 

12,8 

- Deutsche 

1.555 

30,6 

57,4 

12,0 

- Ausländ er/-innen 

1.680 

38,0 

48,6 

13,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008 


4.2 Armutsrisiko 

Aufgrund der geringeren Einkommen haben Personen mit 
Migrationshintergrund ein größeres Armutsrisiko. Un- 
ter der Armutsrisikosehwelle^^^ leben in Deutsehland 


Die Armutsrisikoquote bezeichnet den Anteil der Personen, deren 
Einkommen unter 60 Prozent des durchschnittlichen Pro-Kopf-Ein- 
kommens (Medianwert) nach neuer OECD-Skala liegt. Das Pro- 
Kopf-Einkommen wird pro Mitglied des Haushalts unterschiedlich 
gewichtet. 

Die Armutsrisikoschwelle bezeichnet das gewichtete Pro-Kopf-Ein- 
kommen, unter deren Grenze eine Person einem Armutsrisiko unter- 
liegt. Dies ist der Fall, wenn ihr gewichtetes Pro-Kopf-Nettoeinkom- 
men weniger als 60 Prozent des durchschnittlichen Einkommens 
(Medianwert) beträgt. 


nach den Daten des Mikrozensus 2008 14,6 Prozent der 
Bevölkerung. 396. Bei Personen mit Migrationshintergrund 
liegt dieser Anteil mit 26,3 Prozent deutlich höher (Perso- 
nen ohne Migrationshintergrund: 11,8 Prozent). Auch 
hier zeigt der Vergleich der Migrantengruppen beträchtli- 
che Unterschiede: während 31,8 Prozent der ausländi- 
schen Bevölkerung einem Armutsrisiko unterliegen, sind 
es bei den Deutschen mit eigener Migrationserfahrung 
20,6 Prozent bzw. ohne eigene Migrationserfahrung 
23,1 Prozent (vgl. Tabelle 30). 


Die im Mikrozensus errechnete Quote weicht geringfügig von der 
von der im Rahmen der amtlichen Sozialberichterstattung des Bun- 
des und der Länder errechneten in Höhe von 14,4 Prozent ab; vgl. 
http://www.amtliche-sozialberichterstattung.de. 


Tabelle 30 

Armutsrisikoquoten nach Migrationshintergrund und Geschlecht im Jahr 2008 




in 1.000 

Darunter 

Unter 



armutsgefährdet 

15 Jahren 


Männlich 

40.231 

14,1 

18,3 

Bevölkerung insgesamt 

Weiblich 

41.904 

15,1 

18,5 


Gesamt 

82.135 

14,6 

18,4 


Männlich 

32.381 

11,2 

12,8 

1 Personen ohne Migrations- 
hintergrund 

Weiblich 

34.188 

12,4 

13,2 


Gesamt 

66.569 

11,8 

13,0 
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noch Tabelle 30 




in 1.000 

Darunter 

Unter 



armutsgefährdet 

15 Jahren 


Männlieh 

7.851 

26,0 

30,5 

2 Personen mit Migrations- 
hintergrund 

Weiblieh 

7.716 

26,7 

30,2 


Gesamt 

15.567 

26,3 

30,3 


Männlieh 

4.115 

21,1 

25,8 

2a darunter Deutsehe 

Weiblieh 

4.182 

22,0 

26,3 


Gesamt 

8.297 

21,6 

26,0 


Männlieh 

3.736 

31,3 

42,5 

2b darunter Ausländer/innen 

Weiblieh 

3.535 

32,3 

41,5 


Gesamt 

7.271 

31,8 

41,9 


Männlieh 

5.245 

26,3 

37,6 

2.1 ... mit eigener Migrations- 
erfahrung 

Weiblieh 

5379 

26,9 

40,6 


Gesamt 

10.624 

26,6 

39,0 


Männlieh 

2.420 

20,1 

28,9 

2.1a darunter Deutsehe 

Weiblieh 

2.594 

21,0 

32,9 


Gesamt 

5.014 

20,6 

30,9 


Männlieh 

2.825 

31,7 

44,1 

2.1b darunter Ausländer/ 
innen 

Weiblieh 

2.785 

32,6 

46,9 


Gesamt 

5.610 

32,1 

45,9 


Männlieh 

2.606 

25,2 

29,4 

2.2 ... ohne eigene Migrations- 
erfahrung 

Weiblieh 

2.338 

26,0 

28,9 


Gesamt 

4.944 

25,6 

29,1 


Männlieh 

1.695 

22,6 

25,5 

2.2a darunter Deutsehe 

Weiblieh 

1.588 

23,6 

25,9 


Gesamt 

3.283 

23,1 

25,7 


Männlieh 

911 

30,2 

41,7 

2.2b darunter Ausländer/ 
innen 

Weiblieh 

750 

31,2 

39,5 


Gesamt 

1.661 

30,7 

40,8 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Sonderauswertung des Mikrozensus 2008 


4.3 Besonders armutsgefährdete Gruppen 

Die Armutsrisikoquote ist insbesondere bei Familien be- 
sonders hoeh, da die Zahl der Haushaltsmitglieder Aus- 
wirkungen auf die Bereehnung des Haushaltsäquivalen- 
zeinkommens hat. Aussehlaggebend bei der Reduzierung 
von Armutsrisiken ist vor allem eine hohe Erwerbsbe- 
teiligung mögliehst beider Eltemteile. Mit dem Kinder- 
zusehlag werden Eltern, die wegen ihrer Kinder auf 
Grundsieherungsleistungen angewiesen sind, in ihrer Er- 


werbsneigung unterstützt. Aueh die Erhöhung des Kin- 
dergeldes seit Januar 2010 um 20 Euro pro Kind leistet ei- 
nen Beitrag zur wirtsehaftliehen Stabilität von Familien. 

Kinder und Jugendliehe unter 15 Jahren sind besonders 
von Armutsrisiken betroffen; dies betrifft dann aueh ihre 
Familien. Der Anteil der Kinder und Jugendliehen ohne 
Migrationshintergrund, die von einem Armutsrisiko be- 
troffen waren, betrug 2008 13 Prozent. Bei Kindern und 
Jugendliehen mit Migrationshintergrund ist diese Quote 
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mit 30,3 Prozent mehr als doppelt so hoeh. Noeh höher 
liegt der Anteil bei Ausländerinnen und Ausländem. Hier 
sind 42 Prozent der Kinder und Jugendliehen von Ar- 
mutsrisiken betroffen, bei den im Ausland geborenen 
Kindern sogar 46 Prozent. 

Insgesamt steigen die Armutsrisiken bei Personen mit 
Migrationshintergrund im Lebensverlauf bis zum Alter 
von 20 Jahren noeh auf 3 1 Prozent an, und sinken dann 
bis zum Alter von 55 Jahren auf 20 Prozent ab. ln der Al- 
tersgruppe zwisehen 55 und 65 sind dann wieder 25 Pro- 
zent der Personen mit Migrationshintergmnd von Ar- 
mutsrisiken betroffen, mit 65 und mehr Jahren sind dies 
28 Prozent. 

Bei Ausländem ist das Armutsrisiko mit 42 Prozent in der 
Altersgmppe unter 1 5 Jahren am höehsten, sinkt dann auf 
25 Prozent in der Altersgmppe 45 bis 54 Jahre und steigt 
dann auf 39 Prozent in der Altersgmppe mit 65 und mehr 
Jahren. Diese Zahlen aus dem Mikrozensus 2008 zeigen 
deutlieh, dass Altersarmut bei Zuwanderem ein zentrales 
Problem ist. 

Naeh dem „Alterssiehemngsberieht“ der Bundesregie- 
rang^^^ verfügen Migrantinnen und Migranten im Ren- 
tenalter mit durehsehnittlieh 1 000 Euro im Monat über 
ein Nettoeinkommen, das ea. ein Fünftel unter dem 
Durehsehnitt liegt. Nur 24 Prozent von ihnen - gegenüber 
fast 40 Prozent des Durehsehnitts - haben zusätzliehe 
Einnahmen aus privater Vorsorge, insbesondere Vermö- 
gen oder Lebensversiehemngen. Aueh die Höhe der Ein- 
künfte aus diesen Quellen ist deutlieh niedriger: 242 Euro 
gegenüber 349 Euro.^^s 

Ende 2008 erhielten 13 Prozent der Bevölkemng mit aus- 
ländiseher Staatsangehörigkeit im Rentenalter Leistungen 
der Gmndsieherang im Alter und bei Erwerbsmindemng 
naeh dem SGB Xll. ln der deutsehen Vergleiehsgmppe 
bezogen nur 2 Prozent diese Leistung. ^99 jjj dieser Alters- 
kohorte ergänzt die Gmndsiehemng in der Regel die Ren- 
ten und andere Einkünfte (aueh Erwerbseinkünfte). 

Die Gründe für den beträehtliehen Untersehied zwisehen 
Deutsehen und Ausländem liegen in der niedrigen Höhe 
der Renten von Ausländerinnen und Ausländem, die das 
während des Erwerbslebens erzielte unterdurehsehnittli- 
ehe Einkommen und die dureh Arbeitslosigkeit unterbro- 


Ergänzender Bericht der Bundesregierung zum Rentenversiche- 
rungsbericht 2008 (Alterssicherungsbericht) S. 117 f. Der Alterssi- 
cherungsbericht bezeichnet als „Migranten“ lediglich Ausländerin- 
nen und Ausländer sowie Personen mit eigener Migrationserfahrung: 
http://www.bmas. de/portal/29492/property=pdf/ 

2008 11 19 alterssiehemngsberieht 2008.pdf. 

Die hier präsentierten Daten aus dem Alterssiehemngsberieht bem- 
hen auf einer freiwilligen Bevölkemngsstichprobe. Da die abgefrag- 
ten Sachverhalte sehr komplex sind und die Beantwortung daher gute 
Deutschkenntnisse voraussetzt, muss davon ausgegangen werden, 
dass insbesondere Personen aus unteren sozialen Schichten nicht re- 
präsentativ vertreten sind. Es ist deshalb davon auszugehen, dass die 
Einkommenssituation einer großen Zahl von Personen mit Migra- 
tionshintergmnd deutlich schlechter ist als es die Ergebnisse der Stu- 
die zeigen. 

399 Vgl. Dom, Markus; Ergebnisse der Sozialhilfestatistik 2008, Wirt- 
schaft und Statistik 1/2010, S. 60-73; DIW; Alterssiehemngsberieht. 


ebenen Erwerbsbiografien spiegeln. Personen mit Migra- 
tionshintergmnd weisen im Vergleieh zu solehen ohne 
Migrationshintergmnd sowohl in der Gmppe der Berente- 
ten als aueh bei Personen im Erwerbsalter ab 45 Jahren 
im Hinbliek auf Einkommen und Vermögen deutlieh 
niedrigere Positionen auf Das durehsehnittliehej ährliehe 
Haushaltsnettoeinkommen von Berenteten mit Migra- 
tionshintergmnd liegt danaeh mit mnd 15 600 Euro um 
2 400 Euro unter dem der Berenteten ohne Migrations- 
hintergmnd in Westdeutsehland. Zugleieh spiegelt sieh 
die Heterogenität der Bevölkemng mit Migrationshinter- 
gmnd in den Ergebnissen wider. Unter den Berenteten 
verfügen Männer aus der Türkei, den Naehfolgestaaten 
Jugoslawiens und aus den EU-Anwerbeländem über sig- 
nifikant niedrigere Einkommen aus Renten und Pensio- 
nen als Personen ohne Migrationshintergmnd. Berentete 
aus den EU-Anwerbeländem leben signifikant häufiger in 
Haushalten mit einem Einkommen unter der Niedrigein- 
kommensschwelle. Demgegenüber sind Berentete aus 
den weiteren westlichen Ländern im Hinblick auf ihre 
Einkommenssituation im Durchschnitt besser gestellt als 
Berentete ohne Migrationshintergmnd. Das niedrigere 
Einkommen führt auch zu geringeren Möglichkeiten der 
privaten Vorsorge.'*™ 

Hinzukommen kürzere Versicherangszeiten in der gesetz- 
lichen Rentenversichemng bei Arbeitsmigranten, die erst 
im Erwachsenenalter in die Bundesrepublik gekommen 
sind. Die Zusammenrechnung deutscher Rentenanwart- 
schaften mit in den Herkunftsländern erworbenen An- 
wartschaften auf Gmnd von Sozialversichemngsabkom- 
men oder dem koordinierenden Europäischen Sozialrecht 
mindert das Armutsrisiko, beseitigt es aber nicht, da die 
in den Jahren der Gastarbeiteranwerbung in den 
Hauptherkunftsländem erzielbaren Einkommen erheblich 
unter den deutschen lagen und die Höhe der Anwartschaf- 
ten sich nach dem Recht des Herkunftslandes richtet. 

5. Integrationsförderung 

5.1 Europäische Integrationspolitik 

Seit Ende der 1990er Jahre stehen die legale Einwandemng 
und die Integration von Drittstaatsangehörigen mit im Zen- 
tram der Aufmerksamkeit der Europäischen Union (EU). 
Die meisten Mitgliedstaaten sind mit den Auswirkungen 
internationaler Migration konfrontiert und müssen sich der 
Herausfordemng der Integration von Zugewanderten an- 
nehmen. Eine erfolgreiche Integrationspolitik ist daher 
nicht nur für die Zukunftsfähigkeit Deutschlands von ent- 
scheidender Bedeutung, sondern auch für viele andere 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Für manche 
Mitgliedstaaten, vor allem die im Zuge der Osterweite- 
rung neu hinzugekommenen, ist Einwanderung noch ein 


400 Ygi Pnek, Joachim R. u. a.: Alterssicherung von Personen mit Mi- 
grationshintergrund, Endbericht zum Auftrag des BMAS, Projekt- 
gruppe „Soziale Sicherheit und Migration“, November 2009, http:// 

www.bmas.de/portal/42398/f398 alterssicherung migranten.html. 

Im Fokus der Studie steht erstmals eine umfassende Analyse der so- 
zio-ökonomischen Lage älterer Personen mit Migrationshintergrund 
in Deutschland im Vergleich zur autochthonen Bevölkerung. 
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relativ neues Phänomen. Andere haben sehon seit Jahr- 
zehnten Erfahrungen mit Fragen der Migration und Inte- 
gration. 

Die Integration sieh reehtmäßig im Hoheitsgebiet aufhal- 
tender Drittstaatsangehöriger ist ein zentraler Punkt der 
Asyl- und Einwanderungspolitik der Europäisehen Union 
geworden. Im Mittelpunkt steht dabei die Förderung und 
Koordination des Austausehs über Erfahrungen und Pro- 
jekte guter Praxis der einzelnen Mitgliedstaaten. Zudem 
stellt die Europäisehe Union finanzielle Unterstützung für 
die Förderung der Integrationspolitiken der Mitgliedstaa- 
ten zur Verfügung. Mit Inkrafttreten des Vertrags von 
Lissabon am 1 . Dezember 2009 wurde erstmals eine aus- 
drüekliehe Reehtsgrundlage für die Förderung der Inte- 
gration von Drittstaatsangehörigen eingeführt, jegliehe 
Harmonisierung der Integrationspolitik wird darin jedoeh 
explizit ausgesehlossen,'"’! d. h. die Integrationspolitik 
bleibt in der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. 

Die Zielgruppe der europäisehen Integrationspolitik sind 
Drittstaatsangehörige, die sieh reehtmäßig und dauerhaft 
im Gebiet der Europäisehen Union aufhalten. Unionsbür- 
gerinnen und -bürger, die in einem anderen Mitgliedstaat 
leben, eingebürgerte Migrantinnen und Migranten sowie 
(Spät)Aussiedlerinnen und (Spät)Aussiedler gehören 
nieht zu dieser Zielgruppe, ln Deutsehland gehören diese 
Gruppen dagegen aueh zu den Zielgruppen nationaler In- 
tegrationspolitik, da sie einen bedeutenden Teil der Be- 
völkerung mit Migrationshintergrund ausmaehen. Zu- 
dem sind die Herausforderungen der Integration bei ihnen 
mitunter ähnlieh gelagert wie bei Drittstaatsangehörigen. 
Daher spiegelt das EU-Konzept der Integration von Dritt- 
staatsangehörigen nur einen Teil der Realität in Deutseh- 
land, aber aueh in anderen Mitgliedstaaten wider. 

5.1 .1 Instrumente der europäischen 
Integrationspolitik 

Eine wiehtige Rolle bei der Weiterentwieklung der Instru- 
mente europäiseher Integrationspolitik spielt das seit 
2003 existierende Netzwerk der Nationalen Kontaktstel- 
len für Integration. Die deutsehe Kontaktstelle ist im 
Bundesministerium des Innern angesiedelt. Das Netz- 
werk soll den Mitgliedstaaten auf europäiseher Ebene ein 
Forum für den Austauseh von Informationen und Erfah- 
rungen guter Praxis bieten, um erfolgreiehe Lösungen für 
die Integration von Migrantinnen und Migranten in allen 
Mitgliedstaaten zu finden. Zudem soll die Koordinierung 
und Kohärenz der Initiativen der EU und der Integrations- 
politik auf nationaler Ebene siehergestellt werden. Als 
aktuelles Beispiel für die Tätigkeit der Nationalen Kon- 
taktstellen kann die Entwieklung von europäisehen Indi- 
katoren zur Messung der Ergebnisse von Integrationspoli- 
tik in den EU-Mitgliedstaaten angeführt werden.'to^ 

Zur Förderung der Zusammenarbeit und des Informa- 
tionsaustausehs zwisehen den Nationalen Kontaktstellen 
für Infegrafion werden von der Europäisehen Kommis- 


Vgl. Kapitel III . 
‘*“2 Vgl. Kapitel I . 


sion Handbüeher zur Integration für Entseheidungsfräger 
und Praktiker herausgegeben. Die dritte und letzte Aus- 
gabe der Handbüeher wurde im Frühjahr 2010 bei der Mi- 
nisterkonferenz zur Integrationspolitik in Saragossa prä- 
sentiert. Die Erarbeitung der Handbüeher in einer Reihe 
von Konferenzen und Seminaren hat zu einem intensiven 
Austauseh über die einzelnen Aspekte der Integrations- 
politik geführt, an dem neben Regierungsvertretem aueh 
Wissensehaftler sowie Vertreter der Zivilgesellsehaft be- 
teiligt waren. 

Um die Integrationspolitik und die Entwieklung von Inte- 
grationsmaßnahmen in den Mitgliedstaaten zu unterstüt- 
zen, wurde im Auftrag der Europäisehen Kommission die 
Europäisehe Webseite für Infegration enfwiekelt. Mif 
Hilfe der im April 2009 gesfarfefen virtuellen Dialogplatt- 
form sollen politisehe Entseheidungsträger und andere re- 
levante Akteure aus dem Bereieh der Integration Informa- 
tionen und Erfahrungen guter Praxis austausehen können. 
Dadureh soll vorrangig aueh die Kooperation staatlieher 
und zivilgesellsehaftlieher Akteure im Bereieh der Inte- 
gration auf europäiseher Ebene verbessert werden. Die 
Europäisehe Website für Integration stellt eine Vielfalt 
von Werkzeugen und Informationen zum Thema Integra- 
tion zur Verfügung.'*“'* 

Das Europäisehe Integrations-Forum bietet zivilgesell- 
sehaftliehen Organisationen die Mögliehkeit, ihre Vor- 
sehläge bezüglieh der Integration von Zuwanderem zum 
Ausdruek zu bringen und mit europäisehen Institutionen 
die gegenwärtigen und zukünftigen Herausforderungen 
im Bereieh der Integration zu erörtern. Das Europäisehe 
Integrations-Forum als physisehe Dialogplattform und 
die Europäisehe Website für Infegrafion als virtuelle Dia- 
logplattform ergänzen einander somit. Die Auftaktveran- 
staltung fand im April 2009, die zweite Sitzung im No- 
vember 2009 in Brüssel statt. Das Forum wird von einem 
Büro geleitet, welehes mit je einem Vertreter der Europäi- 
sehen Kommission und des Europäisehen Wirtsehafts- 
und Sozialaussehusses sowie mit zwei Vertretern zivilge- 
sellsehaftlieher Organisationen besetzt ist. Als deren Ver- 
tretung wurden eine Vertreterin des Rates für ethnisehe 
Minderheiten aus Dänemark sowie ein Vertreter von Cari- 
tas Europa gewählt. 

Aus Sieht der Beauftragten sollte die Einbindung des 
Europäisehen Integrations-Forums in die Entwieklung 
der europäisehen Integrationspolitik konzeptionell weiter 
ausgearbeitet werden. Insbesondere das Verhältnis von 
Integrationsforum und Nationalen Kontaktstellen für In- 
tegration bedarf einer klar strukturierten Handlungs- 
grundlage, um einerseits Doppelarbeit zu vermeiden und 
andererseits Synergieeffekte zu ermögliehen. 

Im Ergebnis haben naeh Auffassung der Beauftragten der 
verstärkte Austauseh zwisehen den Mitgliedstaaten über 
die Integrationspolitik sowie die bessere Koordinierung 


Europäische Kommission: Handbuch zur Integration für Entschei- 
dungsträger und Praktiker. Vgl. 6. und 7. Lagebericht. 

Die Europäische Website für Integration steht auf Deutsch, Englisch 
und Französisch zur Verfügung und ist im Internet unter http:// 
ec.europa.eu/ewsi/de/index.cfm zu finden. 
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des Austauschs durch die Europäische Kommission unter 
anderem dazu beigetragen, dass eine Reihe von Mitglied- 
staaten in den letzten Jahren vergleichbare Instrumente 
der Integrationsfbrderung eingefiihrt haben. So wurden 
beispielsweise in Deutschland, Dänemark, Frankreich, 
den Niederlanden und zuletzt auch in Österreich ver- 
pflichtende Sprachkurse für Neuzuwanderer eingefiihrt. 

Auch die Einführung des Erfordernisses von Sprach- 
kenntnissen im Herkunftsland, die im Rahmen des Fami- 
liennachzugs bereifs vor Einreise nachgewiesen werden 
müssen, erfolgfe in Deufschland, den Niederlanden und 
Frankreich in relativ kurzem zeitlichen Abstand, in Öster- 
reich sowie in Dänemark ist die Einführung in Kürze ge- 
planf.^to^ 

5.1.2 Der Europäische Integrationsfonds 
(EIF) 

Der Rat der Europäischen Union hat im Jahr 2007 die 
Einrichtung des Europäischen Fonds für die Integration 
von Drittstaatsangehörigen (EIF) für den Zeitraum 2007 
bis 2013 innerhalb des generellen Programms „Solidarität 
und Steuerung der Migrationsströme“ beschlossen."^*’^ Das 
Bundesministerium des Innern hat das Bundesamt für Mi- 
gration und Flüchtlinge (BAMF) als zuständige Behörde 
zur Verwaltung des EIF in Deutschland benannt. 

Ziel des EIF ist es, die Mitgliedstaaten bei der Integration 
von Drittstaatsangehörigen mit unterschiedlichem ethni- 
schen, sprachlichen, kulturellen, sozialen und religiösen 
Hintergrund zu unterstützen. Die Europäische Kommis- 
sion gibt als Rahmen für die nationalen Mehrjahrespro- 
gramme vier Prioritäten vor, von denen mindestens drei 
umgesetzt werden müssen. Die Umsetzung der ersten bei- 
den Prioritäten ist zwingend vorgeschrieben:"’*’’ 

- Maßnahmen zur Umsetzung der Gemeinsamen 
Grundprinzipien im Bereich der europäischen Integra- 
tionspolitik. 

- Entwicklung von Indikatoren und Bewertungsmetho- 
den zur Messung der Fortschritte, Anpassung der Stra- 
tegien und Maßnahmen und zur Erleichterung der Ko- 
ordination des „vergleichenden Lernens“. 

- Aufbau integrationspolitischer Kapazitäten, Koordi- 
nierung und Aufbau interkultureller Kompetenz in den 
Mitgliedstaaten auf allen Regierungsebenen. 

- Austausch von Erfahrungen, bewährten Praktiken und 
Informationen zwischen den Mitgliedstaaten. 

Das von der Europäischen Kommission gebilligte deut- 
sche Mehrjahresprogramm"'*’* wird in Form von Jahres- 
programmen umgesetzt, um flexibel auf veränderte An- 
forderungen reagieren zu können. Im Jahr 2009 wurde 
eine Ergänzung der Maßnahmenbereiche um den Bereich 


Zu den rechtlichen Bestimmungen des Ehegattennachzugs in 
Deutschland vgl. Kapitel III . 

406 Vgl. 2007/435/EG. Vgl. T.Lagebericht, S. 195. 

407 Vgl. KOM (2007) 3926 endg. 

408 Ygi Bundesamt für Migration und Flüchtlinge: Entwurf für das 
Mehrjahresprogramm EIF 2007 bis 2013, Stand 22. September 2008. 


„Kommunikation und Kooperation zwischen den Mit- 
gliedstaaten“ vorgenommen, um alle von der Europäi- 
schen Kommission vorgegebenen Prioritäten erfüllen zu 
können, ln den Jahresprogrammen 2009 und 2010 wer- 
den somif folgende Maßnahmenbereiche aufgeführt:"'*’^ 

- Vorintegration 

- Integration durch Bildung 

- Bildungsangebote für spezielle Zielgruppen 

- Vorbereitende Maßnahmen zu späteren arbeitsmarkt- 
bezogenen Integrationsmaßnahmen 

- Vorbereitende Maßnahmen zu späteren arbeitsmarkt- 
bezogenen Integrationsmaßnahmen für spezielle Ziel- 
gruppen 

- Infegration durch gesellschaftliche Teilhabe 

- Integration durch gesellschaftliche Teilhabe; Umset- 
zung der spezifischen Priorität „Interkultureller Dia- 
log“ 

- Monitoring, Evaluierung, Indikatoren 

- Interkulturelle Kompetenz und Kapazitäten 

- Interkulturelle Kompetenz und Kapazitäten; Umset- 
zung der spezifischen Priorität „Einbeziehung der 
Aufnahmegesellschaft in den Integrationsprozess“ 

- Kommunikation und Kooperation zwischen den Mit- 
gliedstaaten 

Zielgruppe des Europäischen Integrationsfonds sind 
Drittstaatsangehörige mit einem auf Dauer angelegten 
Aufenthalt, wobei ein Schwerpunkt auf Neuzuwanderer 
gelegt wird."”*’ Die Laufzeit der geförderten Projekte be- 
trägt maximal 36 Monate. 

Der EIF stellt auch finanziell eine wichtige Ergänzung 
nationaler Integrationsförderprogramme dar. Zur Förde- 
rung von Infegrafionsmaßnahmen in den Mifgliedsfaafen 
der Europäischen Union sieht im EIF für den Zeitraum 
2007 bis 2013 ein Gesamtbetrag in Höhe von 825 Mio. 
Euro zur Verfügung. Für das Förderjahr 2007 wurde der 
Bundesrepublik Deufschland ein Betrag in Höhe von 
10,389 Mio. Euro zugewiesen. Dies entsprach einem An- 
teil von 16,0 Prozent an den europäischen Gesamtmitteln, 
ln den folgenden Jahren erhöhte sich die Fördersumme. 
So standen Deutschland im Haushaltsjahr 2008 Förder- 
mittel in Höhe von 10,808 Mio. Euro zur Verfügung, im 
Jahr 2009 betrug die Fördersumme 12,388 Mio. Euro und 
im Jahr 2010 erhöhte sich der Betrag auf 13,582 Mio. 
Euro. Gleichzeitig ging der Anteil Deutschlands an den 
insgesamt für die Mifgliedsfaafen der Europäischen 


4Ö9 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge: Aufforderung des Bun- 
desamtes für Migration und Flüchtlinge zur Einreichung von Anträ- 
gen auf Gewährung einer Zuwendung aus dem Europäischen Fonds 
für die Integration von Drittstaatsangehörigen für das Förderjahr 
2010 . 

410 Bundesministerium des Innern: Richtlinie zur Umsetzung der Ent- 
scheidung des Rates 2007/435/EG über die Einrichtung des Europäi- 
schen Fonds für die Integration von Drittstaatsangehörigen für den 
Zeitraum 2007 bis 2013, S. 2 f. 
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Union zur Verfügung stehenden Mitteln von 16,0 Prozent 
im Jahr 2007 auf 12,3 Prozent im Jahr 2010 zurüek. Die 
Verteilung innerhalb der Europäisehen Union wird auf 
der Grundlage der Anzahl der Drittstaatsangehörigen in 
den einzelnen Mitgliedstaaten bereehnet. 

Als problematiseh für Antragsteller - insbesondere für 
kleinere Träger - erweis! sieh in der Praxis der hohe Ver- 
waltungsaufwand sowie das Erfordernis, i. d. R. 50 Pro- 
zent der Fördersumme als Kofinanzierung oder Eigenmit- 
tel aufbringen zu müssen. Selbst die bestenfalls nur 
25 Prozent betragende Eigen- bzw. Drittmittelquote, 
wenn Projekte in hohem Maße den spezifisehen Prioritä- 
ten dienen, ist für kleinere Träger nur sehwer zu bewälti- 
gen. 

Um dieses Problem zu lösen, ist in der Aussehreibung 
zum Europäisehen Integrationsfonds für das Förderjahr 
2010 ausdrüeklieh dafür geworben worden, künftig ver- 
stärkt Projektpartnersehaften untereinander einzugehen. 
Denn auf diese Weise können Synergieeffekte erzielt wer- 
den. Insbesondere kann vorteilhaft sein, wenn Partner- 
sehaften mit größeren und erfahrenen, vomehmlieh aueh 
finanzstarken Organisationen eingegangen werden. 

Ein weiteres Problem in der praktischen Durchführung 
stellt die Festlegung der Zielgruppe „Drittstaatsangehö- 
rige“ dar, aufgrund derer Unions-Bürgerinnen und -bür- 
ger, eingebürgerte Migrantinnen und Migranten sowie 
(Spät)Aussiedlerinnen und (Spät)Aussiedler von Integra- 
tionsmaßnahmen, die aus dem EIF gefördert werden, 
grundsätzlich ausgeschlossen sind. So sind bei gemisch- 
ten Teilnehmerkreisen nur die Projektausgaben fÖrderfä- 
hig, die für die genannte Zielgruppe erbracht werden. 
Dies stellt die Projektträger vor erhebliche Probleme. 

Laut Leitfaden für Anfragsfeiler isf „durch Vorlage geeig- 
nefer Unferlagen (z. B. Pass, amtliche Bescheinigung, 
Ausweispapiere) nachzuweisen, dass aus Mitteln des Eu- 
ropäischen Integrationsfonds tatsächlich nur die zugelas- 
senen Zielgruppen begünstigt werden.“^!' Abgesehen 
vom hohen Verwaltungsaufwand ist aus Sicht der Beauf- 
tragten das integrationspolitische Signal, das durch die 
Anforderung des Passnachweises an die Projektteilneh- 
merinnen und -teilnehmer ausgesandt wird, bedenklich. 
Daher haben einige Projektträger in der Vergangenheit 
darauf verzichtet, sich die Pässe vorlegen zu lassen, wo- 
durch sie jedoch ein hohes finanzielles Risiko eingegan- 
gen sind. 

Wie oben geschildert, spiegelt die Beschränkung der Ziel- 
gruppe auf Drittstaatsangehörige die Zusammensetzung 
der Wohnbevölkerung mit Migrationshintergrund in 
Deutschland nur unzureichend wider, weshalb hier aus 
Sicht der Beauftragten eine Flexibilisierung der Förderbe- 
stimmungen dringend geboten wäre. Aufgrund der ge- 
nannten Schwierigkeiten gestaltete sich die EIF -Antrag- 
stellung beim BAMF anfangs eher schleppend, so dass 
ein Teil der Fördermittel erneut ausgeschrieben werden 


Bundesamt für Migration und Flüchtlinge: Leitfaden für Anträge auf 
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musste. Im Förderjahr 2009 wurden jedoch die zur Verfü- 
gung stehenden Mittel vollständig ausgeschöpft. Die 
Summe der beantragten Mittel überschritt die zur Verfü- 
gung stehenden Mittel sogar um das Fünffache. Dies 
hängt auch damit zusammen, dass die in den Jahren 2007 
und 2008 begonnenen 3-Jahres-Projekte bereits einen be- 
deutenden Teil der für das Förderjahr 2009 zur Verfügung 
stehenden Mittel gebunden haben. 

5.1.3 Europäische Ministerkonferenzen zum 
Thema integration 

Zur Fortsetzung der politischen Debatte, die mit der ers- 
ten Ministerkonferenz zum Thema Integration in Gronin- 
gen (Niederlande) im Jahr 2004 angestoßen wurde, wer- 
den regelmäßige informelle Treffen der für Integration 
zuständigen Minister durchgeführt. Die zweite Minister- 
konferenz fand im Mai 2007 auf Einladung des Bundes- 
ministers des Innern in Potsdam statt,4i2 ein weiteres 
Treffen im November 2008 in Vichy (Frankreich). Die 
vierte Ministerkonferenz zum Thema Integration hat un- 
ter der spanischen Präsidentschaft im April 2010 in Sara- 
gossa stattgefunden. Die Beauftragte hat seit dem Jahr 
2007 gemeinsam mit dem Bundesminister des Innern an 
den genannten Konferenzen teilgenommen. 

Bei der Konferenz der Integrationsminister in Vichy im 
November 2008 standen die Themen Teilhabe, Umgang 
mit Vielfalt und Schaffung gemeinsamer Indikatoren im 
Zentrum der Aufmerksamkeit. Weiterhin wurde disku- 
tiert, wie Entwicklungen in den Bereichen Beschäftigung, 
soziale Eingliederung und Bildung dazu beitragen kön- 
nen, die Teilhabe der Einwanderinnen und Einwanderer 
an ihren Aufhahmegesellschaften zu fordern. 

Im Anschluss an die Konferenz von Vichy wurden vom 
Raf der Europäischen Union „Schlussfolgerungen des Ra- 
fes und der Verfrefer der Regierungen der Mifgliedsfaafen 
zur Infegrationspolitik in der Europäischen Union“ ange- 
nommen, mit denen eine Schwerpunktsetzung der Inte- 
grationspolitik in der Europäischen Union für die nächs- 
ten Jahre vorgenommen wird."^’^ 

Laut den Ratsschlussfolgerungen „müssen die Gemeinsa- 
men Grundprinzipien im Hinblick auf folgende Themen- 
bereiche gefördert und vertieft werden: Verbreitung der 
Grundwerte der Europäischen Union, Integrationspfade, 
Zugang zur Beschäftigung und Förderung von Beschäfti- 
gungsvielfalt, Integration von Frauen und Kindererzie- 
hung, interkultureller Dialog und Gestaltungsgrundsätze 
der Integrationspolitiken.“"*'"* 

Als konkrete Maßnahme wird u. a. die „Unterstützung 
der Initiative Deutschlands [genannt], die darauf abzielt, 
2009 eine Konferenz über die Bewertung der Integra- 
tionspolitiken und die förmliche Fesflegung von Indikato- 
ren auszurichten“. "**5 Ferner werden die Nationalen Kon- 
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taktstellen für Integration aufgefordert, europäische 
Module für die Infegration von Migranfen zu enfwickeln, 
„die unfer Berücksichtigung der auf einzelstaatlicher 
Ebene gewonnenen Erfahrungen und im Anschluss an die 
Ausarbeitung des Integrationshandbuchs der Kommission 
als Referenzrahmen für Einführungs- und Sprachkurse, 
die Befeiligung der Aufnahmegesellschaft, die Teilnahme 
des Zuwanderers am örtlichen Leben und verschiedene 
Aspekte des Integrationsprozesses dienen können“.'*'^ 

ln Vichy wurde auch vereinbart, die Empfehlungen aus 
dem von Deutschland anlässlich der Ministerkonferenz in 
Potsdam vorgelegten Bericht zum interkulturellen Dialog 
umzusetzen."^'^ Dem entsprechend wurde im Rahmen der 
Nationalen Kontaktstellen für Infegration ein Verfahren 
für den regelmäßigen Ausfausch von Erfahrungen und be- 
währten Praktiken im Bereich des interkulturellen Dia- 
logs geschaffen. 

Auch die Bedeutung von Sprach- und Orientierungskur- 
sen für den Infegrafionsprozess - sei es als vorbereifende 
Maßnahme im Herkunftsland, sei es als Erstintegrations- 
maßnahme im Aufnahmeland - wird in der Schlusserklä- 
rung der Ministerkonferenz von Vichy hervorgehoben.'*'* 
Somit zeigt sich nach Auffassung der Beauftragten auch 
bei den Ministerkonferenzen, dass unter anderem die ver- 
stärkte Zusammenarbeit und Koordinierung der Integra- 
tionspolitik auf europäischer Ebene, wie oben geschildert, 
im Ergebnis zu einer zunehmenden Kohärenz von Inte- 
grationsmaßnahmen in einigen EU-Mitgliedstaaten bei- 
trägt. 

Die vierte informelle europäische Konferenz der für Infe- 
gration zuständigen Minister, die am 15. /16. April 2010 
in Saragossa stattgefunden hat, stand unter dem Motto 
„Integration als Triebfeder für Entwicklung und sozialen 
Zusammenhalt“. Bei der Konferenz wurde eine Erklärung 
verabschiedet, die konkrete Vorschläge für die Themen- 
bereiche „Beschäftigung und Bildung“, „Umfassende 
Teilnahme: Verschiedenarfige Sfadtvierfel“ sowie „Eva- 
luierung der Integrationspolitiken“ enthalten."*'^ 

ln der Schlusserklärung wird u. a. die Verbesserung der 
Strukturen und Instrumente des europäischen Wissens- 
austauschs, die Berücksichtigung von Integrationsfragen 
in allen einschlägigen Politikbereichen, eine Stärkung der 
Rolle der Nationalen Kontaktstellen für Infegration sowie 
die Betrachtung von kultureller Vielfalt als Chance für die 
soziale und wirtschaftliche Entwicklung gefordert. Ferner 
wird auf die Bedeutung der Entwicklung von gemeinsa- 
men europäischen Modulen zur Integration von Zuwan- 
derinnen und Zuwanderem hingewiesen, die Anerken- 
nung positiver Aspekte der Migration betont und die 
Notwendigkeit der Einbeziehung der Zivilgesellschaft in 
die Entwicklung europäischer Integrationspolitik - insbe- 
sondere in Stadtvierteln mit hohem Migrantenanteil - un- 
terstrichen. Als letzter Punkt ist in der Schlusserklärung 
die Durchführung eines Pilofprojekfes zur Erprobung von 
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Infegrationsindikaforen auf europäischer Ebene vorgese- 
hen."'^*) 

Die Erklärung der informellen Konferenz wurde als Rafs- 
schlussfolgerung auf dem Justiz- und Innenrat der EU im 
Juni 2010 angenommen. 

5.1.4 Stockholmer Programm 

Das Stockholmer Programm ist das Nachfolgeprogramm 
des Haager Programms von 2004 und soll als Mehrjahres- 
programm der Politik der EU im Bereich Justiz und Inne- 
res im Zeitraum von 2010 bis 2014 einen Rahmen geben. 
Im Stockholmer Programm sind auch Ausführungen zum 
Thema Infegration enthalten.^'^i 

Zur Vorbereitung des Stockholmer Programms hat die 
Kommission im Juni 2009 die Mitteilung „Ein Raum der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts im Dienste des 
Bürgers“ vorgelegt, in dem Vorschläge für Maßnahmen 
der EU sowie der Mitgliedsfaafen im Bereich Justiz und 
Inneres in den Jahren von 2010 bis 2014 unterbreifef wer- 
den.^'^z Das Stockholmer Programm wurde am 10. /1 1 . De- 
zember 2009 auf Vorschlag der schwedischen Rats- 
präsidenfschaft vom Raf der Europäischen Union 
angenommen. Darin wurden viele Anregungen der Kom- 
mission im Bereich der Infegrafionspolitik übernommen. 

Im Sfockholmer Programm wird die Kommission aufge- 
forderf, die Mifgliedsfaafen dabei zu untersfüfzen, bis 
späfesfens zum Jahr 2014 Maßnahmen zur besseren Infe- 
gration von Drittstaatsangehörigen aufzulegen: „Eine en- 
ergischere Integrationspolitik sollte darauf ausgerichtet 
sein, ihnen vergleichbare Rechte und Pflichten wie EU- 

Bürgem zuzu erkennen, 

Ferner werden vom Europäischen Rat konkrete Maßnah- 
men vorgeschlagen, mit deren Hilfe die EU-Kommission 
ersucht wird, die Integrationspolitik in den Mitgliedstaa- 
ten zu fördern. Dazu gehören: 

- die Entwicklung eines Koordinierungsrahmens, 

- die Einbeziehung von Integrationsfragen in alle ein- 
schlägigen Politikbereiche, 

- die Ermittlung gemeinsamer Verfahrensweisen und 
europäischer Module zur Unterstützung des Integra- 
tionsprozesses, 

- die Entwicklung zentraler Indikatoren in einer be- 
grenzten Anzahl relevanter Politikbereiche (z. B. Be- 
schäftigung, Bildung und soziale Integration) zur 
Überwachung der Ergebnisse integrationspolitischer 
Maßnahmen, 

- eine wirkungsvollere Konsultation und Einbeziehung 
der Zivilgesellschaft, 
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- die Stärkung der demokratischen Werte und des sozia- 
len Zusammenhalts sowie die Förderung von interkul- 
turellem Dialog und Kontakten auf allen Ebenen.''^^ 

Die Kommission hat am 20. April 2010 einen Aktions- 
plan zur Umsetzung des Stockholmer Programms vorge- 
legt, mit dem die Weichen für konkrete Maßnahmen der 
Integrationspolitik auf europäischer Ebene in den nächs- 
ten fünf Jahren gestellt werden sollen.^'^s 

5.1 .5 Deutsch-französische Zusammenarbeit 
in der integrationspoiitik 

Im Berichtszeitraum wurde der intensive bilaterale Aus- 
tausch über Fragen der Zuwanderung und Integration im 
Rahmen der deutsch-französischen Kooperation fortge- 
setzt. Beim 8. deutsch-französischen Ministerrat im 
November 2007 unter Leitung von Bundeskanzlerin 
Merkel und Staatspräsident Sarkozy war beschlossen 
worden, die Themen Migration und Integration zu einem 
Schwerpunkt der deutsch-französischen Zusammenarbeit 
zu machen und dafür eine deutsch-französische Arbeits- 
gruppe zu Migrationsfragen einzurichten. Diese nimmt 
ihre Aufgabe erfolgreich wahr. Auch in den kommenden 
Jahren soll der Erfahrungsaustausch zu Fragen der Inte- 
gration fortgesetzt werden. Auf politischer wie auch auf 
fachlicher Ebene fanden eine Reihe von Begegnungen 
statt, in denen die Zusammenarbeit vertieft und Beispiele 
guter Praxis ausgetauscht wurden. 

5.1.6 Fazit 

Die europäische Integrationspolitik basiert in erster Linie 
auf dem Austausch von Erfahrungen guter Praxis im Rah- 
men der Koordinierung durch die EU-Kommission. Die 
Mitgliedstaaten lernen voneinander und entwickeln da- 
durch ihre Integrationspolitik weiter. Auch wenn es keine 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften im Bereich der 
Integration gibt, so trägt der stetige Austausch nach Auf- 
fassung der Beauftragten unter anderem doch dazu bei, 
dass in einigen Mitgliedstaaten innerhalb eines kurzen 
Zeitraums vergleichbare Instrumente der Integrationsför- 
derung eingefuhrt wurden. Es isf somif zu einem gewis- 
sen Grad eine Konvergenz der Infegrationspolitik auf 
europäischer Ebene entstanden. Nach wie vor bestehen 
jedoch große Unterschiede zwischen den alten Mitglied- 
staaten, die über langjährige Erfahrungen mit Migration 
und Integration verfügen, und den neuen Mitgliedsfaaten, 
für die es sich hierbei um relativ neue Phänomene han- 
delt. 

Wie eingangs beschrieben, sind gemäß dem Vertrag von 
Lissabon Drittstaatsangehörige mit rechtmäßigem und 
dauerhaftem Aufenthalt die Zielgruppe der europäischen 
Integrationspolitik. Der Vertrag von Lissabon hat jedoch 
keinen ausschließenden Charakter. Es ist dort nicht gere- 
gelt, dass die Mitgliedstaaten sich nicht über die Integra- 
tion anderer Zielgruppen austauschen dürfen, um vonein- 
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ander zu lernen. Der europäische Wissensaustausch 
beispielsweise im Rahmen der Nationalen Kontaktstellen 
für Infegration sollte sich daher nicht nur auf Drittstaats- 
angehörige beschränken. 

Zudem sollte der Europäische Integrationsfonds (EIF) da- 
hingehend flexibilisiert werden, dass keine Zielgruppen 
von der Integrationsförderung ausgeschlossen werden. 
Dabei isf unsfrittig, dass Infegrationsmaßnahmen für Bür- 
ger anderer EU-Mitgliedsfaafen nicht auf Verpflichtung 
oder Zwang beruhen dürfen. Vielmehr muss es sich um 
unverbindliche Unterstützungsangebote auf freiwilliger 
Basis (z. B. Sprachkurse) handeln. Damit widersprechen 
solche Angebote auch nicht dem Gedanken der Freizü- 
gigkeit, sondern befördern diese. 

Es bleibt abzuwarten, wie sich die institutioneile Neuord- 
nung aufgrund der neuen Rechtsgrundlage des Vertrags 
von Lissabon auswirken wird. Es ist jedoch davon auszu- 
gehen, dass sich das Europäische Parlament auf Grund- 
lage des Vertrags zukünftig stärker in die Entwicklung der 
europäischen Integrationspolitik einbringen wird. Auch 
der Europäische Rat kann zukünftig eine eigene Ratsar- 
beitsgruppe zu Integrationsfragen einrichten. 

5.2 Integrationsförderung des Bundes 

5.2.1 Integrationskurse 

Seit dem 1 . Januar 2005 werden Integrationskurse gemäß 
§ 43 ff. AufenthG durchgeführt. 2007 erfolgte im Rahmen 
der Änderung des Aufenthaltsgesetzes durch das Richtli- 
nienumsetzungsgesetz vom 19. August 2007 und der 
Neufassung der Integrationskursverordnung vom 5. De- 
zember 2007 eine Überarbeitung der Kurse, um die Chan- 
cen auf einen erfolgreichen Kursabschluss zu erhöhen, ln 
ihren letzten beiden Berichten''^^ hat die Beauftragte das 
Kurssystem ausführlich dargesfellt, weswegen hier auf 
eine emeufe Ausführung seiner Grundzüge und der im 
Jahr 2007 vorgenommenen Veränderungen verzichfef 
wird. Im Folgenden werden neben der Inanspruchnahme 
der Kurse insbesondere die im Berichfszeifraum erfolgfen 
Neuerungen sowie zenfrale Diskussionspunkte im Zu- 
sammenhang mit den Integrationskursen dargestellt. 

5.2. 1.1 Teilnehmerkreis 

Die Neuregelungen im Laufe des Jahres 2007 haben zu 
einer größeren Inanspruchnahme der Kurse und der Ab- 
schlussprüfungen geführt. Nach einem Höchststand der 
Kursteilnehmenden im Jahr 2008 sind die Zahlen im Jahr 
2009 zwar leicht gesunken (vgl. Tabelle 17 im Anhang), 
liegen aber mit 145 934 neu erteilten Teilnahmeberechti- 
gungen weiterhin auf hohem Niveau. 116 052 Personen 
haben im Laufe des Jahres 2009 einen Kurs neu begon- 
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nen. Insgesamt haben damit seit Bestehen der Kurse 
600 374 Personen einen Integrationskurs neu begonnen. 
Unverändert hoch ist das Interesse von Migrantinnen am 
Kursbesuch. Sie stellen zwei Drittel der Kursteilnehmen- 
den. Besonders häufig besuchen sie Eltern- und Frauenin- 
tegrationskurse, Intensiv-, Alphabetisierungs- sowie all- 
gemeine Integrationskurse. 

Im Berichtszeitraum wurde mehrfach öffentlich disku- 
tiert, dass zur Kursteilnahme Verpflichtete ihrer Ver- 
pflichtung in größerer Zahl nicht nachkämen und sie des- 
halb nicht integrationswillig seien. Aus Sicht der 
Beauftragten ist eine solch pauschalierte Aussage nicht 
sachgerecht. Denn eine differenzierte Betrachtung der 
Hintergründe führt zu folgendem Befund: Bei zur Kurs- 
teilnahme verpflichteten SGB 11-Beziehem können zwi- 
schen Feststellung des Deutschförderbedarfs und dem 
tatsächlichen Kursbeginn z. T. erhebliche zeitliche Verzö- 
gerungen entstehen. Ein Grund hierfür ist das große und 
für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer oftmals unüber- 
sichtliche Träger- und Kursangebot. Wer sich bei einem 
Kursträger anmeldet, erhält zunächst nur eine Anmelde- 
bestätigung und eine Mitteilung zum voraussichtlichen 
Kursbeginn. Erst wenn ein Kurs nicht innerhalb von drei 
Monaten nach Anmeldung zustande kommt, ist der Kurs- 
träger verpflichtet, die angemeldeten Personen hierüber 
zu informieren. 

Zudem können auch andere Gründe, wie z. B. Umzug, 
Fortzug ins Ausland, Schwangerschaft, Eintritt in den Ar- 
beitsmarkt, Krankheit, Pflege von Familienangehörigen, 
Warten auf Beginn eines passenden Integrationskurses, 
den Kursbeginn verzögern oder unmöglich machen. Das 
BAMF geht von einer Quote von 8 bis 10 Prozent tat- 
sächlicher Kursverweigerer aus. Dies ist eine im Ver- 
gleich mit anderen Maßnahmen, z. B. im Rahmen der Ar- 
beitsförderung, niedriger Anfeil. 

Wie bereifs in den ersfen beiden Jahren seif Einführung 
der Infegrationskurse nahm auch in den Jahren 2007 bis 
2009 mehr als die Hälfte der Teilnehmenden freiwillig an 
den Kursen teil. Im Jahr 2009 waren es 56,4 Prozent aller 
Kursteilnehmenden. Die größte Gruppe darunter sind be- 
reits länger in Deutschland lebende Ausländerinnen und 
Ausländer. An sie wurden im Jahr 2009 51 848 Teilnah- 
meberechtigungen erteilt (= 35,5 Prozent aller ausgestell- 
ten Teilnahmeberechtigungen). Von diesen Teilnahmebe- 
rechtigten haben 41 628 Personen im Jahr 2009 einen 
Kurs besucht. Die zweitgrößte Gruppe der freiwillig Teil- 
nehmenden stellen deutsche Staatsangehörige. Sie kön- 
nen seit der Änderung des Aufenthaltsgesetzes im Jahr 
2007 im Rahmen freier Kursplätze zu einem Integrations- 
kurs zugelassen werden, wenn sie nicht über ausrei- 
chende deutsche Sprachkenntnisse verfügen und in 
besonderer Weise integrafionsbedürftig sind. 2009 haben 
15 817 Deufsche eine Teilnahmeberechtigung erhalten 
(= 10,8 Prozent aller Teilnahmeberechtigungen), von de- 
nen wiederum 13 322 an einem Kurs teilgenommen ha- 
ben. Die drittgrößte Gruppe der freiwillig Teilnehmenden 
bilden Neuzuwanderer. Von ihnen haben 12 263 eine 
Teilnahmeberechtigung erhalten (= 8,4 Prozent aller Teil- 


nahmeberechtigungen) bzw. 8 237 im Jahr 2009 einen 
Kurs besucht. 

Zur Kursteilnahme verpflichtet wurden im Jahr 2009 
33 474 Neuzugewanderte (= 22,9 Prozent aller Teilnah- 
meberechtigungen, davon haben 26 918 2009 einen 
Kurs besucht), 27 746 Bezieher von Arbeitslosengeld 11 
(=19 Prozent aller Teilnahmeberechtigungen, davon 
21 265 Kursbesuche im Jahr 2009) sowie 2 482 bereits 
länger in Deutschland lebende Ausländerinnen und Aus- 
länder (= 1,7 Prozent aller Teilnahmeberechtigungen, 
2 446 Kursteilnehmende in 2009). Auffällig isf dabei ins- 
besondere der im Vergleich zu 2007 sfarke Anstieg der 
feilnahmeverpflichtefen ALG-ll-Bezieher: 2007 waren 
lediglich 5 242 Leisfungsbezieher (= 3,7 Prozenf aller 
Teilnahmeberechtigungen) zur Kursteilnahme verpflich- 
tet worden. Ursächlich für diese Enfwicklung dürfte die 
2007 im Rahmen der Änderung des Aufenthaltsgesetzes 
erfolgte Neuregelung sein, dass ausländische Arbeitslo- 
sengeld-ll-Bezieher nunmehr - ergänzend zu den bislang 
schon zuständigen Stellen - direkt durch die Grundsiche- 
rungsstelle (ARGEn und Optionskommunen) zur Teil- 
nahme an einem Integrationskurs verpflichtet werden 
können429 und nicht mehr die Grundsicherungsstelle die 
Verpflichtung zur Teilnahme bei der Ausländerbehörde 
anregen muss. 

Insgesamt belegen die Zahlen, dass die Integrationskurse 
einen bedeutenden Beitrag zur nachholenden Integration 
leisten. Mehr als die Hälfte aller Teilnahmeberechtigun- 
gen werden an bereits länger in Deutschland lebende 
Ausländerinnen und Ausländer erteilt. Aus Sicht der Be- 
auftragten ist es aus integrationspolitischen Gründen 
sinnvoll, diesem Personenkreis auch künftig zeitnah und 
uneingeschränkt Zugang zu den Integrationskursen zu er- 
möglichen. Zudem wäre es aus ihrer Sicht wünschens- 
wert, auch Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis aus 
humanitären Gründen gemäß § 25 Absatz 3, Absatz 4 
Satz 2 und Absatz 5 AufenthG einen Teilnahmeanspruch 
einzuräumen. Jedenfalls denjenigen, die relativ schnell 
nach dem Asylverfahren einen Aufenthaltstitel erhalten, 
sollte zügig Zugang zu integrationsfÖrdemden Angeboten 
gewährt werden (vgl. dazu Kapitel 111 7). Zudem sollten 
auch Unionsbürger einen Teilnahmeanspruch erhalten, 
um die europarechtlich verbotene Diskriminierung von 
Unionsbürgem gegenüber eigenen Staatsangehörigen, 
hier Spätaussiedlern, zu beenden.‘*3o 

5.2.1 .2 Bedarfsgerechtes Angebot 

Wie bereits im letzten Bericht dargestellt,"*^' ist im Rah- 
men der Änderung der Integrationskursverordnung das 
Kursangebot stärker bedarfsgerecht ausgebaut und diffe- 


429 Vgl. § 44a Absatz 1 Nummer 2, § 44a Absatz 1 Satz 3 AufenthG. 

43^ Artikel 12 EGV verbietet die Diskriminierung von Unionsbürgem 
gegenüber eigenen Staatsangehörigen auf Gmnd der Staatsangehö- 
rigkeit. Zudem haben nach Artikel 7 VO (EWG) 1612/68 tfeizügig- 
keitsberechtigte Arbeitnehmer (und Selbständige) einen Anspmch 
auf die gleichen „sonstigen“ Leistungen wie eigene Staatsangehöri- 
ge- 

431 Vgl. 7. Lagebericht, Kapitel 11.4.1. 
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renziert worden.''^^ Djgs hat zu einem Rüekgang der Teil- 
nehmerzahlen in den allgemeinen Integrationskursen und 
einer zunehmenden Naehfrage naeh zielgruppenspezifi- 
sehen Kursen geführt. Während im Jahr 2007 26 820 Per- 
sonen an einem zielgruppenspezifisehen Kurs teilnah- 
men, ist im Jahr 2009 eine Steigerung um 44,7 Prozent 
auf 38 825 Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu verzeieh- 
nen. Insbesondere Alphabetisierungskurse sowie Eltem- 
und Frauenintegrationskurse erfahren einen starken Zu- 
lauf So besuehten im Jahr 2009 16 394 bzw. 14,1 Prozent 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer einen Eltern- und 
Frauenintegrationskurs und 16 338 bzw. 14,1 Prozent der 
Kursteilnehmerinnen und -teilnehmer einen Alphabetisie- 
rungskurs. 

Gute Kenntnisse der deutsehen Spraehe sind gerade für 
Eltern sehulpfliehtiger Kinder eine wiehtige Vorausset- 
zung, um die Bildungsehaneen ihrer Kinder zu erhöhen. 
Zur gezielten Anspraehe von Eltern hat die Beauftragte 
deshalb gemeinsam mit dem Präsidenten des BAMF und 
der damaligen Präsidentin der Kultusministerkonferenz 
(KMK) im Dezember 2008 einen Infobrief „Integrations- 
kurse für Eltern“ erstellt. "*33 Darin wurden Sehulleitungen 
und Lehrkräfte gebeten, Eltern aus Zuwandererfamilien 
gezielt über die Mögliehkeiten zur Teilnahme an einem 
Integrationskurs zu informieren und dafür zu werben. Der 
Infobrief wurde an die Kulfusminisfer der Länder, an die 
für Integration zuständigen Ministerinnen und Minister 
der Länder, die Integrationsbeauflragten in Ländern und 
Kommunen sowie an weitere in den Kommunen für Inte- 
gration zuständige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ver- 
sehiekt und stieß auf lebhaftes Interesse. 

Das BMI startete im Juli 2009 an Kindertagesstätten und 
Grundsehulen eine Kampagne für die Eltemintegrations- 
kurse unfer dem Motto „Deufseh lernen - Deufsehland 
kennen lernen“. Von der Stiftung „Zeitbild“ wurde eine In- 
formationsmappe für Lehrer sowie ein dreispraehiger El- 
tembrief (deufseh, türkiseh, russiseh) und ein Magazin mit 
Informationen zu den Eltemintegrationskursen gestaltet, ln 
der Pilotphase werden diese Materialien zunäehst in gerin- 
gerer Auflage an ausgewählten Standorten verteilt. Naeh 
Absehluss der Evaluation sollen sie bundesweit an Kinder- 
tagesstätten und Grundsehulen verbreitet werden. 

Als weitere zielgruppenspezifisehe Integrationskurse 
wurden Förderkurse neu eingeriehtet, die sieh an bereits 
länger in Deutsehland lebende Zugewanderte mit rudi- 
mentären deutsehen Spraehkenntnissen riehten. Sie wur- 
den im Jahr 2009 von 2 833 Personen bzw. 2,4 Prozent der 
Teilnehmenden besueht. An den ebenfalls neu installierten. 


Als Grundlage des Sprachunterrichts im Integrationskurs wurde im 
Jahr 2008 das „Rahmencurriculum für Integrationskurse - Deutsch 
als Zweitsprache“ vorgelegt, das einen Maximalkatalog an Lemzie- 
len umfasst. Darüber hinaus wurden die Konzepte für die zielgrup- 
penspezifischen Kurse überarbeitet bzw. neu erstellt. Sie sind am 
16. November 2009 in Kraft getreten. Die Konzepte sind im Internet 
unter http://www.integration-in-deutschland.de/nn_282954/SubSites/ 

Integration/DE/03 Akteure/ Home-Teaser/20090930 konzepte. 

html? nnn=true einzusehen. 

Der Infobrief ist abrufbar unter: http://www.bundesregierung.de/ 
nn_56684/Content/DE/Artikel/IB/Artikel/Themen/Gesellschaft/Inte- 
grationskurse/2009-03-27-infobrief-eltemintegrationskurse.html. 


400 Stunden Sprachunterricht und 30 Stunden Orientie- 
rungskurs umfassenden Intensivkursen für gut ausgebil- 
dete, lemgewohnte Teilnehmerinnen und Teilnehmer nah- 
men 514 Personen (= 0,4 Prozent aller Teilnehmenden) 
teil. Jugendintegrationskurse wurden von 1 458 Personen 
bzw. 1,3 Prozent der Teilnehmenden besucht. 

Auf Initiative des Landes Niedersachsen hat der Bundes- 
rat im November 2008 und nochmals im Februar 2010 ei- 
nen Gesetzentwurf vorgelegt, in dem die Einrichtung ei- 
nes speziellen Integrationskurses für Schülerinnen und 
Schüler mit Migrationshintergrund, die sich in der letzten 
Klasse der Haupt-, Real- oder Förderschule befinden, 
vorgeschlagen wurde. Ziel dieser Kurse sollte sein, paral- 
lel zur Erlangung des Schulabschlusses die Ausbildungs- 
fähigkeit der Jugendlichen durch berufsbezogene Sprach- 
fÖrderung und Informationsbausteine zu verbessern. Die 
Bundesregierung hat den Gesetzentwurf beide Male ab- 
gelehnt, da es sich um eine schulische Maßnahme han- 
dele, die im Verantwortungsbereich der Länder liege und 
daher von ihnen selbst umzusetzen sei."^^"^ 

5.2.1 .3 Kursabschluss 

Seit der Neuordnung der Integrationskursverordnung im 
Jahr 2007 können Teilnahmeberechtigte der Integrations- 
kurse vom BAMF zur einmaligen Wiederholung des Auf- 
bausprachkurses zugelassen werden, wenn sie den Inte- 
grationskurs ordnungsgemäß besucht, das Sprachkursziel 
B 1 am Ende des Kurses jedoch nicht erreicht haben. Im 
Jahr 2009 hat das BAMF 33 367 Personen zur Kurswie- 
derholung zugelassen, von denen 27 174 von dieser Mög- 
lichkeit im gleichen Jahr Gebrauch gemacht haben. 

Seit November 2009 verzichtet das BAMF bei Teilneh- 
menden der Alphabetisierungskurse auf die bislang obliga- 
torische Teilnahme am Abschlusstest am Ende des regulä- 
ren Kurses nach 900 Stunden Sprachunterricht, sofern 
diese die Wiederholungsmöglichkeit von 300 Stunden nut- 
zen.''^^ Die Beauftragte begrüßt diese Neuregelung, da 
Teilnehmende der Alphabetisierungskurse in der Regel 
nach 900 Stunden noch nicht das Sprachniveau B 1 er- 
reicht haben und sie somit nicht an einer für sie von vorn- 
herein absehbar nicht zu bestehenden Prüfung teilnehmen 
müssen. Bewertungskommission^'^® und Kursträger hatten 
sich im Vorfeld für eine solche Änderung eingesetzt. 

Zeitgleich mit der erleichterten Wiederholungsmöglich- 
keit des Aufbausprachkurses für Teilnehmende an Alpha- 
betisierungskursen hat das BAMF jedoch eine grundle- 
gende Einschränkung dieser Wiederholungsmöglichkeit 
für alle anderen Integrationskursteilnehmenden vorge- 
nommen: Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die nach Äb- 


'*3'* Vgl Bundestagsdrucksache 16/11386 vom 17. Dezember 2008; Bun- 
destagsdrucksache 17/1222 vom 24. März 2010. 

435 Vgl. BAMF-Trägerrundschreiben zur Finanzierung und Durchfüh- 
rung der Integrationskurse vom 11. November 2010. 

33^ Gemäß § 2 1 IntV ist „zur Bewertung von Lehrplänen, Lehr- und 
Lernmitteln und der Inhalte der Tests, zur Entwicklung von Verfah- 
ren der Qualitätskontrolle sowie zur Fortentwicklung des Integra- 
tionskurskonzepts“ eine Bewertungskommission eingerichtet wor- 
den. Sie setzt sich zusammen aus Vertreterinnen und Vertretern des 
Bundes, der Länder und Kommunen, der Wissenschaft sowie Exper- 
tinnen und Experten aus der Praxis der Integrationskurse. 
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Schluss des regulären Integrationskurses noch nicht das 
Sprachniveau A 2 erreicht haben, werden nunmehr nicht 
mehr zur Wiederholung des Aufbausprachkurses zugelas- 
sen."'^? Diese Neureglung ist aus Sicht der Beauftragten 
problematisch. Die Integrationskurse werden in hohem 
Maße von bereits seit vielen Jahren in Deutschland leben- 
den Migrantinnen und Migranten besucht. Diese Perso- 
nengruppe ist vielfach lemungewohnt und sollte in ihrer 
Lemmotivation bestärkt werden. Gerade Teilnehmende 
mit einem Sprachniveau unter A 2 bedürfen einer weite- 
ren sprachlichen Förderung. Die Änderung erscheint auch 
insofern fraglich, als ein Hauptgrund für die im Berichts- 
zeitraum erfolgte Einführung eines skalierten Sprachtests 
war, mit der Zertifizierung bereits des Sprachniveaus A 2 
den bisherigen Lernerfolg der Teilnehmenden zu bestäti- 
gen und ihre Lemmotivation zu stärken, auch wenn sie 
noch nicht das für den erfolgreichen Kursabschluss erfor- 
derliche Niveau B 1 erreicht haben. 

Am 1 . Juli 2009 ist der skalierte Sprachtest „Deutsch-Test 
für Zuwanderer“ (DTZ) eingeführt worden. Damit kön- 
nen nunmehr in einer einheitlichen Sprachprüfung die 
Kompetenzstufen A 2 und B 1 des Gemeinsamen europä- 
ischen Referenzrahmens für Sprachen (GER) ausgewie- 
sen werden. Der erfolgreiche Abschluss des Integrations- 
kurses wird jedoch weiterhin an das Erreichen des 
Sprachniveaus B 1 GER geknüpft. Die Beauftragte be- 
grüßt die Einfühmng des skalierten Sprachtests, da damit 
das von den Kursteilnehmenden erreichte Sprachniveau 
differenzierter nachgewiesen werden kann. Um die Wirk- 
samkeit der einzelnen Kursarten, insbesondere der ziel- 
gmppenspezifischen Kurse, noch besser beurteilen und 
ggf. nachsteuem zu können, regt die Beauftragte an, den 
skalierten Sprachtest differenziert nach Kursarten auszu- 
werten. Bislang erfolgt die Auswertung lediglich teilneh- 
merbezogen ohne Berücksichtigung der besuchten Kursart. 
Sollte eine Auswertung nach Kursarten z. B. ergeben, dass 
ein nicht unerheblicher Teil der Teilnehmenden in Alpha- 
betisiemngskursen auch nach Ausschöpfung des maximal 
möglichen Stundenkontingents von 1 200 Unterrichtsein- 
heiten noch nicht das Sprachniveau B 1 erreicht hat, sollte 
aus Sicht der Beauftragten eine Absenkung des für einen 
erfolgreichen Kursabschluss erforderlichen Sprachni- 
veaus für diese Personengrappe geprüft werden. 

Im Jahr 2008 haben 73 557 Personen den Integrations- 
kurs abgeschlossen und 61 025 Personen an der Ab- 
schlussprüfung438 teilgenommen. Von diesen wiederum 
haben 37 438 die B 1 -Prüfung bestanden. Somit haben 
61,3 Prozent der Prüfungsteilnehmenden, aber nur 
50,9 Prozent der Kursabsolventinnen und -absolventen 
im Jahr 2008 den Integrationskurs erfolgreich im Sinne 
des AufenthG abgeschlossen. Im Jahr 2Ö09 wurde zum 
1. Juli der skalierte Sprachtest eingeführt und somit im 


437 Ygi ebtj jpn 2. Halbjahr 2009, in dem der skalierte Sprachtest erst- 
mals angewendet wurde, erreichten 15 Prozent der Prüfungsteilneh- 
mer nicht das Niveau A 2. Vgl. BAMF: Bericht zur Integrationskurs- 
geschäftsstatistik für das Jahr 2009, a. a. O., S. 10. 

Bis einschließlich 2008 umfassen die Bestehenszahlen des Ab- 
schlusstests sowohl den Sprach- als auch den Orientierungskurstest. 
Ab dem Jahr 2009 werden die beiden Prüfungsteile gesondert ausge- 
wiesen. 


ersten Halbjahr das alte Testformat „Zertifikat Deutsch 
(B 1)“ oder alternativ „Start Deutsch 2 (A 2)“,''39 im zwei- 
ten Halbjahr der neue „Deutsch-Test für Zuwanderer 
(A 2-B 1)“ durchgeführt. Im ersten Halbjahr 2009 haben 
33 057 Personen den Integrationskurs absolviert. 
38 284 Personen haben an der B 1 -Prüfung teilgenom- 
men.'*"^*’ 21 942 von ihnen haben das Sprachniveau B 1, 
mit dem gemäß AufenthG der Integrationskurs „erfolg- 
reich“ abgeschlossen ist, erreicht. Das entspricht 
57,3 Prozent der Prüfungsteilnehmenden bzw. 66,4 Pro- 
zent der Kursabsolventinnen und -absolventen. Im zwei- 
ten Halbjahr 2009 haben 37.911 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer den Integrationskurs abgeschlossen und 
53 451 Personen haben am skalierten Sprachtest teilge- 
nommen. Von diesen haben 25.212 das Sprachniveau B 1 
und 20 225 das Sprachniveau A 2 erreicht. D. h. 47,2 Pro- 
zent der Prüfungsteilnehmenden bzw. 66,5 Prozent der 
Kursabsolventinnen und -absolventen haben das Sprach- 
niveau B 1 erreicht und 37,8 Prozent der Prüfungsteil- 
nehmenden bzw. 53,3 Prozent der Kursabsolventinnen 
und -absolventen haben das Sprachniveau A 2 erlangt. 
Unter dem Sprachniveau A2 verbleiben 15 Prozent der 
Prüfungsteilnehmenden bzw. 21 Prozent der Kursabsol- 
ventinnen und -absolventen. 

Die Beauftragte begrüßt, dass mittlerweile zwei Drittel 
der Kursabsolventinnen und -absolventen das Sprachni- 
veau B 1 erreichen. Hieran zeigt sich, dass die seit 2007 
eingeführten qualitativen Verbesserungen zu einer Opti- 
mierung und inhaltlichen Weiterentwicklung der Integra- 
tionskurse beigetragen haben. Es bleibt aus Sicht der Be- 
auftragten wünschenswert, wenn das zentrale Ziel der 
Rechtsänderangen von 2007, die Chancen auf einen er- 
folgreichen Kursabschluss im Sinne des AufenthG zu er- 
höhen, noch umfänglicher erreicht würde. Auch für die 
17. Legislaturperiode wird es ein wichtiges Anliegen 
sein, die erreichte hohe Qualität der Integrationskurse ab- 
zusichem und sie so auszugestalten, dass ein noch größe- 
rer Anteil der Kursteilnehmenden die Sprachprüfung er- 
folgreich besteht. 

Neben der Sprachprüfung umfasst der Abschlusstest des 
Integrationskurses auch den Orientierangskurstest. Seit 
dem 1. Januar 2009 wird dazu ein bundeseinheitlicher 
Test verwendet. Aus insgesamt 250 Fragen werden den 
Prüflingen 25 Fragen vorgelegt, von denen sie 13 richtig 
beantworten müssen, um den Test zu bestehen. Zur Vor- 
bereitung auf den Test sind alle Testfragen und Musterfra- 
gebogen im Interaetportal des BAMF''"^' eingestellt. 2009, 
dem Jahr, in dem der Orientierangskurstest erstmals ge- 
sondert in der Integrationskursstatistik ausgewiesen wird, 
haben von den 7Ö 968 Kursabsolventinnen und -absol- 
venten 68 501 Personen am Orientierangskurstest teilge- 
nommen. Von diesen haben 62 920 Personen den Test 


439 Mit Blick auf die vorgesehene Einführung des skalierten Sprachtests 
war im Jahr 2008 und im ersten Halbjahr 2009 gemäß § 22 IntV al- 
ternativ zur Teilnahme an der Bl -Prüfung „Zertifikat Deutsch“ auch 
die Teilnahme an der A2-Prüfung „Start Deutsch 2“ möglich. 

440 Dass die Zahl der Prüfungsteilnehmer höher ist als die der Kursabsol- 
ventinnen und -absovlenten ergibt sich daraus, dass die Zahl der Prü- 
fungsteilnehmer auch Personen umfasst, die die Prüfung wiederholen, 
aber nur einmal als Kursabsolventin bzw. -absolvent gezählt werden. 

441 Ygi www.integration-in-deutschland.de. 
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bestanden. Das entspricht 91,9 Prozent der Prüfungsteil- 
nehmenden bzw. 88,7 Prozent der Kursabsolventinnen 
und -absolventen. 

Aufbauend auf den Ergebnissen einer vom BAMF durch- 
geführten Teilnehmerbefragung von 2005 und der Eva- 
luation der Integrationskurse durch die Firma Ramboll im 
Jahr 2006 erforscht das BAMF im Rahmen des For- 
schungsprojekts „Integrationspanel“ die Wirkung der In- 
tegrationskurse durch eine repräsentative Längsschnitt- 
studie zum Erfolg und zur Nachhaltigkeit der Kurse. 
Dazu werden Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus etwa 
300 allgemeinen Integrations- und 60 Alphab eti sierungs- 
kursen zu Beginn (2007), am Ende (2007/2008) und ein 
Jahr nach Abschluss des Kurses (2009) befragt und mit 
einer Kontrollgruppe verglichen. '*"'2 

5.2. 1.4 Rahmenbedingungen 

ln der Vergangenheit wurde mehrfach die Vielzahl der 
vom BAMF für die Durchführung der Integrationskurse 
zugelassenen Träger kritisiert, da diese das Zustandekom- 
men von Kursen erschwere. Bei einem großen Trägeran- 
gebot ist es für den einzelnen Kursträger schwieriger, eine 
ausreichende Zahl von Kursteilnehmenden zu gewinnen. 
Aufgrund der Änderung der Integrationskursverordnung 
sind die Qualitätsanforderungen an die Kursträger gestie- 
gen.''"^^ Das BAMF hat das Zulassungsverfahren zum 
1. August 2008 entsprechend überarbeitet. Seither hat 
sich die Zahl der Kursträger um ca. 22 Prozent reduziert. 
So verringerte sich z. B. in Berlin und Bremen die Zahl 
der Träger um ein Drittel und in Brandenburg sogar um 
die Hälfte. Zum 3 1 . Dezember 2009 gab es nunmehr bun- 
desweit noch 1 476 zugelassene Träger. Mittelfristig geht 
das BAMF davon aus, dass sich die Zahl der zugelasse- 
nen Kursträger bei ca. 1.300 einpendeln wird."^''"^ 

Mit Ablauf des 31. Dezember 2009 waren insgesamt 
13 111 zugelassene Lehrkräfte in Integrationskursen un- 
terrichtsberechtigt. Von diesen arbeiteten 8 725 mit einer 
Ausnahmegenehmigung nach § 15 Absatz 3 IntV, d. h. sie 
verfügen nicht über das grundsätzlich für die Zulassung 
als Lehrkraft im Integrationskurs erforderliche abge- 
schlossene Studium Deutsch als Fremdsprache oder 
Deutsch als Zweitsprache bzw. eine entsprechende Zu- 
satzqualifizierung. Am 3 1 . Dezember 2009 ist diese Frist 
für Ausnahmegenehmigungen ausgelaufen. Das BAMF 
rechnet damit, dass es künftig knapp 14 000 für die Infe- 
grationskurse zugelassene Lehrkräfte geben wird."*'*^ 


Im Rahmen des Forschungsprojektes wurden bislang drei Working 
Paper veröffentlicht (Nr. 19, 23 und 29). Diese sind im Internet ab- 
rulbar unter http://www.integration-in-deutschland.de/nn_283536/ 

SubSites/Integration/DE/03 Akteure/Integrationskurse/Evaluation 

2006/evaluation2006-node.html? nnn=true#doc283548bodyText2. 

Als wichtigste Neuerungen wird nunmehr gefordert, die Anwendung 
eines Qualitätssicherungssystems und eine mindestens zweijährige 
praktische Erfahrung bei der Durchführung von Sprachkursen in der 
Erwachsenenbildung nachzuweisen. Zudem erlischt bei Trägem, die 
länger als 12 Monate keinen Integrationskurs angeboten haben, auto- 
matisch die Zulassung. 

444 Vgl. ebd. 

445 Ygi Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
DIE LINKE „Schlechte Erfolgsquoten und unzumutbare Arbeitsbedin- 
gungen in Integrationskursen, Bundestagsdrucksache 16/13972 vom 2. 
September 2009, S. 14. 


Ein zentraler Diskussionspunkt im Berichtszeitraum war 
die Vergütung der Lehrkräfte. Lehrkräfte, Gewerkschaf- 
ten und im Bundestag vertretene Parteien^^^ haben auf die 
vielfach prekäre Situation von Honorarkräften in Integra- 
tionskursen aufmerksam gemacht und eine Erhöhung der 
Bezahlung bzw. eine größere Beschäftigungssicherheit 
gefordert. Zwar wurde zum 1. Juli 2007 der Stundensatz 
zur Vergütung der Kursträger je Teilnehmerstunde von 
2,05 Euro auf 2,35 Euro angehoben, was auch zu einer 
verbesserten Lehrkräftehonorierung führen sollte. Gleich- 
zeitig wurde die Höchstteilnehmerzahl im allgemeinen 
Integrationskurs auf 20 Personen und auf kleinere Kurs- 
gruppen bei den zielgruppenspezifischen Kursen redu- 
ziert, was unter anderem dazu geführt hat, dass die Erhö- 
hung des Stundensatzes nicht in gewünschtem Umfang zu 
einer Erhöhung der Lehrkräftehonorierung geführt hat. 

Ein von Ramboll-Management im Auftrag des Bundes- 
ministerium des Innern (BMI) erstelltes Gutachten zum 
Finanzierungssystem der Integrationskurse"'"'^ stellt dazu 
fest, dass die zusätzlichen Mittel von den Kursträgem nur 
„zu einem geringeren Teil zur Verbessemng der Lehrkräf- 
tevergütung“"^''* verwendet wurden. Dem Gutachten zu- 
folge liegt die Spanne der Vergütungen für Lehrkräfte in 
Integrationskursen derzeit zwischen unter 15 bis über 
30 Euro pro Unterrichtseinheit, wobei die Mehrheit der 
von Ramboll befragten Träger angibt, zwischen 15 und 
20 Euro zu zahlen. Der Mittelwert liegt bei 18,35 Euro. 
Dies ist im Vergleich zu anderen Berufsgmppen mit ähn- 
lichen Anfordemngen eine unterdurchschnittliche Vergü- 
tung. 449 Die Lehrkräfte in den Integrationskursen arbeiten 
fast ausschließlich auf Honorarbasis. Die damit verbun- 
dene Beschäftigungsunsicherheit45o ist neben der als zu 
gering kritisierten Vergütung die zweite große Belastung 
der Lehrkräfte.45' 

Aus Sicht des BMI unterliegt die Höhe der Vergütung 
gmndsätzlich der Vertragsfreiheit zwischen dem jeweili- 
gen Träger und der Lehrkraft. Das BAMF könne zwar im 


446 Vgl. Kleine Anfrage „Schlechte Erfolgsquoten und unzumutbare Ar- 
beitsbedingungen in Integrationskursen“ der Fraktion DIE LINKE, 
Bundestagsdrucksache 16/13910 vom 18. August 2009 sowie Kleine 
Anfrage „Entwicklung der Sprachforderungs- und beruflichen Inte- 
grationsprogramme des Bundes“ der Fraktion der FDP, Bundestags- 
drucksache 16/12566 von 6. April 2009. 

447 Vgl. Ramboll-Management: Kurzgutachten zum Finanzierungssys- 
tem der Integrationskurse,. Dezember 2009. 

448 Ebd. S. 18. Die erhöhten Stundensätze wurden zudem „zum Teil zur 
aktiven Verringerung der Kursgrößen und damit zur Verbesserung 
der Kursqualität“ und „zur Deckung der in den letzten Jahren gestie- 
genen Verwaltungs-, Miet- und Betriebskosten“ verwendet. 

449 Vgl. ebd. S. 12. 

460 Bedingt durch die Gefahr eines Abbruchs des Beschäftigungsverhält- 
nisses bei Kurs- und Modulwechseln, Unterrichts- und damit auch 
Verdienstausfall in Ferienzeiten, Verdienstausfall im Krankheits- und 
Urlaubsfall. 

461 Das Gutachten führt weiter aus: „Bereits die Evaluation der Integrati- 
onskurse nach dem Zuwanderungsgesetz im Jahr 2006 deutete darauf 
hin, dass mit Einführung der Integrationskurse ca. 37 Prozent der Trä- 
ger ihre festangestellten Lehrkräfte auf Honorarbasis umgestellt hatten 
und sich zu diesem Zeitpunkt bereits ca. 72 Prozent der Lehrkräfte in 
Honorarverhältnissen befanden. Dieser Trend hin zu einer Flexibilisie- 
rung in den Mitarbeiterverhältnissen setzt sich den Erkenntnissen der 
aktuellen Untersuchung zufolge auch weiterhin fort, sodass davon aus- 
zugehen ist, dass gegenwärtig der überwiegende Teil der Lehrkräfte als 
Honorarkräfte in Integrationskursen tätig ist.“ Ebd. S. 9. 
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Rahmen der Trägerzulassung Auflagen zur Vergütung er- 
teilen, aber nur um zu verhindern, dass dureh Dumping- 
Löhne Wettbewerbsvorteile erzielt werden, ln diesem 
Sinne lässt das BAMF seit Oktober 2008 Träger, die im 
Rahmen des Zulassungsverfahrens keine Angaben zur 
Kursleitervergütung maehen, nieht als Kursträger zu und 
erteilt Trägem, die Honorare unterhalb von 15 Euro ange- 
ben, nur eine auf ein Jahr verkürzte Zulassung. 

Da aus Sieht der Beauftragten die Qualifiziemng und Mo- 
tivation der Lehrkräfte von entseheidender Bedeutung für 
die Qualifäf der Kurse isf, wird sie sieh aueh in der 
17. Legislafurperiode weiferhin dafür einsefzen, dass das 
gewünsehfe Qualifäfsniveau von Kursen und Lehrkräften 
finanziert werden kann. Vor dem Hintergmnd einer der 
zenfralen Aussagen des Ramboll-Gufaehtens, dass eine 
wehere Erhöhung des Stundensafzes von den Kursfrägem 
zunäehsf zur Deekung der gestiegenen Kosfen und nur 
„zu einem weiferen Teil“"'^^ für eine Erhöhung der Lehr- 
kräftevergüfung verwendef würde, erseheinf es aber frag- 
würdig, zur Lösung der Problematik aussehließlieh er- 
hebliehe haushalferisehe Mittel für eine Erhöhung des 
Stundensafzes bereifzusfellen.^'^s 

Im Zuge der Verhandlungen über die Änderang der Infe- 
grafionskursverordnung hatte sieh die Beauftragfe für 
eine Neuregelung der Fahrfkosfenersfaffung eingesefzf, 
da aus ihrer Sieht die z. T. erhebliehen Fahrtkosten ein 
wesentliehes Teilnahmehemmnis für Leisfungsbezieher 
und Geringverdienerinnen und -Verdiener darsfellfen. Ge- 
mäß § 4 Absafz 4 InfV werden nunmehr allen Teilnahme- 
bereehtigten, die vom Kosfenbeifrag zum Infegrafions- 
kurs befreif sind, weil sie Leistungen naeh dem SGB 11 
oder Hilfe zum Lebensunterhalt naeh dem SGB Xll be- 
ziehen, bei ordnungsgemäßer Teilnahme die Fahrtkosten 
vom Bundesamt erstattet. Sonstigen zur Kursteilnahme 
Verpfliehteten kann ein Fahrtkostenzusehuss gewährt 
werden. Die Neuregelung führte zu einem spmnghaften 
Anstieg der Anträge auf Fahrtkostenerstattung bzw. -zu- 
sehuss. Wurden im Jahr 2007 6 682 Anträge gestellt, ver- 
elffaehte sieh die Zahl der Anträge im Jahr 2009 auf 
71 535. Die Zahl der genehmigten Anträge stieg von 
3 481 im Jahr 2007 auf 66 126 im Jahr 2009. 

ln der Praxis ist die Fahrtkostenerstattung jedoeh noeh 
mit erhebliehen Problemen behaftet. Zunäehst hat das 
BAMF die „notwendigen Fahrtkosten“ in jedem Einzel- 
fall individuell geprüft und bei erfolgter ordnungsgemä- 
ßer Teilnahme rüekwirkend naeh Absehluss eines voll- 
ständigen Kursabsehnitts des Integrationskurses (d. h. 
jeweils naeh 100 Stunden) an die Kursteilnehmenden er- 
stattet. Dieses Verfahren erwies sieh zum einen als sehr 
bearbeitungsintensiv. Zum anderen bedeutete es für die 
Arbeifslosengeld 11 oder Hilfe zum Lebensunferhalt be- 


‘>52 Ebd. S. 19. 

Ramb 0 ll hat in seinem Gutachten Berechnungen vorgenommen, die 
die finanziellen Auswirkungen einer veränderten Lehrkräftevergü- 
tung abbilden. Sie liegen bei zusätzlichen Haushaltsmitteln von 
22,2 bis 53,5 Mio. Euro. Die Berechnungen stehen allerdings unter 
der (wenig realitätsnahen) Prämisse, dass eine erhöhte Vergütung al- 
leine den Lehrkräften zugute kommen würde und alle anderen Kos- 
tenpositionen konstant gehalten werden. Vgl. ebd. S. 20. 


ziehenden Kursfeilnehmenden bzw. Geringverdienerin- 
nen und -Verdiener, dass sie die Fahrfkosfen für mindes- 
fens zwei Monate vorfinanzieren mussten bzw. die Träger 
der Grundsicherung von vornherein von einer Teilnahme- 
verpflichtung erwerbsfähiger Leisfungsbezieher im Rah- 
men einer Eingliederungsvereinbarung absahen. Lefzte- 
res geschah, weil die Verpflichtung rechtlich an die sog. 
Zumutbarkeit gebunden ist, die nicht mehr gegeben ist, 
wenn die erwerbsfähigen Leistungsbeziehenden mit den 
teilweise erheblichen Fahrtkosten in Vorleistungen gehen 
müssten. 

Um das Problem zu entschärfen, wurde am 1. Juli 2009 
vom BAMF ein sog. Kooperationsmodell eingeführt, in 
dessen Rahmen probeweise die Fahrtkosten pauschaliert 
über die Träger der Integrationskurse nach dem ersten 
Kurstag erstattet werden. Die Entscheidung zur Teil- 
nahme an diesem Kooperationsmodell liegt bei den Kurs- 
trägem."'54 Das BAMF zahlt den beteiligten Trägem dafür 
eine Verwaltungspauschale. Dieses Verfahren beschleu- 
nigt zwar die Kostenerstattung und befreit die Kursteil- 
nehmenden grandsätzlich von der Vorfinanziemng der 
Fahrtkosten, erhöht jedoch insgesamt die Kosten. Im 
Rahmen eines Workshops im Dezember 2009 verständig- 
ten sich BAMF und Kursträger auf eine Überarbeitung 
des Kooperationsmodells,'*^^ die seitens des BAMF zum 
Zeitpunkt der Fertigstellung dieses Berichtes in Form ei- 
ner Verwaltungsvorschrift erfolgt und mit der das Koope- 
rationsmodell auf alle Kursträger ausgeweitet werden 
soll. 

Aus Sicht der Beauftragten sollte ein möglichst unbüro- 
kratisches und kostensparendes Verfahren gefunden wer- 
den, mit dem die Fahrtkosten den Berechtigten zeitnah 
zum Kursbeginn ausgezahlt werden können. Die Beauf- 
tragte hält es für erforderlich, finanzielle Miftel auch für 
die Lernmittel zur Verfügung zu sfellen, um insbesondere 
Teilnehmenden aus dem SGB ff zumufbare Rahmenbe- 
dingungen zu biefen. Hilfebedürftigen isf es nichf zumuf- 
bar, die Lernmittel aus dem Regelsafz des Arbeifslosen- 
geldes 11 zu finanzieren. 

Um die 2007 beschlossenen qualifafiven Verbesserangen 
der Infegrafionskurse mif einer ausreichenden Finanzie- 
mng unferlegen zu können, wurden die Haushalfsmiffel 
für die Infegrafionskurse im Haushalf 2008 um 14 Mio. 
Euro auf 154,8 Mio. Euro aufgesfockf. Da das Inferesse 
an den Kursen aber höher als erwarfef war, wurden kurz- 
frisfig vom BMI weifere 15 Mio. Euro aus anderen BMl- 
Haushalfsfifeln überfragen, so dass im Jahr 2008 insge- 
samf 169,4 Mio. Euro für die Infegrafionskurse ausgege- 
ben wurden. Angesichts der weiterhin hohen Teilnehmer- 
zahlen und der gestiegenen Ausgaben, insbesondere für 
die Ersfaftung von Fahrfkosfen und die Alphabefisie- 


Bis Mitte Oktober 2009 hatten 567 der ca. 1 500 zugelassenen Kurs- 
träger eine Kooperationsvereinbarung unterschrieben. 

Seitens der Kursträger war u. a. kritisiert worden, dass die Verwal- 
tungspauschale von 6,50 Euro nicht kostendeckend sei, das BAMF 
die Fahrtkosten z. T. nicht unverzüglich auszahle und somit Kursteil- 
nehmende oder Kursträger in Vorleistung gehen müssten und das 
Verfahren insgesamt sehr bürokratisch sei. 
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rungskurse, wurden im Haushalt 2009 die Mittel erneut 
aufgestoekt, nunmehr auf 174 Mio. Euro. 

Aueh diese Erhöhung reiehte jedoeh nieht zur Deekung 
der tatsäehlieh entstandenen Kosten, so dass aueh im Jahr 

2009 das BMI über den im Haushaltsgesetz zu den Inte- 
grationskursen vorhandenen Verstärkungsvermerk ea. 
30 Mio. Euro aus anderen BMl-Haushaltstiteln zusätzlieh 
für die Kurse eingesetzt hat. Dennoeh konnte das BAMF 
naeh dem 2. Dezember 2009 Abreehnungen an die Träger 
nur noeh in Härtefällen vornehmen, ln Anbefraeht dieser 
Entwieklungen und der naeh wie vor hohen Naehfrage 
bei den Integrationskursen wurden die Haushaltsmittel 
für das Jahr 2010 um weifere 44 Mio. Euro auf nunmehr 
218,077 Mio. Euro angehoben."^^^ Der Haushalfsansafz 

2010 weieht damit nur noeh um weniger als 5 Prozent 
vom Ansatz des Jahres 2005 ab, als 207,8 Mio. Euro 
Bundesmittel zur Verfügung sfanden, die damals aber bei 
weifem niehf abgerufen wurden. 

Bereits im März 2010 war die Haushaltslage aber wieder 
so angespannt, dass das BAMF finanzwirksame Ein- 
sehränkungen bei den Integrationskursen vomahm:'**? 
Freiwillig an den Integrationskursen Teilnehmende dür- 
fen nun nur noeh in einen Kurs aufgenommen werden, 
wenn sie bereits im Besitz einer Zulassung des BAMF 
sind. Freiwillig am Integrationskurs Teilnehmende wer- 
den vom BAMF „im Rahmen verfügbarer Kursplätze“ 
(§ 44 Absatz 4 AufenthG) zur Teilnahme zugelassen. Da- 
mit verfügt das BAMF über einen Meehanismus, mit dem 
es die Zahl der Kursteilnehmenden und damit aueh die 
entstehenden Kosten steuern kann. Es gilt indes als gro- 
ßer integrationspolitiseher Erfolg, dass mehr als die 
Hälfte aller Kursteilnehmenden die Kurse freiwillig be- 
sueht. Die Beauftragte sprieht sieh dafür aus, dieser Ziel- 
gruppe aueh künftig zeitnah die Teilnahme an einem Inte- 
grationskurs zu ermögliehen. 

Bei den Alphabetisierungskursen wurden ab 1. April 
2010 die Mindestteilnehm erzählen erhöht und der vom 
BAMF für die Durehführung dieser Kurse gezahlfe Zu- 
sehlag reduzierf. Darüber hinaus wurden Einsehränkun- 
gen bei der Kinderbefreuung und der Genehmigung von 
Teilzeitkursen vorgenommen. 

Der Beauftragten ist bewusst, dass die in der jüngeren 
Vergangenheit eingeführten qualitativen Verbesserungen 
der Integrationskurse, wie z. B. die Einführung der kos- 
fenintensiveren zielgruppenspezifisehen Kurse, die Ein- 
führung der Wiederholungsmögliehkeif von 300 Stunden 
und die stark zugenommene Teilnahmeverpfiiehtung von 
SGB-ll-Beziehem dureh die Grundsieherungsstellen und 
die damit verbundenen deutlieh gestiegenen Kosten für 
Fahrtkosfenersfattungen zu erhebliehen Kosfensfeigerun- 


“*56 Vgl. Bundeshaushaltsplan, Einzelplan 06, Kapitel 0633, Titel 684 02. 
Die 218,077 Mio. Euro werden aufgeteilt in 213,327 Mio. Euro für 
Ausländerinnen und Ausländer und 4,750 Mio. Euro für Spätaussied- 
lerinnen und Spätaussiedler. 

457 Vgl. BAMF-Trägerrundschreiben zur Finanzierung und Durchfüh- 
rung der Integrationskurse vom 15. März 2010 und BAMF-Träger- 
rundschreiben zur Finanzierung und Durchführung der Integrations- 
kurse vom 3 1 . März 2010. 


gen geführt haben. Zudem werden für die dringend erfor- 
derliehe Verbesserung der Situation der Lehrkräfte in den 
Integrationskursen und die im Koalitionsvertrag angekün- 
digte Ausweitung des Orientierungskurses von 45 auf 
60 Stunden weitere Haushaltsmittel erforderlieh sein. 
Dennoeh sueht die Beauftragte in Gespräehen mit den zu- 
ständigen Stellen naeh Wegen, wie der erfreulieh hohen 
Naehfrage an Integrationskursen aueh weiterhin ein aus- 
reiehendes und qualitativ hoehwertiges Angebot gegen- 
übergestellt werden kann. 

5.2.2 ESF-BAMF-Programm 

Mit der Durehführung des im Jahr 2004 angelaufenen, 
aus Mitteln des Europäisehen Sozialfonds (ESF) gefÖr- 
derfen Programms zur Förderung berufsbezogener 
Deutsehspraehkompefenz ist für die EU-Förderperiode 
2007-2013 das Bundesamf für Migration und Flüehtlinge 
(BAMF) beauftragt worden. "*58 Ziel des Programms ist es, 
die Besehäftigungsfähigkeit von Migrantinnen und Mi- 
granten auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern und sie ent- 
weder in Arbeit zu bringen oder den Erhalt ihres Arbeits- 
platzes zu siehem. Dementspreehend riehten sieh die 
berufsbezogenen Deutsehkurse an Personen mit Migra- 
tionshintergrund, die entweder Arbeitslosengeld 1 oder 11 
beziehen, arbeitsuehend gemeldet sind oder „die noeh in 
einem Besehäftigungsverhältnis stehen, wenn die Teil- 
nahme an Maßnahmen zur Vermittlung berufsbezogener 
Kenntnisse der deutsehen Spraehe zum Erhalt der Be- 
sehäftigungsfähigkeit notwendig ist“."*^^ 

Die Beauftragte begrüßt ausdrüeklieh, dass nunmehr aueh 
Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld-11- 
Zielgruppe der berufsbezogenen SpraehfÖrderung sind. 
Zuvor waren sie von einer Teilnahme ausgesehlossen. 
Unter den ALG-ll-Bezieherinnen und -Beziehern befin- 
den sieh häufig Personen mit Migrationshintergrund. Da 
das ESF-BAMF-Programm den Integrationskurs ergän- 
zen soll, ist zudem grundsätzlieh Voraussetzung, dass die 
potenziellen Teilnehmenden zuvor einen Integrationskurs 
besueht haben. Ausnahmen sind möglieh, wenn das 
Spraehziel des Integrationskurses - Deutsehkenntnisse 
auf dem Niveau B 1 des Gemeinsamen Europäisehen Re- 
ferenzrahmens (GER) - auf anderem Wege erlangt wor- 
den ist. Die Kurse umfassen bis zu 730 Unterriehtseinhei- 
ten bestehend aus Spraeh- sowie Faehunterrieht inklusive 
Praktika und Betriebsbesiehtigungen,'*^*' und dauern bis 
zu seehs Monate in Vollzeitform bzw. bis zu zwölf Mo- 
nate in Teilzeitform. 

Im Rahmen des Ressortverfahrens zum Gesetzentwurf 
zur Neuausriehtung der Instrumente der aktiven Arbeits- 


Zuvor wurde das Programm von der Bundesagentur für Arbeit ausge- 
fiihrt. In den beiden letzten Lageberichten wurde das Programm be- 
reits ausführlich dargestellt. Vgl. 6. Lagebericht B. II. 3.2 und 7. Lage- 
bericht, Kapitel II. 3. 8. 5. 

§ 2 Absatz 1 S. 2 der Richtlinien für aus Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds (ESF) mitfmanzierte Maßnahmen zur berufsbezogenen 
SpraehfÖrderung für Personen mit Migrationshintergrund im Bereich 
des Bundes (ESF-BAMF-Programm) vom 1. Oktober 2009. 

Das Verhältnis von Sprachunterricht und Fachunterricht ist nicht fest- 
gelegt, sondern kann nach Bedarf gestaltet werden. In der Regel be- 
trägt das Verhältnis 1:1. 
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marktpolitik im Sommer 2008 hatte sieh die Beauftragte 
für eine Erweiterung von § 3 Absatz 2b SGB 11 einge- 
setzt. Dieser Paragraph sieht für erwerbsfähige Hilfe- 
bedürftige, die nieht über ausreiehende deutsehe 
Spraehkenntnisse verfügen, die Teilnahme an einem Infe- 
grationskurs naeh § 43 AufenthG vor. Die Beauftragfe 
hatte angeregf, dass alfemativ zur Teilnahme am Infegra- 
tionskurs aueh die Teilnahme an einem berufsbezogenen 
Spraehkurs ermöglieht wird. Aus ihrer Sieht sind die be- 
rufsbezogenen Spraehkurse gerade bei der Zielgruppe der 
bereits länger im Land lebenden arbeitslosen Migrantin- 
nen und Migranten häufig besser geeignet, die Arbeits- 
marktintegration zu erleichtern, als die Integrationskurse. 
Im Ergebnis wurde eine entsprechende Möglichkeit le- 
diglich in die Gesetzesbegründung aufgenommen.'*^' 

Entgegen der ursprünglichen Planung, die ersten Maßnah- 
men in der Zuständigkeit des BAMF Anfang 2008 begin- 
nen zu lassen, ""52 dJe ersten Kurse zu Beginn des Jahres 
2009 angelaufen. Allerdings verlief der Programmstart 
schleppend. Von Trägerseite wurden wiederholt gravie- 
rende Probleme bei der Umsetzung des Programms 
beklagt."'®^ So kritisierten sie zum einen die finanziellen 
Rahmenbedingungen: Die Anforderung an die Träger, 
10 Prozent Eigenmittel aufbringen zu müssen, sei unüblich 
für die ArbeifsfÖrderung und schrecke viele Träger ab, ei- 
nen Antrag auf Kursdurchführung zu sf eilen. Kurzarbeifer- 
geld werde nichf als Kofinanzierung"*®"* angerechnef und 
viele für die Programmdurchführung nofwendige Kosfen 
(z. B. Teilnehmerakquise, Beratungsangebofe, Kompefenz- 
fesfsfellung) seien nicht zuwendungsfähig. Zudem führe 
die Abrechnung nach dem Fehlbedarfsprinzip"*®® zu hohen 
finanziellen Risiken für die Träger. 

Zum anderen problematisierten sie den Zuschnitt der För- 
dergebiete, die insbesondere in ländlichen Gegenden teil- 
weise sehr groß und oft nicht deckungsgleich mit den 


Dort heißt es in der Begründung zu § 3 Absatz 2b): Kommt der 

persönliche Ansprechpartner unter Beachtung des individuellen 
Sprachniveaus des Betroffenen und seiner Chancen am Arbeitsmarkt 
zu dem Ergebnis, dass die Vermittlung berufsbezogener Deutsch- 
kenntnisse zweckmäßiger ist, soll er daraufhinwirken, dass Betroffe- 
ne an entsprechenden Kursen teilnehmen. Hierfür kommt u. a. die 
berufsbezogene Sprachförderung des BAMF (,ESF-BAMF-Pro- 
gramm’) in Betracht. Vgl. Gesetz zur Neuausrichtung der ar- 
beitsmarktpolitischen Instrumente vom 21. Dezember 2008, BGBl. I 
S. 2917. 

462 Vgl. 7. Lagebericht, Kapitel II. 3. 8. 5. 

463 Ygi 2 . B. Protestbrief berufsbezogene Sprachförderung, in: Newslet- 
ter Pro Integration vom 17. Juli 2008; Stellungnahme des Netzwerks 
„Integration durch Qualifizierung“ zur Umsetzung des ESF-BAMF- 
Programms zur Durchführung berufsbezogener Sprachförderung 
vom 5. November 2008; Stellungnahme des Deutschen Volkshoch- 
schulverbandes zum ESF-BAMF-Programm „Berufsbezogene 
Sprachförderung für Menschen mit Migrationshintergrund“ vom 
4. Juni 2009. 

464 EU-Geldem finanzierte Maßnahmen bedürfen grundsätzlich ei- 
ner (rechnerischen) nationalen Kofinanzierung. Beim ESF-BAMF- 
Programm werden als Kofinanzierung die Arbeitslosengeld-I und -II- 
Beiträge der Teilnehmenden als Kofinanzierung gerechnet. 

Die Projektabrechnung nach dem Prinzip der Fehlbedarfsfmanzie- 
rung hat zur Folge, dass bei Änderungen in der Teilnehmerzusam- 
mensetzung - und damit der Höhe der Kofinanzierung - die Einnah- 
men zur Durchführung der Maßnahmen über die ESF-Fördermittel 
sinken können. 


Verwaltungsbezirken seien, so dass der Kursträger oft mit 
mehreren Trägem der Grundsicherung Zusammenarbeiten 
müsse. Zudem seien die Fördergebiete so festgelegt, dass 
nur ein Träger Kurse anbieten dürfe, was sowohl Konkur- 
renz der Anbieter vor Ort als auch eine Zusammenlegung 
von Zielgmppen über die Fördergebiete hinaus verhin- 
dere. Schließlich wurde der sehr hohe Verwaltungsauf- 
wand bei der Projektdurchtühmng kritisiert. Die Beauf- 
tragte hat sich bei den für das Programm verantwortlichen 
Bundesministerien für Arbeit und Soziales sowie für In- 
neres für eine Behebung der Probleme eingesetzt. 

Mit der zum 1 . Oktober 2009 veröffentlichten modifizier- 
ten Förderrichtlinie"*®® hat das BMAS einige zentrale 
Kritikpunkte aufgegriffen: So wurde u. a. der von den 
Projektträgem zu leistende Eigenanteil auf 5 Prozent der 
reinen Projektausgaben reduziert, die Kompetenzfeststel- 
lung der Teilnehmer ist nunmehr tÖrdertahig und das An- 
tragsverfahren wurde insgesamt verschlankt. Die Ände- 
mngen haben vielerorts dazu geführt, dass mehr Träger in 
das Programm eingestiegen sind. Dennoch werden von 
Trägerseite weiterhin Schwierigkeiten bei der Umsetzung 
des Programms in der Praxis beanstandet."*®^ 

Von Febmar 2009 bis Mitte April 2010 haben 813 Kurse 
mit 14 859 Teilnehmerinnen und Teilnehmern im ESF- 
BAMF-Programm begonnen, davon wurden 300 Kurse 
mit 5 274 Teilnehmenden bereits abgeschlossen. Nach 
dem schleppenden Beginn des Programms in der ersten 
Jahreshälfte 2009 starten nun bundesweit ca. 80 neue 
Kurse im Monat. Der überwiegende Teil der Migrantin- 
nen und Migranten in den ESF-BAMF-Kursen bezieht 
Arbeitslosengeld II. Das BAMF strebt an, künftig ver- 
stärkt auch Arbeitslosengeld-I-Bezieher und (noch) in ei- 
nem Beschäftigungsverhältnis stehende Personen mit Mi- 
grationshintergmnd für eine Kursteilnahme zu gewinnen. 
Von den für die Förderperiode 2007-2013 insgesamt zur 
Vertügung stehenden Haushaltsmitteln in Höhe von 
330 Mio. Euro sind bis Mitte April 2010 gut 36 Mio. 
Euro ausgegeben worden. Um die Wirksamkeit der Kurse 
besser beurteilen zu können, wird das Programm ab der 
zweiten Jahreshälfte 2010 einer systematischen Evaluie- 
rung unterzogen. 

5.2.3 Migrationsberatung 

Gemäß § 45 AufenthG soll der Integrationskurs „durch 
weitere Integrationsangebote des Bundes und der Länder, 
insbesondere sozialpädagogische und migrationsspezifi- 


466 Vgl Änderung der Richtlinien für aus Mitteln des Europäischen So- 
zialfonds (ESF) mitfmanzierte Maßnahmen zur berufsbezogenen 
Sprachförderung für Personen mit Migrationshintergrund im Bereich 
des Bundes (ESF-BAMF-Programm) vom 17. September 2009, in: 
Bundesanzeiger, Nr. 146, S. 3384; Richtlinien für aus Mitteln des 
Europäischen Sozialfonds (ESF) mitfinanzierte Maßnahmen zur be- 
rufsbezogenen Sprachförderung für Personen mit Migrationshinter- 
grund im Bereich des Bundes (ESF-BAMF-Programm) vom 1 . Okto- 
ber 2009. 

So werden z. B. Verzögerungen beim Kursbeginn durch lange Bear- 
beitungszeiten des BAMF in der Bewilligungsphase, ein nach wie 
vor hoher Verwaltungsaufwand bei der Antragstellung und den Ver- 
wendungsnachweisen und hohe finanzielle Risiken auf Trägerseite 
beklagt. 
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sehe Beratungsangebote, ergänzt werden“. Der Bund fi- 
nanziert dazu die Migrationsberatung für Erwachsene 
(MBE), die in der Zuständigkeit des Bunde sministeriums 
des Innern (BMI) liegen und die Jugendmigrationsdienste 
(JMD), für die das Bundesminisferium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) zuständig ist. 

5.2. 3.1 Migrationsberatung für erwachsene 
Zuwanderer (MBE) 

Zum Jahresbeginn 2009 wurde die Migrationserstbera- 
tung (MEB) in Migrationsberatung für erwachsene 
Zuwanderer (MBE) umbenarmt. Grund für die Namens- 
änderung war die erforderliche Anpassung an die integra- 
tionspolitische Notwendigkeit, neben Neuzuwanderem 
auch den Beratungsbedarf bereits länger in Deutschland 
lebender Zuwanderer gerecht zu werden. Das auf maxi- 
mal drei Jahre befristete Erstberatungsangebot richtete 
sich in erster Linie an neu zugewanderte Migrantinnen 
und Migranten. Bereits länger im Bundesgebiet lebende 
Zugewanderte können bei einem individuellen Bera- 
tungsbedarf, der dem von Neuzuwanderem entspricht,'*^* 
beraten werden. Indiz hierfür sind insbesondere unzurei- 
chende deufsche Sprachkenntnisse. Angesichfs rückläufi- 
ger Zuwandemngszahlen hafte sich in der Praxis jedoch 
gezeigt, dass die bereits länger in Deutschland lebenden 
Migrantinnen und Migranten einen erheblichen Teil der 
Beratungsarbeit ausmachten und man insofern nicht mehr 
ausschließlich von einer Erstberatung sprechen konnte. 
Die am 1. März 2010 in Kraft getretenen Förderrichtli- 
nien zur Durchführang einer Migrationsberatung für er- 
wachsene Zuwanderer'*^® definieren insofern als Zielgrap- 
pen der MBE nunmehr „prioritär Neuzuwanderer“. Die 
Beratung stehe „darüber hinaus im Rahmen der nach- 
holenden Integration auch bereits länger in Deutschland 
lebenden Zuwanderem offen, die einen einem Neuzuwan- 
derer vergleichbaren Integrationsbedarf aufweisen. Indiz 
hierfür seien insbesondere unzureichende deutsche 
Sprachkenntnisse.“ Vorrangig berücksichtigt werden soll 
der Beratungsbedarf von Migrantinnen und Migranten, 
die zur Teilnahme am Integrationskurs verpflichtet 
sind.'*’*’ Die neuen Förderrichtlinien lösen die Konzeption 
der Migrationsberatung aus dem Jahre 2004 ab. 

Träger der MBE sind die Verbände der Freien Wohl- 
fahrtspflege und der Bund der Vertriebenen. Die Förder- 
richtlinien sehen darüber hinaus erstmals vor, dass „im 
konkreten Bedarfsfall“ auch weitere Organisationen mit 
der Durchführung beauftragt werden können. Allerdings 
müssen diese Organisationen u. a. grandsätzlich ein bun- 
desweites Beratungsangebot sicherstellen können, über 
eine Organisationsstruktur mit Zentralstelle verfügen, 
eine Beratung aller Zielgrappen der MBE gewährleisten 
und einen „möglichst hohen Eigenmittelanteil in die Fi- 
nanziemng der MBE“ einbringen.'*^* 


Bundesministerium des Innern: Neukonzeption der Migrationsbera- 
tung, Stand 1. Dezember 2004, S. 10. 

469 Vgl. GMBl 2010, Nr. 13, S. 260ff. 

Zitat und weitere Ausführung ebd. S. 261. 

4'^* Zitate und weitere Ausführungen ebd. S. 262. 


Um die Wirkung der MBE künftig besser bewerten zu 
können, haben sich das BAMF und die Verbände der 
Freien Wohlfahrtspflege Ende 2009 auf eine „projektbe- 
gleitende Erfolgskontrolle in der MBE“ - zunächst im 
Rahmen einer Testphase - verständigt. Zu diesem Zweck 
wurden Kennzahlen entwickelt, die im Laufe des Jahres 
2010 erstmalig Anwendung finden sollen. Die in der 
Testphase erhobenen Informationen werden in gemeinsa- 
men Auswertungssitzungen interpretiert. 

Für die MBE standen im Bundeshaushalt in den Jahren 
2008 und 2009 jeweils 25,77 Mio. Euro zur Verfügung. 
Für das Jahr 2010 wurde der Ansatz um 1,5 Mio. Euro auf 
nunmehr 27,277 Mio. Euro erhöht. Ende 2009 wurden 
549 Beratungseinrichtungen mit knapp 790 hauptamtli- 
chen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern finanziert.''^^ 

Die MBE ergänzt den Integrationskurs insoweit, als er- 
wachsene Migrantinnen und Migranten das Angebot ei- 
ner sozialpädagogischen Begleitung vor, während und 
nach den Integrationskursen nutzen können. Den Erfolg 
und die Nachhaltigkeit der Integrationskurse zu optimie- 
ren, war ein zentrales Anliegen des Nationalen Integra- 
tionsplanes. ln diesem Sinne hatte sich dort insbesondere 
die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts- 
pflege (BAGFW) u. a. zu einer besseren Verzahnung von 
Integrationskursangebot und Migrationsberatung ver- 
pflichtet. Im ersten Fortschrittsbericht zum Nationalen In- 
tegrationsplan'*^* stellt die BAGFW dazu fest, dass sich 
„die Kooperation zwischen den Integrationskursträgem 
und den Migrationsdiensten der Verbände insgesamt ver- 
bessert hat. Es ist für die Beratungsdiensfe prakfisch zur 
Regel geworden, Angebofe mit den Kursträgem abzu- 
stimmen. Vielerorts wurden auch förmliche Koopera- 
tionsvereinbamngen getroffen.“'*^'* 

Derzeif werden ca. 75 Prozenf aller Klienfen der MBE im 
Zusammenhang mit Integrationskursen beraten.'*^* Nach 
Auffassung der BAGFW sind jedoch für die Bereifstellung 
eines weitgehend flächendeckenden und bedarfsgerechten 
Beratungsangebotes sowie der sozialpädagogischen Be- 
gleitung der Integrationskursteilnehmer mehr Ressourcen 
erforderlich. Zudem bedarf aus ihrer Sicht insbesondere die 
Zusammenarbeit mit den ARGEN der Verbessemng und 
sollte verbindlicher gestaltet werden. Die Beauftragte 
begrüßt, dass derzeit Maßnahmen zur Optimierang der Zu- 
sammenarbeit zwischen den Migrationsberatungsdiensten 
und den Arbeitsagenturen und Gmndsicherangsstellen, 
aber auch zwischen Migrationsberatungsdiensten und den 
Ausländerbehörden entwickelt werden. 

5.2.3.2 Jugendmigrationsdienste (JMD) 

Die JMD sind Einrichtungen der Träger der Jugendsozial- 
arbeit (Arbeiterwohlfahrt, Freie Trägergrappe, Bundes- 


4'72 Vgl. MBE-Quartalsstatistik IV. Quartal 2009. 

473 Vgl. Unterrichtung durch die Beauftragte der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration: Erster Fortschrittsbericht 
zum Nationalen Integrationsplan, Bundestagsdrucksache 16/10800 
vom 6. November 2008. 

474 Ebd. S. 209. 

475 Vgl. MBE-Quartalsstatistik IV. Quartal 2009. 

476 Vgl. ebd. S.210. 
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arbeitsgemeinschaft evangelische Jugendsozialarbeit und 
Bundesarbeitsgemeinschaft katholische Jugendsozial- 
arbeit). Derzeit begleiten über 860 Fachkräfte in 
417 JMD etwa 66 000 junge Migrantinnen und Migran- 
ten bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres, um ihnen 
Chancengerechtigkeit und Teilhabe im gesellschaftlichen 
und beruflichen Leben zu eröffnen. Dabei liegt ein 
Schwerpunkt der Arbeit auf der Stärkung der Kompeten- 
zen der jungen Menschen mit Migrationshintergrund am 
Übergang von der Schule in Ausbildung und Arbeits- 
markt. 

Ebenso wie die MBE bei erwachsenen Migrantinnen und 
Migranten arbeiten auch die JMD bei den nicht mehr 
schulpflichtigen jungen Menschen mit dem Instrumenta- 
rium des individuellen Integrationsförderplanes. Im Rah- 
men des Case-Managements unterstützen die Mitarbeite- 
rinnen und Mitarbeiter in den JMD die jungen Menschen 
auf ihrem Weg in weiterführende Schulen, Ausbildungs- 
plätze und in die Arbeitswelt. Gemeinsam mit den Ju- 
gendlichen werden Ziele definiert und passgenaue Ange- 
bote gefunden, damit jeder einzelne seine Ziele erreichen 
kann. Im Jahr 2009 wurden rund 31 700 dieser jungen 
Menschen mit einem individuellen Integrationsförderplan 
begleitet. Ende 2008 wurde eine zweijährige Evaluierung 
des Instrumentes Integrationsförderplan abgeschlossen. 
Die Untersuchung kam zu dem Ergebnis, „dass von einer 
Integrationsförderplanung, die bestimmte Qualitätsmerk- 
male erfüllt, positive Wirkungen auf die Integration der 
jungen Menschen ausgehen“. Dies gelte sowohl für die 
Sprachkompefenz als auch für die emotionale Integration, 
die Verhaltenssicherheit, die ökonomische oder soziale 
Integration und den Übergang in eine Berufsausbildung 
oder Arbeit. Eine Gegenüberstellung von jungen Men- 
schen, die von den JMD mit einer Integrationsförderpla- 
nung begleitet wurden, mit einer Vergleichsgruppe junger 
Menschen, die bei gleichen Voraussetzungen nicht vom 
JMD begleitet wurden, zeige, dass die vom JMD Beglei- 
teten über klarere Zielvorstellungen verfügten, ihre Kom- 
petenz der deutschen Sprache sich besser entwickelt hätte 
und sie seltener über größere psychische Belastungen 
klagten. „Insbesondere zeigte sich jedoch, dass die JMD 
mit ihrer Arbeit dazu beitragen, die Passgenauigkeit von 
Förderangeboten zu erhöhen.“'*^* 

2009 startete ein Projekt unter dem Motto „engagiert? - 
was sonst!, JuMiLo - Junge Migrantinnen als Lotsen“. 
Ziel des Projektes mit dreijähriger Laufzeit ist es, freiwil- 
liges und bürgerschaftliches Engagement junger Migran- 
tinnen und Migranten zu fördern, sichtbar zu machen und 
anzuerkennen. Im Rahmen persönlicher Patenschaften 
stehen die Freiwilligen als Lotsinnen und Lotsen anderen 
Menschen, vor allem gleichaltrigen Migrantinnen und 
Migranten, aber auch Menschen ohne Migrationshinter- 
grund unterschiedlichen Alters zur Verfügung. Bundes- 
weit sind 15 JMD am Projekt beteiligt. Die Leitung und 
Koordination des Gesamtprojektes auf Bundesebene liegt 


BMFSFJ: Evaluation des Eingliederungsprogramms „Programm 18 
des Kinder- und Jugendplans: Eingliederung junger Menschen mit 
Migrationshintergrund“. Abschlussbericht 2008, S. 88. 

Zitat sowie vorangehende Ausführungen ebd. S. 88f. 


bei der Bundesarbeitsgemeinschaft evangelische Jugend- 
sozialarbeit (BAG EISA), die Förderung erfolgt aus Mit- 
teln des Europäischen Integrationsfonds und des 
BMFSFJ. 

Aufgabe der JMD ist es darüber hinaus, mit allen für die 
Infegration relevanfen Sfellen zu kooperieren und in örtli- 
chen Netzwerken mitzuarbeiten. Im Mittelpunkt steht da- 
bei die Zusammenarbeit mit Schulen, Betrieben und 
besonders den Eltern. Nach dem Abschluss des Modell- 
projektes „Ausbildungsorientierte Eltemarbeit“ im Som- 
mer 2009 und der Veröffentlichung eines entsprechenden 
Leitfadens soll die Eltemarbeit ab 2010 verstärkt in den 
JMD umgesetzt werden. 

Seit Febraar 2010 wird als Ergänzung zur Beratung in 
den JMD eine Online-Anlaufstelle für Jugendliche mif 
Migrationshinfergrund erprob!. Sie richfef sich an 
Jugendliche, die bislang nicht von der persönlichen Bera- 
tung der JMD erreicht werden und die zunächst bevorzu- 
gen, anonym Fragen zu stellen. Die Online-Begleiterin- 
nen und -Begleiter der Jugendlichen verfügen über 
langjährige Beratungserfahrung in den JMD. Das Projekt 
wird aus Mitteln des Europäischen Integrationsfonds und 
des BMFSFJ gefördert. 

Ab 2011 wird in den JMD flächendeckend und träger- 
übergreifend ein webbasiertes Monitoringsystem einge- 
führt. Das BMFSFJ bezweckt mit der Einführung einer 
einheitlichen Software für alle JMD Arbeifserleichterun- 
gen für die Praxis und eine Verbesserung der Dafenlage 
für wissenschaftliche Auswertungen. 

Die JMD sind Teil der Initiative „JUGEND STÄRKEN“, 
zu der auch die Programme „Kompetenzagenturen“, 
„Schulverweigerung - die 2. Chance“ und „STÄRKEN 
vor Ort“ (Lokales Kapital für soziale Zwecke) gehören."'**’ 

Die Haushaltsmittel für die JMD belaufen sich für das 
Haushaltsjahr 2010 wie in den Voijahren auf 41,5 Mio. 
Euro. 

Die Otto Benecke Stiftung e.V (OBS) setzt für das 
BMFSFJ die Garantiefonds-Richtlinien für den Hoch- 
schulbereich (RL-GF-H) um. Mit den Richtlinien wird 
das Ziel verfolgt, jungen Spätaussiedlerinnen und Spät- 
aussiedlern sowie jungen ausländischen Flüchtlingen und 
Asylberechtigten, die die Hochschulreife erwerben, ein 
Hochschulstudium anstreben oder fortsetzen wollen, die 
alsbaldige gesellschaftliche Eingliederung, insbesondere 
die Fortsetzung der im Herkunftsland unterbrochenen 
Ausbildung, zu ermöglichen. Mitte 2009 wurde die OBS 
aufgrund der seit 2001 stark rückläufigen Spätaussiedler- 
Zuzugszahlen (Hauptzielgruppe der Garantiefonds Richt- 
linie) von der institutioneilen Förderung auf Projektförde- 
rung umgestellt. Im Rahmen dieser Umstrukturierung 
wurden die Beratungsstellen der OBS in die Strukturen 
der JMD überführt. Seit dem Herbst 2009 nehmen AWO 
und die Träger der evangelischen und katholischen Ju- 
gendsozialarbeit die Bildungsberatung nach dem Garan- 


479 Ygi www.jmd4you.de. 
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tiefonds Hochschule wahr und ergänzen damit das JMD- 
Angebot um diesen wichtigen Baustein. Die Stipendien- 
gewährung und die Vertragsgestaltung mit den Sprach- 
kursträgem verbleiben weiterhin bei der OBS. 

5.2.4 Integrationsvereinbarung 

„Um die Verbindlichkeit der individuellen Integrations- 
forderang zu erhöhen“,'**' hatten sich CDU, CSU und 
FDP im Koalitionsvertrag vom Oktober 2009 auf die Ein- 
führung eines „Integrationsvertrages“ verständigt. Ziel- 
grappen sollen laut Koalitionsvertrag sowohl Neuzuwan- 
demde als auch länger im Land lebende Migrantinnen 
und Migranten sein: „Vor allem Menschen, die zu ihren 
Ehegatten nach Deutschland nachziehen und dazu erste 
Deutschkenntnisse schon im Herkunftsland erworben ha- 
ben, möchten wir möglichst schnell mit der Vielfalt der 
Integrationsmaßnahmen vertraut machen. Mit Integra- 
tionsverträgen werden die notwendigen Integrationsmaß- 
nahmen für eine erfolgreiche Eingliederung in die deut- 
sche Gesellschaft und den deutschen Arbeitsmarkt 
vereinbart und später kontinuierlich überprüft. (...) Unser 
Ziel ist die bestmögliche Vernetzung der verschiedenen 
Integrationsfördermaßnahmen vor Ort. Staatliche und 
kommunale Stellen sowie öffentlich geförderte Träger 
sollen passgenau aufeinander abgestimmt zusammenar- 

beiten.“''*2 

Die Beauftragte ist mit der Entwicklung eines Konzeptes 
für einen Integrationsverfrag beauftragf worden. Dies er- 
folgf zum Zeitpunkf der Abfassung dieses Berichfs in 
enger Absfimmung mif den zusfändigen Bundesminisfe- 
rien. Zudem sieht die Beauftragte zu diesem Thema in en- 
gem Austausch mit Verbänden und Migrantenorganisatio- 
nen. Es soll auf dem bewährten Modell der individuellen 
Integrationsvereinbarang aus der Migrationsberatung für 
Erwachsene (MBB) und der Jugendmigrationsdienste 
(JMD)'*** aufgebaut werden. Die Beauftragte wird das In- 
strument in einem Pilotprojekt in der Praxis erproben und 
evaluieren. Nach Abschluss der Erprobungsphase soll 
eine Entscheidung über eine flächendeckende Einführung 
des Instruments erfolgen. 

6. Integration vor Ort - Segregation, 

Stadtentwicklungspolitik und 
kommunale Integrationspolitik 

Integration findet als sozialer Prozess in besonderem 
Maße im sozialen Nahbereich statt. Der Wohnort, die 
Nachbarschaft im Stadtteil, Kindertageseinrichtungen, 
Schulen und Jugendeinrichtungen, aber auch die Anlauf- 
stellen der öffentlichen Verwaltung sind die Orte, in de- 
nen Gemeinsames vermittelt wird und Integration konkret 
wird. Unter dem Schlagwort „Integration vor Ort unter- 
stützen“ setzte sich die fünfte Arbeitsgruppe für den Na- 
tionalen Integrationsplan mit den kommunalen und loka- 


Wachstum, Bildung, Zusammenhalt. Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und FDP. 17. Legislaturperiode, Berlin 2009, S. 67. 
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len Voraussetzungen der Integration auseinander. Dabei 
wurde anerkannt, dass den Kommunen eine entschei- 
dende Rolle für eine erfolgreiche Infegrafion zukommt. 
Die kulturelle Vielfalt der Städte und Gemeinden ist ge- 
rade vor dem Hintergrund des demografischen Wandels 
ein wichtiges Zukunftspotenzial. 

Im Ersten Fortschrittsbericht zum Nationalen Integrations- 
plan wurde eine vertiefte Bilanzierung zur „Integration vor 
Ort“ vorgelegt, die sich intensiv mit der sozialräumlichen 
Segregation, kommunalen Integrationsansätzen und den 
Notwendigkeiten sozialräumlicher Politik in benachtei- 
ligten Wohngebieten beschäftigte. Der Fortschrittsbericht 
zeigt: Viele Kommunen stellen sich den Herausforderun- 
gen bereits mit großem Engagement und gestalten Inte- 
gration aktiv als Querschnittsaufgabe. Die Ergebnisse 
zeigen aber auch, dass die Rahmenbedingungen und 
Chancen für eine erfolgreiche Integration insbesondere in 
Stadtteilen mit schwieriger sozialer Lage auch in Zukunft 
gezielt gestärkt werden müssen. „Die sozialräumliche Se- 
gregation stellt“ - so die vertiefte Bilanzierung „Integration 
vor Ort“ im Ersten Fortschrittsbericht - „Städte und Ge- 
meinden bundesweit vor besondere Herausforderungen.'**'* 
Die Bundesregierung nahm sich der Empfehlung der ver- 
tieften Bilanzierung an und formulierte im Ersten Fort- 
schrittsbericht zum Nationalen Integrationsplan: „Wenn 
ethnische Segregation mit Armutssegregation - auch der 
deutschen Wohnbevölkerung - zusammentrifft, sind Staat 
und Gesellschaft zum Handeln aufgefordert“. '**5 

Im Folgenden werden drei Themenbereiche für die Infe- 
gration vor Ort ausgeführt: die Segregation und die 
Wohnsituation von Migrantinnen und Migranten, die 
Stadtentwicklungspolitik des Bundes, die eine integrierte 
und sozialräumlich ausgerichtete Politik umsetzt, sowie 
die kommunale Integrationspolitik, die unmittelbar mit 
den integrationspolitischen Herausforderungen vor Ort 
konfrontiert ist. 

6.1 Segregation und Wohnsituation 

Die räumliche Verteilung der Zuwanderinnen und Zu- 
wanderer in Deutschland ist nach Bundesländern und Re- 
gionen, aber auch nach Städten und Gemeinden unter- 
schiedlich. ln einigen Großstädten wie Frankfurt am 
Main, Stuttgart, Nürnberg oder Köln haben schon heute 
rund 40 Prozent der Bevölkerung einen Migrationshinter- 
grand (vgl. Kapitel 1 2.2.9). ln einzelnen Stadtteilen liegt 
ihr Bevölkerangsanteil noch deutlich höher. Dieser Trend 
wird sich in den kommenden Jahren fortsetzen. 

Als Segregation wird die räumliche Trennung von Bevöl- 
kerangsgruppen bezeichnet. Die Segregation von Zuwan- 
derem äußert sich als Konzentration in bestimmten Stadt- 
teilen - bei einem gleichzeitig geringeren Anteil von 
Zuwanderera in anderen Stadtteilen. Die segregierten 
Stadtteile sind - dies hat die vertiefte Bilanzierung „Inte- 
gration vor Ort“ im Ersten Fortschrittsbericht zum Natio- 


484 yg[ Nationaler Integrationsplan: Erster Fortschrittsbericht, Berlin 
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nalen Integrationsplan erneut eindrüeklieh gezeigt - ge- 
prägt von einer Konzentration sozial sehwieriger und 
benaehteiligender Lebenssituationen. So ist die Kaufkraft 
der Bewohner in diesen Wohngebieten in der Regel niedri- 
ger als in anderen Wohngebieten. ln Deutsehland gehen 
ethnisehe und soziale Segregation in den Städten und Ge- 
meinden somit vielfaeh Hand in Hand. Dies spiegelt sieh 
aueh in den Sehulen vor Ort wider (vgl. Kapitel 11 1.2.1). 

Bereits im 7. Berieht zur Lage der Ausländerinnen und 
Ausländer wurde auf die Arbeit der Arbeitsgruppe „Inte- 
gration vor Ort unterstützen“ im Nationalen Integrations- 
plan und auf die Ergebnisse des Verbundprojekts „Zuwan- 
derer in der Stadt“ hingewiesen. Zentrale Aussage des 
Projektes war, dass die Konzentration von Zuwanderem in 
„Migrantenvierteln“ nieht zwangsläufig zu mangelnder In- 
tegration führt. Vielmehr könne Integration aueh unter den 
Bedingungen von Segregation angestrebt und erreieht wer- 
den. Dies gelte umso mehr, als das Leitbild sozial und eth- 
niseh gemisehter Quartiere, das immer noeh von vielen 
Kommunen und Wohnungsbaugesellsehaften favorisiert 
werde, nur begrenzt realisierbar sei.'*** 

Was die Wirkungen der Segregation angeht, so geht aueh 
die aktuelle wissensehaftliehe Forsehung davon aus, dass 
Segregation nieht zu stärkerer Orientierung an Herkunfts- 
kulturen und geringeren Kontakten zu Einheimisehen 
führt. Die Sozialwissensehaftler Ceylan und Häußermann 
verweisen zum Beispiel darauf, dass in den segregierten 
Quartieren die Kontakte zu Personen außerhalb der eige- 
nen ethnisehen Gruppe und aueh außerhalb des Quartiers 
durehaus den Kontaktmustem von Personen entspreehen, 
die nieht in segregierten Gebieten leben.^s^ 

Weitgehende Übereinstimmung besteht jedoeh darin, dass 
die Konzentration von Zuwanderinnen und Zuwanderem 


486 Nationaler Integrationsplan: Erster Fortschrittsbericht, Berlin 2008, 
S. 54. 
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in Quartieren mit sehwieriger sozialer Lage die Bil- 
dungsehaneen der Kinder und Jugendliehen mit Migra- 
tionshintergrand unter den aktuellen Rahmenbedingun- 
gen negativ beeinflusst. Zu diesem Ergebnis kommt aueh 
die vertiefte Bilanzierung „Integration vor Ort“ im Ersten 
Fortsehrittsberieht zum Nationalen Integrationsplan: „So- 
zialräumliehe und sehulisehe Segregation bilden eine 
Barriere für die Bildungsentwieklung, unter der insbeson- 
dere Migrantinnen und Migranten leiden“. Die 
bestehende Segregation führe zu einer gravierenden 
Chaneenungleiehheit bei Kindern und Jugendliehen mit 
Migrationshintergmnd."^^' Integration trotz Segregation 
ist also nur möglieh, wenn sieh Integrationspolitik darauf 
konzentriert, die Teilhabeehaneen gezielt zu fordern und 
die benaehteiligenden Wirkungen der Segregation zu 
mindern oder auszugleiehen. 

Bund und Länder setzen sieh mit versehiedenen Program- 
men der sehulisehen und außersehulisehen Bildung sowie 
sozialräumliehen Politikansätzen für die Erhöhung der 
Chaneengleiehheit für Kinder und Jugendliehe mit Mi- 
grationshintergrund ein (vgl. aueh Kapitel II 1.2.6). Für 
den Bildungsbereieh besteht die Hoffnung, dass aueh das 
Bundesprogramm „Lernen vor Ort“ das vom Bundes- 
ministerium für Bildung und Forsehung und mit zusätzli- 
ehen Mitteln des Europäisehen Sozialfonds seit Novem- 
ber 2009 in Kooperation mit derzeit 120 Stiftungen in 
40 Kommunen durehgeführt wird, einen entseheidenden 
Beitrag zur Erhöhung der Chaneengleiehheit für Kinder 
und Jugendliehe mit Migrationshintergrund leisten wird. 

In der wissensehaftliehen Forsehung wird in einer Vielzahl 
von Veröffentliehungen dargestellt, welehe konkreten Situ- 
ationen dazu geführt haben, dass sieh Zuwanderinnen und 
Zuwanderer in bestimmten Quartieren konzentrieren. 
Zentrale Gründe sind die soziale Lage der Migrantinnen 
und Migranten, die aufgrund ihrer Mietzahlungsfähigkeit 
ihre Naehffage auf bestimmte Wohnungstypen und damit 
Stadtgebiete konzentrieren, Belegungsstrategien von Woh- 
nungsanbietem sowie in starkem Maße aueh Wohnortent- 
seheidungen von Angehörigen der Mehrheitsgesellsehaft, 
die aus diesen Stadtgebieten fortziehen. 

Darüber hinaus können aueh Diskriminierungen auf dem 
Wohnungsmarkt eine Rolle spielen. Der Planerladen 
Dortmund e.V. hat mit seinen Studien zur Ungleiehbe- 
handlung auf dem Wohnungsmarkt eindrüekliehe Hin- 
weise dafür geliefert, dass Wohnungsanbieterinnen und 
Wohnungsanbieter oftmals deutsehe Mieterinnen und 
Mieter bevorzugen und Interessentinnen und Interessen- 
ten mit türkisehen Namen aueh bei gleieher sozialer Stel- 


490 Nationaler Integrationsplan: Erster Fortschrittsbericht, Berlin 2008, 
S. 58. 

491 Ebd., S. 58. 

492 Siehe www.lemen-vor-ort.info. 

493 Ygi hierzu zuletzt Münch, Sybille/Kirchhoff, Gudmn: , Soziale und 
ethnische Mischung’ - Zur Persistenz eines wohnungspolitischen 
Leitbildes. In: Gesemann, Frank; Roth, Roland (Hrsg.): Lokale Inte- 
grationspolitik in der Einwandemngsgesellschaft. Migration und In- 
tegration als Herausfordemng von Kommunen. Wiesbaden: VS Ver- 
lag für Sozialwissenschaften, Wiesbaden 2009, S. 517-531. 

494 Vgl. hierzu auch den Bericht des Sachverständigenrats deutscher 
Stiftungen für Integration und Migration: Einwandemngsgesellschaft 
2010. Jahresgutachten 2010 mit Integrationsbarometer, Berlin. 
S. 195 ff. 
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lung nicht berücksichtigen, ln einer Testing-Studie von 
2008 wird in 9 Prozent der Anrufe eine offensichtliche 
Diskriminierung der (fiktiven) türkischstämmigen Tester- 
Identität gegenüber der deutschen Tester-Identität festge- 
stellt. Das Ausmaß der Ungleichbehandlung im Be- 
richtszeitraum war jedoch niedriger als in vorherigen Stu- 
dien. Zudem konnte keine offen diskriminierende oder 
rassistische Behandlung der türkischstämmigen Tester- 
Person nachgewiesen werden. Dies kann möglicherweise 
als Erfolg der öffentlichen Diskussion über Integration 
sowie des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes ver- 
standen werden.'*^^ 

Eine Konzentration von Zuwanderinnen und Zuwanderem 
wird vor allem in Altbauquartieren und Großsiedlungen 
beschrieben. Auf der anderen Seite sind Konzentrationen 
von Zuwanderinnen und Zuwanderem in Einfamilien- 
hausgebieten nicht bekannt. Auf der Basis des Mikrozen- 
sus 2006 lässt sich belegen, dass Personen mit Migra- 
tionshintergmnd vor allem in Gebäuden mit vielen 
Wohneinheiten leben, die typisch für Altbaugebiete und 
Großsiedlungen sind. Während die Gesamtbevölkerang 
in Deutschland zum überwiegenden Teil in Gebäuden mit 
1 bis 2 Wohnungen lebt, sind Personen mit Migrations- 
hintergmnd in allen anderen Gebäudetypen überdurch- 
schnittlich vertreten, ln Gebäuden mit 1 3 und mehr Woh- 
nungen hat im Durchschnitt mehr als jeder dritte 
Bewohner einen Migrationshintergmnd, in Gebäuden mit 


Planerladen: Ungleichbehandlung von Migranten auf dem Woh- 
nungsmarkt. Ergebnisse eines telefonischen ,paired ethnic testing’ 
bei regionalen Immobilienanzeigen, Dortmund 2008. 

496 Vgl. Kapitel Antidiskriminierung II.ll. Antidiskriminierung. Das 
AGG hat wahrscheinlich zu einer größeren Aufmerksamkeit bezüg- 
lich diskriminierenden Verhaltens geführt. In der Studie des Planerla- 
dens Dortmund e.V. konnte jedoch lediglich die Berücksichtigung 
bei Wohnungsbesichtigungen nicht aber die Vergabe der Wohnungen 
untersucht werden. Möglich ist, dass Bevorzugung und Benachteili- 
gung im weiteren Verfahren der Wohnungsvergabe noch deutlich 
werden. Die Formen der Diskriminierung durch systematische Aus- 
lese von Interessentinnen und Interessenten führen in der Regel dazu, 
dass sich Zuwanderinnen und Zuwanderer auf bestimmte (diskrimi- 
nierungsarme) Angebote des Wohnungsmarkts beschränken und folg- 
lich in bestimmten Stadtvierteln (Altbauquartiere und Großsiedlungen) 
konzentrieren. Die Wohnungsuntemehmen sind ein wichtiger Partner 
bei der Verhinderung von Diskriminierung und der Sicherung von gu- 
ten Wohnbedingungen für Personen mit Migrationshintergrund. 


3 bis 6 bzw. 7 bis 12 Wohnungen jeder vierte. In Wohnge- 
bäuden mit 1 bis 2 Wohnungen stellen Personen mit Mi- 
grationshintergrund nur 10 Prozent der Bevölkerung (vgl. 
Tabelle 31). 

Eine Verringerung der Segregation ist durch einen Umzug 
von Personen mit Migrationshintergrund in Gebiete mit 
geringer Anzahl von Wohnungen pro Gebäude möglich. 
Ein Zuzug in die überwiegend von mittleren und oberen 
Einkommenssschichten bewohnten Gebiete mit Einfami- 
lien- und Reihenhäusern setzt aber voraus, dass Zuwan- 
derinnen und Zuwanderer in Deutschland sozial aufstei- 
gen. Die Studie von Hanhörster und Zimmer-Hegmann 
belegt jedenfalls, dass Zuwanderinnen und Zuwanderer 
ein wachsendes Interesse haben, Wohneigentum zu bilden 
und in die von Einfamilien- und Reihenhäusern geprägten 
vorstädtischen Siedlungsgebiete zu ziehen."^^^ 

Anhand der Ergebnisse des Mikrozensus 2006 liegen 
erstmals statistische Daten zur Wohnsituation von Perso- 
nen mit Migrationshintergrund vor. Im 6. Bericht zur 
Lage der Ausländerinnen und Ausländer wurde bereits 
die Wohnsituation von Ausländerinnen und Ausländem 
anhand der Zahlen des Mikrozensus 2002 beschrieben. 
Die Zahlen von 2006 zeigen, dass Ausländerinnen und 
Ausländer wie auch Personen mit Migrationshintergmnd 
im Durchschnitt seltener Eigentümerinnen oder Eigentü- 
mer und häufiger Mieterinnen oder Mieter der von ihnen 
bewohnten Wohnung sind. Die darüber ermittelte Eigen- 
tümerquote liegt unter den Haushalten mit Personen mit 
Migrationshintergmnd bei den in Deutschland geborenen 
Deutschen mit Migrationshintergmnd am höchsten, ge- 
folgt von nach Deutschland zugewanderten Deutschen. 
Auch bei Ausländerinnen und Ausländem haben die in 
Deutschland Geborenen eine höhere Eigentümerquote als 
die zugewanderten Ausländerinnen und Ausländer. Die 
Eigentümerquote bei Personen mit Migrationshintergmnd 
nimmt zu. Sie ist ein guter Indikator für die Wohnbindung 
und damit auch für die Integration von Zugewanderten."*^* 


497 Hanhörster, Heike/Zimmer-Hegmann, Ralf: Soziale und räumliche 
Mobilität von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte in nordrhein- 
westfälischen Städten, Institut für Landes- und Stadtentwicklungsfor- 
schung, Dortmund 2008. 

498 Ygi Beauftragte: Integration in Deutschland. Erster Integrationsindi- 
katorenbericht. Berlin 2009. 


Tabelle 31 


Verteilung der Personen mit Migrationshintergrund über Gebäudetypen 
nach Anzahl der Wohnungen im Gebäude 2006 


2006 

Bevölkerungsverteilung nach Anzahl der Wohnungen 
im Wohngebäude 

Insgesamt 

1-2 

3-6 

7-12 

13 

und mehr 

Bevölkemng insgesamt (in 1.000) 

79.817 

41.804 

17.343 

14.314 

6.356 

Daranter Personen mit Migrations- 
hintergmnd (in %) 

18,1 

10,0 

23,3 

28,3 

34,2 


Quelle: Statistisches Bundesamt; Mikrozensus 2006 
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Tabelle 32 


Wohnsituation von Personen mit Migrationshintergrnnd 


Wohnsituation von Personen mit 
Migrationshintergrund 2006 

Haushalte 
mit einer 
Miet- 
wohnung 
insgesamt 
in 1.000 

durch- 
schnitt- 
liche 
Brutto- 
kaltmiete 
pro qm in € 

durch- 
schnitt- 
liche 
Wohn- 
fläche pro 
Person 
(Mietwoh- 
nung) 
in qm 

durch- 
schnitt- 
liche 
Wohn- 
fläche pro 
Norm-Per- 
son (Miet- 
wohnung) 
in qm 

Eigen- 
tümer- 
quote: 
Anteil der 
Haushalte 
mit selbst- 
genutztem 
Wohn- 
eigentum 

Bevölkerung insgesamt 

42.236 

6,01 

38,3 

53,3 

47,5 

- Personen ohne Migrationshintergrund 

31.830 

5,93 

41,4 

55,3 

51,6 

- Personen mit Migrationshintergrund 

10.406 

6,24 

28,7 

44,5 

28,7 

- Deutsche 

4.892 

6,08 

29,0 

46,2 

36,1 

- Ausländ er/-innen 

5.514 

6,38 

28,5 

43,2 

20,5 

- Personen mit eigener Migrationserfahrung 

7.353 

6,27 

30,7 

44,2 

26,2 

- Deutsche 

3.109 

6,06 

32,1 

46,1 

33,9 

- Ausländ er/-innen 

4.244 

6,42 

29,8 

42,9 

19,2 

- Personen ohne eigene Migrations- 
erfahrung 

3.053 

6,16 

23,9 

46,7 

34,2 

- Deutsche mit Migrationshintergrund 

1.783 

6,12 

23,6 

47,9 

39,6 

- Ausländ er/-innen 

1.270 

6,23 

24,4 

46,3 

24,6 


Quelle: Statistisches Bundesamt; Mikrozensus 2006 


Darüber hinaus gibt die zur Verfügung stehende Wohnflä- 
che einen Hinweis auf die Qualität der Wohnsituation. 
Personen mit Migrationshintergrund steht im Vergleich 
zur Gesamtbevölkerung eine geringere Wohnfläche pro 
Person zur Verfügung. Dies gilf auch dann, wenn für grö- 
ßere Haushalfe ein geringerer pro-Kopf-Bedarf an Wohn- 
fläche zugrunde gelegt wird.'*^^ 

Auch bei den Mietkosten zeigen sich Unterschiede zwi- 
schen Personen mit und Personen ohne Migrationshinter- 
grund. Die Zahlen aus dem Mikrozensus 2006 belegen, 
dass Personen mit Migrationshintergrund mit 6,24 Euro 
pro Quadratmeter im Durchschnitt höhere Bruttokaltmie- 
ten als die Gesamtbevölkerung (6,01 Euro) zahlen. Unter 
den Personen mit Migrationshintergrund zahlen Auslän- 
derinnen und Ausländer (6,38 Euro) und hierbei ins- 
besondere Ausländerinnen und Ausländer der ersten 


Bei Haushalten mit mehreren Personen wird davon ausgegangen, 
dass gemeinschaftlich bewohnte Räume zwar größer sein müssen, 
aber der pro Person notwendige Platzbedarf mit der Zahl der Haus- 
haltsmitglieder sinkt. Für die Berechnung der durchschnittlichen 
Wohnfläche pro Norm-Person wurde daher für die erste Person im 
Haushalt ein einfacher Wohnbedarf (100 Prozent) zugrunde gelegt, 
für jede weitere erwachsene Person 50 Prozent der Wohnfläche und 
für jede weitere Person unter 14 Jahren 30 Prozent der Wohnfläche. 
Dies entspricht den von der OECD empfohlenen Anteilen bei der Be- 
rechnung von Pro-Kopf-Einkommen, die hier als Berechnungsgrund- 
lage für einen nach der Haushaltsgröße gewichteten Wohnflächenbe- 
darf herangezogen wurden. Diese Zahlen wurden bereits im Ersten 
Integrationsindikatorenbericht vorgestellt (Beauftragte: Integration 
in Deutschland. Erster Integrationsindikatorenbericht. Berlin 2009). 


Generafion die höchsfen Miefen (6,42 Euro). Angaben 
zum Preis-Leistungsverhältnis und zur Qualität des ge- 
mieteten Wohnraums liegen nicht vor, es kann jedoch da- 
von ausgegangen werden, dass die höheren Bruttokalt- 
mieten nicht mit einer höheren Qualität der Wohnung 
korrespondieren. 

6.2 Stadtentwicklungspolitik 

ln der Stadtentwicklungspolitik ist in den letzten Jahren 
Integration zu einem wichtigen Thema geworden. Der 
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP hebt die 
Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts und der 
Integration als eines der zentralen Ziele der Stadtentwick- 
lungspolitik der Bundesregierung hervor. Die vertiefte 
Bilanzierung „Integration vor Ort“ im Ersten Fortschritts- 
bericht zum Nationalen Integrationsplan konstatiert, dass 
„Voraussetzungen und Chancen für eine erfolgreiche In- 
tegration soziairäumlich in benachteiligten Wohngebieten 
gezielt gestärkt werden müssen“. Integrationsbedarf 
besteht vor allem dort, wo ein hoher Anteil von Zuwande- 
rem an der Bevölkerung und soziale Benachteiligung auf- 
einandertreffen. Das Bund-Länder-Programm Soziale 
Stadt, das ESF-Bundesprogramm „Soziale Stadt - Bil- 
dung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier (BIWAQ)“ sowie 
das Forschungsfeld „Integration und Stadtteilpolitik“ im 
Experimentellen Wohnungs- und Städtebau (ExWoSt) des 


500 Nationaler Integrationsplan: Erster Fortschrittsbericht, Berlin 2008, 
S. 55. 
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Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwick- 
lung sind bei gebietsbezogenen Integrationsansätzen von 
zentraler Bedeutung. Sie tragen dazu bei, Maßnahmen 
verschiedener Fachpolitiken im Rahmen integrierter Poli- 
tikansätze sozialräumlich zu verzahnen. 

6.2.1 Bund-Länder-Programm „Stadtteile mit 
besonderem Entwicklungsbedarf - 
Soziale Stadt“ 

Das Programm Soziale Stadt ist wichtiger Bestandteil der 
Stadtentwicklungspolitk des Bundes. Es richtet seine 
Aufmerksamkeit auf städtebaulich, wirtschaftlich und so- 
zial benachteiligte Quartiere. Ziel ist es, die Wohn- und 
Lebensbedingungen vor Ort nachhaltig zu verbessern und 
die Kommunen bei der Bewältigung der Folgen des de- 
mografischen und wirtschaftlichen Wandels zu unterstüt- 
zen. Im Rahmen des Programms werden Maßnahmen in 
den Bereichen Wohnen und Wohnumfeld, soziale, kultu- 
relle und bildungsbezogene Infrastruktur (z. B. Quartiers- 
zentren), aber auch das vor Ort tätige Quartiersmanage- 
ment und die Bürgermitwirkung gefordert. 

ln den Jahren 1999 bis 2009 hat der Bund den Ländern 
rund 865 Mio. Euro Finanzhilfen im Rahmen des Pro- 
gramms Soziale Stadt zur Verfügung gesfellt. Der Bund 
finanziert ein Drittel des Programmvolumens. Mit den er- 
gänzenden Mitteln von Ländern und Kommunen, die sich 
in gleicher Höhe beteiligen, standen bis 2009 über 
2,7 Mrd. Euro für die Umsefzung des Programms bereit. 
Im Bundeshaushalt 2010 stehen erneut 95 Mio. Euro zur 
Verfügung. Inzwischen gibt es bundesweit über 570 För- 
dergebiete in 355 Städten und Gemeinden, in denen ein 
Quartiersmanagement oder eine vergleichbare Struktur 
eingerichtet worden ist. Die Zahl der Programmgebiete 
ist in den letzten Jahren ständig gestiegen: Jährlich kamen 
rund 50 Fördergebiete neu in das Programm. 

Ein Teilbetrag der Bundesmittel kann auch für Modellvor- 
haben eingesefzf werden, um ergänzend zu den baulichen 
Investitionen sozial-infegrative Projekte zu unterstützen, 
u. a. zur Integration von Zuwanderirmen und Zuwanderem. 
Ziel ist es, auf diesem Wege eine effiziente Verzahnung 
von Maßnahmen und Ressourcen in den Quartieren zu er- 
reichen und Anreize zur Kooperation zu setzen. Hieraus 
sind zahlreiche integrationsbezogene Projekte, z. B. Inte- 
grationslotsen, Stadtteilmütter, interkulturelle Moderation 
an Schulen und Beteiligungsprojekte entstanden, die in- 
zwischen bundesweit umgesetzt werden. 

Im Nationalen Integrationsplan wurde auf die Bedeutung 
des Programms zur Fördemng der Integration vor Ort hin- 
gewiesen und die Fortführung auf dem akfuellen Niveau 
vom Bund beschlossen. Im Ersfen Fortschriftsberichf zum 
Nationalen Infegrationsplan wird auch von den Ländern 
die „herausgehobene Sfellung“ des Programms für die In- 
tegration vor Ort betont. Knapp drei Viertel der Maßnah- 
men, die bis 2008 als Modellvorhaben umgesetzt wurden, 
widmen sich der Integration von Migrantinnen und Mi- 
granten, wie im Ersten Fortschrittsbericht zum Nationalen 
Integrationsplan bilanziert wird. Das erfolgreiche Pro- 
gramm wird in der laufenden Legislaturperiode fortgeführt. 
Dabei sieht der Koalitionsvertiag eine stärkere ressortüber- 
greifende Umsetzung vor. Die Beauftragte unterstützt die- 
ses Ziel und beteiligt sich an der Umsetzung. 


6.2.2 ESF-Bundesprogramm „Soziale Stadt - 
Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier 
(BIWAQ) 

Um die Bildungs- und Beschäftigungschancen für Lang- 
zeifarbeitlose und Jugendliche zu verbessern, sefzf das 
Bundesminisferium für Verkehr, Bau und Sfadfenfwick- 
lung ergänzende Mittel aus dem Europäischen Sozial- 
fonds (LSF) für beschäftigungspolifische Maßnahmen in 
den Programmgebiefen der Sozialen Stadf ein. Im ESF- 
Bundesprogramm „Soziale Stadf - Bildung, Wirtschaft, 
Arbeit im Quartier (BIWAQ)“ werden in der laufenden 
EU- Strukturfondsperiode 2008 bis 2013 Maßnahmen zur 
Verbesserung von Bildung und Ausbildung, zur Integra- 
tion von Langzeitarbeitslosen und Jugendlichen in den 
Arbeitsmarkt und zur Stärkung der lokalen Ökonomie ge- 
fördert. 184 Mio. Euro aus dem Europäischen Sozial- 
fonds LSF und aus Mitteln des Bundes fließen in dieses 
Programm. In der ersten Förderrunde (2008 bis 2012) 
werden rund 140 Projekte gefördert. Der Aufruf zu einer 
zweiten Förderrunde (2011 bis 2014) ist für Herbsf 2010 
geplant. Das Programm knüpft an das ESF-finanzierte 
Programm „Beschäftigung, Bildung und Teilhabe vor 
Ort“ an, das in den Jahren 2006 bis 2008 erfolgreich um- 
gesetzt wurde. Auch im Rahmen des BIWAQ-Programms 
ist die Integration von Zuwanderinnen und Zuwanderem 
und die Verbessemng ihrer Bildungs- und Arbeitsmarkt- 
situation ein zentrales Ziel. 

6.2.3 Forschungsschwerpunkt „Integration 
und Stadtteilpolitik“ im Experimentellen 
Wohnungs- und Städtebau (ExWoSt) 

Der Forschungsschwerpunkt „Integration und Stadtteil- 
politik“ wurde parallel zur Erarbeitung des Nationalen In- 
tegrationsplans vom Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Sfadtenfwicklung und dem Bundesamf für Bauwesen 
und Raumordnung efablierf. In einer Vorsfudie, die 
Gmndlage der vertiefenden Bilanz zum Thema „Integra- 
tion vor Ort“ im Ersten Fortschrittsbericht zum Nationa- 
len Integrationsplan war, konnte dargestellt werden, dass 
Integration für viele Kommunen ein relevantes Thema 
geworden ist. Die Studie belegt, dass ein Großteil der 
Kommunen inzwischen fachübergreifende Gesamtkon- 
zepte verfolgt. Neben kommunalen Integrationskonzep- 
ten wird dem sozialräumlichen Ansatz besondere Bedeu- 
tung beigemessen, da sich Erfolge und Probleme der 
Integration am deutlichsten in den Orts- und Stadtteilen 
niederschlagen. Insgesamt konnte die Studie 1 500 von 
Migrantinnen und Migranten geprägte Wohngebiete in 
mehr als 550 Kommunen lokalisieren, in denen sozial- 
räumliche Segregation und ökonomische Probleme der 
Bevölkerung Zusammentreffen. 

Im Jahr 2009 wurden im Rahmen des ExWoSt-For- 
schungsfeldes „Integration und Stadtteilpolitik“ sechs Mo- 
dellvorhaben ausgewählt, in denen bis Ende 2011 integra- 
tionspolitische Ansätze, Verfahren und Konzepte begleitet 
und evaluiert werden. Ausgewählt wurden die Städte Jena, 
Nürnberg, Trier, Mülheim/Ruhr, der Bezirk Hamburg-Nord 
und die Gemeinde Quakenbrück im ländlichen Raum. Im 
Mittelpunkt der Modellvorhaben steht die strukturelle und 
strategische Verzahnung gesamtstädtischer und sozialraum- 
orientierter Integrationsstrategien, die Vernetzung und 
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interkulturelle Öffnung der Angebote vor Ort sowie die 
Partizipation von Migrantinnen und Migranten und Mi- 
grantenorganisationen an Gestaltungs- und Entseheidungs- 
prozessen. Hierdureh sollen die Rahmenbedingungen und 
Chaneen für eine erfolgreiehe Integration vor Ort verbes- 
sert werden. Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwieklung hat eine Forsehungsassistenz mit der Be- 
gleitung des Forsehungsfeldes beauftragt. Darüber hinaus 
sollen die Erfahrungen der Länder, der Kommunalen Spit- 
zenverbände und weiterer Partner im Rahmen von Faehge- 
spräehen einbezogen werden. 

Die seehs Modellkommunen und die Forsehungsbeglei- 
tung haben Ende 2009 die Arbeit aufgenommen. Zum 
Absehluss des Forsehungfeldes im Jahr 2011 wird eine 
Dokumentation der Ergebnisse vorgelegt werden. Die Be- 
auftragte beteiligt sieh aktiv an der Ausgestaltung des 
Forsehungsfeldes und versprieht sieh hiervon wiehtige 
Erkenntnisse für die Weiterenfwieklung der Programme 
Soziale Sfadt und BIWAQ sowie für die Qualifizierung 
der kommunalen Infegrationspolitik. 

6.3 Integrationspolitik in den Kommunen 

6.3.1 Kommunale Integrationspolitik: 

Herausforderungen und Schwerpunkte 

Städte und Gemeinden sind im Rahmen der kommunalen 
Selbstverwaltung für die Ausgesfaltung einer Vielzahl 
von Aufgaben veranfwortlieh. Dureh Bundes- und Län- 
dergesefze wird den Kommunen hierfür ein Rahmen 
gegeben. Zugleieh beeinflussen gesellsehaftliehe Rah- 
menbedingungen und internationale Entwieklungen 
(Arbeitsmarkt, internationale Migration ete.) die Hand- 
lungsspielräume der Kommunen. Bei der Ausgestaltung 
kommunaler Politik haben die Kommunen dennoeh ge- 
wisse Spielräume, wie sieh u. a. an der untersehiedliehen 
Ausriehtung und Sehwerpunktsetzung bei den kommuna- 
len Integrationskonzepten zeigen lässt. Diese Spielräume 
wurden dureh die Neuregelung der Arbeitsvermittlung in 
den „Optionskommunen“ und ArGen, an denen die Kom- 
munen beteiligt sind, seit dem Jahr 2005 ausgeweitet. Ar- 
beitsmarktpolitisehe Strategien werden nun von den 
Kommunen oder zusammen mit den Kommunen formu- 
liert. Einige Städte haben dies dazu genutzt, bestimmte 
Zuwanderergruppen gezielt arbeitsmarktpolitiseh zu un- 
terstützen, indem Fördermaßnahmen für diese Gruppen 
aufgelegf werden.^*" ln der sehr untersehiedliehen Art 
und Weise, wie die Städte und Gemeinden ihre Integra- 
tionspolitik gestalten, deuten sieh die Mögliehkeiten 
kommunaler Integrationspolitik an. Der Stuttgarter 


Die Stadt München hat beispielsweise ein Projekt zur „Qualifizie- 
rung von langzeitarbeitslosen Menschen mit Migrationshintergrund 
zur Integration in den ersten Arbeitsmarkt“ durchgeführt, vgl. Lan- 
deshauptstadt München: Interkulturelles Integrationskonzept. Grund- 
sätze und Strukturen der Integrationspolitik. München 2008. Auch in 
Wiesbaden werden als sogenannte „Optionskommune“ durch den 
kommunalen Grundsicherungsträger jährlich rund 5 000 ausländi- 
sche Arbeitssuchende mit Qualifizierungs- und Vermittlungsmaßnah- 
men gefördert, insbesondere zur Existenzgründung sowie zur be- 
trieblichen und außerbetrieblichen Aus- und Weiterbildung. Vgl. 
hierzu: Integrationskonzept für die Landeshauptstadt Wiesbaden. 
I. Fortschreibung 2010 bis 2014. Wiesbaden 2010. 


Infegrationsbeauffragte Pavkovic spricht von den Kom- 
munen als „Moderatoren und Gestaltern integrationspoli- 
tischer Maßnahmen“,^*’2 jer Soziologe und Migrations- 
forscher Michael Bommes von der Universität Osnabrück 
gar von einer „neuen Bedeutung der Kommunen, die sich 
damit eine wichtige Stellung als Moderatoren im Prozess 
der sozialen Integration erarbeiten können.“^*’^ 

Zwar stehen den Kommunen aufgrund der gesetzlich gere- 
gelten und damit pflichtigen Aufgaben nur begrenzte Mit- 
tel für freiwillige Aufgaben zur Verfügung. Umso wichti- 
ger ist es deshalb, die Integrationsmaßnahmen über die 
Regeldienste abzudecken und entsprechend die interkultu- 
relle Öffnung dieser Dienste in den Mittelpunkt einer inte- 
grationspolitischen Gesamtstrategie zu stellen. Darüber hi- 
naus bestehen vielfältige Möglichkeiten für die 
Kommunen, über eine ,Anerkennungspolitik’ die Integra- 
tion auch ohne zusätzliche Mittel zu fördern. Häußermann 
und Kapphan nennen - neben den Bereichen Sprache, Bil- 
dung, Arbeitsmarkt - als wichtige integrationspolitische 
Handlungsfelder eine Anerkennungs- und Antidiskriminie- 
rungspolitik der Kommunen, die Zusammenarbeit mit Mi- 
grantenorganisationen, Muslimen und Moscheevereinen 
sowie die politische Partizipation von Zugewanderten. 
Damit sind wichtige Themen benannt, die keine umfang- 
reichen finanziellen Mittel voraussetzen. 

Bereits in den vergangenen Berichten zur Lage der Aus- 
länderinnen und Ausländer in Deutschland wurde be- 
schrieben, dass die Kommunen auf einem guten Weg 
sind, die kommunale Integrationspolitik weiter zu entwi- 
ckeln. Im Vordergrund standen bisher die Entwicklung 
der Integrationspolitik als Querschnittsaufgabe und die 
Aufwertung der Integrationspolitik durch eine Veranke- 
rung der Zuständigkeit in der Leitungsebene. Die Ent- 
wicklung von Integrationskonzepten und Monitoringver- 
fahren zur systematischen Messung der Wirkungen und 
Erfolge integrationspolitischer Strategien und der Errei- 
chung integrationspolitischer Ziele wurden als wichtige 
Bausteine einer erfolgreichen Integrationspolitik betrach- 
tet.505 


502 Pavkovic, Gari: Vom Stückwerk zur Gesamtstrategie - Verantwor- 
tungspartnerschaften in der kommunalen Integrationsarbeit. In: 
Bommes, Michael; Marianne Krüger-Potratz (Hrsg.): Migrationsre- 
port 2008. Fakten - Analysen - Perspektiven. Frankfurt/Main 2008, 
S.49. 

Bommes, Michael: Die Rolle der Kommunen in der bundesdeut- 
schen Migrations- und Integrationspolitik. In: Gesemann, Frank; 
Roth, Roland (Hrsg.): Lokale Integrationspolitik in der Einwande- 
rungsgesellschaft. Migration und Integration als Herausforderung 
von Kommunen. Wiesbaden 2009, S. 102. 

Häußermann, Hartmut/ Andreas Kapphan: Integrationspolitik der 
Städte - ein Paradigmenwechsel. In: Bommes, Michael; Marianne 
Krüger-Potratz (Hrsg.): Migrationsreport 2008. Fakten - Analysen - 
Perspektiven. Franklurt/Main 2008, S. 15-47. 

505 Ygi Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 
Integration: 7. Bericht zur Lage der Ausländerinnen und Ausländer 
in Deutschland. Berlin 2007; Bertelsmann Stiftung/Bundesministe- 
rium des Innern (Hrsg.): Erfolgreiche Integration ist kein Zufall. 
Strategien kommunaler Integrationspolitik, Gütersloh 2005; Kom- 
munale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt): 
Management kommunaler Integrationspolitik. Strategie und Organi- 
sation. Bericht Nr. 7. Köln 2005; Kommunale Gemeinschaftsstelle 
für Verwaltungsvereinfachung (KGSt): Integrationsmonitoring, Ma- 
terialen Nr. 2. Köln 2006. 
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Inzwischen haben immer mehr Städte und Gemeinden in 
Deutschland diese Entwicklung vollzogen, ln einer Um- 
frage für die Zwischenbilanz „Integration vor Ort“ für 
den Ersten Fortschrittsbericht zum Nationalen Integra- 
tionsplan im Frühjahr 2007 gab die Hälfte der größeren 
Städte mit mindestens 60 000 Einwohnern an, über ein 
Integrationskonzept zu verfügen.^o^ Gesemann und Roth 
führen aus, dass nach ihren Recherchen 41 der 81 deuf- 
schen Großsfädfe mif mehr als 100 000 Einwohnern 
zumindesf über Ansäfze von Integrafionskonzepten verfü- 
gen. ln weheren acht Städten - so der Stand von Septem- 
ber 2008 - seien diese geplant bzw. in Vorbereitung. Mit 
Ausnahme von Essen und Chemnitz sind diese Konzepte 
alle seit dem Jahr 2000 entstanden, in den überwiegenden 
Fällen (35 von 41) wurden sie zwischen 2004 und 2008 
veröffentlicht. 507 Auch unter den kleineren Städten und 
den Landkreisen sind Integrationskonzepte immer häufi- 
ger anzutreffen. Die Mehrzahl der kleineren Gemeinden 
mit weniger als 60 000 Einwohnern und der Landkreise 
verfügte 2007 jedoch noch nicht über ein Integrations- 
konzept, Im Berichtszeitraum wurden Integrationskon- 
zepte zum Beispiel in Bochum und Bonn, in Braun- 
schweig, Eberswalde und Frankfurt/Main, in Gera und 
Göttingen, in Hannover und Heidelberg, in München und 
Potsdam erarbeitet. Die Landkreise, in denen im Berichts- 
zeitraum Integrationskonzepte und Leitlinien erarbeitet 
wurden, sind auf der Intemetseite des Deutschen Land- 
kreistags www.kreise-fuer-integration.de dokumentiert. 
Neben den bereits Ende 2007 vorgestellten 15 Landkrei- 
sen sind bis März 2010 weitere 14 Landkreise hinzuge- 
kommen.505 

Die herausgehobene Bedeutung der Großstädte in der 
kommunalen Integrationspolitik leitet sich auch aus den 
hohen Anteilen von Zuwanderinnen und Zuwanderem in 
diesen Kommunen ab. ln den Großstädten sind die An- 
teile von Ausländerinnen und Ausländem wie auch von 
Personen mit Migrationshintergmnd am höchsten. Diese 
Tatsache führte bereits seit Anfang der neunziger Jahre zu 
einer intensiven Auseinandersetzung mit integrationspoli- 
tischen Konzeptionen in den Städten. Städte mit mehr als 


506 Vgl. Nationaler Integrationsplan: Erster Fortschrittsbericht, Berlin 
2008, S. 60. 

507 Ygi Gesemann, Frank/Roth, Roland: Kommunale Integrationspoli- 
tik in Deutschland - einleitende Bemerkungen. In: Gesemann, Frank; 
Roth, Roland (Hrsg.): Lokale Integrationspolitik in der Einwande- 
rungsgesellschaft. Migration und Integration als Herausforderung 
von Kommunen. Wiesbaden, S. 18. 

508 Ygi Nationaler Integrationsplan: Erster Fortschrittsbericht, Berlin 
2008. 

^•^^Dies sind der Kreis Aachen [Nordrhein- Westfalen], der Landkreis 
Barnim [Eberswalde, Brandenburg], der Landkreis Darmstadt-Die- 
burg [Darmstadt, Hessen], der Landkreis Emsland [Meppen, Nieder- 
sachsen], der Landkreis Helmstedt [Niedersachsen], der Kreis Her- 
ford [Nordrhein- Westfalen], der Landkreis Konstanz [Baden- 
Württemberg], der Landkreis Neu-Ulm [Bayern], der Neckar-Oden- 
wald-Kreis [Mosbach, Baden-Württemberg], der Ortenaukreis [Of- 
fenburg, Baden- Württemberg], der Ostalbkreis [Aalen, Baden- 
Württemberg], der Kreis Paderborn [Nordrhein- Westfalen], der 
Landkreis Ravensburg [Baden-Württemberg], der Rhein-Kreis Neuss 
[Neuss, Nordrhein- Westfalen]. 


500 000 Einwohnern haben den höchsfen Anfeil von Aus- 
länderinnen und Ausländem und den höchsfen Anfeil von 
Personen mit Migrationshintergmnd, gefolgt von den 
Städten mit mehr als 100 000 Einwohnern. Dagegen le- 
ben in kleineren Städten und Gemeinden anteilsmäßig 
weniger Personen mit Migrationshintergmnd und je klei- 
ner die Gemeinden sind, desto geringer ist der Anteil von 
Personen mit Migrationshintergmnd und auch der Anteil 
von Ausländerinnen und Ausländem. 

Diese Perspektive auf die Großstädte lässt jedoch außer 
Acht, dass Zuwanderinnen und Zuwanderer wie auch die 
einheimische Bevölkemng nicht überwiegend in Groß- 
städten leben. Unter den Personen mit Migrationshinter- 
gmnd lebt über die Hälfte der Personen in kleinen Ge- 
meinden sowie Klein- und Mittelstädten mit weniger als 
100 000 Einwohnern (vgl. Tabelle 33). Auch in der wis- 
senschaftlichen Diskussion wird diesem Umstand kaum 
Rechnung getragen. Integrationsforschung bezieht sich 
weiterhin vor allem auf Großstädte. Berücksichtigt wer- 
den muss jedoch, dass die soziale Realität der Zuwande- 
rinnen und Zuwanderer in den meisten Fällen keine groß- 
städtische ist. Vielmehr leben die meisten Zuwanderinnen 
und Zuwanderer in Klein- und Mittelstädten. „Migration 
ist in vielen Klein- und Mittelstädten zu einem prägenden 
Phänomen und einer Herausfordemng für die lokale Poli- 
tik geworden. “5 10 

Auch wenn sich die integrationspolitischen Herausfor- 
demngen zwischen den Kommunen im Prinzip nicht 
wesentlich unterscheiden, so beeinflussen der Anteil 
und die Zusammensetzung der zugewanderten Bevölke- 
mng die notwendige konkrete Ausrichtung der kommu- 
nalen Integrationspolitik. Dabei zeigt sich, dass die 
Größe der Kommunen großen Einfluss auf die soziale 
Stmktur der Bevölkemng mit Migrationshintergmnd 
und damit auch auf die gesellschaftliche Anerkennung 
der Zuwanderinnen und Zuwanderer hat. So sind Perso- 
nen mit Migrationshintergmnd zwar in kleinen Gemein- 
den, Klein- und Mittelstädten prozentual geringer ver- 
treten, ihre bemfliche Situation ist dort jedoch in der 
Regel besser. Auch der Anteil von Personen ohne (aner- 
kannten) Bemfsabschluss in den Gemeinden mit weni- 
ger als 20 000 Einwohnern ist deutlich geringer als in 
Großstädten mit mehr als 200 000 Einwohnern, der An- 
teil von Erwerbstätigen ist zugleich höher. Es ist zu 
vermuten, dass die stärker individuell strukturierten Be- 
ziehungen in kleineren Gemeinden bessere Ausbil- 
dungsplatz- und Erwerbschancen auch für Zuwanderin- 
nen und Zuwanderer und ihre Kinder ermöglichen. 
Daraus resultiert auch ein geringerer Anteil von Perso- 
nen mit geringen Einkommen (unter der Armutsgefähr- 
dungsgrenze) in den kleineren Gemeinden. 


Gesemann, Frank/Roth, Roland: Kommunale Integrationspolitik in 
Deutschland - einleitende Bemerkungen. In: dieselben (Hrsg.): Lo- 
kale Integrationspolitik in der Einwanderungsgesellschaft. Migration 
und Integration als Herausforderung von Kommunen. Wiesbaden 
2008, S. 15. 
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Tabelle 33 

Verteilung der Personen mit Migrationshintergrund nach Gemeindegrößenklassen 2008 



insgesamt 

Personen mit 
Migrationshintergrund 

Ausländer 


in 1.000 

in 1.000 

in % 

in 1.000 

in % 

unter 2.000 Einwohner 

5.280 

291 

5,5 

102 

1,9 

2.000 bis unter 5.000 Einwohner 

7.510 

638 

8,5 

231 

3,1 

5.000 bis unter 10.000 Einwohner 

9.207 

1.167 

12,7 

475 

5,2 

10.000 bis unter 20.000 Einwohner 

11.731 

1.849 

15,8 

762 

6,5 

20.000 bis unter 50.000 Einwohner 

15.438 

3.022 

19,6 

1.269 

8,2 

50.000 bis unter 100.000 Einwohner 

7.357 

1.717 

23,3 

748 

10,2 

100.000 bis unter 200.000 Einwohner 

6.103 

1.634 

26,8 

785 

12,9 

200.000 bis unter 500.000 Einwohner 

6.411 

1.612 

25,1 

790 

12,3 

500.000 und mehr Einwohner 

13.099 

3.637 

27,8 

2.106 

16,1 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008 


Tabelle 34 

Realisierte Erwerhsquote der Personen mit Migrationshintergrund 
nach Gemeindegröße 2008 



Bevölkerung 

insgesamt 

Gemeinden 
unter 
20.000 EW 

Städte 

20.000-200.000 

EW 

Städte mit 
200.000 EW 
und mehr 

Bevölkerung insgesamt 

70,0 

72,7 

68,8 

67,3 

- Personen ohne Migrationshintergrund 

72,4 

73,7 

71,2 

71,5 

- Personen mit Migrationshintergrund 

60,5 

65,5 

60,8 

56,5 

- Deutsche 

64,5 

67,5 

65,1 

60,7 

- Ausländ erZ-innen 

57,0 

63,2 

56,8 

53,9 

- Personen mit eigener Migrationserfahrung 

62,6 

67,7 

63,1 

58,2 

- Deutsche 

69,5 

72,1 

70,1 

65,7 

- Ausländ erZ-innen 

57,0 

63,1 

56,5 

54,2 

- Personen ohne eigene Migrationserfahrung 

50,7 

54,7 

50,4 

48,0 

- Deutsche mit Migrationshintergrund 

44,2 

48,5 

42,3 

42,9 

- Ausländ erZ-innen 

57,3 

63,4 

58,4 

52,8 


Quelle: Statistisches Bundesamt: Mikrozensus 2008, Sonderauswertung 
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Tabelle 35 


Personen mit Migrationshintergrnnd ohne Bernfsabschlnss 
nach Gemeindegröße 


Kein Bernfsahschlnss nach Gemeindegröße 

Bevölkerung 

insgesamt 

Gemeinden 
unter 
20.000 EW 

Städte 

20.000-200.000 

EW 

Städte mit 
200.000 EW 
und mehr 

Bevölkerung insgesamt 

23,0 

19,7 

24,8 

26,0 

- Personen ohne Migrationshintergrund 

17,4 

16,6 

18,3 

17,6 

- Personen mit Migrationshintergrund 

46,1 

42,8 

46,6 

47,9 

- Deutsche 

38,6 

36,5 

38,8 

40,6 

- Ausländ erZ-innen 

52,2 

49,5 

53,9 

52,1 

- Personen mit eigener Migrationserfahrung 

44,2 

41,1 

44,7 

46,0 

- Deutsche 

33,8 

32,2 

34,0 

34,9 

- Ausländ er/-innen 

52,6 

50,1 

54,7 

52,0 

- Personen ohne eigene Migrationserfahrung 

56,4 

52,7 

56,7 

58,5 

- Deutsche mit Migrationshintergrund 

63,3 

58,0 

65,6 

64,9 

- Ausländ erZ-innen 

49,9 

46,2 

49,0 

53,3 


Quelle: Statistisches Bundesamt: Mikrozensus 2008, Sonderauswertung 


Tabelle 36 


Armntsrisikoqnote der Personen mit Migrationshintergrnnd 
nach Gemeindegröße 



Bevölkerung 

insgesamt 

Gemeinden 

unter 

20.000 EW 

Städte 

20.000-200.000 

EW 

Städte mit 
200.000 EW 
und mehr 

Bevölkerung insgesamt 

14,6 

12,3 

15,3 

17,7 

- Personen ohne Migrationshintergrund 

11,9 

11,2 

12,0 

13.0 

- Personen mit Migrationshintergrund 

26,4 

20,6 

26,7 

30,4 

- Deutsche 

21,5 

16,8 

22,2 

25,4 

- AusländerZ-innen 

31,9 

26,3 

32,6 

34,5 

- Personen mit eigener Migrationserfahrung 

26,7 

21,0 

27,0 

30,8 

- Deutsche 

20,6 

16,9 

21,0 

23,9 

- AusländerZ-innen 

32,3 

25,9 

33,4 

34,9 

- Personen ohne eigene Migrationserfahrung 

25,5 

19,7 

26,1 

29,5 

- Deutsche mit Migrationshintergrund 

23,0 

16,7 

24,2 

27,5 

- AusländerZ-innen 

30,5 

27,6 

30,0 

32,8 


Quelle: Statistisches Bundesamt: Mikrozensus 2008, Sonderauswertung 
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ln den Großstädten konzentrieren sieh dagegen Personen 
ohne (anerkannte) berufliehe Ausbildung, ohne Erwerbs- 
tätigkeit und mit geringen Einkommen. Viele dieser Per- 
sonen sind aueh deswegen zugezogen, da sie sieh von den 
großstädtischen Arbeitsmärkten bessere Arbeitsmarkt- 
chancen erhoffen. Zugleich sind die Großstädte aber auch 
von einem höheren Anteil von hoch qualifizierten Perso- 
nen mit Migrationshintergrund geprägt, was sich zum 
Beispiel an dem Anteil der Personen mit Hochschulreife 
zeigen lässt. Grund hierfür sind die guten Ausbildungs- 
möglichkeiten an den Hochschulen sowie die Arbeits- 
möglichkeiten für Akademikerinnen und Akademiker in 
den Großstädten. 

6.3.2 Aktivitäten der kommunaien Spitzen- 
verbände und Städtenetzwerke 

Im Berichtszeitraum haben die kommunalen Spitzenver- 
bände (Deutscher Städtetag, Deutscher Städte- und Ge- 
meindebund, Deutscher Landkreistag) ihre Aktivitäten 
zum Thema Integration weiter ausgeweitet, ln ihrem Bei- 
trag zum Ersten Fortschittsbericht zum Nationalen Inte- 
grationsplan weisen die kommunalen Spitzenverbände 
daraufhin, dass die Integration der in Deutschland leben- 
den Menschen mit Migrationshintergrund eine der zentra- 
len Zukunftsaufgaben auch der Kommunen ist. Die kom- 
munalen Spitzenverbände hatten sich bereits aktiv an der 
Erarbeitung des Nationalen Integrationsplans beteiligt 
und begleiteten auch die Erarbeitung der vertieften Bilan- 
zierung zum Thema „Integration vor Ort“, die Eingang in 
den Ersten Fortschrittsbericht zum Nationalen Integra- 
tionsplan gefunden hat. 

Der Deutsche Städtetag hat im Nachgang zur Hauptver- 
sammlung 2007, die unter dem Motto „Städte schaffen 
Integration - Stadtpolitik in Zeiten der Globalisierung“ 
stand, seine Aktivitäten in den Landesverbänden intensi- 
viert. Der Städtetag Nordrhein- Westfalen stellte seine 
Mitgliederversammlung 2008 unter das Motto „Starke 
Städte schaffen Integration - erfolgreiche Integrations- 
politik braucht viele Partner“. Der Bayerische Städtetag 
widmete sich in seiner Mitgliederversammlung 2009 dem 
Thema „Städte schaffen Integration“. Der Deutsche 
Landkreistag hat seine Jahrestagung 2008 dem Thema In- 
tegration gewidmet und eine Broschüre mit dem Titel 
„Landkreise integrieren Migranten“ veröffentlicht. Auf 
der Intemetseite „Kreise für Integration“ finden sich in- 
zwischen 29 Landkreise, die dort Material über ihre inte- 
grationspolitischen Konzeptionen und Aktivitäten zur 
Verfügung stellen. Der Deutsche Landkreistag und der 
Deutsche Städte- und Gemeindebund beteiligen sich auch 
am Forschungs-Praxis-Projekt „Integrationspotenziale in 
kleinen Städten und Landkreisen“, das von der Schader- 
Stiftung koordiniert und geleitet wird. 

Für die kommunale Integrationspolitik sind Fortbildun- 
gen und der Erfahrungsaustausch mit anderen Kommu- 
nen in Deutschland und in anderen Ländern besonders 
wichtig, um aktuellen Herausforderungen innovativ be- 
gegnen zu können. Das Deutsche Institut für Urbanistik 


(difu)^" veranstaltete in den Jahren 2008 und 2009 je eine 
Veranstaltung zum Thema „Monitoring und Evaluation 
von kommunalen Integrationsmaßnahmen“, im Jahr 2010 
fand ein Seminar „Jugendliche und Stadt(teil)entwick- 
lung: Erfolgreiche Beteilungsansätze von jugendlichen 
Migranten“ statt. Die Kommunale Gemeinschaftsstelle 
für Verwaltungsmanagement KGSt in Köln hat in den 
Jahren 2004 bis 2008 einen kommunalen Qualitätszirkel 
zur Integrationspolitik organisiert. Die Leitung dieses 
Qualitätszirkels hat die Stadt Stuttgart 2009 übernommen. 
Der Qualitätszirkel beschäftigte sich 2008 schwerpunkt- 
mäßig mit den Themen „Integrationsmonitoring“ und 
„Interkulturelle Öffnung der Verwaltung“, 2009 mit den 
Themen „Bildungsmonitoring und kommunales Bil- 
dungsmanagement“ und „Politische Partizipation von 
Migrantinnen und Migranten“. Das im Dezember 2009 
verabschiedete Positionspapier zum kommunalen Bil- 
dungsmanagement des Qualitätszirkels fordert mehr 
kommunale Verantwortung für Bildungsgerechtigkeit bei 
Migrantinnen und Migranten. Die Unterzeichner regen 
an, durch eine kommunale Bildungsstrategie von der vor- 
schulischen Betreuung bis zum Berufseinstieg die Bil- 
dungsabschlüsse von Migrantinnen und Migranten zu 
verbessern. Dieses Anliegen fokussiert einen Aspekt des 
Bundesprogramms „Lernen vor Ort“, innerhalb dessen 
das Aktionsfeld „Integration und Diversitätsmanage- 
ment“ ein Element der Entwicklung und Implementie- 
rung eines kohärenten Bildungsmanagements auf kom- 
munaler Ebene darstellt. Da sich auch zahlreiche „Lernen 
vor Ort“-Kommunen an dem genannten Qualitätszirkel 
beteiligen, sind hier wichtige Synergieeffekte möglich. 

Im Frühjahr 2006 haben der Kongress der Gemeinden 
und Regionen des Europarats, die Stadt Stuttgart und die 
Europäische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen unter der Bezeichnung CLIP (cities 
for local Integration policies) ein europäisches Städ- 
tenetzwerk für die kommunale Integrationspolitik ge- 
schaffen. 35 Kommunen aus 22 Ländern gehören dem 
Netzwerk an, aus Deutschland sind dies Arnsberg, Frank- 
furt/Main und Stuttgart. 

Das Netzwerk hat sich bisher mit folgenden Themen in- 
tensiv beschäftigt:^'^ 

- Wohnen und Maßnahmen gegen sozialräumliche 
Segregation - Zugang, Qualität und Erschwinglichkeit 
von Wohnraum (2006/2007). 

- Städtische Diversitätspolitik bei der Bereitstellung so- 
zialer Dienstleistungen, interne Personalpolitik der 
Städte einschließlich Beschäftigungszugang für Migran- 
ten und Antidiskriminierungsstrategien (2007/2008). 

- Interreligiöser und interkultureller Dialog, Schwer- 
punkt Muslime (2008/2009). 


Das Deutsche Institut für Urbanistik (difu) wird von mehr als 
100 Zuwenderstädten getragen und hat zur Aufgabe, Kommunen 
durch praxisorientierte Forschung, Fortbildung und Beratung bei der 
Lösung aktueller Probleme sowie bei der Erarbeitung langfristiger 
Perspektiven für eine zukunftsfähige städtische Entwicklung zu un- 
terstützen. 

Vgl. www.stuttgart.de/clip. 
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Im November 2008 fand in Frankfurt/Main eine Konfe- 
renz zum Thema „Dienstleistungen und Personalpolitik - 
Integration und Diversity in Kommunen“ statt. Auf der 
Tagung wurden Beispiele interkultureller Öffnung und 
Beschäftigung von Personen mit Migrationshintergrund 
vorgestellt und vergleichbare Politiken empfohlen. Im 
Jahr 2010 wird im CLIP-Netzwerk ein viertes Themen- 
feld behandelt, das unternehmerische Engagement von 
Zuwanderinnen und Zuwanderem. 

Eurocities ist ein weiteres europäisches Städtenetzwerk, 
das von der Europäischen Kommission unterstützt wird 
und sich - neben anderen Themen - auch der Integra- 
tionspolitik zuwendet. Berlin ist zusammen mit anderen 
Hauptstädten Europas in der Eurocities-lnitiative „Inte- 
grating Cities“ aktiv, ln regelmäßigen Konferenzen wer- 
den aktuelle integrationspolitische Themen aufgegriffen, 
im Jahr 2009 das Thema Indikatorenentwicklung und 
Monitoring, 2010 die interkulturelle Öffnung der kom- 
munalen Verwaltung und die Beschäftigung von Zuwan- 
derinnen und Zuwanderem in der öffentlichen Verwal- 
tung. Hierzu Unterzeichneten die Städte Amsterdam, 
Berlin, Kopenhagen, London, Oslo, Rom und Stockholm 
im Februar 2010 eine Städtecharta.^'^ Die Städte wollen 
damit ihrer Verantwortung für ein kulturell und ethnisch 
vielfältiges Gemeinwesen nachkommen. ln der Charta 
verpflichten sich die Städte, die Partizipation von Mi- 
grantinnen und Migranten an politischen Prozessen zu er- 
leichtern, mehr Migrantinnen und Migranten im öffentli- 
chen Dienst einzustellen und bei Ausschreibungen an 
externe Dienstleister den Grundsatz der „kulturellen Viel- 
falt“ zur Bedingung zu machen. Die Städte wenden sich 
in der Charta gegen jede Form der Diskriminierung und 
setzen sich für einen gleichberechtigten Zugang von Mi- 
grantinnen und Migranten zu Wohnraum, Beschäftigung, 
Gesundheitsversorgung, Sozial- und Pflegeleistung sowie 
zu Bildung ein. 

6.3.3 Kommunalpolitische Aktivitäten der 
Bundesländer 

ln Nordrhein- Westfalen wird seit April 2005 die kommu- 
nale Integrationspolitik durch das Landesprogramm 
„KOMM-IN NRW - Innovation in der kommunalen Inte- 
grationsarbeit - eine Fördemng durch das Land Nord- 
rhein-Westfalen“ unterstützt. Ziel ist es, die Angebote, 
Strakturen und Prozesse zur Integration in den Kommu- 
nen und durch die Kommunen zu verbessern. Hierfür 
werden folgende Schwerpunkte gefördert: 

- Herstellung der Transparenz über das Angebot und die 
Nachfrage nach Integrationshilfen; 

- Vernetzung und wechselseitige Abstimmung der An- 
gebote und Anbieter von Integrationshilfen; 


Die Charta der „Integrating Cities“ kann in deutscher und englischer 
Sprache im Internet heruntergeladen werden unter http://www.euro 
cities. eu/minisites/dive/index.php?option=com_content&view=artic 
le&id=5 l&Itemid=59. 


- Förderung von Vorhaben zur Steuerung der öualität 
und der Wirksamkeit der angebotenen Integrationshil- 
fen. 

Angeregt und gefördert durch KOMM-IN wurden in Nord- 
rhein-Westfalen in einer Vielzahl von Kommunen Inte- 
grationskonzepte erarbeitet. Neben den drei Förder- 
schwerpunkten werden inzwischen weitere spezifische 
Schwerpunkte unterstützt, so z. B. Transferprojekte und 
Projekte zur interkommunalen Zusammenarbeit, Pro- 
jekte zur Förderung der Einbürgerung und beim Zugang 
spezifischer Gruppen zur Integrationsförderung. Darüber 
hinaus wurde im Jahr 2009 die Durchführung eines Infe- 
grafionstrainings für Enfscheider aus Politik und Verwal- 
tung in Abstimmung mit der Bertelsmann-Stiftung geför- 
dert. Seit dem Start des Landesprogramms im April 2005 
haben in Nordrhein- Westfalen 86 Kommunen mit insge- 
samt 213 Projekten teilgenommen, davon wurden 67 Städte 
und 19 Kreise in einem Umfang von rund 10 Mio. Euro 
gefördert. 

Seit dem Jahr 2007 werden in NRW zudem Integrationsa- 
genturen in Trägerschaft der Freien Wohlfahrtsverbände 
eingerichtet. Inzwischen sind 1 1 9 Integrationsagenturen 
tätig. Diese übernehmen die Aufgaben der bisher beste- 
henden Migrationsfachdienste sowie weitere Aufgaben: 

- Einrichtungen der sozialen Versorgung - vom Kinder- 
garten über das Krankenhaus bis hin zum Senioren- 
heim - dabei zu unterstützen, die Zuwanderinnen und 
Zuwanderer rechtzeitig zu erreichen, angemessen zu 
informieren und zu versorgen; 

- das vorhandene bürgerschaftliche Engagement im Be- 
reich der Integration weiter zu qualifizieren und aus- 
zubauen; 

- bei Problemen im Zusammenleben von Menschen un- 
terschiedlicher Herkunft zu helfen; 

- in Stadtteilen mit sozialen Problemlagen die Eigenini- 
tiative von Migrantenselbstorganisationen zu fordern 
und zu untersfüfzen. 

Das Bundesland Hessen unterstützt die kommunale Inte- 
grationspolitik ebenfalls mit einem eigenen Landespro- 
gramm „Land und Kommunen - Hand in Hand für eine 
gufe Infegration“ und mif der Förderung von Modell- 
regionen. Im Jahr 2007 erarbeifefe das Land Hessen 
zusammen mif den Kommunalen Spifzenverbänden in 
Hessen „Leitlinien und Handlungsempfehlungen für 
kommunale Infegrationsprozesse in Hessen“. Aufbauend 
auf das Landesprogramm „Land und Kommunen - Hand 
in Hand für eine gute Integration“ wurden im Jahr 2009 
durch das Hessische Ministerium der Justiz, für Integra- 
tion und Europa sechs Modellregionen ausgewählt, in de- 
nen das Land gezielt die kommunale Integrationspolitik 
unterstützt. Dies sind der Landkreis Hochtaunus und der 
Landkreis Main-Kinzig, die kreisfreien Sfädfe Wiesba- 
den, Offenbach und Kassel sowie die kreisabhängige 
Sfadf Wefzlar. 

Ziel der Modellregionen isf es, ganzheitliche Handlungs- 
konzepte in den Kommunen umzusetzen und damit mit- 
telfristig zu strukturellen Veränderungen beizutragen. 
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Hierbei sollen die bestehenden Anstrengungen des Lan- 
des und der Kommunen zielorientiert aufeinander bezo- 
gen, deren Wirksamkeit optimiert, strukturelle Verände- 
rungsbedarfe herausgearbeitet und bewältigt werden. Die 
finanzierten Projekte bzw. Aktivitäten sollen sieh über 
alle wiehtigen Handlungsfelder erstreeken. Sie sollen in- 
novativ sein und „strukturelle Verbesserungen, die Bün- 
delung der Anstrengungen der gesellsehaftliehen Partner 
und langfristige Integrationserfolge zum Ziel haben“. Ins- 
gesamt stehen für das Landesprogramm im Jahr 2010 
1,35 Mio. Euro zur Verfügung. Das Programm ist derzeit 
bis 2013 geplant, die Mittel müssen jedoeh jedes Jahr er- 
neut im Haushalt bewilligt werden. 

Aueh im Bundesland Saehsen-Anhalt werden seit dem 
Jahr 2008 Koordinierungsstellen für Integration vom 
Land gefordert. Gefordert werden Maßnahmen der Land- 
kreise und kreisfreien Städte, dureh welehe die Integrati- 
onsarbeit auf kommunaler Ebene verbessert werden soll. 
Die Koordinierungsstellen in den Landkreisen und kreis- 
freien Städten sollen die vor Ort tätigen Behörden, Orga- 
nisationen, Vereine und Verbände zusammenbringen und 
damit die Integration von Migrantinnen und Migranten 
sowie ein interkulturelles Zusammenleben fordern. Ge- 
fordert werden naehrangig aueh ergänzende Maßnahmen, 
die der Verbesserung der kommunalen Integrationsarbeit 
dienen. Bislang existieren zehn Koordinierungsstellen in 
Saehsen-Anhalt. 

6.3.4 Aktivitäten und Empfehiungen der 
Beauftragten 

Die Beauftragte sieht in der Umsetzung einer modernen 
kommunalen Integrationspolitik ein wiehtiges Hand- 
lungsfeld und knüpft dabei an die Arbeit der Arbeits- 
gruppe 5 „Integration vor Ort unterstützen“ des Nationa- 
len Integrationsplans an und unterstützt die Umsetzung 
der kommunalen Selbstverpfliehtungen. Sie würdigt die 
integrationspolitisehen Anstrengungen der Kommunen, 
deren Austauseh und ihre Vernetzung und begrüßt die 
Aktivitäten der Bundesländer zur Unterstützung kommu- 
naler Integrationspolitik. Auf Bundesebene arbeitet sie 
eng mit dem Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Sfadfenfwieklung zusammen. 

Bereifs im Siebten Berieht zur Lage der Ausländerinnen 
und Ausländer in Deutsehland hat die Beauftragte aueh 
auf die Bedeutung der interkulturellen Öffnung der Ver- 
waltung und Regeldienste in den Kommunen hingewie- 
sen sowie auf die Notwendigkeit der politisehen Beteili- 
gung und gesellsehaftliehen Teilhabe von Migrantinnen 
und Migranten. Diese Herausforderungen werden bisher 
nieht von allen Kommunen in ausreiehendem Maße ange- 
gangen.^''* Sie sollten daher aus Sieht der Beauftragten 
künftig stärker im Zentrum kommunaler Aktivitäten ste- 
hen. 

Eine Sehirmherrsehaft hat die Beauftragte für das For- 
sehungs-Praxis-Projekt „Infegrationspotenziale in kleinen 
Städten und Landkreisen” übernommen. Projektträger 
und Koordinator ist die Sehader-Stiftung, die Laufzeit des 
Projektes ersfreekt sieh auf die Jahre 2009 bis 2011. Das 
innovative Projekt wird mit Mitteln des Europäisehen In- 


tegrationsfonds und des Bundesamtes für Migration und 
Flüehtlinge finanziert. Die Beauftragte unterstützt das 
Projekt dureh Mittel für den Aufbau einer Infemefplaft- 
form und die Mifarbeif beim Lenkungskreis des Projekfs. 
Gegensfand des Projekfs isf die Analyse der Bedingungen 
für Infegrafion in den Klein- und Mittelsfädfen des länd- 
lieh geprägten Raums und die Ermittlung der jeweiligen 
Potenziale für die Integration von Zuwanderinnen und 
Zuwanderem. Hierzu werden bundesweit vergleiehend 
insgesamt zwölf Kommunen aus aeht Landkreisen unter- 
sueht. 

ln einer Vielzahl von Städten und Landkreisen wurden in 
den vergangenen Jahren die integrationspolitisehen Akti- 
vitäten verstärkt, ln den kommenden Jahren müssen die 
politisehen Anstrengungen auf jene Städte geriehtet wer- 
den, in denen bisher die nötigen Anlässe und Ressoureen 
für eine sfrafegiseh ausgeriehtefe Infegrationspolifik fehl- 
fen. Dies sind überwiegend kleinere und mittelgroße 
Städte. 

Die Beauftragte sieht zentrale integrationspolitisehe Her- 
ausforderungen in den Kommunen. Dies ist einerseits die 
Einführung einer sfrafegisehen Sfeuerung mif kommuna- 
len Integrationskonzepfen, begleifef dureh Wirkungs- 
messung und Monitoring. Darüber hinaus müssen die 
bestehenden Angebote und Träger vernetzt, die Integra- 
tionspolitik sozialräumlieh ausgeriehtet und die Verwal- 
tung interkulturell geöffnet werden. Damit geht aueh eine 
Neuorientierung weg von Modellprojekten hin zu einer 
Verankerung integrationspolitiseh relevanter Leistungen 
in die Regeldienste einher. Der Ansprueh der Quer- 
sehnittsorientierung der kommunalen Integrationspolitik 
muss in den Kommunen vor dem Hintergrund begrenzter 
Finanzmittel und der Notwendigkeit der interkulturellen 
Öffnung umgesetzt werden. Aufgrund der kommunalen 
Zuständigkeit für viele infegrationspolifiseh bedeufsame 
Politikbereiehe und der Nähe zu den Bewohnerinnen und 
Bewohnern können partizipative und partnersehaftliehe 
Prozesse am besten in den Kommunen entwiekelt wer- 
den. 

Im Koalitionsvertrag haben sieh die Regierungsparteien 
verständigt, anhand von Integrationspartnersehaften mit 
den Ländern und Kommunen Modellregionen einzurieh- 
ten. Die Beauftragte sieht die Mögliehkeit, im Rahmen 
der Integrationspartnersehaften in Modellregionen die 
Umsetzung der oben genannten integrationspolitisehen 
Aufgaben in dieser Legislaturperiode zu unterstützen. 


Vgl. hierzu Filsinger, Dieter: Entwicklung, Konzepte und Strategien 
der kommunalen Integrationspolitik. In: Gesemann, Frank/Roth, 
Roland (Hrsg.): Lokale Integrationspolitik in der Einwanderungsge- 
sellschaft. Migration und Integration als Herausforderung von Kom- 
munen. Wiesbaden 2009, S. 279-296; Reichwein, Alfred: Kommuna- 
ler Integrationsmanagement - Ansätze für eine strategische 
Steuerung der Integrationsarbeit. In: Gesemann, Frank/Roth, Roland 
(Hrsg.): Lokale Integrationspolitik in der Einwanderungsgesell- 
schaft. Migration und Integration als Herausforderung von Kommu- 
nen. Wiesbaden 2009, S. 297-307; Gesemann, Frank/Roth, Roland: 
Kommunale Integrationspolitik in Deutschland - einleitende Bemer- 
kungen. In: dieselben (Hrsg.): Lokale Integrationspolitik in der Ein- 
wanderungsgesellschaft. Migration und Integration als Herausforde- 
rung von Kommunen. Wiesbaden 2009, S. 11-29. 
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7. Bürgerschaftliches Engagement von 

Migrantinnen und Migranten 

Das bürgerschaftliche Engagement von Migrantinnen und 
Migranten hat im Beriehtszeitraum anhaltendes Interesse 
in der politischen und fachlichen Debatte gefunden. Der 
Erste Fortschrittsbericht zum Nationalen Integrationsplan 
hat erneut die Bedeutung des Engagements von Migran- 
tinnen und Migranten in Migrantenorganisationen und in 
anderen Bereichen und Strukturen gewürdigt und weitere 
Initiativen der Engagementförderung von Migrantinnen 
und Migranten mit angestoßen. Die Bundesregierung hat 
es sich in der 17. Legislaturperiode laut Koalitionsver- 
trag5'5 zur Aufgabe gemacht, das bürgerschaftliche Enga- 
gement von Migrantinnen und Migranten weiter zu för- 
dern und zu stärken, insbesondere über den Ausbau der 
Jugendfreiwilligendienste. 

Die Beauftragte hat mit der „Aktion zusammen wachsen - 
Bildungspatenschaften stärken, Integration fördern“ das 
bürgerschaftliche Engagement für Kinder und Jugendli- 
che aus Zuwandererfamilien gestärkt, ln den Ländern 
werden vielfältige Initiativen der Engagementförderung 
ergriffen, wie die Zwischenbilanz im Ersten Fortschritts- 
bericht zum Nationalen Integrationsplan zeigt. Auch 
freie Träger und Organisationen, die die Infrastruktur des 
Engagements in Deutschland bilden, haben Initiativen der 
interkulturellen Öffnung ergriffen. 

Migrantenorganisationen können Zugangswege für Mi- 
grantinnen und Migranten zum Engagement allgemein 
öffnen. Der Dialog mit Migrantenorganisationen ist daher 
auch ein Baustein einer Engagementförderung unter Mi- 
grantinnen und Migranten. Die Bundesregierung und die 
Landesregierungen^’’ haben den integrationspolitischen 
Dialog mit Migrantenorganisationen im Berichtszeitraum 
fortgesetzt und erweitert. 

7.1 Partizipation von Migrantinnen und 
Migranten am bürgerschaftiichen 
Engagement 

Bürgerschaftliches Engagement stellt eine wichtige 
Grundlage für die Identifikafion mif dem Gemeinwesen, 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die Mitwir- 
kung an der demokratischen Willensbildung auf allen 
politischen Ebenen dar. Damit ist bürgerschaftliches 
Engagement auch eine wichtige Komponente im Integra- 
tionsprozess. Engagement vor Ort, in der Nachbarschaft 
und in politischen Beratungs- und Entscheidungsgremien 
trägt zur Willens- und Meinungsbildung bei und mobili- 
siert die Gemeinschaft für gesellschaftliche Enfwicklun- 
gen. 

Die Verbundenheif von Migrantinnen und Migranten mit 
der Gesellschaft wird durch bürgerschaftliches Engage- 


Wachstum. Bildung. Zusammenhalt. Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und FDP, 17. Legislaturperiode, 2009, S. 73. 

^•^Vgl. Nationaler Integrationsplan: Erster Fortschrittsbericht, Berlin 
2008, S. 177ff. 

Vgl. Nationaler Integrationsplan: Erster Fortschrittsbericht, Berlin 
2008, S. 177ff. 


ment gefördert. Es bietet Menschen mit und ohne Migra- 
tionshintergrund freiwillige und selbst gewählte Räume 
für gemeinsame positive Erfahrungen, in denen konstruk- 
tive, partnerschaftliche Begegnungen möglich sind. Um- 
gekehrt kann die Erfahrung von Diskriminierung und Un- 
gleichbehandlung beim Engagement aber auch zu einer 
inneren Abwehrhaltung und zum Rückzug beitragen. 

Wer sich bürgerschaftlich engagiert bringt nicht nur die 
eigenen Kompetenzen ein, sondern eignet sich auch neue 
- oft für den Bildungs- und Berufsweg wichtige - Fertig- 
keiten an, sowohl im sozialen als auch im kognitiven Be- 
reich. 

7.2 Forschungsergebnisse zum 

Engagement von Migrantinnen und 
Migranten 

Migrantinnen und Migranten engagieren sich inner- und 
außerhalb von Migrantenorganisationen in nahezu allen 
Engagementbereichen, wenn auch in geringerem Ausmaß 
und mit anderen Formen und Schwerpunkten des Engage- 
ments als Personen ohne Migrationshintergrund. 

Als Maßstab für die Engagemenfbefeiligung von Migran- 
tinnen und Migranten wird ihre Mitgliedschaft oder Be- 
teiligung in Vereinen und Organisationen herangezogen. 
Hierzu wurden im Berichtszeitraum keine neuen Daten 
vorgelegt.^’* 

ln einigen Untersuchungen wird unterschieden, ob das 
Engagement in einen herkunftsorientierten Verein (oft 
„ausländischer“ Verein genannt), einen nicht-herkunfts- 
orientierten (oft „deutscher“ Verein genannt) oder in ei- 
nen interkulturellen Verein eingebracht wird. Einige 
Untersuchungen gehen von Migrantenorganisationen aus 
und fragen ausschließlich nach der Beteiligung und Mit- 
gliedschaft in diesen Organisationen. Migrantenorganisa- 
tionen bzw. herkunftsorientierte Vereine stehen dabei 
nicht in einem Widerspruch zu nicht-herkunftsorientier- 
ten bzw. „deutschen“ Vereinen. Die herkunftsorientierten 
Vereine im engeren Sinne bedienen spezifische Bereiche 
der Kultur, der Religion oder des Brauchtums. Mi- 
grantenorganisationen hingegen leisten seit ihrer Grün- 
dung vor allem integrative Arbeit insbesondere durch Be- 
ratung, gesellschaftspolitische Mitwirkung, Bildungs- 
und Eltemarbeit, interkulturelle Arbeit etc. 

Die Umfragedaten bestätigen, dass kein Widerspruch 
zwischen dem Engagement in einem herkunftsorientier- 
ten und einem nicht-herkunftsorientierten Verein besteht. 
Aktuelle Daten hierzu liegen für türkeisfämmige Migran- 
tinnen und Migranten vor.^’^ Demnach sind 16 Prozent 
der Befragten nur in deutschen Vereinen, 22 Prozent in 
deutschen und türkischen Vereinen und 12 Prozent nur in 


Zu den Ergebnissen des 2. Freiwilligensurveys vgl. Fn. 526. 

Stiftung Zentrum für Türkeistudien: Türkeistämmige Migranten in 
Nordrhein- Westfalen und in Deutschland: Lebenssituation und Inte- 
grationsstand. Ergebnisse der neunten Mehrthemenbelfagung. Eine 
Analyse im Auftrag des Ministeriums für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration des Landes Nordrhein- Westfalen. Essen 
2009. 
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türkischen Vereinen Mitglied.^^o heißt auch, dass 
38 Prozent der Befragten auch Mitglied in einem deut- 
schen Verein sind. Die ausschließliche Mitgliedschaft in 
einem türkischen bzw. in einem deutschen Vereinen geht 
in der Tendenz zugunsten von Mitgliedschaften in beiden 
Vereinstypen zurück. Ein zentraler Teil der Mitglied- 
schaft in türkischen Organisationen ist auf deren religiö- 
ses und kulturelles Angebot zurückzuführen - ein Ange- 
bot, das nicht-herkunftsorientierte Organisationen nicht 
erfüllen können. Die Moschee- und Kulturvereine stehen 
somit an erster Stelle bei den Vereinsmitgliedschaften. ^21 
Die deutschen Organisationen, in denen die türkeistäm- 
migen Migrantinnen und Migranten mit 12 Prozent 
bundesweit am häufigsten anzutreffen sind, sind Sport- 
vereine. An zweiter Stelle folgen mit 10 Prozent die Ge- 

werkschaften.522 

Bei Berücksichtigung sozialstruktureller Daten zeigt sich 
unter anderem ein Einfluss der Aufenthaltsdauer, der ei- 
genen Migrationserfahrung und des Geschlechts. Weniger 
stark organisiert sind Migrantinnen und Migranten, die 
zwischen vier und neun Jahren in Deutschland leben. Mit 
steigender Aufenthaltsdauer nimmt der Anteil der Nicht- 
Organisierten stetig ab. 523 Migrantinnen und Migranten, 
die im Weg des Familiennachzugs zu Ehepartnern der 
„zweiten Generation“ zugewandert sind, sind am häufigs- 
ten nicht organisiert, aber doch relativ häufig als Mitglie- 
der in türkischen Kulturvereinen anzutreffen. 524 Die 
Nachfolgegeneration525 selbst weist hingegen das stärkste 
Engagement auf und ist in den deutschen, an zweiter 
Stelle auch den türkischen Sportvereinen überrepräsen- 
tiert.526 Frauen sind in den Organisationen generell unter- 
repräsentiert, am stärksten in den türkischen Kultur- und 
Sportvereinen, ln den deutschen Sportvereinen sind sie 
jedoch überrepräsentiert527 (siehe auch Kapitel 11 8.4). 

Die Mehrthemenbefragung des Zentrums für Türkeistu- 
dien erhebt auch Diskriminierungserfahrungen in ver- 
schiedenen Lebensbereichen. Hierbei rangiert die Diskri- 
minierungserfahrung türkeistämmiger Migrantinnen und 
Migranten in Vereinen mit 7,8 Prozent bundesweit an 

letzter Stelle der Diskriminierungserfahrungen.528 

Eine weitergehende sozialstrukturelle Analyse nimmt der 
lntegrationsindikatorenbericht529 auf der Grundlage der 
Ergebnisse der Sonderauswertung zum freiwilligen Enga- 
gement von Migrantinnen und Migranten im 2. Freiwilli- 
gensurvey vor.55o Die dort aufgezeigte geringere Quote 


52» Vgl. ebd. (ZfT), S. 155. 

521 Vgl. ebd., S. 159f. 

522 Vgl. ebd., S. 159. 

523 Vgl. ebd.,S. 156. 

524 Vgl. ebd., S. 156f. 

^25 Mit Nachfolgegeneration werden in der Studie des ZfT die in 
Deutschland geborenen oder aufgewachsenen türkeistämmigen Mi- 
grantinnen und Migranten bezeichnet. Vgl. ebd., S. 1 1 . 

526 Vgl. ebd.,S. 157. 

527 Vgl. ebd.,S. 160f. 

528 Vgl. ebd.,S. 166, Abb. 47. 

529 Integration in Deutschland. Erster Indikatorenbericht erstellt für die 
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und In- 
tegration. Berlin 2009. 

520 Siehe 7. Lagebericht, S. 115f. 


des Engagements von Migranten im Vergleich zu Deut- 
schen53i ohne Migrationshintergrund wird im Indikato- 
renbericht nach Generationen differenziert und einer so- 
zialstrukturellen Analyse unterzogen.552 Die Ergebnisse 
zeigen, dass die Engagementquote der selbst Zugewan- 
derten (erste Generation) deutlich niedriger liegt als in der 
Gesamtbevölkerung. In der zweiten Generation (mindes- 
tens ein Eltemteil zugewandert) nähert sich die Quote je- 
ner der Gesamtbevölkerung. Das geringere freiwillige 
Engagement lässt sich nicht allein durch den Einfluss von 
Geschlecht, Alter, Schulabschluss, Haushaltseinkom- 
men, Erwerbstätigkeit, Wohndauer und Typ des Wohn- 
ortes erklären. Erst unter Berücksichtigung von 
gesellschaftlichem Interesse, Wertevorstellungen und Re- 
ligionszugehörigkeit nähert sich die Quote des Engage- 
ments der Männer der zweiten Generation jener der Deut- 
schen ohne Migrationshintergrund an; ähnlich ist es bei 
Frauen der zweiten Generation. Die Unterschiede in der 
Engagementquote bei Zugewanderten wie auch in der 
zweiten Generation bleiben also auch bei Berücksichtung 
sozialstruktureller Unterschiede bei den Gruppen beste- 
hen. 

In der Forschung zu bürgerschaftlichem Engagement 
wird auch auf das Potenzial von Bürgerinnen und Bür- 
gern geblickt, die bereit oder interessiert wären, sich zu 
engagieren. Engagementpolitik zielt unter anderem da- 
rauf ab, dieses Potenzial weiter auszuschöpfen. 

Ein hohes Potenzial für lokales Engagement von Men- 
schen mit Migrationshintergrund weist die repräsentative 
Studie zu den sogenannten Sinus-Milieus im Auftrag des 
Bundesverbands für Wohnen und Stadtentwicklung e.V 
auf.553 Demnach wird das heute bereits vorhandene 
Potenzial für lokales Engagement bei Migrantinnen und 
Migranten nur zur Hälfte genutzt: 20 Prozent der Perso- 
nen mit Migrationshintergrund haben sich bereits an Ent- 
scheidungen über die eigene Nachbarschaft beteiligt; 
42 Prozent würden sich gerne beteiligen.554 Hier zeigt 
sich wie auch in der Gesamtbevölkerung, dass das Enga- 
gement vor Ort mit dem Alter steigt und überproportional 
Personen mit höherer Bildung engagiert sind. Das Poten- 
zial für Engagement wird allerdings kaum von diesen so- 
zio-demographischen Effekten beeinflusst, das heißt, 
Migrantinnen und Migranten können weitgehend unab- 
hängig von Alter und Bildungsstand für ein Engagement 
gewonnen werden. 


521 Die Ergebnisse der Sonderauswertung wurden im 7. Lagebericht doku- 
mentiert. Demnach sind 61 Prozent der befragten Migrantinnen und 
Migranten gegenüber 71 Prozent der Nicht-Migrantinnen und -Mi- 
granten außerhalb von Familie und Beruf bürgerschaftlich aktiv; 23 Pro- 
zent der befragten Migrantinnen und Migranten gegenüber 37 Pro- 
zent der Nicht-Migrantinnen und - Migranten sind engagiert, d. h. sie 
übernehmen Aufgaben und Tätigkeiten in einer Gruppe. Siehe auch 
7. Lagebericht, S. 115f 

522 Auf die Problematik der sozialstrukturell nicht repräsentativen Stich- 
probe im 2. Freiwilligensurvey 2004 sei hier verwiesen. Weitere 
Ausführungen hierzu siehe 2. Freiwilligensurvey 2004 sowie Indika- 
torenbericht. 

522 vhw-Bundesverband für Wohnen und Stadtentwicklung e.V. (Hrsg.): 
Migranten-Milieus. Berlin 2009. 

524 Ebd., S. 45ff. 
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Ein ebenfalls hohes Potenzial liegt nach den Ergebnissen 
der vhw-Studie beim bürgerschaftlichen Engagement für 
ein gutes Zusammenleben im Quartier. 18 Prozent der 
Befragten sind bereits engagiert, 30 Prozent würden sich 
gerne engagieren.^^^ Das Engagement von Migrantinnen 
und Migranten erlangt auch unter Einstellungsgesichts- 
punkten Bedeutung für die Integration. Die Studie des 
vhw e.V. zeigt einen Zusammenhang zwischen lokalem 
Engagement und integrativen Wertvorstellungen^^s wie 
auch eine starke interkulturelle Ausrichtung des vorhan- 
denen Engagements. 

Die Förderung von bürgerschaftlichem Engagement und 
Partizipation sollte daher aus Sicht der Beauftragten unter 
integrationspolitischen Gesichtspunkten eine zentrale 
Rolle bei Maßnahmen der sozialen Integration spielen. 
Ausgehend von den Ergebnissen der oben ausgeführten 
sozialstrukturellen Analysen, sollten die Alters-, Ge- 
schlechts- und Generationenunterschiede bei der Gestal- 
tung von Maßnahmen und Projekten zur Förderung des 
bürgerschaftlichen Engagements berücksichtigt werden. 

7.2.1 Engagement Jugendlicher mit 
Migrationshintergrund 

Das bürgerschaftliche Engagement von Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund fallt deutlich geringer aus als bei 
ihren Altersgenossen ohne Migrationshintergrund. Der 
Freiwilligensurvey 2004 nennt hier noch Werte von 
22 Prozent gegenüber 38 Prozent.^^s 

Bei einer weiter gefassten Definition der Kategorie Enga- 
gement - also außerberufiiche und außerfamiliäre Beteili- 
gung an Vereinen, Verbänden, Gruppen, Initiativen oder 
Projekten, ohne zwingend Mitglied zu sein oder Aufgaben 
zu übernehmen - geben 58 Prozent der 16- bis 24-jährigen 
Türkeistämmigen an, engagiert zu sein.^^s Die Zahl jener, 
die im Sinne des Freiwilligensurveys „freiwillig enga- 
giert“ sind, d. h. eine Funktion, ein Amt, eine freiwillige 
Arbeit oder Aufgabe in der außerfamiliären und außerbe- 
ruflichen Organisation übernehmen, liegt mit 4,6 Prozent 
bei den 16- bis 24-jährigen deutlich unter den Älteren 
(stärkstes Engagement bei den 35- bis 54-jährigen mit 
14 Prozent) sowie deutlich unter dem Niveau der Ge- 
samtbevölkerung. ^"*0 

Im Bereich des lokalen Engagements stellt die repräsenta- 
tive Studie des vhw e.V.^'*' bei den von jüngeren Men- 
schen dominierten Milieus die geringste Beteiligung am 
lokalen Geschehen fest. Allerdings verfügen die jüngeren 


«5 Ebd., S. 47, Tab. 46. 

«6 Ebd.,S. 48ff. 

«7 Ebd., S. 47f. 

Freiwilligensurvey 2004. 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(Hrsg.): Bürgerschaftliches Engagement von Türkinnen und Türken 
in Deutschland. Erstellt von Dirk Halm und Martina Sauer, Berlin 
2007, S. 50fr, Tabelle 6. 

540 Ebd.,S. 63ff.undS. 75ff. 

541 vhw-Bundesverband für Wohnen und Stadtentwicklung e.V. (Hrsg.): 
Migranten-Milieus. Berlin, 2009, S. 45ff. 


Milieus über ein deutlich größeres Interesse an Beteili- 
gung: Nur rund 10 Prozent sind bereits engagiert im Ver- 
hältnis zu 35 Prozent bis knapp 40 Prozent der Befragten, 
die an einem freiwilligen Engagement interessiert sind.^''^ 

Die noch geringe Beteiligung an formalen und messbaren 
Engagementformen bei jungen Migrantinnen und Mi- 
granten spiegelt sich auch in deren Partizipation an Ange- 
boten von Jugendverbänden wider. Diese gilt als unter- 
durchschnittlich,^'*^ wobei bemerkenswert ist, dass es 
bestimmte Sparten mit hoher Beteiligung gibt, zum Bei- 
spiel die Gewerkschaftsjugend und die Deutsche Sportju- 
gend sowie Verbände, die Träger der offenen Jugend- 
arbeit sind (vgl. Kapitel 11 8.3.2). 

Eine frühzeitige Aktivierung von jungen Menschen mit 
Migrationshintergrund ist in Anbetracht des geringeren 
Engagements angebracht. Der Koalitionsvertrag setzt hier 
mit dem Vorhaben an, das bürgerschaftliche Engagement 
von Migranten und Migrantinnen insbesondere über den 
Ausbau der Jugendfreiwilligendienste zu verbessern. 

7.2.2 Forschungen zum bürgerschaftlichen 
Engagement: Ausblick und 
Forschungsdesiderate 

ln der Forschung besteht Einigkeit darüber, dass zu wenig 
Daten zum freiwilligen oder bürgerschaftlichen Engage- 
ment von Migrantinnen und Migranten vorliegen und die 
vorhandenen Untersuchungsinstrumentarien das Engage- 
ment von Migrantinnen und Migranten nicht adäquat ab- 
bilden können. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend verfolgt daher neben der Weiterführung des 
Freiwilligensurveys eine qualitativ-quantitative For- 
schung, deren Ergebnisse mit dem 3. Freiwilligensur- 
vey^'*'* vergleichbar sein werden. Die derzeit laufende Un- 
tersuchung „Freiwilliges Engagement von Migrantinnen 
und Migranten - vergleichende Fallstudien in multi ethni- 
scher Perspektive“ vergleicht erstmals Strukturen, Moti- 
vation, Potenziale, Zugangswege und Netzwerke von 
Engagement. Untersucht werden Migrantenorganisatio- 
nen sowie Personen mit Migrationshintergrund aus 
verschiedenen communities (türkisch, polnisch, Spätaus- 
siedler). Ziel ist es, die Ergebnisse für weitere integra- 
tionsrelevante Maßnahmen zur Förderung des bürger- 
schaftlichen Engagements von Migranten sowie zur 
Erweiterung der Repräsentativerhebungen, z. B. des Frei- 
willigensurveys, nutzbar zu machen.^''^ 


5« Ebd., S. 45. 

543 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hg.): 
Freiwilliges Engagement in Deutschland 1999 bis 2004. Ergebnisse 
der repräsentativen Trenderhebung zu Ehrenamt, Freiwilligenarbeit 
und bürgerschaftlichem Engagement, Berlin 2005, S. 72. 

544 Die Ergebnisse des 3. Freiwilligensurveys werden voraussichtlich im 
Juni 2010 vorliegen. Personen mit Migrationshintergrund werden 
dort erfasst; eine Sonderauswertung auf Grundlage einer Migranten- 
stichprobe ist nicht geplant. 

545 Erscheint voraussichtlich Ende 2010. 
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Der Integrationsindikatorenbericht^'*^ und der „Berieht 
zur Lage und zu den Perspektiven des bürgersehaftliehen 
Engagements in Deutsehland“^"^^ des Wissensehaftszen- 
trums Berlin weisen auf die Forsehungslüeke zum infor- 
mellen, nieht in Vereinen kanalisierten Engagement im 
verwandtsehaftliehen und bekanntsehaftliehen Kontext 
hin. Eine Studie zum Engagement von Migranten in den 
Niederlanden bestätigt den Bedarf an Forsehungen zum 
bürgersehaftliehen Engagement außerhalb von Vereins- 
strukturen. Dort lag der Anteil der außerhalb von Verei- 
nen und Organisationen engagierten Migrantinnen und 
Migranten mit 76 Prozent deutlieh höher als bei Einhei- 
misehen mit 65 Prozent.^'** Qualitative Studien legen da- 
rüber hinaus nahe, dass beim nieht organisierten Engage- 
ment stark auf Engagementkulturen der Herkunftsländer 
zurüekgegriffen wird, wie z. B. die selbstverständliehe 
Alltagshilfe in der Naehbarsehaft oder die Fürsorge für 
Ältere. 

Der Indikatorenberieht identifiziert eine große For- 
sehungslüeke bei der sozialstrukturellen Analyse des bür- 
gersehaftliehen Engagements. Die Autoren empfehlen, 
neben den bestehenden sozialstrukturellen Merkmalen 
aueh die Rolle von Spraehkenntnissen, gesehleehtsspezi- 
fisehen Rollenvorstellungen, Gelegenheitsstrukturen so- 
wie Benaehteiligungserfahrungen bei zukünftigen Befra- 
gungen zu berüeksiehtigen.550 

7.3 Aktivierende Poiitik: Rahmen- 
bedingungen verbessert - 
neue Projekte gestartet 

Die integrationsfordemde Bedeutung von gesellsehaftli- 
ehem Engagement wird von der Bundesregierung hoeh 
gewertet. Ehrenamtliehes Engagement kann bei Einbür- 
gerungsanträgen als besondere Integrationsleistung be- 
rüeksiehtigt werden (§ 10 111 2 Staatsangehörigkeitsge- 
setz). Der Nationale Integrationsplan und der Erste 
Fortsehrittsberieht haben die Bedeutung von Engagement 

für die Integration deutlieh hervorgehoben.^^^ 

Aueh das bundesweite Integrationsprogramm, das vom 
Bundesamt für Migration und Flüehtlinge entwiekelt 
wird,^^^ hat im Handlungsfeld gesellsehaftliehe Integra- 


Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 
Integration: Integration in Deutschland. Erster Indikatorenbericht er- 
stellt für die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flücht- 
linge und Integration. Berlin 2009. 

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB): Bericht 
zur Lage und zu den Perspektiven des bürgersehaftliehen Engage- 
ments in Deutschland, Berlin 2009: S. 32. 

Münz, Angelika: Förderung und Qualifizierung des bürgerschaftli- 
chen Engagements von Migrantinnen und Migranten in den Nieder- 
landen. In: Newsletter Wegweiser Bürgergesellschaft 24/2008 vom 
5. Dezember 2008. 

Düser, Kathrin: Integration durch Engagement? Migrantinnen und 
Migranten auf der Suche nach Inklusion. Bielefeld 2010. 

550 Vgl. Integration in Deutschland. Erster Integrationsindikatorenbe- 
richt, Berlin 2009, S. 142. 

Siehe auch: Lämmermann, Falk: Besondere Integrationsleistungen 
als einbürgerungsrechtliche Privilegierungsmöglichkeit. In: ZAR 4/ 
2009: 126ff. Vgl. Kap.III 1. 

Vgl. den 7. Lagebericht, Dez. 2007, Kapitel 9. Sowie Nationaler Inte- 
grationsplan, Themenfeld 9. 

§ 45 Satz 2 AufenthG. 


tion das Leitthema „Gesellsehaftliehe Teilhabe von 
Mensehen mit Migrationshintergrund stärken“ ausgear- 
beitet.^^'* Die in der Arbeitsgruppe mitwirkenden Exper- 
tinnen und Experten aus Migranten- und Aussiedlerorga- 
nisationen, der Wissensehaft und der Wohlfahrtsverbände 
haben Empfehlungen zu den folgenden Bereiehen ausge- 
arbeitet: 

- Migrantenorganisationen als Akteure der Integrations- 
förderung. 

- gesellsehaftliehe Teilhabe von Jugendliehen am Bei- 
spiel der interkulturellen Öffnung der Jugendver- 
bandsarbeit (vgl. Kap. II 8.3). 

- bürgersehaftliehes Engagement als Rahmen- und 
Quersehnittsthema. 

Ausgangspunkt der Erörterungen war, dass Migranten- 
organisationen an der umfangreiehen Projektförderung in 
Deutsehland bisher nur in einem geringen Umfang parti- 
zipieren. Der überwiegende Anteil der Projektmittel wird 
aufgrund gewaehsener Strukturen der Integrationsförde- 
rung und wegen der hohen formalen Trägerkriterien auf 
allen staatliehen Ebenen primär an Wohlfahrtsverbände, 
(Spät-)Aussiedlerorganisationen und über den Paritäti- 
sehen Wohlfahrtsverband in geringem Umfang aueh an 
Migrantenorganisationen vergeben. 

Um Migrantinnen und Migranten mehr direktes Engage- 
ment zu ermögliehen, hat die Bundesregierung im Be- 
riehtszeitraum ihre Engagement- und Förderpolitik mit 
Berüeksiehtigung der integrationsrelevanten Aspekte von 
Engagementpolitik weiterentwiekelt und dabei aueh auf 
die veränderten Ansprüehe an gleiehbereehtigte Partizi- 
pation von Migrantenorganisationen sowie von Migran- 
tinnen und Migranten in diesem Feld reagiert. Die 
Sehwerpunkte sind Maßnahmen zur Förderung der Betei- 
ligung von jungen Mensehen mit Migrationshintergrund 
an den Jugendfreiwilligendiensten und der bessere Zu- 
gang von Migrantenorganisationen zu Förder- und Pro- 
jektmitteln. 

Aueh Organisationen der etablierten Engagementstruktu- 
ren haben die Rahmenbedingungen für bürgersehaftliehes 
Engagement von Migrantinnen und Migranten weiterent- 
wiekelt und Initiativen zur Verbesserung der Kooperation 
mit Migrantenorganisationen gestartet. 

7.3.1 Partizipationsfördernde Engagement- 
poiitik 

Im Rahmen der im Jahr 2007 vom Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend gestarteten Initia- 
tive „ZivilEngagement - Miteinander, Füreinander“ ist 
die Stärkung des Engagements von Migrantinnen und Mi- 
granten im Sehwerpunkt „Engagementförderung für 
Mensehen mit Migrationshintergrund“ verankert. Um das 
Engagement von Mensehen mit Migrationshintergrund zu 


Die Empfehlungen des bundesweiten Integrationsprogramms werden 
gegenwärtig abgestimmt und im Anschluss veröffentlicht. Einzelne 
Themen sollen dann weiter vertieft und Umsetzungsprozesse ange- 
stoßen werden. 
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fördern, werden Migrantenorganisationen beim Aufbau 
eines professionellen Freiwilligenmanagements mit inter- 
kulturell offenen Angeboten sowie bei der Vernetzung 
untereinander und mit deutsehen Verbänden unterstützt. 
Das Bundesfamilienministerium fördert insbesondere 
aueh die Integration der Migrantinnen. Ziel ist es, diese 
mit den Grundlagen des zivilgesellsehaftliehen Engage- 
ments vertraut zu maehen und frauenspezifische Organi- 
sationen zu stärken. 

Maßnahmen für die Zielgruppe Migrantinnen und Mi- 
granten im Rahmen der Initiative ZivilEngagement sind: 

a) Qualifiziemngsprojekte zum Freiwilligenmanagement: 
Erfassung und Auswertung von Beispielen guter Praxis 
zur Förderung und Unterstützung des bürgerschaflli- 
chen Engagements von Migrantinnen und Migranten in 
Migrantenorganisationen und Wohlfahrtsverbänden.^ss 

b) „Nationales Forum für Engagemenf und Parfizipafion“: 
Das Forum wurde im Frühjahr 2009 vom Bundesnefz- 
werk Bürgerschaftliches Engagemenf (BBE) mif Un- 
fersfüfzung des BMFSFJ eingerichtef. Seine Aufgabe 
isf die Begleitung der Bundesregierung bei der bei der 
Entwicklung einer nationalen Engagementstrategie. 
Das Engagement von und mit Migrantinnen und Mi- 
granten hat das Dialogforum 10 „Bürgerschaftliches 
Engagement in der Einwanderungsgesellschaft“ mit 
folgenden vorläufigen Ergebnissen aufgegriffen: Wei- 
terentwicklung der interkulturellen Öffnung des 
bürgerschaftlichen Engagements; gleiche Partizipa- 
tionschancen für Migranfenorganisationen durch ge- 
zielfe Förderung; Verbesserung der Kenntnisse über 
Engagement in der Einwanderungsgesellschaft und 
das Engagement von Menschen mit Migrationshinter- 
grund. 

Die Freiwilligendienste Freiwilliges Soziales Jahr (FSJ) 
und Freiwilliges Ökologisches Jahr (FÖJ) sind wegen ih- 
rer informellen Bildungspotenziale besonders geeignet, 
die soziale und berufliche Integration zu fördern. Die 
Evaluation der Freiwilligendienste für das Freiwillige So- 
ziale und das Freiwillige Ökologische Jahr haf u. a. ge- 
zeigt, dass Migrantinnen und Migranten in den Freiwilli- 
gendiensten deutlich unterrepräsentiert sind. Der zuletzt 
in den Jahren 2003/2004 ermittelte Anteil lag bei rund 
7 Prozent. Der Bundestagsausschuss für Familie, 


Bis Ende 2010 sollen vertiefende Analysen und Handlungsempfeh- 
lungen für Kooperations- und Tandemprojekte zwischen Migranten- 
organisationen und bestehenden Verbänden vorgelegt werden. 

Die auf zwei Fachtagungen erzielten Ergebnisse sind dokumentiert 
in: Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement (Hg.): Nationa- 
les Forum für Engagement und Partizipation. Erster Zwischenbe- 
richt. Berlin 2009 und Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engage- 
ment (Hg.): Nationales Forum für Engagement und Partizipation. 
Auf dem Weg zu einer nationalen Engagementstrategie - Perspekti- 
ven und Positionen. Materialien und Dokumente Band 2, Berlin 
2009. Der Abschluss der Forumsarbeit ist für das Jahr 2011 geplant. 
Systematische Evaluation der Erfahrungen mit den neuen Gesetzen zur 
„Förderung von einem freiwilligen sozialen Jahr bzw. einem freiwilli- 
gen ökologischen Jahr“ (FSJ-/FÖJ-Gesetze) im Auftrag des Bundesmi- 
nisteriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Ergebnisse der 
Evaluation des FSJ und FÖJ. Abschlussbericht des Instituts für Sozial- 
forschung und Gesellschaftspolitik e.V, Köln/Berlin 2005. 


Senioren, Frauen und Jugend hat die Bundesregierung in sei- 
ner Beschlussempfehlung zu dem Gesetzentwurf zur Förde- 
rung von Jugendfieiwilligendiensten (2008) aufgefordert, 
gezielte Maßnahmen zu ergreifen, um mehr Jugendliche mit 
Migrationshintergrund für Jugendfieiwilligendienste zu ge- 
winnen sowie mehr Migrantenselbsthilfeorganisationen 
zu ermuntern, als Träger und Einsatzstellen an der Durch- 
führung der Jugendfieiwilligendienste mitzuwirken.^^* 

Die Bundesregierung hat in der Folge bei der Novellie- 
rung der Gesetzgebung zu den Jugendfreiwilligendiens- 
ten deren Charakter als Bildungsdienste gestärkt und die 
Einsatzdauer flexibilisiert, um z. B. die Möglichkeit zu 
eröffnen, parallel die schulische Ausbildung zu absolvie- 
ren und einen Schulabschluss zu erwerben. Diese Ände- 
rungen kommen der Beteiligung von jungen Menschen 
mit Migrationshintergrund entgegen. 

Seit 2007 (bis 2010) fördert das BMFSFJ das Programm 
„Freiwilligendienste machen kompetent“. Ein Schwer- 
punkt des Programmes liegt auf der Förderung der Bil- 
dungs- und Beschäftigungsfähigkeit benachteiligter jun- 
ger Menschen mit Migrationshintergrund. Während der 
bisherigen Programmlaufzeit hatten insgesamt 53 Prozent 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer einen Migrations- 
hintergrund. 

Weiterhin fördert das BMFSFJ gemeinsam mit dem Land 
Berlin seit September 2008 ein dreijähriges Projekt zur 
Qualifizierung von Migrantenorganisationen als Träger 
des Freiwilligen Sozialen Jahres. Migrantenorganisatio- 
nen, beginnend mit der Türkischen Gemeinde Deutsch- 
land, werden zu Trägem qualifiziert. Es werden Erfahrun- 
gen mit den Besonderheiten möglicher Einsatzstellen bei 
Migrantenorganisationen sowie der Teilnahme von jun- 
gen Menschen mit Migrationshintergmnd für die zukünf- 
tige Übertragung der Maßnahme auf weitere Länder und 
Migrantenorganisationen gesammelt. Im Jahr 2010 wer- 
den bereits zwei weitere Migrantenorganisationen, Club 
Dialog e.V. und südost Europa Kultur e.V, einbezogen. 

Darüber hinaus fördert das BMFSFJ das Projekt „Ju- 
MiLo“. Junge Migrantinnen und Migranten werden dort 
zu Lotsen ausgebildet und für die Engagementförderang 
bei jungen Migrantinnen und Migranten eingesetzt 
(vgl. Kap. II 5.2.3.2).559 

Die seit 2009 gesetzlich verankerten „Freiwilligendienste 
aller Generationen“, die durch das gleichnamige Pro- 
gramm Schritt für Schritt bundesweit etabliert werden 
sollen, wollen Menschen aller Altersgruppen, aller sozia- 
len Schichten sowie unabhängig von ihrer Herkunft für 
ein verbindliches Engagement für das Gemeinwesen und 
ihr Umfeld gewinnen und bietet Bildung und Orientie- 
rung. Viele im Programm installierte Leuchtturmprojekte 


Deutscher Bundestag, 16. Wahlperiode, Bundestagsdrucksache 16/8256 
vom 22. Februar 2008. 

Freiwillig? - na klar! Freiwilligendienst von jungen Menschen mit 
Migrationshintergrund in den Jugendmigrationsdiensten. Ein Bun- 
desmodellprojekt. Bundeskoordination bei der Ev. Jugendsozial- 
arbeit. 
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suchen gezielt Menschen mit Migrationshintergrund als 
Freiwillige. 

Auch die Entwicklungspolitik hat im Rahmen von Pilot- 
maßnahmen den Dialog mit Migrantenorganisationen 
aufgenommen.560 Migrantinnen und Migranten aus Ent- 
wicklungsländern engagieren sich zunehmend in der Ent- 
wicklungspolitik. Sie fuhren zum einen gemeinnützige 
Projekte in ihren Herkunftsländern durch und sind zum 
anderen in der entwicklungspolitischen Bildungsarbeit 
aktiv. Das entwicklungspolitische Engagement von Mi- 
grantinnen und Migranten trägt zur Integration und zum 
Verständnis für die wechselseitige Verbundenheit in der 
globalisierten Welt bei. 

Migrantenorganisationen können stärker als bisher ihre 
positive Rolle bei der Integration von Migrantinnen und 
Migranten zum Tragen bringen, wenn sie mit Hilfe einer 
verbesserten Infrastruktur in die Lage versetzt werden, 
ihre bislang weitgehend ehrenamtliche Tätigkeit auf eine 
hauptamtliche Basis zu stellen sowie in weiteren Berei- 
chen der Integrationsforderung aktiv zu werden. Um Mi- 
grantenorganisationen eine höhere Beteiligung an den 
erforderlichen Projektmitteln zu ermöglichen, ist die ge- 
meinsame Förderrichtlinie des BMFSFJ und des BMI zur 
Förderung von Maßnahmen zur gesellschaftlichen und 
sozialen Integration von Zuwanderinnen und Zuwande- 
rem interkulturell geöffnet worden. Im Bundeshaushalt 
2010 stehen für diese Projekfe im Einzelplan 06 des BMI 
20,9 Mio. Euro (Kapitel 0633 Titel 684 04 BMI) und im 
Einzelplan 17 des BMFSFJ 7,2 Mio. Euro (Kapitel 1702 
Titel 68411 BMFSFJ) zur Verfügung. Im Rahmen von 
ein- bis dreijährigen Projekten sollen Maßnahmen zur ge- 
sellschaftlichen und sozialen Integration von jugendli- 
chen und erwachsenen Zuwanderinnen und Zuwanderem, 
ihre soziale und ihre Erziehungskompetenz, sowie die ak- 
tive Partizipation am gesellschaftlichen und politischen 
Leben gefördert werden. Die Förderrichtlinie benennt 
ausdrücklich Migrantenorganisationen als Projektträger 
vor dem Hintergrund ihrer positiven Rolle im Integra- 
tionsprozess: 

- „Absatz 1.1 (...) Die integrative Wirkung der Maß- 
nahmen soll durch die umfassende Mitwirkung von 
Migrantenorganisationen verstärkt werden (...). 

- Absatz 3 Zuwendungsempfänger sind Verbände, Ver- 
triebeneneinrichtungen, Kirchen, anerkannte Träger 
der politischen Bildung, Migrantenselbstorganisatio- 
nen, Kommunen und Einrichtungen, die in der Arbeit 
mit Zuwanderem auf überregionaler, regionaler und 
lokaler Ebene tätig sind.“^^’ 

Die Richtlinie ist am 1. März 2010 in Kraft getreten. 


560 Pilotprojekt Interkulturelle Kompetenz, Migration und Entwicklung, 
http://www.service-eine-welt.de/interkultur/interkultur-zusammenar 
beit_mit_diasporen.html; Förderprogramm Entwicklungspolitische 
Bildungsarbeit, http:www.inwent.ort/portal/eine_welt/foerderprogramm/ 
index.php.de sowie http://www.ber-ev.de/7PortalMOVEglobal; Pilot- 
förderprogramm des BMZ zur Kooperation mit Migrantenvereinen. 
Gemeinsames Ministerialblatt, hg. v. Bundesministerium des Innern, 
61. Jg., Berlin, den 20. April 2010, Nr. 26, S. 264. 


Bereits im Jahr 2009 wurde der Anteil von Projekten von 
Migrantenorganisationen in der Projektförderung des 
BAMF erhöht: Von insgesamt 100 neuen Projekten, die in 
die Förderung aufgenommen wurden, werden 27 Projekte 
von Migrantenorganisationen durchgeführt. Damit hat 
sich der Anteil der neuen Projekte von Migrantenorgani- 
sationen gegenüber dem Jahr 2008 verdreifacht. Zusätz- 
lich zu den neuen Projekten werden insgesamt 32 Fortset- 
zungsprojekte, die im Jahr 2008 und früher begonnen 
haben, von Migrantenorganisationen durchgeführt. Die- 
ser Entwicklung war eine aktive Politik des BAMF zur 
Einbeziehung von Migrantenorganisationen in die Pro- 
jektförderung vorangegangen. Auf Grundlage der neuen 
Richtlinie ist eine weitere Partizipation von Migrantenor- 
ganisationen an Projektmitteln zur gesellschaftlichen In- 
tegration ab dem Jahr 2010 zu erwarten. 

ln den Ländern sind verschiedentlich Initiativen zur För- 
derung des bürgerschaftlichen Engagements von Migran- 
tinnen und Migranten ergriffen worden. Neben den ge- 
nannten Kooperationsprojekten in Berlin^® und Bayem^®^ 
haben beispielsweise die Länder Hessen und Niedersach- 
sen Lotsenprojekte entwickelt und ausgebaut. Das 
Land Brandenburg hat im Rahmen von Schulungsmaß- 
nahmen die bürgerschaftlichen Kompetenzen von Mi- 
grantinnen und Migranten gestärkt und ein Management- 
Handbuch für Migrantenorganisationen herausgege- 
ben.565 

Die Beauftragte begrüßt die Maßnahmen zur Förderung 
des freiwilligen und bürgerschaftlichen Engagements von 
Migrantinnen und Migranten als geeignetes Instrument, 
das bürgerschaftliche Engagement von Migrantinnen und 
Migranten bei der Integration wirksam werden zu lassen. 
Die bislang wenig erfassten Formen informellen Engage- 
ments von Migrantinnen und Migranten sollten ebenfalls 
wahrgenommen und anerkannt werden. Die interkultu- 
relle Öffnung von Förderrichtlinien und Programmen des 
bürgerschaftlichen Engagements ist vorbildlich und sollte 
auf weitere Förderprogramme und Maßnahmen übertra- 
gen werden. 

7.3.2 Interkulturelle Öffnung von Strukturen 
bürgerschaftlichen Engagements 

Um Migrantinnen und Migranten für bürgerschaftliches 
Engagement zu gewinnen und Migrantenorganisationen 
in dessen Strukturen einzubinden, ist eine interkulturelle 
Öffnung dieser Strukturen erforderlich. Freiwilligen- und 
Ehrenamtsagenturen, Netzwerke und Dachorganisatio- 
nen, Verbände und Vereine jeglicher Ausrichtung können 


562 Projekt zur Qualifizierung von Migrantenorganisationen als Träger 
von Freiwilligendiensten, s. o. 

563 Ygi Kapitel II 7.3.2 Interkulturelle Öffnung von Strukturen bürger- 
schaftlichen Engagements. Interkulturelle Öffnung von Engagement- 
strukturen: Projekt des Landesnetzwerks Bürgerschaftliches Engage- 
ment. 

Nationaler Integrationsplan: Erster Fortschrittsbericht, Berlin 2008, 
S. 180. 

RAA Brandenburg: KOMMIT. Das Management-Handbuch für Mi- 
grantenorganisationen, hg. im Auftrag der Integrationsbeauftragten 
des Landes Brandenburg, Potsdam 2008. 
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mit Hilfe von Maßnahmen interkultureller Öffnung dazu 
beitragen, dass Migrantinnen und Migranten sich mit und 
in ihren Organisationen engagieren. 

Bislang liegen Erfahrungen aus einer kleinen Anzahl von 
Projekten und Maßnahmen vor, die im Rahmen der fach- 
lichen Begleitung von 16 Modellprojekten zum „interkul- 
turellen bürgerschaftlichen Engagement“ ausgewertet 
wurden.^'56 Die wichtigsten Ergebnisse sind: 

- Interkulturelle Öffnung und Kompetenzen in den vor- 
handenen Organisationen sind unabdingbare Voraus- 
setzung für eine nachhaltige Gewinnung von Migran- 
tinnen und Migranten für das Engagement. 

- Das „Engagement-Tandem“ ist besonders geeignet, 
die Tätigkeiten von Migrantenorganisationen und die 
Angebote von Einrichtungen der Engagementförde- 
rung zu vemetzen.5^’ Die gleichberechtigte Mitwir- 
kung von Migrantenorganisationen vermittelt Aner- 
kennung für das dort geleistete Engagement, erweitert 
den Kreis an Multiplikatoren und Engagierten und 
stößt interkulturelle Öffnungsprozesse an. 

Es gibt eine Bandbreite von Maßnahmen nichtstaatlicher 
Einrichtungen zur Förderung des Engagements von und 
mit Migrantinnen und Migranten, unter denen hier eine 
kleine Auswahl beispielhaft vorgestellt wird: 

Parallel zu entsprechenden Initiativen der Bundesregie- 
rung startete der Deutsche Caritasverband im Herbst 2009 
ein Projekt zur interkulturellen Öffnung des Freiwilligen 
Sozialen Jahres. Mit Hilfe der Ansprache von Jugendli- 
chen über Migrantenorganisationen, interkulturell überar- 
beiteten Informationsmaterialien sowie dem inhaltlichen 
Schwerpunkt einer besonderen Begleitung bei der Ent- 
wicklung beruflicher Perspektiven soll der Anteil junger 
Migrantinnen und Migranten erhöht werden. 

Das Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement 
(BBE) als größter spartenübergreifender Dachverband 
führt seit 2006 eine Veranstaltungsreihe für und mit Mi- 
grantenorganisationen durch, die die fachliche Entwick- 
lung und Vernetzung unterstützen soll.^^* Die Arbeits- 
gruppe „Migration/Integration“ des BBE hält darüber 
hinaus einen kontinuierlichen fachlichen Dialog zwischen 
Trägem des Engagements und Migrantenorganisationen 
aufrecht. 

Projekte, in denen etablierte Einrichtungen und Mi- 
grantenorganisationen auf gleicher Augenhöhe und mit 
gleichen Partizipationsrechten kooperieren, gelten als be- 
sonders geeignet, Migrantenorganisationen dauerhaft zu 
stärken und damit Migrantinnen und Migranten verstärkt 
in das bürgerschaftliche Engagement und die Integra- 
tionsarbeit vor Ort einzubinden. Ein solches Modell 
erarbeitet das Landesnetzwerk Bürgerschaftliches Enga- 


Bundesamt für Migration und Flüchtlinge/Stiftung Bürger für Bürger 
(Hrsg.)’ Engagiert für Integration. Erkenntnisse und Handlungsemp- 
fehlungen aus 16 Modellprojekten zum interkulturellen bürgerschaft- 
lichen Engagement, Nürnberg 2010. 

567 Ebd.,S.77. 

568 Das BMFSFJ fördert die Arbeit der Geschäftsstelle des BBE. 


gement Bayern (LBE) gemeinsam mit der Arbeits- 
gemeinschaft der Ausländerbeiräte Bayerns (AGABY). 
Migrantenorganisationen auf kommunaler wie auf 
Landesebene sowie deutsche Einrichtungen der Freiwilli- 
genarbeit entwickeln gemeinsam Fortbildungs-, Qualifi- 
zierangs- und Unterstützungsangebote, um die Rahmen- 
bedingungen für ihr Engagemenf im Bereich Infegrafion 
zu verbessem.^^® Die Projekterfahmngen zeigen, dass auf 
dieser parifäfischen Grandlage auf die Potenziale beider 
Seiten - der Migrantinnen und Migranten auf der einen 
und der etablierten Akteure und Träger auf der anderen 
Seite - zurückgegriffen werden kann. Die Beteiligten 
profitieren beiderseits und nach Auskunft der Träger, ge- 
rade auch von dem beispielhaften Engagement von Mi- 
grantinnen und Migranten bei der Gestaltung des Integra- 
tionsprozesses in Bayern.^’*’ 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freiwilligenagentu- 
ren (bagfa e.V.) hat im Jahr 2010 mit vier Freiwilligen- 
agenturen das Projekt „Qualitätsentwicklung von Frei- 
willigenagenturen im Bereich Migration“ gestartet. Es 
werden Lösungen und innovative Ideen entwickelt, die 
zur interkulturellen Öffnung von Freiwilligenagenturen 
beitragen und helfen, die Engagementbeteiligung von Mi- 
grantinnen und Migranten erhöhen helfen. Die Ergeb- 
nisse sollen in einem Leitfaden veröffentlicht werden und 
in das bagfa-Qualitätsmanagement einfiießen. 

Die Beauftragte begrüßt die Maßnahmen, die nicht-staat- 
liche Organisationen einleiten, um ihre Strukturen auch 
für Menschen mit Migrationshintergrund und für die Zu- 
sammenarbeif mif Migranfenorganisationen zu öffnen. 
Das Projekf-Tandem haf sich hierbei als geeignefe Form 
erwiesen, in der interkulturelle Öffnung, paritätische Be- 
teiligung von Migrantenorganisationen und deren Kom- 
petenzerwerb gemeinsam verfolgt werden können. Die 
Beauftragte empfiehlt daher, Projekt-Tandems auch in an- 
deren Förderbereichen und Maßnahmen zu erproben. 

8. Interkulturelle Öffnung 

8.1 Die interkulturelle Öffnung des 

öffentlichen Dienstes 

Die staatliche und kommunale Verwaltung in Deutsch- 
land befindet sich in einem tiefgreifenden Modemisie- 
rangsprozess. Dieser Moderaisierangsprozess muss - ne- 
ben einer stärkeren Leistungsorientierang und einer 
größeren Durchlässigkeit zwischen den einzelnen Lauf- 
bahngrappen - u. a. auch die aus der zunehmenden Inter- 
nationalisierang bzw. Europäisierung vieler Lebens- und 
Rechtsbereiche resultierenden Erfordernisse reflektieren 
und einbeziehen. Hierbei werden insbesondere auch die 
Zuwanderangsgeschichte Deutschlands und die gegen- 
wärtige Zuwanderung nach Deutschland und Europa stär- 
ker als bisher zu berücksichtigen sein. Interkulturelle Öff- 
nung der Verwaltung bedeutet vor diesem Hintergrund 
auch, dass der öffentliche Dienst auf allen Ebenen die 


569 http://www.agaby.de/Projekt.3 12.0. html; siehe auch http://www.ge- 
meinsam-engagiert.net. 

570 Ebd. 
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kulturelle und ethnisehe Vielfalt der Bevölkerung ange- 
messen berüeksiehtigt. Interkulturelle Öffnung ist damit 
ein wiehtiger Bestandteil der Integrationspolitik, ob auf 
Bundesebene, Landesebene oder in den Kommunen. Ge- 
rade in den Kommunen finden die Begegnungen von 
Mensehen mit und ohne Migrationshintergrund in Naeh- 
barsehaften, in den Städten bzw. Gemeinden, Stadtvier- 
teln und Quartieren statt. Gerade in den Kommunen zeigt 
sieh besonders eindrüeklieh, ob Integration gelingt oder 
misslingt. 

Der öffentliehe Dienst ist in Fragen gesellsehaftlieher Re- 
präsentation bestimmter Bevölkerungsgruppen im Be- 
sehäftigungssystem in Deutsehland immer aueh in einer 
Vorreiter- oder Vorbildfunktion. Diese Funktionen will 
die Bundesregierung - gemeinsam mit den öffentliehen 
Verwaltungen in den Ländern und Kommunen - naehhal- 
tig aus füllen und mit Bliek auf Migrantinnen und Migran- 
ten im öffentliehen Dienst deutlieh stärken. Dies ist eine 
politisehe Riehtungsentseheidung, die aueh in Zeiten Gel- 
tung beansprueht, in denen es zu einem Abbau von Perso- 
nal in der öffentliehen Verwaltung kommen kann. Eine 
weitere Begründung für eine verstärkte interkulturelle 
Öffnung des öffentliehen Dienstes liegt in der wiehtigen 
Rolle der öffentliehen Verwaltungen für alle in Deutseh- 
land lebenden Bevölkerungsgruppen. Reehte können nur 
dann wahrgenommen und Pfliehten nur dann angemessen 
erfüllt werden, wenn Migrantinnen und Migranten um sie 
wissen und Behördenmitarbeiterinnen und Behördenmit- 
arbeiter spezifisehe Bedürfnisse ihrer Kundinnen und 
Kunden professionell in ihrer Arbeit mitdenken und auf- 
tretende Verständigungsprobleme lösen können. Defizite 
der Integration und der interkulturellen Öffnung der Ver- 
waltung sind im Verhältnis von Behörden zu Zuwande- 
rem besonders spürbar. So kann es zu Missverständnissen 
oder sogar Konflikten kommen, die nieht nur auf Kom- 
munikationsproblemen beruhen. Um dem entgegen zu 
wirken, sind ein Wissen um kulturelle Ursaehen sowie 
Kenntnisse über die soziale und reehtliehe Situation der 
Migrantinnen und Migranten unverziehtbar. Dasselbe gilt 
selbstverständlieh für Fremdspraehkenntnisse. 

Auf Seiten der Migrantinnen und Migranten bestehen 
mitunter Sehwellenängste und Informationsdefizite. In- 
terkulturelle Öffnung der Verwaltung bedeutet also aueh, 
Strukturen und Verfahren transparent und verständlieh zu 
organisieren, Leistungen an den Bedürfnissen der Ziel- 
gruppe auszuriehten und mögliehe Zugangsbarrieren zu 
identifizieren und soweit wie möglieh zu überwinden. 

Deshalb muss vor allem der Personalbestand öffentlieher 
Verwaltungen und Betriebe die Bevölkerungsstruktur so 
weit wie möglieh widerspiegeln, und zwar auf allen Ebe- 
nen. Hier gibt es noeh einen deutliehen Naehholbedarf 
So fehlt es bereits an aussagekräftigen Daten, die eine 
entspreehend erfolgreiehe Personalplanung erlauben. 
Ebenso fehlt ein ganzheitliehes Konzept, das neben den 
Personalbedarfen aueh die demografisehen Aspekte und 
Diversity-Gesiehtspunkte einbezieht. 

Der Mikrozensus 2008 weist die Erwerbstätigenzahlen im 
öffentliehen Dienst nur für den Bund, die Länder und die 
Kommunen gemeinsam aus. Danaeh haften von insge- 


samt 4 876 000 Vollzeitbesehäftigten des öffentliehen 
Dienstes insgesamt 411 000, also rd. 8,4 Prozent, einen 
Migrationshintergrund: Bei den Teilzeitbesehäftigten war 
das Zahlenverhältnis 1 747 000 zu 208 000 (11,9 Pro- 
zent). Diese Zahlen verdeutliehen, dass Migrantinnen und 
Migranten im öffentliehen Sektor unterrepräsentiert sind. 

Der Bund, die Länder und die Kommunen haben sieh im 
Nationalen Integrationsplan darauf verständigt, den An- 
teil von Mensehen mit Migrationshintergrund in ihren 
Verwaltungen unter Berüeksiehtigung von Eignung, Be- 
fähigung und faehlieher Leisfung zu erhöhen. Die Beauf- 
tragfe regf an, einen Sehwerpunkt im Bereieh der inter- 
kulturellen Öffnung auf das Themenfeld „Migrantinnen 
und Migranten im öffentliehen Dienst“ zu setzen.^^' 

Der Bund hat dabei betont, dass in diesem Prozess 
spraehliehe und interkulturelle Kompetenzen angemessen 
zu berüeksichtigen sind, d. h. diese im Rahmen von Aus- 
sehreibungen als wesentliehe Einstellungskriterien aufge- 
nommen werden können. Diese Riehtung wurde mit dem 
Koalitionsvertrag erneut bekräftigt und müsste sowohl zu 
einer Erhöhung der Zahl von Bewerbungen von Personen 
mit Migrationshintergrund als aueh der Zahl der Besehäf- 
tigten mit Migrationshintergrund im öffentliehen Dienst 
beitragen. 

Ein Beispiel auf Bundesebene zur Umsetzung des inter- 
kulturellen Öffnungsprozesses in der Bundesverwaltung 
sind die Maßnahmen des Bundesamtes für Migration und 
Flüehtlinge. Es hat einen Leitfaden entwiekelt, der über 
das Bundesministerium des Innern inzwisehen in allen 
Gesehäftsbereiehsbehörden zur Verfügung gesfellt wurde. 
Neben den inferkulfurellen Sehulungen wird vor allem 
auf Instrumente wie z. B. verstärkte Öffentliehkeits- und 
Netzwerkarbeit und Erhöhung der Präsenz an Sehulen 
und Universitäten abgestellt. Stellenaussehreibungen 
wurden um den Zusatz „Bewerbungen aller Nationalitä- 
ten werden begrüßt“ ergänzt. 

Aueh die für Integration zuständigen Ministerinnen und 
Minister bzw. Senatorinnen und Senatoren der Länder ha- 
ben das Thema auf ihrer 5. Konferenz am 19. März 2010 
aufgegriffen. 

Länder wie etwa Nordrhein- Westfalen, Hessen, Berlin 
und Hamburg werben entspreehend verstärkt um Zuwan- 
derinnen und Zuwanderer. Eine Vorreiterrolle hat hierbei 
bisher die Polizei inne, und zwar gleiehermaßen bei den 
Ländern wie beim Bund. So sind seit Anfang 2010 in 
einem Pilotprojekt bei der Bundespolizeidirektion 
Flughafen Frankfurt am Main im Auftrag des Bundes- 
innenministeriums Jugendliehe mit Migrationshinter- 
grund Sehwerpunkt der Naehwuehswerbung im Rhein- 
Main-Gebiet. 

Der öffentliehe Dienst konkurriert bei der Rekrutierung 
gut qualifizierter Besehäftigter mit Migrationshintergrund 
mit privaten, aueh international tätigen Unternehmen. Für 
diese sind interkulturelle Kompetenz und Mehrspraehig- 
keit mögliehst vieler Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 


Vgl. dazu Erläuterungen unter 1. 1 . 1 .2. 
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oftmals längst Bestandteil gezielter Personalplanung, um 
im Wettbewerb bestehen zu können. Um den Prozess der 
interkulturellen Öffnung zu beschleunigen, hat die Beauf- 
tragte im September 2009 Vertreterinnen und Vertreter 
aus solchen Unternehmen und aus den öffentlichen Ver- 
waltungen eingeladen, um einen Erfahrungsaustausch zu 
ermöglichen. 

Die Beauftragte unterstützt die Öffnung auch im Rahmen 
der „Charta der Vielfalt“. Diese Initiative richtet sich mit 
dem Anliegen an Unternehmen und Behörden, den Anteil 
der Beschäftigten mit Migrationshintergrund zu erhöhen 
und die interkulturellen Kompetenzen der Mitarbeiter- 
schaft zu erweitern. Inzwischen haben über 800 Unter- 
nehmen und öffentliche Einrichtungen mit mehr als 
4,6 Millionen Beschäftigten die Charta unterzeichnet. Sie 
bekennen sich damit zu einer Unternehmens- und Behör- 
denkultur, für die Vielfalt ein Schlüsselfaktor für die in- 
ternationale Wettbewerbsfähigkeit und das wirtschaftli- 
che Wachstum ist. 

Im Mai 2009 hatte die Beauftragte die Integrations- und 
Ausländerbeauftragten der Länder und Kommunen zur 
Bundeskonferenz nach Duisburg eingeladen, um einen 
Erfahrungsaustausch über gemeinsame integrationspoliti- 
sche Maßnahmen und die Rahmenbedingungen von Öff- 
nungs- und Reformprozessen zu ermöglichen. Die Ta- 
gung zeigte, dass 

- interkulturelle Kompetenz als fester Bestandteil bei 
der Personalplanung sowie der Rekrutierung, der Aus- 
und der Fortbildung des Personals als Qualitätsstan- 
dard etabliert werden muss; 

- interkulturelle Öffnung der Verwaltung nicht auf den 
Kembereich der Verwaltung beschränkt werden darf 
Sie muss sich vielmehr als integrierte Handlungsstra- 
tegie auf möglichst alle Bereiche und Hierarchieebe- 
nen der Behörden erstrecken, insbesondere auch auf 
die Führungsebenen; 

- Informations-, Beratungs-, Betreuungsangebote und/ 
oder andere Dienstleistungen fortlaufend daraufhin 
überprüft werden müssen, inwieweit sie interkulturell 
relevante Anforderungen (z. B. mehrsprachige Ange- 
bote, kulturelle Sensibilität) erfüllen; 

- interkulfurelle Öffnung ein in Teilen als tiefgreifend 
empfundenes Umsfeuem bei der Organisation, der Ar- 
beitspraxis und der Zusammenarbeit in den Behörden 
bedeutet. 

Ein solches Umsteuem kann Vorbehalte und Widerstände 
erzeugen. Interkulturelle Öffnung muss daher als Verän- 
derungsprozess verstanden und kommuniziert werden. 
Sie muss langfristig angelegt und mit Beständigkeit vor- 
angetrieben werden. Sie sollte daher unbedingt „Chef- 
sache“ sein. Soweit Größe und Struktur dies erlauben, 
sollte jeweils eine eigenständige Organisationseinheit 
eingerichtet werden, die die interkulturelle Öffnung als 
Querschnittsfunktion in allen Verwaltungsbereichen und 
auf allen Ebenen koordiniert und weiter entwickelt. 

Viele Kommunen sind seit vielen Jahren bemüht, bürger- 
näher und serviceorientierter zu werden. Sie haben im 


Bereich der Personal- und Organisationsentwicklung 
Konzepte entwickelt, die die wachsende Vielfalt der Be- 
völkerung und die dadurch entstehenden Herausforderun- 
gen systematisch berücksichtigen. Dabei zeigt sich zwar, 
dass es keine Patentrezepte einer gelingenden kommuna- 
len Integrationspolitik gibt. Vielmehr muss Ausgangs- 
punkt jeder Strategie in diesem Bereich die möglichst 
konkrete Analyse der Situation vor Ort sein. Dennoch las- 
sen sich allgemein gültige Empfehlungen und Beispiele 
guter Praxis geben. 

So legte die Kommunale Gemeinschaftsstelle (KGSt) im 
Jahr 2008 ein Modell zur interkulturellen Öffnung für 
Kommunen vor. ln sieben Handlungsschriffen wird 
Kommunalverwaltungen ein Weg aufgezeigt, der „es er- 
möglicht, mit einem Ansatz strategischer Steuerung die 
bisherigen Aktivitäten zur interkulturellen Öffnung der 
Verwaltung einer Revision zu unterziehen und darauf auf- 
bauend die weitere Entwicklung zu strukturieren. Dabei 
hat jede Kommune, abhängig von ihrer Situation und ih- 
ren Zielen, ihre eigene Strategie zu entwickeln. 

Der Deutsche Städtetag hat bereits 2007, ausdrücklich an- 
knüpfend an seine Selbstverpflichtungen im Nationalen 
Integrationsplan, eine Publikation herausgegeben, in der 
- ausgehend von konkreten Projekten und Beispielen ge- 
lungener kommunaler Integrationsarbeit - Handlungs- 
empfehlungen erstellt werden, die „Anregungen für die 
kommunale Praxis liefern (sollen), wie kommunale Inte- 
grationspolitik gestaltet und intensiviert werden kann“.^^^ 

Im Rahmen der Integrationsstrategien auf der Länder- 
ebene oder der kommunalen Ebene sind bisher unter- 
schiedliche Schritte unternommen worden. Einige Kom- 
munen, z. B. München, Duisburg, Osnabrück, Frankfurt 
am Main oder Stuttgart, verfügen über Gesamfkonzepfe 
zur interkulturellen Öffnung der Stadtverwaltung, wäh- 
rend andere Kommunen Projekte zur interkulturellen Öff- 
nung in Einzelbereichen fordern. 

Häufig isf auch ein Informationsdefizif Ursache für die 
geringe Anzahl von Bewerbungen von Schulabgängern 
mit Migrationshintergrund. Die für die Personalgewin- 
nung zusfändigen Arbeitsbereiche des öffentlichen Diens- 
tes in Deutschland müssen ihre Verbindungen zu 
Migrantenorganisationen und -verbänden systematisch 
ausbauen. Karrierenetzwerke bestehen bisher kaum. Die 
Einbindung von Migrantenorganisationen und -verbän- 
den könnte hier Abhilfe schaffen. Sie kann dazu beitra- 
gen, dass die Potenziale dieser Organisationen und Ver- 
bände für den Prozess genufzf werden. Diese Maßnahmen 
umfassen Präsenfation in den Medien und der Öffentlich- 
keif, Kooperationen mit Schulen, Informationen für El- 
fem, Vereine und andere Träger sowie eine Fördemng im 
Auswahl- und Bewerbungsverfahren in Form von Prak- 
tika und Beratungen. Daneben werden junge Migrantin- 
nen und Migranten vor und während der Ausbildung 
durch Deutschförderkurse, Beratungsangebote und indi- 


KGSt: Interkulturelle Öffnung. In sieben Schritten zur Interkulturel- 
len Öffnung der Verwaltung, Materialien Nr. 5/2008, Köln 2008. 
Deutscher Städtetag: Integration von Zuwanderem. Erfahrungen und 
Anregungen aus der Praxis in den Städten, Berlin und Köln 2007. 
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viduelle Förderung (Coaching) begleitet, um fehlende 
Qualifikationen auszugleichen. Hier einige Beispiele: 

Das Land Berlin wirbt unter dem Motto „Berlin braucht 
dich“ seit 2006 mit Werbekampagnen an Schulen, um 
Migrantinnen und Migranten als Auszubildende zu ge- 
winnen. Es spricht Jugendliche, Eltern und Lehrkräfte an. 
Im Mittelpunkt stehen Aktivitäten zur Berufsorientie- 
rung, die Schulen und Betriebe gemeinsam durchfuhren, 
z. B. Informationsveranstaltungen in den Betrieben und 
den Schulen mit Auszubildenden, Ausbildern und den 
Berufsberatern. 

Die Kampagne zeigt folgendes Ergebnis: Im Jahr 2008 
hatte fast jeder Sechste neu eingestellte Auszubildende im 
öffentlichen Dienst einen Migrationshintergrund. Im Jahr 
2006 war es nur jeder Zwölfte gewesen.^’"* Auch die Ber- 
liner Polizei stellte in den vergangenen Jahren gezielt 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Migrationshinter- 
grund ein. Von den im Herbst 2008 eingestellten 
462 Auszubildenden hatten 40 (knapp 10 Prozent) einen 
Migrationshintergrund. Auch die Freie Hansestadt Bre- 
men folgt diesem Konzept mit einer öffentlichen Ausbil- 
dungskampagne seit September 2009 unter dem Motto: 
„Du bist der Schlüssel . . .“. 

Die Verwaltung der Freien und Hansestadt Hamburg lei- 
tet für sich als Arbeifgeber eine besondere Veranfwortung 
ab. Ziel isf es. Jugendlichen mit Migrationshintergrund in 
den Berufen der hamburgischen Verwaltung eine gleich- 
berechtigte Teilhabe und Gestaltung des beruflichen Wer- 
deganges zu ermöglichen. Interkulturelles Personalma- 
nagement ist ein Schwerpunktthema in der Umsetzung 
dieser Maßnahme. Zum einen sollen die Ausbildungs- 
und Beschäftigtenanteile der Personen mit Migrations- 
hintergrund gehoben werden. Zum anderen sollen auch 
interkulturelle Fortbildungsangebote für die Beschäftig- 
fen realisierf werden. Vor diesem Hintergrund hat der 
Erste Bürgermeister der Freien und Hansestadt Hamburg 
am 10. November 2008 die „Charta der Vielfalt“ der Be- 
auftragten unterzeichnet. 

Ausbildungsplätze werden in den Bereichen Justiz, 
Steuer, Polizei, Feuerwehr, Strafvollzug und allgemeine 
Verwaltung angeboten. Die Jugendlichen mit Migrations- 
hintergrund werden erreicht durch Kooperationen mit Mi- 
grantenorganisationen, Schulen, Vereinen, Eltern- und 
Kulturverbänden und durch die Nutzung fremdsprachiger 
Medien. Hamburg verfolgt das Ziel, den Anteil junger 
Menschen mit Migrationshintergrund in der Verwaltung 
von 5,2 Prozent im Jahr 2006 auf 20 Prozent im Jahr 2011 
in den Ausbildungen des mittleren und gehobenen Diens- 
tes zu steigern. Die Einstellungen in die Ausbildungen 
werden bedarfsorientiert geplant und vorgenommen, so 
dass die Chancen auf Übernahme nach der Ausbildung 
hoch sind. Im Jahr 2008 ist Hamburg mit einer Steigerung 
auf 12,4 Prozent seinem Ziel bereits einen großen Schritt 
näher gekommen. 


574 Vgl. Erster Umsetzungsbericht zum Berliner Integrationskonzept 
2007 bis 2009, S. 19. 


ln Nordrhein- Westfalen hat sich ein Netzwerk der Lehr- 
kräfte mit Zuwanderungsgeschichte gebildet, dem u. a. 
auch die Landesregierung Nordrhein- Westfalen und das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge angehören. 
Dies ist gerade mit Blick auf den steigenden Anteil von 
Schülerinnen und Schülern aus Migrantenfamilien an 
Schulen in Deutschland ein wichtiges Signal. Auch in 
diesem Bereich sollte noch stärker geworben werden, um 
Menschen mit Migrationshintergrund für den Lehrerberuf 
zu inferessieren. 

ln der Stadt Osnabrück wird das Programm „IQ (Interkul- 
turelle Qualität) im Unternehmen Stadt - Mentoring für 
Migrantinnen und Migranten“ durchgeführt. Dieses Pro- 
gramm hat die frühzeitige Förderung und Integration von 
Migrantinnen und Migranten in der Stadtverwaltung zum 
Ziel. Es soll sie praxisnah mit intensivem Bürgerkontakt 
auf berufliche Anforderungen und Führungspositionen 
vorbereiten. 

Die Stadt Nürnberg hat seit der Einrichtung der Koordi- 
nierungsgruppe Integration im Jahre 2002 eine Vielzahl 
von Maßnahmen zur interkulturellen Qualifizierung der 
kommunalen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter entwi- 
ckelt, die im Laufe der Zeit intensiviert wurden. Jede Per- 
son erhält für die gesamte Dauer der Ausbildung und im 
Rahmen der Führungsqualifizierung ein intensives inter- 
kulturelles Training. 

Es lässt sich resümieren, dass innerhalb der öffentlichen 
Verwaltung zahlreiche Initiativen gestartet worden sind, 
die in die richtige Richtung weisen. Das im Nationalen 
Integrationsplan in den Blick genommene Ziel, innerhalb 
des öffentlichen Dienstes interkulturelle Kompetenzen als 
Einstellungskriterium zu etablieren und im Rahmen von 
Einstellungsverfahren Personen mit Migrationshinter- 
grund angemessen zu berücksichtigen, ist allerdings noch 
nicht erreicht. 

8.2 Kultursensible Altenhilfe 

8.2.1 Alternde Migrantenbevölkerung 

Das durchschnittliche Alter der Bevölkerung mit Migra- 
tionshintergrund wächst ebenso wie das der Bevölkerung 
ohne Migrationshintergrund. Der Anteil der über 65-jäh- 
rigen Personen mit Migrationshintergrund an der Gesamt- 
bevölkerung, der im Jahr 2008 8,5 Prozent betrug, wird in 
den kommenden Jahren ansteigen. Bereits jetzt findet 
sich in der Altersgruppe der 55- bis 65-Jährigen Personen 
ein Anteil von 14,8 Prozent mit Migrationshintergrund. 
Der Blick auf die folgenden Jahrgänge zeigt, dass dieser 
Trend sich noch verstärken wird. (vgl. Tabelle 37). Immer 
mehr Menschen mit Migrationshintergrund erreichen also 
ein Alter, in dem sie potenziell auf Unterstützung und 
Pflege angewiesen sind. 

Es ist davon auszugehen, dass Migrantinnen und Migran- 
ten nicht - wie es lange Zeit angenommen wurde - mit 
Beendigung ihres Berufslebens in Deutschland in ihre 
Herkunftsländer zurückkehren. Es gibt zwar durchaus äl- 
tere Migrantinnen und Migranten, die zwischen den Her- 
kunftsländern und Deutschland hin- und herpendeln, so- 
fern dies die finanziellen Verhältnisse zulassen. Aber der 
Lebensmittelpunkt liegt bei den meisten schon deshalb in 
Deutschland, weil die Kinder und Enkelkinder hier leben. 
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Tabelle 37 


Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund an der Gesamtbevölkerung 
im Jahr 2008 nach Altersgruppen 


Bevölkerung 2008 

Bevölkerung 
- im Alter 
von ... bis unter ... 
Jahren 

insgesamt 

ohne Migrations- 
hintergrund 

mit Migrations- 
hintergrund im 
weiteren Sinn 

Anteil der 
Bevölkerung mit 
Migrations- 
hintergrund 
in% 


in 1000 


00-05 

3.359 

2.202 

1.156 

34,4 

05-10 

3.680 

2.533 

1.147 

31,2 

10-15 

3.870 

2.762 

1.108 

28,6 

15-20 

4.650 

3.486 

1.164 

25,0 

20-25 

4.880 

3.754 

1.125 

23,1 

25-35 

9.635 

7.121 

2.514 

26,1 

35-45 

13.044 

10.570 

2.473 

19,0 

45-55 

12.412 

10.414 

1.998 

16,1 

55-65 

9.770 

8.324 

1.446 

14,8 

65-75 

9.907 

8.968 

940 

9,5 

75-85 

5.298 

4.889 

409 

7,7 

85-95 

1.522 

1.442 

80 

5,3 

95 und mehr 

109 

104 

/ 



Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008 


8.2.2 Generationsbeziehungen in der zweiten 
Lebenshäifte 

Die Studie „Gar nicht so anders“^^^ untersucht erstmals 
auf repräsentativer Datenbasis (Daten des Deutschen Al- 
terssurveys 2002 und des Sozioökonomischen Panels 
2001), wie sich die Beziehungen zwischen Eltern und er- 
wachsenen Kindern bei der einheimischen und der einge- 
wanderten Bevölkerung unterscheiden. Insbesondere er- 
forscht wurden Unterschiede im Familienzusammenhalt 
und bei den Unterstützungspotenzialen. Für die Mehrheit 
aller Beziehungen in beiden Gruppen wurde eine große 
emotionale Verbundenheit und ein häufiger Kontakt fest- 
gestellt. Die Studie stellt gleichwohl fest, dass Migrantin- 
nen und Migranten etwas häufiger als Menschen ohne 
Migrationshintergrund mit einem erwachsenen Kind im 
selben Haus leben. Auch im Bereich der intergenerationa- 
len Unterstützung wurden Unterschiede ausgemacht: Im 


Helen Baykara-Krumme, Gar nicht so anders: Eine vergleichende 
Analyse der Generationenbeziehungen bei Migranten und Einheimi- 
schen in der zweiten Lebenshälfte, Discussion Paper Nr. SP IV 2007- 
604, Wissenschaftszentrum Berlin (WZB) 2007. 


Gegensatz zu Menschen ohne Migrationshintergrund fin- 
den sich Migrantinnen und Migranten finanziell eher in 
einer doppelten Geberrolle. Unterstützung wird sowohl 
an die Kinder als auch an die Eltern geleistet. Die Studie 
spricht hier von einer Nettozahlergeneration. Trotz der 
doppelten Geberrolle unterstützen sie allerdings ihre eige- 
nen Kinder finanziell vergleichsweise seltener als Men- 
schen ohne Migrationshintergrund, wofür die materielle 
Lage und nicht kulturelle Unterschiede verantwortlich ge- 
macht werden. Zusammenfassend kommt die Studie zu 
dem Schluss, dass die Generationenbeziehungen bei bei- 
den Gruppen ähnlicher sind als allgemein angenommen, 
und kulturelle Unterschiede beim Thema Familienzusam- 
menhalt überschätzt werden. 

8.2.3 Die interkulturelle Öffnung der 
Altenhilfe 

Für die Einrichtungen der Altenhilfe bedeutet die demo- 
graphische Entwicklung, dass sie sich auf eine sich verän- 
dernde Zielgruppe einstellen müssen. Es gibt immer mehr 
ältere Menschen mit Migrationshintergrund. Allein in den 
letzten Jahre wuchs die Gruppe der Menschen mit Migra- 
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tionshintergrund im Alter von 65 Jahren und älter von rd. 
1,2 Millionen im Jahr 2005 auf rd. 1,4 Millionen im Jahr 
2008.^^^ Diese Gruppe verlässt sieh nieht aussehließlieh 
auf familiäre Hilfe - so eine weit verbreitete frühere An- 
nahme -, sondern ist in ähnlieher Weise wie die älteren 
Mensehen ohne Migrationshintergrund auf Hilfs- und 
Unterstützungsangebote von außen angewiesen. Die in- 
terkulturelle Öffnung der Einriehtungen wird somit für 
die Träger der Altenhilfe immer mehr zu einer Notwen- 
digkeit. Zugleieh bedeutet sie einen eehten Wettbewerbs- 
vorteil. Eine wiehtige Voraussetzung für die interkultu- 
relle Öffnung ist die Verankerung interkultureller Aspekte 
in den Regelungen des Bundes zur Altenpflegeausbil- 
dung. 

Die Entwieklung von kultursensiblen Angeboten stellt 
sieher, dass die Angebote der Altenhilfe von allen Ziel- 
gruppen aueh in Ansprueh genommen werden. Gleiehzei- 
tig kommt es darauf an, ältere Migrantinnen und Mi- 
granten nieht einer verallgemeinernd ethnisierenden und 
somit diskriminierenden Behandlung auszusetzen. Im 
Kern geht es bei der interkulturellen Öffnung darum, den 
Mensehen als Individuum mit seinen Bedürfnissen und 
seiner Biografie wahr- und emstzunehmen. Insofern kann 
aueh die Bevölkemng ohne Migrationshintergrand von 
einer größeren Vielfalt des Angebotes und vertieftem Ver- 
ständnis für die Lebenssituation von Mensehen profitie- 
ren. 

Die Beauftragte empfiehlt daher, Mensehen mit Migra- 
tionshintergmnd gezielt über die bestehenden Mög- 
liehkeiten der Altenhilfe zu informieren und Angebote 
bereitzuhalten, die auf untersehiedliehe Bedürfnisse zu- 
gesehnitten sind. 

Allerdings können sieh ältere Migrantinnen und Migran- 
ten zum Teil nur sehwer auf Deutseh verständigen, da es 
sieh überwiegend - noeh - um die erste Generation von 
Migrantinnen und -migranten handelt, also Personen die 
nieht in Deutsehland aufgewaehsen sind. Besonders 
sehwierig wird die spraehliehe Verständigung außerdem 
dann, wenn die Mensehen an demenziellen Erkrankungen 
leiden. Diese führen häufig dazu, dass die deutsehe Spra- 
ehe als erworbene Zweitspraehe vergessen wird, und eine 
Verständigung nur noeh in der jeweiligen Mutterspraehe 
möglieh ist. Für besonders wiehtig hält die Beauftragte es 
daher, dass ältere Migrantinnen und Migranten in den 
Einriehtungen zweispraehiges Personal vorfinden, dass 
mit ihnen in ihren jeweiligen Mutterspraehen kommuni- 
zieren kann. 

Die Wohlfahrtsverbände haben sieh auf versehiedene 
Weise (so z. B. Rahmenkonzeptionen beim DRK, bei der 
Diakonie und der AWO, Eekpunkte beim Deutsehen Ca- 
ritas- Verband) für die interkulturelle Öffnung ihrer Ein- 
riehtungen ausgesproehen. Die Beauftragte begrüßt dies 
und regt zusätzlieh die Entwieklung von Kriterien an, die 
die interkulturelle Öffnung der Einriehtungen der Alten- 
hilfe qualitativ und quantitativ mess- und überprüfbar ma- 
ehen. 


Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2005 und 2008. 


Die Sensibilisiemng der Pfiegeeinriehtungen und des 
Pflegepersonals für besondere Bedürfnisse älterer Men- 
sehen mit Migrationshintergmnd ist aueh infolge des Na- 
tionalen Integrationsplans (NIP) in mehreren Ländern zu 
einem Handlungsfeld der Integrationspolitik geworden.^’^ 
Hinzu kommt das Bemühen, Mensehen mit Migrations- 
hintergmnd für eine Ausbildung und die Besehäftigung 
im Altenpfiegebereieh zu gewinnen. 

Zu den Maßnahmen gehören z. B. in Rheinland-Pfalz die 
Aufnahme der Förderang der kultursensiblen Senioren- 
arbeit in die Landesintegrationskonzepte. Dort wurde 
aueh die Publikation „Interkulturell pflegen“ eingesetzt, 
um Regeldienste dabei zu unterstützen, auf die besonde- 
ren Belange von älteren, pflegebedürftigen Mensehen mit 
Migrationshintergrand einzugehen. 

Im Landesprogramm „Älter werden in M-V“ des Landes 
Meeklenburg- Vorpommern sind Maßnahmen und Pro- 
jekte enthalten, die ältere Mensehen mit Migrationshin- 
tergrand berüeksiehtigen und ihnen den Zugang zu 
Angeboten ermögliehen, während Saehsen-Anhalt auf 
Fortbildungsangebote zur kultursensiblen Altenpfiege für 
Pfiegefaeh- und Hilfskräfte setzt. 

In Berlin wird seit dem Jahr 1999 im Rahmen eines treu- 
händerisehen Vertrags mit den Wohlfahrtsverbänden (so 
genannter LIGA-Vertrag) das Kompetenzzentram „Inter- 
kulturelle Öffnung der Altenhilfe“ gefördert. Mit diesem 
Kooperationsprojekt von Arbeiterwohlfahrt und Caritas 
wird die Aufnahme und Betreuung älterer Migrantinnen 
und Migranten in Diensten und Einriehtungen der Regel- 
versorgung gefördert. Es soll sowohl die Zugangsbarrie- 
ren auf Seiten der Migrantinnen und Migranten als aueh 
auf Seiten der Altenhilfe abbauen. 

Nordrhein- Westfalen hat die Handlungsempfehlungen 
„Ältere Mensehen mit Zuwanderangsgesehiehte“ für un- 
terschiedliehe Handlungsfelder wie Wohnen, haushalts- 
nahe Dienstleistungen, Kultur und Freizeit, Gesundheit, 
Neue Medien, Sport, usw. verabschiedet. In Nordrhein- 
Westfalen wurde zudem vom Landesministerium für Ge- 
nerationen, Familie, Frauen und Integration und der Euro- 
päischen Union das Projekt AAMEE (Active Ageing of 
Migrant Eiders across Europe) durchgeführt, das auf die 
Förderung des aktiven Altems älterer Menschen mit Mi- 
grationshintergrand und ihre soziale, kulturelle und wirt- 
schaftliche Integration abzielt. Bestandteile des Projektes 
waren zwei Good-Practice- Wettbewerbe, die sich an Or- 
ganisationen und Vereine aus dem gemeinnützigen Sektor 
sowie an Nicht-Regierangsorganisationen und Kommu- 
nalbehörden richteten. Es wurde ein europäisches Netz- 
werk zum Thema Altem in der Migration aufgebaut und 
das Memorandum „Ältere Menschen mit Zuwanderangs- 
geschichte in Europa - von Herausforderungen zu Chan- 
cen“^’* erarbeitet. 

Das Saarland und Sachsen-Anhalt berücksichtigten das 
Thema Integration als Bestandteile der jeweiligen landes- 


577 Ygi Nationaler Integrationsplan: Erster Fortschrittsbericht, Berlin 
2008, S. 174 ff. 

http://www.aamee.net/conf_08/memorandum/Bonn_Memorandum.pdf 
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politischen Seniorenkonzepte. Mit dem Hamburger Pro- 
jekt LENA (Lebenslanges berufliches Lernen) werden 
türkische Seniorinnen und Senioren und aus Russland zu- 
gewanderte Spätaussiedlerinnen und -aussiedler über die 
Angebote der Altenhilfe informiert. Gemeinsam mit ei- 
nem Dolmetscher besuchen die Seniorinnen und Senioren 
die Angebote der Altenhilfe, um sich selbst ein Bild zu 
machen. 

ln Hessen wurde das Modellprojekt „Kultursensible Al- 
tenpflege“ durchgeführt, das zum Ziel hatte, Menschen 
mit Migrationshintergrund für den Altenpflegeberuf zu 
gewinnen. 

Diese Auswahl unterschiedlicher Projekte zeigt die Viel- 
falt der Möglichkeiten zur interkulturellen Öffnung der 
Einrichtungen der Altenhilfe und Altenpflege. 

8.2.4 Das Memorandum für eine kultur- 
sensible Altenhilfe 

Der Arbeitskreis Charta für eine kultursensible Alten- 
hilfe, aus dem 2006 das Forum für eine kultursensible Al- 
tenhilfe hervorging, hatte im Jahr 2002 das „Memoran- 
dum für eine kulfursensible Altenhilfe“^^^ erarbeifef, das 
im Rahmen der Kampagne für eine kultursensible Alten- 
hiifgsso vorgestellt wurde. 

Das Memorandum war wegweisend für die inferkulturelle 
Öffnung der Altenhilfe und kann noch immer als Leitfa- 
den dafür befrachfef werden. Die Beauftragfe empfiehlf 
den Einrichtungen der Altenhilfe, das Memorandum zu 
unterstützen und die Anregungen umzusetzen. 

8.2.5 Forum für eine kultursensible Altenhilfe 

Das Forum für eine kultursensible Altenhilfe ist ein Zu- 
sammenschluss von Verbänden, Organisationen, Mi- 
grantenorganisationen und Institutionen^*', der sich für 
eine bessere Vemefzung der Alfenhilfe und Migrations- 
arbeif sowie der verstärkfen Bekanntmachung des Memo- 
randums für eine kulfursensible Alfenhilfe^*^ q.) ein- 
sefzf. 

Das Forum für eine kulfursensible Alfenhilfe informierf 
die Fachöffentlichkeif, unfersfüfzf die Vemefzung aller 
Interessierfen und biefef Unterstützungsmaßnahmen für 
örtliche Träger der Wohlfahrtspflege an. 


Arbeitskreis Charta für eine kultursensible Altenhilfe/Kuratorium 
Deutsche Altershilfe (Hrsg.): Memorandum für eine kultursensible 
Altenhilfe. Köln 2002. 

580 Vgl. 6. Lagebericht. 

Die Institutionen, die auf Bundesebene in diesem Forum Zusammen- 
arbeiten, sind das Kuratorium Deutsche Altershilfe e.V, der AWO 
Bundesverband e.V, das Deutsche Rote Kreuz, die Informations- 
und Kontaktstelle für die Arbeit mit älteren Migranten (IKoM), der 
Bundesverband Information und Beratung NS-Verfolgter, das Aus- 
länderreferat der Stadt Wolfsburg, der Caritasverband Frankfurt e.V, 
der Transkulturelle Pflegedienst GmbH Hannover, die Forschungsge- 
sellschaft für Gerontologie e.V, das Diakonische Werk der EKD, das 
Kompetenzzentrum „Interkulturelle Öffnung der Altenhilfe“ Berlin, 
der AWO Kreisverband Köln e.V. SeniorenNetzwerk und die Beauf- 
tragte. 

^*2 http://www.kultursensible-altenhilfe.de/download/materialien_kultur 
sensibel/memorandum2002.pdf. 


Die Mifglieder des Forams sefzen sich für die interkultu- 
relle Öffnung der Altenhilfe ein. Sie entwickeln das im 
Memorandum dargelegte Konzept weiter, führen Veran- 
staltungen durch und stellen fnformationsmaterialien und 
die Homepage www.kultursensible-altenhilfe.de bereit. 
Sie beraten außerdem Dienste und Einrichtungen. Der 
Großteil der Arbeit des Fomms findet in den Regional- 
stellen vor Ort statt. Die Koordinatorinnen und Koordina- 
toren der Regionalstellen^** führen regionale und lokale 
Koordiniemngstreffen zur Abstimmung und zum Erfah- 
mngsaustausch durch und organisieren Schulungen oder 
Fachtagungen. 

8.2.6 Vernetzungstagung des Forums für 
eine kultursensible Altenhilfe 

Im Jahr 2009 wurde in Bonn die zweite bundesweite „Ver- 
netzungstagung“ des Forums für eine kultursensible Alten- 
hilfe unter der Schirmherrschaft der Beauftragten durch- 
geführt. Die Veranstaltung bot Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern aus der Altenhilfe und -pflege, der Migrations- 
arbeit, Vertreterinnen und Vertretern von Migrantenorgani- 
sationen, Ehrenamtlichen mit und ohne Migrationshinter- 
grund und Personen, die Projekte zur interkulturellen 
Orientierung in der Altenhilfe planen und umsetzen wol- 
len, Gelegenheit zum Austausch und zur gegenseitigen 
Vernetzung. Insbesondere wurde auch die Möglichkeit 
geboten, sich mit der Unterzeichnung zu den Inhalten des 
Memorandums zu bekennen sowie Kontakt zu den Koor- 
dinatorinnen und Koordinatoren der Regionalgruppen 
aufzunehmen. 

Das Schwerpunktthema der Veranstaltung war das Ver- 
hältnis der Generationen untereinander. Besondere Be- 
deutung wurde dabei darauf gelegt, die Migrantinnen und 
Migranten selbst aktiv in die Podiumsdiskussionen und 
Workshops einzubeziehen und ihnen so die Möglichkeit 
zu geben, mit der Darstellung ihrer Erfahrungen und 
Sichtweisen zum Ergebnis der Veranstaltung beizutragen. 
Vor dem Hintergrund des Schwerpunktthemas wurden die 
Bereiche „Hilfe- und Pflegebedarf älterer Migranten, so- 
ziale Netzwerke, Religion und Kultur sowie Wohnformen 
diskutiert. 

Als Ergebnis der Tagung lässt sich festhalten, dass das 
Thema der kultursensiblen Versorgung von Menschen mit 
Migrationshintergrund bislang stärker in den ambulanten 
als in den stationären Einrichtungen als Aufgabe erkannt 
wurde. In der ambulanten Pflege wurden eher Erfahrun- 
gen gesammelt und zielgruppenspezifische Angebote auf- 
gebaut. Die Einbindung von muttersprachlichem Personal 
bei der Gestaltung der Angebote wird als unabdingbar an- 
gesehen. Der Kontakt zur Zielgruppe gelingt über infor- 
melle Netzwerke und die Ansätze der Selbsthilfe sowie 
die Stärkung von Autonomie und Eigenverantwortung, 
also des Empowerments. Ehrenamtliches und bürger- 
schaftliches Engagement sind bei der Umsetzung der kul- 
tursensiblen Altenhilfe wichtige Arbeitsweisen. Aber 
nicht nur die eigentliche Zielgruppe der älteren Menschen 
mit Migrationshintergrund, sondern auch die Kinder- und 


http://www.kultursensible-altenhilfe.de/download/ansprechpartner/an 

sprechpartner_regionalgruppen.pdf 
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Enkelgeneration muss erreicht werden, da oft bei ihr die 
letzte Entscheidung, z. B. über die Pflege von älteren An- 
gehörigen getroffen wird.^*"^ 

8.2.7 Pflege-Weiterentwicklungsgesetz 

Im Juli 2008 ist das Pflege-Weiterentwicklungsgesetz in 
Kraft getreten. Ziel des Gesetzes ist die Verbesserung der 
Situation pflegebedürftiger Menschen, ihrer Familien und 
der Pflegekräfte. 

Mit dem Pflege- Weiterentwicklungsgesetz wurde folgen- 
der Absatz in SGB XI § 1 (4a) aufgenommen: „ln der 
Pflegeversicherung sollen geschlechtsspezifische Unter- 
schiede bezüglich der Pfiegebedürftigkeit von Männern 
und Frauen und ihrer Bedarfe an Leistungen berücksich- 
tigt und den Bedürfnissen nach einer kultursensiblen 
Pflege nach Möglichkeit Rechnung getragen werden.“ 
Das Konzept der kultursensiblen Pflege wird somit aus- 
drücklich Bestandteil des Gesetzes. Auch wenn sich aus 
der Formulierung „nach Möglichkeit Rechnung getragen 
werden“ für die Betroffenen kein Anspruch ableiten lässt, 
wird mit diesem Absatz deutlich, dass der Gesetzgeber 
das Konzept der Kultursensibilität in der pflegerischen 
Versorgung anerkennt und befürwortet. Die Beauftragte 
begrüßt dies ausdrücklich und fordert die Pflegeeinrich- 
tungen auf, den Auftrag den das Gesetz formuliert, in die 
Praxis umzusetzen. 

8.2. 7.1 Pflegestützpunkte 

Ein weiterer Baustein des Pflege- Weiterentwicklungsge- 
setzes ist die Einrichtung der Pfiegestützpunkte nach 
SGB XL Die Pflegestützpunkte bündeln die Beratung 
über alle pflegerischen, medizinischen und sozialen Leis- 
tungen und vernetzen diese an einer Stelle. Ein Pflege- 
stützpunkt bildet somit das gemeinsame Dach, unter dem 
das Personal der Pflege- und Krankenkassen, der Alten- 
hilfe oder der Sozialhilfeträger sich untereinander abstim- 
men können. Es ist ein Ort, an dem Rat und Hilfe suchen- 
den Betroffenen ihre Sozialleistungen erläutert und 
vermittelt werden können. Alle Angebote rund um die 
Pflege sollen in den Pflegestützpunkten erfasst sein. 

Die Beauftragte empfiehlt, dass die für die Pfiegestützt- 
punkte zuständigen obersten Landesgesundheitsbehörden 
geeignete Maßnahmen zur interkulturellen Öffnung entwi- 
ckeln, damit auch die Bevölkerung mit Migrationshinter- 
grund über die Leistungen und Angebote der Pfiegestütz- 
punkte informiert werden und in die Lage versetzt werden, 
diese Leistungen in Anspruch zu nehmen und ihr Engage- 
ment einzubringen. Dies kann u. a. durch die Einstellung 
besonders geschulten Personals erfolgen, wie es z. B. im 
Pfiegestützpunkt in Berlin-Kreuzberg der Fall ist. Dessen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben qualifizierende 
Maßnahmen zur „Interkulturellen Öffnung“ durchlaufen.^ss 


Vgl. auch IKoM-Newsletter 5/09, Bonn. 

585 Ygj Werkstatt Pflegestützpunkte, Aktueller Stand der Entwicklung 
von Pflegestützpunkten in Deutschland und Empfehlungen zur Im- 
plementierung und zum Betrieb von Pflegestützpunkten. 2. Zwi- 
schenberieht vom 27. Oktober 2009, Kuratorium Deutsche Altershil- 
fe, Köln 2009. 


8.2.7.2 „Pflegenoten“ 

Mif der Reform der Pflegeversicherung im Jahr 2008 
wurde eine Reihe von Maßnahmen auf den Weg gebracht, 
um die Qualität und Transparenz in der Pflege zu stei- 
gern. Ein wichtiger Baustein sind die örtlichen Prüfungen 
von stationären Pflegeeinrichtungen und ambulanten 
Pflegeanbietem durch den Medizinischen Dienst der 
Krankenversicherung (MDK) nach § 114 SGB XI, also 
die Erteilung sogenannter Pflegenoten. Die Ergebnisse 
der Prüfungen werden zusammengefasst und öffentlich 
zugänglich gemacht. 

ln der Öffentlichkeit werden diese Prüfungen auch als 
„Pfiege-TÜV“ bezeichnet. Denn ähnlich den technischen 
Sicherheitskontrollen finden die unangekündigten Prü- 
fungen bei den Pflegeanbietem nach vorab definierten 
Kriterien und in regelmäßigen Abständen statt. Ab dem 
Jahr 2011 geschieht dies mindestens einmal jährlich. Die 
Pflegeanbieter selbst, d. h. die Heime und Dienste, müs- 
sen ihr Prüfergebnis an gut sichtbarer Stelle publik ma- 
chen. Die Bewertungssystematik ist an das Schulnoten- 
system angelehnt. Es gibt die Noten sehr gut (1,0) bis 
mangelhaft (5,0). 

Die Beauftragte empfiehlt, Kriterien der interkulturellen 
Öffnung in das Prüfverfahren aufzunehmen und so einen 
zusätzlichen Anreiz für die Einrichtungen zu schafften, 
ihr Angebot kultursensibel zu gestalten und gleichzeitig 
Nutzerinnen und Nutzem die gezielte Suche nach inter- 
kulturellen Angeboten zu ermöglichen. 

8.3 Jugendverbände 

Viele Kinder und Jugendliche sind Mitglied eines Jugend- 
verbandes. Allein in den im Deutschen Bundesjugend- 
ring zusammengeschlossenen Jugendverbänden und Lan- 
desjugendringen sind mehr als 5,5 Millionen Kinder und 
Jugendliche organisiert. Darüber hinaus sind weitere 
junge Menschen in Jugendverbänden organisiert, die 
nicht auf der Bundesebene vertreten sind. Jugendver- 
bände bieten attraktive Freizeitgestaltungsmöglichkeiten. 
Sie ermöglichen jungen Menschen die Chance, eigene 
Belange zu vertreten, mit zu entscheiden, Verantwortung 
zu übernehmen und Kontakte zu knüpfen. Hier lernen Ju- 
gendliche, gemeinsame Interessen zu formulieren und für 
diese einzutreten. 

Die Erfahmng, das eigene Lebensumfeld aktiv gestalten 
zu können, schafft Selbstvertrauen und stärkt die Identifi- 
kation mit dem Gemeinwesen und seinen Institutionen. 
Im Jugendverband können Spielregeln der demokrati- 
schen Gesellschaft eingeübt werden. Die Mitarbeit im Ju- 
gendverband kann daher zur sozialen und gesellschaftli- 
chen Integration beitragen. Jugendverbände werden als 


Eine Unterscheidung zwischen Verbänden und Vereinen ist im Ju- 
gendbereich unüblich. Daher wird hier auch auf eine Unterscheidung 
verzichtet. Von einem Jugendverband wird gesprochen, wenn ein 
Verein oder Verband von Jugendlichen geführt wird und aus jugend- 
lichen Mitgliedern besteht. Viele Jugendverbände sind in Dachorga- 
nisationen wie Bundes-, Landes-, Stadt- oder Kreisjugendringen 
organisiert. Diese Jugendringe werden von staatlichen Stellen finan- 
ziert. 
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wichtiges gesellschaftspolitisches Sozialisationsfeld von 
Bund, Ländern und Kommunen gefordert. 

8.3.1 Interkulturelle Öffnung der 
Jugendverbände 

Jugendliche mit Migrationshintergrund sind in den etab- 
lierten Jugendverbänden noch immer deutlich unterreprä- 
sentiert. Es liegen zwar keine validen empirischen Daten 
vor, doch wird dies übereinstimmend aus der Praxis be- 
richtet. 

Während die Angebote der offenen Jugendarbeit von jun- 
gen Migrantinnen und Migranten häufig angenommen 
werden, fühlt sich diese Zielgruppe von den etablierten 
Jugendverbänden weniger angesprochen. Als Ursachen 
für die höhere Attraktivität der offenen Jugendarbeit für 
Jugendliche mit Migrationshintergrund werden u. a. die 
Niedrigschwelligkeit des Zugangs, die Verankerung im 
sozialräumlichen Umfeld, die Unverbindlichkeit sowie 
die politische, religiöse und weltanschauliche Neutralität 
der Angebote genannt. 

Da aber in Jugendverbänden wichtige Kompetenzen er- 
worben und Netzwerke geknüpft werden können, wäre es 
integrationspolitisch wünschenswert, wenn mehr Kinder 
und Jugendliche mit Migrationshintergrund in Jugendver- 
bänden aktiv wären.589 

Innerhalb der Jugendverbände hat in den letzten Jahren 
ein Diskussionsprozess über die Notwendigkeit und Stra- 
tegien der interkulturellen Öffnung stattgefunden. Vor al- 
lem die Jugendringe haben sich diesem Thema ausführ- 
lich gewidmet und zahlreiche Projekte und Initiativen ins 
Leben gerufen, ln vielen Orts- und Kreisgruppen ist die 
interkulturelle Öffnung in der Praxis allerdings noch nicht 
angekommen. Auch wenn 94 Prozent der in Jugendringen 
organisierten Jugendverbände angeben, dass Migrantin- 
nen und Migranten selbstverständlich dazu gehören kön- 
nen, wenn sie sich mit den Zielen des Verbandes identifi- 
zieren und 66 Prozent sagen, dass die Beschäftigung mit 
interkultureller Öffnung für sie selbsfverständlich sei, 
verfolgen nur 45 Prozent das Ziel, die kulturelle Vielfalt 

im Einzugsbereich widerzuspiegeln.^^o 


Seckinger, Mike et al.: DJI - Jugendverbandserhebung - Befunde zu 
Strukturmerkmalen und Herausforderungen, München 2009, S. 13. 
Jagusch, Birgit: Vereine von Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
(VJM) in Rheinland-Pfalz, unveröffentlichte Studie im Auftrag des 
BAMF, 2009, S. 48. 

Insgesamt erweist es sich allerdings als schwierig, alle Bevölke- 
rungsgruppen gleichermaßen in die Freiwilligenarbeit einzubinden. 
So engagieren sich Jugendliche mit einem höherem Bildungsstatus 
öfter freiwillig als Jugendliche mit geringem Bildungsstatus (vgl. In- 
stitut für Stadtentwicklung, Sozialraumorientierter Arbeit und Bera- 
tung (ISSAB) an der Universität Duisburg-Essen (Hrsg.): Engage- 
mentforderung bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund, Bonn 
2008. 

Seckinger, Mike et al.: DJI - Jugendverbandserhebung - Befunde zu 
Strukturmerkmalen und Herausforderungen, München 2009, S. 80. 
Das Deutsche Jugendinstitut hat vor allem in Jugendringen organi- 
sierte Jugendverbände befragt, diese Erhebung ist für diese Teilgrup- 
pe der Jugendverbände repräsentativ. 


Die meisten Jugendverbände stehen prinzipiell allen Ju- 
gendlichen offen, dennoch sind gezielte Anstrengungen 
notwendig, um die Zahl der Jugendlichen mit Migrations- 
hintergrund in Jugendverbänden zu erhöhen. Jugendver- 
bände, die der interkulturellen Öffnung einen hohen 
Stellenwert einräumen, sind erfolgreicher bei der Einbe- 
ziehung von Kindern und Jugendlichen mit Migrations- 
hintergmnd. So zeigt sich, dass die Jugendverbände, die 
die interkulturelle Öffnung ihres Verbandes regelmäßig in 
den Gremien ihres Verbandes diskutieren oder in deren 
konzeptionellen Überlegungen dieses Thema eine große 
Bedeutung hat, in den letzten Jahren mehr Kinder und Ju- 
gendliche mit Migrationshintergrund erreichen konnten 
als Verbände, die sich lediglich für grundsätzlich offen 
für alle erklärt haben.^^i 

Grundvoraussetzung für die interkulturelle Öffnung ist 
eine offene Haltung gegenüber Jugendlichen mit Migra- 
tionshintergrund. Wenn weniger die Befürchtungen des 
Profilverlusts des Verbandes oder die Angst vor Überfor- 
derung im Vordergrund stehen, sondern eher die Poten- 
ziale von Migrantinnen und Migranten in den Blick ge- 
nommen werden, lässt sich diese Zielgruppe eher 
gewinnen. So lange aber die interkulturelle Öffnung nicht 
als Kemprojekt mit der Bereitschaft zu strukturellen Än- 
derungen betrieben wird, ist der Erfolg in der Regel be- 
scheiden. Es bedarf einer gründlichen Reflexion über die 
- z. T. subtilen - Ausschlussmechanismen, die die Ver- 
einsarbeit prägen, um neue Zielgmppen anzusprechen. 
Dies könnten z. B. die Monolingualität, die Art und Ge- 
staltung der Angebote, die fehlende Verankerung und Be- 
kanntheit in den Migrantencommunities oder auch die 
Preise für die Angebotsnutzung sein.^^^ Jugendverbände 
sind überwiegend stark milieubezogen, und der Weg in 
einen Jugendverband führt häufig über Familie und 
Freunde, weshalb Jugendliche mit Migrationshinter- 
grund oft nicht erreicht werden. 

Auch wenn übergeordnete Verbandsstrukturen wie Dach- 
verbände oder Bundesebenen von Verbänden keinen di- 
rekten Einfluss auf die Kreis-, Stadt- oder Ortsebenen 
haben und interkulturelle Öffnung nicht „verordnen“ kön- 
nen, so können sie doch ein Bewusstsein für das Thema 
schaffen und Entwicklungen anstoßen. 

8.3.1 .1 Maßnahmen zur Interkulturellen 
Öffnung der Jugendverbände 

Jugendverbände und Jugendringe haben in den letzten 
Jahren zahlreiche Projekte zur interkulturellen Öffnung 
der Jugendverbandszene ins Leben gerufen und zum Teil 
schon erfolgreich abgeschlossen. Die Verbände und Ju- 
gendringe sind dabei unterschiedliche Wege gegangen. 
Einige haben Tandems mit Migrantenjugendorganisatio- 
nen gebildet, viele haben interkulturelle Schulungen der 


Seckinger, Mike et al.: DJI - Jugendverbandserhebung - Befunde zu 
Strukturmerkmalen und Herausforderungen, München 2009, S. 9 1 . 
Jagusch, Birgit: Interkulturelle Öffnung der Jugendarbeit und Empo- 
werment von Migrantinnenjugendorganisation. In: Forum der Kultu- 
ren Stuttgart (Hrsg): Dokumentation des 1. Bundesfachkongresses 
Interkultur, Stuttgart 2007, S. 48-51. 
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Haupt- und Ehrenamtlichen durchgefuhrt und sich zum 
Thema interkulturelle Öffnung vernetzt. An dieser Stelle 
können aufgrund der Vielzahl der Projekte nur einige 
Aktivitäten aufgeführt werden, die beispielhaft für die 
Förderung von Vernetzung und Kooperation von traditio- 
nellen Jugendverbänden und Migrantenjugendorganisa- 
tionen sind. 

Bereits im Jahr 2005 haben sich Vertreterinnen und Ver- 
treter aus Jugendverbänden, aus deren Dachorganisatio- 
nen, aus Vereinen junger Migrantinnen und Migranten so- 
wie aus der Wissenschaft und der Politik zu einem 
Netzwerk interkultureller Jugendverbandsarbeit und -for- 
schung (NiJaf) zusammengeschlossen. Die Beauftragte 
ist Gründungsmitglied des Netzwerks. Aufgabe des Netz- 
werks ist es, die Jugendverbandsarbeit bei der interkultu- 
rellen Öffnung und deren Verankerung als Querschnitts- 
thema innerhalb der Jugendverbände zu unterstützen. 

Die Bundesregierung förderte von 2007 bis 2009 das Pro- 
gramm „InterKulturell on Tour“ zum Aufbau von 
Kooperationsstrukturen zwischen der Internationalen 
Jugendarbeit und Migrantenorganisationen. ^^4 „Traditio- 
nelle“ Jugendverbände und Migrantenjugendorganisatio- 
nen organisierten gemeinsam internationale Jugendbe- 
gegnungen und Kinder- und Jugendreisen. Das Programm 
hatte neben der gewünschten Vernetzung der Jugendver- 
bände mehrere weitere positive Effekte. „Vielfalt“ wurde 
von Jugendlichen positiv erlebt und Jugendliche mit Mi- 
grationshintergrund konnten ihre interkulturelle Kompe- 
tenz auf Reisen einbringen. Die Zusammenarbeit bei der 
Planung und Durchführung der gemeinsamen Jugendbe- 
gegnung brachte die interkulturelle Öffnung der „traditio- 
nellen“ Jugendorganisation voran. 

Das Land Baden- Württemberg hat ein Modellprogramm 
initiiert, welches die Qualifizierung und bessere Vernet- 
zung von Organisationen der Jugendlichen mit Migra- 
tionshintergrund zum Ziel hat. Diese Organisationen sol- 
len befähigt werden, an den Strukturen der Jugendarbeit 
in Baden- Württemberg mitzuarbeiten und zu partizipie- 
ren. Die Koordination des Projekts liegt beim Landesju- 
gendring Baden-Württemberg. 

Der Bayerische Jugendring hat von 2005 bis 2008 das 
Projekt „Multi Action - aber wie“ durchgeführt. Es wur- 
den 16 Projekte gefördert und durch eine Projektmitarbei- 


Interkulturell on Tour wurde vom Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) gefördert. Projektträger wa- 
ren transfer e.V., Naturfreundejugend Deutschlands, IJAB (Fachstel- 
le für Internationale Jugendarbeit der Bundesrepublik Deutschland), 
Deutsche Sportjugend, VIA (Verband für interkulturelle Arbeit e.V) 
und JUGEND für Europa. 

Internationale Jugendarbeit ist integraler Bestandteil der Kinder- und 
Jugendhilfe in Deutschland. Ziel ist es, das gegenseitige Verständnis 
junger Menschen aus verschiedenen Ländern und Kulturkreisen über 
die Auseinandersetzung mit jugendrelevanten Themen zu verbessern 
und zu mehr Toleranz anzuregen. Durch die Förderung von Aus- 
tausch und Begegnung leistet die internationale Jugendarbeit einen 
Beitrag zu Verständigung, interkulturellem Lernen und mehr Partizi- 
pation. Gleichzeitig wirkt sie Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und 
Gewalt entgegen. Der Bund stellt daher für den internationalen Ju- 
gendaustausch jährlich rund 33 Mio. Euro zur Verfügung, mit denen 
jährlich ca. 400 000 junge Menschen erreicht werden. 


terin des Bayerischen Jugendrings beraten, unterstützt 
und fachlich begleitet.^^s Um Synergieeffekte zwischen 
den beteiligten Projekten zu erzeugen, wurden Vemet- 
zungstreffen organisiert. Das Projekt wurde vom Bayeri- 
schen Jugendring als erfolgreich eingeschätzt und seit 
dem Jahr 2009 können im Rahmen des Projekts „interkul- 
turelle Öffnung der Jugendarbeit in Bayern“ weitere Ein- 
zelprojekte gefördert werden. 

In Nordrhein- Westfalen führt der Landesjugendring seit 
2007 in Kooperation mit den Stadtjugendringen Bochum, 
Siegen und Wuppertal das „Projekt Ö - Integration durch 
Partizipation“ durch. Ziel ist es, die Partizipation von 
Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfamilien an 
der Jugendverbandsarbeit und ihre Teilnahme an den An- 
geboten zu verbessern. Zusätzlich sollen Migrantenju- 
gendorganisationen unterstützt und Kooperationen mit ih- 
nen gefördert werden.^®^ In den drei Städten Bochum, 
Siegen und Wuppertal haben sich mit Unterstützung der 
jeweiligen Stadtjugendringe neue Vereine von Migranten- 
jugendlichen gegründet, die gezielt unterstützt und bera- 
ten wurden. Als besonders wichtig hat sich die Unterstüt- 
zung zur Vernetzung herausgestellt. 

Mehrere etablierte Jugendverbände haben Tandempro- 
jekte initiiert. 

So hat die Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend 
in Deutschland (aej) mehrere Tandemprojekte mit Mi- 
grantenjugendorganisationen begonnen. Ziel ist es, durch 
Beratung und Begleitung die Strukturen von Organisatio- 
nen junger Migranten auf Bundesebene zu stärken und 
Ehrenamtliche zu qualifizieren. Außerdem öffnet die aej 
ihre Strukturen für die Partner und ermöglicht somit ju- 
gendpolitische Beteiligungsmöglichkeiten und den Zu- 
gang zu finanziellen Mitteln.^^? 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass es eine Vielzahl von 
erfolgreichen Projekten zur Einbindung von jugendlichen 
Migranten in die Jugendverbandsarbeit gibt und viele tra- 
ditionelle Jugendverbände begiimen, sich mit Migranten- 
organisationen zu vernetzen. Es bedarf jedoch weiterer 
Maßnahmen, um den Anteil jugendlicher Migrantinnen 
und Migranten in den Jugendverbänden zu erhöhen. 


Die Bandbreite der geforderten Projekte war groß, sie reichte vom 
Aufbau eines multikulturellen Pafdfmderinnenstammes, Sportpro- 
jekten bis zur Reimwerkstatt für Musikstücke. 

Eine interne Untersuchung des Landesjugendrings NRW hatte erge- 
ben, dass Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund sowie 
deren Selbstorganisationen kaum bis gar nicht in den Strukturen und 
Angeboten der Jugendringe und Jugendverbände in NRW vertreten 
sind. (s. Integration durch Partizipation - Bericht zum Zwischenstand 
im Projekt Ö, Landesjugendring NRW e.V, März 2009, S. 8. 

Ein Tandemprojekt wird gemeinsam mit dem Bund der Alevitischen 
Jugendlichen in Deutschland e.V. (BDAJ) durchgeführt. Die Aleviti- 
sche Jugend hat sich in den letzten Jahren deutlich etabliert, aller- 
dings verfugte sie bisher noch nicht über hauptberufliches Personal. 
Dieses Tandemprojekt ermöglicht hauptberufliche Strukturen beim 
BDAJ. Dies geschieht durch eine Tandem-Partnerschaft, in der die 
aej als erfahrener Jugendverband Begleitungs- und Beratungsfunk- 
tionen wahmimmt. Die aej tritt als Anstellungsträger für eine haupt- 
berufliche Fachkraft auf, die beim BDAJ eingesetzt wird, und über- 
nimmt die Gesamtverantwortung für die finanzielle und fachliche 
Abwicklung des Projektes. 
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8.3.2 Migrantenjugendorganisationen 

Jugendliche mit Migrationshintergrund haben in den letz- 
ten Jahren zahlreiche von Erwachsenen unabhängige Ver- 
eine gegründet. So gibt es mittlerweile eigenständige 
Organisationen von Jugendlichen mit Migrationshinter- 
grund, aber auch Jugendunterorganisationen von Mi- 
grantenorganisationen. 

Da viele Migrantenjugendorganisationen noch nicht sehr 
lange existieren und dadurch noch keinen hohen Grad an 
Professionalisierung erreicht haben, sind sie häufig nur 
lokal bekannt. Es gibt daher keine umfassende Übersicht 
über die Migrantenjugendorganisationen bundesweit. Das 
Informations- und Dokumentationszentrum für Antiras- 
sismusarbeit e.V. hat ein Verzeichnis mit ca. 270 Vereinen 
von Jugendlichen mit Migrationshintergrund erstellt. 

Darüber hinaus liegt eine Bestandsaufnahme der Vereine 
von Jugendlichen mit Migrationshintergrund in Rhein- 
land-Pfalz vor. Es konnten sieben Vereine junger Migran- 
ten identifiziert werden, die tatsächlich von Jugendlichen 
geleitet wurden. Zusätzlich wurden zahlreiche Mi- 
grantenorganisationen ermittelt, die zwar Jugendarbeit 
machen, aber von Erwachsenen geleitet werden.^^^ 

Im Vergleich zu Erwachsenenmigrantenorganisationen 
spielt die Orientierung am Herkunftsland für die Jugend- 
lichen eine noch geringere Rolle.'"*’*’ Für sie steht die Ge- 
staltung des Lebens in Deutschland deutlicher im Vorder- 
grund, weshalb sie sich in eigenständigen Vereinen 
organisiert haben. Das Aktivitätenspektrum dieser Ver- 
eine unterscheidet sich kaum von den Angeboten der üb- 
rigen Jugendverbände.^*” Die Angebote reichen von klas- 
sischer Bildungsarbeit wie Nachhilfe, politischer Bildung 
oder Sprachunterricht bis zu Sportangeboten, Jugendbe- 
gegnungen, Jugendfreizeiten, Tanz, Folklore und religiö- 
sen Aktivitäten.^*’^ 

Während lange Zeit eigenethnische Vereine kritisch dis- 
kutiert wurden und die Zugehörigkeit zu diesen Vereinen 
eher als Zeichen der Segregation gedeutet wurde, stehen 
zunehmend die Potenziale dieser Vereine im Mittelpunkt 
der Diskussion. So wird im Nationalen Integrationsplan 
festgehalten: „Bürgerschaftliches Engagement, das er- 
folgreich in der eigenen Kultur, Sprache oder Religion 


Die Datenbank wurde vom Bundesinnenministerium finanziert und 
hat keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Unter www.idaev.de/ser 
vice/vereine-junger-migranten ist die Datenbank abrufbar. 

Jagusch, Birgit: Vereine von Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
(VJM) in Rheinland-Pfalz, unveröffentlichte Studie im Auftrag des 
BAMF, 2009, S. 48. 

600 Vgl. Institut für Veranstaltungs- und Projektmanagement (Hg): De- 
mokratie in der Praxis, Vereine von Jugendlichen mit Migrationshin- 
tergrund, Köln 2009, S. 9. 

Im Zwischenbericht des Projekts Ö — Integration durch Partizipation 
wird berichtet, dass die Unterschiede zwischen Vereinen junger Mi- 
granten und tradierten Jugendverbänden sowohl im Hinblick auf die 
Organisations- und Altersstruktur als auch bei Themen- und Arbeits- 
formen geringer waren als zu Projektbeginn angenommen, (siehe In- 
tegration durch Partizipation - Bericht zum Zwischenstand im Pro- 
jekt Ö, Landesjugendring NRW e.V, März 2009, S. 17). 

602 Vgl. Institut für Veranstaltungs- und Projektmanagement (Hg): De- 
mokratie in der Praxis, Vereine von Jugendlichen mit Migrationshin- 
tergrund, Köln 2009, S. 10. 


verankert ist, kann auch Ausgangspunkt für den Brücken- 
schlag zur Aufnahmegesellschaft sem.“^*’^ Auch im bun- 
desweiten Integrationsprogramm wird die positive Rolle 
der Migrantenjugendorganisationen hervorgehoben: „Für 
viele Jugendliche stellen sie eine Art Schutzraum dar, der 
es ihnen ermöglicht, sich in der Gesellschaft zu orientie- 
ren. Diese Vereine leisten vielerorts wertvolle Beiträge 
zur Sozialisation von Jugendlichen mit Migrationshinter- 
grund Die Kooperation und Förderung von Mi- 

grantenjugendorganisationen wird als wichtiges Instru- 
ment der Integrationsförderung allgemein anerkannt. Alle 
im vorangegangenen Kapitel aufgeführten Projekte haben 
die Qualifizierung und Vernetzung der Jugendmigranten- 
organisationen zumindest als Teilziel verfolgt. 

Noch sind allerdings die Migrantenjugendorganisationen 
im Hinblick auf Bekanntheit, Ausstattung und Vernet- 
zung überwiegend deutlich schlechter gestellt als die eta- 
blierten Jugendverbände. So verfügen sie in der Regel 
über geringere finanzielle Ressourcen und sind meist aus- 
schließlich auf ehrenamtliches Engagement angewiesen. 
Zudem fehlt ihnen die Unterstützung, die etablierte Ju- 
gendvereine von Seiten der Politik und anderer gesell- 
schaftlicher Akteure bekommen. Damit diese Organisa- 
tionen ihr integrationspolitisches Potenzial besser entfalten 
können, müssen sie gestärkt werden. Sie benötigen neben 
finanziellen Ressourcen Qualifizierungsangebote und Un- 
terstützung bei der Vernetzung mit anderen Verbänden und 
staatlichen wie nicht staatlichen Akteuren. 

Die meisten Organisationen junger Migranten sind noch 
unzureichend in die Strukturen der Jugendverbandsarbeit 
verankert. Wenngleich die Anzahl der in Stadtringen ver- 
tretenen Migrantenjugendorganisationen steigt, so ist der 
Grad der institutioneilen Einbindung noch gering. Die 
Mitgliedschaft in einem Jugendring hat erhebliche Vor- 
teile und führt in der Regel zu einer Professionalisierung 
der Jugendarbeit.®*’^ Die Voraussetzungen für die Mit- 
gliedschaft in den Jugendringen sind von Kommune zu 
Kommune und je nach Bundesland unterschiedlich. Es 
muss in allen Jugendringen eine Mindestanzahl an 
Mitgliedern und eine breite regionale Verteilung nachge- 
wiesen werden. Diese Erfordernisse sind von vielen klei- 
neren und wenig etablierten Migrantenjugendorganisatio- 
nen nicht zu erfüllen. Solche Strukturen sind jedoch ohne 
finanzielle Unterstützung und ohne Einbindung in die Ju- 


Der Nationale Integrationsplan, Neue Wege - Neue Chancen, Berlin 
2007, S. 174. 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge: Bundesweites Integra- 
tionsprogramm, Angebote der Integrationsforderung in Deutschland - 
Empfehlungen zu ihrer Weiterentwicklung, Arbeitsentwurf, Stand 
2010, S. 191. 

Jagusch, Birgit: Partizipation für die Zukunft - Bildungsressourcen 
von Jugendlichen mit Migrationshintergrund durch Qualifizierung 
ihrer Jugendverbände aktivieren. In: Deutsche Jugend. Zeitschrift für 
Jugendarbeit, 5/2007, S. 218. 

Die Mitgliedschaft im Jugendring bringt Vorteile durch die Teilhabe 
an Netzwerken (Behörden, Fachkollegien, relevante Jugendbildungs- 
einrichtungen, Fortbildungen), Informationen, Mitwirkung bei der 
Gremienarbeit und schließlich auch die Möglichkeit der Regelförde- 
rung der eigenen Kinder- und Jugendarbeit (siehe Integration durch 
Partizipation - Bericht zum Zwischenstand im Projekt Ö, Landesju- 
gendring NRW e.V, März 2009, S. 17). 
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gendverbandsstrukturen ausschließlich auf ehrenamtli- 
cher Basis nur schwer aufbaubar. Innerhalb der Jugend- 
ringe findet daher derzeit eine Diskussion über die 
Aufnahmekriterien statt, da erkannt wird, dass weniger 
etablierte Verbände strukturell benachteiligt werden und 
diese nur geringe Chancen zum Aufbau professioneller 
Strukturen haben. 

ln zahlreichen Stadtjugendringen haben Migrantenju- 
gendorganisationen den Status der Vollmitgliedschaft er- 
reicht. So ist es beispielsweise der Bund der Alevitischen 
Jugendlichen in Deutschland und die DIDF- Jugend (Ju- 
gendverband der Föderation demokratischer Arbeiterver- 
eine) gelungen, sich zumindest auf Stadt- und Kreisebene 
in die Jugendringstrukturen zu verankern. Die Alevitische 
Jugend und die DIDF- Jugend sind in mehreren Landesju- 
gendringen Vollmitglied und die Alevitische Jugend ist 
im Deutschen Bundesjugendring Anschlussmitglied. 
Beide Jugendverbände haben sich schon frühzeitig in 
existierende Netzwerke von Jugendlichen begeben. 

Unter dem Dach der djo - Deutsche Jugend in Europa - 
sind mehrere Migrantenorganisationen auf Bundesebene 
organisiert. Die djo war ursprünglich ein Dachverband ju- 
gendlicher Aussiedler und Spätaussiedler aus Osteuropa. 
2000 hat sich die djo für Migrantenjugendorganisationen 
geöffnet. Mittlerweile sind u. a. der Verband der russisch- 
sprachigen Jugend in Deutschland - JunOst, der Assyri- 
sche Jugendverband Mitteleuropa, der Kurdische Kinder- 
und Jugendverband Komciwan und der Verband junger 
Kontingentfiüchtlinge Jugendverband Integration Mit- 
glied in der djo. Durch die Mitgliedschaft in diesem 
Dachverband sind die Migrantenjugendorganisationen in 
die Strukturen der Jugendverbandsarbeit eingebunden. 

Auch wenn es einige Migrantenjugendorganisationen in 
den letzten Jahren geschafft haben, sich zu etablieren und 
zumindest teilweise zu professionalisieren, so sind sie 
doch gegenüber herkömmlichen Jugendverbänden noch 
deutlich schlechter gestellt. Um die Integrationspoten- 
ziale dieser Organisationen wirklich nutzen zu können, 
müssen sie stärker gefördert und qualifiziert werden. 

Die Beauftragte begrüßt den initiierten Prozess der inter- 
kulturellen Öffnung der Jugendverbandsstrukturen. Ins- 
besondere bei der strukturellen Verankerung der interkul- 
turellen Öfffnung in den Jugendverbänden sind aber 
weitere Anstrengungen nötig, um eine gleichberechtigte 
Partizipation von Jugendlichen mit und ohne Migrations- 
hintergrund in der Jugendverbandsarbeit zu ermöglichen. 

8.4 Interkulturelle Öffnung im Sport 

Große Teile der Bevölkerung in Deutschland sind sport- 
lich engagiert oder interessiert: Im Deutschen Olympi- 
schen Sportbund (DO SB) sind mehr als 27 Millionen 
Mitgliedschaften organisiert. Mit über 90 000 Vereinen 
ist der DOSB damit nicht nur die größte Personenvereini- 
gung in Deutschland, sondern seine Mitglieder spiegeln 


DIDF und der Bundesjugendring haben eine engere Zusammenarbeit 
vereinbart. Perspektivisch wird eine Anschlussmitgliedschaft von 
DIDF im Bundesjugendring angestrebt. 


auch die gesamte Vielfalt der Gesellschaft wider. Zu- 
dem stellt der organisierte Sport den quantitativ bedeut- 
samsten Träger bürgerschaftlichen Engagements in 
Deutschland dar - so engagieren sich die Mitglieder in 
den Sportvereinen in etwa 2,1 Millionen ehrenamtlichen 
Positionen.^ö^ 

8.4.1 Die Ausgangslage 

Laut dem Sportentwicklungsbericht aus den Jahren 2007/ 
2008, der erstmals auch ein eigenes Kapitel zur „Integra- 
tion von Migrantinnen und Migranten im Sportverein“ 
enthielt^'o^ haben 2,8 Millionen Mitglieder in Sportverei- 
nen einen Migrationshintergrund. Dies entspricht einem 
Anteil von 10,1 Prozent an allen Sportvereins mitgliedem. 
Der Anteil der Ehrenamtlichen mit Migrationshinter- 
grund in Sportvereinen liegt aber lediglich bei 2,6 Pro- 
zent, 55 000 Migrantinnen und Migranten engagieren 
sich ehrenamtlich in deutschen Sportvereinen. Ehrenamt- 
lich Aktive mit Migrationshintergrund sind also auch in 
Relation zu ihrem Mitgliederanteil deutlich unterreprä- 
sentiert. 

Von den Ehrenamtlichen mit Migrationshintergrund sind 

69.3 Prozent auf der Ausführungsebene (Übungsleifer, 
Trainer, Kampfrichter und Schiedsrichter) und 30,7 Pro- 
zent im Vereinsvorstand ehrenamtlich tätig. Demnach ha- 
ben 3,4 Prozent aller Ehrenamtlichen auf Ausführungs- 
und 1,8 Prozenf auf Leitungsebene einen Migrationshin- 
tergrund. Verglichen mit ihrem Bevölkerungsanteil von 

18.4 Prozent sind Menschen aus Zuwandererfamilien in 
Sportvereinen somit noch deutlich unterrepräsentiert, ins- 
besondere unter den Ehrenamtlichen auf der Ausfüh- 
rungs- und Leitungsebene.®" 

Laut Freiwilligensurvey®'^, in dem zwischen „im Sport- 
verein aktiv“ und „im Sportverein engagiert“ unterschie- 
den wird, sind insgesamt 28,9 Prozent der Befragten im 
Sportbereich „nur aktiv“, aber nicht engagiert. Bei Perso- 
nen mit Migrationshintergrund liegt der Anteil dabei mit 
28,3 Prozent leicht geringer, bei Personen ohne deutsche 
Staatsangehörigkeit mit 30,2 Prozent hingegen etwas hö- 
her. 


Deutscher Olympischer Sportbund: Sport bewegt! Frankfurt am 
Main 2009. 

609 Ygi Breuer, Christoph (Hrsg.): Sportentwicklungsbericht 2007/ 

2008. Analyse zur Situation der Sportvereine in Deutschland, Köln 

2009, S. 12. 

610 Ebd., S. 79-108. 

611 Ebd., S. 81-91. 

612 Während der Sportentwicklungsbericht auf einer Befragung von 
Sportvereinen basiert, werden beim Freiwilligensurvey im Rahmen 
einer repräsentativen Erhebung jeweils knapp 15 000 Männer und 
Frauen ab 14 Jahren in Deutschland telefonisch zu ihrem Freiwillige- 
nengagement befragt. Im Freiwilligensurvey wird zwischen der akti- 
ven Mitwirkung in Vereinen, Initiativen, Projekten, Selbsthilfegrup- 
pen und Einrichtungen (Gemeinschaftsaktivität) und der freiwilligen 
Übernahme von Aufgaben oder Arbeiten (freiwilliges Engagement) 
unterschieden. Vgl. Geiss, Sabine/Gensicke, Thomas: Freiwilliges 
Engagement von Migrantinnen und Migranten. In: Gensicke, 
Thomas/Picot, Sibylle/Geiss, Sabine: Freiwilliges Engagement in 
Deutschland 1999 bis 2004. Ergebnisse der repräsentativen Trend- 
erhebung zu Ehrenamt, Freiwilligenarbeit und bürgerschaftlichem 
Engagement, München 2005. 
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Freiwillige oder ehrenamtliehe Aufgaben im Sport über- 
nehmen immerhin 1 1,0 Prozent der insgesamt im Freiwil- 
ligensurvey Befragten und 8,2 Prozent der Befragten mit 
Migrationshintergrund, wobei diese Tätigkeiten überwie- 
gend innerhalb eines Vereins ausgeübt werden. Unter 
Ausländerinnen und Ausländem beträgt der Anteil dage- 
gen nur 5,8 Prozent. Eine Leitungsfunktion im Sportbe- 
reieh übernimmt zwar mit 3,4 Prozent aller Befragten und 
2,2 Prozent der Befragten mit Migrationshintergrand nur 
ein geringer Anteil der insgesamt im Freiwilligensurvey 
Befragten, jedoeh ein großer Teil der im Bereich Sport 
und Bewegung freiwillig Engagierten.®'^ 

Dabei weichen die Anteile von freiwillig Engagierten mit 
Migrationshintergmnd von Sportverein zu Sportverein 
stark voneinander ab. So verfügen laut Sportentwicklungs- 
bericht insgesamt nur 13,5 Prozent aller Sportvereine über- 
haupt über Ehrenamtliche mit Migrationshintergrund, 
knapp 10 Prozent aller Vereine haben Ehrenamtliche mit 
Migrationshintergrund auf der Ausführungsebene und 
7,4 Prozent auf der Vorstandsebene. Auch zwischen den 
einzelnen Bundesländern gibt es - vergleichbar mit dem je- 
weiligen Bevölkerangsanteil mit Migrationshintergrund - 
deutliche Unterschiede: Der Anteil an Vereinen, die über 
Ehrenamtliche mit Migrationshintergmnd verfügen, 
reichf von 3,7 Prozenf in Sachsen- Anhalf bis zu 19,0 Pro- 
zent in Hamburg. ®''' 

Die Ergebnisse des Sportentwicklungsberichts 2007/2008 
sowie des Freiwilligensurveys zeigen übereinstimmend, 
dass Personen mit Migrationshintergmnd in deutschen 
Sportvereinen deutlich unterrepräsentiert sind. Dies gilt 
für die Akfiven wie auch insbesondere für Trainerinnen 
und Trainer, Übungsleiferinnen und Übungsleifer sowie 
Funktionärinnen und Funktionäre. 

Zugleich geben die Vereine als die vier größten Probleme 
ihrer derzeitigen Situation die Bindung bzw. Gewinnung 
(1) ehrenamtlicher Mitarbeitender, (2) jugendlicher Leis- 
tungssportler und -Sportlerinnen, (3) von Übungsleiterin- 
nen und Übungsleitern sowie (4) Mitgliedern an.®'® Es 
liegt auf der Hand, dass eine Erschließung des Potenzials 
der Bevölkemng mit Migrationshintergrand diese Pro- 
bleme verringern könnte. Insbesondere in den westdeut- 
schen Ballungszentren, in denen häufig bereits mehr als 
jeder zweite Jugendliche unter 18 Jahren einen Migra- 
tionshintergrand hat, wird die Zukunftsfähigkeit vieler 
Vereine auch davon abhängen, ob es ihnen gelingt, Perso- 
nen mit Migrationshintergrand erfolgreich in die Vereins- 
arbeit zu integrieren. 

Ein besonderes Augenmerk sollte hierbei auf die Integra- 
tion von Frauen und Mädchen aus Zuwandererfamilien 
gelegt werden, da Mädchen im Vergleich zu Jungen deut- 
lich seltener Angebote von Sportvereinen wahmehmen. 
Nach Erkenntnissen des DOSB ist nur etwa jedes siebte 


^•^Vgl.: Integration in Deutschland. Erster Integrationsindikatorenbe- 
richt, Berlin 2009, S. 82 f. 

6*4 Breuer, Christoph (Hrsg.): Sportentwicklungsbericht 2007/2008. 
Analyse zur Situation der Sportvereine in Deutschland, Köln 2009, 
S. 85 f. 

615 Ebd.,S. 40^3. 


Mädchen aus einer Zuwandererfamilie Mitglied eines 
Sportvereins. Bei den einheimischen Mädchen ist es mit 
58 Prozent mehr als jedes zweite. Die Mitgliedschaften 
von erwachsenen Migrantinnen in Sportvereinen werden 
vom DOSB auf unter 1 Prozent geschätzt. 

Dabei ist das Interesse, Sport zu treiben, unter Migrantin- 
nen nicht geringer ausgeprägt als unter einheimischen 
Frauen und Mädchen. So wünschen sich nach Erkenntnis- 
sen des DOSB rund 45 Prozent der Mädchen aus Zuwan- 
dererfamilien, mehr Sport zu treiben. 

8.4.2 Maßnahmen zur interkulturellen 
Öffnung im Sport 

Im Sport - insbesondere dem Vereinssport - steckt ein 
großes Integrationspotenzial. Er bringt Menschen unter- 
schiedlicher Hautfarbe, Religion und Herkunft zusam- 
men, schafft Verständigung und baut wechselseitige Vor- 
urteile im gemeinsamen Erleben ab. Der Sport vermittelt 
Verhaltens- und Orientierangsmuster und trägt dadurch 
zur Integration in die Gesellschaft bei. 

Damit dieses Potenzial erschlossen werden kann und 
Sport zu gelebter Integration wird, muss die Integration 
im Sport gezielt gefördert werden. Ein wichtiger Schritt 
hierfür isf die interkulturelle Öffnung im organisierten 
Sport - also der Prozess, Menschen mit Migrationshinter- 
grand in die gestaltenden Strukturen der Verbände und 
Vereine einzubinden und zielgrappenorientierte Angebote 
zu entwickeln und zu fordern. 

Nicht zuletzt aufgrund der Erkenntnis, dass Personen mit 
Migrationshintergrand einerseits in Sportvereinen deut- 
lich unterrepräsentiert sind, die Sportvereine andererseits 
aber über Probleme bei der Gewinnung und Bindung von 
freiwillig Engagierten und Mitgliedern klagen, haben die 
Sportverbände und -vereine in Deutschland sich der Auf- 
gabe der interkulturellen Öffnung im Sport angenommen. 
Sie haben konkrete Maßnahmen entwickelt, um dem Ziel 
einer verstärkten Teilhabe von Migrantinnen und Migran- 
ten im Sport näher zu kommen. 

8.4.2. 1 Maßnahmen der Sportverbände 

Ein wichtiger Schritt, Integration im organisierten Sport zu 
fördern und zu begleiten, ist die Vermittlung interkulturel- 
ler Kompetenz. Hervorzuheben ist das Fortbildungsange- 
bot „Sport interkulturell“ des Deutschen Olympischen 
Sportbunds (DOSB) in Zusammenarbeit mit der Sportju- 
gend Nordrhein- Westfalen. Das Angebot sensibilisiert mit 
speziell ausgebildeten Seminarleitungen sowohl im Rah- 
men eines breit angelegten Teilnehmerkreises als auch in 
In-House- Schulungen für das Thema interkulfurelle Kom- 
petenz im Sport. Um als positive Rollenvorbilder für mehr 
Engagement für die Integrafion im Sport zu werben, hat 
der DOSB zudem sechs bekannte Sportlerinnen und Sport- 
ler zu Integrationsbotschaftem ernannt.®'® 


6*6 Die Integrationsbotschafterinnen und -botschafter des DOSB sind: 
Anna Dogonadze (Trampolin), Georges Papaspyratos (Ringen), Ati- 
ka Bouagaa (Volleyball), Emes Erko Kalac (Karate, Kickboxen), 
Ebm Shihk Ahmad (Karate), Max Semenov (Judo, Sambo). 
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Ferner hat der DO SB zur Förderung der Integration das 
vom Bundesministerium für Gesundheit (BMG) finan- 
ziell unterstützte Projekt „Bewegung und Gesundheit - 
mehr Migrantinnen im Sport“ initiiert. Der DOSB ist 
aueh Träger des vom Bundesministerium des Innern 
(BMI) geforderten Bundesprogramms „Integration dureh 
Sport“. Im Beriehtszeitraum wurde eine Evaluation^'^ des 
Programms durehgefuhrt, um das seit nunmehr 20 Jahren 
existierende Programm den aktuellen Erfordernissen an- 
zupassen. 

Der Deutsehe Fußballbund (DFB) ist im Rahmen des Na- 
tionalen Integrationsplans zahlreiehe Selbstverpfiiehtun- 
gen zur Integration eingegangen. Er hat diese Selbstver- 
pfiiehtungen im Beriehtszeitraum alle umgesetzt. So hat 
der (DFB) im Beriehtszeitraum ein Integrationskonzept 
verabsehiedet, in dem er sieh „zu einem Integrationsver- 
ständnis auf der Basis kultureller Vielfalt“ bekennt: „Der 
DFB will im Rahmen seines gesellsehaftliehen Engage- 
ments einen aktiven Beitrag zur Integration von Men- 
sehen mit Migrationshintergrund leisten. Er hat seine 
vielfältigen Initiativen unter das Motto „Integration fängt 
bei mir an“ gestellt. Der DFB ist überzeugt vom hohen 
Integrationspotenzial des Fußballsports. 

Im Rahmen seiner Öffentliehkeitsarbeit hat der DFB ei- 
nen Integrationsfilm gedreht, in dem die aus den unter- 
sehiedliehsten Ländern stammenden Eltern der deutsehen 
Nationalspielerinnen und -Spieler aus Anlass eines Län- 
derspiels ein multikulturelles Gartenfest feiern. Zudem 
hat der DFB Integrationsbotsehafterinnen und -botsehaf- 
ter berufen, die als Integrationsvorbilder wirken sollen.®'^ 

Gemeinsam mit Mereedes-Benz hat der DFB einen Inte- 
grationspreis ins Leben gerufen, der jährlieh verliehen 
wird. Zudem wurden im DFB sowie in allen Landesver- 
bänden Integrationsbeauflragte ernannt. Sie sollen darauf 
aehten, dass die Integration von Mensehen mit Migra- 
tionshintergrund bei allen verbandliehen Entseheidungen 
mit berüeksiehtigt wird. 

Ferner hat der DFB eine Fortbildung „Interkulturelle 
Kompetenz“ für Übungsleiterinnen und -leiter sowie 
Trainerinnen und Trainer konzipiert und durehgeführt, 
das Projekt „Soziale Integration von Mädehen dureh Fuß- 
ball“ initiiert und sieh mit zahlreiehen Vereinen am Pro- 
gramm „Integration dureh Sport“ beteiligt. Im Mai 2009 
hat der DFB die Aktionstage „Integration“ auf bundes- 
weit 1 000 Mini-Spielfeldem durehgeführt, die mit den 
Übersehüssen aus der Fußball- Weltmeistersehaft 2006 er- 
riehtet wurden.®^ 


Baur, Jürgen (Hrsg.)’ Evaluation des Programms „Integration durch 
Sport“, Potsdam 2009. 

Deutscher Fußball-Bund: Integrationskonzept des Deutschen Fuß- 
ball-Bundes. Frankfurt am Main 2008, S. 3 f. 

Die Integrationsbotschafterinnen und -botschafter des DFB sind die 
Nationalspielerin Celia Okoyino da Mbabi (SC 07 Bad Neuenahr), 
der Nationalspieler Serdar Tasci (VfB Stuttgart) sowie Sinem Turaq:, 
Schiedsrichterin beim Berliner Fußballverband. 

620 püp weiterführende Informationen vgl. http://www.dlb.de/index. 
php?id=508798. 


Der Deutsche Tumer-Bund (DTB) hat im Berichtszeit- 
raum unter anderem erstmals im Rahmen des „Innova- 
tionspreises für Tum- und Sportvereine“ eine Kategorie 
„Integration von Menschen mit Migrationshintergmnd in 
den Sportvereinen“ ausgeschrieben. Auch zahlreiche an- 
dere Sportverbände haben Maßnahmen zur interkulturel- 
len Öffnung im Sport ergriffen. 

8.4.2.2 Maßnahmen der Sportvereine 

Laut Sportentwicklungsbericht 2007/2008 haben immer- 
hin 8,4 Prozent aller Vereine in Deutschland „Sonder- 
maßnahmen zur Integration von Migrantinnen und Mi- 
granten“ ergriffen. 60 Prozent der Sportvereine, die solche 
Maßnahmen ergriffen haben, haben spezielle Aktionen 
durchgeführt, wie etwa Aktionstage oder -wochen, eine 
Sportnacht zum besseren Kennenlemen, Integrationsfeste 
oder Veranstaltungen zum Gedankenaustausch. Darüber 
hinaus haben gut 30 Prozent der Sportvereine, die Maß- 
nahmen zur Integration ergriffen haben, spezielle Sport- 
angebote für Migrantinnen und Migranten eingerichtet. 
Hierzu zählen Angebote herkunftsspezifischer Sport- 
arten, wie etwa Gorodki, Sambo oder Capoeira.'52i 

Zudem unterhalten knapp 30 Prozent der Sportvereine, 
die spezielle Maßnahmen ergriffen haben, vielfältige dau- 
erhafte Unterstützungsangebote für ihre Mifglieder mit 
Migrationshintergmnd, wobei das Spektmm von 
Deutschkursen, Hausaufgabenbetreuung und Ausbil- 
dungsplatzvermittlung bis hin zu beitragsfreien Mitglied- 
schaften für Asylbewerber reicht . '^22 

Der Sportentwicklungsbericht 2007/2008 zeigt dabei 
deutlich, dass es sich für die Sportvereine lohnf, spezielle 
Infegrationsmaßnahmen zu ergreifen. So weisen Vereine, 
die Maßnahmen zur Integration ergriffen haben, im Mittel 
einen Migrantenanteil von 21,1 Prozent auf, während die- 
ser Anteil bei Vereinen ohne spezifische Integrationsmaß- 
nahmen durchschnittlich nur bei 9,8 Prozent liegt. Gro- 
ßen Einfluss auf den Migrantenanteil im Verein hat auch 
das Angebot von Kampfsportarten und Fußball. 

Ein wichtiger Baustein der Integrationsfordemng im 
Sport ist die Vernetzung von Sportvereinen mit Schulen. 
Durch die fiächendeckende Einfühmng von Ganztags- 
schulen klagen Vereine einerseits über mangelnden Nach- 
wuchs. Auf der anderen Seite suchen Ganztagsschulen 
dringend nach Kooperationspartnern für ihr Nachmiffag- 
sangebot. Hier haben Sporfvereine die Möglichkeit, 
niedrigschwellige Angebote zu entwickeln, die auch jene 
Mädchen und Jungen aus Zuwandererfamilien erreichen, 
die von sich aus nicht in den Sportverein kommen. 


Für nähere Informationen zu diesen herkunftsspezifischen Sportarten 
Vgl. http://www.gorodki.de, http://www.samboka.de und http:// 
www.capoeira.de. 

^22 Breuer, Christoph (Hrsg.): Sportentwicklungsbericht 2007/2008. 
Analyse zur Situation der Sportvereine in Deutschland, Köln 2009, 
S. 92-96. 

623 Ebd., S. 107. 

624 Zur Kooperation von Sportvereinen und Ganztagsschulen vgl. ebd., 
S. 196-210. 
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Ein gutes Beispiel für die Kooperation von Sportvereinen 
mit Schulen ist das Projekt „Soziale Integration von Mäd- 
chen durch Fußball“, das von der Universität Osnabrück 
mit Unterstützung des DFB initiiert wurde. Das Projekt 
besteht aus drei Bausteinen: Erstens werden Mädchen- 
Fußball-Arbeitsgemeinschaften an Schulen in Wohnge- 
bieten des Programms „Soziale Stadt“ gegründet; zwei- 
tens werden Mädchen mit Migrationshintergrund zu 
Übungsleiterinnen für die Arbeifsgemeinschaften ausge- 
bildef; und drittens findet eine Vernetzung mit Sportverei- 
nen im Stadtteil statt, und zwar mit dem Ziel, die Teilneh- 
merinnen der Arbeitsgemeinschaften an die Sportvereine 
heranzuführen und sie langfristig für eine Vereinsmit- 
gliedschaft zu gewinnen. Das Projekt wurde 2006 mit fi- 
nanzieller Unterstützung des DFB an bundesweit zehn 
Standorten gestartet. Seit 2008 werden zusätzlich vom 
Land Niedersachsen acht Standorte gefordert. Inzwischen 
wird das Projekt bundesweit in mehr als 100 Stadtteilen 
durchgeführt. Nordrhein- Westfalen, Hessen, Saarland 
und Bremen haben eigene Projekte gestartet, in Hamburg 
und Schleswig-Holstein steht der Projektbeginn in Kürze 
bevor. 

8.4.3 Eigenethnische Sportvereine ais 
Akteure 

Neben Sportvereinen mit hohem Migrantenanteil gibt es 
die sogenannten eigenethnischen Sportvereine. Die ersten 
dieser Sportvereine haben sich seit den 1960er Jahren ge- 
gründet, um den Arbeitsmigranten eine Möglichkeit des 
gemeinsamen Sporttreibens zu ermöglichen. Die klassi- 
schen deutschen Sportvereine hatten sich damals noch 
unzureichend auf die Eingliederung von Migrantinnen 
und Migranten eingestellt. Zahlreiche eigenethnische 
Vereine zeichnen sich noch heute durch das Angebot her- 
kunftsspezifischer Sportarten aus, wovon sich Aktive aus 
Zuwandererfamilien besonders angesprochen fühlen. 

Inzwischen haben sich viele dieser Sporfvereine in mul- 
tiethnische Sportvereine verwandelt, in denen Sportlerin- 
nen und Sportler verschiedenster Herkunft gemeinsam 
Sport treiben. Der Begriff „eigenethnischer Sportverein“ 
ist daher heute nicht mehr ganz zutreffend. Als Beispiel 
hierfür kann der Fußballverein Türkiyemspor Berlin 1978 
e.V gehen, der 2007 für seine vorbildliche Infegrafionsar- 
beit mit dem ersten Integrationspreis von DFB und Mer- 
cedes-Benz ausgezeichnet wurde. So haben in der Saison 
2009/2010 von 27 Spielern im Kader der Regionalliga- 
mannschaft von Türkiyemspor nur neun Spieler einen 
türkischen Migrationshintergrund. Insgesamt liegt der 
Anteil der Spieler mit Migrationshintergrund bei Tür- 
kiyemspor nach eigenen Angaben bei 44 Prozent. ^26 

Die Wirkung eigenethnischer Vereine auf den gesell- 
schaftlichen Integrationsprozess ist noch unzureichend 
erforscht. Eine an der Universität Potsdam durchgeführte 
Studie kommt zu dem Schluss: „Auf der gesamtgesell- 
schaftlichen Ebene erbringen selbstorganisierte Migran- 


625 Ygi http://www.fussball-ohne-abseits.de/index.php. 

626 Ygi Pressemitteilung Türkiyemspor Berlin Nr. 49/2009. 


tenvereine nicht nur die gleichen gemeinnützigen Leis- 
tungen im Bereich der sozialen Integration wie andere 
Sportvereine auch, sondern entfalten daneben spezifische 
Integrationswirkungen, die andere Vereine nicht aufwei- 
sen“. ^27 Diese lägen insbesondere darin begründet, dass 
„sie mit ihren zielgruppenspezifischen Angeboten und 
Zugangswegen auch Migranten in den deutschen Ver- 
bandssport integrieren, die andere Vereine wegen Sprach- 
barrieren und ethnospezifischen Sonderbedürfnissen nur 
schwer für sich gewinnen könnten - zum Beispiel musli- 
mische Frauen und Mädchen, Neuankömmlinge mit 
schlechten Deutschkenntnissen oder Senioren.“^28 

Nach Einschätzung des Verfassers der Studie überwiegen 
„vor allem dann die integrationsfÖrdemden Effekte, wenn 
man auch die Steigerung der Lebensqualität von Migran- 
ten als Integrationsziel anerkennt. ““9 Darüber hinaus 
könnten die Migrantensportvereine „eine Brückenfunk- 
tion zwischen den ethnischen Gemeinschaften der Zu- 
wanderer und der Mehrheitsgesellschaft ausüben“. ^20 

Nach Erkenntnis der Untersuchung sind Migrantensport- 
vereine jedoch ähnlich heterogen wie deutsche Vereine. 
Ausschlaggebend für die Infegrationswirkung von Verei- 
nen ist daher in erster Linie die Offenheit gegenüber dem 
sozialräumlichen Umfeld sowie gegenüber der Gesell- 
schaft - dies gilt gleichermaßen für deutsche wie für eige- 
nethnische Vereine. 

8.4.4 Aktivitäten der Poiitik 

8.4.4.1 Die Bundesiänder ais Akteure 

Die Integration im und durch den Sport hat bei den Bun- 
desländern einen hohen Stellenwert. So haben die für den 
Sport zuständigen Landesminister und Senatoren bei der 
33. Sportministerkonferenz (SMK), die am 19. und 
20. November 2009 in Lübeck-Travemünde stattfand, 
auch einen Beschluss zum Thema Integration verabschie- 
det. 

Darin bekennt sich die SMK dazu, „die vielfältigen An- 
strengungen zur Erreichung der wesentlichen Zielset- 
zung, mehr Menschen mit Migrationshintergrund für den 
Sport - in der praktischen Sportausübung und im Ehren- 
amt - zu gewinnen, auch weiterhin mit den ihr zur Verfü- 
gung sfehenden Kräften umzusetzen.“ Der Sport solle 
eine exponierte Rolle bei der Integration spielen: „Die 
SMK unterstützt den organisierten Sport (insbesondere 
die Sportvereine), den bisher vergleichsweise geringen 
Umfang an konkreten Angeboten für Migrantinnen und 
Migranten zu erhöhen.“ Laut SMK-Beschluss sind 
„mono-ethnische Vereine, die sich durchaus aus verschie- 
denen Ethnien zusammensetzen, auch als Bestandteil ge- 
lungener Integration zu verstehen und verstärkt in die 
Kooperationsbeziehungen einzubinden“. Daher sei „die 


^77 Stahl, Silvester: Selbstorganisation von Migranten im deutschen Ver- 
einssport. Ein Forschungsbericht zu Formen, Ursachen und Wirkun- 
gen, Bonn 2009, S. 111. 

“*Ebd., S. 111. 

“«Ebd., S. 111. 

“OEbd., S. 113. 
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Arbeit von Migranten-Organisationen verstärkt bei der 
Sportentwieklung vor Ort praktiseh so zu berüeksiehti- 
gen, dass eine faktisehe Gleiehstellung stattfindet.“ 

Um den Erfahrungsaustauseh über Integrationsaktivitäten 
im Sport zwisehen den Ländern zu stärken, haben die 
Bundesländer im Rahmen der Sportministerkonferenz 
(SMK) eine Arbeitsgemeinsehaft Integration unter der 
Federführung des Landes Hessen eingeriehtet. Die Ar- 
beitsgemeinsehaft Integration hat die Aufgabe, alle Län- 
der über Mögliehkeiten von Projekten und Maßnahmen 
mit dem Bezug „Integration und Sport“ zu informieren 
und bei Interesse an einer Mitarbeit oder einem Aus- 
tauseh unterstützend zu wirken. 

Im zweiten Halbjahr 2008 wurde von der Arbeitsgemein- 
sehaft eine Länderabfrage zum Thema Integration dureh- 
geführt. Als Ergebnis kann festgehalten werden, dass der 
Stand und die Entwieklungen im Bereieh „Integration 
und Sport“ in den versehiedenen Bundesländern sehr un- 
tersehiedlieh ausfallen, aueh in Abhängigkeit des Anteils 
von Personen mit Migrationshintergrund in den jeweili- 
gen Ländern. Dies maeht sieh unter anderem dureh die 
finanziellen und personellen Ressoureen bemerkbar. 
Während in allen Bundesländern in Kooperation mit dem 
DOSB und den Landessportbünden das Programm „Inte- 
gration dureh Sport“ durehgeführt und teilweise mit Lan- 
desmitteln kofinanziert wird, gibt es nur in wenigen 
Ländern eine darüber hinaus gehende kontinuierliehe 
Förderung von Integrationsmaßnahmen im Sport. 

Im Folgenden wird eine kleine Auswahl von Projekten, 
die im Rahmen der Länderabfrage als Projekte guter Pra- 
xis aufgeführt wurden, kurz besehrieben. Die Aufzählung 
kann jedoeh nur einen kleinen Aussehnitt der Integra- 
tionsaktivitäten der Länder im Bereieh Sport umfassen. 

Das Land Niedersaehsen hat im Beriehtszeitraum in Koo- 
peration mit dem Landessportbund Niedersaehsen (LSB), 
mit der Deutsehen Sportjugend (dsj) und der Leibniz Uni- 
versität Hannover zur Dokumentation von erfolgreiehen 
Integrationsaktivitäten im Sport eine Projektdatenbank im 
Internet eingeriehtet. ^^Sport integriert Niedersaehsen“ 
ermöglieht es, Ideen, Konzepte und Erfahrungen im The- 
menfeld „Sport und Integration“ zu dokumentieren, sieh 
an eingestellten Sportangeboten zu orientieren und naeh 
neuen Impulsen in der Integrationsarbeit zu suehen. Wei- 
tere Länder sind an einer Beteiligung an dem Projekt inte- 
ressiert. 

Das Land Nordrhein- Westfalen fordert gemeinsam mit 
der Stiftung Mereator und dem Bundesamt für Migration 
und Flüehtlinge (BAMF) das Projekt „Spin - Sport inter- 
kulturell“ der Landesportjugend NRW. Ziel des Projektes 
„Spin“ ist es, die Sportvereine langfristig im Hinbliek auf 
die demographisehe Entwieklung der deutsehen Gesell- 
sehaft in die Lage zu versetzen, ihre Funktion als Ort der 
stadtteilbezogenen Integration besser wahmehmen zu 
können. Zielgruppe des Projekts sind Kinder und Jugend- 
liehe mit Zuwanderungsgesehiehte und hier insbesondere 


http://www.sport-integriert-niedersachsen.de. 


junge Frauen und Mädehen. Im Rahmen des Projekts sol- 
len diese gezielt in das Vereinsleben integriert und damit 
aueh eine Verbesserung ihrer Lebenssituation erreieht 

werden. 632 

Die hessisehe Landesregierung fördert Initiativen im 
Sport, mit denen die Ausbildung, Weiterbildung und Fort- 
bildung für Mensehen mit Migrationshintergrund vor al- 
lem im Jugendbereieh verstärkt wird. So soll zum Bei- 
spiel mit dem Projekt „start - Sport überspringt kulturelle 
Hürden“ des Landessportbunds Hessen erreieht werden, 
dass ausgebildete Übungsleiterinnen mit Migrationshin- 
tergrund als Multiplikatorinnen in den Vereinen wirken 
und dadureh gezielt Frauen und Mädehen mit Migrations- 
hintergrund anspreehen. 

8.4.4.2 Initiativen des Bundes 

Für die Bundesregierung ist Sport wiehtiger Bestandteil 
der Integrationspolitik. Daher fördert das BMI das Pro- 
gramm „Integration dureh Sport“ des Deutsehen Olympi- 
sehen Sportbundes (DOSB) mit jährlieh 5,4 Mio. Euro. 
„Integration dureh Sport“ wird in Kooperation mit den 
Landessportbünden (LSB) sowie den rund 500 Stütz- 
punktvereinen umgesetzt. Das Programm wurde von 
2007 bis 2009 evaluiert, Handlungsempfehlungen für den 
operativen und strategisehen Bereieh werden in die beste- 
henden Programmstrukturen implementiert. Maßgeblieh 
ist insbesondere die Arbeit der Stützpunktvereine im gan- 
zen Bundesgebiet, wo Migrantirmen und Migranten di- 
rekt angesproehen, für den Sport gewonnen und an den 
vereinsorientierten Sport herangeführt sowie in die Ver- 
eine aufgenommen werden. Damit wird ein wiehtiger 
Beitrag zu ihrer Integration in den Sport und damit mittel- 
bar zur Teilhabe an der Gesellsehaft geleistet. 633 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ) fördert das Projekt des For- 
sehungszentrums für Bürgersehaftliehes Engagement der 
Humboldt-Universität zu Berlin „Sportvereine im DOSB 
als zivilgesellsehaftliehe Akteure im neuen Wohlfahrts- 
markt“. Mit Hilfe dieses Projekts soll den untersehied- 
liehen Akteuren in den Sektoren Staat, Markt und Zivil- 
gesellsehaft ein praxisbezogenes Orientierungs- und 
Handlungswissen zur Verfügung gesfellt werden, um das 
Pofenzial der Sportvereine in Deufsehland angemessen 
einsehäfzen, bewerfen und weiferenfwiekeln zu können. 
Die Ergebnisse des Forsehungsprojekfs sollen 2011 vor- 
liegen. 

Das Bundesamf für Migration und Flüehtlinge (BAMF) 
hat eine Informationsdatenbank „Sport und Integration 
(1S1)“634 erstellt, mit deren Hilfe Stützpunktvereine des 
Deutsehen Olympisehen Sportbundes (DOSB) und die 
von diesen im Rahmen des bundesweiten Programms 
„Integration dureh Sport“ angebotenen sportliehen Inte- 
grationsmaßnahmen im Internet dargestellt sowie im 


632 Ygi http://www.projekt-spin.de. 

633 Für weitere Informationen vgl. http:www.integration-durch-sport.de. 
http://www.integration-in-deutschland.de/nn_287 1 58/SubSites/Inte 

gration/DE/00 Home/ WichtigeInfosAlle/2009 1 0 1 2 infodbsport 

integr.html. 
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webgestützten Geoinformationssystem WebGlS^^^ in 
Landkarten und Stadtplänen angezeigt werden können. 

Im Nationalen Integrationsplan spielt Sport eine wichtige 
Rolle. So war zu diesem Thema eine eigene Arbeits- 
gruppe mit dem Titel „Integration durch Sport - Poten- 
ziale nutzen, Angebote ausbauen, Vernetzung erweitern“ 
ins Leben gerufen worden. ^^6 deren Tätigkeit nach 

Vorlage des Plans fortzusetzen, haben der Beauftragte der 
Bundesregierung für Aussiedlerfragen und nationale 
Minderheiten und die Beauftragte der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration unter Federführung 
des BMI im Juni 2008 die ständige Arbeitsgruppe „Integra- 
tion und Sport“ eingerichtet. Die Mitglieder der Arbeits- 
gruppe haben es sich zur Aufgabe gemacht, die Impulse 
aus dem Nationalen Integrationsplan aufzugreifen und 
Empfehlungen für die Praxis zu erarbeiten. Die großen 
Sportverbände - allen voran DOSB und DFB - sind dabei 
wichtige Partner. 

Die Arbeitsgruppe hat eine Handreichung „Interkulturelle 
Öffnung im Sport“ erarbeitet, die im Juli 2009 veröffent- 
licht wurde. Die Handreichung gibt praktische Tipps 
für die interkulturelle Öffnung im Sport. Sie nimmt dabei 
den Breiten- und Freizeitsport in den Blick und zeigt, wie 
Integration im Sport gefördert werden kann. 

Als nächstes Schwerpunktthema hat sich die ständige Ar- 
beitsgruppe Integration und Sport der Integration von 
Frauen und Mädchen mit Migrationshintergrund in den 
Sport angenommen. Wie bereits geschildert, sind Frauen 
und Mädchen aus Zuwandererfamilien deutlich seltener 
Mitglied in Sportvereinen, als Frauen und Mädchen ohne 
Migrationshintergrund. Dabei ist das Interesse, Sport zu 
treiben, unter Migrantinnen nicht geringer ausgeprägt als 
unter einheimischen Frauen und Mädchen. Daher haben 
die die Bundesregierung tragenden Parteien im Koali- 
tionsvertrag vereinbart: „Mit dem Programm , Integration 
durch Sport’ wollen wir besonders Frauen und Mädchen 
mit Migrationshintergrund ansprechen, um sie als Teil- 
nehmer und auch Übungsleiter zu gewinnen.“®^* 

Die Sportvereine sind somit aufgefordert, zielgruppenspe- 
zifische Angebofe zu enfwickeln, um Migrantinnen ver- 
stärkt für ein Engagemenf oder eine Mifgliedschaft in ei- 
nem Sportverein zu motivieren. Die ständige 
Arbeitsgruppe „Integration und Sport“ wird hierfür eine 
Handreichung für Frauen und Mädchen mif Migrafions- 
hintergrund sowie für Sportverbände und -vereine mit kon- 
kreten Tipps erarbeiten. Diese Handreichung will sowohl 
mit konkreten Anregungen und Beispielen über das Ange- 
bot kultursensibler Sportarten informieren als auch Hin- 
weise geben, wie Frauen und Mädchen aus Zuwandererfa- 
milien gezielter erreicht werden können. Die Unterstützung 


http://webgis.bamf.de/BAMF/control. 

636 Vgl. Der Nationale Integrationsplan. Neue Wege - Neue Chancen, 
Berlin 2007, S. 139-154. 

Bundesministerium des Innem/Die Beauftragte der Bundesregierung 
für Migration, Flüchtlinge und Integration: Interkulturelle Öffnung 
im Sport. Praxistipps für Verbände, Vereine, Aktive und Interessierte, 
Berlin 2009. 

Wachstum. Bildung. Zusammenhalt. Koalitionsvertrag der CDU, 
CSU und FDP. 17. Legislaturperiode, Berlin 2009, S. 69. 


der Vereine durch die Sportverbände bleibt darüber hinaus 
auch in den kommenden Jahren ein entscheidender Faktor 
bei der interkulturellen Öffnung des Sports. 

9. Migration und Gesundheit 

Der stetig wachsende Anteil von Menschen aus Zuwan- 
dererfamilien an der Bevölkerung macht auch den 
Gesundheitsbereich in mehrfacher Hinsicht zu einem 
wichtigen Thema der Integrationspolitik. Ebenso wie die 
Bevölkerung ohne Migrationshintergrund haben Migran- 
tinnen und Migrantinnen einen Anspruch auf Zugang zu 
den Angeboten des Gesundheitswesens: Sie haben einen 
Anspruch auf eine angemessene gesundheitliche Versor- 
gung und Vorsorge. Eine gute gesundheitliche Versor- 
gung auch für Migrantinnen und Migranten kann nach 
einhelliger Auffassung zudem zur Kostenentlastung im 
Gesundheitswesen beitragen, weil sie teure Über-, Unter- 
und Fehlversorgung verringert. 

Voraussetzung dafür isf, dass sich die Einrichtungen des 
Gesundheitswesens interkulturell öffnen. Aus integra- 
tionspolitischer und auch aus gesundheitspolitischer Sicht 
ist dabei ein zentrales Element, Menschen mit Migra- 
tionshintergrund den Zugang zu den Gesundheitsberufen 
zu ermöglichen, ln diesem Zusammenhang ist sowohl die 
Anerkennung von im Ausland erworbenen Abschlüssen 
in den Gesundheitsberufen zu prüfen (vgl. Kapitel 11 
3.5.1) als auch die Möglichkeit für Drittstaatsangehörige 
sich in Deutschland in den akademischen Heilberufen zu 
approbieren (vgl. Kapitel 11 9.10.2). Dies ist schon vor 
dem Hintergrund eines Mangels an Ärzten und anderen 
Fachkräften im Gesundheitssektor angezeigt. 

9.1 Gesundheitliche Lage der Menschen 
mit Migrationshintergrund 

9.1 .1 Schwerpunktbericht der Gesundheits- 
berichterstattung des Bundes 

Mit dem Schwerpunktbericht der Gesundheitsberichter- 
stattung des Bundes zum Thema Migration und Gesund- 
heit liegt erstmalig ein umfassender Bericht zur gesund- 
heitlichen Lage von Menschen mit Migrationshintergrund 
vor. Der Bericht versteht sich als Ergänzung für den 
Gesundheifsbereich des hier vorliegenden Berichts der 
Beauftragten über die Lage der Ausländerinnen und Aus- 
länder in Deutschland. Er wertet vorhandene Datenquel- 
len der amtlichen Statistik, soweit sie gesundheitsbezo- 
gene Aussagen zu Menschen mit Migrationshintergrund 
treffen, aus. Die meisten dieser öuellen lassen nur die 
grobe Unterscheidung deutsche versus ausländische 
Staatsangehörigkeit zu. Das Kriterium Migrationshinter- 
grund wird oft nicht erfasst. Auch eine Differenzierung 
nach unterschiedlichen Herkunftsländern sowie sozio- 
ökonomischem Status ist anhand der vorhandenen Daten 
nur zum Teil möglich. 

Der Schwerpunktbericht geht von der Annahme aus, dass 
sich der Migrationshintergrund sowohl auf das Krank- 


Schwerpunktbericht der Gesundheitsberichterstattung des Bundes 
zum Thema Migration und Gesundheit, Robert Koch-Institut, Berlin, 
2008. 
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heitsrisiko auswirken kann, als auch die Chance darauf 
eine angemessene Therapie zu erhalten. Es werden be- 
sondere Risiken wie sie z. B. durch Belastungen wie un- 
günstige Arbeitsbedingungen oder die Anstrengung sich 
in einer fremden Kultur zurechtzufinden auftreten kön- 
nen, vermutet. Die Inanspruchnahme von Leistungen der 
Gesundheitsversorgung kann unter anderem durch 
Sprachbarrieren erschwert sein. Im Mittelpunkt des Be- 
richts steht die Frage, worin die besonderen Gesundheits- 
belastungen der Menschen mit Migrationshintergrund be- 
stehen und wie sie sich von denen der Bevölkerung ohne 
Migrationshintergrund unterscheiden. Nach Unterschie- 
den wurde bei den gesundheitlichen Risiken, bei der Art 
der Erkrankungen sowie bei den Zugangsmöglichkeiten 
zu den Angeboten der Gesundheitsversorgung gesucht. 

Zu den untersuchten Merkmalen gehören die Sterblichkeit 
mit ihren unterschiedlichen Ursachen, von der Müttersterb- 
lichkeit bis hin zur Unfallsterblichkeit im Straßenverkehr, 
einzelne Erkrankungen wie Infektionskrankheiten, Unfall- 
verletzungen oder das Risiko- und Gesundheitsverhalten in 
Bezug auf z. B. Übergewicht oder Suchtmittelgebrauch so- 
wie Zugangsmöglichkeiten zu den Angeboten der Präven- 
tion und Gesundheitsversorgung. 

Der Bericht fand im Ergebnis tatsächlich zum Teil höhere 
Gesundheitsrisiken bei der Bevölkerung mit Migrations- 
hintergrund. Allerdings ist es nicht die Migration als sol- 
che, die krank macht. Neben gesundheitsriskanten Ver- 
haltensweisen sind es vielmehr Gründe und Umstände der 
Migration sowie die Lebens- und Arbeitsbedingungen 
von Menschen mit Migrationshintergrund, die zu einem 
schlechteren Gesundheitszustand führen können. Häufig 
kommen Faktoren, die mit einem niedrigeren sozioöko- 
nomischen Status Zusammenhängen zum Tragen. Ein- 
fluss haben kann z. B. die Ausübung einer gesundheitsge- 
fährdenden beruflichen Tätigkeit, Arbeitslosigkeit oder 
eine ungünstige Wohnsituation, die wiederum schlechtere 
Zugangsmöglichkeiten zu den Angeboten der gesundheit- 
lichen Vorsorge und Versorgung zur Folge haben kann. 
Menschen mit Migrationshintergrund nehmen gesund- 
heitliche Präventionsleistungen in geringerem Maß in 
Anspruch als die Bevölkerung ohne Migrationshinter- 
grund. Dies gilt für Vorsorgeuntersuchungen für Kinder 
wie auch für die Krebsvorsorgeuntersuchungen bei Er- 
wachsenen. Der Zugang zum Gesundheitssystem kann 
durch Kommunikationsprobleme, wie Sprachbarrieren 
und Informationslücken, aber auch durch ein anderes 
Krankheitsverständnis oder strukturelle Vorgaben wie 
dem aufenthaltsrechtlichen Status erschwert sein oder auf 
die generell schwerere Erreichbarkeit bestimmter sozialer 
Gruppen zurückzuführen sein. 

Gesundheitsrisiken, die auf einen schwierigeren Zugang 
zum Gesundheitssystem zurückgeführt werden können, 
sind zum Beispiel Todesfälle im Zusammenhang mit der 
Geburt und im ersten Lebensjahr. Ein anderes Beispiel für 
höhere Gesundheifsrisiken sind Infekfionskrankheifen 
wie Tuberkulose, bei denen die höhere Zahl an Erkran- 
kungen bei Personen mif ausländischer Sfaafsangehörig- 
keif mif verschiedenen Faktoren erklärt wird. So wird 
eine Erstinfektion bereits in der Kindheit im Herkunfts- 


land vermutet, die in Kombination mit beengten Wohn- 
verhältnissen und einer qualitativ mangelhaften Ernäh- 
rung das Infektionsrisiko erhöht und die allgemeine 
Abwehrlage schwächt. 

Ein erhöhtes Gesundheitsrisiko lässt sich im Zusammen- 
hang mit der Migration auch bei psychosozialen Belas- 
tungen, die durch die Trennung von der Familie, durch 
Fremdenfeindlichkeit oder die politische Verfolgung oder 
Folter im Herkunftsland verursacht sind, feststellen. 

Die Befunde bezüglich der gesundheitlichen Gefährdung 
von Kindern und Jugendlichen aus Familien mit Migra- 
tionshintergrund sind recht uneinheitlich. Berichtet wer- 
den beispielsweise höhere Erkrankungsraten an Tuberku- 
lose, eine stärkere Betroffenheit von Übergewicht und 
Adipositas und eine seltenere Inanspruchnahme von 
Früherkennungsuntersuchungen. Andererseits sind Kin- 
der und Jugendlich mit Migrationshintergrund seltener 
(chronisch) krank und leiden seltener unter Asthma, Neu- 
rodermitis und Heuschnupfen. 

Höhere Gesundheitsrisiken stellte der Bericht bei Kindern 
und Jugendlichen aus sozial benachteiligten Familien 
fest. Für Kinder aus Familien mit Migrationshintergrund 
trifft dies überproportional häufig zu. Hier finden sich 
Faktoren, wie ungesundes Ernährungsverhalten und kör- 
perliche Inaktivität als Ursachen. Hinzu kommt bei 
diesen Kindern und Jugendlichen, dass in einer Lebens- 
phase, die ohnehin durch vielfältige Entwicklungsanfor- 
derungen gekennzeichnet ist, migrationsbedingte Anpas- 
sungsleistungen gefordert werden. 

Frauen mit Migrationshintergrund sind besonders von 
Mehrfachbelastungen betroffen, die sich aus der ungüns- 
tigen Arbeitssituation und Konflikten mit der Familie in 
einem fremden kulturellen Umfeld ergeben. Die Gesund- 
heitszufriedenheit von Frauen mit Migrationshintergrund 
verschlechtert sich mit zunehmendem Alter und Leben in 
der Migration überdurchschnittlich stark. Dies spiegelt 
sich in der Altergruppe ab 40 Jahren auch in einer höhe- 
ren Krankenquote und häufiger auftauchenden Risikofak- 
toren wie Adipositas wider. 

Bei älteren Migrantinnen und Migranten stellt der Bericht 
einen vergleichsweise schlechten Gesundheitszustand 
und möglicherweise hohen Pfiegebedarf fest. Für sie 
kann das Altem in Deutschland mit starken familiären 
und psychosozialen Belastungen verbunden sein. 

9.1.2 Ergebnisse des Integrations- 
indikatorenberichts für den Bereich 
Gesundheit 

Auch im Ersten Integrationsindikatorenbericht der Bun- 
desregierang wurde die gesundheitliche Situation von 
Menschen mit Migrationshintergrand dargestellt. 
Hierzu wurden gesundheitsbezogene Daten verwandt, so- 
fern sie bundesweit verfügbar waren. Die Dafen befreffen 


Integration in Deutschland, Erster Integrationsindikatorenbericht. 
Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 
Integration, Berlin 2009, S. 88 ff. S. 138 ff 
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die Bereiche Gesundheitszustand, Inanspruchnahme von 
Leistungen der Gesundheitsvorsorge, gesundheitliche 
Risikofaktoren, Behinderung, Arbeitsschutz, Unfälle, Ab- 
sicherung im Krankheitsfall sowie Mütter- und Säug- 
lingssterblichkeit. Grundsätzlich ist anzumerken, dass der 
Indikatorenbericht nicht nach einzelnen Herkunftsregio- 
nen unterscheidet. Bestimmte Problemlagen, die für ein- 
zelne Migrantengruppen vorhanden sein könnten, treten 
durch die Analyse des Integrationsindikatorenberichts 
nicht zutage. 

Die Indikatoren im Bereich Gesundheit sollen bezüglich 
ihrer Eignung als Integrationsindikatoren einer erneuten 
Prüfung und Abstimmung mit den Bundesministerien un- 
terzogen werden. Die Grundlage hierfür sind die Empfeh- 
lungen des Ersten Integrationsindikatorenberichts und ei- 
nes Fachgesprächs, das die Beauftragte im Februar 2010 
durchführte (vgl. Kapitel 13). 

9.1 .2.1 Gesundheitszustand 

Indikatoren für den Gesundheitszustand waren die Kran- 
kenquote nach Mikrozensus (Erkrankungen in den letzten 
vier Wochen), der subjektive Gesundheitsstatus nach So- 
zioökonomischem Panel (SOEP) und Einschränkungen 
im Alltag, ebenfalls nach dem SOEP. 

Die Krankenquote für die Bevölkerung mit Migrations- 
hintergrund fällt insgesamt niedriger aus. Dies lässt sich 
jedoch darauf zurückführen, dass die Bevölkerung mif 
Migrationshintergrund jünger ist als die Bevölkerung 
ohne Migrationshintergrund. Bei der Betrachtung nach 
Altersgruppen kommt man somit auch zu einem anderen 
Ergebnis: Die Krankenquote für Menschen miftleren und 
höheren Alfers mit Migrationshintergrund ist höher. Als 
Erklärung hierfür finden sich Fakforen wie mangelnde 
Bildungsabschlüsse, Einkommensarmuf und Arbeifslo- 
sigkeif. Ähnliche Musfer wurden für die Indikatoren sub- 
jektiver Gesundheitszustand und Einschränkungen im 
Alltag gefunden. 

Der Migrationshintergrund für sich genommen zeigfe bei 
den hier ausgewählten Indikatoren für den Gesundheifs- 
zusfand keinen nachweisbaren bedeutenden Einfluss auf 
den Gesundheitszustand. Die Untersuchung zeigt jedoch 
deutlich, wie soziale Lage, mangelnde Integration im Bil- 
dungssystem und auf dem Arbeitsmarkt auf die Gesund- 
heit der Einzelnen wirkt. 

9.1 .2.2 Inanspruchnahme von Leistungen 
der Gesundheitsvorsorge 

Bei der Inanspruchnahme von Vorsorgeangeboten wur- 
den die Daten des Kinder- und Jugendgesundheitssur- 
veys64i (KiGGS) zur Teilnahme an Impfungen (Polio, 
Diphtherie, Tetanus, Pertussis, Hepatitis B, Masern, 
Mumps, Röteln) von Kindern und Jugendlichen und zur 
Inanspruchnahme der Früherkermungsuntersuchungen 


Beiträge zur Gesundheitsberichterstattung des Bundes. Kinder- und 
Jugendgesundheitssurvey (KiGGS) 2003 bis 2006: Kinder und Ju- 
gendliche mit Migrationshintergrund in Deutschland, Robert Koch- 
Institut, Berlin, 2008. 


bei Kindern zwischen der Geburt und dem sechsten Le- 
bensjahr betrachtet. 

Die Analyse dieser Daten fördert Unterschiede zwischen 
der Bevölkerung ohne und mit Migrationshintergrund zu- 
tage. So sind Kinder mit Migrationshintergrund, die nach 
der Geburt nach Deutschland eingewandert sind, seltener 
geimpft. Kinder und Jugendliche bei denen bei Eltemteile 
einen Migrationshintergrund haben nehmen seltener alle 
angebotenen Früherkennungsuntersuchungen in An- 
spruch. An dieser Stelle empfiehlt die Beauftragte mögli- 
che Zugangsbarrieren abzubauen und das bereits vorhan- 
dene Angebot, das sich an den Bedürfnissen der 
Zielgruppe orientiert, weiter auszubauen. Zugleich sind 
die Migrantinnen und Migranten selbst gefordert, die be- 
stehenden Möglichkeiten auch besser zu nutzen. Gerade 
die Vorsorgeangebote können Krankheiten vermeiden, in- 
dem sie Auffälligkeiten in der körperlichen, geistigen und 
sozialen Entwicklung frühzeitig erkennen. Gesundheitli- 
che Probleme können behoben werden; schwerwiegende 
Folgen können vermieden beziehungsweise gelindert 
werden. Die Auswirkungen betreffen das gesamte Leben 
der Kinder. 

9. 1.2. 3 Gesundheitliche Risikofaktoren 

Zu den im Integrationsindikatorenbericht untersuchten 
gesundheitlichen Risikofaktoren gehören Übergewicht 
bzw. Adipositas, das Rauchen sowie die mangelhaftes 
Mundgesundheitsverhalten. 

Für Übergewicht und Adipositas wurden Zahlen des Mi- 
krozensus sowie bei Kinder- und Jugendlichen des 
Robert-Koch-fnstituts verwandt. Es zeigte sich, dass 
grundsätzlich die Bevölkerung mit Migrationshintergrund 
häufiger übergewichtig bzw. adipös ist. Bei der genaueren 
Analyse wurde festgestellt, dass dieses Ergebnis unab- 
hängig von sozialstrukturellen Einflüssen, wie Bildung, 
Einkommensarmut, Erwerbsstatus sowie Haushaltstyp, 
für die ersfe Generation gilt. Anders sieht es bei der hier 
in Deutschland geborenen Generation aus, hier spielen 
ähnlich wie bei der Bevölkerung ohne Migrationshinter- 
grund sozialstrukturelle Einflüsse eine Rolle. 

Übergewicht und Adipositas sind häufig Ursachen für 
chronische Krankheiten wie Diabetes, Bluthochdruck 
oder Herzkrankheiten. Hier sind sinnvolle Angebote ge- 
fordert, die zum Beispiel Informationen zum Thema Er- 
nährung bereitstellen, eine Umstellung des Emährungs- 
verhaltens trainieren, zu Bewegung anregen oder helfen 
den Umgang mit Krankheiten wie Diabetes, Bluthoch- 
druck oder Herzkrankheiten zu bewältigen. 

Die Beauftragte setzt sich auch hier dafür ein, besfehende 
Angebofe auszubauen und kultursensibel zu gestalten. 
Der Nationale Aktionsplan zur Prävention von Fehlernäh- 
rung, Bewegungsmangel, Übergewicht und damit zusam- 
menhängenden Krankheiten „IN FORM - Deutschlands 
Initiative für gesunde Ernährung und mehr Bewegung“ 
zum Beispiel ergreift hierzu zielgruppenspezifische Maß- 
nahmen wie beispielsweise ein Vemefzungsprojekt mit 
dem Deutschen Olympischen Sportbund (DOSB), um 
Migrantinnen verstärkt zu sportlichen Aktivitäten zu mo- 
tivieren. 
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Für den Indikator Mundgesundheit wurden Daten des 
Robert-Koeh-lnstituts über Kinder und Jugendliehe ver- 
wandt. Betraehtet wurden Daten zur Zahnputzfrequenz 
und zur Teilnahme an Zahnarztkontrollen und Prophyla- 
xemaßnahmen. Die Untersuehung kommt hier zu dem Er- 
gebnis, dass Kinder mit Migrationshintergrund in allen 
Bereiehen sehleehtere Werte aufweisen. 

9.1.3 Die Studie „Migration und Gesundheit“ 

Die sekundäranalytisehe Studie „Migration und Gesund- 
heit“ der Konrad-Adenauer-Stiftung®"'2 versueht, alle Un- 

tersuehungen zum Thema „Migration und Gesundheit” 
auszuwerten und zusammenzufassen. Sie gibt einen 
Überblick über den Stand der Forschung im Bereich Mi- 
gration und Gesundheit. Die Autoren versuchen, anhand 
der Ergebnisse Handlungsbedarfe auszumachen. 

Eine wichtige Erkenntnis der Studie ist, dass das Merk- 
mal „Migrationshintergrund“ allein keine spezifische 
Krankheitsursache ist oder Krankheitsrisiken beinhaltet. 
Es darf allerdings nicht verkannt werden, dass die Ver- 
breitung, die Ausprägung und der Verlauf einiger chroni- 
scher Erkrankungen sehr wohl beeinflusst wird von den 
Lebensverhältnissen und dem Zugang zu einer adäquaten 
Gesundheitsversorgung. Das heißt für Menschen aus so- 
zial benachteiligten Schichten - und hierzu gehören ver- 
gleichsweise häufig Menschen mit einem Zuwanderungs- 
hintergrund - haben die Lebensverhältnisse sowie der 
schwierigere Zugang zur Gesundheitsversorgung durch- 
aus einen negativen Einfluss auf den Gesundheitszustand. 

Nach Einschätzung der Autoren hat der Erwerb der deut- 
schen Sprache in der allgemeinen gesellschaftlichen Inte- 
gration der Migrantinnen und Migranten zwar einen sehr 
hohen Stellenwert. Dies dürfe jedoch im Gesundheitsbe- 
reich keine Rolle spielen, denn die Qualität der medizini- 
schen Versorgung die dem einzelnen Menschen zugute 
kommt, dürfe nicht abhängig gemacht werden von den in- 
dividuellen Sprachkenntnissen der Patientinnen und Pa- 
tienten. 

Die Studie weist zudem noch einmal darauf hin, dass 
Hindernisse im Zugang zu medizinischer Versorgung zu 
einer Mangel- und Fehlversorgung führen und zeigt auf, 
dass zielgruppen- und sozialraumorientierte Angebote ge- 
eignet sind, Zugangshindemisse und Versorgungsmängel 
abzubauen. Sie betont, dass Unter-, Über- oder Fehlver- 
sorgung im medizinischen Bereich zu in der Regel ver- 
meidbaren Kosten im Gesundheitssystem führt. 

9.1 .4 Forschungsbericht zur rehabilitativen 
Versorgung von Personen mit 
Migrationshintergrund 

Im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und So- 
ziales wurde von 2008 bis 2009 ein Forschungsprojekt^"^^ 
zur Untersuchung der rehabilitativen Versorgung und ge- 


Migration und Gesundheit, Michael Knipper und Yasar Bilgin, Kon- 
rad- Adenauer- Stiftung e.V., Sankt Augustin/Berlin 2009. 

Der Forschungsbericht wird voraussichtlich im Sommer 2010 veröf- 
fentlicht und auf der Intemetseite des Bundesminsiterium für Arbeit 
und Soziales abrufbar sein. 


sundheitsbedingten Frühberentung von Personen mit 
Migrationshintergrund in Deutschland durchgeführt. Da- 
bei wurde der Frage nachgegangen, inwiefern sich 
Migrantinnen und Migranten hinsichtlich der Häufigkeit 
von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, der Inan- 
spruchnahme beruflicher und medizinischer Rehabilita- 
tionsmaßnahmen, des Rehabilitationserfolges und der 
Frühberentung von Deutschen bzw. Menschen ohne Mi- 
grationshintergrund unterscheiden. Der Bericht zeigt, 
dass Menschen mit Migrationshintergrund im Durch- 
schnitt weniger häufig Maßnahmen der medizinischen 
Rehabilitation in Anspruch nehmen sowie einen geringe- 
ren Rehabilitationserfolg und höhere Frühberentungsquo- 
ten aufweisen als die Mehrheifsbevölkerung. 

Darüber hinaus wurden unterschiedliche Zugangs-, 
Durchführungs- und Wirksamkeitsbarrieren in der Reha- 
bilitation von Menschen mit Migrationshintergrund iden- 
tifiziert. Zu den Ursachen von Wirksamkeitsbarrieren 
medizinischer Rehabilitation bei Menschen mit Migra- 
tionshintergrund zählen insbesondere sprachliche Ver- 
ständigungsschwierigkeiten und kulturelle Unterschiede 
(z. B. im Krankheitsverhalten und den Lebensgewohnhei- 
ten), welche die Anamnese, die Verordnung von Maßnah- 
men sowie die Compliance, also die Therapietreue, der 
Rehabilitandinnen und Rehabilitanden beeinflussen kön- 
nen. 

9.1 .5 Studie Gesundheit - Gewait - Migration 

ln der Sekundäranalyse „Gesundheit - Gewalt - Migra- 
tion“ des Interdisziplinären Zentrums für Frauen- und Ge- 
schlechterforschung (IFF) der Universität Bielefeld im 
Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend wurden die Daten der für das 
BMFSFJ von 2002 bis 2004 durchgeführten Frauenstudie 
zur „Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von 
Frauen in Deutschland“ (vgl. Kapitel 11.12.1) sekundär- 
analytisch ausgewertet, um den Zusammenhang von Ge- 
sundheit, Migrationshintergrund und Gewalt zu beleuch- 
ten. Untersucht wurden Migrantinnen türkischer Herkunft 
und Frauen aus Ländern Osteuropas im Vergleich zu 
Frauen ohne Migrationshintergrund. 

Als besonders vulnerable Gruppe im Hinblick auf Ge- 
waltübergriffe einerseits und gesundheitliche Belastun- 
gen andererseits wurden hierbei Frauen mit türkischem 
Migrationshintergrund identifiziert. Sie sind nicht nur 
häufiger und schweren Gewaltübergriffen in der aktuellen 
Partnerschaft ausgesetzt, sondern auch häufiger von nicht 
gewaltbedingten körperlichen und psychischen Be- 
schwerden betroffen. Die multivariate Analyse der Unter- 
suchung konnte aufzeigen, dass die gesundheitliche Hö- 
herbelastung der Migrantinnen nicht ausschließlich oder 
überwiegend auf deren höhere Gewaltbelastung zurück- 
zuführen, sondern mif anderen Variablen der Lebenssitua- 
tion noch stärker gekoppelt ist: relevant sind vor allem 
indirekte Einflüsse über die miteinander verknüpften Fak- 
toren Bildungsstatus, Einkommen und soziale Einbin- 
dung. Der schlechtere gesundheitliche Zustand eines 
Teils der Migrantinnen in Deutschland scheint vor allem 
mit den schwierigeren sozialen Lagen der Frauen in Zu- 
sammenhang zu stehen, die sich in einem deutlich gerin- 
gerem Bildungs- und Ausbildungsniveau und Einkorn- 
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men, in einer geringeren und schleehter abgesieherten 
berufhehen und sozialen Einbindung und einem häufige- 
ren Fehlen enger vertrauensvoller sozialer Beziehungen 
bei einem nieht unerhebliehem Teil der Migrantinnen ins- 
besondere türkiseher Herkunft abzeiehnen. 

9.2 Gesundheits- und Pflegebericht- 
erstattung 

Mit dem Sehwerpunktberieht Migration und Gesundheit, 
der Sonderauswertung der KiGGS, der Analyse des Inte- 
grationsindikatorenberiehts und der Studie Migration und 
Gesundheit wurden in den letzten Jahren erstmals die vor- 
handenen Daten zum Thema Gesundheit von Migrantin- 
nen und Migranten zusammengetragen und ausgewertet. 

Trotz dieser Ergebnisse lässt die Datenlage im Gesund- 
heits- und Pfiegebereich nach wie vor zu wünschen übrig. 
Repräsentative Forschung über die Gesundheit von in 
Deutschland lebenden Migrantinnen und Migranten ist 
angesichts der Heterogenität und den oftmals schlechten 
Zugängen zu dieser Gruppe schwierig, so dass nur wenig 
valide Erkenntnisse aus der Gesundheits- und Pfiegebe- 
richterstattung vorliegen. Der von der Beauftragten koor- 
dinierte Arbeitskreis Migration und öffentliche Gesund- 
heit widmet sich daher auch der Frage der Verbesserung 
der Gesundheits- und Pfiegeberichterstattung und zwar 
mit dem Ziel, Migrantinnen und Migranten besser in das 
Gesundheitswesen zu integrieren und ihre Versorgung zu 
optimieren. 

Die Gesundheits- und Pflegeberichterstattung ist auf Da- 
ten, die auch den Migrationshintergrund erfassen, ange- 
wiesen. Ohne diese Daten kann sie nicht ihrer Aufgabe 
nachkommen, eine Datengrundlage für die gesundheitli- 
che Versorgung, die Planung, die Qualitätssicherung und 
die Gesundheitsforderung bereit zu stellen und eine Basis 
für fimdierfe Entscheidungen zu liefern. Von großer Be- 
deutung ist diese Aufgabe beim Aufzeigen von gesund- 
heitlichen Disparitäten und besonderen Bedarfslagen in 
einzelnen Bevölkerungsgruppen. 

ln der Pfiegeberichterstattung wird das Problem in den 
nächsten Jahren immer drängender werden, denn viele 
Arbeitsmigrantinnen und -migranten sind nicht, wie es 
lange Zeit erwartet wurde, im Ruhestand in ihre Heimat- 
länder zurückgekehrt. Da sie oft im Erwerbsleben hohen 
Belastungen ausgesetzt waren, ist ihr Gesundheitszustand 
ungewiss und ihr zukünftiger Pflegebedarf schwer ein- 
schätzbar. Im Alter werden sprachliche und kulturelle 
Probleme oft verschärft. 

Die vorliegenden Daten hierzu sind nicht nach Migra- 
tionshintergrund differenziert - in der Regel noch nicht 
einmal nach Staatsangehörigkeit. Es gibt nur wenige Sta- 
tistiken überhaupt zur ambulanten Pflege auf der kommu- 
nalen Ebene. 


“''Habermann, M.; Schenk, L., Albrecht, N. J., Gavranidou, M.; 
Lindert, J.; Butler J. in: Planung und Steuerung der Pflegeversorgung 
auch für Migranten und Migrantinnen? - Eine Analyse der Pflege- 
und Gesundheitsberichterstattung in der ambulanten und stationären 
Altenpflege. Gesundheitswesen 2009; 71: S. 1-5. 


Die Gesundheits- und Pfiegeberichterstattung ist in erster 
Linie auf amtliche Statistiken angewiesen. Hier gibt es 
aber nur wenige gesundheitsrelevante Datenquellen, die 
nach Migrationshintergrund und sozialer Lage differen- 
zieren. Hinzu kommt, dass diejenigen Datenquellen, die 
differenzieren, häufig auf kommunaler Ebene nicht aus- 
wertbar sind. Die einzige Datenquelle, die diesem Erfor- 
dernis entspricht, ist der Mikrozensus, der in vierjährigem 
Abstand das Rauchverhalten, den Gewichtsstatus und die 
gesundheitliche Lage untersucht und zudem seit 2005 
auch nach Migrationshintergrund differenziert. Die Daten 
des Sozioökonomischen Panels und des KiGGS, die 
ebenfalls oft für migationsspezifische Auswertungen he- 
rangezogen werden, sind als Datengrundlage für die Ge- 
sundheitsberichterstattung auf kommunaler Ebene nicht 
geeignet. 

Ausgehend von dieser Analyse der Datenlage hat die Be- 
auftragte gemeinsam mit dem Arbeitskreis Migration und 
öffentliche Gesundheit im November 2008 einen Exper- 
tenworkshop mit Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus 
Praxis, Wissenschaft sowie den Verbänden und Institutio- 
nen durchgeführt. Ziel war es, für die Bereiche Pflege, 
psychosoziale Versorgung und Krankenhaus eine Be- 
standsaufnahme der Datenlage durchzuführen, Lücken 
aufzuzeigen, Handlungsbedarf zu ermitteln und mögliche 
Lösungen zu entwickeln.'''"' 

Für den Bereich der Pflegeberichterstattung wurde festge- 
stellt, dass regional - jedoch keinesfalls fiächendeckend - 
bereits einzelne Erhebungen für die Planung vor Ort 
durchgeführt werden. Mit einer Nutzung der bundeswei- 
ten Pfiegeversicherungsstatistik könnte die Versorgungs- 
situation von Migrantinnen und Migranten bundesweit er- 
hoben und für die Planung analysiert werden. Anhand 
dieser Daten könnte zum Beispiel festgestellt werden, ob 
Migrantinnen und Migranten entsprechend ihres Bevöl- 
kerungsanteils die Möglichkeiten der sozialen Pflegever- 
sicherung gern. SGB XI in Anspruch nehmen.^''^ Das 
BMG wird im Herbst 2010 Angaben zur pflegerischen 
Versorgung von Menschen mit Migrationshintergrund, 
die im Rahmen einer wissenschaftlichen Studie zu den 
Wirkungen des Pfiege-Weiterentwicklungsgesetzes erho- 
ben wurden, vorlegen. 

Auch für die psychosoziale Versorgung wurde die Not- 
wendigkeif einer migranfengerechfen Dokumenfation 
fesfgesfellf. Mif einer migranfengerechfen Dokumenta- 
tion könnten Erkenntnisse über das Nutzungsverhalten 
psychosozialer Institutionen von Menschen mit Migra- 
tionshintergrund gewonnen werden. Der Bedarf an psy- 
chosozialen Versorgungsstrukturen für die Zielgruppe 
wäre kalkulier- und planbar. Auch Forschungsdefizife im 
Bereich der psychosozialen Versorgung von Migranten 


Vgl. Butler J.; Albrecht, N.J., Ellsäßer, G.; Gavranidou, M.; 
Habermann, M.; Lindert, J.; Weilandt, C. in: Migrationssensible Da- 
tenerhebung für die Gesundheitsberichterstattung. Bundesgesund- 
heitsblatt, Berlin, November 2007. 

646 Migrationssensible Datenerhebung für die Gesundheits- und Pflege- 
berichterstattung, Die Beauftragte der Bundesregierung für Migra- 
tion, Flüchtlinge und Integration (Hrsg.), Berlin 2010 
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und Migrantinnen liegen im Fehlen geeigneter Daten- 
grundlagen begründet. ^48 

ln der Krankenhausstatistik wird die Aufnahme des Krite- 
riums Migrationshintergrund (und sozialer Lage) der Pa- 
tienten in die amtliche Krankenhausstatistik als wichtiges 
Ziel angesehen, um auch epidemiologisch mit den Daten 
arbeiten zu können. Bislang ist dies aus Gründen des Da- 
tenschutzes nicht flächendeckend möglich. Das Land 
Berlin prüft derzeit die Möglichkeit, durch die Verlinkung 
von Krankenhaus- und Einwohnerregisterdaten die Pro- 
bleme bei der zusätzlichen Datenerhebung im Kranken- 
haus zu umgehen. Es gibt bereits heute Krankenhäuser, 
die das Merkmal Migrationshintergrund in der internen 
Statistik erfassen um z. B. den Bedarf an Übersetzungs- 
leistungen einschätzen zu können.^'*^ 

Die Beauftragte regt an, die Ergebnisse dieses Workshops 
zu nutzen und empfiehlt den Akteuren, wie dem Bundes- 
ministerium für Gesundheit, dem Robert-Koch-lnstitut, 
den gesetzlichen Krankenkassen und dem Statistischen 
Bundesamt sowie den Einrichtungen der gesundheitli- 
chen und pflegerischen Versorgung unter Wahrung des 
Rechts auf informationeile Selbstbestimmung Lösungen 
zu entwickeln, die den Erfordernissen der Versorgungs- 
planung mit Blick auf Migrantinnen und Migranten Rech- 
nung tragen. 

9.3 Der Nationale Integrationsplan und der 
Nationale Aktionsplan Integration 

Die Verbesserung der gesundheitlichen Versorgung von 
Migranten und Migrantinnen wurde auch im Nationalen 
Integrationsplan von Bund, Ländern und Kommunen als 
Ziel formuliert. Der Nationale Integrationsplan empfiehlt 
für den Gesundheitsbereich die Bereitstellung bedarfs- 
orientierter Angebote, eine interkulturelle Regelversor- 
gung, die interdisziplinäre Vernetzung, die Erschließung 
adäquater Zugangswege sowie die Verbesserung der Da- 
tenlage. Zahlreiche Projekte sind im Rahmen des Natio- 
nalen Integrationsplans auf den Weg gebracht worden. 

Im Saarland wurde in einer Kooperation des Gesundheits- 
ministeriums, den Amtsärzten der Gesundheitsämter, der 
Arbeitskammer, der Landesarbeitsgemeinschaft für Ge- 
sundheitsfÖrderung Saarland, dem VdAK/AEV (Verband 
der Angestellten-Krankenkassen e. V./Arbeiter-Ersatzkas- 
sen- Verband e. V.) und dem Bildungsministerium unter 
Federführung des Diakonischen Werks an der Saar eine 
Datenbank aufgebaut. Diese Datenbank hat zum Ziel, die 
Angebote der Gesundheitsdienste bei denen fremdsprach- 
liche Kompetenz bzw. Dolmetscherdienste zur Verfügung 
stehen zu erfassen und zur Verfügung zu sfellen. 

Das Minisferium für Arbeif, Soziales, Gesundheif und Fa- 
milie des Landes Brandenburg hat einen sechssprachigen 


Vgl Lindert, Jutta in: ebd. 
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^5» Nationaler Integrationsplan: Erster Fortschrittsbericht, Berlin 2008, 
S. 170 .ff. 


Gesundheitswegweiser herausgegeben, der über den öf- 
fentlichen Gesundheitsdienst, die Krankenversicherung, 
medizinische Versorgung und Krankenhausaufenthalt, 
HIV/Aids, Hilfen bei Gewalt gegen Frauen und Mädchen, 
Vorsorgeuntersuchungen, Schutzimpfungen und spezifi- 
sche Informationen zu Präventionsangeboten für Frauen 
informierf. 

Das MiMi-Projekf (Mif Migranfen für Migranfen - Infer- 
kulfurelle Gesundheif in Deufschland) wird von einigen 
Ländern aktiv untersfützt. Es sfärkt Menschen mit Zu- 
wanderungsgeschichte in der Eigenverantwortung für 
ihre Gesundheif. Engagierte Menschen mif Migrafions- 
hintergrund werden als interkulturelle Gesundheitsmedia- 
torinnen und -mediatoren für ihre Herkunftscommunifies 
ausgebildef. Zur Vertiefung und Sicherung der Nachhal- 
tigkeit des MiMi-Projektes werden in Hessen Vertie- 
fungsseminare für bereifs ausgebildefe Mediaforinnen 
und Mediaforen des Projekfes angebofen. 

ln Nordrhein- Wesffalen koordiniert die Krebsgesellschaft 
NRW in Kooperation mit türkischsprachigen Partnern so- 
wie türkischen Vereinen und Inititativen kostenlose Semi- 
nare für türkische Frauen zur Früherkennung von Brust- 
krebs. Das Gesundheitsamt Bremen führt ein Projekt zur 
kulturspezifischen HlV/STD-Prävention für Afrikanerin- 
nen und Afrikaner durch. Berlin finanziert seit 2008 eine 
Regiestelle für den Gemeindedolmetschdiensf. 

Das Gesundheifsminisferium Rheinland-Pfalz haf das 
Projekf „Gesundheitsfeams vor Ort“ initiiert, das an ei- 
nem Modellstandort einen besonderen Schwerpunkt auf 
das Thema Migration und Gesundheit legt. Die Maßnah- 
men zielen auf die Bereiche Teilnahme an Früherken- 
nungsuntersuchungen, Gesundheitsfürsorge für Kinder- 
und Jugendliche, Impfprophylaxe, Stillen, gesunde 
Ernährung, BewegungsfÖrderung, Zahngesundheit sowie 
psychische und psychosexueile Gesundheit. 

Das Psychosoziale Zentrum für Migrantinnen und Mi- 
granten in Mecklenburg- Vorpommern betreut Menschen 
mit psychischen und psychosozialen Störungen. Über 
Möglichkeiten des Gesundheitssystems und der Eigenini- 
tiative im Gesundheitsbereich informiert ein Leitfaden in 
15 Sprachen des schleswig-holsteinischen Ministeriums 
für Soziales, Gesundheif, Familie, Jugend und Senioren, 
ln Hamburg untersfützt und betreut ein Projekt türkische 
Familien mit behinderten Angehörigen. 

Diese Auswahl an Projekten, die im Rahmen des Natio- 
nalen Integrationsplans entstanden sind oder fortgeführt 
wurden, zeigt bereits die Vielfalt an Handlungsmöglich- 
keiten in dem Bereich. Die Beauftragte regt an, diese Pro- 
jekte als Vorbild und Anregung für weifere Maßnahmen 
zu nufzen. 

Mif der Weiferenfwicklung des Nationalen Infegrafions- 
plans zum Nationalen Aktionsplan Integration soll das 
Thema Gesundheit und Pflege aufgrund seiner integra- 
tionspolitischen Bedeutung zu einem eigenständigen Be- 
reich ausgebaut werden. 
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9.4 Strategie zur Förderung der 
Kindergesundheit 

Mit der Strategie zur Förderung der Kindergesundheit^^' 
verfolgt die Bundesregierung das Ziel, die gesundheitli- 
ehe Chaneengleiehheit aller Kinder und Jugendliehen zu 
erhöhen. Insbesondere Kinder und Jugendliehe aus sozial 
benaehteiligten Familien stehen hier im Mittelpunkt. In- 
nerhalb dieser Gruppe bilden Kinder und Jugendliehe aus 
Migrantenfamilien noeh einmal eine gesonderte Gruppe 
mit besonderen Auffälligkeiten und Sehwierigkeiten, aber 
teilweise aueh positiven Chaneen. 

Laut Mikrozensus 2005 stammt fast jedes dritte Kind und 
jeder dritte Jugendliehe in Deutsehland aus einer Zuwan- 
dererfamilie (28,6 Prozent). Viele dieser Kinder leben in 
sozial sehwaehen Familien. Dies gilt zum Beispiel für 
70 Prozent der Kinder mit türkisehem Migrationshinter- 
grund und 50 Prozent der Kinder aus den Ländern der 
ehemaligen Sowjetunion. 

Für die Kinder aus sozial benaehteiligten Familien sind 
eine Reihe von Maßnahmen entwiekelt worden, die da- 
rauf abzielen, die allgemeinen Voraussetzungen für einen 
gesunden Lebensstil zu verbessern, zu einem gesunden 
Lebensstil zu motivieren und diesen in den Alltag der 
Kinder zu integrieren. Gesundheitliehe Risiken sollen 
verringert, die physisehe und psyehisehe Entwieklung 
von Kindern und Jugendliehen unterstützt und die Öffent- 
liehkeit für das Thema Kindergesundheit sensibilisierf 
werden. 

Die Sfrafegie haf vier zenfrale Handlungsfelder im Bliek: 
Prävention und Gesundheitsförderung ausbauen, gesund- 
heifliehe Chaneengleiehheif fordern, gesundheitliehe Ri- 
siken mindern und die Situation beobaehten, d. h. Grund- 
lagen zu erforsehen und Risiko- und Sehutzfaktoren zu 
ermitteln. Die zeitliehe Perspektive zur Umsetzung der 
Maßnahmen der Strategie reieht zunäehst bis 2012. Zu 
der Strategie gehören Maßnahmen wie zum Beispiel Be- 
reitstellung von Informationen zur Sensibilisierung für 
das Thema Essstörungen, Projekte zur Förderung der Er- 
nährungs- und Gesundheitsbildung in Kitas, die Jugend- 
kampagne „Rauehfrei“ zur Tabakprävention oder Eltem- 
informationen zur gesunden psyehosozialen Entwieklung 
der Kinder. Aueh die Verbesserung der Früherkennungs- 
untersuehungen für Kinder- und Jugendliehe ist Ziel ver- 
sehiedener Maßnahmen der Strategie. 

Zu den Maßnahmen, die sieh speziell an die Zielgruppe 
der Kinder und Jugendliehen aus Familien mit Migra- 
tionshintergrund riehten, gehören die Entwieklung einer 
Strategie zur Steigerung der niedrigeren Impfraten dureh 
das Bundesministerium für Gesundheit mit dem Robert 
Koeh-lnstitut sowie die Erweiterung und Systematisie- 
rung der türkiseh-deutsehen Eltembriefe durch das Bun- 
desministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend. 


Strategie der Bundesregierung zur Förderung der Kindergesundheit, 
Bundesministerium für Gesundheit, Mai 2008, Berlin. 


Im Rahmen der Strategie zur Förderung der Kinderge- 
sundheit hat die Beauftragte gemeinsam mit dem Arbeits- 
kreis Migration und öffentliche Gesundheit im September 
2008 eine Expertenkonferenz zum Thema Gesundheit 
von Kindern und Jugendlichen in Familien mit Migra- 
tionshintergrund veranstaltet. Expertinnen und Experten 
aus dem Gesundheitswesen, der Wissenschaft und der 
Praxis haben sich umfassend mit Themen wie Gesund- 
heitsförderung, Müttergesundheit, Säuglingssterblich- 
keit, Ernährung und Bewegung, Stress- und Protektivfak- 
toren im Jugendalter im interkulturellen Kontext, 
Gesundheit von Kindern und Jugendlichen in Familien 
ohne sicheren Aufenthaltsstatus und dem Stand der For- 
schung auseinandergesetzt. 

Die Ergebnisse dieser Tagung zeigen, dass nur mit einer 
nach Zielgruppen differenzierten Analyse eine migran- 
tensensible Ausgestaltung der präventiven Angebote er- 
reicht werden kann. Die Palette der Ursachen der Schwie- 
rigkeiten, die sich in Folge der Migration ergeben, reicht 
von Sprachbarrieren, , mitgebrachten’ Orientierungen, die 
auf die hiesige Kultur übertragen werden, Informations- 
defiziten über Prophylaxemöglichkeiten, einen Wandel 
der Lebensgewohnheiten ohne Wissen um deren gesund- 
heitsschädigende Wirkung bis zu Zugangsbarrieren zum 
Gesundheitssystem auf Seiten der Aufnahmegesell- 
schaft. 

Vor allem die Veränderung ungünstiger Verhaltensmuster 
(Emährungs-, Bewegungs-, Mundgesundheits- und Inan- 
spruchnahmeverhalten) erfordert eine Initiierung bzw. In- 
tensivierung von Aktivitäten, die in den Bereich der Ge- 
sundheitserziehung fallen. Diese sollen über bestehende 
Angebote der gesundheitlichen Versorgung sowie die 
Folgen gesundheitsgefährdenden Verhalfens informieren 
bzw. Kompefenzen eines gesundheifsbewussfen Verhal- 
tens vermitteln. ^52 

Menschen mit Migrationshintergrund sind eine erreich- 
bare Zielgruppe, wenn Barrieren abgebaut und der Zu- 
gang zu den Angeboten erleichtert wird. Dies sollte vor- 
zugsweise durch entsprechende Veränderungen - also der 
interkulturellen Öffnung - in den Regeleinrichtungen bei 
den Regelangeboten geschehen. Spezielle Angebote für 
besfimmfe Teilgruppen von Migrantinnen und Migranfen 
sollfen diese nur im Ausnahmefall ergänzen. Verbesserfe 
Angebofe der Gesundheifsaufklärung und Gesundheifs- 
vorsorge für Migrantinnen und Migranten fordern die 
gesundheitliche Chancengleichheit und Integration und 
dienen damit der gesamten Gesellschaft. Ein gleichbe- 
rechtigter Zugang aller Bevölkerungsgruppen zu Angebo- 
ten der Information, Motivation und Kompetenzförde- 
rung isf das Ziel aller Bemühungen.®^^ 

Besonderer Unferstützungsbedarf für junge Familien be- 
sfehf zum Zeifpunkf der Immigration und kurz danach. 
Offenbare Zugangsprobleme im Bereich von Vorsorge, 
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Früherkennung und Prävention bei zuwandemden oder 
vor kurzem zugewanderten Kindern und ihren Familien 
erfordern zielgeriehtete Maßnahmen im Rahmen einer 
Gesamtstrategie auf kommunaler, Landes- und Bundes- 
ebene. 

Chroniseh kranke, behinderte und von Behinderung be- 
drohte Eltern und Kinder aus Minderheiten und Migran- 
tengruppen stehen einer Kombination von Anforderungen 
gegenüber. Ihre Anliegen bedürfen besonderer Beaeh- 
tung. Viele notwendige gesundheitliehe Maßnahmen für 
Sehwangere und junge Kinder sind in nur bestimmten 
Zeitfenstem sinnvoll und später nieht oder nur einge- 
sehränkt naehholbar. Sie sollten daher für alle Sehwange- 
ren und Kinder in Deutsehland unabhängig vom Aufent- 
haltsstatus offen sein.^5"^ 

9.5 Aktionsplan zur Umsetzung der HIV/ 
AIDS-Bekämpfungsstrategie 

Um von HIV und Aids betroffenen Mensehen in Deutseh- 
land eine Perspektive für ein Leben mit dem Virus zu ge- 
ben und um weiteren Infizierungen vorzubeugen, hat die 
Bundesregierung im Jahr 2007 den Aktionsplan zur Um- 
setzung der HlV/AlDS-Bekämpfimgsstrategie verabsehie- 
det.^55 Ein wesentlieher Bestandteil des Aktionsplans zur 
Umsetzung der HlV/AlDS-Bekämpfungsstrategie ist die 
zielgruppenspezifisehe Prävention und Aufklärung. Der 
Aktionsplan sieht u. a. vor, Studien zu Einstellungen, Ver- 
haltensweisen, Lebensbedingungen von Migranten und 
Migrantinnen als Grundlage für die Entwieklung von 
Aufklärungsmaterial zu nutzen. Die Entwieklung von 
Aufklärungsmaterial in einfaehem Deutseh sowie in aus- 
gewählten Fremdspraehen für Zielgruppen mit risikorei- 
ehem Verhalten ist ebenso Bestandteil wie redaktionelle 
Beiträge zu HIV, AIDS und weiteren sexuell übertragba- 
ren Infektionen (STl) in Zeitsehriften, Intemetplattfor- 
men, Radio, Fernsehen und anderen Medien. 

Hinzu kommt die Förderung der Fähigkeit von sozialen 
Diensten, sieh für Migrantinnen und Migranten zu öffnen. 
Erreieht wird dies dureh Fortbildungsangebote der Deut- 
sehen Aids-Hilfe und der Träger von Beratungsstellen, 
damit Beraterinnen und Berater ihre Arbeit aueh für Men- 
sehen mit Migrationshintergrund leisten können. Aueh 
die aufsuehende Sozialarbeit für Mensehen aus Gebieten, 
in denen HIV besonders häufig auftritt, also aus den Län- 
dern des südliehen Afrikas, zunehmend aueh aus Ost- 
europa und Asien ist ein Baustein. Der Aktionsplan hat 
die verbindliehe Aufnahme von migrationsspezifisehen 
Themen in die medizinisehe und psyehosoziale Aus- und 
Weiterbildung zum Ziel, wie aueh den Ausbau von Bera- 
tungsangeboten vor und naeh einem HlV-Test, die für die 
Zielgruppen einfaeh zugänglieh sind. Der Zugang zu me- 
diziniseher und nieht mediziniseher HlV/AlDS-Behand- 
lung bei positivem Testergebnis soll erleiehtert werden. 
Selbsthilfestrukturen sollen aufgebaut und gefördert wer- 
den sowie die aufsuehende Sozialarbeit für Mensehen mif 
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Migrationshintergrund in besonders risikoreiehen Umfel- 
dern verstärkt werden. 

Migrantinnen und Migranten werden im Rahmen der 
Aidsprävention bislang noeh nieht in ausreiehendem Maß 
erreieht. Da es sieh um eine sehr heterogene Gruppe han- 
delt und in vielen Kulturkreisen das Thema Sexualität 
stark tabuisiert ist, ist die kultursensible und zielgruppen- 
spezifisehe Anspraehe entspreehend sehwierig. Vom 
Bundesministerium für Gesundheit werden daher zwei 
Modellvorhaben gefördert: „GEMO - Gesundheitsförde- 
rung und HlV/AlDS-Prävenfion für Mensehen aus Osf- 
europa in Baden-Württemberg“ in Trägersehaft des Lan- 
desverband des Badisehen Roten Kreuzes und der 
Aidshilfe Freiburg, das in mehreren Landkreisen in Süd- 
baden neue Anspraehekonzepte für die Zielgruppe der 
Migranfinnen und Migranfen aus Osfeuropa enfwiekelt 
und umsefzf. 

Das Forsehungsprojekt des Wissensehaftszenfums Berlin 
(WZB) „Partizipafive Entwieklung der HlV-Primärprä- 
vention mit Migrantinnen und Migranten“ befragt in ei- 
nem ersten Sehritt deutsehlandweit Aidshilfen, Gesund- 
heitsämter und weitere Träger naeh deren bisherigen 
Kooperations- und Anspraehekonzepten für die Gruppe 
der Migranfinnen und Migranfen. Im näehsfen Sehritt 
werden Best Praetiee Beispiele analysiert und auf deren 
Übertragbarkeit hin überprüft. 

9.6 Kultursensible Maßnahmen der 

Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung Im Bereich Sexual- 
aufklärung und Famlllenplanung 

Mensehen mit Migrationshintergrund maehen einen er- 
hebliehen Anteil der Bevölkerung in der reproduktiven 
Phase aus. Etwa ein Drittel der Jugendliehen in Deutseh- 
land hat einen Migrationshintergrund. Daher riehtet die 
Bundeszentrale für gesundheitliehe Aufklärung (BZgA) 
im Bereieh Sexualaufklärung und Familienplanung ihr 
Augenmerk verstärkt auf die Lebenslage dieser Gruppe. 
Zahlreiehe Maßnahmen wurden auf den Weg gebraeht, 
mit denen die BZgA auf der Grundlage eines von ihr ent- 
wickelten Konzeptes „Migrantinnen und Migranten als 
Zielgruppe in der Sexualaufklärung und Familienpla- 
nung“ die von ihr eingegangenen Selbstverpflichtungen 
aus dem Nationalen Integrationsplan umsetzt. Die empiri- 
sche Basis dieses Konzeptes sind verschiedene wissen- 
schaftliche Untersuchungen, die sich u. a. mit den beson- 
deren Erfordernissen im Hinblick auf die Ansprache oder 
Erreichbarkeit der Zielgruppe befassen. 

Eine wichtige Datenbasis ist die im Auftrag der BZgA re- 
gelmäßig durchgeführte Repräsentativbefragung zur Ju- 
gendsexualität, die seit 2005 zusätzlich zu den Jugendli- 
chen deutscher Staatsangehörigkeit im Alter zwischen 
14 und 17 auch Mädchen und Jungen mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit befragt. Die aktuellen Ergebnisse 
„Jugendsexualität 2010“ zeigen, dass Jungen aus Migran- 
tenfamilien früher und häufiger sexuell aktiv sind als ihre 
deutschen Geschlechtsgenossen. Mädchen mit Migra- 
tionsgeschichte sind insgesamt sehr viel zurückhaltender 
als Mädchen deutscher Staatsangehörigkeit. Insgesamt ist 
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das Verhütungsbewusstsein sowohl bei den Mädehen, be- 
sonders aber bei den Jungen nieht so stark ausgeprägt wie 
bei den Jugendliehen deutseher Staatsangehörigkeit. 
17 Prozent der Mädehen und 22 Prozent der Jungen ha- 
ben niemanden, mit dem sie sexuelle Themen bereden 
können. Im Vergleieh dazu trifft das nur auf 8 Prozent der 
deutsehen Mädehen und 1 8 Prozent der deutsehen Jungen 
zu, bei denen das Elternhaus eine wiehtige Bezugsperson 
für die Sexualaufklärung darstellt. Für alle Jugendliehe ist 
der sehulisehe Sexualkundeunterricht ein wichtiger Wis- 
sensvermittler. Hier werden deutsche und ausländische 
Jugendliche gleichermaßen gut erreicht. 

Dass Jugendliche mit Migrationsgeschichte ein hohes Inte- 
resse an Informationen zu Liebe, Sexualität und Partner- 
schaft haben, zeigt auch die im Jahr 2010 veröffentlichte 
Repräsentativbefragung „Sexualität und Migration“, die 
die BZgA zusammen mit dem Forschungsinstitut Sinus 
Sociovision durchgeführt hat. Eine repräsentative Stich- 
probe Jugendlicher im Alter von 14 bis 17 Jahren mit Mi- 
grationshintergrund wurde nach ihren Einstellungen und 
Bedürfnissen sowie Informationsinteressen und Medien- 
präferenzen im Zusammenhang mit Sexualität, Liebe und 
Partnerschaft befragt. Aussagen zur Lebenswelt und zur 
sozialen Lage der Jugendlichen, zu ihrem Migrationshin- 
tergmnd und zu Aspekten der Integration zeigen die He- 
terogenität der Gruppe, die weniger durch die Zugehörig- 
keit zu einer bestimmten Migrationspopulation als durch 
Milieuunterschiede bestimmt wird. 

Die Studie liefert daher wertvolle Informationen, die dazu 
beitragen, die Zugangswege der Sexualaufklärung zu op- 
timieren. 

Ein wichtiges Beispiel für kultursensible Aufklärung ist 
die 2009 von der BZgA herausgegebene Präventions- 
mappe „Körperwissen und Verhütung“ zur Beratung von 
Menschen aus verschiedenen Kulturen, die speziell für 
Fachkräfte entwickelt wurde. Die Präventionsmappe ist 
geeignet für die Arbeif mif Menschen aus unferschiedli- 
chen kulfurellen Milieus, insbesondere mif geringen 
Sprachkenntnissen und/oder geringer Bildung. Die 
Mappe wird durch einfache Sprache und sensible Bebil- 
derung den Bedürfnissen und dem Versfändnis der Ziel- 
gruppe gerecht. 

9.7 Interkulturelle Öffnung des 
Gesundheitswesens 

Die interkulturelle Öffnung der Einrichtungen des Ge- 
sundheitswesens soll Migrantinnen und Migranten durch 
Abbau von Barrieren den Zugang zu einer angemessenen, 
gesundheitlichen Versorgung sowie zu den Angeboten 
der Vorsorge und Beratung ermöglichen. Mit der interkul- 
turellen Öffnung im Gesundheitswesen werden die Unter- 
schiede in den Bedürfnissen und Verhaltensweisen der 
Menschen für das medizinische und pflegerische Personal 
sichtbar. Erst durch Kenntnis der Quellen für Missver- 
ständnisse wird eine adäquate Behandlung und Versor- 
gung ermöglicht. 

Andere Konzepte und Wahrnehmungen von Gesundheit 
und Krankheit sind häufig kulfurell bedingf. Gleiche Er- 


krankungen können sich bei Menschen aus verschiedenen 
Kulfuren durch unferschiedliche Symptome offenbaren. 
Auch existieren unterschiedliche, z. T. religiöse, Vorstel- 
lungen über die Entstehung und Heilung von Krankhei- 
ten. Hinzu kommt, dass häufig Unkenntnis über die Funk- 
tionsweise unseres Gesundheitssystems besteht. Diese 
kulturellen Unterschiede können sich in den unterschied- 
lichsten Formen äußern, z. B. im Besuchsverhalten im 
Krankenhaus, bei Schmerzensäußerungen, Trauerbräu- 
chen, Emährungsgewohnheiten, Hygienevorstellungen 
oder Schamempfinden. 

Gerade vor dem Hintergrund der Kenntnis kulturell be- 
dingter unterschiedlicher Bedürfnisse und Verhaltenswei- 
sen ist es jedoch für das Personal im Gesundheifswesen 
gleichzeifig unerlässlich, Menschen als Individuen und 
nichf sfereofypisierend als Verfreter einer Ethnie, einer 
Religionsgemeinschaft oder eines Landes wahrzuneh- 
men. Es gilt zu vermeiden, dass die vermeintlich mi- 
grantensensible Versorgung zu Diskriminierung und Ste- 
reotypisierung führt. Nicht alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter mit Migrationshintergrund verfügen allein 
aufgrund ihrer Herkunft über die erforderliche interkultu- 
relle Kompetenz; nicht alle Migrantinnen und Migranten 
einer Herkunftsregion legen in gleichem Maße Wert auf 
religiöse Emährungsvorschriften oder werden von den 
Sitten und Gebräuchen ihrer Herkunftskultur bestimmt. 

Eines der grundlegenden Anliegen der interkulturellen 
Öffnung ist die sprachliche Verständigung. Sie stellt nicht 
nur eine adäquate medizinische und pflegerische Versor- 
gung sicher, sondern ist auch für die Erfüllung der ärzfli- 
chen Aufklärungspflichf unerlässlich. Für eine adäquate 
sprachliche Verständigung sind interkulturell und medizi- 
nisch geschulte Dolmetscher erforderlich. Der Einsatz 
von „Laienübersetzem“ wie Angehörigen oder Pflege- 
und Reinigungspersonal ist kein geeignetes Mittel, da es 
hier an Kenntnissen der medizinischen Hintergründe fehlt 
und die Privatsphäre der Patientinnen und Patienten ver- 
letzt wird. Aber nicht allein medizinisches Wissen und 
Fremdsprachenkenntnisse sind bei Personen, die als Dol- 
metscher eingesetzt werden, erforderlich. Es müssen auch 
Kenntnisse über die Herkunftskulturen und -gesellschaf- 
ten vorhanden sein, um Missverständnissen vorzubeugen, 
bzw. diese klären zu können. Die Beauftragte regt daher 
an sicherzustellen, dass insbesondere Krankenhäuser 
Kostenerstattung für Übersefzungs- und Dolmefscherleis- 
tungen erhalfen. Dies kann z. B. durch Aufnahme in der 
Leistungskafalog des SGB V erfolgen. 

9.8 Beschluss der Integrationsminister- 
konferenz der Länder zur Verbesserung 
des Zugangs zum Gesundheitswesen 
von Migrantinnen 

Einzelne Elemente der interkulturellen Öffnung des Ge- 
sundheitswesens finden sich auch im Beschluss der Inte- 
grationsministerkonferenz der Länder vom 19. März 
2010 zur Verbesserung des Zugangs zum Gesundheitswe- 


Vgl. 7. Lagebericht, S. 98. 
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sen für Migrantinnen wieder. Der Beschluss geht davon 
aus, dass Migrantinnen eine Schlüsselfunktion im Hin- 
blick auf ihre eigene Gesundheit und die ihrer Familien 
zukommt. Es werden bestehende Maßnahmen beschrie- 
ben, die dazu beitragen sollen, Zugangsbarrieren für 
Migrantinnen abzubauen. Hierzu gehören zielgruppenspe- 
zifische Veranstaltungen zu frauenspezifischen Gesund- 
heitsthemen und zu Themen der Gesundheitsprävention, 
besondere Gesundheitsinformationen für Migrantinnen, der 
Aufbau eines Sprachmittlerdienstes und Schulungen zur in- 
terkulturellen Kompetenz im Gesundheitswesen. Auch die 
Gewinnung von Migrantinnen für Gesundheitsberufe, die 
Erleichterung der Anerkennung von Berufsabschlüssen zur 
Berufsausübung von ausländischen Ärztinnen und Ärzten 
sowie Psychotherapeutinnen und -therapeuten werden als 
Maßnahmen benannt. Die Förderung der Beteiligung von 
Migrantinnen bei der Erstellung von kultursensiblen Kon- 
zepten sowie die migrationssensible Ausgestaltung der 
Gesundheitsforschung und -berichterstattung werden in 
dem Beschluss empfohlen. 

Die Beauftragte begrüßt, dass die fntegrationsminister- 
konferenz sich dem Thema des besseren Zugangs zum 
Gesundheitswesen widmet. Sie empfiehlt, beide Ge- 
schlechter gleichermaßen einzubeziehen und in den Maß- 
nahmen nicht allein auf Migrantinnen abzuzielen, son- 
dern auch Männer mit zu berücksichtigen. Andernfalls 
besteht die Gefahr der Zuschreibung einer besonderen 
Bedürftigkeit bei Frauen mit Migrationshintergrund be- 
züglich ihrer Gesundheit und gleichzeitig einer besonde- 
ren Zuständigkeit für das Thema. Das Thema der Zu- 
gangsbarrieren in der Gesundheifsversorgung gilf für aber 
beide Geschlechter gleichermaßen; Männer mit Migra- 
tionshintergrund sind nicht der Verantwortung für die Ge- 
sundheit ihrer Familien entbunden. Die Beauftragte 
würde es begrüßen, wenn die Gesundheitsministerkonfe- 
renz über die von der Integrationsministerkonferenz vor- 
genommene beispielhafte Beschreibung der vorhandenen 
Maßnahmen hinaus konkrete Maßnahmen verbindlich 
vereinbaren würde. 

9.9 Empfehlungen zur Versorgung von 
Migrantinnen und Migranten im 
Krankenhaus 

Eine nicht kultursensible Versorgung von Menschen mit 
Migrationshintergrund im Krankenhaus kann verschie- 
dene unerwünschte Folgen haben. Hierzu gehören Fehl- 
diagnosen, unnötige Mehrfachuntersuchungen, Chronifi- 
zierungen, lange Liegezeiten, verfrühte Entlassungen und 
daraus resultierende Wiederaufnahmen nach Verschlech- 
terung des Gesundheitszustands. Auch Irritationen von 
Erkrankten und Beschäftigten in der stationären Versor- 
gung sowie der Angehörigen können mit der interkultu- 
rellen Versorgung vermieden werden. Nicht nur die be- 
sonderen Bedürfnisse der Patientinnen und Patienten mit 
Migrationshintergrund finden so Berücksichtigung. Auch 
dem behandelnden und pflegenden Personal wird die Ver- 
sorgung dieser Patientinnen und Patienten erleichtert. Ge- 
sundheitsleistungen werden optimiert, Kosten gesenkt 
und die Behandlungszufriedenheit aller Beteiligten ver- 
bessert sich. 


Um die Versorgung von Menschen mit Migrationshinter- 
grund im Krankenhaus zu verbessern, hat der Arbeits- 
kreis Migration und öffentliche Gesundheit Empfehlun- 
gen entwickelt. '557 sje sollen helfen, die bestehenden 
informationsbedingten, kulturellen und kommunikativen 
Barrieren bei der Versorgung dieser Bevölkerungsgruppe 
zu überwinden: 

Der Arbeitskreis empfiehlt die Einrichtung von mit der 
nötigen innerbetrieblichen Kompetenz ausgestatteten In- 
tegrationsbeauftragten in den Krankenhäusern. So kann 
eine wirksame und nachhaltige Verbesserungen in der 
Versorgung von Migrantinnen und Migranten nicht nur 
begonnen, sondern auch kontinuierlich fortgeführt wer- 
den. 

Die wachsende und älter werdende Gruppe von Men- 
schen mit Migrationshintergrund sowie die Leistungsver- 
dichtung und Personalverknappung im klinischen Bereich 
sind Faktoren, die zu erheblichen Störungen in der Kom- 
munikation und in den Betriebsabläufen führen können. 
Diese werden sich auf die Behandlungsergebnisse aller 
Patientinnen und Patienten auswirken. Um dieser Ent- 
wicklung entgegenzuwirken, wird deshalb empfohlen, die 
Sicherung interkultureller Kompetenz - personell und or- 
ganisatorisch verbindlich - in das Ablaufsystem von stati- 
onären Versorgern einzubinden. 

Hinzu kommt, dass Krankenhäuser in Zeiten verschärften 
Wettbewerbs gehalten sind, Maßnahmen zur Kundenbin- 
dung und Umsatzsteigerung zu ergreifen. Das Einsetzen 
von Integrationsbeauftragten ist geeignet, die wachsende 
Klientel mit Migrationshintergrund anzusprechen, für die 
Klinik zu gewinnen und angemessen zu versorgen. Zur 
inferkulturellen Öffnung gehört auch die Prozess- und 
Ablaufoptimierung, die Ressourcen einspart, fm Wettbe- 
werb der Kliniken untereinander werden so ökonomische 
Vorteile hinsichtlich der Inanspruchnahme klinischer 
Leistung durch Patientinnen und Patienten anderer Spra- 
chen und Kulturen möglich. 

Um sprachbedingte Versorgungsschwierigkeiten in der 
Kommunikation zwischen Ärztinnen und Ärzten, dem 
Pflegepersonal und Patientinnen und Patienten sowie An- 
gehörigen abzubauen und Verständnisschwierigkeiten in- 
haltlicher Art zu minimieren, sollten für den Einsafz im 
Gesundheifswesen qualifizierte Dolmetscherinnen und 
Dolmetscher sowie Sprachmittlerinnen und Sprachmittler 
eingesetzt werden. Ob diese aus dem eigenen medizini- 
schen bzw. pflegerischen Mitarbeiterpool zur Verfügung 
sfehen oder extern gewonnen werden, ist je nach der 
Situation der Kliniken zu entscheiden. 

Da nicht immer vorausgesetzt werden kann, dass Patien- 
tinnen und Patienten mit Migrationshintergrund über 
ausreichende Deutschkenntnisse verfügen, sollfe mehr- 
sprachiges Informationsmaterial angeboten werden. Ins- 
besondere gilt dies für Formulare für medizinische Ein- 
griffe, Form- und Merkblätter zum Aufenthalt und zu 


657 www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/IB/Artikel/Themen/ 
Gesellschaft/Gesundheit/2009-09-0 1-empfehlungen-arbeitskreis-ge 
sundheit.html. 
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allen Aufklärungsmaterialien und Einverständniserklä- 
rungen. 

Viele Patientinnen und Patienten mit Migrationshinter- 
grund sind nieht ausreiehend über ihre Krankheit, even- 
tuelle Therapieformen und Heilungsehaneen informiert. 
Das gleiehe gilt häufig für ihre Familienangehörigen. 
Entspreehend dem Bedarf der Patientinnen und Patienten 
mit Migrationshintergrund können gezielte Angebote ent- 
wiekelt werden, wie z. B. fremdspraehliehe ärztliehe und 
pflegerisehe Spreehstunden, klinikinteme interkulturelle 
Supervisionen, Informationsabende, Klinikführungen, 
Patientengruppen, Präventionsangebote, ete. 

Die interkulturelle Öffnung ist eine Quersehnittsaufgabe, 
die einen festen Platz im Qualitätsmanagement einneh- 
men sollte. Sie sollte Bestandteil der Arbeit klinikintemer 
Gremien und Arbeitskreise, in denen Pläne und Konzepte 
zur Zukunft der Klinik behandelt und thematisiert 
werden, sein. Aueh eine organisatoriseh gesieherte, konti- 
nuierliehe Abspraehe mit der Betriebsleitung zur Versor- 
gung von Patientinnen und Patienten mit Migrationshin- 
tergmnd ist unverziehtbar. Notwendige Maßnahmen zur 
interkulturellen Öffnung und Kompetenzerweiterung sol- 
len abgestimmt werden ebenso wie Veränderungen im 
Anforderungsprofil bei Neueinstellungen. 

Aueh die Erhöhung der Zahl der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter mit Migrationshintergrund ist notwendig. Au- 
ßer der gezielten Einstellung von Personal mit Migra- 
tionshintergrund stellt interkulturelles Training einen 
wiehtigen Beitrag zur Erhöhung der Migrantenfreund- 
liehkeit von Krankenhäusern dar. Deshalb empfiehlt es 
sieh, interkulturelle Themen zu einem festen Bestandteil 
der internen Fort- und Weiterbildungseurrieula zu ma- 
ehen. 

ln Krankenpfiegesehulen soll das Currieulum hinsiehtlieh 
interkultureller Kompetenzen erweitert und überarbeitet 
werden. Die bereits vorhandene Faehliehkeit der kultur- 
sensiblen Pflege soll an allen Weiter- und Fortbildungs- 
institutionen dureh besondere Angebote kontinuierlieh 
weiterentwiekelt und intensiviert werden. 

Es gibt an einigen Krankenhäusern bereits gute Ansätze 
zur Umsetzung dieser Empfehlungen, die im Folgenden 
beispielhaft aufgeführt werden: 

Eine planvolle und kontinuierliehe interkulturelle Öff- 
nung des Unternehmens betreibt z. B. das Städtisehe Kli- 
nikum Münehen GmbH seit 2005 dureh die Installierung 
des „Faehreferates Interkulturelle Versorgung“ auf der 
Ebene der Gesehäftsleitung. Ziel ist die Erhöhung der 
Versorgungsqualität und eine gezielte Kundenakquise im 
Migrationsbereieh. Seit 2006 wird auf freiwilliger Basis 
die Nationalität aller Patientinnen und Patienten erfasst 
und strategiseh ausgewertet. Kemstüek der migrations- 
spezifisehen Arbeit ist der hausinteme Dolmetseher- 
dienst, der in einem strukturierten System mit über 
100 gesehulten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus 
Medizin und Pflege und einem Spraehpool von derzeit 
35 Spraehen Personal wie Patientinnen und Patienten so- 
wie Angehörigen kostenlos zur Verfügung steht. Der Dol- 
metseherdienst ermöglieht zusätzlieh die Durehführung 


von Spezialangeboten wie fremdspraehige Spezialspreeh- 
stunden, Patienten-lnformationsveranstaltungen und 
Selbsthilfeangebote. 

Gute Erfahrungen mit professionellen Integrationsbeauf- 
tragten hat aueh die LVR-Klinik Köln (Faehklinik für 
Psyehiatrie und Psyehotherapie, Akademisehes Lehrkran- 
kenhaus der Universität Köln) gemaeht. Seit Ende 2006 
steht zur strukturellen Verbesserung der psyehiatrisehen 
Versorgung von Migrantinnen und Migranten ein Integra- 
tionsbeauftragter zur Verfügung. Zu seinen Aufgaben ge- 
hört die Erarbeitung von Qualitätskriterien, anhand derer 
eine effiziente psyehiatrisehe, psyehotherapeutisehe und 
psyehosoziale Versorgung von Migrantinnen und Migran- 
ten gewährleistet und im Handlungskonzept der Einrieh- 
tung dauerhaft, konkret und messbar verankert werden 
können. Er erstellt und aktualisiert regelmäßig Arbeitshil- 
fen für das Faehpersonal, wie z. B. Fremdspraehen-, 
Dolmetseher-, Berufsbetreuerlisten, Reha- und Psyehoso- 
matik-Kliniken mit fremdspraehigem Angebot, Überset- 
zungen klinikintemer Formulare, Informationen zu Reli- 
gionen und Essgewohnheiten. Weitere Aufgaben sind 
neben Einzel- und Teamsupervisionen, interne Fort- und 
Weiterbildungsangebote und eine Spreehstunde für inter- 
kulturelle Fragen. Für Patientinnen und Patienten mit 
Migrationshintergrund und deren Angehörige werden 
fremdspraehige Informationen über psyehisehe Erkrankun- 
gen und deren Behandlungen angeboten. Der Integrations- 
beauftragte ist für die Implementierang interkultureller 
Kompetenzen in die Klinikstmkturen und Sensibilisie- 
mng des Faehpersonals für den Umgang mit Mensehen 
untersehiedlieher kultureller, religiöser und ethniseher 
Hintergründe zuständig. Er ist Anspreehpartner in allen 
Fragen, die die Versorgung von Patientinnen und Patien- 
ten mit Migrationshintergmnd betreffen. 

Seit 1991 wird in Marburg an der Vitos-Klinik für Psy- 
ehiatrie und Psyehotherapie ein Angebot für Patientinnen 
und Patienten türkiseher Herkunft aufgebaut, das ambu- 
lante und stationäre Zugangswege umfasst. Da mehr als 
die Hälfte der Patientinnen und Patienten außerhalb des 
Einzugsgebietes der Klinik lebt, wurde ein Konzept ent- 
wiekelt, das die einweisenden Ärztinnen und Ärzte in die 
Behandlung einbindet. Vor jeder ambulanten Untersu- 
ehung dureh mutterspraehliehe Mitarbeiterinnen und Mit- 
arbeiter wird ein Fragebogen an die überweisende Ärztin 
oder den überweisenden Arzt versehiekt. Naeh einem am- 
bulanten Vorgespräeh werden transkulturelle Besonder- 
heiten und Therapiealtemativen dokumentiert. Die 
Zuweisungen türkiseher Patientinnen und Patienten zur 
transkulturell arbeitenden Ambulanz der Vitos Klinik 
Marburg werden kontinuierlieh in Bezug auf Charakteris- 
tika der Überweiserinnen und Überweiser und der türki- 
sehen Patientinnen und Patienten deskriptiv analysiert. 
Knapp 40Prozent dieser Patientinnen und Patienten wer- 
den mit kultursensiblem Konzept auf einer spezialisierten 
Station der Klinik gemeinsam mit deutsehen Patienten 
behandelt. Aueh während der stationären Behandlung 
wird enger Kontakt zu den überweisenden Ärzten gehal- 
ten, um die Behandlungssehwerpunkte zu vermitteln. Ob- 
wohl die stationäre Kapazität begrenzt ist, wird das Mar- 
burger Angebot seit Jahren in verstärktem Maße genutzt. 
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Im Dezember 2009 wurde ein Migrationsbeauftragter für 
das Vitos Klinikum Gießen-Marburg benannt, um migra- 
tionssensible Konzepte für alle Abteilungen der drei Kli- 
niken zu entwickeln und umzusetzen. 

Auch in der Psychiatrischen Institutsambulanz in der Psy- 
chiatrischen Universitätsklinik der Charite im Sankt Hed- 
wig Krankenhaus Berlin (Psychiatrische Institutsambu- 
lanz) wird ein muttersprachliches Therapieangebot für 
Patientinnen und Patienten mit türkischem Migrations- 
hintergrund zur Verfügung gestellt. Für alle anderen Pati- 
entinnen und Patienten mit Migrationshintergrund wird 
regelmäßig bei Bedarf ein professioneller Kultur- und 
Sprachmittler eingesetzt. Auch bei z. T. sehr spärlichen 
Deutschkenntnissen der Patientinnen und Patienten und 
sonstiger schlechter Verständigung erfolgt kein Einsatz 
sog. „Zufallsdolmetscher“. Durch das kultursensible mul- 
timodale Behandlungskonzept gelingt die Integration von 
Patientinnen und Patienten mit Migrationshintergrund in 
das Regelversorgungssystem der Institutsambulanz. Es 
wird das Konzept eines Doppel-Bezugstherapeutensys- 
tems (Betreuung jeweils durch ein ärztliches und ein nicht- 
ärztliches Teammitglied) umgesetzt, das sich bislang gut 
bewährt. Alle therapeutischen Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter behandeln als Bezugstherapeuten Patientinnen und 
Patienten mit Migrationshintergrund, ln regelmäßigen In- 
tervisionen, Fallbesprechungen mit Bezugstherapeuten 
und/oder in Teambesprechungen sowie in Einzelfall- Su- 
pervisionen wird der Behandlungsverlauf überprüft, Pro- 
blemfelder benannt und beleuchtet, sowie das weitere 
Procedere erneut abgeklärt. Dabei werden kulturspezifi- 
sche, migrationsspezifische und soziale Aspekte bedacht. 

Die Beauftragte begrüßt die Ansätze zur Umsetzung der 
Empfehlungen in den Krankenhäuser. Sie regt an, den 
Prozess zu unterstützen, indem Elemente der Empfehlun- 
gen in bestehende Zertifizierungsangebote integriert wer- 
den. Auf diese Weise wird sich der Anreiz zur interkultu- 
rellen Öffnung für die Einrichtungen zusätzlich erhöhen. 

9.10 Berufsausübungserlaubnis und 
Approbation von Drittstaats- 
angehörigen in akademischen 
Heilberufen 

ln Deutschland darf in den akademischen Heilberufen 
grundsätzlich nur approbiert werden, wer die deutsche 
oder die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats der 
Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR) oder der Schweiz besitzt.®^« Die Approbation 
nach der Bundesärzteordnung erlaubt die selbständige 
und uneingeschränkte ärztliche Berufsausübung. Ausnah- 
men von dem sogenannten „Deutschenvorbehalt“ bzw. 
von dem „Staatsangehörigkeitsprivileg“ dürfen nach § 3 
Absatz 3 BÄO im Ermessenswege nur in besonderen 


Dies betrifft Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und -ärzte, Psycho- 
therapeutinnen und -therapeuten, Apothekerinnen und Apotheker 
und Tierärztinnen und -ärzte. Vgl. z. B. den 7. Lagebericht, Kapi- 
tel IL7, S. 179 und den 6. Lagebericht C 1.2. 1.8.2, S. 335. 


Ausnahmefällen oder aus Gründen des öffentlichen Ge- 
sundheitsinteresses gemacht werden. 

Von der rechtlichen Einschränkung im Bereich der Ap- 
probation sind in der Praxis grundsätzlich drittstaatsange- 
hörige „Bildungsinländer“ betroffen, die noch nicht 
eingebürgert sind. Grund für eine nicht erfolgte Einbürge- 
rung kann z. B. sein, dass die Betroffenen 

- die für die Einbürgerung erforderlichen Aufenthalts- 
zeiten im Bundesgebiet noch nicht vorweisen kön- 
nen,®®^ 

- der bereits gestellte Einbürgerungsantrag - aus wel- 
chen Gründen auch immer - noch nicht zu einer Ein- 
bürgerung geführt hat®®® oder 

- ein Einbürgerungsantrag aus persönlichen Gründen 
(noch) nicht gestellt wurde. 

Aber auch drittstaatsangehörige „Bildungsausländer“, die 
über eine der deutschen Ausbildung gleichwertige auslän- 
dische Berufsausbildung verfügen, sind von der Ein- 
schränkung betroffen. Im Ergebnis bleibt diesen beiden 
Personengruppen - im Folgenden nur beispielhaft auf den 
Arztberuf bezogen - allein der Weg in eine abhängige Be- 
schäftigung als Ärztin oder Arzt mit einer Berufsaus- 
übungserlaubnis nach § 10 BÄO. 

9.10.1 Rechts- und Anwendungsprobleme bei 
der Erteilung der Berufsausübungs- 
erlaubnis 

Die Berufsausübungserlaubnis kann nach § 10 Absatz 1 
bzw. 2 BÄO grundsätzlich nur befristet bis zu einer 
Höchstdauer von vier Jahren z. B. zur Facharztausbildung 
erteilt werden. § 10 Absatz 3 BÄO sieht darüber hinaus 
vor, dass die Berufsausübungserlaubnis nur ausnahms- 
weise im Interesse der ärztlichen Versorgung oder nur für 
bestimmte eng umgrenzte Gruppen von Ausländerinnen 
und Ausländem über vier Jahre hinaus erteilt und verlän- 
gert werden darf Eine solche Verlängemng der Berufs- 
erlaubnis können gmndsätzlich erhalten: 

- unanfechtbar anerkannte Asylberechtigte nach Arti- 
kel 16a GG, 

- Personen mit einer Niederlassungserlaubnis nach § 23 
Absatz 2 AufenthG, 

- Personen, die mit einem Deutschen, einem EU- oder 
EWR- Staatsangehörigen verheiratet oder eine Lebens- 
partnerschaft eingegangen sind oder 

- Ausländerinnen und Ausländer, die eine Einbürge- 
mngszusichemng besitzen, der Einbürgemng aber 
Gründe entgegenstehen, die sie nicht selbst beseitigen 
können. 


Dies ist nicht selten, weil in einigen Bundesländern Studienzeiten 
nicht als gewöhnlicher Aufenthalt auf die für die Einbürgerung not- 
wendigen Zeiten angerechnet werden. 

660 Ygi 2 u den möglichen Problemen im Einbürgerungsverfahren Kapi- 
tel III . 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-183- 


Drucksache 17/2400 


Dies ist integrationspolitisch jedenfalls für jene Dritt- 
staatsangehörigen problematisch, die nicht von § 10 Ab- 
satz 3 BÄO erfasst werden wie, z. B. Flüchtlinge nach der 
Genfer Flüchtlingskonvention, subsidiär Geschütztem^' 
und Bleibeberechtigte nach §§ 23a und 23 Absatz 1 Auf- 
enthG, die jedoch gleichwohl über eine Bleibeperspektive 
verfügen. Im Folgenden sollen neben diesen integrations- 
politischen Überlegungen auch europarechtliche Vorga- 
ben - insbesondere Richtlinien der Europäischen Union, 
die Drittstaatsangehörigen Rechte einräumen - berück- 
sichtigt werden. 

9.10.1 .1 Rechtsprobleme mit Blick auf das 

Sekundärrecht der Europäischen Union 
zu Drittstaatsangehörigen 

Da die Berufsfreiheit in Artikel 12 Absatz 1 GG ein 
„Deutschengrundrecht“ ist, lässt sich eine zurückhaltende 
Erteilungs- bzw. Verlängerungspraxis bei der Berufsaus- 
übungserlaubnis verwaltungsgerichtlich oft nur in den 
Fällen korrigieren, in denen eine Ermessensreduzierung 
„auf Null“ gegeben ist. Die Fallkonstellationen, in denen 
offensichtliche Konflikte mit höherrangigem Recht auf- 
treten würden, wurden in der Vergangenheit entweder auf 
Grund der Rechtsprechung in § 10 Absatz 3 BÄO aufge- 
nommen - wie die Wertungen des Artikel 6 GG in § 10 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 BÄO - oder sie werden in der 
Praxis entgegen dem Wortlaut des § 10 Absatz 3 BÄO 
gelöst. Das geltende Sekundärrecht der Europäischen 
Union zu Drittstaatsangehörigen macht nun aus Sicht der 
Beauftragten weitergehende Änderungen in § 10 BAÖ, 
insbesondere hinsichtlich der Verlängerungsmöglichkeit 
der Berufsausübungserlaubnis erforderlich. mmz 

Daueraufenthaltsrichtlinie 

Artikel 11 Absatz 3 a) der Richtlinie 2003/109/EG regelt, 
dass die Mitgliedstaaten die Gleichbehandlung von Dau- 
eraufenthaltsberechtigten mit eigenen Staatsangehörigen 
bei unselbstständigen und selbstständigen Erwerbstätig- 
keiten einschränken dürfen. Zugangsbeschränkungen, die 
gemäß den bestehenden nationalen oder gemeinschaftli- 
chen Rechtsvorschriften eigenen Staatsangehörigen und 
Unions- oder EWR-Bürgerinnen und -Bürgern Vorbehal- 
ten sind, können - so die Richtlinie - beibehalten werden. 

§10 BÄO ist allerdings weder eine nationale noch eine 
gemeinschaftsrechtliche Rechtsvorschrift in diesem 
Sinne, da sie insbesondere Drittstaatsangehörigen die ab- 
hängige befristete oder unbefristete Ausübung des Arzt- 
berufes ermöglicht. Daraus folgt, dass Personen, die unter 
die Richtlinie 2003/1 09/EG fallen, in § 10 BÄO aufzu- 
nehmen sind. Darüber hinaus sind Daueraufhältige nach 
Artikel 11 Absatz Ic) der Richtlinie bei der Prüfung ihrer 


Zu diesen beiden Gruppen siehe unten die Ausführungen zur Qualifi- 
kationsrichtlinie 2004/83/EG. 

Europarechtlich dürfte jedenfalls auch die Diskriminierung der 
Unionsbürgerinnen und -bürger im Vergleich zu Drittstaatsangehöri- 
gen zu monieren sein. Erstere können nach dem Wortlaut der Vor- 
schrift eine unbefristete Verlängerung der Berufsausübungserlaubnis 
nur erhalten, wenn dies im Interesse der ärztlichen Versorgung liegt. 


Zeugnisse und Diplome zu behandeln wie deutsche 
Staatsangehörige . 

Qualifikationsrichtlinie 

Aus Sicht der Beauftragten müsste auch Drittstaatsange- 
hörigen, denen nach der Richtlinie 2004/83/EG zum 
Flüchtlingsschutz und zum subsidiären Schutz internatio- 
naler Schutz zuerkannt worden ist, die Berufsausübungs- 
erlaubnis nach § 10 Absatz 3 BÄO zwingend erteilt wer- 
den. Sie wären also durch eine gesetzliche Änderung in 
den Anwendungsbereich der Vorschrift aufzunehmen. 

Artikel 26 Absatz 1 der Qualifikationsrichtlinie sieht für 
GFK-Flüchtlinge die Aufnahme einer unselbstständigen 
„Erwerbstätigkeit nach den Vorschriften vor, die für den 
betreffenden Beruf oder für die öffentliche Verwaltung 
allgemein gelten.“ Die mitunter beobachtbare Praxis, 
nach der Genfer Flüchtlingskonvention anerkannten 
Flüchtlingen mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Absatz 2 AufenthG die Berufsausübungserlaubnis nach 
§ 10 Absatz 3 BÄO gegen den Wortlaut der Bundesärzte- 
ordnung zu erteilen, reicht nicht aus. 

Für subsidiär zu schützende Ausländerinnen und Auslän- 
der mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 3 
AufenthG sieht Artikel 26 Absatz 3 der Qualifikations- 
richtlinie vor, dass die nationale Arbeitsmarktlage für 
einen begrenzten Zeitraum nach Maßgabe des einzelstaat- 
lichen Rechts - z. B. über die Durchführung einer be- 
schäftigungsverfahrensrechtlichen Vorrangprüfung - be- 
rücksichtigt werden kann. Dies bedeutet aus Sicht der 
Beauftragten jedoch lediglich, dass subsidiär Geschützte 
mit Blick auf § 9 Beschäftigungsverfahrensverordnung 
spätestens nach drei Jahren Aufenthalt oder zweijähriger 
Beschäftigung im Bundesgebiet Zugang zu einer offenen 
Stelle ohne Arbeitsmarktprüfung haben. Mit § 26 
Absatz 3 Qualifikationsrichtlinie kann jedoch nicht die 
Versagung der Erteilung einer Berufsausübungserlaubnis 
für einen subsidiär Geschützten begründet werden, wenn 
eine offene Stelle nicht von einer bevorrechtigten Arbeit- 
nehmerin bzw. einem bevorrechtigten Arbeitnehmer be- 
setzt werden kann. Es lässt sich darüber hinaus nicht 
rechtfertigen, subsidiär Geschützte von § 10 Absatz 3 
BÄO auszuschließen. 

„Blue Card“-Richtlinie 

Für Ausländerinnen und Ausländer, die unter die Richtli- 
nie 2009/50/EG fallen, ist hinsichtlich der unselbstständi- 
gen Erwerbstätigkeit Artikel 12 Absatz 1 Satz 2 der 
Richtlinie zu beachten. Er eröffnet den Mitgliedstaaten 
die Möglichkeit, Ausländerinnen und Ausländer mit einer 
„Blue Card“ nach zwei Jahren eigenen Staatsangehörigen 
gleichzustellen. Artikel 12 Absatz 4 ermöglicht es da- 
rüber hinaus, den Zugang zu unselbständigen Erwerbstä- 
tigkeiten, die nur eigenen Staatsangehörigen, Unionsbür- 
gerinnen und -bürgern sowie für Staatsangehörige aus 
den EWR-Staaten offen stehen, weiter beschränkt zu hal- 


Hierzu vgl. in diesem Bericht Kapitel II 3. Anerkennung von im Aus- 
land erworbenen beruflichen Abschlüssen und Qualifikationen. 



Drucksache 17/2400 


-184- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


ten. Die Berufsausübungserlaubnis nach § 10 Absatz 3 
BÄO steht auch Drittstaatsangehörigen offen. Die unselb- 
ständige Ausübung der ärztlichen Tätigkeit kann für 
„Blue Card“-lnhaberinnen und -Inhaber damit nicht nach 
Artikel 12 Absatz 4 der „Blue Card“-Richtlinie be- 
schränkt werden. Personen, die unter die Richtlinie fallen, 
muss eine Berufsausübungserlaubnis nach § 10 Absatz 3 
BÄO erteilt bzw. verlängert werden. Darüber hinaus sind 
die „Blue Card“-lnhaberinnen bzw. -Inhaber nach Artikel 
14 Absatz Id) der Richtlinie bei der Prüfung ihrer Zeug- 
nisse und Diplome wie deutsche Staatsangehörige zu be- 
handeln. 

9.10.1 .2 Nationale Aufenthaltstitel 

Neben den beschriebenen Konstellationen werden in der 
Praxis zahlreiche Fälle von Ausländerinnen und Auslän- 
dem, die unbestritten über eine Bleibeperspektive verfü- 
gen, aus integrationspolitischer Perspektive unbefriedi- 
gend entschieden. Sie erhalten regelmäßig keine oder nur 
eine nicht dauerhaft verlängerbare Bemfsausübungs- 
erlaubnis. 

Im Berichtszeitraum wurden wiederholt Fälle von Dritt- 
staatsangehörigen an die Beauftragte herangetragen, in de- 
nen die Ablehnung der Erteilung der Berufserlaubnis nach 
§ 10 Absatz 1 bzw. 2 BÄO von den Betroffenen nicht 
nachvollzogen werden konnte. Es handelte sich nahezu 
ausnahmslos um Ausländerinnen und Ausländer, die be- 
schäftigungsverfahrensrechtlich über einen gleichrangigen 
bzw. über einen unbeschränkten Arbeitsmarktzugang ver- 
fügten. Die Begründungen der Ablehnung der Erteilung 
der Berufserlaubnis nach § 10 Absatz 1 bzw. 2 BÄO stell- 
ten fest, dass die drittstaatsangehörigen Betroffenen die 
persönlichen Voraussetzungen von § 10 Absatz 3 Satz 1 
2. Alternative BÄO nicht erfüllten und sie deshalb den 
Nachweis führen müssten, dass die Erteilung der Berufs- 
ausübungserlaubnis im Interesse der ärztlichen Versorgung 
läge, also eine ärztliche Unterversorgung bestehe. 

Die beschriebene Praxis ist nur schwer nachvollziehbar: 
Denkbar ist, dass die in § 10 Absatz 3 Satz 1 2. Alterna- 
tive BÄO vorgenommenen gesetzlichen Wertungen zu 
den zu begünstigenden Zuwanderergmppen hinsichtlich 
der Berafsausübungserlaubnis auch in die Ermessensaus- 
übung nach § 10 Absatz 1 und 2 BÄO übernommen wer- 
den. Damit würde im Ergebnis der Anwendungsbereich 
von § 10 Absatz 1 und 2 BÄO auf die Fälle der Weiterbil- 
dung zum Facharzt eingeengt. Dies wäre weder rechtlich 
zwingend noch integrationspolitisch sinnvoll. 

Für die Ausländerinnen und Ausländer, die sich bereits 
im Bundesgebiet aufhalten, stellt sich aus integrations- 
politischer Perspektive die Frage, ob Personen mit einer 
Niederlassungserlaubnis oder einer Aufenthaltserlaubnis 


Hierzu vgl. in diesem Bericht Kapitel II 3. Anerkennung von im Aus- 
land erworbenen beruflichen Abschlüssen und Qualifikationen. 
Mitunter wird auch kurz abgeprüft, ob die Antragstellerinnen bzw. - 
antragsteiler „aus medizinischen Entwicklungsländern“ kommen 
oder ob sie im Falle eines Aufenthalts zum Zweck der Durchführung 
einer Facharztausbildung den Nachweis ihrer Rückkehrbereitschaft 
fuhren können. 


eine nicht befristete Berufsausübungserlaubnis erhalten 
sollen. Allein für die Niederlassungserlaubnisse nach 
§ 23 Absatz 2, nach § 26 Absatz 3 im Falle von Asylbe- 
rechtigten und nach § 28 Absatz 2 AufenthG ist die Ertei- 
lung und unbefristete Verlängerung der Berufsausübungs- 
erlaubnis vorgesehen. Die Niederlassungserlaubnisse 
nach § 9 und § 26 Absatz 4 AufenthG werden in § 10 Ab- 
satz 3 BÄO nicht genannt. 

Auch Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwe- 
cke der Erwerbstätigkeit nach § 18 AufenthG können 
- außer in den Fällen des Interesses an der ärztlichen Ver- 
sorgung - keine unbefristete Berufsausübungserlaubnis 
erhalten. Dies ist etwa dann schwer vermittelbar, wenn 
die Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der Erwerbstätig- 
keit nach § 18 AufenthG in Anschluss an den Besitz einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 16 Absatz 4 AufenthG - also 
an ein erfolgreich absolviertes Medizinstudium in 
Deutschland - erteilt werden soll. 

Darüber hinaus sind im Bereich des befristeten humanitä- 
ren Aufenthalts die Aufenthaltserlaubnisse nach §§ 22, 23 
Absatz 1 und 2, 23a, 25 Absatz 4 Satz 2 und Absatz 5 und 
104a AufenthG in den Blick zu nehmen. Auch bei ihnen 
dürfte jeweils von einer Bleibeperspektive auszugehen 
sein. 

Werden diese Möglichkeiten der Erteilung einer Berufs- 
ausübungserlaubnis nicht systematisch eröffnet, ist für 
die Drittstaatsangehörigen eine Beschäftigung unterhalb 
der erworbenen akademischen Qualifikation die regelmä- 
ßige Folge. Die geschilderte zurückhaltende Erteilungs- 
praxis im Bereich der befristeten Berufsausübungserlaub- 
nis dürfte sich auch teilweise damit erklären lassen, dass 
es von Seiten der Behörden schwer durchführbar wäre, 
praktizierenden ausländischen Ärztinnen und Ärzten eine 
einmal erteilte befristete Berufsausübungserlaubnis nicht 
zu verlängern, obwohl die Betroffenen absehbar im Bun- 
desgebiet verbleiben. 

Aber auch systematisch ist das Zusammenspiel der 
Regelungen des Aufenthaltsgesetzes und der Bundesärz- 
teordnung integrationspolitisch problematisch:®'^^ Auslän- 
derinnen und Ausländer müssen u. a., um eine Niederlas- 
sungserlaubnis nach § 9 AufenthG zu erhalten, nach § 9 
Absatz 2 Nummer 6 AufenthG „im Besitz der sonstigen 
für eine dauernde Ausübung der Erwerbstätigkeit erfor- 
derlichen Erlaubnisse“ sein. Eine auf Dauer angelegte 
Berufstätigkeit als Arzt in der Bundesrepublik bedarf je- 
doch der Approbation, die gerade Drittstaatsangehörigen 
grundsätzlich nicht offen steht®®^ oder einer unbefristet 
erteilten Berufsausübungserlaubnis, die grundsätzlich nur 
bestimmten Gruppen von Drittstaatsangehörigen zugäng- 
lich ist. Damit können die übrigen Drittstaatsangehörigen, 
die eine befristete Aufenthaltserlaubnis und nur eine Be- 
rufsausübungserlaubnis nach § 10 Absatz 2 BÄO besit- 


In der Praxis werden mitunter unterschiedliche Lösungswege eröff- 
net, z. B. über das Interesse an der ärztlichen Versorgung oder über 
eine großzügige Handhabung der Voraussetzung in § 9 Absatz 2 
Nummer 6 AufenthG. 

667 Vgl. Schiwy, Peter u. a.: Deutsches Arztrecht, Band 1 (Stand 1. Au- 
gust 2009), § 10, Rdnr. 23. 
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zen, keine Niederlassungserlaubnis naeh § 9 AufenthG 
erhalten. Sie müssten davor eine gewisse Zeit eine unter- 
qualifizierte ausreiehend bezahlte Tätigkeit ausüben, der 
sie dauerhaft naehgehen dürfen, dann die Niederlassungs- 
erlaubnis beantragen und naeh deren Erteilung wieder 
eine Berufsausübungserlaubnis - z. B. im Interesse der 
ärztliehen Versorgung - erteilt bekommen, um den Arzt- 
beruf wieder aufnehmen zu können. 

All dies zeigt, dass die Regelungen zur Erteilung und (un- 
befristeten) Verlängerung der Berufsausübungserlaubnis 
in der Bundesärzteordnung die Situation von gut ausge- 
bildeten Ausländerinnen und Ausländem in Deutsehland 
nieht ausreiehend erfasst. Mit Bliek auf das geltende Se- 
kundärreeht der Europäisehen Union für Drittstaatsange- 
hörige weisen die Regelungen der Bundesärzteordnung 
darüber hinaus teilweise erhebliehe Lüeken auf 

9.10.2 Rechts- und Anwendungsprobleme bei 
der Erteilung der Approbation 

Hinsiehtlieh des Gleiehbehandlungsgebots in Artikel 23 
und 24 Absatz 1 Satz 2 Unionsbürgerriehtlinie (2004/38/ 
EG) ist problematiseh, dass der die Approbation regelnde 
§ 3 Absatz 1 Nummer 1 BÄO die Gmppe der drittstaats- 
angehörigen Familienangehörigen von Unionsbürgerin- 
nen und -bürgern, die aus einem anderen Mitgliedstaat 
naeh Deutsehland umziehen, nieht berüeksiehtigt. Diese 
drittstaatsangehörigen Familienangehörigen müssten, 
wenn sie über eine gleiehwertige Ausbildung verfügen, 
behandelt werden wie Unionsbürgerinnen und -bürger 
und eine Approbation in Deutsehland erhalten. Das 
Reeht, eine unbefristete Bemfsausübungserlaubnis zu er- 
halten, das dieser Personengrappe in § 10 Absatz 3 Satz 2 
Nummer 3 BÄO eingeräumt wird, ist europareehtlieh aus 
Sieht der Beauftragten nieht ausreiehend.^^* 

Aus Sieht der Beauftragten müssten aueh Drittstaatsange- 
hörige, die unter Artikel 26 Absatz 1 oder 3 der Riehtlinie 
2004/83/EG (Qualifikationsriehtlinie zum Flüehtlings- 
sehutz und zum subsidiären Sehutz) fallen und über eine 
gleiehwertige Ausbildung verfügen, approbiert werden. 
Dasselbe gilt für Ausländerinnen und Ausländem, die un- 
ter die Daueraufenthaltsriehtlinie 2003/109/EG fallen. 

Im Bereieh der Approbation ergibt sieh darüber hinaus 
für alle übrigen Driffstaafsangehörigen mit Bliek auf das 
Aufenthaltsgesetz grundsätzlieh folgende Systematik: 
Regelmäßig keine Approbation ohne Einbürgerung, re- 
gelmäßig keine Einbürgerung ohne Niederlassungs- 
erlaubnis, regelmäßig keine Niederlassungserlaubnis mit 
befristeter Berafsausübungserlaubnis. Es stellt sieh 
grundsätzlieh die Frage, warum für Personen mif diesen 
Aufenthaltstifeln eine Approbation regelmäßig ausge- 
sehlossen sein soll, wenn sie eine gleiehwertige ausländi- 
sehe berafiiehe Ausbildung naehweisen oder in Deutseh- 
land erfolgreieh ein Medizinstudium absolviert haben. 


668 Ygi 2 u den Wirkungen der Unionsbürgerrichtlinie im Bereich der 
Anerkennungen von ausländischen Abschlüssen und Qualifikationen 
in diesem Bericht Kapitel II 3. Anerkennung von im Ausland erwor- 
benen beruflichen Abschlüssen und Qualifikationen. 


Es lässt sich damit für den Bereich der akademischen 
Heilberafe Folgendes zusammenfassend festhalten: 

Die Approbation in den akademischen Heilberafen in 
Deutschland ist der letzte relevante Bereich, in dem die 
Zulassungsregelungen für einen Beruf, in dem keine ho- 
heitlichen Aufgaben wahrgenommen werden, eine Un- 
gleichbehandlung von Drittstaatsangehörigen unabhängig 
von der Qualifikation einzig aufgrund der Staatsangehö- 
rigkeit festlegen. Damit wird die berufliche Integration 
von Drittstaatsangehörigen in Deutschland in diesem Be- 
reich erheblich erschwert. 

ln der Begründung einer Entschließung des Bundesrats^’** 
werden die Probleme der rechtlichen und politischen Ver- 
tretbarkeit der bestehenden Ungleichbehandlung von 
Unionsbürgerirmen und -bürgern einerseits und dritt- 
staatsangehörigen Ärztinnen und Ärzten andererseits, der 
beruflichen Integration von Drittstaatsangehörigen sowie 
der Verwaltungspraxis prägnant aufgeführt. Die Beauf- 
tragte schließt sich der dort vorgenommenen Situations- 
beschreibung an und wird weiter auf eine Streichung der 
„Deutschenvorbehalte“ in den Berafsgesetzen zu den 
akademischen Heilberafen dringen. Mittlerweile befür- 
worten auch einige Berafsverbände im Bereich der aka- 
demischen Heilberufe eine solche Streichung. 

Die Approbationsmöglichkeit für dritfstaafsangehörige Ärz- 
tinnen und Ärzte in Deutschland sollte in der Folge aber 
nicht an den Besitz eines bestimmten Aufenthaltstitels, z. B. 
an die Niederlassungserlaubnis, gebunden werden.^^' Bei 
Vorliegen der formalen fachlichen Qualifikationen ist es aus 
Sicht der Beauftragten grundsätzlich nicht sinnvoll, Dritt- 
staatsangehörigen mit einer Bleibeperspektive in Deutsch- 
land die Approbation zu versagen, weil sie noch nicht über 
einen bestimmten Aufenthaltstitel verfügen. 

10. Medien und Integration 

10.1 Mediale Integration: Nutzung, 

Produktion, Inhalte 

Die 15 Millionen Menschen mit Migrationshintergrand in 
Deutschland sind auch für die Medien eine nichf mehr zu 


Die seitens des Bundesverwaltungsgerichts in seinem Urteil vom 
21. Mai 1974 (BVerwGE 45, 162, 165 f) angeführten Erwägungen 
zur Rechtfertigung der „Deutschenvorbehalte“ lassen sich angesichts 
der Intemationalisierung des Arztberufs sowie der sprachlichen und 
aufenthaltszeitlichen Voraussetzungen für die Erteilung einer Nieder- 
lassungserlaubnis und schließlich des hohen Anteils von Personen 
mit Migrationshintergrund an der deutschen Bevölkerung heute 
kaum noch rechtfertigen. Ferner ist zu beachten, dass die Approba- 
tion auch drittstaatsangehörigen Bildungsinländem verwehrt ist, also 
Personen, die mitunter ihren Hochschulabschluss in Deutschland er- 
langt haben. 

Vgl. Bundesratsdrucksache 351/06 vom 7. Juli 2006, S. 1-3. 

So aber die Prüfbitte der Bundesländer in der Bundesratsdruck- 
sache 1/05 vom 18. Februar 2005, Nr. 4, S. 6-8, die sogar nur eine 
bestimmte Niederlassungserlaubnis, jene nach § 9 AufenthG, genü- 
gen lassen will. Die Niederlassungserlaubnis nach § 9 AufenthG 
kann aber - wie dargestellt - ohne Approbation oder unbefristete Be- 
rufsausübungserlaubnis nicht erteilt werden, da man nur durch diese 
in den Besitz der sonstigen für eine dauernde Ausübung der Erwerbs- 
tätigkeit erforderlichen Erlaubnis gelangt. Der Vorschlag des Bun- 
desrates würde also ohne gleichzeitig vorzunehmende Änderungen 
im Aufenthaltsgesetz in vielen Fällen ins Leere gehen. 
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vernachlässigende Zielgrupp e.^^^ Sie stellen einen rele- 
vanten und ständig wachsenden Anteil der Zuschauerin- 
nen und Zuschauer, Hörerinnen und Hörer, Leserinnen 
und Leser sowie Nutzerinnen und Nutzer. Sie sind Ge- 
bührenzahler wie auch Zielgruppe von Werbung. Gerade 
in wirtschaftlicher Perspektive sind Zuwanderinnen und 
Zuwanderer - auch aufgrund der jüngeren Altersstruktur - 
für die deutschsprachigen Medien von zunehmendem In- 
teresse. ln dem Maße, in dem Sender und Verlage versu- 
chen, Zielgruppen mit Migrationshintergrund anzuspre- 
chen und zu erreichen, rücken diese auch in den Blick der 
Medienforschung. 

ln den vergangenen Jahrzehnten hat sich in Deutschland 
wie in anderen Einwanderungsländem auch ein ethnisch 
plurales Mediensystem entwickelt, in dem neben den do- 
minanten deutschsprachigen Medien ein breites Spektrum 
an fremdsprachigen Medienangeboten für Migranfinnen 
und Migranten existiert. Das Angebot dieser Medien 
reicht von vor allem türkisch- und russischsprachigen 
Printmedien über fremdsprachige Femseh- und Hörfunk- 
programme bis hin zu neuen Medien wie Portalen im In- 
femef. Sie sfellen eine Ergänzung und auch Konkurrenz 
zu den deufschsprachigen Medienangeboten dar. 

Medien prägen mit ihrer Berichterstattung und in ihren 
Unterhaltungsangeboten Bilder von den verschiedenen 
ethnischen und kulturellen Bevölkerungsgruppen in unse- 
rer Gesellschaft mit und bilden die Plattform für öffenfli- 
che Kommunikation zwischen einzelnen Gruppen. Sie 
spielen daher im Prozess der Integration eine bedeutende 
- wenn auch nur mittelbare - Rolle. 

Der Begriff der „medialen Integration“ meint die Integra- 
tion der ethnischen Minderheiten in die medial herge- 
stellte Öffentlichkeit und in das Mediensystem.^’^ Me- 
diale Integration bezieht sich dabei auf drei Dimensionen: 
die Mediermutzung, die Medienproduktion und die Me- 
dieninhalte. 

Mediennutzung: Soziale und berufliche Integration setzt 
ein Mindestmaß an Kenntnissen über die Aufhahmege- 
sellschaft voraus. Soweit diese medial vermittelt sind, ist 
es unabdingbar, dass Migrantinnen und Migranten auch 
deutschsprachige Medien in einem relevanten Umfang 
nutzen und deren Angebote auch für Minderheifengrup- 
pen affrakfiv sind. Mediale Integration schließt die ergän- 
zende Nutzung heimatsprachlicher Medien nicht aus. Die 
ausschließliche Nutzung heimatsprachlicher Medien al- 
lerdings wäre gleichbedeutend mit medialer Segregation. 


Wenn im Folgenden von Medien gesprochen wird, geht es primär nm 
sogenannte Massenmedien wie Zeitungen und Zeitschriften sowie 
Rundfunk, auf deren Bedeutung hinsichtlich der individuellen und 
gesellschaftlichen Meinungsbildung Artikel 5 Grundgesetz explizit 
hinweist. Einbezogen sind jedoch auch neue Informationsmedien, da 
im fortschreitenden Prozess der Medienkonvergenz die Grenzen zwi- 
schen Individual- und Massenmedien - sowohl aus der Perspektive 
der Anbieter als auch aus der Perspektive der Nutzer - immer mehr 
verschwimmen. 

673 Ygi auch Geißler, Rainer/Pöttker, Horst: Mediale Integration von 
Migranten in: Geißler, Rainer/Pöttker, Horst (Hrsg.): Integration 
durch Massenmedien, Bielefeld 2006. 


Medienproduktion: Mediale Integration bedeutet auch 
eine angemessene Beteiligung von Migrantinnen und Mi- 
granten an der Medienproduktion und in den entsprechen- 
den Berufen. Ohne eine ausreichende Einbeziehung und 
Präsenz von Medienschaffenden und Journalisten mit Mi- 
grationshintergrund vor und hinter Mikrofon und Kamera 
und in den Redaktionen fehlen deren spezifische Sicht- 
weisen, Zugänge, Erfahrungen und Kenntnisse in der me- 
dial hergestellten Öffentlichkeit. 

Medieninhalte: Schließlich gehört zur medialen Integra- 
tion eine angemessene und differenzierte Darstellung und 
Präsenz von Migrantinnen und Migranten und von Migra- 
tionsthemen in den Medien, sodass die gesellschaftliche 
Wirklichkeit und die Normalität kultureller Vielfalt und 
Integration widergespiegelt wird. 

10.2 Die Forschungssituation in 
Deutschiand 

Die oben genannten Dimensionen medialer Integration 
liefern Indikatoren, mit denen der Grad der Integration 
der Migrationsminderheiten in die medial hergestellte Öf- 
fentlichkeit und in das Mediensystem in Deutschland er- 
mittelt und Handlungsbedarf festgestellt werden kann. 

Bezogen auf die Rolle der Massenmedien im Prozess der 
sozialen Integration von Migranten in Deutschland wer- 
den im Integrationsindikatorenbericht, der 2009 von der 
Beauftragten erstmals vorgelegt wurde, drei Indikatoren- 
sets genannt 

- der Umfang der Nutzung von Mainstreammedien 

- der Anteil der Medienschaffenden mit Migrationshin- 
tergrund 

- die Medieninhalte 

Der Bericht stellt fest, dass „keine entsprechenden umfas- 
senden Daten“^’^5 hinsichtlich dieser Indikatoren vorlie- 
gen und konstatiert Forschungsbedarf Vor diesem Hin- 
tergrund wird im Folgenden ein kurzer Überblick über 
den Stand der Forschung zur Rolle der Medien in Integra- 
tionsprozessen gegeben. Der Schwerpunkt liegt dabei mit 
wenigen Ausnahmen auf der einschlägigen Forschung im 
deutschsprachigen Raum. Soweit möglich, werden die 
wichtigsten Forschungsergebnisse zu den o. g. Indikato- 
ren zusammengefasst. 

Insgesamt gesehen ist die im deutschen bzw. deutschspra- 
chigen Raum angesiedelte sozial-, kommunikations- und 
kulturwissenschaftliche Forschung zur Rolle der Medien 
im Prozess der sozialen Integration von Migranten in den 
letzten Jahren stark expandiert. Ein Hinweis dafür ist die 
zunehmende Anzahl von Sammelbänden und Überblicks- 


674 Ygi Integration in Deutschland. Erster Integrationsindikatorenbe- 
richt: Erprobung des Indikatorensets und Bericht zum bundesweiten 
Integrationsmonitoring. Berlin 2009, S. 100. 

675 Ebd., S. 100. 
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darstellungen®^® sowie Forschungsbibliographien und Li- 
teraturanalysen®^’ in diesem Feld. 

10.3 Mediennutzung - Medienrezeption - 
Medienwirkungen 

10.3.1 Mediennutzung 

Die Nutzung der klassischen Massenmedien - Presse, Ra- 
dio, Fernsehen -, aber stark zunehmend auch der digitalen 
Medien, wird in der deutschen Gesamtbevölkerung und 
auch in bestimmten Bevölkerungssegmenten, z. B. bei 
Kindern und Jugendlichen, kontinuierlich repräsentativ er- 
fasst. Bezogen auf das Bevölkerungssegment mit Migra- 
tionshintergrund gibt es diese Form kontinuierlicher und 
repräsentativer Mediermutzungsforschung nicht. Es gibt je- 
doch in zunehmendem Maße repräsentative Einzelstudien, 
die den Wissensstand über die Medienausstattung, Medien- 
nutzung und Medienkompetenz von Migrantirmen und Mi- 
granten in den letzten Jahren deutlich verbessert haben. 
Das gilt vor allem im Bezug auf die größeren in Deutsch- 
land lebenden Migrationsminderheiten. 

Eine 2007 im Auftrag der ARD/ZDF-Medienkommission 
bundesweit durchgeführte Repräsentativerhebung war ein 
wichtiger Markstein in der neueren Erforschung der 
Mediennutzung von Migrantinnen und Migranten in 
Deutschland.^^* Die Studie, in der ca. 3 000 Personen be- 
fragt wurden, ist für sechs Migrantengruppen^^^ und 
damit für ca. 60 Prozent der in Deutschland lebenden 
Menschen mit Migrationshintergrund ab 14 Jahren reprä- 
sentativ.®**’ Zentrales Ergebnis der Studie war, dass die be- 
fragten Migrantinnen und Migranten Fernsehen und ln- 


Bonfadelli, Heinz/Bucher, Priska/Hanetseder, Christa/Hermann, 
Thomas/Ideli, Mustafa/Moser, Heinz: Jugend, Medien und Migra- 
tion. Empirische Ergebnisse und Perspektiven, Wiesbaden 2008; 
Bonfadelli, Heinz/Moser, Heinz (Hrsg.): Medien und Migration: 
Europa als multikultureller Raum? Wiesbaden 2007; Geißler, Rainer/ 
Pöttker, Horst (Hrsg.): Massenmedien und die Integration ethnischer 
Minderheiten in Deutschland. Problemaufriss, Forschungsstand, Bi- 
bliographie, Bielefeld 2005; Geißler, Rainer/Pöttker, Horst (Hrsg.): 
Integration durch Massenmedien: Medien und Migration im interna- 
tionalen Vergleich/Mass media-integration: Media and migration: A 
comparative perspective, Bielefeld 2006; Geißler, Rainer/Pöttker, 
Horst (Hrsg.): Massenmedien und die Integration ethnischer Minder- 
heiten in Deutschland. Forschungsbefunde, Bielefeld 2009; Geißler, 
Rainer/Pöttker, Horst (Hrsg.): Media, Migration, Integration, Euro- 
pean and North American Perspectives, Bielefeld, New Brunswick, 
London 2009; Trebbe, Joachim: Ethnische Minderheiten, Massenme- 
dien und Integration. Eine Untersuchung zu massenmedialer Reprä- 
sentation und Medienwirkungen, Wiesbaden 2009. 

Lünenborg, Margreth: Migrantinnen in den Medien. Eine systemati- 
sche Literaturanalyse. Forschungsbericht der Universität Siegen, hg. 
vom Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und Integration 
des Landes Nordrhein- Westfalen, Düsseldorf 2009; Ruhrmann, Ge- 
org: Migranten und Medien. Dokumentation zum Forschungsstand 
der wichtigsten Studien über die Mediendarstellung, Nutzung und 
Rezeption von Migranten und ethnischen Minderheiten von 2003 bis 
2009, erstellt für die CIVIS Medienstiftung, Jena 2009. 

Vgl. 7. Lagebericht, Kapitel IIL12.2. 

Personen mit türkischem, ex-jugoslawischem, polnischem, italieni- 
schem und griechischem Migrationshintergrund sowie (Spät-)Aus- 
siedler aus dem Bereich der ehemaligen Sowjetunion. 

Simon, Erk (2007): Migranten und Medien 2007: Zielsetzung, Kon- 
zeption und Basisdaten einer repräsentativen Studie der ARD/ZDF- 
Medienkommission. In: Media Perspektiven, Heft 9, S. 426-435. 
Walter, Mignon/Ute Schlinker/Christiane Fischer (2007): Femseh- 
nutzung von Migranten. Ergebnisse der ARD/ZDF-Studie „Migran- 
ten und Medien 2007“. In: Media Perspektiven, Heft 9, S. 436^51. 


temet in ähnlichem Umfang nutzen wie die deutsche 
Bevölkerung, Radio und Zeitungen jedoch in geringerem 
Umfang. Die These, dass in Deutschland ausgeprägte me- 
diale Parallelwelten existieren, lässt sich der Studie zu- 
folge nicht aufrecht erhalten. Vielmehr werden alle Mi- 
grantengruppen durch die deutschen Medien gut erreicht. 
Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten beabsichti- 
gen, diese Forschung mit einer weiteren bundesweiten 
Repräsentativerhebung fortzusetzen. 

Auf der Grundlage einer 2008 bundesweit unter Menschen 
mit Migrationshintergrund durchgeführten Mehrthemen- 
umfrage ermittelte Sinus Sociovision Daten zur Medien- 
ausstattung und Mediennutzung in unterschiedlichen Mi- 
grantenmilieus.®*’ Die Studie knüpft an Milieustudien an, 
die von diesem Institut schon seit längerem zur Mediennut- 
zung in der deutschen Bevölkerung durchgeführt werden. 
Knapp drei Viertel der 2 000 Befragten ab 14 Jahren lassen 
sich danach acht Migrationskontexten bzw. Herkunftslän- 
dern zuordnen.®*^ Die Mediennutzung der Migrantinnen 
und Migranten wird in dieser Studie jedoch nicht nach ih- 
rem ethnisch-kulturellen Hintergrund, sondern nach acht 
unterschiedlichen Lebensweltmilieus dargestellt, die im 
Vergleich zur Mehrheitsgesellschaft durchaus Ähnlichkei- 
ten, aber auch Unterschiede aufweisen. Nach Aussage der 
Forscher wird die Milieuzugehörigkeit nicht durch das 
Herkunftsland der Migranten determiniert.®** Im Ergebnis 
dieser Studie sind Parallelen und Unterschiede in der Me- 
diennutzung von Migranten und Nicht-Migranten in 
Deutschland im Wesentlichen eine Frage der Milieuzuge- 
hörigkeit: ein gleiches Milieu führt zu gleicher Mediennut- 
zung, ein unterschiedliches Milieu zu unterschiedlicher 
Mediennutzung. Zusammenfassend wird festgestellt, dass 
„bei der Mediennutzung der Migranten [. . .] heute deutsch- 
sprachige Angebote eine große, wenn nicht sogar dominie- 
rende Rolle [spielen]“. ®*'' 

Auch eine im Jahr 2008 vom Zentrum für Türkeistudien 
unter 1 655 türkischstämmigen Migrantinnen und Mi- 
granten in Deutschland (mit einem Schwerpunkt auf 
Nordrhein- Westfalen) durchgeführte Mehrthemen-Befra- 
gung erhärtete den Befund, dass deutschsprachige Me- 
dien aus dem Alltag der in Deutschland lebenden Mi- 
granten nicht mehr wegzudenken sind.®*® Sie belegte 


Sinus Sociovision (2008): Zentrale Ergebnisse der Sinus-Studie über Mi- 
granten-Milieus in Deutschland. Heidelberg (Auszug aus dem For- 
schungsbericht). URL: http://www.sociovision.de/uploads/tx_mpdown 
loadcenter/MigrantenMilieus_Zentrale_Ergebnisse_ 09 122008.pdf 
Klingler, Walter/Albrecht Kutteroff (2009): Stellenwert und Nutzung 
der Medien in Migrantenmilieus. In: Media Perspektiven, Heft 6, 
S. 297-308. 

Personen mit türkischem, ex-jugoslawischem, polnischem, italieni- 
schem, spanischem, portugiesischem und griechischem Migrationshin- 
tergrund sowie (Spät-)Aussiedler aus dem Bereich der ehemaligen So- 
wjetunion. Das für die Repräsentativität der Studie entscheidende 
Stichprobenverfahren wird nicht dokumentiert. 

Dies wird allerdings nicht im Detail belegt.Vgl. Klingler/Kutteroff 
2009, S. 307. 

684 Ebd., S. 308. 

685 Zentrum für Türkeistudien (2009): Türkeistämmige Migranten in 
Nordrhein- Westfalen und in Deutschland: Lebenssituation und Inte- 
grationsstand. Ergebnisse der neunten Mehrthemenbefragung. Eine 
Analyse im Auftrag des Ministeriums für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration des Landes Nordrhein- Westfalen. Essen. 
URL: http://www.zft-online.de/UserFiles/File/NRW-Mehrthemenbeffa 
gung%202008.pdf S. 221ff. 
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erneut, was bereits in einer Studie des Bundespresseamts 
aus dem Jahr 2001'"*'" festgestellt worden war: Unter tür- 
kischstämmigen Migrantinnen und Migranten ist die 
mehrsprachige, auf deutsch- und türkischsprachige Me- 
dienangebote bezogene Mediennutzung der Regelfall. 
Dies gilt besonders für die Nutzung des Fernsehens. 

Welchen Einfluss die Nutzung von Medien in der Her- 
kunftssprache auf der einen und deutschsprachiger Me- 
dien auf der anderen Seite auf die soziale Integration 
von Migrantinnen und Migranten hat, wurde in einer 
Sekundäranalyse einer Umfrage untersucht, die 2006 
im Auftrag des Westdeutschen Rundfunks bei 14- bis 
49-jährigen Personen mit türkischem Migrationshinter- 
grund in Nordrhein- Westfalen durchgeführt wurde. 
Die Ergebnisse dieser Kausalanalysen belegen deutlich, 
dass die Nutzung deutschsprachiger Medien positive Ef- 
fekte auf integrative und assimilative Verhaltensstrate- 
gien von Migrantinnen und Migranten haben kann, wäh- 
rend kaum negative Effekte einer intensiven Nutzung 
türkischsprachiger Medien identifiziert werden konnten. 
Dies heißt, dass die Nutzung der Medien der Mehrheits- 
gesellschaft den Integrationsprozess fordert, die Nut- 
zung herkunftssprachlicher Medien diesen Prozess aber 
nur wenig behindert. 

Neben den Massenmedien rücken immer mehr auch die 
neuen digitalen Medien in den Blickpunkt der Forschung 
zur Mediennutzung der in Deutschland lebenden Men- 
schen mit Migrationshintergrund. Das gilt besonders für 
die medienpädagogisch motivierte Forschung zur Me- 
dienkompetenz junger Migrantinnen und Migranten. Al- 
lerdings wurden zu dieser Fragestellung bisher kaum (und 
in keinem Fall bundesweit) repräsentative Studien unter 
Migrantinnen und Migranten durchgeführt. Ein erster 
Schritt in diese Richtung war eine Repräsentativerhebung 
im Auftrag der Landesanstalt für Medien Nordrhein- 
Westfalen (LfM NRW), die sich nicht nur mit der Nut- 
zung der klassischen Massenmedien, sondern auch mit 
dem Stellenwert von Internet, PC, Handy und digitalen 
Spielformen unter jungen türkischen Migrantinnen und 
Migranten sowie Spätaussiedlerinnen und -aussiedlem 
aus Russland im Alter zwischen 12 und 19 Jahren in 
Nordrhein- Westfalen befasst. 

Zu diesem Themenkomplex wurden im Jahr 2008 jeweils 
ca. 300 Personen türkischer Herkunft sowie Spätaussied- 
lerinnen und Spätaussiedler aus Russland befragt. Die Er- 
gebnisse der Studie wurden Anfang 2010 publiziert. 0 ** 


686 Weiß, Hans- Jürgen/Trebbe, Joachim (2001): Mediennutzung und In- 
tegration der türkischen Bevölkerung in Deutschland: Ergebnisse ei- 
ner Umfrage des Presse- und Informationsamtes der Bundesregie- 
rung. Berlin/Potsdam (unveröff Forschungsbericht). 

Trebbe, Joachim (2009): Ethnische Minderheiten, Massenmedien 
und Integration. Eine Untersuchung zu massenmedialer Repräsenta- 
tion und Medienwirkungen. Wiesbaden. S. 226 ff. 

Trebbe, Joachim/ Annett Heft/Hans- Jürgen Weiß (2010): Mediennut- 
zung, Medienkompetenz und soziale Integration junger Menschen 
mit Migrationshintergrund in Nordrhein-Westfalen. Umfragen und 
Gruppendiskussionen mit Personen türkischer Herkunft und russi- 
schen Aussiedlem im Alter zwischen 12 und 29 Jahren. Berlin. 


Generell zeigen die Daten dieser Studie, dass in den Le- 
benswelten junger Migranten Medienkulturen in erster 
Linie Jugendkulturen sind, die erst in zweiter Linie durch 
Faktoren des jeweils spezifischen Migrationsmilieus ge- 
prägt werden. Besonders deutlich wird dies am Stellen- 
wert des Internets, ln dessen Nutzung unterscheiden sich 
die beiden Gruppen junger Migrantinnen und Migranten 
weder untereinander substanziell noch von den Gleichalt- 
rigen in der Gesamtbevölkerung. Von größerer Bedeu- 
tung sind sozioökonomische Faktoren, Bildung und 
- besonders in der türkischstämmigen Gruppe - das Ge- 
schlecht. Deutschsprachige Medienangebote haben bei 
jungen Migranten einen besonders hohen Stellenwert, 
wobei sie ganz generell deutlich weniger Radio hören und 
Zeitung lesen als Gleichaltrige ohne Migrationshinter- 
gmnd. Ob und wie die Jugendlichen Medien in ihrer 
Herkunftssprache nutzen, hängt von individuellen und 
gruppenspezifischen Migrationskontexten und deren 
Auswirkungen auf die Identität junger Migranten ab. 
Während der Herkunftskontext im Alltag, in der Identität 
und eben auch in der Mediennutzung der jungen Men- 
schen mit türkischem Migrationshintergrund sehr präsent 
ist, spielt er bei den jungen Spätaussiedlerinnen und -aus- 
siedlem aus Russland eher eine schwache Rolle. Daraus 
erklärt sich, dass junge türkischstämmige Migranten sel- 
ten auf Medien aus ihrem Herkunftskontext verzichten, 
während sich junge Spätaussiedlerinnen und -aussiedler 
eher exklusiv den deutschen Medien zuwenden. 

Die weitere, nicht-repräsentative Forschung^*’ zur Rolle 
digitaler Medien im Prozess der sozialen Integration von 
Migranten kann in zwei Grappen unterteilt werden: 


Ein breiter Überblick über Einzelstudien findet sich im dritten und 
vierten Kapitel der oben erwähnten Forschungsbibliographie von 
Ruhrmann (2009). Weitere Forschungen lieferten: 

Humpert, Andreas/Schneiderheinze, Klaus: Stichprobenziehung für 
telefonische Zuwanderemmfragen - Einsatzmöglichkeiten der Na- 
menforschung (Onomastik). In: ZUMA-Nachrichten, Heft 47/2000, 
S. 36-63; Kissau, Kathrin: Das Integrationspotential des Internet für 
Migranten. Wiesbaden 2008; Hepp, Andreas: Digitale Medien, Mi- 
gration und Diaspora. Deterritoriale Vergemeinschaftungen jenseits 
nationaler Integration. In: Kissau, KathrinAJwe Hunger (Hrsg.): Poli- 
tische Sphären von Migranten im Internet. Neue Chancen im „Long 
Tail“ der Politik, München 2009; Klingler, Walter/Kutteroff, Al- 
brecht: Stellenwert und Nutzung der Medien in Migrantenmilieus. In: 
Media Perspektiven, Heft 6/2009, S. 297-308; Medienpädagogischer 
Forschungsverbund Südwest (mpfs) (Hrsg.): KIM-Studie 2008. Kin- 
der und Medien, Computer und Internet. Basisuntersuchung zum 
Medienumgang 6- bis 13-Jähriger in Deutschland, Stuttgart 2009. 
Medienpädagogischer Forschungsverbund Südwest (mpfs) (Hrsg.): 
JIM 2008. Jugend, Information, (Multi-)Media. Basisstudie zum Me- 
dienumgang 12- bis 19-Jähriger in Deutschland, Stuttgart 2008; 
Simon, Erk: Migranten und Medien 2007: Zielsetzung, Konzeption 
und Basisdaten einer repräsentativen Studie der ARD/ZDF-Medien- 
kommission. In: Media Perspektiven, Heft 9/2007, S. 426^35; der- 
selbe/Kloppenburg, Gerhard: Das Femsehpublikum türkischer Her- 
kunft. Femsehnutzung, Einstellungen und Programmerwartungen. 
Ergebnisse einer Repräsentativbefragung in Nordrhein- Westfalen. In: 
Media Perspektiven, Heft 3/2007, S. 142-152. 

Sinus Sociovision: Zentrale Ergebnisse der Sinus-Studie über Mi- 
granten-Milieus in Deutschland, Heidelberg 2008; Trebbe, Joachim: 
Ethnische Minderheiten, Massenmedien und Integration. Eine Unter- 
suchung zu massenmedialer Repräsentation und Medienwirkungen, 
Wiesbaden 2009. 
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- „Explizite Migrantenstudien“ sind in diesem Feld vor- 
wiegend klein dimensioniert und in der Regel als qua- 
litative Explorationen angelegt - so z. B. die DFG- 
Studie über die digitale Vernetzung ethnischer Migra- 
tionsgemeinschaften. 

- Bei der zweiten Gruppe handelt es sich um „Studien 
mit Migrantenanteilen“. Dabei handelt es sich in der 
Regel um breit angelegte Schülerstudien, in denen je 
nach Schul- und Klassenselektion eine mehr oder we- 
niger große Anzahl von Schülern mit Migrationshin- 
tergrund mitbefragt wird. Ein gutes Beispiel dafür ist 
die an 20 Haupt- und Gesamtschulen durchgeführte 
Untersuchung von Wagner (2008).®^* Da hierfür be- 
wussf Schulen an sozialen Brennpunkten von Groß- 
städten ausgewählt wurden, haben zwei Drittel der 
insgesamt ca. 900 befragten Schüler im Alter zwi- 
schen 10 und 16 Jahren einen Migrationshintergrund. 
Die hierbei ermittelten Untersuchungsergebnisse sind 
aber nicht repräsentativ für dieses Alterssegment von 
Migrantinnen und Migranten in Deutschland. 

10.3.2 Medienschaffende 

Die Beteiligung von Menschen mit Migrantionshinter- 
grund an der Medienproduktion ist ein wichtiger Faktor für 
die mediale Infegration. Doch gibt es in Deutschland zum 
Anteil von Personen mit Migrationshintergrund in Medien- 
berufen keine gesicherten repräsentativen Daten. '^^2 


Trebbe, Joachim/Heft, Annett/Weiß, Hans-Jürgen: Mediennutzung, 
Medienkompetenz und soziale Integration junger Menschen mit Mi- 
grationshintergrund in Nordrhein- Westfalen. Umfragen und Grup- 
pendiskussionen mit Personen türkischer Herkunft und russischen 
Aussiedlem im Alter zwischen 12 und 29 Jahren, Berlin 2010. 
Trebbe, Joachim/Weiß, Hans-Jürgen: Integration als Mediennut- 
zungsmotiv? Eine Typologie junger türkischer Erwachsener in Nord- 
rhein-Westfalen. In: Media Perspektiven, Heft 3/2007, S. 136-141; 
Wagner, Ulrike (Hrsg.): Medienhandeln in Hauptschulmilieus. Me- 
diale Interaktion und Produktion als Bildungsressource, München 
2008; Walter, Mignon/Schlinker, Ute/Fischer, Christiane: Femseh- 
nutzung von Migranten. Ergebnisse der ARD/ZDF-Studie „Migran- 
ten und Medien 2007“. In: Media Perspektiven, Heft 9/2007, 
S. 436-451; Zentrum für Türkeistudien (Hrsg): Türkeistämmige Mi- 
granten in Nordrhein- Westfalen und in Deutschland: Lebenssituation 
und Integrationsstand. Ergebnisse der neunten Mehrthemenbefra- 
gung. Eine Analyse im Auftrag des Ministeriums für Generationen, 
Familie, Frauen und Integration des Landes Nordrhein- Westfalen, 
Essen 2009. 

Hepp, Andreas (2009): Digitale Medien, Migration und Diaspora. 
Deterritoriale Vergemeinschaftungen jenseits nationaler Integration. 
In: Kissau, Kathrin/Uwe Hunger (Hrsg.): Politische Sphären von Mi- 
granten im Internet. Neue Chancen im „Long Tail“ der Politik. Mün- 
chen. 

691 Wagner, Ulrike (Hrsg.) (2008): Medienhandeln in Hauptschulmi- 
lieus. Mediale Interaktion und Produktion als Bildungsressource. 
München 2008. 

Festzuhalten ist aber, dass in Deutschland zum journalistischen Be- 
rufsfeld in mehrjährigen Abständen repräsentative Erhebungen 
durchgeführt werden, die im Bezug auf diesen Teilbereich der Medi- 
enberufe im Prinzip solche Informationen liefern könnten. Vgl. Wei- 
schenberg, Siegfried/Malik; Maja/Scholl, Armin: Die Souffleure der 
Mediengesellschaft. Report über die Journalisten in Deutschland, 
Konstanz 2006. 


Schätzungen zufolge liegt der Anteil von Medienschaf- 
fenden mit Migrationshintergrund in den Medienberufen 
im einstelligen Bereich . ^^2 Auch in den einschlägigen 
Ausbildungsgängen zum Journalismus sind Nachwuchs- 
kräfte mit Migrationshintergrund stark unterrepräsentiert. 

Eine im Rahmen des DFG-Forschungsprojekts „Mediale 
Integration von ethnischen Minderheiten“ erfolgte Um- 
frage in deutschen Zeitungsredaktionen schätzt den An- 
teil von hauptberuflichen Journalisten mit Migrationshin- 
tergrund auf lediglich 1,2 Prozent. In 84 Prozent der 
Tageszeitungen seien einheimische Journalisten ohne Mi- 
grationshintergrund unter sich. Während sich die befrag- 
ten Journalisten mit Migrationshintergrund vom Bil- 
dungsniveau und Ausbildungsgang kaum von denen ohne 
Migrationshintergrund unterscheiden, stammen sie selte- 
ner aus Familien mit einem höherem Berufsstatus der El- 
tem.^^'* In einer explorativen Studie verweist auch Oulios 
auf diesen sozialen Zusammenhang als einen möglichen 
Grund für die Unterrepräsentation.^^^ 

Aus Sicht der Beauftragten sind gezieltere Anstrengun- 
gen zur Einbeziehung von Migrantinnen und Migranten 
in die Medienproduktion im Interesse einer besseren me- 
dialen Integration unerlässlich. Mit der Unterzeichnung 
der „Charta der Vielfalt“ haben sich auch in Deutschland 
mehrere Medienuntemehmen zur Umsetzung von Diver- 
sity-Maßnahmen in ihren Unternehmen verpflichtet. 
Beispielhaft sei hier auch der jährliche Wettbewerb des 
Westdeutschen Rundfunks „WDR-grenzenlos“ genannt, 
mit dem der Einstieg von talentierten Journalistinnen und 
Journalisten mit Migrationshintergrund in die journalisti- 
sche Ausbildung gefördert wird. Mit dem Verein „Neue 
Deutsche Medienmacher e. V.“ hat sich 2009 ein bundes- 
weites Netzwerk von über 280 Medienschaffenden ge- 
gründet, die sich für eine bessere Repräsentation von Mi- 
grantinnen und Migranten in den Medien einsetzen.®^. 

10.3.3 Medieninhalte 

Die Darstellung von Migrantinnen und Migranten in den 
Medien der Mehrheitsgesellschaft („Mainstream-Me- 
dien“) ist ein vergleichsweise breit bearbeitetes For- 
schungsfeld, das sich mit Studien zur Ausländer- bzw. 
Fremdenfeindlichkeit, zum Rechtsextremismus und zum 
Verhältnis westlicher Gesellschaften zum Islam über- 


In einer Mitgliederbefragung ermittelte die Fachgruppe Journalismus 
der IG Medien einen Anteil von 3 Prozent nicht-deutscher Mitglie- 
der. Die Bundesanstalt für Arbeit beziffert den Anteil an Migranten 
unter den Publizisten auf 2,5 Prozent. Vgl.: Beauftragter des Senats 
von Berlin für Integration und Migration: Expertise „Ausbildung von 
Volontären in den Medien“, Berlin 2006. 

Geißler, Rainer/Pöttker, Horst (Hrsg.): Massenmedien und die Inte- 
gration ethnischer Minderheiten in Deutschland. Forschungsbefunde, 
Band 2, Bielefeld 2009. S. 79 ff 

695 Ebd., S. 119 ff 

696 Unterzeichnet haben bislang der Westdeutsche Rundfunk, das Zweite 
Deutsche Fernsehen, der Norddeutsche Rundfunk, die Bertelsmann 
AG, die Mediengruppe RTL, der Verband Privater Rundfunk- und 
Telemedien (VPRT), die Axel Springer AG sowie zahlreiche Film- 
und Femsehproduzenten. 

697 Ygi http://www.neuemedienmacher.de. 
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schneidet. Dazu kommen seit einiger Zeit auch Studien 
zu den Inhalten fremdsprachiger Migrantenmedien.®* 

Die zahlreichen Auswertungen und Studien kommen 
durchgängig zu dem Ergebnis, dass über Migrantinnen 
und Migranten überproportional häufig negativ und im 
Zusammenhang mit gesellschaftlichen Probleme berich- 
tet wird. Einzelne Erhebungen belegen für das Fernse- 
hen einen vorsichtigen Trend, Migrantinnen und Migran- 
ten häufiger als Handelnde in Alltagssituationen, Beruf 
und Familie auftreten zu lassen.^o“ 

Das zentrale Problem der auf diesen Themenkomplex be- 
zogenen Medienforschung ist darin zu sehen, dass ihre 
Ergebnisse aus methodischen Gründen in aller Regel 
nicht verallgemeinerungsfähig sind, obwohl sie nicht sel- 
ten über den konkret untersuchten Zusammenhang hinaus 
als Befunde interpretiert werden, die für „die Medien“, 
„die deufsche Presse“, „das deutsche Fernsehen“ etc. ste- 
hen.^oi ps fgpit auf diesen Themenkomplex bezo- 
gene, kontinuierliche Medienbeobachtung bzw. ein „Me- 
dia-Monitoring“ zentraler Medien bzw. Medienangebote. 
Ansatzpunkte hierfür gibt es auf europäischer Ebene. Ter 
Wal berichtet über einen „europäischen Media-Monito- 
ring-Tag“ in 15 EU-Mitgliedstaaten“.^<’2 einem Pilot- 
projekt wird zur Zeit in mehreren EU- Staaten, darunter 
auch in Deutschland, ein europäisches Media-Monito- 
ring-Konzept zur Beobachtung der Berichterstattung über 
Migrantinnen und Migranten und Minoritäten erprobt. 
Das deutsche Teilprojekt wird von Prof Hepp an der Uni- 
versität Bremen durchgeführt. 

Einen weiteren Ansatzpunkt bietet die kontinuierliche 
Femsehprogrammforschung, die im Auftrag der deut- 


Ein Überblick über einzelne Studien findet sich im zweiten Kapitel 
von Ruhrmann (2009); speziell zu Migrantinnen in den Medien siehe 
Lünenborg (2009); Bonfadelli, Heinz/Moser, Heinz (Hrsg.): Medien 
und Migration: Europa als multikultureller Raum? Wiesbaden Heinz 
(Teil I); Geißler, Rainer/Pöttker, Horst (Hrsg.): Massenmedien und 
die Integration ethnischer Minderheiten in Deutschland. Forschungs- 
befunde, (Teil 4 und 5), Bielefeld Horst; Jäger, Siegfried/Halm, Dirk 
(Hrsg.): Mediale Barrieren. Rassismus als Integrationshindemis, 
Münster 2007; Krüger, Udo Michael: InfoMonitor 2008: Fem- 
sehnachrichten bei ARD, ZDF, RTL und Sat. 1 . Themen, Ereignisse 
und Akteure in der Nachrichtenberichterstattung. In: Media Perspek- 
tiven, Heft 2/2009, S. 73-94; Ter Wal, Jessika: European day ofme- 
dia monitoring: Quantiative analysis of daily press and TV contents 
in the 15 EU member States, Utrecht 2004; Trebbe, Joachim/Schön- 
hagen, Philomen (Hrsg.): Fernsehen und Integration. Eine Studie zur 
sprachregionalen und ethnischen Repräsentation in der Schweiz, 
Konstanz 2008; Weiß, Hans-Jürgen (2009): Konzeption, Methode 
und Basisdaten der ALM-Studie 2007/2008. In: ALM Programmbe- 
richt 2008,8.201-257. 

699 Vgl. zusammenfassend: Aufenanger, Stefan/Hamburger, Franz: Me- 
dien und Migration, Expertise im Auftrag des Zweiten Deutschen 
Fernsehens, Mainz 2006. 

700 WDR HA KomForS/Medienforschung: Migranten und Fernsehen im 
Spiegel der Medienforschung, Köln 2004. 

Exemplarisch sei hierfür die Forschung von Siegfried Jäger benannt 
(vgl. zuletzt: Jäger, Siegfried/Dirk Halm (Hrsg.): Mediale Barrieren. 
Rassismus als Integrationshindemis, Münster 2007. 

Ter Wal, Jessika (2004): European day of media monitoring: Quanti- 
ative analysis of daily press and TV contents in the 15 EU member 
States. Utrecht (European Research Centre on Migration and Ethnie 
Relations). URL: http://www.multicultural.net/edmm/edmm_eure 
port.pdf 


sehen Landesmedienansfalten von der GöfaK Medienfor- 
schung GmbH Potsdam durchgeführt wird („ALM-Stu- 
die“).™* fn dieser Studie werden seit 1998 im Frühjahr 
und Herbst jedes Jahres Programmstichproben der acht 
am meisten gesehenen Fernsehprogramme in Deutsch- 
land (ARD/Das Erste, ZDF, RTL, RTL II, VOX, Sat.l, 
ProSieben und kabel eins) im Umfang einer Woche auf- 
gezeichnet und inhaltsanalytisch ausgewertet. Seit dem 
Herbst 2008 werden hier versuchsweise alle femsehpubli- 
zistischen Beiträge ermittelt, in denen Migrantinnen und 
Migranten bzw. Migration thematisiert werden (nicht un- 
tersucht werden Unterhaltungssendungen: Filme, Serien, 
Shows etc.). Eine vertiefende Analyse dieser Beiträge 
wird derzeit jedoch nicht durchgeführt. Da es sich um 
eine Stichprobenerhebung handelt, muss man jedoch die 
Einschränkung machen, dass der Ereignishintergrund der 
jeweils untersuchten Programmwoche die Befunde beein- 
flussen kann. Daher wäre es wünschenswert, dieses Kon- 
zept in eine Studie zu integrieren, die als Vollerhebung 
durchgeführt wird. 

Auf der Grundlage der bisher durchgeführten Auswertun- 
gen ist für die Stichprobenerhebung im Frühjahr 2009 fest- 
zustellen, dass innerhalb einer Woche von den acht Fern- 
sehprogrammen insgesamt mehr als hundert Beiträge 
ausgestrahlt wurden, die sich explizit mit Migrantinnen 
und Migranten bzw. Migration befassten, die meisten von 
ihnen in Nachrichten- und Magazinsendungen. Diese Zahl 
ist relativ hoch, jedoch geht es dabei nur um relativ wenige 
Ereignisse, die in dieser Woche die Nachrichtenlage zur 
migrationsbezogenen Berichterstattung im deutschen Fern- 
sehen dominierten. Die weitaus größte Zahl der Beiträge 
bezog sich auf drei atypische sensationelle Ereignisse: ein 
vor Lampedusa gesunkenes Flüchtlingsboot, einen „Ehren- 
mord“ in Nordrhein- Westfalen und einen Amoklauf in 
einem Einwandererzentrum in New York. Die restlichen 
Beiträge waren relativ breit über die verschiedensten fem- 
sehjoumalistischen Themenbereiche verstreut. Zumindest 
im Bezug auf diese Stichprobenwoche lässt sich festhalten, 
dass Migrationsthemen vor allem in Abhängigkeit von der 
Nachrichtenlage ins Fernsehen kommen und dass hierbei 
sensationelle oder skandalisierende Ereignisse am ehesten 
die Nachrichtenschwelle überwinden. Ansonsten ist die 
Themenpalette der migrationsbezogenen Beiträge im deut- 
schen Fernsehen ausgesprochen breit. Ernsthafte bzw. ernst 
zu nehmende Beiträge zu diesem Thema finden sich noch 
am ehesten in öffentlich-rechtlichen Programmen. Eine 
Boulevardisiemng des Themas ist am ehesten bei den pri- 
vaten Programmen festzustellen. Diese Tendenz ist jedoch 
weitgehend unabhängig vom Gegenstand der Berichterstat- 
tung, sondern die Folge unterschiedlicher Schwerpunktset- 
zungen der öffentlich-rechtlichen und privat-kommerziel- 
len Femsehveranstalter im Informationsbereich. 

Gezielte Anstöße für die Entwicklung interkultureller 
Medieninhalte gibt der seit 1988 jährlich verliehene Me- 
dienpreis Civis. Mit dem Preis wurden auch 2008 und 


703 Weiß, Hans- Jürgen (2009): Konzeption, Methode und Basisdaten der 
ALM-Studie 2007/2008. In; ALM Programmbericht 2008, 
S. 201-257. 
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2009 unter aktiver Beteiligung der Beauftragten Radio- 
und Femsehjoumalistinnen und -Journalisten ausgezeieh- 
net, die sieh in Beiträgen herausragend mit „Integration“ 
und „kultureller Vielfalt in Europa“ befasst hatten. Die 
Zahl der eingesandten Programmbeiträge aus Deutseh- 
land, den anderen Mitgliedstaaten der Europäisehen 
Union und der Sehweiz verdeutliehen das gewaehsene In- 
teresse an diesen Themen. 

11. Antidiskriminierung 

Nachdem am 18. August 2006 das Allgemeine Gleichbe- 
handlungsgesetz (AGG), mit den vier EU-Gleichbehand- 
lungsrichtlinien^*’'* umgesetzt und das verfassungsrechtli- 
che Benachteiligungsverbot aus Artikel 3 GG weiter 
konkretisiert wurde’**^ und in Kraft getreten ist,^*’^ konn- 
ten im Berichtszeitraum erste Erfahrungen mit der An- 
wendung der neuen Rechtsvorschriften gesammelt wer- 
den. Die teils befürchtete Klagewelle ist ausgeblieben. 
Wenngleich von vereinzelten Missbrauchsfällen berich- 
tet wurde,^**^ hat sich das Gesetz insgesamt als wirksame 
rechtliche Grundlage zur Durchsetzung des Gleichbe- 
handlungsgrundsatzes erwiesen. Bedingt durch die neuen 
rechtlichen Bestimmungen, aber auch durch wichtige 
höchstrichterliche Entscheidungen - so z. B. die 2009 er- 
gangene Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zur Verletzung von Artikel 3 Absatz 1 GG durch die Un- 
gleichbehandlung von Ehe und eingetragener Lebenspart- 
nerschaft im Bereich der betrieblichen Hinterbliebenen- 
versorgung für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des 
öffentlichen Dienstes^*** - findet sich das Thema „Gleich- 
behandlung“ insgesamt stärker im Bewusstsein der Öf- 
fentlichkeit. 

Zu verschiedenen Diskriminierungsaspekten und -themen 
sind im Berichtszeitraum eine Reihe von Studien und Be- 
richten vorgelegt worden. Darunter auch eine von der An- 
tidiskriminierungsstelle des Bundes in Auftrag gegebene 
Sinus-Milieu-Studie zu Wahrnehmung von und Einstel- 
lungen zu Diskriminierung und Antidiskriminierungspo- 
litik in Deutschland. Die Forschungsergebnisse zeigen. 


™'' Umgesetzt wurden die Richtlinien 2000/43/EG, 2000/78/EG 2002/ 
73/EG und 2004/ 11 3/EG. 

705 Yg[ Begründung zum Gesetz zur Umsetzung europäischer Richt- 
linien zur Verwirkliehung des Grundsatzes der Gleichbehandlung, 
Bundestagsdrucksache 16/1780. 

706 Vgl. 7. Lagebericht, Kapitel 111.7, S. 178 f. 

Berichtet wurde vom sog. „AGG-Hopping“, bei dem sich Personen 
ohne ernsthaftes Interesse an einer tatsächliehen Anstellung, sondern 
ausschließlich zur Erlangung von Schadensersatz-ZEntschädigungs- 
ansprüchen nach dem AGG bei Arbeitgebern auf Stellenausschrei- 
bungen bewerben, die diskriminierende Inhalte haben. Begrifflieh 
schließt das „AGG-Hopping“ an das sog. „§ 611a BGB-Hopping“ 
an, das sich auf die vorher geltende Gleiehbehandlungsvorschrift des 
§ 611a Absatz 1 S. 3 BGB a. F. (Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen, vgl. Arbeitsgericht Potsdam, Urteil vom 13. Juli 2005, 
Az.: 8 Ca 1150/05) bezog. 

708 BVerfG Beschluss vom 7. Juli 2009, Az.: 1 BvR 1164/07. 

709 Vgl. Band 4 der Schriftenreihe der Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes: Abschlussbericht zum Forschungsprojekt „Diskriminierung 
im Alltag - Wahrnehmung von Diskriminierung und Antidiskrimi- 
nierungspolitik in unserer Gesellschaft (sozialwissenschaftliche Un- 
tersuchung von Sinus Sociovision für die Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes). 


dass es in der deutschen Bevölkerung eine hohe Sensibili- 
tät gegenüber Ungleichbehandlungen gibt, die im Kern 
aber dem Ideal (materieller) Gerechtigkeit und Wohlfahrt 
verpflichtet ist, Diskriminierungen in anderen Feldern al- 
lerdings oft ausblendet. Die Meinungen hinsichtlich der 
Frage, welche Menschen in der Gesellschaft benachteiligt 
werden, fallen demgemäß sehr unterschiedlich aus. Sie 
stellen weniger auf die im AGG ausdrücklich genannten 
Gruppen,'^'*’ als vielmehr auf die mannigfaltigen Formen 
materieller Benachteiligung ab. Als benachteiligt werden 
daher hauptsächlich die sozial Schwachen angesehen. In 
die Gruppe der schutzwürdigen Diskriminierten werden 
Migrantinnen und Migranten, Behinderte, Ältere und 
Frauen meist nur im Zusammenhang mit sozialer (mate- 
rieller) Benachteiligung einbezogen. Die Gleichbehand- 
lung der durch das AGG geschützten Gruppen als gesell- 
schaftliches Thema hat in der Bevölkerung insgesamt 
keinen sehr hohen Stellenwert. Allerdings trifft dies nicht 
auf alle gesellschaftlichen Gruppen in gleichem Maße zu. 
Vielmehr ist die Bereitschaft, sich mit dem Thema aus- 
einanderzusetzen, unter diesen Gruppen unterschiedlich 
groß. Die Offenheit gegenüber dem Problem wächst, je 
jünger, gebildeter und soziokulturell moderner^" die 
Menschen sind und je gefestigter ihre soziale Stellung ist. 

Im Berichtszeitraum hat die Beauftragte erneut eine Viel- 
zahl von Eingaben und Anfragen erhalten, in denen sich 
Betroffene - ggf neben einem Anliegen, das anderen 
Rechtsgebieten zuzuordnen ist - über nicht gerechtfer- 
tigte Ungleichbehandlungen beklagten. Viele Petentinnen 
und Petenten baten dabei um Information, Beratung und 
Unterstützung in ihrem konkreten Einzelfall. Die gesetz- 
lichen Grundlagen für die Beratungstätigkeit der Beauf- 
tragten finden sich vor allem im Aufenthaltsgesetz. Dort 
ist vorgesehen, dass die Beauftragte u. a. nicht gerechtfer- 
tigten Benachteiligungen, soweit sie Ausländerinnen und 
Ausländer betreffen, entgegenwirkt (§ 93 Nummer 3 Auf- 
enthG) und die Integration der dauerhaft im Bundesgebiet 
ansässigen Migrantinnen und Migranten fördert (§ 93 
Nummer 1 AufenthG). Anfragen und Eingaben, die bei 
der Antidiskriminierungsstelle des Bundes eingehen, 
sachlich aber dem Zuständigkeitsbereich der Beauftrag- 
ten unterfallen, gibt die Antidiskriminierungsstelle an die 
Beauftragte zur Bearbeitung ab. Diese Regelung hat der 
Gesetzgeber in § 27 Absatz 3 AGG vor allem normiert, 
um die bewährte Beratungsstruktur durch die Beauftragte 
beizubehalten und bürokratischen Mehraufwand zu ver- 
meiden. Für die Abgabe müssen die Betroffenen jeweils 
ihr Einverständnis erklären. 

Die an die Beauftragte gerichteten Eingaben betrafen 
ganz überwiegend die Benachteiligungsmerkmale der 


Vgl. § 1 AGG: Benachteiligte aus Gründen der sog. Rasse, wegen 
der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Welt- 
anschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identi- 
tät. 

Vgl. zum Begriff auch Band 4 der Schriftenreihe der Antidiskrimi- 
nierungsstelle des Bundes: Abschlussbericht zum Forschungsprojekt 
„Diskriminierung im Alltag - Wahrnehmung von Diskriminierung 
und Antidiskriminierungspolitik in unserer Gesellschaft (sozialwis- 
senschaftliche Untersuchung von Sinus Sociovision für die Antidis- 
kriminierungsstelle des Bundes), 3/2010 Kapitel 2.2, S. 62 f. 
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sog. „Rasse“ und der ethnischen Herkunft. Zum Teil han- 
delte es sich auch um Mehrfachdiskriminierungen, wobei 
zumeist Überschneidungen mit dem Merkmal „Ge- 
schlecht“, seltener mit den Merkmalen „Behinderung“ 
oder „Alter“ Vorlagen. Die Anfragen betrafen eine Viel- 
zahl von Lebensbereichen, insbesondere aber das Ar- 
beitsleben, einige zivilrechtliche Fragen, das Thema 
„Wohnen und Vermietung“ sowie Diskriminierungen 
durch Behörden. 

11.1 Erwerbstätigkeit und Arbeitsmarkt 

Gegenüber der Bevölkerung ohne Migrationshintergrund 
ist die Erwerbsbeteiligung der Bevölkerung mit Migrati- 
onshintergrund in Deutschland immer noch sehr gering. 
Hierfür gibt es eine Vielzahl von Gründen.^'2 Studien 
immer wieder belegen, liegt ein Grund dafür auch in un- 
gerechtfertigten Benachteiligungen solcher Bewerberin- 
nen und Bewerber. Dass dieses Problem auch bei höher 
Qualifizierten eine Rolle spielt, zeigt auch eine von der 
Universität Konstanz für das Institut zur Zukunft der Ar- 
beit durchgeführte Studie. Die Forscher hatten rund 
1 000 Bewerbungen auf Praktikumsstellen für Wirt- 
schaftsstudenten versandt. Verwendet wurden inhaltlich 
gleichwertige Bewerbungsunterlagen, die für alle fiktiven 
Bewerber vergleichbare Qualifikationen und Fähigkeiten 
zeigten und diese als deutsche Staatsangehörige und Mut- 
tersprachler auswiesen. Per Zufall wurden Namen zuge- 
ordnet, die jeweils eindeutig den Schluss auf eine 
deutsche oder türkische Herkunft zuließen. Die For- 
schungsergebnisse zeigten: Die Bewerber mit türkisch 
klingendem Namen erhielten 14 Prozent weniger Zusa- 
gen für ein Vorstellungsgespräch, ln kleineren Unterneh- 
men waren es sogar 24 Prozent weniger positive Antwor- 
ten.^i'* 

ln den der Beauftragten vorgelegten Einzelfällen aus dem 
Arbeitsleben ging es zum einen vor allem um Einstel- 
lungsbedingungen und den Bewerbungsprozess, zum an- 
deren aber auch um Benachteiligung während bestehen- 
der Beschäftigungsverhältnisse, z. B. durch Mobbing, ln 
vielen Zuschriften wurde auch die Nichtanerkennung von 
ausländischen Schul- und Berufsabschlüssen sowie er- 
worbener Berufserfahrung als - aus subjektiver Sicht der 
jeweiligen Petentin bzw. des jeweiligen Petenten - be- 
nachteiligend gemeldet. Dabei spielte nicht nur die Ent- 
scheidung des (potenziellen) Arbeitgebers eine Rolle. Oft 
wurde auch die unterschiedliche Praxis der einzelnen 
Bundesländer hinsichtlich der Anerkennungsverfahren 
beklagt und Unverständnis darüber geäußert, dass das be- 
stehende Recht je nach Migrantengruppe unterschiedlich 


■^>2 Vgl. Kapitel II 2. Arbeitsmarkt. 

IZA Discussion Paper No. 4741: Ethnie Discrimination in Germa- 
ny’s Labour Market: A Field Experiment, Februar 2010. Vgl. dazu 
auch IZA-Pressemitteilung vom 8. Februar 2010 (Ethnische Diskri- 
minierung am Arbeitsmarkt: Studie belegt Nachteile für Bewerber 
mit türkischen Namen). 

Die Forscher erklären diesen Unterschied damit, dass größere Unter- 
nehmen häufiger standardisierte Auswahlverfahren nutzen, in denen 
tendenziell weniger Raum für subjektive Einschätzungen bleibt (vgl. 
auch IZA-Pressemittelung vom 8. Februar 2010). 


ausgestaltet sei. Das Bundeskabinett hat zur Lösung 
vieler der vorgetragenen Probleme im Bereich der Aner- 
kennung von im Ausland erworbenen Abschlüssen und 
Qualifikationen am 9. Dezember 2009 einen Kabinettbe- 
schluss gefasst.'''^ Ein Gesetzentwurf ist vom auf Bundes- 
ebene federführenden Bundesministerium für Bildung 
und Forschung für das Jahr 2010 angekündigt. Unabhän- 
gig von dieser Problematik rückten im Berichtszeitraum 
angesichts der weiteren Intemationalisierung insbeson- 
dere des Arztberufes sowie des Ärztemangels in einigen 
Teilen Deutschlands verstärkt auch Fragen der Approba- 
tionsmöglichkeit von Drittstaatsangehörigen („Deutschen- 
vorbehalt“ nach Bundesärzteordnung) in den Blick.^'^ 

Hinsichtlich deutscher Sprachkenntnisse als Einstellungs- 
voraussetzung entschied das Arbeitsgericht Berlin^*^ im 
Berichtszeitraum, dass die Einschränkung auf „deutsche 
Muttersprachler“ für eine Stellenbesetzung eine Diskri- 
minierung wegen der ethnischen Herkunft darstellt. Die 
Forderung nach sehr guten („perfekten“) Deutschkennt- 
nissen kann aber - abhängig von der Art der auszuüben- 
den Tätigkeit - eine zulässige berufliche Anforderung 
sein. Im Grundsatz stellt in solchen Fällen die Ablehnung 
von Bewerberinnen und Bewerbern ohne diese Kennt- 
nisse keine Diskriminierung dar. Allerdings könne jeder 
Mensch, dessen Muttersprache nicht die deutsche ist, 
Deutschkenntnisse dieser Qualität erwerben, sofern ihm 
die dazu notwendigen Bildungschancen eröffnet sind. Ob 
jemand so (gut) vertraut mit der deutschen Sprache ist, 
lässt sich nicht damit beantworten, in welcher Sprache 
der erste Spracherwerb eines Kindes stattfand. Sehr gute 
Deutschkenntnisse sind keine Frage der (ethnischen) Her- 
kunft, die mit dem Begriff des „Muttersprachlers“ aber 
untrennbar verbunden ist. 

Um eine mögliche Diskriminierung wegen der Religion 
und mittelbar wegen der ethnischen Herkunft ging es in 
einem zunächst Ende 2007 vor dem Arbeitsgericht Ham- 
burg verhandelten Fall.^'* Die Klage fand auch deswegen 
einige öffentliche Beachtung, weil der Prozess Gelegen- 
heit bot, die Reichweite der sog. „Kirchenklausel“ im 
AGG näher zu bestimmen: Nach § 9 Absatz 1 AGG ist es 
u. a. Religionsgemeinschaften’’^ unter bestimmten Be- 
dingungen erlaubt, im Bereich Beschäftigung Personen 


Vgl. zum Thema „Anerkennung von im Ausland erworbenen Ab- 
schlüssen“ im vorliegenden Bericht Kapitel II 3 sowie die im Bun- 
deskabinett am 9. Dezember 2009 beschlossenen Eckpunkte zur Ver- 
besserung der Feststellung und Anerkennung von im Ausland 
erworbenen beruflichen Qualifikationen und Berufsabschlüssen (ab- 
rufbar unter http://www.bundesregierung.de/nsc_true/Content/DE/ 
Artikel/IB/Anlagen/2009-12-09-eckpunkte-bildung,property=publica 
tionFile.pdf/2009-12-09-eckpunkte-bildung). 

Vgl. 7. Lagebericht, Kapitel III. 7, S. 179 sowie den vorliegenden Be- 
richt Kapitel II 9.10.2 Rechts- und Anwendungsprobleme bei der Er- 
teilung der Approbation. 

ArbG Berlin, Urteil vom 11. Februar 2009, Az.: 55 Ca 16952/08. 
ArbG Hamburg, Urteil vom 4. Dezember 2007, Az.: 20 Ca 105/07. 
Neben Religionsgemeinschaften sind nach § 9 Absatz 1 AGG auch 
die diesen zugeordneten Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre 
Rechtsform und Vereinigungen, die sich die gemeinschaftliche Pfle- 
ge einer Religion oder Weltanschauung zur Aufgabe machen von der 
Privilegierung erfasst. 
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wegen der Religion oder der Weltanschauung unter- 
schiedlich zu behandeln. 

Der beklagte Arbeitgeber, der für Hamburg zuständige 
Landesverband des Diakonischen Werkes, hatte im Rah- 
men eines mit Bundes- und EU-Mitteln finanzierten Teil- 
projektes „Integrations lotse Hamburg“ eine Stelle für 
eine Sozialpädagogin bzw. einen Sozialpädagogen ausge- 
schrieben. Auf diese Sfelle bewarb sich die Klägerin, eine 
ausgebildefe Reiseverkehrskauffrau. Auf die Bewerbung 
hin erhielt die Bewerberin einen Anruf von einer Mitar- 
beiterin des Diakonischen Werkes. Diese leitete das Ge- 
spräch mit der Anmerkung ein, die Bewerbung sei inte- 
ressant, lasse aber die Religionszugehörigkeit offen. Auf 
die Frage hin erwiderte die Bewerberin, sie sei gebürtige 
Muslimin, praktiziere aber keine Religion, woraufhin die 
Mitarbeiterin nachhakte und wissen wollte, ob die junge 
Frau sich vorstellen könne, in die Kirche einzutreten, weil 
dies unbedingte Voraussetzung für die Stelle sei. Die Be- 
werberin verneinte dies: Sie sehe keinen religiösen Bezug 
bei der Stelle. Wenig später lehnte der Arbeitgeber die 
Bewerbung schriftlich ab. Der daraufhin erhobenen Ent- 
schädigungsforderung und Klage gab das Arbeitsgericht 
Hamburg statt und sprach der Klägerin eine Entschädi- 
gung von 3 900 Euro zu. § 9 Absatz 1 AGG, auf den sich 
der Arbeitgeber im Rahmen des Prozesses berief, sei 
richtlinienkonform'^20 auszulegen. Nach der hier einschlä- 
gigen Bestimmung des Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 
2000/78/EG ergebe sich für die Rechtfertigungsmöglich- 
keit einer unterschiedlichen Behandlung wegen der Reli- 
gion ein Tätigkeitsbezug. Eine ausnahmslose Forderung 
nach Religionszugehörigkeit aufgrund des Selbstver- 
ständnisses der Kirche sei daher nicht begründbar. Viel- 
mehr könne die Bestimmung nur so verstanden werden, 
dass das Selbstverständnis der Kirche begrenzt auf den 
sog. verkündigungsnahen Bereich entscheidend sei. Im 
sog. verkündigungs fernen Bereich, zu dem die ausge- 
schriebene Stelle gehöre, bestehe kein schützenswertes 
Interesse auf unterschiedliche Behandlung wegen der Re- 
ligion aufgrund des Selbstverständnisses der Kirche. 

Gegen das Urteil legte die Diakonie Berufung ein. Das 
Landesarbeitsgericht Hamburg hob daraufhin das erst- 
instanzliche Urteil süi.™ Es führte im Kern aus, dass eine 
Diskriminierung nur stattfinden könne, wenn eine Bewer- 
berin oder ein Bewerber für eine Stelle überhaupt objek- 
tiv geeignet sei. Dies sei aber bei der Klägerin gar nicht 
der Fall, da sie schon die Qualifikationsforderungen aus 
der Stellenanzeige nicht erfülle. Zu der umstrittenen 
Frage nach der Reichweite von § 9 Absatz 1 AGG bezog 
das Gericht keine Position. Die Revision ließ es nicht zu. 
Allerdings war die hiergegen gerichtete Nichtzulassungs- 
beschwerde beim Bundesarbeitsgericht erfolgreich. '^22 
Die Revision ist dort derzeit anhängig. ^23 


™ Richtlinie 2000/78/EG vom 27. November 2000 zur Festlegung eines 
allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung 
in Beschäftigung und Beruf. 

™ LAG Hamburg, Urteil vom 29. Oktober 2008, Az.: 3 Sa 15/08. 

322 BAG, Beschluss vom 28. Mai 2009, Az.: 8 AZN 40/09. 

222 Anhängig beim BAG unter Az. 8 AZN 466/09. 


Neben dem Aspekt der Sanktionierung bereits erfolgter 
Diskriminierungen stand auch im Berichtszeitraum die 
Frage im Vordergrund, welche Möglichkeiten der Vor- 
beugung ungerechtfertigter Benachteiligungen und der 
Förderung verstärkter Teilhabe am Arbeitsleben für Men- 
schen mit Migrationshintergrund bestehen. Dabei spielte 
- wie bereits seit längerem - auch der sog. Diversity- An- 
satz eine wichtige Rolle, bei dem es vor allem darum 
geht, Nutzen und Wert von mehr Vielfalt in Belegschaften 
für die Unternehmen und öffentliche Verwaltungen her- 
vorzuheben. 

Dieser Strategie folgt u. a. auch die von der Beauftragten 
unterstützte Untemehmensinitiative „Charta der Vielfalt“ 
und die von ihr mit Mitteln des Europäischen Sozialfonds 
durchgeführte Kampagne „Vielfalt als Chance“. ^^4 Beide 
zielen darauf ab, Menschen mit Migrationshintergrand in 
der betrieblichen aber auch in der öffentlichen Einstel- 
lungspraxis und Personalpolitik besser zu berücksichtigen 
und deren vielfältige Potenziale zu nutzen. Eng verbun- 
den mit diesem Ansatz ist auch die interkulturelle Öff- 
nung des öffentlichen Dienstes,^25 (jjg y das Ziel ver- 
folgt, mehr Migrantinnen und Migranten im öffentlichen 
Dienst zu beschäftigen. 

Im Rahmen der bereits seit längerem geführten Fachdis- 
kussion wurde auch immer wieder das Modell „anonymer 
Lebensläufe“ bzw. „anonymer Bewerbungen“ erörtert. 
Dabei werden bestimmte persönliche Angaben, die erfah- 
rungsgemäß zu Diskriminierungen führen können, nicht 
mehr in den Lebenslauf bzw. die Bewerbung aufgenom- 
men. Variabel ist der genaue Grad der Anonymisierung. 
Zumeist soll dabei das Passbild neben dem Namen auch 
der Geburtsort und die Wohnanschrift entfallen. Die Ano- 
nymisierung kann sich aber auch auf weitere Merkmale 
wie das Geburtsdatum und Angaben zur familiären Situa- 
tion erstrecken, ln der Diskussion zu diesem Instrument 
spielt vor allem auch der Umstand eine Rolle, dass es bei- 
spielsweise in den USA bereits seit längerem genutzt 
wird, um insbesondere ethnischen Diskriminierungen 
entgegenzuwirken, ln Frankreich wird es erprobt. Aller- 
dings kann eine zu strikte Umsetzung auch andere An- 
sätze, wie z. B. die interkulturelle Öffnung im öffentli- 
chen Dienst und im privatwirtschaftlichen Bereich, 
tangieren. Denn die gezielte Einstellung geeigneter Mi- 
grantinnen und Migranten könnte hierdurch ggf er- 
schwert werden. 

11.2 Zivilrecht 

Eine Reihe von Briefen und E-Mails an die Beauftragte, 
in denen Diskriminierungen beklagt wurden, betrafen 
auch Fragestellungen aus dem Bereich Zivilrecht. Teil- 
weise handelte es sich eher um diffuse Problemlagen, wie 
etwa subjektiv abwertende Blicke von Supermarktmit- 
arbeitem, die als diskriminierend empfunden wurden. Ge- 
schildert wurden aber auch klar rechtlich relevante Ein- 
zelfälle. So z. B. von einigen Jugendlichen bzw. jungen 


724 Ygi vorliegenden Bericht, Kapitel II 2. Arbeitsmarkt. 

725 Ygi vorliegenden Bericht Kapitel II 8.1 Die interkulturelle Öffnung 
des öffentlichen Dienstes. 
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Männern mit Migrationshintergrund, denen wegen ihrer 
ethnisehen Herkunft verbunden mit ihrem Gesehleeht der 
Zutritt zu Diskotheken verwehrt wurde. Zu dieser oft be- 
klagten „Einlasspraxis“ von Diskotheken erging im Be- 
riehtszeitraum ein erstes Urteil naeh dem AGG.’^e jjj 
verhandelten Fall hatte ein Student - aueh um das Verhal- 
ten der Türsteher zu testen - eine Diskothek besueht und 
wurde dort wegen seiner ethnisehen Herkunft und seines 
Gesehleehts abgewiesen. Das Gerieht sprach ihm eine 
Entschädigung von 500 Euro zu. Bei der Festlegung der 
Entschädigungshöhe berücksichtigte es, dass der Besuch 
auch zu Testzwecken erfolgte und der Betroffene in ge- 
wisser Weise mit der Abweisung rechnen konnte. Den 
entstandenen Schaden, die Persönlichkeitsverletzung, 
schätzte das Gericht im Vergleich zu Fällen, in denen je- 
mand völlig unverhofft abgewiesen und öffentlich diskri- 
miniert wird, als geringer ein. 

11.3 Ungleichbehandlungen bei Wohnungs- 
suche und Vermietung 

Hinweise auf ungerechtfertigte Ungleichbehandlungen 
auf dem Wohnungsmarkt wegen der ethnischen Herkunft 
gab im Berichtszeitraum u. a. eine Testing-Studie des Pla- 
nerladens Dortmund e.W.™ Mit entsprechenden Proble- 
men bei der Anmietung von Wohnraum oder während des 
Mietverhältnisses wandten sich Petentinnen und Petenten 
im Berichtszeitraum auch an die Beauftragte. Oft ließen 
sich bestehende Probleme z. B. bereits durch Bemühun- 
gen um gute Nachbarschaft lösen, ln anderen Fällen 
musste auf den nach dem AGG vorgesehenen Rechtsweg 
verwiesen werden, ln einem solchen Fall entschied jüngst 
das Oberlandesgericht Köln in zweiter Instanz^^s Einem 
Bewerber um Wohnraum wurde auf Grund seiner afrika- 
nischen Herkunft und seiner dunklen Hautfarbe schon die 
Besichtigung der Räumlichkeiten verweigert. Wie das 
Gericht feststellte, begründete die mit der Termindurch- 
führung betraute Hausmeisterin dies mit den Worten „Die 
Wohnung wird nicht an Neger, äh ... Schwarzafrikaner 
und Türken vermietet“ und bezog sich dabei auf eine An- 
weisung der Hausverwaltung. Mit dem Urteil sprach das 
Oberlandesgericht den Klägern schließlich Schadens- 
ersatz und eine Geldentschädigung tw.™ 

11.4 Diskriminierungen im öffentlichen 
Raum: Verwaltungen und Behörden 

Auch Diskriminierungen durch Behörden wurden ge- 
schildert. Letztere standen oft im Zusammenhang mit der 
Erbringung staatlicher Leistungen oder ausländerrechtli- 
cher Entscheidungen. Einschlägig waren hier im Regel- 
fall nicht das AGG, sondern jeweils spezialgesetzliche 
Vorschriften, nach denen sich viele dieser Einzelfälle lö- 
sen ließen. 


™ AG Oldenburg, Urteil vom 23. Juli 2008, Az.: E2 C 2126101 . 

727 Yg[ (jgjj vorliegenden Bericht, Kapitel II 6. 

728 OLG Köln, Urteil vom 19. Januar 2010, Az.: 1-24 U 51/09, 24 U 51/ 
09. 

™ Rechtliche Grundlage war in diesem Fall das Bürgerliche Gesetz- 
buch. 


Eine Reihe von Fällen, mit denen sich Betroffene selbst, 
aber auch dritte Personen an die Beauftragte wandten, be- 
trafen die Behandlung von Migrantinnen und Migranten 
durch Polizistinnen und Polizisten. Anlass für Beschwer- 
den war besonders das sog. Racial Profiling^^o 
verdachfsunabhängigen Personenkonfrollen, efwa an 
Flughäfen. Hierbei werden für die Durchführung von 
(sfichprobenartigen) Sicherheifskonfrollen äußerliche 
Merkmale wie die Hauffarbe oder andere im Zusammen- 
hang mit der ethnischen Herkunft stehende äußerlich er- 
kennbare Eigenschaften^^* einer Person zum Anlass der 
Kontrollen oder anderer polizeilicher Maßnahmen 
genommen, ln den Zuschriften wurde diese Praxis als dis- 
kriminierend empfunden und beschrieben, weil sie Men- 
schen bestimmter ethnischer Herkunft pauschal Krimina- 
lität unterstellt. 

12. Kriminalität und Fremdenfeindlichkeit 

12.1 Gewalt gegen Frauen 

12.1.1 Häusliche Gewalt 

Jeder Mensch hat das Recht zu leben, ohne Opfer von Ge- 
walt zu werden. Gewalt schränkt die Betroffenen in ihrer 
Entfaltung und Lebensgestaltung ein. Etwa jede vierte 
Frau im Alter von 16 bis 85 Jahren, die in Deutschland in 
einer Partnerschaft lebt oder gelebt hat, ist mindestens 
einmal Opfer körperlicher oder sexueller Gewalt durch 
aktuelle oder frühere Partner geworden. Dies belegt die 
im Jahr 2004 veröffentlichte repräsentative Studie „Le- 
benssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in 
Deutschland“^32 jgg Bundesministeriums für Familie, Se- 
nioren, Frauen und Jugend, mif der ersfmals ein umfas- 
sendes und repräsenfatives Bild vom Ausmaß, den Hin- 
tergründen und den Folgen von Gewalt gegen Frauen in 
Deutschland vorliegt. 

ln zwei Sekundäranalysen, „Gesundheit - Gewalt - Mi- 
gration: Eine vergleichende Sekundäranalyse zur gesund- 
heitlichen und Gewaltsituation von Frauen mit und ohne 
Migrationshintergrund in Deutschland“’^^ sowie „Gewalt 
gegen Frauen in Paarbeziehungen: Eine sekundäranalyti- 
sche Auswertung zur Differenzierung von Schweregra- 
den, Mustern, Risikofaktoren und Unterstützung nach er- 
lebter Gewalt“’^'', wurden die umfangreichen Daten der 
repräsentativen Untersuchung jeweils neu ausgewertet. 
Mit den beiden letztgenannten Studien’^s Hegt nun eine 


Teilweise wird auch der Begriff „Ethnie Profiling“ verwendet. 

So z. B. auch der Name oder die Sprache (auch Akzent). 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Le- 
benssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland, 
Berlin 2004. 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Ge- 
sundheit - Gewalt - Migration: Eine vergleichende Sekundäranalyse 
zur gesundheitlichen und Gewaltsituation von Frauen mit und ohne 
Migrationshintergrund in Deutschland, Berlin 2008. 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Ge- 
walt gegen Frauen in Paarbeziehungen: Eine sekundäranalytische 
Auswertung zur Differenzierung von Schweregraden, Mustern, Risi- 
kofaktoren und Unterstützung nach erlebter Gewalt, Berlin 2009. 
Vgl. 6. Lagebericht, S. 292. 
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verbesserte Datengrundlage vor; es handelt sieh jedoch 
immer noch nicht um neue repräsentative Daten. 

Aus den drei Studien kann auf eine höhere Gewaltbetrof- 
fenheit bestimmter Gruppen von Migrantinnen geschlos- 
sen werden. Ein Schwerpunkt lag auf der Untersuchung 
von Frauen türkischer Herkunft und Frauen aus den Län- 
dern der ehemaligen Sowjetunion bzw. deren Nachfolge- 
staaten. 

Frauen aus beiden Migrantinnengruppen haben häufiger 
als der Durchschnitt der weiblichen Bevölkerung 
Deutschlands körperliche oder sexuelle Gewalt erlebt. 
Bei Gewalt in Paarbeziehungen fällt vor allem die hohe 
Betroffenheit türkischer Frauen auf, die deutlich über 
dem Durchschnitt der weiblichen Bevölkerung in 
Deutschland liegt. So hatten insgesamt 25 Prozent aller 
befragten Frauen angegeben, Gewalt durch aktuelle oder 
frühere Beziehungspartner erlebt zu haben, während 
Frauen türkischer Herkunft dies zu 38 Prozent angaben. 
Frauen aus Ländern der ehemaligen Sowjetunion bzw. 
deren Nachfolgestaaten unterschieden sich mit einem An- 
teil von 28 Prozent dagegen weniger stark von der Ge- 
samtheit aller befragten Frauen. Sichtbar wurde auch, 
dass insbesondere Frauen mit türkischem Migrationshin- 
tergmnd deutlich höhere Belastungen hinsichtlich schwe- 
rerer körperlicher und/oder sexueller Gewalt in Verbin- 
dung mit psychischer Misshandlung aufweisen, dies auch 
im Vergleich zu anderen Frauen mit Migrationshinter- 
grund. 

Anhand der vorliegenden Analysen lässt sich zeigen, dass 
bei der erhöhten Gewaltbetroffenheit von Migrantinnen 
durch aktuelle Partner teilweise ähnliche gewaltfÖrdemde 
Bedingungen wirksam sind wie bei Frauen ohne Migra- 
tionshintergrund, dass diese aber in den Paarbeziehungen 
bestimmter Gruppen von Migrantinnen häufiger und oft 
in verschärfter Form vorliegen. So sind die erhöhten Ge- 
waltpotentiale u. a. auf die oftmals schwierigen sozialen 
Lagen und mangelnden Bildungs- und ökonomischen 
Ressourcen der Betroffenen zurückzuführen. Diese sozia- 
len Bedingungen können Spannungen und Konflikte bis 
hin zu Gewalt in Paarbeziehungen verstärken. Sie er- 
schweren zudem die Loslösung aus gewaltbereiten Paar- 
beziehungen. 

Ein weiteres wichtiges Ergebnis dieser Studien ist, dass 
von schwerer Gewalt betroffene Frauen mit Migrations- 
hintergrund seltener als entsprechend betroffene Frauen 
ohne Migrationshintergrund therapeutische und psycho- 
soziale Unterstützungseinrichtungen im Kontext von Ge- 
walt in Anspruch nehmen. Oft wissen sie nichts oder 
nicht genug über das Schutz- und Hilfesystem in 
Deutschland. 

Die Bekämpfung der Gewalt ist ein wichtiges Ziel der 
Bundesregierung. Um Frauen wirkungsvoll zu schützen, 
hat die Bundesregierung im September 2007 mit dem 
„Aktionsplan 11 zur Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen“ ein umfassendes Gesamtkonzept beschlossen. 
Der Aktionsplan 11 enthält zahlreiche Maßnahmen zur 
Verbesserung der gesellschaftlichen und politischen Teil- 
habe von Frauen mit Migrationshintergrund. Diese Maß- 


nahmen zielen auf die Stärkung der Eigenständigkeit und 
haben daher auch gewaltpräventiven Charakter. 

Mit dem Aktionsplan liegt ein Gesamtkonzept des Bun- 
des vor, das unvermeidlich auch Zuständigkeitsbereiche 
der Länder und Kommunen mit einschließt. Dazu zählen 
die polizeiliche und gerichtliche Praxis sowie der Aufbau 
und Erhalt von Hilfsangeboten und Unterstützungsein- 
richtungen für von Gewalt betroffene Frauen. Die Umset- 
zung des Konzeptes setzt daher auch die gezielte Koope- 
ration zwischen dem Bund, den Ländern, den Kommunen 
und auch Nichtregierungsorganisationen voraus. Eine 
wichtige Funktion kommt hierbei der Bund-Länder-Ar- 
beitsgruppe „Häusliche Gewalt“ sowie der Bund-Länder- 
Arbeitsgruppe „Frauenhandel“ zu, die seit dem ersten 
Aktionsplan der Bundesregierung zur Bekäpfung von Ge- 
walt gegen Frauen als Steuerungsgremien zur Umsetzung 
der Aktionspläne 1 und 11 dienen. 

ln den letzten Jahren haben sich zunehmend Hilfseinrich- 
tungen für gewalfbedrohte und -befroffene Frauen bun- 
desweit vernetzt. Diese Vemetzungsstellen sind wichtige 
Partner der Bundesregierung als Sprachrohr und Bünde- 
lung der Interessen und des Sachverstands der Hilfsange- 
bote; zugleich dienen sie der Weiterentwicklung und 
Qualitätssicherung der Unterstützungsangebote. Politik 
und Verwaltung profitieren von dem Sachverstand der 
Einrichtungen und erhalten so Einblick in die Realität der 
Betroffenen. Gleichzeitig können über die Vemetzungs- 
stellen wichtige Informationen in das Hilfesystem gege- 
ben werden. 

Deshalb fordert das Bundesministerium für Familie, Se- 
nioren, Frauen und Jugend die Arbeit der Frauen- 
hauskoordiniemng e.V (FHK) und die Arbeit des Bun- 
desverbands Frauenberatungsstellen und Frauennotrafe 
(bff) als bundesweite Vemetzungsstelle der Unterstüt- 
zungsangebote für gewalfbetroffenen Frauen. Beide Ver- 
nefzungssfellen sehen in ihrer Vorhabenplanung für die 
akfuelle Förderphase (bff 2008 bis 2011, FHK 2010 bis 
2012) Maßnahmen für die Zielgrappe der Migrantinnen 
vor, um diese Zielgruppe zukünftig besser zu erreichen, 
den Bekanntheitsgrad von Schutz- und Hilfeeinrichtun- 
gen in Selbstorganisationen von Migrantinnen und Mi- 
granten zu erhöhen, diese Zielgmppe für die Themafik 
Gewalf gegen Frauen zu sensibilisieren und verlässliche 
Kooperationskonfakfe zu Migranfenorganisationen aufzu- 
bauen. 

Maßnahmen und Projekte des bff: 

- Veröffentlichung von Materialien in verschiedenen 
Sprachen für Migrantinnen 

- Veröffentlichung von Materialien in mehreren Spra- 
chen zur Ansprache von Bezugspersonen von gewalt- 
betroffenen Frauen (2010) 

- Erarbeitung von Konzepten zur Finanziemng von Dol- 
metscherinnen 

- Fachtagung des bff 2009: Intensiv- Workshop für die 
Beratung von Migrantinnen 
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- Recherche geeigneter Fortbildungsangebote für die 
Beratung von Migrantinnen 

- AG Migrantinnen im bff, die aktuell eine Bestandsauf- 
nahme zur Situation der Klientinnen und Mitarbeite- 
rinnen mit Migrationshintergrund vorbereitet. 

Maßnahmen und Projekte der Frauenhauskoordinierung: 

- Die Frauenhauskoordinierung hat im Jahr 2009 das 
„Medienpaket zur Arbeit der Frauenhäuser in 
Deutschland“ veröffentlicht. Zum Medienpaket gehö- 
ren Materialien wie eine informative Broschüre, Falt- 
blätter für Betroffene in zehn Sprachen, eine Notfall- 
karte mit wichtigen Telefonnummern zum Schutz vor 
häuslicher Gewalt sowie eine Plakatserie für unter- 
schiedliche Zielgruppen. Ziel ist es u. a., betroffene 
Frauen und deren Umfeld wirkungsvoll anzusprechen 
und über die Angebote der Frauenhäuser zu informie- 
ren. Im Jahr 2010 soll die Broschüre u. a. ins Türki- 
sche übersetzt und gedruckt werden. 

Zwischen dem Dialogforum muslimischer Frauen, bff und 
Frauenhauskoordinierung sind seit der Erstellung des Nati- 
onalen Integrationsplans (Arbeitsgruppe 4) gute Arbeitsbe- 
ziehungen entstanden, deren Fortsetzung durch das Bun- 
desministerium für Familien, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) ermöglicht wurde. Ziel ist der Aufbau einer Ko- 
operation zwischen muslimischen Organisationen und Ein- 
richtungen des Frauenunterstützungssystems, um über das 
Thema häusliche Gewalt und das Schutz- und Hilfesystem 
für befroffene Frauen zu informieren. Um muslimischen 
Frauen den Zugang zu Schulz- und Hilfeangebofen zu er- 
leichtern, soll im Rahmen dieser Kooperation herausgear- 
beitet werden, welche spezifischen Angebote für diese 
Gruppe von Frauen notwendig sind. 

Das Dialogforum mit Vertreterinnen muslimischer Frauen- 
organisationen ist ein gemeinsames Veranstaltungsformat 
der Integrationsbeauftragten, der Muslimischen Akademie 
Berlin e.V und des BMFSFJ. Ziel des Dialogforums ist der 
Aufbau eines kontinuierlichen Austauschs, u. a. zu gleich- 
stellungspolitischen Themen und zur Verbesserung der ge- 
sellschaftlichen Teilhabe von Musliminnen. 

Weitere hilfreiche Unterstützungsangebote des Bundes- 
ministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
sind: 

- Die Übersetzung und Veröffentlichung (2008) sowie 
der Nachdruck von 5.000 Exemplaren (2009) der In- 
formationsbroschüre „Mehr Mut zum Reden“ in türki- 
scher Sprache. Die Broschüre dient der Unterstüt- 
zung misshandelter Frauen und Kinder und soll 
Betroffenen helfen, das Schweigen zu brechen und zu 
beginnen, über ihre Situation zu reden. Sie richtet sich 
auch an all jene, die mit von Gewalt betroffenen Müt- 
tern und deren Kindern in Kontakt kommen. 

- Ein Modellprojekt zum Ausbau eines Online-Bera- 
tungsangebotes für von Zwangsverheiratung und 


Online-Fassung http://www.bmfs5.de/BMFSFJ/Presse/audio-down- 
load,did=l 04798.html. 


häuslicher Gewalt betroffene junge Migrantinnen 
(Start 2008) wurde aufgelegt. 

- Veröffentlichung eines Sondereltembriefs zu den Aus- 
wirkungen der häuslichen Gewalt auf Kinder. Die 
Übersetzung ins Türkische, Russische und Arabische 
und die Veröffentlichung sind im Jahr 2009 erfolgt. 

- Förderung der Intemetseite www.gewaltschutz.mfo. 
Seit Ende 2007 ist die Seite zu häuslicher Gewalt für 
Befroffene und Angehörige von Berafungsberufen, die 
mif Migrantinnen arbeiten, als Online-lnformationsan- 
gebot in acht Sprachen verfügbar. 

Die Bundesregierung prüft die Einrichtung einer bundes- 
weiten Notruftelefonnummer, die Erstberatung und Ver- 
mittlung bei jeder Form von Gewalt gegen Frauen anbie- 
ten soll. Der Bedarf nach einem rund-um-die-Uhr 
erreichbaren, mehrsprachigen und anonymen Beratungs- 
angebot gilt insbesondere für Frauen, die aus unferschied- 
lichen Gründen besondere Schwierigkeifen haben, die be- 
sfehenden Angebote in Anspruch zu nehmen, also auch 
Frauen und Mädchen mit Migrationshintergrund. Bei 
weitergehendem Bedarf, sollten Unterstützungseinrich- 
tungen, Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner vor 
Ort vermittelt werden. Das Angebot soll sich auch an Per- 
sonen des sozialen Nahraums und Berufsgruppen, die mit 
der Thematik befasst sind, wenden. 

Das Thema „häusliche Gewalt“ rückt immer mehr ins Be- 
wusstsein der türkischstämmigen Öffentlichkeit. Die tür- 
kische Tageszeitung Hürriyet und die Türkisch-Deutsche- 
Gesundheitsstiftung e. V. haben sich zu einer gemeinsa- 
men Kampagne „Gegen häusliche Gewalt!“ zusammen- 
geschlossen. Die Kampagne „Gegen häusliche Gewalt!“ 
setzt sich zum Ziel, über das sensible Thema der inner- 
familiären Gewalt und deren Folgen aufzuklären, zu 
informieren und zu sensibilisieren. Schirmherrin der 
Kampagne ist die Beauftragte der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration. Eine Broschüre 
zur Kampagne ist veröffentlicht worden. 

Die Kampagne in Deutschland soll insbesondere die Tür- 
kischstämmigen für das Thema sensibilisieren. Durch 
Informationsveransfaltungen und interaktive Aufklä- 
rungsseminare soll das Problem Betroffenen und Nicht- 
betroffenen zugänglich gemacht werden. Ehrenamtliche 
Helfer können durch persönlich vermittelnde Beratungs- 
möglichkeiten das Thema in viele gesellschaftliche 
Schichten tragen. Eine Telefonhotline für Befroffene kann 
akufe Hilfesfellung leisfen und isf eine ersfe anonyme 
Konfakfsfelle für jede Alfersgruppe. 

12.1.2 Zwangsverheiratung 
12.1.2.1 Datenlage 

Es gibf in Deutschland bislang keine verlässlichen Daten 
zum Umfang und Ausmaß von Zwangsverheiratungen. 
Um die Datenlage und die bisher fehlende wissenschaftli- 


Hürriyet: Kampagne „Gegen häusliche Gewalt!“, Mörfelden- 
Walldorf 2010. 
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che Aufarbeitung des Themas zu verbessern, wurde im 
Jahr 2007 im Auftrag des Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend und in Zusammenarbeit mit 
dem Deutschen Institut für Menschenrechte e. V. eine 
Studie zu einer bundesweiten Evaluierung von Praxis- 
arbeit im Bereich Zwangsverheiratung erstellt.^^* Die Er- 
gebnisse der Studie wurden in der Publikation „Zwangs- 
verheiratung in Deutschland“^^^ vorgestellt. Sie erweitern 
das Verständnis von Hintergründen und Faktoren der 
Zwangsverheiratung in und nach Deutschland sowie der 
Heiratsverschleppung ins Ausland. 

Dieser Sammelband bündelt erstmals Expertenwissen aus 
Wissenschaft und Praxis und hat die Definitionen und 
Fragestellungen für eine größere qualitative und quantita- 
tive Studie entwickelt. Denn bislang liegen keine Studien 
vor, die belastbare Angaben über das Ausmaß von 
Zwangsverheiratung und über die zugrunde liegenden Fa- 
milienstrukturen zulassen. ^"*0 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ) hat daher eine Studie zum Umfang 
und Ausmaß von Zwangsverheiratungen in Deutschland 
in Auftrag gegeben. Dazu wurde ein Beirat gegründet, der 
unter der Federführung des BMFSFJ Konzipierung und 
Fortgang der Studie begleitet. Dem Beirat gehören wei- 
tere Ressorts der Bundesregierung, die Beauftragte für 
Migration, Flüchtlinge und Integration, Migrantenselbst- 
organisationen und Wissenschaftlerinnen und Wissen- 
schaftler an. Aufgrund methodischer Probleme wurde 
darauf verzichtet, eine repräsentative Untersuchung 
durchzuführen. Vielmehr sind vorwiegend qualitative Er- 
kenntnisse zu erwarten: 

Im ersten Untersuchungsabschnitt werden Mitarbeiterin- 
nen und Mitarbeiter von einschlägigen Beratungsstellen 
in Deutschland durch eine standardisierte Vollerhebung 
befragt, um eine Annäherung an die Zahl der hilfesuchen- 
den Betroffenen zu erhalten. Dabei sollen auch Erkennt- 
nisse über die regionale Verteilung sowie eine erste 
Einschätzung über die Betroffenheit von Jungen und 
Männern erlangt werden. 

Ein weiterer Untersuchungsabschnitt soll die Erfassung 
von Einzelfällen mit Hilfe eines Dokumentationssystems 
ermöglichen. Durch einen standardisierten Erfassungsbo- 
gen sollen ausreichend Fälle erfasst werden, um eine sys- 
tematische Auswertung zum Hintergrund und zu den Le- 
benslagen, in denen Zwangsverheiratungen Vorkommen, 
zu ermöglichen. 

Durch eine nicht-repräsentative schriftliche Befragung 
der Vertreterinnen und Vertreter von Migrantenselbst- 
organisationen sollen Erkenntnisse über den Diskurs und 
den Umgang mit dem Thema Zwangsverheiratung ge- 
wonnen werden. Einschätzungen und Wahrnehmungen 
der Befragten stehen hier im Mittelpunkt der Befragung. 


™ Vgl. 7. Lagebericht, S. 90, Fn. 243. 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Deut- 
sches Institut für Menschenrechte: Zwangsverheiratung in Deutsch- 
land, Berlin 2007. 

740 Vgl. 7. Lagebericht, S. 89, Punkt 5.3. 


Als weiterer Schritt ist die Befragung potenziell betroffe- 
ner Jugendlicher an allgemein- und berufsbildenden 
Schulen geplant. 

Unter den Beschäftigten von Einrichtungen der Jugend- 
hilfe soll insbesondere ergänzend erhoben werden, inwie- 
weit männliche Jugendliche betroffen sind. Ebenso sollen 
Leiterinnen und Leiter von Integrationskursen durch eine 
standardisierte, schriftliche Befragung Auskunft geben, in 
welchem Ausmaß Zwangsverheiratung die Teilnehmerin- 
nen und Teilnehmer von Integrationskursen betrifft. 

12.1.2.2 Fortschrittsbericht zum Nationaien 
integrationspian 

Auch im Fortschrittsbericht zum Nationalen Integrations- 
plan (NIP) wurde festgehalten, dass zur Bekämpfung von 
Zwangsverheiratungen und für die Unterstützung der Be- 
troffenen die Bundesregierung gefordert sei, die Daten- 
lage zu verbessern und den Betroffenen stärker praktisch 
zu helfen.^41 Folgende Projekte sind daher auf Bundese- 
bene vorangebracht worden: 

Unter der Federführung des BMFSFJ wurde eine Arbeits- 
gruppe zu den Problemen der Anwendung des Kinder- 
und Jugendhilferechts (SGB Vlll) bei der Unterstützung 
von Opfern von Zwangsverheiratung eingerichtet. ^^2 
der Arbeitsgruppe nahmen Vertreterinnen und Vertreter 
der Bundesressorts, der Länder und der Kommunen so- 
wie nichtstaatliche Organisationen teil. Als Ergebnis 
konnte im Berichtszeitraum vom Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugendliche eine Handrei- 
chung für die Träger der Kinder- und Jugendhilfe und für 
andere Sozialleistungsträger veröffentlicht werden. Die 
Handreichung eröffnet die Möglichkeit, die komplexe 
Lage der von Zwangsverheiratung Betroffenen, die oft- 
mals eine Gefahr für Leib und Leben darstellt, zu erfas- 
sen. Die erarbeiteten Empfehlungen dienen dazu, über die 
Situation der Betroffenen zu informieren, Zuständigkeits- 
probleme und Abgrenzungsschwierigkeiten darzustellen 
und Lösungswege aufzuzeigen. Die Handreichung hilft, 
die für den Träger im Einzelfall schwierige Entscheidung 
zu treffen, ob Ansprüche aus Sozialleistungen nach dem 
Recht der Kinder- und Jugendhilfe (SGB Vlll), Leistun- 
gen der Grundsicherung für Arbeitssuchende (SGB 11), 
Leistungen der Arbeitsförderung (SGB 111), Leistungen 
der Sozialhilfe (SGB Xll) oder Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz bestehen. Auch auf die 
Leistungen der Ausbildungsförderang (BAföG, SGB 111) 
und das Recht auf Kindergeld wird eingegangen. Praxis- 
probleme werden umfangreich beleuchtet und Hand- 
lungsempfehlungen gegeben. So wird z. B. explizit auf 


Nationaler Integrationsplan, S. 25. 

Die Arbeitsgruppe hat sich aus der Arbeitsgruppe 4 des Nationalen 
Integrationsplans entwickelt, die zum Themenfeld „Lebenssituation 
von Frauen und Mädchen verbessern, Gleichberechtigung verwirkli- 
chen“ gearbeitet hat und in ihrer Unterarbeitsgruppe 1 „Integration 
durch Recht, Partizipation“ das Thema der Zwangsverheiratung nä- 
her untersuchte. 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugendliche: 
Zwangsverheiratung bekämpfen - Betroffene wirksam schützen, 
Berlin 2009, S. 5. 
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die besonderen Probleme von Mädchen und Frauen mit 
ungesichertem Aufenthalt eingegangen. 

Mit Förderung des Bundesministeriums für Familie, Se- 
nioren, Frauen und Jugend hat Terre des Femmes einen 
Nothilfe-Flyer entwickelt, der Migrantinnen, die von 
Zwangsverheiratung bedroht oder betroffen sind, über 
ihre Rechte und verfügbare Hilfen aufklärt. Es handelt 
sich um ein leicht zugängliches und verständliches Infor- 
mationsangebot, das praktische Hilfen und Anleitungen 
geben soll, was bei einer konkreten Bedrohung getan 
werden kann. Weitere Maßnahmen sind vorgesehen, u. a. 
zur Sensibilisierung der Beraterinnen und Berater der 
Erstberatung von Migrantinnen und Migranten sowie 
zum Umgang von Frauenkursleiterinnen mit den Themen 
Zwangsverheiratung und Gewalt im persönlichen Um- 
feld. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend fördert das Modellprojekt „Online-Beratung 
für junge Migranfinnen bei Zwangsverheiratung“ an den 
Standorten Berlin, Frankfürt/Main (Hessen) und Stuttgart 
(Baden- Württemberg). Das Projekt wird von Papatya 
durchgeführt, einer Kriseneinrichtung für junge Migran- 
tinnen in Berlin. Mit dem dadurch angebotenen leicht zu- 
gänglichen und anonymen Online-Beratungsangebot für 
Befroffene sollen zudem Freundeskreise der Befroffenen, 
professionelle Helferinnen und Helfer sowie Multiplika- 
torinnen und Mulfiplikatoren erreicht werden. Darüber 
hinaus soll die Vernetzung mit anderen Unterstützungs- 
einrichtungen ausgebaut werden. Die Evaluierung des 
Projekts, die bis Ende August 2010 durchgeführt wird, 
soll auch Erkenntnisse über die Gruppe der Betroffenen, 
Aussagen über effektive Zugangswege sowie Informatio- 
nen zu Grundlagen für mögliche Präventions- und Unter- 
sfüfzungsmaßnahmen liefern. Zusäfzlich sollen Erfahrun- 
gen über den Einsafz und die Akzepfanz von Online- 
Beratungen gewonnen werden, damit die aus dem Modell 
gewonnenen Erkenntnisse auch für den Ausbau von wei- 
feren Beratungs- und Unferstüfzungsangeboten in den 
Ländern und Kommunen bereifgesfellt werden können.’^^r 

Für die Einrichtung von Beratungs-, Unterstützungs- und 
Zufluchtseinrichtungen für Migranfinnen sind in ersfer 
Linie die Länder und die Kommunen veranf wörtlich. Die 
Bundesländer haben sich im Nationalen Integrationsplan 
verpflichtet, die Rechte und Chancen der Mädchen und 
Frauen auf eine volle gleichberechtigte Partizipation zu 
stärken, sowie diese darin zu bestärken, ihre Potenziale zu 
nutzen. Zur Umsetzung dieser Selbstverpflichtung gibt es 
in fast allen Ländern zielgruppenspezifische Maßnahmen. 
Die Schwerpunkte der auf Migrantinnen ausgerichteten 
Unterstützungen sind in den Ländern unterschiedlich. So- 
fern die Mädchen und Frauen in der Entfaltung ihrer 
Rechte, insbesondere bei der Partnerwahl, gehindert wer- 
den, haben sich die Länder für geeignefe Maßnahmen der 
Prävention, Krisenintervention und Unterstützung in der 
Verantwortung entschieden.^''^ 


Nationaler Integrationsplan, S. 25. 
745 Ebd.,S.166. 


ln einigen Bundesländern wie Berlin, Nordrhein- Westfa- 
len und Baden- Württemberg sind in jüngerer Zeit Ar- 
beitskreise oder Fachkommissionen zur Bekämpfung von 
Zwangsverheiratungen gebildet worden. Diese Gremien 
haben bereits Handlungskonzepte erarbeitet. Auf Länder- 
ebene gibt es auch schon vielfältige gezielte Beratungsan- 
gebote und einige spezialisierte Zufluchtseinrichtungen, 
die Vorbildcharakter haben.^'*^ 

12.1.2.3 Leitfaden für Schulen 

Die Beauftragte für Migration, Flüchtlinge und Integra- 
tion hat einen „Leitfaden für Schulen zum Umgang mif 
Zwangsverheiratungen“ veröffentlicht. Der Leitfaden 
wurde in einer länderoffenen ad-hoc-Arbeitsgruppe mit 
Vertreterinnen und Vertretern weiterer Bundesressorts, 
von Kultusministerien der Länder, der Bundeszentrale für 
politische Bildung, eines Landeskriminalamfs und Nicht- 
regierungsorganisationen erarbeitet . Mit dem Leitfaden 
wird Lehrkräften an den Schulen eine Informationsbro- 
schüre an die Hand gegeben, mit der sie und ihre Schüle- 
rinnen und Schüler auf mögliche Fälle von Zwangsver- 
heiratungen im Kontext der Schule vorbereitet werden. 
Anlass ist die Erkenntnis, dass es für von Zwangsverhei- 
ratung bedrohte Jugendliche - je nach Vertrauensverhält- 
nis - nahe liegen kann, sich auch an das Schulpersonal zu 
wenden. So können Lehrerinnen und Lehrer, Schulsozial- 
arbeiterinnen und -Sozialarbeiter mit Zwangsverheiratun- 
gen ihrer Schülerinnen und Schüler konfrontiert werden, 
ohne dass sie vorher auf eine solche Situation vorbereitet 
worden wären. Sie können aber auch diejenigen sein, die 
darauf aufmerksam werden, dass ihre Schülerinnen und 
Schüler ein schwerwiegendes Problem haben. Oftmals 
sind die Lehrkräfte überfordert und wissen nicht, wie sie 
sich verhalten sollen und wer Hilfe in diesen besonderen 
Fällen leisten kann. Gleichzeitig besteht die Gefahr, dass 
durch „Nicht- Wissen“ falsche oder fehlerhafte Vorge- 
hensweisen vorgeschlagen werden, die jedoch möglicher- 
weise schwerwiegende Konsequenzen haben können. 
Lehrern kommt aber als mögliche Vertrauenspersonen für 
die Befroffenen bei der Prävention und Intervention von 
Zwangsverheiratungen eine besondere Schlüsselrolle zu. 

Die Auswirkungen der Bedrohung und Gewalt auf die 
von Zwangsverheiratung Betroffenen sind oft schwerwie- 
gend. Vor allem stehen sie in dem Dilemma, dass sie sich 
zwischen zwei wichtigen Wertsystemen in ihrem Leben 
bewegen und manchmal auch entscheiden müssen. Zum 
Einen ist es das Recht auf Selbstbestimmung und Auto- 
nomie, was auch die Auswahl des (Ehe-)Partners beinhal- 
tet, zum Anderen die Zugehörigkeit und Loyalität zur ei- 
genen Familie. Angebotene Hilfe und Unterstützung 
sollte dieses Spannungsfeld und die möglichen interkultu- 
rellen Konflikte der Betroffenen sorgsam in den Blick 
nehmen und insbesondere die ambivalenten Gefühlslagen 
der Betroffenen berücksichtigen. Die Entscheidungen, die 
sie zu treffen haben, sind oftmals mit schwerwiegenden 
Konsequenzen für ihr weiferes Leben verbunden. Der 


746 Ygi dazu die umfangreiche Darstellung von Länderprojekten in: 
Ebd., S.166-170. 
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Leitfaden soll dazu beitragen, dem Sehulpersonal die er- 
forderliehe interkulturelle Kompetenz zu vermitteln. 

12.1.2.4 Zwangsverheiratung als besonders 
schwerer Fall der Nötigung 

Seit dem Jahr 2005 ist die bereits zuvor strafbare Zwangs- 
verheiratung ausdrüeklieh als besonders sehwerer Fall der 
Nötigung in den § 240 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 StGB 
aufgenommen und unter Strafe gestellt worden. Dadureh 
erhöht sieh der Strafrahmen gegenüber der einfaehen Nö- 
tigung auf Freiheitsstrafe von seehs Monaten auf bis zu 
fünf Jahre, eine Geldstrafe ist nieht vorgesehen. Neben 
der Nötigung zur Ehesehließung gehen mit Zwangsver- 
heiratungen in der Regel weitere Straftaten einher, ln Be- 
traeht kommen Körperverletzungen gern. §§ 223 ff StGB, 
Freiheitsberaubung gern. § 239 StGB und Sexualdelikte 
gern. §§ 174 ff StGB, insbesondere Vergewaltigung. 
Ebenfalls verwirkliehte Straftaten stehen in Real- oder 
Idealkonkurrenz und finden bei einer Verurteilung des 
Täters bei der Strafzumessung entspreehende Beaehtung. 
Zur Strafverfolgung der Täter kommt es jedoeh nur in den 
seltensten Fällen. Die Opfer sehen aus vielerlei Gründen 
von einer Strafanzeige ab. Angst vor noeh sehwererer Re- 
pression, fehlendes Vertrauen in die Strafverfolgungsor- 
gane, fehlende Perspektiven für ein Leben außerhalb der 
eigenen Familie, das sehliehte Niehtwissen der Strafbar- 
keit oder die Seheu, die eigenen Familienangehörigen an- 
zuzeigen, sind einige von vielen Gründen. 

12.1.2.5 Der Koalitionsvertrag der 17. Legis- 
laturperiode zwischen CDU, CSU 
und FDP 

Eigenständiger Straftatbestand für 
Zwangsverheiratnng 

Naeh dem Koalitionsvertrag zur 17. Legislaturperiode 
sollen die gesetzliehen Rahmenbedingungen für Opfer 
von Zwangsverheiratung verbessert werden. Zwangsver- 
heiratung ist eine Verletzung unseres freiheitlieh-demo- 
kratisehen Werteverständnisses und eine eklatante Men- 
sehenreehtsverletzung. Im Kampf gegen Zwangsehen soll 
ein eigenständiger Straftatbestand für den Saehverhalt der 
Zwangsverheiratung eingeführt werden.^"*^ 

Das Land Baden- Württemberg hatte bereits im Jahr 2004 
ein Gesetz zur Bekämpfung der Zwangsverheiratung und 
zum besseren Sehutz der Opfer von Zwangsheiratungen 
(Zwangsheirat-Bekämpfungsgesetz) in den Bundesrat 
eingebraeht und die Gesetzesinitiative nun wieder aufge- 
legt.^"** Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme 
zu dem vom Bundesrat besehlossenen Entwurfi"*^ zum 
Ausdruek gebraeht, dass sie die Einsehätzung des Bun- 
desrats teilt, die Anstrengungen zur Bekämpfung von 
Zwangsverheiratungen und zum Sehutz der Opfer müss- 


Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP - 17. Legislaturpe- 
riode, Zeile 4 970 bis 4 979. 

Bundesratsdrucksache 36/10, Beschluss vom 12. Februar 2010. 
Bundestagsdrucksache 546/05 vom 8. Juli 2005. 


ten erhöht werden. Das Ziel des Gesetzentwurfs wird da- 
her unterstützt. 

Die Bundesregierung ist jedoeh der Ansieht, dass ein 
wirksamer Sehutz vor Zwangsverheiratung nur dureh ein 
Maßnahmenbündel erreieht werden kann. Dazu gehören 
die Verbesserung von Beratungs-, Betreuungs- und 
Sehutzangeboten für die Opfer sowie gesefzgeberisehe 
Maßnahmen. Neben der Einführung eines eigensfändigen 
Sfraftatbesfandes für Zwangsheirat sollen Änderungen im 
Zivil- und Aufenthaltsreeht vorgenommen werden. Die 
Bundesregierung wird aueh prüfen, ob und gegebenen- 
falls wie Verbesserungen der Rüekkehrmögliehkeiten für 
heiratsverschleppfe ausländisehe Frauen und Mädehen 
realisierf werden können. Die Bundesregierung prüft der- 
zeit, wie die Vereinbarung im Koalitionsvertrag im Ein- 
zelnen umgesetzt werden kann und wird hierzu voraus- 
siehtlieh im Jahr 2010 Regelungen vorsehlagen. 

12.1.2.6 Rückkehrrecht von Heirats- 
verschleppten 

ln diesem Zusammenhang wird die Bundesregierung prü- 
fen, ob gegebenenfalls Verbesserungen der Rüekkehr- 
mögliehkeiten für heirafsversehleppfe ausländisehe 
Mädehen und Frauen realisierf werden können. Die Be- 
auftragfe für Migration, Flüehtlinge und Integration setzt 
sieh für das Rüekkehrreehf von heirafsversehleppfen Per- 
sonen ein.’^o Naeh derzeifiger Reehfslage erliseht gemäß 
§ 5 1 Absafz 1 Nummer 7 AufenthG das Aufenthalfsreeht 
späfesfens seehs Monafe naeh der Ausreise. Eine Inan- 
spruehnahme des Rüekkehrreehf s naeh § 37 AufenthG ist 
wegen seiner engen Voraussetzungen, insbesondere der 
Frist für die Rüekkehr (von der allerdings im Ermessens- 
wege abgesehen werden kann) und der immer erforderli- 
ehen Sieherung des Lebensunterhalts, häufig sehwierig. 
Im Beriehtszeitraum wurden an die Beauftragte mehrere 
Fälle herangetragen, in denen die jungen Frauen naeh ih- 
rer Rüekkehr wieder bei ihren Eltern leben mussten, weil 
diese für den Lebensunterhalf sorgfen. 

Für türkisehe Sfaatsangehörige, die vom Assoziationsreeht 
begünsfigf sind, konnte das Problem des Rüekkehrreehts 
im Beriehtszeitraum gelöst werden. Nummer 51.1.6.4.4 
der Allgemeinen Verwaltungsvorsehrift zum AufenthG 
stellt nun klar, dass ihr Aufenthaltsreeht dureh eine un- 
freiwillige Ausreise aueh naeh längeren Zeiträumen nieht 
erliseht. Da es sieh bei heiratsversehleppten türkisehen 
Staatsangehörigen in aller Regel um Kinder von Arbeit- 
nehmern handeln dürfte,’^^ besteht für diese Personen- 
gruppe aueh ohne Änderung des nationalen Reehts das 
Rüekkehrreeht auf Grund des unmittelbar anwendbaren 
Assoziationsreehts. 


Vgl. 7. Lagebericht, S. 91 ff. 

So schon der 7. Lagebericht, S. 91 ff; aufgrund EuGH , Rs. C-351/95 
(Kadiman), Urteil vom 17. April 1997, Rn. 51. Im Ergebnis bestätigt 
durch OVG Hamburg, Beschluss 109/09 vom 14. Juli 2009. 
Arbeitslosigkeit, auch Langzeitarbeitslosigkeit, steht der Arbeitneh- 
mereigenschaft nach ständiger Rechtsprechung des EuGH nicht ent- 
gegen. 
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12.1.3 Genitalverstümmelung 

Die Verstümmelung weiblicher Genitalien, international 
meist mit dem Begriff „Female Genital Mutilation“ 
(FGM) bezeichnet, ist ein Sammelbegriff für unterschied- 
liche Praktiken, bei denen die äußeren Geschlechtsorgane 
eines Mädchens, selten einer Frau, teilweise oder voll- 
ständig entfernt werden. Der Eingriff wird meist bei Mäd- 
chen im Alter zwischen vier und 14 Jahren vorgenom- 
men, manchmal aber auch schon im Alter von wenigen 
Tagen, kurz vor der Eheschließung oder vor der Geburt 
des ersten Kindes. Die Verstümmelung weiblicher Geni- 
talien führt abgesehen von psychischen und sozialen 
Konsequenzen zu schwerwiegenden akuten und chroni- 
schen gesundheitlichen Komplikationen. 

Von Genitalverstümmelung betroffen sind überwiegend 
Mädchen aus bestimmten afrikanischen Ländern, aber 
auch aus einigen Ländern Asiens und Lateinamerikas, ln 
Deutschland gibt es keine validen Daten zur Anzahl der 
betroffenen Frauen. Es ist aber davon auszugehen, dass 
ein großer Teil der Frauen, die aus afrikanischen Ländern 
mit einer großen Verbreitung der FGM kommen, Opfer 
dieser Praxis waren. Es ist auch nicht auszuschließen, 
dass Mädchen und Frauen mit Migrationshintergrund, die 
aus den betroffenen Regionen stammen, zum Beispiel bei 
einem Ferienaufenthalt im Herkunftsland der Familie, ge- 
fährdet sind, Opfer der FGM zu werden. 

12.1.3.1 Beschlussantrag zur wirksamen 
Bekämpfung der Genital- 
verstümmelung 

Im Juni 2008 hat der Bundestag dem Beschlussantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und der SPD zur wirksamen 
Bekämpfung der Genitalverstümmelung von Mädchen 
und Frauen zugestimmt. ln dem Beschluss wird die 
Einführung eines eigenen Straftatbestandes Genitalver- 
stümmelung abgelehnt, da Genitalverstümmelung bereits 
nach geltendem Recht strafbar ist. Einen Beitrag zur 
wirksamen Bekämpfung der FGM könne das Strafrecht 
kaum leisten, da in der Regel die familiären Beziehungen 
zwischen Tätern und Opfern im Gegenteil zur Vermei- 
dung der Aufdeckung beitrügen und strafrechtliche Sank- 
tionen die Einbeziehung der Eltern in die Prävention, aber 
auch in die erforderliche Behandlung nach erfolgter Geni- 
talverstümmelung erschwere. Der Beschluss empfiehlt 
für die gefährdefen Familien eine Sensibilisierung für das 
Unrecht durch Vernetzung des staatlichen Engagements 


Auf Anregung des Bundesministeriums für Gesundheit und auf Ini- 
tiative der Bundesärztekammer sind durch eine interdisziplinäre Ar- 
beitsgruppe Empfehlungen zum Umgang mit Patientinnen nach 
weiblicher Genitalverstümmelung (female genital mutilation)“ he- 
rausgegeben worden, um den betroffenen Frauen entsprechend ihrem 
Leidensdruck und Beschwerdebild sozial, psychologisch und medizi- 
nisch kompetent zu helfen. Vgl. Empfehlungen der Bundesärztekam- 
mer zum Umgang mit Patientinnen nach weiblicher Genitalver- 
stümmelung: http://www.bundesaerztekammer.de/page. asp?his= 

0.7.47.3207. 

Bundestagsdrucksache 16/9694. Angenommen vom Deutschen Bun- 
destag am 26. Juni 2008, Plenarprotokoll 16/172, S. 18324 D bis 
18332 B. 


auf allen Ebenen. Länder, in denen die Genitalverstüm- 
melung nicht verboten ist bzw. nicht verfolgt wird, sollen 
nicht als sichere Herkunftsländer eingestuft werden. Zu- 
dem sieht der Beschluss die Einrichtung einer interminis- 
teriellen Bund-Länder-NRO-Arbeitsgruppe vor (s. u.). 
Diese Gruppe wird beauftragt, die bundesweite zielgrup- 
pensensible Aufklärung voranzubringen, die Vernetzung 
und einen konstanten interdisziplinären Informationsaus- 
tausch der Akteurinnen und Akteure in allen relevanten 
Berufsgruppen und Organisationen sicherzustellen und 
fachliche Unterstützung für Projekte auf Landes- und auf 
Bundesebene zu leisten. 

Im Jahr 2009 wurde diese Bund-Länder-NRO -Arbeits- 
gruppe zur wirksamen Bekämpfung der weiblichen Geni- 
talverstümmelung in Deutschland unter Federführung des 
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung gegründet. Mitglieder der Gruppe sind 
Vertreterinnen der zuständigen Bundesressorts (BMZ, 
BMJ, BMFSFJ, BMG, Beauftragte), Vertreterinnen der 
Frauenministerkonferenz der Länder, der Bundesärzte- 
kammer, städtischer Jugendämter, sowie verschiedene 
Vertreterinnen und Vertreter von NGOs. Die Arbeits- 
gruppe wird Maßnahmen entwickeln, die in den verschie- 
denen Handlungsfeldem Gesundheit, Recht und Schutz 
sowie Dialog und Kommunikation ansetzen. 

Die Beauftragte unterstützt die Arbeit dieser Arbeits- 
gruppe insbesondere bei der Entwicklung von Maßnah- 
men, die geeignet sind, den Schutz hier lebender Frauen 
und Mädchen vor Genitalverstümmelung zu gewährleis- 
ten. Beispielhaft für einen gelungenen Ansatz soll hier 
Maisha e.V in Frankfurt, eine Selbsthilfegruppe afrikani- 
scher Frauen in Deutschland, genannt werden. Positiv 
hervorzuheben ist die Möglichkeit des direkten Zugangs 
des Vereins zur Mehrheit der Betroffenen beziehungs- 
weise von Genitalverstümmelung bedrohten Mädchen 
und Frauen aufgrund ihrer Herkunft aus afrikanischen 
Ländern. Maisha e.V. bietet Aufklärung und FGM-Prä- 
vention von Afrikanerinnen für Afrikanerinnen an. Durch 
Informationen zur rechtlichen Situation in Deutschland 
soll bei den Müttern ein Bewusstsein für die Strafbarkeit 
der FGM geschaffen werden. Sie werden in das Konzept 
eingebunden, indem sie um Unterstützung bei der Umge- 
staltung der Tradition unter Wahrung kultureller Werte 
gebeten werden. So wird gleichzeitig die Unterstützung 
durch die eigene Herkunftsgruppe gewährleistet. 

12.1.3.2 Das zweite Opferrechtsreformgesetz 

Mit Artikel 6 des zweiten Opferrechtsreformgesetzes 
wurde eine Empfehlung aus dem o. g. Beschlussantrag 
umgesetzt. Die Verjährung ruht nun bis zum 18. Le- 
bensjahr des Opfers. Die Ruhensvorschrift des § 78b Ab- 
satz 1 Nummer 1 StGB wurde um die Tatbestände des 
§ 225 StGB sowie der §§ 224, 226 StGB ergänzt, wenn 
mindestens ein Beteiligter durch dieselbe Tat die Vor- 
schrift des § 225 StGB verletzt. Dies ist bei Genitalver- 


In Kraft seit 1. Oktober 2009, BGBl. I; S. 2280 (veröffentlicht am 
31. Juli 2009). 
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stümmelungen an Kindern und Jugendlichen, die durch 
Erziehungsberechtigte oder andere Obhutspflichtige im 
Sinne von § 225 StGB veranlasst wurden (sei es als Mit- 
täter, als bloßer Teilnehmer oder auch durch Unterlassen), 
regelmäßig der Fall. Die zehnjährige Verjährungsfrist be- 
ginnt somit erst mit der Vollendung des 18. Lebensjahres 
des Opfers. 

So wird berücksichtigt, dass es Opfern häufig nicht vor- 
stellbar, oft auch faktisch nicht möglich ist, diese Taten 
anzuzeigen, solange sie noch minderjährig und fest in das 
Familienleben eingebunden sind. Da fraglich ist, inwie- 
weit es aufgrund der häufig familiären Verbindung tat- 
sächlich zu Strafanzeigen der Opfer kommen wird, soll 
zumindest die verlängerte Strafverfolgungsmöglichkeit 
abschreckende Wirkung haben. 

12.1 .3.3 Gesetzentwurf des Bundesrates 
Strafrechtsänderungsgesetz - 
Strafbarkeit der Verstümmelung 
weiblicher Genitalien 

Der Gesetzentwurf des Bundesrates’^® „Strafrechtsände- 
rungsgesetz - Strafbarkeit der Verstümmelung weiblicher 
Genitalien“ sieht vor, die Verstümmelung der äußeren 
Genitalien einer Frau durch Beschneidung oder in anderer 
Weise als einen eigenen Straftatbestand in §226a StGB zu 
benennen; der Strafrahmen soll zwei bis fünf Jahre betra- 
gen. Zudem sollen Auslandstaten in die Strafbarkeit ein- 
bezogen werden und die Verjährung soll bis zum 18. Le- 
bensjahr des Opfers ruhen. 

Die Beauftragte ist der Auffassung, dass eine Gesetzesän- 
derung an dieser Stelle nicht notwendig ist, da weibliche 
Genitalverstümmelung bereits jetzt nach §§ 223 ff StGB 
den Straftatbestand der Körperverletzung, ggf den der 
gefährlichen oder der schweren Körperverletzung erfüllt. 
Erfolgt die FGM an Kindern oder Jugendlichen im Auf- 
trag der Eltern oder der Personensorgeberechtigten, dürfte 
zudem in Tateinheit regelmäßig der Tatbestand der 
schweren Misshandlung von Schutzbefohlenen nach 
§ 225 Absatz 3 StGB erfüllt sein, so dass der Strafrahmen 
zwischen einem und zehn Jahren liegt. 

12.2 Fremdenfeindliche Straftaten 

Fremdenfeindlichkeit richtet sich nach gängiger Defini- 
tion^®^ gegen Menschen, die sich durch Herkunft, Natio- 
nalität, Religion oder Hautfarbe unterscheiden. Sie äußert 
sich in Ausgrenzung, tätlichen Angriffen, systematischer 
Vertreibung und kann bis hin zur Ausrottung führen. Die 
Beauftragte für Migration, Flüchtlinge und Integration 
spricht sich ausdrücklich gegen jede Form der Fremden- 
feindlichkeit aus und unterstützt nachdrücklich das Vor- 
gehen gegen Fremdenfeindlichkeit. Fremdenfeindlich- 


Bundestagsdrucksache 17/1217 vom 24. März 2010. 

Thurich, Eckart: pocket politik. Demokratie in Deutschland. Neuaus- 
gabe 2006. Bonn: Bundeszentrale für politische Bildung 2006. Nach 
dem polizeilichen Definitionssystem „Politisch motivierte Kriminali- 
tät“ PMK zählen darüber hinaus auch Straftaten gegen Personen auf- 
grund ihrer Rasse oder Volkszugehörigkeit zum Bereich der Frem- 
denfeindlichkeit dazu. 


keit steht auch der Integration von Migrantinnen und 
Migranten entgegen. 

Auch um die Integration der Migrantinnen und Migranten 
zu fördern, müssen Fremdenfeindlichkeit und rassistische 
Gewalt auf allen Ebenen der Gesellschaft bekämpft wer- 
den. Dazu bedarf es neben staatlicher Aktivitäten zur 
Stärkung der Menschenrechte, zur Aufklärung und natür- 
lich zur Strafverfolgung vor allem die aktive Mitarbeit 
der Zivilgesellschaft - von Medien, Kultur, Sport, Wirt- 
schaft, Kirchen, Stiftungen und privaten Initiativen. 

12.2.1 Datenlage 

Fremdenfeindliche Straftaten werden bereits seit dem 
Jahr 1992 in der polizeilichen Kriminalstatistik gesondert 
ausgewiesen. Bis zum 3 1 . Dezember 2000 erfolgte diese 
im Rahmen des „Kriminalpolizeilichen Meldedienst in 
Staatsschutzsachen“ (KPMD-S). Der KPMD-S erlaubte 
jedoch keine Mehrfachnennungen zu der hinter einer Tat 
vermuteten Motivation. Die Folge war, dass beispiels- 
weise bei einer sowohl fremdenfeindliche als auch anti- 
semitische Hintergründe aufweisenden Straftat eine Zu- 
ordnung nur nach dem vermuteten Schwerpunkt der 
Motivation erfolgen konnte. 

Seit Einführung des derzeit geltenden Definitions- und 
Erfassungssystems „Politisch motivierte Kriminalität“ 
(PMK) zum 1. Januar 2001 werden die erfassten Fälle im 
Rahmen einer mehrdimensionalen Betrachtung unter ver- 
schiedenen Gesichtspunkten bewertet. Daher kann z. B. 
eine Tat sowohl als „fremdenfeindlich“, „antisemitisch“ 
als auch als „rassistisch motiviert erfasst werden. 

Die Ergebnisse dieses Meldesystems sind wiederum die 
Grundlage für die Ersfellung von Gefährdungslagebildem 
sowie für eine zielgerichfefe Erarbeitung geeigneter re- 
pressiver und präventiver Maßnahmen zur Bekämpfung 
z. B: von Fremdenfeindlichkeit und Rassismus.^®* 

Taten mit fremdenfeindlicher Motivation werden in der 
PKM nicht nur erfasst, wenn sie einen oder mehrere 
Straftatbestände der sog. klassischen Staatsschutzdelikte^®^ 
erfüllen, sondern es kann jeder andere Straftafbestand, ins- 
besondere aus dem Bereich der Allgemeinkriminalifät in 
Befracht kommen (wie z. B. Körperverletzung, Beleidi- 
gung etc). Entscheidend ist allein, ob in Würdigung der 
gesamten Umstände der Tat und/oder der Einstellung des 
Täters dafür Anhalfspunkfe gegeben vorliegen, dass diese 
Sfraftaf gegen eine Person wegen ihrer Nationalitäf, 


Mit der Einführung eines neuen Definitions- und Erfassungssystems 
werden seit dem 1. Januar 2001 somit auch diejenigen Straftaten er- 
fasst, die nicht extremistisch sind, sich aber gegen eine Person auf- 
grund ihrer politischen Einstellung, Nationalität, Volkszugehörigkeit, 
„Rasse“, Hautfarbe, Religion, Weltanschauung, Herkunft, sexuellen 
Orientierung, Behinderung oder ihres äußeren Erscheinungsbildes 
bzw. ihres gesellschaftlichen Status richten, vgl. 6. Lagebericht, 
BVIL2.2, S. 261. 

Zu den klassischen Staatsschutzdelikten zählen folgende Straftatbe- 
stände: §§ 80-83, 84-86a, 87-91, 94-lOOa, 102-104a, 105-108e, 
109-109h, 129a, 129b, 234a und 241a des StGB, aber auch allgemei- 
ne Straftaten, die in Würdigung der gesamten Umstände der Tat und/ 
oder Einstellung des Täters Anhaltspunkte für eine politische Moti- 
vation geben. 
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Volkszugehörigkeit, Rasse, Hautfarbe, Religion oder Her- 
kunft geriehtet ist und die Tathandlung damit im Kausal- 
zusammenhang steht, bzw. sieh in diesem Zusammen- 
hang gegen eine Institution, eine Saehe oder ein Objekt 
riehtet. 

Seit Einführung des derzeit geltenden Definitions- und 
Erfassungssystems PKM konnte für das Jahr 2009 die 
niedrigste Anzahl fremdenfeindlieher Gewalttaten festge- 
stellt werden. Zeitgleieh wurde der zweitniedrigste Wert 
bei den fremdenfeindliehen Straftaten insgesamt erfasst. 

Allerdings war im Jahr 2009 aueh das erste Todesopfer 
fremdenfeindlieher reehter Gewalf seit 200 1 zu verzeieh- 
nen: ln einer Berufungsverhandlung vor dem Landgericht 
Dresden wurde einem 28-jährigen Angeklagten vorge- 
worfen, im Jahr 2008 eine 31-jährige ägyptische Staats- 
angehörige u. a. als „Islamistenschlampe“ beleidigt zu 
haben. Unmittelbar nach der Aussage der Geschädigten 
sprang der Angeklagte auf und stach mehrfach mit einem 
Messer auf sie ein. Das zum Zeitpunkt der Tat schwan- 
gere Opfer erlag noch im Gerichtssaal seinen Stich- und 
Schnittverletzungen. Der Täter ist am 1 1 . November 2009 
wegen Mordes zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe ver- 
urteilt worden; wobei die besondere Schwere der Schuld 
festgestellt wurde. Nach Auffassung des Gerichts han- 
delte der Täter aus Hass auf Ausländer. 

Bei der Begehung fremdenfeindlieher Straftaten wurden 
in dem Zeitraum von 2007 bis 2009 mit Abstand am häu- 
figsten Volksverhetzungsdelikte (§ 130 StGB) gefolgt 
von den Propagandadelikten (§§ 86, 86a StGB) verwirk- 
licht. Bei den fremdenfeindlichen Gewalttaten überwo- 
gen mit über 90 Prozent der Fälle die Körperverletzungs- 
delikte. 

Die Entwicklungen des fremdenfeindlichen Straftatenauf- 
kommens, sowie die Verteilung der entsprechenden Straf- 
und Gewalttaten auf die vier Phänomengereiche der 


PMK: „politisch motivierte Kriminalität - rechts“ (PMK- 
rechts)^®“, „politisch motivierte Kriminalität - links“ 
(PMK-links)^^', „politisch motivierte Ausländerkriminali- 
tät“ (PM-AK)^®2 und politisch motivierten Kriminalität - 
sonstige“ (PMK- sonstige) stellt sich für die Jahre 2007 
bis 2009 wie in der Tabelle unfen dar. 

Ausweislich dieser Übersicht kommen fremdenfeindliche 
Straftaten zwar in allen Phänomenbereichen vor, doch ist 
der ganz weit überwiegende Anteil dem Bereich der 
PMK-rechts zuzuordnen. So lag der Anteil der PMK- 
rechts an fremdenfeindlichen Sfraftafen 2009 bei rd. 
96,6 Prozenf (2008 = 96,8 Prozenf; 2007 = 95,9 Prozenf). 

Bei den politisch rechts motivierten fremdenfeindlichen 
Straftaten sind die Zahlen für das Jahr 2009 gegenüber 
dem Voijahr um rund 16 Prozenf und die politisch rechts 
fremdenfeindlichen Gewalttaten um rund 10,5 Prozent 
zurückgegangen. 

Demgegenüber ist das gesamte Strafaufkommen im Be- 
reich der PKM-rechts im Jahr 2009 nur um 4,7 Prozent 
auf 19 468 Taten gesunken. Dieser Rückgang darf jedoch 
nicht überschätzt werden, denn es handelt sich um den 
zweithöchsten Wert seit 2001. Unter den 19 468 Strafta- 
ten, die polizeilich erfasst wurden, sind 13 295 Propa- 


Zu politisch motivierter Kriminalität - rechts werden insbesondere 
Taten gezählt, bei denen völkisch-nationalistische, rassistische, sozi- 
aldarwinistische oder nationalsozialistische Motive als Tatursache er- 
kennbar sind. 

Politisch motivierter Kriminalität - links werden insbesondere Straf- 
taten zugeordnet, wenn sie kommunistische oder anarchistische Be- 
züge aufweisen, ohne dass die Tat die Zerstörung der freiheitlich-de- 
mokratischen Grundordnung zum Ziel haben muss. 

Als politisch motivierte Ausländerkriminalität werden u. a. Straftaten 
verstanden, wenn eine durch nichtdeutsche Herkunft geprägte Ein- 
stellung des Täters entscheidend für die Tatbegehung war und wenn 
sie darauf abzielen, die Verhältnisse im In- und Ausland zu beeinflus- 
sen. 


Fremdenfeindliche Straftaten 

2007 

2008 

2009 

PMK - rechts 

2.866 

2.950 

2.477 

davon Gewalttaten 

440 

409 

366 

PMK - links 

6 

5 

7 

davon Gewalttaten 

1 

2 

2 

PM-AK 

39 

37 

33 

davon Gewalttaten 

7 

6 

6 

PMK - sonstige 

78 

56 

47 

davon Gewalttaten 

9 

7 

9 

Gesamt 

2.989 

3.048 

2.564 

davon Gewalttaten 

457 

424 

383 
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gandadelikte und 959 Gewalttaten. Werden die Propa- 
gandadelikte jeweils außer Acht^^^ gelassen, so ist für die 
PKM-rechts in 2009 sogar ein leichter Anstieg 
(0,6 Prozent) der rechten Fallzahlen gegenüber dem Vor- 
jahr und der höchste Wert seit 2001 zu verzeichnen. 

12.2.2 Rechte Gewaltkriminalität, Rechts- 
extremismus und Gegenmaßnahmen 

12.2.2.1 Regionale Verteilung rechts motivierter 
Kriminalität 

Die meisten politisch rechts motivierten Gewalttaten er- 
eigneten sich 2009, absolut betrachtet, mit 173 (2008: 
1 65) registrierten Delikten in Nordrhein- Westfalen. 

Gemessen an der Einwohnerzahl kamen in Nordrhein- 
Westfalen jedoch im Jahr 2009 auf je 100 000 Einwohner 
insgesamt nur 1,0 Gewalttaten aus dem Bereich „politisch 
motivierte Kriminalität - rechts“. Hier belegen die 
Länder Sachsen- Anhalt (3,5 pro 100 000 Einwohner), 
Brandenburg (2,7 pro 100 000 Einwohner), Hamburg und 
Mecklenburg- Vorpommern (2,1 pro 100 000 Einwohner), 
Schleswig-Holstein (2,1 pro 100 000 Einwohner), Sach- 
sen (2,0 pro 100 000 Einwohner), sowie Berlin und Thü- 
ringen (je 1,9 pro 100 000 Einwohner) die vordersten 
Plätze der Statistik. Die niedrigsten Zahlen entfallen auf 
Bayern, Baden- Würthenberg und Hessen mit je 0,4 pro 
100 000 Einwohner. 

12.2.2.2 Rechtsextremistische Bestrebungen 
und Verdachtsfälle 

Die Verfassungsschutzbehörden^®^ stellten im Jahr 2009 
insgesamt einen erneuten Rückgang des rechtsextremisti- 
schen Personenpotenzials auf rund 26 600 (2008: 30 000) 
Personen fest. Der Rückgang resultiert aus der erneut ge- 
sunkenen Mitgliederzahl der „Deutschen Volksunion“ 
(DVU) auf 4 500 Personen (2008: 6 000) und einer leicht 
rückläufigen Mitgliederentwicklung bei der NPD, deren 
Mitgliederbestand rund 6 800 Personen (2008: 7 000) 
umfasst. Die NPD blieb auch 2008 gefährlichste Akteurin 
im rechtsextremistischen Spektrum. Bei den Kommunal- 
wahlen in Sachsen konnte die NPD mit rund 5,6 Prozent 
der Stimmen in alle zehn Kreistage einziehen und die 
Zahl ihrer dortigen Mandatsträger mehr als verdreifa- 
chen. Wenngleich der Verlusst von 90 071 Zweitstimmen 
gegenüber 2004 (9,2 Prozent; absolut: 190 909) einer na- 
hezu Halbierung der seinerzeit mobilisierten Wähler- 
schaft entspricht. Die NPD ist in Sachsen und Mecklen- 
burg-Vorpommern mit acht bzw. sechs Abgeordneten im 
Landtag vertreten. 


763 Wegen der erst zum 1 . Januar 2008 eingeführten bundeseinheitlichen 
Erfassung aus der von Unbekannt verübten Propagandadelikte 
grundsätzlich bei der PMK-rechts, ermöglicht nur das Außerachtlas- 
sen der Propagandadelikte einen aussagefähigen Vergleich der Jah- 
reszahlen der PMK-rechts von 2001 bis 2009. 

Bundesministerium des Innern. 

Bundesministerium des Innern. 

Bundesministerium des Innern. 


Das neonazistische Personenpotenzial ist auf rund 5 000 
(2008: 4 800) angestiegen. Die Zahl gewaltbereiter 
Rechtsextremisten sank mit dem Gesamttrend leicht auf 
rund 9 000 (2008: 9 500). ln der Neonazi-Szene sind ne- 
ben den „Freien Nationalisten“ auch die „Autonomen Na- 
tionalisten“ mit einem Personenpotenzial von mehr als 
zehn Prozent der gesamten Neonazi-Szene ein mittler- 
weile wichtiger und fester Bestandteil. Mit den „Autono- 
men Nationalisten“ hat sich damit eine Strömung im 
Rechtsextremismus etabliert, die bei rechtsextremisti- 
schen Demonstrationen - in Verbindung mit einem 
entsprechenden Auftreten gewaltbereiter linksextremisti- 
scher Gegendemonstranten - ein nicht zu unterschätzen- 
des Gewaltpotenzial darstellt. 

Die Präsenz von Rechtsextremisten im öffentlichen Raum 
zeigte sich 2009 an einer erhöhten Zahl von Demonstra- 
tionen. So stieg die Zahl neonazistischer Demonstratio- 
nen auf rund 143 (2008: 80), die der NPD oder ihrer Un- 
tergliederungen auf rund 95 (2008: rund 75).^®^ 

12.2.2.3 Menschenfeindliche Einstellung 

Feindseligkeiten gegenüber Menschen, die einer anderen 
Gruppe angehören, sind schon immer Teil von Vorurteil- 
strukturen gewesen. Rassismus, Sexismus, Fremdenfeind- 
lichkeit, Antisemitismus, Homophobie und seit einigen 
Jahren Islamophobie, die Abwertung von Arbeitslosen, 
von Obdachlosen oder die Herabsetzung von Behinderten 
sind Ausdruck von gruppenbezogener Menschenfeind- 
lichkeit. 

Negative Einstellungen gegenüber andersartigen Gruppen 
erschweren die Integration, behindern das friedliche Mit- 
einander und gefährden den Zusammenhalt einer Gesell- 
schaft.^®* Andersartigkeit kann nach dieser menschen- 
feindlichen Betrachtungsweise zu einer Abwertung bis 
hin zur Gewaltanwendung gegenüber Menschengruppen 
führen. ^®9 Einsfellungen, die als „Ideologie der Ungleich- 
heif“ eine Ungleichwertigkeif von Menschen begründen, 
können somif als Vorstufe für rechtsexfremisfische Gesin- 
nung bzw. als fypisches rechfsexfremisfisches Ideologiee- 
lement betrachtet werden.^^® Rassismus (Unterteilung und 
Abwertung von Menschengruppen aufgrund der Bewer- 
tung behaupteter biologischer Unterschiede), Antisemi- 
tismus (Sammelbezeichnung für alle Einsfelungen und 
Verhalfensweisen, die den als Juden geltenden Einzelper- 
sonen oder Gruppen aufgrund dieser Zugehörigkeit nega- 
tive Eigenschaften unterstellen, um damit eine Abwer- 
tung, Benachteiligung, Verfolgung oder Vernichtung 
ideologisch zu rechtfertigen^^') oder Fremdenfeindlich- 
keit (Abwehr von Konkurrenz um Positionen, Plätze etc. 


Ebd. 

768 Ygi dazu ausführlich: Heitmeyer, Wilhelm: Individuelle Desintegra- 
tionsprozesse und gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit - Ihre 
Relevanz für sozialräumliche Entwicklungen, in: vhw FW 4, 2007 
S. 171. 

769 Ebd. 

770 Ygi Prahl-Taughber, Armin: Rechtsextremismus in der Bundesrepu- 
blik, München 1999, S. 14. 

771 Vgl. Prahl-Taughber, Armin: Ideologische Erscheinungsformen des 
Antisemitismus, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 3 1/2007, S. 5. 
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aufgrund anderer ethnischer Herkunft) sind verschiedene 
Ausdrucksformen rechtsextremistischer Ideologien.^^2 

12.2.2.4 Maßnahmen der Bundesregierung: 
Bundesprogramme und Initiativen 
der Bundesministerien 

Die Bundesregierung misst der präventiven und repressi- 
ven Auseinandersetzung mit fremdenfeindlichen Erschei- 
nungsformen eine zentrale Bedeutung zu.^^^ Fremdenfeind- 
lichkeit bedeutet für einen Rechtsstaat eine kontinuierliche 
Herausforderung. Die Bundesregierung stärkt daher die 
politische Bildung und unterstützt die Zivilgesellschaft 
durch vielfältige Programme. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend fordert mit insgesamt 24 Mio. Euro pro Jahr 
Programme, die im Kampf gegen den Rechtsexfremis- 
mus, Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit alle ge- 
sellschaftlichen Kräfte partnerschaftlich einbinden und 
vor allem Kinder und Jugendliche als Zielgruppe anspre- 
chen. 

12.2.2.5 VIELFALT TUT GUT. Jugend für Vielfalt, 
Toleranz und Demokratie 

Zum 1. Januar 2007 wurde das Bundesprogramm 
„VIELFALT TUT GUT. Jugend für Vielfalt, Toleranz und 
Demokratie“ aufgelegt. Dieses Programm knüpft an die 
Erfahrungen und Ergebnisse aus dem 2006 ausgelaufenen 
Aktionsprogramm der Bundesregierung „Jugend für To- 
leranz und Demokratie - gegen Rechtsexfremismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus“ an. 
„VIELFALT TUT GUT“ ist langfristig angelegt. Die 
erste Programmphase läuft bis Ende 2010. 

Lokale Aktionspläne 

ln 90 Kommunen (Städten, Gemeinden, Landkreisen) 
werden lokale Aktionspläne gefordert. Lokale Aktions- 
pläne sind konkrete, vor Ort ausgearbeitete und umge- 
setzte Konzepte, die Vielfalt, Toleranz und Demokratie 
vor allem unter den jugendlichen Einwohnerinnen und 
Einwohnern stärken sollen. Hier arbeiten die Kommunen 
und die lokalen Akteurinnen und Akteure der Zivilgesell- 
schaft - von den Sozialpartnern, den Kirchen über Ver- 
eine und Verbände bis hin zu engagierten Bürgerinnen, 
Bürgern und Jugendlichen - eng zusammen. Sie entwi- 
ckeln gemeinsam eine Strategie gegen rechtsextreme, 
fremdenfeindliche und antisemitische Tendenzen vor Ort 
und setzen sie dann zusammen im lokalen Begleitaus- 
schuss in Aktionen und Projekte um. Es werden durch- 
schnittlich 20 Einzelprojekte in einem lokalen Aktions- 


Fn. 719. Vgl. Zudem ausführlich und näher Prahl-Taughber, Armin: 
Gemeinsamkeiten im Denken der Feinde einer offenen Gesellschaft. 
Strukturmerkmale extremistischer Ideologien, in: ders. (Hrsg.), Jahr- 
buch für Extremismus- und Terrorismusforschung 2009/2010, Brühl/ 
Rheinland 2010, S. 9-32 sowie Jaschke, Hans Gerd: Politischer Ex- 
tremismus, Schriftenreihe der Bundeszentrale für politische Bildung 
(Band 621), Bonn 2010. 

Bundesministerium des Innern, Verfassungsschutzbericht 2008, Ber- 
lin, S. 24. 


plan pro Jahr unterstützt. Insgesamt wurden bisher ca. 
4 500 Einzelprojekte durch die lokalen Aktionspläne ge- 
fordert. 

Modellprojekte 

Die 90 im Bundesprogramm geforderten, regionalen und 
überregionalen Modellprojekte verfolgen innovative An- 
sätze zur Bekämpfung von Rechtsexfremismus, Fremden- 
feindlichkeif und Antisemitismus. Sie teilen sich auf vier 
Themencluster auf: 

1. Auseinandersetzung mit historischem und aktuellem 
Antisemitismus 

2. Arbeit mit rechtsextremistisch gefährdeten Jugendli- 
chen 

3 . Präventions- und Bildungsangebote für die Einwande- 
rungsgesellschaft 

4. früh ansetzende Prävention 

Die Hauptzielgruppen des Bundesprogramms sind Ju- 
gendliche in strukturschwachen Regionen und Kommu- 
nen, männliche Jugendliche aus bildungsfemen Milieus 
mit Affinität zu Fremdenfeindlichkeit, Kinder und jün- 
gere Jugendliche, Migranten, Eltern, Erzieher, Lehrer und 
Sozialpädagogen, Multiplikatoren sowie lokal einfluss- 
reiche und deutungsmächtige Akteursgruppen. Für das 
Bundesprogramm „VIELFALT TUT GUT“ stehen 
19 Mio. Euro pro Haushaltsjahr zur Verfügung. 

Evaluierungsergebnisse 

Die Zwischenergebnisse der wissenschaftlichen Beglei- 
tungen dokumentieren, dass die Entwicklung integrierter 
lokaler Präventionsstrategien erfolgreich gewesen ist. 

Mit den lokalen Aktionsplänen wurde die lokale Vernet- 
zung und Verankerung der Handlungskonzepte in den be- 
teiligten Regionen angestoßen. Die Integration lokaler 
Strategien durch eine intensive Vernetzung und die Ko- 
operation von Kommunen und Zivilgesellschaft haben 
produktive Entwicklungen anstoßen und die wechselsei- 
tige Anerkennung befördern können. Dies gilt insbeson- 
dere für die Begleifausschüsse. Im Bereich der Sfärkung 
der Zivilgesellschaft lässt sich konstatieren, dass Vernet- 
zungen befördert werden und an Qualität gewinnen. Auch 
innerhalb von Verwaltungen lassen sich Hinweise auf 
positive Veränderungen im Sinne von ressortübergreifen- 
dem Austausch und gemeinsamen Planungen von Projek- 
ten finden, beispielsweise in Kooperation zwischen 
Kultur-, Jugend- und Bildungsressort. 

Gleichwohl werden zuständigkeitsbedingte Grenzen the- 
matisiert, so dass in Bezug auf Vernetzungen innerhalb 
der Verwaltung weiterer Entwicklungsbedarf gesehen 
wird. 

Es fanden bereits viel versprechende Modellerprobungen 
im Feld der Prävention von Rechtsextremismus und des 
Demokratielemens statt. Die Modellprojekte agieren eng 
verzahnt mit Schulen sowie Organisationen und Institu- 
tionen der Kinder- und Jugendhilfe, im Besonderen mit 
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Kindertageseinrichtungen, Kinder- und Jugendfreizeitein- 
richtungen sowie zuständigen Stellen der kommunalen 
Verwaltung. Die Vernetzung mit anderen Projekten inner- 
halb der Themencluster und anderen Programmteilen ist 
auf fachlicher und regionaler Ebene verbreitet. Die inten- 
sive Kooperation erweist sich als eine erfolgreiche Strate- 
gie, um einen gegenseitigen Nutzen zu erreichen. Sie ist 
auch eine verbreitete Strategie, um die Nachhaltigkeit der 
Projektaktivitäten anzustreben. 

Die Gesamtberichte der wissenschaftlichen Begleitungen 
für 2009 liegen vor und sind auf der Programm-lntemet- 
seite www.vielfalt-tut-gut.de veröffentlicht. 

12.2.2.6 Bundesprogramm „kompetent, für 
Demokratie - Beratungsnetzwerke 
gegen Rechtsextremismus“ 

Mit dem Bundesprogramm „kompetent, für Demokrafie - 
Beratungsnefzwerke gegen Rechtsexfremismus“ verfolgf 
das Bundesminisferium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMFSFJ) das Ziel, mif sachkundiger Beratung 
und Hilfe lokale Initiativen gegen rechtsextreme Aktivitä- 
ten zu unterstützen. Dazu wurde in jedem Bundesland ein 
Beratungsnetzwerk gebildet. Eine Landeskoordinierungs- 
stelle bzw. eine Erstkontaktstelle steuert und verknüpft 
dieses Netzwerk. Aus dem Pool von Expertinnen und Ex- 
perten des Beratungsnetzwerks wird dann ein mobiles 
Beratungsteam gebildet. Das Beratungsteam hilft nicht 
nur schnell und unmittelbar vor Ort bei der Lösung von 
Problemen, sondern sucht auch nach dauerhaften Aus- 
wegen. Die aktuelle Programmphase endet 2010. Das 
Bundesprogramm „kompetent, für Demokratie - Bera- 
tungsnetzwerke gegen Rechtsextremismus“ ergänzt das 
präventiv-pädagogisch ausgerichtete Programm 
„VIELFALT TUT GUT. Jugend für Vielfalt, Toleranz und 
Demokratie“ und wird mit 5 Mio. Euro jährlich finan- 
ziert. 

Zwischenergebnisse 

Nach den Zwischenergebnissen der wissenschaftlichen 
Begleitungen wurde mit der Etablierung der landesweiten 
Beratungsnetzwerke in den Ländern eine Lücke in der 
Zusammenarbeit zwischen staatlichen und nichtstaatli- 
chen Akteuren geschlossen. 

Die Beratungsprozesse werden beiderseits, von den Bera- 
tern sowie den Beratungsnehmem, hinsichtlich des Errei- 
chens der verabredeten Zielstellungen überwiegend als 
erfolgreich eingeschätzt. Insbesondere dort, wo es ge- 
lingt, im Gespräch mehrdimensionale Problemlagen in 
klar konturierte Teilprobleme zu zerlegen sowie Leit- und 
Handlungsziele und Strategien zum Vorgehen zu verabre- 
den, kann in der Regel ein hoher Konsens zwischen Bera- 
tern und Beratungsnehmem erzielt werden. Die Verstän- 
digung hinsichtlich der Leitziele (d. h. Sensibilisieren 
z. B. der Lehrer- und Schülerschaft, der Vereinsmitglieder 
oder der Mitglieder einer Gemeinde sowie die Aktivie- 
rung zusätzlicher Akteure im erweiterten Fallkontext) ist 
hingegen nicht immer zu erwirken. Hier kollidieren u. a. 
komplexe Vor-Ort-Bedingungen mit der Programmvor- 


gabe einer kurzfristigen Intervention. Es sind unter Um- 
ständen längerfristige Beratungsprozesse notwendig. 

Die Gesamtberichte der wissenschaftlichen Begleitungen 
für 2009 liegen vor und sind auf der Programm-lnfemef- 
seife www.kompefent-fuer-demokratie.de veröffentlicht. 

12.2.2.7 Bundesprogramm XENOS 

Seit dem Jahr 2001 wird das Bundesprogrmm XENOS 
durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) und den Europäischen Sozialfonds (LSF) geför- 
dert. XENOS ergänzt mit seiner arbeitsmarktlichen Aus- 
richtung und Strategie bestehende initiativen und Pro- 
gramme gegen Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus 
auf Bundes- und Länderebene. 

Im Vergleich zur Förderperiode 2000 bis 2006 hat das 
BMAS für die Förderperiode 2007 bis 2013 das Miffelvo- 
lumen von 75 Mio. Euro auf 225 Mio. Euro erhöht, ln ei- 
ner ersten Förderrunde werden seit Ende 2008 bundes- 
weit mehr als 250 XENOS-Projekte gefördert. Eine 
zweite Förderrunde startet im Jahr 2011 mit einer ver- 
gleichbaren Anzahl von Projekten. 

Projekte im Rahmen von XENOS müssen dabei zwei As- 
pekte miteinander verbinden: Arbeitsmarktbezogene Maß- 
nahmen sollen inhaltlich und/oder methodisch-didaktisch 
mit toleranz- und demokratiefÖrdemden Aktivitäten ge- 
koppelt werden. Erfolgsversprechende Ansatzpunkte bie- 
ten beispielsweise „Lemorte“ (wie z. B. Berufsschulen, 
Einrichtungen der Berufsorientierung, Betriebe, öffentliche 
Verwaltungen, Polizei und Justiz). Aber auch Kommunen, 
der ländliche Raum und die Grenzregionen zu mittel- und 
osteuropäischen Staaten stellen wichtige sozialräumliche 
Ansatzpunkte für XENOS-Projekfe, denn auch hier können 
Brermpunkfe von Migrationskonflikten liegen. 

Die Interventionen sollen die arbeitsmarktrelevanten 
Handslungs- und Schlüsselkompetenzen, wie die Be- 
schäftigungsfähigkeit, alltags- und berufsbezogene Sozi- 
alkompetenzen und interkulturelle Kompetenzen, von be- 
nachteiligten Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit 
und ohne Migrationshintergrund verbessern. Sie sollen 
aber auch zum Aufbau gegenseitigen Verständnisses bei- 
tragen und durch das gemeinsame Lernen und Arbeit den 
Einstieg in den Arbeitsmarkt und die Integration in die 
Gesellschaft nachhaltig unterstützen. Erwachsene werden 
bei der Präventionsarbeit stärker in den Foks genommen 
als bisher. Einbezogen wird auch die Zielgruppe der (ehe- 
maligen) Strafgefangenen, insbesondere mit dem Ziel der 
beruflichen Integration bildungsbenachteiligter jugendli- 
cher Straftäter. 

Das XENOS- Programm wird durch ein Konsortium der 
Lawaetz- Stiftung Hamburg evaluiert. Hierfür werden 
u. a. Expertengespräche geführt und Fallstudien erstellt. 
Die Evaluation läuft von März 2010 bis Dezember 2012. 

Im Rahmen des XENOS-Sonderprogramms „Ausstieg 
zum Einstieg“ soll der arbeitsmarktrechtliche Aspekt bei 
der Ausstiegsberatung gezielt gefördert werden. Im Fo- 
kus stehen Aussteigerinitiativen und Aktionen, die vor 
Ort rechtsextremen Tendenzen entgegenwirken und neue 
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Ideen entwickeln, um Ausstiegswilligen zu helfen, wieder 
in die Gesellschaft, Arbeit und Ausbildung zu gelangen. 
Das Sonderprogramm hat ein Gesamtvolumen von rund 
8 Mio. Euro. Das BMAS stellt 5 Mio. Euro aus Mitteln 
des Europäischen Sozialfonds und knapp 2 Mio. Euro aus 
eigenen Bundesmitteln zur Verfügung. Seit April 2009 
werden insgesamt 16 Aussteigerinitiativen gefordert. 

12.2.2.8 Initiative „Orte der Vielfalt“: eine 
bundesweite kommunikative Strategie 
zur Stärkung von Vielfalt, Toleranz und 
Demokratie 

Mit der bundesweiten Initiative „Orte der Vielfalt“ unter- 
stützt und fordert das BMFSFJ das Engagement der de- 
mokratischen Kräfte in Kommunen, Landkreisen und Zu- 
sammenschlüsse von Gebietskörperschaften zur Stärkung 
von Vielfalt, Toleranz und Demokratie. 

Die Initiative trägt mit ihrer Arbeit dazu bei, Bedingun- 
gen zu schaffen, unter denen Deutsche und Migrantinnen 
und Migranten gut miteinander Zusammenleben, das Ver- 
ständnis füreinander gefordert und Fremdenfeindlichkeit 
entgegengetreten wird. Insbesondere aus diesem Grund 
unterstützt die Beauftragte die Initiative „Orte der Viel- 
falt“. 

Als Zeichen der Anerkennung werden Gebietskörper- 
schaflen, die sich besonders für Vielfalf, Toleranz und 
Demokratie engagieren, Schilder übergeben, die an zen- 
traler Stelle aufgestellt werden und sie als beispielhaften 
Ort der Vielfalt ausweisen. Für die Teilnahme ist die Un- 
terzeichnung einer Erklärung für Vielfalt, Toleranz und 
Demokratie Teilnahmevoraussetzung. 

Insgesamt wurden bisher 159 Gemeinden, Städte und 
Kreise mit dem Titel „Orte der Vielfalt“ ausgezeichnet. 
Darunter befinden sich 2 138 einzelne Gemeinden in de- 
nen insgesamt 22,7 Millionen Einwohnerinnen und Ein- 
wohner leben. 

12.2.2.9 Bündnis für Demokratie und Toleranz - 
gegen Extremismus und Gewalt 

Das „Bündnis für Demokratie und Toleranz - gegen Ex- 
tremismus und Gewalt“ (BfDT) wurde am 23. Mai 2000 
von den Verfassungsministerien (Bundesministerium des 
Innern und Bundesministerium der Justiz) ins Leben ge- 
rufen. Der Auftrag des BfDT ist es, zivilgesellschaftliches 
Engagement zu bündeln, zu vernetzen und öffentlich zu 
machen. Als Ansprechpartner und Impulsgeber steht es 
allen zivilgesellschaftlichen Aktiven im Bereich der prak- 
tischen Demokratie- und Toleranzförderung zur Seite. 
Das von einem 20-köpfigen Beirat gesteuerte Bündnis 
identifiziert gemeinsam mit den Akteuren vor Ort Pro- 
blemstellungen und entwickelt möglichst konkrete Lö- 
sungsstrategien. Darüber hinaus vermittelt das Bündnis 
Kontakte zu anderen Projekten und hilft beim Aufbau ei- 
nes Netzwerks von Initiativen mit ähnlichen Anliegen. 
Entscheidend ist dabei der Transfergedanke: Best- 


http://www.orte-der-vielfalt.de.Vgl. dazu 7. Lagebericht, S. 113. 


Practice-Projekte und bewährte Konzepte werden in an- 
dere Regionen übertragen und können damit für neue 
Themensfellungen unfersfüfzend hinzugezogen werden. 
Darüber hinaus sollen vorbildliche Projekfe bekannf und 
öffentlich gemacht werden, indem sie u. a. auf der Inter- 
netpräsens des Bündnisses in Form einer Kompetenzkarte 
für Deufschland dargesfellt werden. Neben seinen fradi- 
tionellen Kemakfivitäten, dem jährlichen Jugendkongress 
zum Verfassungsfag mit mehr als 400 Jugendlichen aus 
ganz Deutschland mit dem Höhepunkt der Verleihung der 
Auszeichnung „Botschafter für Demokratie und Tole- 
ranz“ und dem Best-Practice -Wettbewerb „Aktiv für De- 
mokratie und Toleranz“ entwickelte das Bündnis in den 
letzten Jahren zudem neue Themenschwerpunkte und ist 
auf verschiedenen Feldern der praktischen Demokratie- 
und Toleranzförderung aktiv. 

12.2.2.10 Bundeszentrale für politische Bildung 

Die Bundeszentrale für politische Bildung (BpB) hat die 
Aufgabe, durch Maßnahmen der politischen Bildung Ver- 
ständnis für politische Sachverhalte zu fördern, das de- 
mokratische Bewusstsein zu festigen und die Bereitschaft 
zur politischen Mitarbeit zu stärken. Diesem Bildungs- 
auftrag kommt sie auch mit Blick auf die Bevölkerung 
mit Migrationsgeschichte nach. Im Vordergrund steht 
hierbei das Anliegen, die in Deutschland lebenden Mi- 
grantinnen und Migranten stärker an der Zivilgesellschaft 
zu beteiligen. Denn Engagement schafft sozialen Zusam- 
menhalt und ist ein wichtiger Faktor der Integration. Die 
Bundeszentrale für polifische Bildung enfwickelf daher 
eine breife Palette an Angebofen. Dazu gehören beispiel- 
haft: 

- Zielgruppenspezifische didaktische Materialien der 
politischen Bildung für den Einsafz im Schulunfer- 
richt, die sich an den Themeninferessen von jugendli- 
chen Migrantinnen und Migranten orientieren. 

- Partizipationsprojekte für Jugendliche mit Migrations- 
hintergrund, bei denen sie lernen und erfahren, wo ihre 
Stärken liegen und dass sie selbst etwas bewegen kön- 
nen. 

- Das „Zukunftsforum Islam“ wird bereits seit mehreren 
Jahren regelmäßig durchgeführt. Es stellt ein Forum 
für muslimische Infelekfuelle bereif, um sich über 
Grundfragen des eigenen religiösen, professionellen 
und polifischen Engagements auszutauschen. 

- Eine Förderung von zwei umfassenden dreijährigen 
Modellprojekten zur Ausbildung von Migranten-El- 
tem-Lotsen. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit der BpB liegt auf 
der Auseinandersetzung mit Extremismus und Fremden- 
feindlichkeit. Neben der Projektarbeit mit Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen werden Publikationen, Informa- 
tionen und Materialien für Muliplikatorinnen und Multi- 
plikaforen bereif gesfellt, der Ausbau von Nefzwerken 
unferstüfzf sowie zur Professionalisierung der ehrenamtli- 
chen Arbeitin diesem Bereich beigetragen. Auch die his- 
torisch-politische Bildungsarbeit der BpB setzt sich kon- 
tinuierlich mit der Geschichte des Nationalsozialismus 
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auseinander und stellt einen Baustein für die reflexive 
Auseinandersetzung mit Formen der Fremdenfeindlich- 
keit dar. 

Die Bundeszentrale fordert darüber hinaus bundesweit 
die Veranstaltungen von ca. 400 Trägem der politischen 
Bildung. Diese haben im vergangenen Jahr 202 Veran- 
staltungen durchgeführt, die sich explizit an Menschen 
mit Migrationshintergmnd gewendet haben. Zum The- 
menfeld „Migration, Integration“ wurden 124 Veranstal- 
tungen angeboten. 

12.2.2.11 Nationaler Aktionsplan zur 

Bekämpfung von Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit und 
Antisemitismus 

Entsprechend § 191a der Erklämng und des Aktionsplans 
von Durban („Durban Declaration and Programme of Ac- 
tion“) sind die beteiligten Staaten der 3. Weltkonferenz 
gegen Rassismus der Vereinten Nationen im Jahr 2001 
gehalten. Nationale Aktionspläne aufzulegen und darüber 
Bericht zu erstatten. Die Bundesregierang kam dieser 
Verpflichtung nach und hat einen „Nationalen Aktions- 
plan zur Bekämpfung von Rassismus, Fremdenfeindlich- 
keit, Antisemitismus und darauf bezogene Intoleranz“ 
(NAP) im Oktober 2008 erstellt. 

Dieser Aktionsplan versteht sich als Dokumentation der 
ganzheitlichen Herangehensweise im Interesse einer wir- 
kungsvollen Prävention und zum Schutz von Gewalt und 
Diskriminierung. Er zeigt die vielfältigen laufenden Ini- 
tiativen und Programme und beschreibt die Anstrengun- 
gen und Maßnahmen, um insbesondere durch eine Förde- 
rung und Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts 
rassistischen, fremdenfeindlichen und diskriminierenden 
Besfrebungen den Boden zu enfziehen. Nichfregierangs- 
organisationen in Deufschland haben Krifik an diesem 
Aktionsplan geübt, wobei es zu etlichen Themen in der 
Zivilgesellschaft keinen Konsens gibt. Dies erklärt sich 
aus der Komplexität der Themen und ihrer Wirkung in 
alle gesellschaftliche Bereiche hinein. Die Bundesregie- 
rung nimmt die Hinweise ernst. Sie hat stets betont, dass 
der NAP nicht statisch ist, sondern der laufenden Evaluie- 
rung und erforderlichenfalls einer Fortschreibung ver- 
schiedener Aspekte, auch in Konsultation mit Nichtregie- 
rungsorganisationen, bedarf Entsprechend hat sie den 
Dialog mit Nichtregierangsorganisationen über die Wei- 
terentwicklung von im NAP angesprochenen verschiede- 
nen Aspekten der Rassismusbekämpfung aufgenommen. 

Vom 20. bis 24. April 2009 fand in Genf die Durban- 
Überprüfungskonferenz („Durban Review Conference“) 
statt, die zum Ziel hatte, die Umsetzung der Erklärung 
und des Aktionsprogramms von Durban 2001 zu überprü- 
fen und weitere Maßnahmen zur Bekämpfung von Ras- 
sismus zu entwickeln. Die Bundesregierung entschloss 
sich jedoch, nicht an der Konferenz teilzunehmen, da Be- 
denken bestanden, dass diese von einigen Staaten zur 
Durchsetzung von Interessen missbraucht werden sollte, 
die keinen Bezug zur internationalen Rassismusbekämp- 
füng haben. Gleichwohl trägt Deutschland das Ab- 
schlussdokument der Konferenz mit, an dessen Verhand- 


lung die Bundesregierung im Vorfeld der Konferenz aktiv 
beteiligt war. Außerdem bleibt die internationale Rassis- 
musbekämpfung ein vordringliches Anliegen der deut- 
schen Menschenrechtspolitik. Für die Umsetzung des 
Durban-Aktionsprogramms ist es wichtig, den Durban- 
Prozess zu entpolitisieren und durch Maßnahmen wie ei- 
nem internationalen Best-practice-Vergleich und dem 
Aufbau einer Datenbank einen substanziellen Beitrag zur 
internationalen Rassismusbekämpfung zu leisten. 

12.3 Kriminalität 

Die Kriminalitätsbelastung von Personen mit Migrations- 
hintergrand steht häufig im Fokus der gesellschaftlichen 
Infegrationsdebatte. Im Berichtszeitraum schlug der Fall 
der sogenannten „Münchner U-Bahn-Schläger“ hohe 
Wellen, die im Dezember 2007 einen 76-jährigen Mann 
lebensgefährlich verlefzf hatten, weil er sie auf das 
Rauchverbot in der U-Bahn hingewiesen hatte. Beide Tä- 
ter waren Jugendliche aus Zuwandererfamilien.'^^^ 

Hinweise darauf, wie hoch die Kriminalitätsbelastung der 
Personen mit Migrationshintergmnd tatsächlich ist, geben 
als wichtigste Datenquellen die Polizeiliche Kriminalsta- 
tistik (PKS)^’'^, die Strafverfolgungsstatistik^^^ sowie Un- 
tersuchungen kriminologischer Forschungseinrichtun- 
gen. Einen guten Überblick über die Datenlage sowie 
eine ausführliche Interprefation der Dafen lieferf der 
Zweife Periodische Sicherheifsbericht^^*, der vom Bun- 
desminisferium des Innern und dem Bundesminisferium 
der Justiz gemeinsam herausgegeben wurde. 

12.3.1 Polizeiliche Kriminalstatistik und 
Strafverfolgungsstatistik 

Erkenntnisse über die von den Behörden registrierte Kri- 
minalität ergeben sich vor allem aus der Polizeilichen 
Kriminalstatistik und der Strafverfolgungsstatistik. 

Die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) erfasst jährlich 
die der Polizei bekannt gewordenen und durch sie ab- 
schließend bearbeiteten Straftaten. Sie enthält die gesam- 
melten Erkenntnisse bis zum Abschluss der polizeilichen 
Ermittlungen. Informationen darüber, ob die Staatsan- 
waltschaften in den aufgelisteten Fällen ein Verfahren 
eingeleitet und/oder die Gerichte eine Verurteilung ausge- 
sprochen haben, gehen aus der PKS nicht hervor. Die in 
der PKS geführten Tatverdächtigen sind also nicht not- 
wendigerweise Täter. Als Tatverdächtiger ist man noch 
nicht strafrechtlich Verurteilter. Erst wenn die Verurtei- 
lung ausgesprochen ist, kann man von einem „Kriminel- 
len“ sprechen. 


775 Ygi www.spiegel.de/panorama/justiz/0,15 18,525 153, 00. html. 

776 Ygi Bundesministerium des Innern: Polizeiliche Kriminalstatistik 
2009, Berlin 2010. 

777 Ygl. Statistisches Bundesamt: Rechtspflege. Strafverfolgung. Fach- 
serie 10, Reihe 3, Wiesbaden 2009 .Vgl. auch Statistisches Bundes- 
amt: Lange Reihen zur Strafverfolgungsstatistik. Verurteilte nach 
ausgewählten Straftaten, Geschlecht und Altersgruppen (Früheres 
Bundesgebiet einschl. Berlin-West, seit 1995 einschl. Gesamt-Ber- 
lin), Wiesbaden 2007. 

Bundesministerium des Innern, Bundesministerium der Justiz: Zwei- 
ter Periodischer Sicherheitsbericht, Berlin 2006. 
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Die wie die PKS jahresbezogene Strafverfolgungsstatistik 
umfasst Angeklagte, gegen die Strafbefehle erlassen wur- 
den bzw. deren Strafverfahren durch Urteil oder Einstel- 
lungsbeschluss rechtskräftig abgeschlossen worden sind. 
Die Strafverfolgungsstatistik enthält auch die strafge- 
richtlichen Entscheidungen (v. a. Verurteilung, Freispruch 
oder Verfahrenseinstellung) sowie die verhängten Sank- 
tionen. 

Strafverfahren gegen nichtdeutsche Tatverdächtige von 
der Anzeige bis zur rechtskräftigen Entscheidung wurden 
bislang nur vereinzelt analysiert. Auch können Tatver- 
dächtigenzahlen in der PKS mit den Verurteiltenzahlen in 
der Strafverfolgungsstatistik aufgrund der unterschiedli- 
chen Erfassungsmethoden nur bedingt miteinander ver- 
glichen werden. 

Die Aussagekraft von PKS und Strafverfolgungsstatistik 
ist zudem dadurch eingeschränkt, dass sie lediglich die 
angezeigten Straftaten - also das sogenannte Hellfeld der 
Kriminalität - umfassen. Das Dunkelfeld - den Strafver- 
folgungsbehörden nicht bekannt gewordene Taten - wird 
dort nicht erfasst. Zur Aufhellung des Dunkelfelds sind 
gesonderte Untersuchungen - sogenannte Dunkelfeld- 
analysen - notwendig. Der Umfang der angezeigten 
Straftaten ist abhängig vom Anzeigeverhalten der Bevöl- 
kerung sowie der Kontrollintensität der Polizei. Aus ver- 
schiedenen Untersuchungen ist bekannt, dass Auslände- 
rinnen und Ausländer häufiger angezeigt und kontrolliert 
werden als Personen ohne erkennbaren Migrationshinter- 
grund. Demnach liegt die Anzeigequote bei nichtdeut- 
schen Tätern im Vergleich zu deutschen um bis zu 
18 Prozent höher.''*' 

Laut PKS ist der Anteil der nichtdeutschen Tatverdächti- 
gen nach einem Anstieg zu Beginn der 1990er Jahre seit 
1993 stark und kontinuierlich von 33,6 Prozent auf 
21,3 Prozent im Jahr 2009 gesunken. Dies bedeutet einen 
Rückgang um fast 40 Prozent . '*2 Ein ähnliches Bild zeigt 
die Strafverfolgungsstatistik: Zwischen 1993 und 2008 
sank im früheren Bundesgebiet der Anteil der Nichtdeut- 


Zur Relation von Tatverdacht und Strafverfolgung vgl. Bundesminis- 
terium des Innern, Bundesministerium der Justiz: Zweiter Periodi- 
scher Sicherheitsbericht, Berlin 2006, S. 418 f 
780 einen Vergleich zwischen Kriminalstatistiken und Dunkelfeldun- 
tersuchungen vgl. Schulz, Felix: Die Entwicklung der Delinquenz 
von Kindern, Jugendlichen und Heranwachsenden in Deutschland: 
Eine vergleichende Analyse von Kriminalstatistiken und Dunkelfeld- 
untersuchungen zwischen 1950 und 2000, Berlin-Münster-Wien-Zü- 
rich-London 2007. Vgl. auch Raithel, Jürgen/Mansel, Jürgen: Krimi- 
nalität und Gewalt im Jugendalter: Hell- und Dunkelfeldbefunde im 
Vergleich, Weinheim 2003. Zu Dunkelfeld und selbst berichteter De- 
linquenz bei Zuwanderem vgl. Bundesministerium des Innern, Bun- 
desministerium der Justiz: Zweiter Periodischer Sicherheitsbericht, 
Berlin 2006, S. 415-417. 

Mansel, Jürgen/Albrecht, Günter: Die Ethnie des Täters als ein Prä- 
diktor für das Anzeigeverhalten von Opfern und Zeugen. In: Soziale 
Welt, 2003, 54, S. 339-372.Vgl. auch Mansel, Jürgen: Konfliktregu- 
lierung bei Straftaten - Variation des Anzeigeverhaltens nach der 
Ethnie des Täters. In: Groenemeyer, Axel/Mansel, Jürgen (Hrsg.): 
Die Ethnisierung von Alltagskonflikten, Opladen 2003. 
Bundesministerium des Innern: Polizeiliche Kriminalstatistik 2009, 
Berlin 2010, S. 27. Der tatsächliche Rückgang ist sogar noch etwas hö- 
her zu bewerten, da der Ausländeranteil an der Gesamtbevölkerung im 
Jahr 1993 mit 8,5 Prozent niedriger lag als heute (8,9 Prozent). 


sehen an den Verurteilten von 29,1 Prozent auf 

21.8 Prozent; in Deutsehland insgesamt lag er 2008 bei 

19.9 Prozent.^** 

Dennoeh liegt ein Anteil niehtdeutseher Tatverdäehtiger 
bzw. Verurteilter von etwa 21 Prozent - so seheint es auf 
den ersten Bliek - naeh wie vor deutlieh über dem Anteil 
der Ausländerinnen und Ausländer an der Gesamtbevöl- 
kerung von 8,9 Prozent.^*"' Aus der bloßen Zahl der nieht- 
deutsehen Tatverdäehtigen lassen sieh aber keine Aussa- 
gen über die Kriminalitätsbelastung der ausländisehen 
Wohnbevölkerung in Deutsehland ableiten. Der Vergleieh 
täuseht, denn in der Bevölkerungsstatistik sind Auslän- 
der, die sieh nur kurzfristig als Besueher oder Touristen, 
als Grenzpendler, als Migranten ohne legalen Aufent- 
haltsstatus oder als Angehörige von Stationierungsstreit- 
kräften in Deutsehland aufhalten, nieht erfasst. Wenn zu 
dieser Gruppe zählende ausländisehe Personen in 
Deutsehland aber tatverdäehtig oder verurteilt werden, 
werden sie in der Statistik als Niehtdeutsehe Tatverdäeh- 
tige ausgewiesen. 

Deshalb werden in PKS und Strafverfolgungsstatistik die 
Belastungszahlen - also das Verhältnis von statistiseh er- 
fassten Tatverdäehtigen bzw. Verurteilten zur Wohnbe- 
völkerung - amtlieh nur für die Deutsehen bereehnet. Es 
wäre statistiseh nieht zulässig, eine Gruppe (hier die 
durehreisenden Ausländerinnen und Ausländer, Touris- 
ten, Grenzpendler, Migranten ohne legalen Aufenthalts- 
status ete.) in Relation zu einer Gesamtgruppe (hier die 
Wohnbevölkerung) zu setzen, der sie nicht angehört. 

Des Weiteren sind in den genannten Statistiken auch 
Straftaten nach dem Aufenthalts- und dem Asylverfah- 
rensgesetz enthalten, die ganz überwiegend nur von Aus- 
länderinnen und Ausländem begangen werden können. 
Hierzu zählen Verstöße gegen die Residenzpflicht für 
Asylbewerber, Verstöße gegen Visabestimmungen, uner- 
laubte Einreise, unerlaubter Aufenthalt etc. Ohne auslän- 
derspezitische Delikte reduziert sich der Tatverdächtigen- 
anteil Nichtdeutscher im Jahr 2008 auf 19,2 Prozent,^*^ 
ihr Verurteiltenanteil auf 19,0 Prozent.^*^ 

Würden nur diejenigen Nichtdeutschen, die melderecht- 
lich geführt werden und damit der Wohnbevölkerang in 
Deutschland zuzurechnen sind, berücksichtigt, und wer- 
den zudem Straftaten, die ganz überwiegend nur von 
Ausländem begangen werden können, aus Polizei- bzw. 
Justizstatistik herausgerechnet, so kommt es zu einer 
deutlichen Reduktion der Zahl der ausländischen Tatver- 
dächtigen bzw. Vemrteilten. 

Einen großen Einfluss auf die Kriminalitätsbelastung hat 
darüber hinaus die sozialstmkturelle Zusammensetzung 
der Bevölkerangsgmppen (Alter, Geschlecht, Einkorn- 


Statistisches Bundesamt, Fachserie 10, Reihe 3, Strafverfolgung 
2008, S. 478. Bis 2006 erstrecken sich die Ergebnisse der Strafverfol- 
gungsstatistik nur auf das frühere Bundesgebiet einschließlich Ge- 
samt-Berlin. 

784 Ygi Kapitel I . 

Polizeiliche Kriminalstatistik 2009, S. 10. 

Eigene Berechnungen auf Grundlage der Strafverfolgungsstatistik 
2008, S. 478 und S. 491. 
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men, Bildung, Wohnort). Die Zuwanderer ohne deutsehen 
Pass weisen diesbezüglieh einige Differenzen zur deut- 
sehen Wohnbevölkerung aus. Die ausländisehe Bevölke- 
rung ist deutlieh jünger, wohnt vermehrt in Großstädten, 
der Anteil von Frauen ist geringer, das Bildungsniveau ist 
insgesamt deutlieh niedriger, die Arbeitslosigkeit dage- 
gen deutlieh höher. 

Kriminelles Verhalten hängt stark von Gesehleeht, Alter 
und weiteren sozialstrukturellen Faktoren ab. So sind Tat- 
verdäehtige - unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit - 
meist jung, männlich, gehören eher bildungsfemen und 
sozial benachteiligten Schichten an und wohnen über- 
durchschnittlich häufig in Großstädten. Sozialstruktu- 
relle Faktoren werden aber in der PKS nicht berücksich- 
tigt. Auch dies verzerrt die Ergebnisse. 

Auch das Bundesministerium des Innern (BMI) konsta- 
tiert daher in der Broschüre „Polizeiliche Kriminalstatis- 
tik 2009“, „dass sich die deutsche Wohnbevölkerung von 
den sich in Deutschland aufhaltenden Personen ohne 
deutsche Staatsangehöringkeit strukturell unterscheidet. 
Zudem stehen das doppelte Dunkelfeld in der Bevölke- 
rungs- und in der Kriminalitätsstatistik, der hohe Anteil 
ausländerspezifischer Delikte und die Unterschiede in der 
Alters-, Geschlechts- und Sozialstruktur einem wertenden 
Vergeleich entgegen. 

12.3.2 Binnendifferenzierung der nicht- 
deutschen Tatverdächtigen 

12.3.2.1 Kriminaiitätsbeiastung von 

Ausiänderinnen und Ausiändern 
nach Aufenthaitsstatus 

Eine erste differenzierende Sicht auf die Kriminalitätsbe- 
lastung von Ausländerinnen und Ausländem ermöglicht 
die Aufgliedemng der ausländischen Tatverdächtigen 
nach dem Gmnd des Aufenthalts, wie sie in der PKS vor- 
genommen wird.^** Zunächst wird in der PKS zwischen 
„legalen“ und „illegalen“ nichtdeutschen Tatverdächtigen 
unterschieden. Im Jahr 2009 hielten sich 10 Prozent der 
nichtdeutschen Tatverdächtigen ohne Aufenthaltstitel und 
ohne Kenntnis der Behörden in Deutschland auf, bei 
90 Prozent war der Aufenthalt „legal“. 

Die Grappe der „Illegalen“ stellt laut Zweitem Periodi- 
schem Sicherheitsbericht „keine schwerwiegende krimi- 
nelle Bedrohung dar.“ Ihr Normbrach liege fast aus- 
schließlich im illegalen Aufenthalt. „Grundsätzlich 
bemühen sich nämlich Illegale - gerade um ihren Ver- 
bleib nicht zu gefährden - um Unauffälligkeif und inso- 
fern auch um Konformifäf.“^*^ 

Die nichfdeufschen Tafverdächtigen, die sich „legal“ in 
Deufschland aufgehalten haben, lassen sich wie folgt un- 
tergliedern: Arbeitnehmer (15,7 Prozent), Studenten/ 


™ Polizeiliche Kriminalstatistik 2009, S. 29. 

Eine entsprechende Analyse ist für die Strafverfolgungsstatistik nicht 
möglich, da dort der Aufenthaltsstatus der Verurteilten nicht erhoben 
wird. 

Bundesministerium des Innern, Bundesministerium der Justiz: Zwei- 
ter Periodischer Sicherheitsbericht, Berlin 2006, S. 421 f. 


Schüler (7,4 Prozent), Asylbewerber (4,8 Prozent), Tou- 
risten/Durchreisende (7,2 Prozent), Gewerbetreibende 
(2,6 Prozent), Stationierangsstreitkräfte und Angehörige 
(0,5 Prozent). Hinzu kommt eine sehr heterogene Grappe 
„Sonstige“ (51,8 Prozent), die z. B. Erwerbslose, abge- 
lehnte Asylbewerber mit Duldung, Besucher und andere 
Personengrappen umfasst. 

Um Aussagen über die Kriminalitätsbelastung der „lega- 
len“ Ausländerinnen und Ausländer in Deutschland tref- 
fen zu können, müssen nun zunächst diejenigen Perso- 
nengrappen, die sich nicht dauerhaft im Bundesgebiet 
aufhalten und daher nicht zur deutschen Wohnbevölke- 
rung zählen (Touristen/Durchreisende, Stationierangs- 
streitkräfte und Angehörige), aus der Betrachtung genom- 
men werden. Dadurch reduziert sich die Grappe der 
ausländischen Tatverdächtigen um 7,7 Prozent. 

Bei den verbleibenden ausländischen Tatverdächtigen kann 
zwischen „ausländischen Tatverdächtigen mit gesichertem 
Aufenthaltsstatus“ und „ausländischen Tatverdächtigen mit 
ungesichertem Aufenthaltsstatus“ unterschieden werden. 
Zur ersten Grappe zählen Arbeitnehmer, Studenten/Schü- 
ler und Gewerbetreibende, die zusammen 25,7 Prozent 
aller ausländischen Tatverdächtigen ausmachen. Über ei- 
nen ungesicherten Aufenthaltsstatus verfügen Asylbewer- 
ber (4,8 Prozenf). 

Die große Grappe der „Sonsfigen“, die insgesamf 
51,8 Prozenf der nichtdeuf sehen Tafverdächtigen aus- 
macht, umfasst sowohl nichtdeutsche Tatverdächtige mit 
ungesichertem Aufenthaltsstatus (z. B. abgelehnte Asyl- 
bewerber mit Duldung) als auch mit gesichertem Aufent- 
haltsstatus (z. B. Erwerbslose mit Niederlassungserlaub- 
nis). Eine weitere Differenzierung dieser „Rest“- 
Kategorie, die für eine defailliertere Analyse zwingend 
erforderlich wäre, isf derzeit statistisch nicht möglich. 

Der Aufenthaltsstatus hat jedoch große Auswirkungen 
auf die Kriminalitätsbelastung von Ausländerinnen und 
Ausländem: „Inwieweit Zuwanderer als Täter und Opfer 
erkennbar werden, hängt weitgehend vom unterschiedlich 
sicheren Aufenthaltstatus ab, der Lebensperspektiven, In- 
tegration und Kriminalität beeinflusst.“’^o Ein unsicherer 
Aufenthaltsstatus führt häufig zu einer höheren Krimina- 
litätsbelastung, da eine langfristige Perspektive in 
Deutschland und somit das Ziel der eigenen Integration 
fehlt. Im Falle der Asylbewerber und Geduldeten kommt 
noch eine große materielle Unsicherheit hinzu, die sich in 
einer relativ hohen Deliktrate bei einfachen Ladendieb- 
stählen und Schwarzfahren niederschlägt. Die von Asyl- 
bewerbern überwiegend begangenen Bagatelltaten - Ver- 
stöße gegen Residenzpflichten und andere Normen des 
Ausländerrechts sowie Delikte aus Armut - werden daher 
im Zweiten Periodischen Sicherheitsbericht als „Reflex 
ihrer eingeschränkten Lebensbedingungen“’^' eingestufl. 

Betrachtet man nur die zur Grappe der ausländischen Tat- 
verdächtigen mit sicherem Aufenthaltstatus zählenden 
Arbeitnehmer, Studenten/Schüler und Gewerbetreiben- 


«»Ebd., S. 412. 
™> Ebd., S. 422. 
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den, kann keine höhere Kriminalitätsbelastung als bei 
Deutsehen ausgemaeht werden. Das Bundesministerium 
des Innern (BMI) kommt in der Brosehüre „Polizeiliehe 
Kriminalstatistik 2009“ zu dem Sehluss: „Die seit langem 
in Deutsehland lebenden und beruflieh integrierten Per- 
sonen ohne deutsehe Staatsangehörigkeit spielen im Kri- 
minalitätsgesehehen Deutsehlands eine eher geringe 
Rolle.“™2 

12.3.2.2 Kriminalitätsbelastung von 

Ausländerinnen und Ausländern 
nach Altersgruppen 

Nach vorliegenden Erkenntnissen der Kriminologie wei- 
sen junge Menschen in jeder Gesellschaft und zu allen 
Zeiten eine deutlich höhere Belastung von registrierter 
Kriminalität auf als Erwachsene. Die höchste Kriminali- 
tätsbelastung ist demnach bei Menschen im Lebensalter 
zwischen 16 und 25 Jahren zu verzeichnen.^^s Auch die 
Daten der PKS verdeutlichen, dass unter den Tatverdäch- 
tigen - unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit - junge 
Menschen überproportional vertreten sind, wenngleich 
ein positiver Trend zu verzeichnen ist. Denn während die 
Anzahl der Tatverdächtigen 2008 gegenüber dem Vorjahr 
in fast allen Altersklassen nur leicht abgenommen hat, 
finden sich die stärksten Abnahmen bei den Jugendlichen 
(14 bis 18 Jahre). Sowohl bei den deutschen als auch bei 
den nichtdeutschen Jugendlichen war 2008 ein Rückgang 
um insgesamt 4,2 Prozent zu verzeichnen. ^^4 

Durch die Umstellung der Polizeilichen Kriminalstatistik 
auf Einzeldatensätze konnte im Jahr 2009 erstmals eine 
bereinigte Tatverdächtigenzählung auf Bundesebene vor- 
genommen werden. Bisher wurden Tatverdächtige, die in 
mehreren Bundesländern auffällig geworden waren, ggf 
doppelt gezählt. Bei einem direkten Vergleich der Zahlen 
2009 zu den Zahlen der Vorjahre kann somit allenfalls 
eine Tendenz hinsichtlich der Entwicklung der Tatver- 
dächtigen abgeleitet werden. 

Im Ersten Integrationsindikatorenbericht der Beauftrag- 
ten werden auf der Grundlage der PKS 2007 Kriminali- 
tätsquoten für die verschiedenen Altersgruppen berech- 
net. Die Kriminalitätsquote vergleicht den Anteil der 
Tatverdächtigen an der jeweiligen Bevölkerungsgruppe, 
wobei in einer Sonderauswertung ausländerspezifische 
Straftaten sowie ausländische Tatverdächtige, die nicht 
zur Wohnbevölkerung zählen, herausgerechnet wur- 
den.™? 

Die Kriminalitätsquote der Jugendlichen (14 bis 18 Jahre) 
beträgt im Jahr 2007 insgesamt 7,8 Prozent, während sie 


Bundesministerium des Innern: Polizeiliche Kriminalstatistik 2009, 
Berlin 2010, S. 11. 

793 Ygi Bundesministerium des Innern, Bundesministerium der Justiz: 
Zweiter Periodischer Sicherheitsbericht, Berlin 2006, S. 409. 

Die folgenden statistischen Angaben zur Kriminalitätsbelastung nach 
Altersgruppen sind entnommen aus: Bundeskriminalamt: Polizeili- 
che Kriminalstatistik Bundesrepublik Deutschland. Berichtsjahr 
2008, 56. Ausgabe, Wiesbaden 2009, S. 72-83. 

795 Ygi Integration in Deutschland. Erster Integrationsindikatorenbe- 
richt, Berlin 2009, S. 106 f. 


bei ausländischen Jugendlichen bei 12,0 Prozenf liegf. 
Bei Heranwachsenden (18 bis 21 Jahre) liegt die Quote 
insgesamt bei 8, 1 Prozent, bei ausländischen Heranwach- 
senden bei 11,6 Prozent. Bei jungen Erwachsenen (21 bis 
25 Jahre) beträgt die Kriminalitätsquote noch insgesamt 
6,8 Prozent und bei Nichtdeutschen 9,1 Prozent. 

Dagegen liegt die Kriminalitätsquote im Jahr 2007 in der 
Gesamtbevölkerung bei nur 2,5 Prozent, bei der ausländi- 
schen Bevölkerung beträgt sie 5,4 Prozent. Dieser relativ 
große Unterschied zwischen der Kriminalitätsquote der 
Gesamtbevölkerung und der Quote der ausländischen Be- 
völkerung erklärt sich auch durch die jüngere Alterstruk- 
tur der Ausländerinnen und Ausländer, denn innerhalb 
der einzelnen Altersgruppen sind - wie oben gezeigt - die 
Unterschiede wesentlich geringer. Die Kriminalitätsbe- 
lastung der Frauen ist in allen Altersgruppen erheblich 
geringer als die der jeweiligen männlichen Altersgrup- 
pen. Es gibt kein Merkmal, das so stark hinsichtlich offi- 
ziell registrierter Kriminalität unterscheidet wie das 
Merkmal „Geschlecht“. 297 

Die höhere Kriminalitätsbelastung von ausländischen Ju- 
gendlichen im Vergleich zu deutschen Jugendlichen wird 
in der Forschung - außer mit sozialstrukturellen Ursachen - 
auch mit migrationsspezifischen Faktoren erklärt: „Die 
eingewanderte Population ist - um Eingliederung bemüht - 
in gleichem Maße oder sogar weniger belastet als die Ein- 
heimischen; dagegen wird meist die zweite und dritte Ge- 
neration, die sich oft in Identitätskonfiikten befindet, stär- 
ker auffällig. “798 

Ein direkter Vergleich der Kriminalitätsbelastung von 
Deutschen und Nichtdeutschen ist - wie oben ausführlich 
geschildert - auf der Grundlage der Daten der PKS nicht 
möglich. 799 Allerdings sind Ausländerinnen und Auslän- 
der in allen Altersgruppen „in der Polizeilichen Kriminal- 
statistik höher belastet als Deutsche, selbst wenn Verzer- 
rungsfaktoren wie Verstöße gegen das Ausländerrecht 
und die Tatverdächtigengruppe der Illegalen und Touris- 
ten ausgeschlossen werden.“***^ Unberücksichtigt bleibt 
bei dieser Aussage jedoch die unterschiedliche sozial- 
strukturelle Situation der Vergleichsgruppen. 

12.3.3 Gewaltphänomene bei Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund 

Sowohl bei den deutschen als auch bei den nichtdeut- 
schen jugendlichen Tatverdächtigen bilden Körperverlet- 
zungen einen Großteil der Delikte. Sowohl die Befunde 
amtlicher Statistiken als auch von Dunkelfelduntersu- 
chungen zeigen dabei übereinstimmend, dass bei männli- 
chen Jugendlichen mit Migrationshintergrund in höherem 
Maße Gewaltphänomene zu beobachten sind als bei 
gleichaltrigen Jugendlichen ohne Migrationshintergrund, 


7« Vgl. ebd., S. 176. 

797Vgl. ebd., S. 176. 

79« Ebd., S. 424. 

Entsprechendes gilt für die Strafverfolgungsstatistik bzw. die verur- 
teilten Personen. 

Bundesministerium des Innern, Bundesministerium der Justiz: Zwei- 
ter Periodischer Sicherheitsbericht, Berlin 2006, S. 41 1. 
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wenngleich laut Dunkelfelduntersuchungen bei der Ge- 
waltkriminalität insgesamt seit längerer Zeit ein Rück- 
gang zu verzeichnen ist.**" Auch unter Zugrundelegung 
der bisherigen Zählweise weist die PKS für das Jahr 2009 
im Vergleich zum Vorjahr im Hellfeld einen Rückgang 
der Gewaltkriminalität von jugendlichen Tatverdächtigen 
um 9,4 Prozent aus.**’^ Ein gemeinsames Forschungspro- 
jekt des Bundesministeriums des Innern und des Krimi- 
nologischen Forschungsinstituts Niedersachsen e.V 
kommt zu dem Schluss, dass die Gewaltbelastung Ju- 
gendlicher in Deutschland in den letzten Jahren deutlich 
zurückgegangen ist.**** 

Dennoch weisen nichtdeutsche tatverdächtige Jugendli- 
che innerhalb ihrer Gruppe bei der Gewaltkriminalität 
deutlich höhere Werte auf als deutsche jugendliche Tat- 
verdächtige. Zur Gewaltkriminalität zählen neben gefähr- 
licher und schwerer Körperverletzung auch Mord, Tot- 
schlag und Raub. Laut Integrationsindikatorenbericht 
beträgt die Quote der Gewaltkriminalität**’'' im Jahr 2007 
0,3 Prozent bei der Gesamtbevölkerung und 0,7 Prozent 
bei den Nichtdeutschen. Bei den Jugendlichen (14 bis 
18 Jahre) beträgt die Quote insgesamt 1,3 Prozent und bei 
den ausländischen Jugendlichen sogar 3,0 Prozent. Bei 
Heranwachsenden (18 bis 21 Jahre) liegt die Quote bei 
1,2 Prozent in der Gesamtbevölkerung und bei 2,4 Pro- 
zent unter den Ausländerinnen und Ausländem. Bei jun- 
gen Erwachsenen (21 bis 25 Jahre) beträgt die Quote der 
Gewaltkriminalität noch insgesamt 0,8 Prozent und bei 
Nichtdeutschen 1,3 Prozent. **>5 

Erklärt wird die erhöhte Gewaltbelastung bei Jugendli- 
chen aus Zuwandererfamilien häufig mit Verweis auf die 
soziale Benachteiligung der Jugendlichen, insbesondere 
im Hinblick auf die sozioökonomische Lage ihrer Fami- 
lien sowie ihre Bildungschancen.***^ Andererseits werden 
aber auch abweichende kulturelle Normen, insbesondere 
archaische Märmlichkeits- und Ehrkonzepte, als Erklä- 
mngsmuster herangezogen. Zudem ist bei Jugendlichen 


Vgl. Baier, Dirk/Pfeiffer, Christian: Gewalttätigkeit bei deutschen 
und nichtdeutschen Jugendlichen - Befunde der Schülerbefragung 
2005 und Folgerungen für die Prävention, Hannover 2007. Uslucan, 
Haci-Halil: Gewaltbelastung von Jugendlichen mit Migrationshinter- 
grund. In: Scheithauer, Herbert/Hayer, Tobias/Niebank, Kay (Hrsg.): 
Problemverhalten und Gewalt im Jugendalter. Erscheinungsformen, 
Entstehungsbedingungen und Möglichkeiten der Prävention, Stutt- 
gart 2008. 

Bundesministerium des Innern: Polizeiliche Kriminalstatistik 2009, 
Berlin 2010, S. 11. 

Baier, Dirk/Pfeiffer, Christian/Simonson, Julia/Rabold, Susann: Ju- 
gendliche in Deutschland als Opfer und Täter von Gewalt, Hannover 
2009. 

Anteil der Tatverdächtigen an der jeweiligen Bevölkerungsgruppe 
(ohne Migranten ohne legalen Aufenthaltsstatus, Stationierungs- 
streitkräfte und Touristen/Durchreisende). 

Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 
Integration: Integration in Deutschland. Erster Integrationsindikato- 
renbericht, Berlin 2009, S. 107 f. und 177. 

806 Vgl. Pfeiffer, Christian/Baier, Dirk/Kleimann, Michael/Windzio, Mi- 
chael: Gewalterfahrungen und Medienkonsum im Leben von Kin- 
dern und Jugendlichen in Dortmund. Zentrale Ergebnisse einer Re- 
präsentativbefragung von Schülerinnen und Schülern vierter und 
neunter Klassen in Dortmund und zehn anderen westdeutschen Städ- 
ten und Landkreisen, Hannover 2006. 


aus Zuwandererfamilien zu beobachten, dass sie im fami- 
liären Umfeld sowie im sozialen Nahraum deutlich häufi- 
ger mit Gewalt konfrontiert sind als Gleichaltrige ohne 
Migrationshintergrund. **’^ 

In neueren Untersuchungen kommen Kriminologen zu 
dem Schluss, dass sich bei einem Vergleich von Gruppen 
mit gleichen familiären, schulischen und sozialen Rah- 
menbedingungen sowie übereinstimmenden Werteorien- 
tierungen keine höhere Gewaltkriminalität von ausländi- 
schen Jugendlichen mehr feststellen lässt. Vergleichbare 
Lebensumstände bedingen also ein vergleichbares Ge- 
waltniveau.**’* 

12.3.4 Maßnahmen der Kriminal- und 
Gewaltprävention 

Eine zentrale Rolle bei der Bekämpfung von Kriminalität 
- insbesondere auch der erhöhten Gewaltkriminalität bei 
Jugendlichen aus Zuwandererfamilien - spielen Präven- 
tionsmaßnahmen. Die Kriminal- und Gewaltprävention 
hilft, Straftaten zu verhindern und Opfer zu vermeiden. 
Die Vermeidung von Straftaten ist zudem grundsätzlich 
kostengünstiger als die strafrechtliche Verfolgung und 
Sanktionierung von Straftaten.**’^ 

Hervorzuheben im Bereich der bundesweiten Präven- 
tionsmaßnahmen ist das Programm Polizeiliche Krimi- 
nalprävention der Länder und des Bundes (ProPK). Ziel 
des Programms ist es, die Bevölkerung, aber auch die 
Medien, Multiplikatoren und andere Präventionsträger 
über Erscheinungsformen der Kriminalität und Möglich- 
keiten zu deren Verhinderung aufzuklären. Dazu dienen 
kriminalpräventive Presse- und Öffentlichkeitsarbeit so- 
wie die Entwicklung von Maßnahmen und Konzepten, 
mittels derer die örtlichen Polizeidienststellen in ihrer 
Präventionsarbeit unterstützt werden. Neben dem 
Schwerpunktbereich Alkohol, Drogen und Gewalt ist 
ProPK derzeit vor allem in den Handlungsfeldem Ein- 
bruch, Kfz-Aufbruch, Diebstahl, Betrug sowie Kindes- 
misshandlung und Kindesmissbrauch aktiv.*'*’ 

Mit der Inititiative „Ihre Polizei - Im Dienst für die Men- 
schen“ der ProPK wird um das Vertrauen in die Polizei 
und gemeinsame Präventionsarbeit geworben. Ziel ist die 
Information von Migranten insbesondere mit muslimi- 
scher Religionszugehörigkeit über die Rolle und Aufga- 
ben der Polizei in Deutschland. Das vielseitige Informa- 
tionsangebot besteht aus einem Film, einer Broschüre 
sowie einer kleinen Kalenderkarte und informiert in drei 


807 Ygi Enzmann, Dirk/Brettfeld, Karin/Wetzels, Peter: Männlichkeits- 
normen und die Kultur der Ehre. In: Oberwittler, Dietrich/Karstedt, 
Susanne (Hrsg.): Soziologie der Kriminalität, Sonderheft 43 der Köl- 
ner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, 2003, 
S. 264-287. 

Baier, Dirk/Pfeiffer, Christian/Simonson, Julia/Rabold, Susann: Ju- 
gendliche in Deutschland als Opfer und Täter von Gewalt, Hannover 
2009. 

809 Ygi Scheithauer, Herbert/Rosenbach, Charlotte/Niebank, Kay: Ge- 
lingensbedingungen für die Prävention von interpersonaler Gewalt 
im Kindes- und Jugendalter. Expertise im Auftrag der Stiftung Deut- 
sches Forum für Kriminalprävention (DFK), Berlin, Bonn 2008. 

Vgl. www.polizei-beratung.de/profil/propk_image/ 
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Sprachen - Deutsch, Türkisch und Arabisch. Gleichzeitig 
wird auf den breiten Vorbeugungsservice zu alltäglichen 
Kriminalitätsgefahren aufmerksam gemacht.*" 

Ein besonderer Schwerpunkt wird bei der Prävention auf 
Maßnahmen für die Zielgruppe der Kinder und Jugendli- 
chen gelegt. Gerade in diesem Bereich hat es in den letz- 
ten Jahren einen deutlichen Zuwachs an Aktivitäten und 
Programmen gegeben. Dies zeigen auch die im Internet 
verfügbaren Veröffentlichungen der Landeskriminalämter 
und Polizeidirektionen sowie die Datenbanken der inzwi- 
schen in allen Bundesländern bestehenden Landespräven- 
tionsräte . **2 

Neben spezifischen Maßnahmen der Kriminalprävention 
sind auch allgemeine staatliche Integrationsmaßnahmen 
mit dem Ziel einer Verbesserung der Lebensbedingungen 
von Jugendlichen aus Zuwandererfamilien unerlässlich: 
„Insofern die Deliktbegehung stark mit dem Aufenthalts- 
status und dessen Folgen für Integrationschancen zusam- 
menhängt, ist Prävention vor allem durch Integration und 
dabei für die 2. und 3. Generation mittels Bildungsförde- 
rung zu erreichen.“*'* 

12.3.5 Verbesserung der Datenlage zur 
Kriminalitätsbelastung 

Ein Vergleich der Kriminalitätsbelastung von Deutschen 
und Ausländem ist - wie oben ausführlich geschildert - 
anhand der vorliegenden Daten der Polizeilichen Krimi- 
nalstatistik nur sehr eingeschränkt möglich. Gleichwohl 
wird in der Medienberichtserstattung aber häufig undiffe- 
renziert Bezug auf die höhere Kriminalitätsbelastung von 
Ausländerinnen und Ausländem in der PKS genommen. 
Der Integrationsindikatorenbericht spricht in diesem Zu- 
sammenhang von der „Gefahr einer klischeeverstärken- 
den Interpretation“.*'"* Um eine detailliertere Analyse der 
Kriminalitätsbelastung der ausländischen Bevölkemng in 
Deutschland zu ermöglichen, wäre eine Weiterentwick- 
lung der Kriminalstatistik zur Verbessemng der Daten- 
lage sinnvoll. 

Zum einen sind die Kategorien der PKS noch stark an der 
Zeit der Gastarbeiterzuwandemng ausgerichtet, weshalb 
die ausländische Wohnbevölkerang in erster Linie nach 
ihrem „Erwerbsstatus“ kategorisiert wird. Damit werden 
der mit dem Anwerbestopp im Jahr 1973 einsetzende Fa- 
miliennachzug sowie die Freizügigkeit von Unionsbür- 
gem, die auch als Nicht-Erwerbstätige freizügigkeitsbe- 
rechtigt sind, jedoch partiell ausgeblendet. Deshalb lässt 
sich mit den verwendeten Kategorien die ausländische 
Wohnbevölkemng in der heutigen Zeit nicht mehr ad- 


* http://www.polizei-beratung.de/aktionen/polizei_muslime/ 

Vgl. Bundesministerium des Innern, Bundesministerium der Justiz: 
Zweiter Periodischer Sicherheitsbericht, Berlin 2006, S. 400. Ein gu- 
ter Überblick über Präventionsmaßnahmen findet sich in der Daten- 
bank INFODOK des Bundeskriminalamts (www.bka.de/vorbeugung/ 
infopool.html) sowie in dem vom DFK gemeinsam mit Landesprä- 
ventionsgremien erstellten Informationssystem PrävIS (www.prae- 
vis.de). 

8i3Ebd.,S.4I2. 

Integration in Deutschland. Erster Integrationsindikatorenbericht, 
Berlin 2009, S. I6I. 


äquat abbilden. Dies führt dazu, dass die „Rest“-Katego- 
rie rund die Hälfte aller ausländischen Tatverdächtigen 
umfasst. 

Zudem beinhaltet die „Rest“-Kategorie, in der z. B. Er- 
werbslose, nicht anerkannte Asylbewerber mit Duldung, 
Besucher und andere Personengruppen zusammengefasst 
sind, sowohl Ausländerinnen und Ausländer mit gesi- 
chertem als auch mit ungesichertem Aufenthaltsstatus. 
Wie in diesem Kapitel ausführlich dargelegt, hat der Auf- 
enthaltsstatus große Auswirkungen auf die Kriminalitäts- 
belastung von Ausländerinnen und Ausländem. Daher 
wäre eine weitere Differenziemng zur genauen Analyse 
notwendig. 

Des Weiteren wäre es wünschenswert, eine sozialstraktu- 
relle Analyse der Daten der Kriminalstatistik vornehmen 
zu können. Wie neuere Ergebnisse der Kriminologie zei- 
gen, relativiert sich die höhere Kriminalitätsbelastung 
von Ausländerinnen und Ausländer bei Kontrolle der so- 
zialstrukturellen Faktoren. Vergleichbare Lebensum- 
stände bedingen eine vergleichbare Kriminalitätsbelas- 
tung. 

Eine sozialstmkturelle Analyse der Daten würde deshalb 
zu einem wesentlich größeren Erkenntnisgewinn führen, 
als eine undifferenzierte Erfassung des Migrationshinter- 
grands in der PKS, über deren Eintührang im Berichts- 
zeitraum eine kontroverse Debatte geführt wurde. Die 
Beauftragte lehnt die Erfassung des Migrationshinter- 
grands in der PKS daher ab: „Von dem Vorschlag kann 
für viele integrationswillige Migranten eine falsche Si- 
gnalwirkung ausgehen, wenn nicht gleichzeitig die vieltäl- 
tigen Ursachen von Kriminalität in den Blick genommen 
werden“, betonte Staatsministerin Böhmer gegenüber der 
Frankfurter Rundschau. „Eine Änderung der Kriminalsta- 
tistik ist ohne qualifizierte Ursachenforschung nicht ge- 
eignet.“*'* 

Zusammenfassend sollte noch einmal festgehalten wer- 
den, dass die PKS als Tatverdächtigenstatistik sowie die 
Strafverfolgungsstatistik als Verurteiltenstatistik nur die 
polizeilich bekannt gewordenen Straftaten erfassen - also 
das sogenannte Hellfeld der Kriminalität. Daher haben 
das Anzeigeverhalten der Bevölkemng sowie das Kon- 
trollverhalten der Polizei großen Einfluss auf den Umfang 
der angezeigten Straftaten. Dies trägt, wie oben geschil- 
dert, mit zu der höheren Kriminalitätsbelastung von Aus- 
länderinnen und Ausländem in der PKS bei. Dunkelfeld- 
untersuchungen, die sich in erster Linie auf die Befragung 
von Opfern und Tätern stützen, relativieren die diesbe- 
züglichen Ergebnisse der PKS. Um detailliertere Erkennt- 
nisse über die tatsächliche Kriminalitätsbelastung der Mi- 
grantinnen und Migranten in Deutschland zu erhalten, 
wäre daher eine Ausweitung von Dunkelfelduntersuchun- 
gen sinnvoll. Zudem sollten die Ergebnisse von Dunkel- 
felduntersuchungen stärker zur Interpretation der Ergeb- 
nisse von Polizei- und Justizstatistik herangezogen 
werden. 


FrankHirter Rundschau vom 9. Januar 2009. 
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13. Muslime in Deutschland und Deutsche 

Islam Konferenz 

ln Folge der Zuwanderung nach Deutschland hat die reli- 
giöse und kulturelle Vielfalt der Bevölkerung zugenom- 
men. Der interreligiöse Dialog sowie die Integration von 
Angehörigen zugewanderter Religionen - insbesondere 
des Islam - sind daher Grundvoraussetzungen für ein Ge- 
lingen der Integration in Deutschland. 

13.1 Die muslimische Bevölkerung in 

Deutschland 

Mit der ersten bundesweiten repräsentativen Studie 
„Muslimisches Leben in Deutschland“, die das Bundes- 
amt für Migration und Flüchtlinge (BMAF) im Auftrag 
der Deutschen Islam Konferenz durchgeführt hat, liegen 
grundlegende und belastbare Informationen über Mus- 
lime in Deutschland vor.*''^ Die Ergebnisse der Studie zei- 
gen eine große Vielfalt muslimischen Lebens in Deutsch- 
land und belegen damit anhand empirischer Daten, wie 
notwendig eine differenzierte und sachliche Debatte zu 
Muslimen in Deutschland ist. Unter integrationspoliti- 
schen Gesichtspunkten ist darüber hinaus von Interesse, 
dass die Religiosität einen Aspekt der Integration dar- 
stellt, der berücksichtigt, aber nicht überbewertet werden 
sollte. 

Nach Erkenntnissen der Studie leben rund 4 Millionen 
Muslime in Deutschland.**® Damit ist die muslimische 
Bevölkerungsgruppe in Deutschland wesentlich größer 
als angenommen. So beliefen sich vorangegangene 
Schätzungen auf rund 3,1 bis 3,4 Millionen. Etwa 
45 Prozent der Muslime mit Migrationshintergrund sind 
Deutsche, rund 55 Prozent haben eine ausländische 
Staatsangehörigkeit. Zwischen 2,5 und 2,7 Millionen der 
in Deutschland lebenden Muslime sind türkischstämmig, 
dies entspricht einem Anteil von rund 63 Prozent.**^ 

Die Befragungsergebnisse belegen, dass von der regiona- 
len Herkunft nicht immer auf die Religionszugehörigkeit 
geschlossen werden kann. Zuwanderer aus muslimischen 
Herkunftsländern fühlen sich feilweise keiner Religions- 
gemeinschaft zugehörig (z. B. 40 Prozenf der Zuwanderer 
aus dem Iran), feilweise gehören sie einer nicht-muslimi- 
schen Minderheit an (z. B. Christen aus dem Irak). Knapp 
drei Viertel der Muslime in Deutschland entstammen sun- 
nitischen Glaub enstraditionen, 13 Prozent der Muslime 
ordnen sich den Aleviten zu, 7 Prozent den Schiiten. *20 


http://www.deutsche-islam-konferenz.de/cln_l 1 0/nn_l 876234/Sub 
Sites/DIK/DE/InDeutschland/ 

ZahlenDatenFakten/StudieMLD/studie-mld-node.html; Juni 2009. 

817 Vgl. ebd. S. 5. 

818 In der Studie wird die Zahl der Muslime in Deutschland auf 3,8 bis 
4,3 Millionen Personen geschätzt. Dies entspricht einem Anteil von 
4,6 Prozent bis 5,2 Prozent an der Gesamtbevölkerung. Die Schät- 
zung beruht auf der Zahl von Migrantinnen und Migranten in 
Deutschland, die aus Herkunftsländern mit überwiegend islamischer 
Bevölkerung stammen. 

81^ Bundesamt für Migration und Flüchtlinge: Muslimisches Leben in 
Deutschland, Nürnberg 2009, S. 11 f 
820 Vgl. ebd., S. 134 f. 


Die muslimische Bevölkerung in Deutschland ist regional 
sehr ungleich verteilt. 98,4 Prozent der Muslime leben in 
den alten Bundesländern und Berlin, nur 1,6 Prozent ha- 
ben ihren Wohnsitz in den neuen Bundesländern, ln 
Nordrhein- Westfalen wohnt rund ein Drittel aller Mus- 
lime in Deutschland. *2* 

ln der Untersuchung geben 36 Prozent der befragten 
Muslime an, „sehr stark gläubig“ zu sein, weitere 
50 Prozent halten sich selbst für „eher gläubig“. *^2 Insge- 
samf fragen 72,4 Prozenf und damif die deutliche Mehr- 
heit der muslimischen Frauen in Deutschland kein Kopf- 
tuch. Unter den sehr religiösen Musliminnen tragen mit 
43,3 Prozent ebenfalls weniger als die Hälfte der Frauen 
ein Kopftuch. Das Tragen eines Kopftuchs nimmt - ent- 
gegen der öffentlichen Wahrnehmung - in der zweiten 
Generation deutlich ab. *23 Die Studie zeigt auch, dass die 
fehlende Teilnahmebereitschafl von Musliminnen und 
Muslimen am gemischtgeschlechtlichen Sportunterricht 
sowie an Klassenfahrten in der öffentlichen Diskussion 
überbewertet wird. *2"* 

13.2 Die Deutsche Islam Konferenz 

13.2.1 Die Deutsche Islam Konferenz I 

Um dem Dialog zwischen Staat und Muslimen ein- 
schließlich muslimischer Verbände in Deutschland einen 
institutioneilen Rahmen zu geben, hat die Bundesregie- 
rung im September 2006 die Deutsche Islam Konferenz 
(DIK) ins Leben gerufen. Unter dem Motto „Muslime in 
Deutschland - deutsche Muslime“ sollte erreicht werden, 
dass sich Muslime als Teil der deutschen Gesellschaft 
verstehen und von dieser auch als solche gesehen werden. 
So bekräftigte der damalige Bundesinnenminister Dr. 
Wolfgang Schäuble in seiner Regierungserklärung zur 
DIK vor dem Deutschen Bundestag: „Der Islam ist Teil 
Deutschlands und Teil Europas, er ist Teil unserer Gegen- 
wart und er ist Teil unserer Zukunft. Muslime sind in 
Deutschland willkommen.“*25 

Die DIK, die vom Bundesministerium des Innern (BMI) 
federführend organisiert wird, verfolgt das Ziel, „den 
Dialog zwischen Staat und Muslimen zu verbessern und 
somit einen Beitrag für die gesellschaftliche und reli- 
gionsrechtliche Integration der Muslime und den gesell- 
schaftlichen Zusammenhalt in Deutschland zu leisten so- 
wie gesellschaftlicher Polarisation und Segregation 
entgegenzuwirken.“*26 Die DIK 1 hatte demnach mehrere 


*21 Vgl. ebd., S. 106 f. 

*22 Vgl. ebd., S. 138 ff. 

*2* Vgl. ebd., S. 193-206. 

824 Dem gemischtgeschlechtlichen Sport- und Schwimmunterricht blei- 
ben „aus religiösen Gründen“ nur 0,1 Prozent respektive 1,9 Prozent 
der muslimischen Schülerinnen fern. 0,8 Prozent der befragten mus- 
limischen Schülerinnen nehmen „aus religiösen Gründen“ nicht an 
mehrtägigen Klassenfahrten mit mindestens einer Übernachtung teil, 
weitere 6,6 Prozent fuhren hierfür „sonstige Gründe“ an (vgl. ebd., 
S. 183 f. und 188 f.). 

825 Regierungserklärung des Bundesministers des Innern, Dr. Wolfgang 
Schäuble, zur Deutschen Islamkonferenz vor dem Deutschen Bun- 
destag am 28. September 2006 in Berlin. 

826 Ygi www.deutsche-islam-konferenz.de. 
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Zielsetzungen: die Entwieklung eines gemeinsamen Ver- 
ständnisses von Integration, die Erarbeitung von Empfeh- 
lungen für alltagsprakti sehen Fragen der Integration, die 
Konkretisierung religionsverfassungsreehtlieher Fragen 
wie z. B. die verfassungsreehtliehen Voraussetzungen von 
islamisehem Religionsunterrieht, die Erörterung der 
Rolle der Medien und der Wirtsehaft im Integrationspro- 
zess sowie die gemeinsame Prävention von Islamismus. 

Die DIK 1 umfasste zwei Ebenen. Unterhalb des Plenums, 
das j ährlieh zusammentrat, tagten jeweils im Abstand von 
zwei Monaten drei Arbeitsgruppen und ein Gespräehs- 
kreis. Das Plenum hatte die Aufgabe, Vorsehläge und 
Empfehlungen aus den Arbeitsgruppen zu verabsehieden, 
den Dialogprozess zu koordinieren und neue Impulse für 
den fachliehen Austausch zu geben. 

ln der Arbeitsgruppe 1 („Deutsche Gesellschaftsordnung 
und Wertekonsens“) wurden Fragen des gesellschaftli- 
chen Zusammenhalts und der Integration der in Deutsch- 
land lebenden Muslime erörtert. Die Einführung islami- 
schen Religionsunterrichts in deutscher Sprache an 
öffentlichen Schulen, der Bau und Betrieb von Moscheen 
sowie die islamische Bestattung wurden in der Arbeits- 
gruppe 2 („Religionsfragen im deutschen Verfassungs Ver- 
ständnis“) diskutiert. Zur Erarbeitung der verfassungs- 
rechtlichen Voraussetzungen für die Einführung von 
islamischem Religionsunterricht wurde von der Arbeits- 
gruppe 2 eine Unterarbeitsgruppe „Wege zu einem isla- 
mischen Religionsunterricht“ eingerichtet. Die Arbeits- 
gruppe 3 („Wirtschaft und Medien als Brücke“) befasste 
sich mit den Themenbereichen Wirtschaft und Medien.®^^ 
Zudem erörterte der Gesprächskreis „Sicherheit und Isla- 
mismus“ Fragen der Islamismusprävention und Möglich- 
keiten einer verbesserten Zusammenarbeit zwischen 
Muslimen und Sicherheitsbehörden. 

Mit der DIK wurde erstmals in Deutschland eine Platt- 
form für den institutionalisierten Dialog zwischen dem 
Staat und den Musliminnen und Muslimen geschaffen. 
Dies war ein wichtiger Schritt hin zu ihrer gesellschaftli- 
chen Akzeptanz sowie zur Verständigung zwischen Mus- 
limen und Nicht-Muslimen. 

13.2.2 Die Deutsche Islam Konferenz II 

Die Deutsche Islam Konferenz wird in der 
17. Legislaturperiode fortgeführt. Die DIK 11 hat zum 
Ziel, die Ergebnisse des bisherigen Diskussionsprozesses 
stärker in die Gesellschaft hinein zu tragen, die Teilhabe 
der Muslime in Deutschland praktisch zu verbessern und 
ein Forum für die Weiterentwicklung der institutionali- 
sierten Kooperation zwischen staatlichen Stellen und den 
islamischen Organisationen zu bieten. Das erste Plenum 
der DIK in dieser Legislaturperiode tagte am 17. Mai 
2010 und verabschiedete ein umfangreiches Arbeitspro- 


827 Ygi Deutsche Islam Konferenz (DIK): Zwischen-Resümee der Ar- 
beitsgruppen und des Gesprächskreises. Vorlage für die 3. Plenarsit- 
zung der DIK, 13. März 2008, Berlin. Herausgegeben vom Bundes- 
ministerium des Innern. Vgl. auch Deutsche Islam Konferenz (DIK): 
Zwischen-Resümee der Arbeitsgruppen und des Gesprächskreises. 
Vorlage für die 4. Plenarsitzung der DIK, 25. Juni 2009, Berlin. 


gramm. Thematische Schwerpunkte des Arbeitspro- 
gramms sind die Einführung islamischen Religionsunter- 
richts in den Ländern, die Einrichtung bzw. der Ausbau 
islamisch-theologischer Angebote an öffentlichen Hoch- 
schulen, die Aus- und Fortbildung von islamischen Reli- 
gionsbediensteten, die Förderung von Geschlechterge- 
rechtigkeit sowie die Prävention von Extremismus und 
gesellschaftlicher Polarisierung. 

Die Konzentration auf praktische Aspekte spiegelt sich 
auch in der Zusammensetzung der DIK 11 wieder. So sind 
auf staatlicher Seite die Länder mit den relevanten Fach- 
ministerkonferenzen, so auch der Konferenz der für Inte- 
gration zuständigen Ministerinnen und Minister/Senato- 
rinnen und Senatoren der Länder, sowie beispielhafte 
Kommunen aufgenommen worden. Auf muslimischer 
Seite sind neben den bisher vertretenen Dach- und Spit- 
zenverbänden, *^8 der Türkisch-Islamischen Union der 
Anstalt für Religion e.V (DITIB), dem Verband Islami- 
scher Kulturzentren e.V. (VIKZ) und der Alevitischen 
Gemeinde in Deutschland e.V. nun auch die Islamische 
Gemeinschaft der Bosniaken in Deutschland e.V. 
(IGBD), der Zentralrat der Marokkaner in Deutschland 
e.V. (ZMaD), der Migrantendachverband Türkische Ge- 
meinde in Deutschland e.V. sowie neue muslimische Ein- 
zelpersonen berufen worden, die über ihre beruflichen 
und ehrenamtlichen Tätigkeiten auch Expertinnen und 
Experten für die o. g. Integrationsthemen sind. 8^9 

Die Länder haben ihrerseits bei der fünften Integrations- 
ministerkonferenz die Notwendigkeit eines verbesserten 
länderübergreifenden Informationsaustauschs betont so- 
wie die Einrichtung einer länderoffenen Arbeitsgruppe 
„Dialog mit dem Islam in den Ländern“ beschlossen. Die 
Arbeitsgruppe soll eine Bestandsaufnahme bezüglich der 
islambezogenen Aktivitäten der Länder erstellen und da- 
bei insbesondere auch die bisherigen Ergebnisse der DIK 
in ihrer Bedeutung für die Länder bewerten. 

13.3 Empfehlungen des Wissenschaftsrats 
zur Einrichtung theologisch orientierter 
Islamischer Studien an staatlichen 
Hochschulen 

Aufgrund des Befundes, dass „auf die weiter wachsende 
Pluralität der religiösen Bekenntnisse in Deutschland (...) 
auch das Wissenschaflssystem langfristig und institutio- 
neil zu reagieren“83o hat, wurden vom Wissenschaflsrat 
Anfang 2010 „Empfehlungen zur Weiterentwicklung von 
Theologien und religionsbezogenen Wissenschaften an 
deutschen Hochschulen“ vorgelegt, die unter anderem die 


^28 Der Islamrat für die Bundesrepublik Deutschland e. V. (IRD) wird 
vorerst aufgrund von Ermittlungsverfahren gegen die Islamische Ge- 
meinschaft Milli Görüs (IGMG), die größte Mitgliedsorganisation 
des IRD, nicht an der DIK teilnehmen. Der Zentralrat der Muslime in 
Deutschland e.V. hat seine Teilnahme an der 1. Plenarsitzung der 
DIK am 17. Mai 2010 kurzfristig abgesagt. 

829 www.deutsche-islamkonferenz.de. 

830 Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Weiterentwicklung von Theolo- 
gien und religionsbezogenen Wissenschaften an deutschen Hoch- 
schulen, Berlin 2010, S. 5. 
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Einrichtung von islamisch-theologischen Lehrstühlen an 
deutschen Universitäten zum Gegenstand haben. 

Nach den Empfehlungen des Wissenschaftsrats sollten 
sich mittelfristig „zwei bis drei Standorte für theologisch 
orientierte Islamische Studien mit unterschiedlichen Pro- 
filen entwickeln, um auch die institutioneilen Vorrausset- 
zungen dafür zu schaffen, dass die Pluralität islamischen 
Glaubens in der Bundesrepublik Deutschland adäquat be- 
rücksichtigt werden kann.“*^! Diese sollten die Aufgabe 
übernehmen, „islamische Religionslehrer und -lehrerin- 
nen auszubilden, und ermöglichen darüber hinaus eine 
wissenschaftlich fundierte Ausbildung von Religionsge- 
lehrten im staatlichen Hochschulsystem. “*^2 

Um die verfassungsrechtlich vorgeschriebene Mitwir- 
kung der muslimischen Religionsgemeinschaften und die 
dafür notwendige Kooperation zwischen den staatlichen 
Universitäten und den Religionsgemeinschaften sicher zu 
stellen, schlägt der Wissenschaftsrat vor, „theologisch 
kompetente Beiräte für Islamische Studien“ einzurichten, 
die sowohl an der inhaltlichen Gestaltung des Lehrange- 
bots als auch an der Berufung von Professorinnen und 
Professoren mitwirken sollen. *^3 

Das Studienangebot sollte den Eintritt in verschiedene 
Berufsfelder eröffnen. Der Wissenschaftsrat nennt als Be- 
rufsgruppen Pädagogen für den islamischen Religionsun- 
terricht an Schulen, religiöses Personal für Moscheen, re- 
ligiös geschulte Fachkräfte für die Sozialarbeit sowie den 
theologischen wissenschaftlichen Nachwuchs. Der Be- 
darf an islamischen Religionslehrerinnen und -lehrem 
wird vom Wissenschaftsrat für den Fall einer flächende- 
ckenden Einführung von islamischem Religionsunterricht 
auf ca. 2 000 Lehrkräfte in allen Schulformen ge- 
schätzt.*34 Zudem arbeiten in den rund 2 600 Moscheen in 
Deutschland nach Angaben des Wissenschaftsrats ca. 


*31 Vgl. ebd., S. 78. 

*32 Vgl. ebd., S. 8. 

*33 Vgl. ebd., S. 80-84. 
*3'! Vgl. ebd.,S. 85. 


1 500 hauptamtliche und 1 000 ehrenamtliche Imame, die 
bislang überwiegend im Ausland ausgebildet werden. So 
entsendet alleine die Türkische Religionsbehörde 
(DIYANET) jährlich etwa 800 Imame nach Deutschland, 
die aus aufenthaltsrechtlichen Gründen maximal vier Jahr 
im Land bleiben können.*^^ Für die Einrichtung eines 
Instituts für Islamische Studien mit insgesamt vier bis 
sechs Lehrstühlen rechnet der Wissenschaftsrat mit Kos- 
ten in Höhe von 1 bis 1,5 Mio. Euro je Universität. *^6 

Die Vorschläge des Wissenschaftsrats wurden insgesamt 
sehr positiv aufgenommen. Sowohl von Seiten der Politik 
als auch der muslimischen Verbände kam überwiegend 
Zustimmung. Auch haben gleich nach Bekanntwerden 
der Empfehlungen zahlreiche Universitäten ihr Interesse 
zum Ausdruck gebracht, ein Institut für Islamische 
Studien einzurichten. Der Vorschlag zur Einrichtung the- 
ologisch kompetenter Beiräte ist auch aufgrund der Emp- 
fehlung, ebenfalls muslimische Persönlichkeiten des 
öffentlichen Lebens in die Beiräte aufzunehmen, insbe- 
sondere bei den muslimischen Verbänden auf Skepsis ge- 
stoßen. Die Einrichtung theologischer Angebote an 
Hochschulen ist ebenso wie der Religionsunterricht reli- 
gionsverfassungsrechtlich eine gemeinsame Angelegen- 
heit von Staat und Religionsgemeinschaften. Die Länder 
benötigen auch im Falle der Theologie Kooperationspart- 
ner in Form von Religionsgemeinschaften, welche die 
Lehrinhalte verbindlich bestätigen bzw. bei der Beset- 
zung der Lehrstellen mitwirken. Die muslimischen Ver- 
bände gehen davon aus, dass - vergleichbar zur Koopera- 
tion staatlicher Stellen mit kirchlichen Stellen - die 
muslimischen Verbände Kooperationspartner der staatli- 
chen Stellen sein sollten.^^v 


*33 Vgl. ebd., S. 43. 

*33 Vgl. ebd., S. 88. 

837 Vgl. Preuß, Roland: Fromme Professoren gesucht. In: Süddeutsche 
Zeitung, Ausgabe vom 30. Januar 2010. Mönch, Regina: Islamische 
Lehre an Universitäten. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Ausga- 
be vom 3. Februar 2010.Vgl. auch Goddar, J./Billig, M.: Überfällig. 
Muslime begrüßen neue Vorschläge. In: Frankfurter Rundschau, 
Ausgabe vom 2. Februar 2010. 
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III. Entwicklung des Rechts 

1. Entwicklungen im Staatsangehörig- 

keitsrecht 

1 .1 Allgemeiner Überblick und statistische 

Entwicklungen 

Insbesondere das Einbürgerungsrecht und das Options- 
recht sowie deren praktische Umsetzung waren im Be- 
richtszeitraum Gegenstand der parlamentarischen Arbeit 
im Deutschen Bundestag. Die Bundesregierung beantwor- 
tete eine Vielzahl parlamentarischer Anfragen zur Einbür- 
gerungspraxis.*^* Beraten wurden auch einige Gesetzent- 
würfe zur Änderung des Staatsangehörigkeitsrechts. 

Besondere Aufmerksamkeit und Bedeutung erlangte eine 
am 12. Mai 2009 erstmals in der Geschichte Deutsch- 
lands im Bundeskanzleramt durchgeführte Einbürge- 
rungsfeier. Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel über- 
reichte 16 neuen deutschen Staatsbürgerinnen und 
Staatsbürgern ihre Einbürgerungsurkunden in feierlichem 
Rahmen. Sie unterstrich damit die hohe integrationspoli- 
tische Bedeutung von Einbürgerungen. 

Im Rahmen der allgemeinen Fachdiskussion wurde die 
Weiterentwicklung und Optimierung des Staatsangehö- 
rigkeitsrechts diskutiert, Auf der Ebene des Bundes 
und der Länder wurden zu diesem Thema Gespräche auf- 
genommen bzw. fortgesetzt. Die Beauftragte veranstaltete 
mehrere Dialogforen mit Experten aus Bund, Ländern 
und Kommunen. Der Fokus lag dabei vor allem auf der 
Frage, wie Einbürgerungsverfahren und Optionsverfahren 
in der Praxis beschleunigt und erleichtert werden können. 
Auch die Anwendung von bestehenden Einbürgerungser- 
leichterungen war ein wichtiges Thema. 

Die für Integration zuständigen Ministerinnen und Minis- 
ter bzw. Senatorinnen und Senatoren der Länder haben 
auf ihrer Konferenz am 30. September 2008 in Hannover 
u. a. entschieden, eine länderoffene Arbeitsgruppe unter 
Federführung des Landes Schleswig-Holstein zum 
Thema „Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit attrak- 
tiv gestalten“ einzusetzen.®"*' Nachdem die Arbeitsgruppe 
im Juni 2009 eine Bestandsaufnahme vorgelegt hatte. 


838 Ygi 2 . B. Antworten der Bundesregierung auf verschiedene Kleine 
und Große Anfragen, Bundestagsdrucksachen 16/9265, 16/13558 
und 16/13707. 

B. der Entwurf zum später in Kraft getretenen Gesetz zur Ände- 
rung des Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. 
I, S. 159) oder der Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grü- 
nen, Bundestagsdrucksache 16/2650. 

840 Vgl. z. B. Thränhardt, Dietrich: Einbürgerung - Rahmenbedingun- 
gen, Motive und Perspektiven des Erwerbs der deutschen Staatsange- 
hörigkeit, Gutachten für die Friedrich-Ebert-Stiftung, März 2008; 
Kluth, Winfried: Variable Staatsbürgerschaftsrechte - eine Alternati- 
ve zum Optionsmodell? in: ZAR 2009, S. 134 ff.; Lämmermann, 
Falk: Einbürgerung - Aktuelle Entwicklungen und Perspektiven, in: 
ZAR 2009, S. 289 ff. 

Vgl. Beschlussniederschrift der Konferenz der für Integrationsfragen 
zuständigen Ministerinnen und Minister sowie Senatorinnen und Se- 
natoren der Länder am 30. September 2008 in Hannover, Beschluss 
zu Tagesordnungspunkt 4 „Erwerb der deutschen Staatsangehörig- 
keit attraktiv gestalten“ (abrufbar unter: http://www.mgffi.nrw.de/ 

pdf/integration/2009- 11-1 8 5 IntMK/ Arbeitsgruppen/3 IntMK_ 

30_9_2008_Hannover_Beschlussniederschrift.pdf, zuletzt aufgeru- 
fen am 9. April 2010). 


wurde bis zum März 2010 eine darauf basierende Analyse 
erarbeitet und vorgelegt. DJe hierauf basierenden 
Schlussfolgerungen und Vorschläge wurden unmittelbar 
als Beschlussvorlage für die Integrationsministerkonfe- 
renz am 19. März 2010 eingebracht und dort von allen 
Bundesländern unterstützt. U. a. werden darin ein akti- 
ves Werben für Einbürgerung und die Verbesserung der 
Beratung und von Informationsangeboten zur Einbürge- 
rung, die verbesserte Nutzung bestehender Einbürge- 
rungsanreize und -erleichterungen für besonders gut inte- 
grierte Ausländerinnen und Ausländer, die Anerkennung 
der Lebensleistung der ersten Zuwanderergeneration 
durch Erleichterungen bei der Einbürgerung und die mit- 
telfristige Zusammenführung der Testverfahren zum 
Einbürgerungstest und Orientierungskurstest empfohlen. 
Daneben wurde die im Koalitionsverfrag der Regierungs- 
parteien auf Bundesebene*"^'' vorgesehene Evaluierung der 
Optionsregelung begrüßt. Zudem betonten die Integra- 
tionsministerinnen und -minister bzw. -Senatorinnen und 
-Senatoren vor dem Hintergrund der gesellschaftlichen 
Herausforderungen durch Zuwanderung und der damit 
verbundenen Vielschichtigkeit der Bevölkerung in ihrem 
Beschluss die Notwendigkeit einer offenen gesellschaftli- 
chen Diskussion zum Thema „Mehrstaatigkeit“. Dabei 
solle auch das Für und Wider von Mehrstaatigkeit in 
rechtlicher und integrationspolitischer Sicht abgewogen 
werden. Bei der künftigen Weiterentwicklung des Staats- 
angehörigkeitsrechts und seiner Ausführung in der Praxis 
müsse, so der Beschluss weiter, Integrationsaspekten ins- 
gesamt ausreichend Rechnung getragen werden. 

Aus Sicht der Beauftragten stellen die vorgelegten Vor- 
schläge und Empfehlungen wichtige Schritte hin zu einer 
verbesserten und attraktiveren Einbürgerungspraxis dar 
und sollten - einschließlich notwendiger Änderungen an 
den rechtlichen Grundlagen - alsbald umgesetzt werden. 

Die Zahl der Einbürgerungen ging im Berichtszeitraum 
zurück. Nach einem Anstieg im Jahr 2006 (-1-7 325 gegen- 
über dem Vorjahr 2005) sank sie im Jahr 2007 auf 
113 030. Dies entspricht einem Rückgang von 9,3 Pro- 
zent gegenüber dem Vorjahr. Im Jahr 2008 ließen sich nur 
noch 94 470 Ausländerinnen und Ausländer einbürgem. 
Mit minus 16,4 Prozent gegenüber dem Vorjahr fiel die- 
ser Rückgang deutlich stärker als in den davor liegenden 
Jahren aus (vgl. Abbildung 9 sowie zu den genauen Fall- 
zahlen Tabelle 14 im Anhang). 


Teil I des Berichts, die Bestandsaufnahme, und Teil II, die auf der 
Bestandsaufnahme basierende Analyse, wurden im Bericht der län- 
deroffenen Arbeitsgruppe „Erwerb der deutschen Staatsangehörig- 
keit attraktiv gestalten“ - Bestandsaufnahme und Analyse, Stand: 
4. März 2010 zusammengefasst vorgelegt (abrufbar unter: http:// 

www.mgffi.nrw.de/pdfrintegration/2009- 11-1 8 5 IntMK/Konferenz_ 

2010/Anlage_4_Bericht_AG_Einb rgerung_9_3_2010.pdf, zuletzt 

aufgerufen am 9. April 2010). 

843 Vgl. Beschlussniederschrift der 5. Konferenz der für Integration 
zuständigen Ministerinnen und Minister/Senatorinnen und Senatoren 
am 19. März 2010 in Düsseldorf; Beschluss zu Tagesordnungs- 
punkt 3 „Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit attraktiv gestal- 
ten“ (abrufbar unter: http://www.mgffi.nrw.de/pdf/integration/2009- 

11-1 8_5 IntMK/Konferenz_20 1 0/Anlage_2_Beschlussniederschrift 

_der_5_IntMK_19_3_2010.pdf, zuletzt aufgerufen am 9. April 
2010). 

Wachstum.Bildung. Zusammenhalt. Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und FDP, 17. Legislaturperiode. 



Drucksache 17/2400 


-218- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Abbildung 9 


Einbürgerungen 1994 bis 2008 (ohne Aussiedlereinbürgerungen) 



Quelle: Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration, Daten-Fakten-Trends, Einbürgerung, Berlin, Mai 2005; 
Statistisches Bundesamt, Einbürgerung - Fachserie 1 Reihe 2. Januar 2008 


Von den Ausländerinnen und Ausländem, die die Voraus- 
setzungen für eine Einbürgerung dem Gmnde naeh erfül- 
len, enfseheiden sieh nur vergleiehsweise wenige für die 
Einbürgerang: Im Jahr 2007 wurden 2,9 Prozenf der dafür 
in Befraeht kommenden Personen eingebürgert. Gegenü- 
ber dem Vorjahr 2006, als sieh noeh 3,2 Prozent dieser 
Ausländerinnen und Ausländer einbürgem ließen, bedeu- 
tet dies einen Rüekgang. Diese statistisehe Größe „Aus- 
sehöpfung des (pausehalen) Einbürgerangspotenzials“*"^^ 
ging als Indikator 1.3 aueh in den ersten Integrationsindi- 
katorenberieht der Beauftragten®'*^ ein und wurde damit 
verstärkt in die Diskussion eingebraeht. 

Die Gründe für die zurüekhalfende Nufzung der Einbür- 
gerangsmögliehkeiten sind vielsehiehtig. Die Einbürge- 
rangspraxis einsehließlieh der konkreten Ausgestaltung 
der Einbürgerangsberatung und der Verwaltungsverfah- 
ren bei der Einbürgerang ist nur ein Bereieh, in dem sol- 
ehe Ursaehen liegen können. Hinreiehend valide und 
- aueh detailiert - aussagekräftige Daten bzw. For- 
sehungsergebnisse zum Einbürgemngsverhalten von 
Ausländerinnen und Ausländem liegen bisher nieht vor. 
Eine weitergehende sozialwissensehaftliehe Forsehung in 
diesem Bereieh ist aueh notwendig, um den Auftrag aus 
der Koalitionsvereinbarang der Regiemngsparteien auf 


Relation Zahl der Einbürgerungen zur Zahl der legal aufhältigen 
Ausländerinnen und Ausländer mit einer Aufenthaltsdauer von 
10 Jahren und mehr. 

Integration in Deutschland, Erster Integrationsindikatorenbericht, 
Berlin 2009, S. 30 f. 


Bundesebene, „(...) unverhältnismäßige Hemmnisse auf 
dem Weg zur Einbürgerang (...)“ zu beseitigen, saehge- 
reeht umsetzen zu können. Das Bundesministerium des 
Innern plant daher in Zusammenarbeit mit der Beauftrag- 
ten, in der laufenden Wahlperiode ein entspreehendes 
Forsehungsvorhaben vorzubereiten und durehzuführen. 

1.2 Anwendung des Staatsangehörigkeits- 

rechts 

Im Folgenden werden wiehtige Entwieklungen bei der 
Anwendung des Staatsangehörigkeitsgesetzes (StAG) im 
Beriehtszeitraum dargestellt. Die Darstellung betrifft zum 
einen die Einbürgerangspraxis und zum anderen die 
Durehfühmng des Optionsverfahrens naeh § 29 StAG. 

1.2.1 Einbürgerung 

1.2. 1.1 Anforderungen an die Deutsch- 
kenntnisse 

Der Gesetzgeber hat mit dem Riehtlinienumsetzungsge- 
setz 2007 hinsiehtlieh des Naehweises ausreiehender 
deutseher Spraehkermtnisse eine Konkretisierang vor- 
genommen. Bundesweit einheitlieh sind nun sowohl 
mündliehe als aueh sehriftliehe Kenntnisse der deutsehen 
Spraehe auf der Niveaustufe Bl des Gemeinsamen Euro- 
päisehen Referenzrahmens für Spraehen (GER) Voraus- 
sefzung für die Anspmehseinbürgemng. Gleiehes gilf für 
die sog. Ehegaften- und Lebensparfnereinbürgerang naeh 
§ 9 SfAG Die bis dahin reeht uneinheitliehe Verwaltungs- 
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praxis der Bundesländer*"^^ hat sich in dieser Hinsicht 
seitdem weitgehend angeglichen. 

An die Beauftragte sind seither jedoch eine Vielzahl von 
Einzelfallschilderungen herangetragen worden, in denen 
vor allem hinsichtlich der Verwaltungsverfahren über 
Hindernisse und unverhältnismäßigen Aufwand bei der 
Nachweisführung geklagt wurde, ln einem geschilderten 
Fall verweigerte z. B. die zuständige Behörde die Aner- 
kennung eines älteren Sprachnachweises, obwohl der 
Einbürgerungsbewerber einwandfrei Deutsch sprach. 
Dass seine Deutschkenntnisse weit über dem erforderli- 
chen Niveau B 1 lagen, war offensichtlich. Seine berufli- 
che Tätigkeit erforderte den uneingeschränkten tagtägli- 
chen Gebrauch der deutschen Sprache in Wort und 
Schrift. Gleichwohl forderte die Behörde, dass der An- 
tragsteller einen neuen Deutschtest erfolgreich absolvie- 
ren und hierüber eine Bescheinigung vorlegen solle. Ge- 
setzlich ist eine beschränkte Gültigkeitsdauer von 
Deutschtests nicht vorgeschrieben. Die praktische An- 
wendung der Regelung sollte in jedem Fall mit dem not- 
wendigen Fingerspitzengefühl erfolgen und unnötigen 
Mehraufwand im Einbürgerungsverfahren vermeiden. 

Auch die gesetzlichen Ausnahmemöglichkeiten, alterna- 
tive Nachweisformen (Abschluss Studium oder Berufs- 
ausbildung in Deutschland) oder die Möglichkeit, auf ei- 
nen besonderen Test oder Nachweis bei offensichtlich 
(mindestens) ausreichenden Deutschkenntnissen zu ver- 
zichten, werden in der Praxis zu wenig angewandt. Dies 
führte immer wieder zu Härtefällen und zu Unverständnis 
bei den Betroffenen. 

Auch für die Ermessenseinbürgerung nach § 8 SfAG 
müssen Einbürgerungsbewerberinnen und -bewerber in 
der Regel über Deutschkenntnisse verfügen. Mit der 
Frage, wie umfangreich diese sein müssen, war im Be- 
richtszeitraum u. a. der Verwaltungsgerichtshof Baden- 
Württemberg befasst. Im Ausgangsfall hatte ein 1970 
in der Türkei geborener Mann, der nicht lesen und schrei- 
ben kann, weil er nie eine Schule besucht hatte, 2002 die 
Einbürgerung beantragt. Er war 1989 in das Bundesgebiet 
eingereist und wurde später als Asylberechtigter aner- 
kannt. Er erhielt eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis, 
die ab 2005 als Niederlassungserlaubnis fortgalt. Seit 
1 995 war er ununterbrochen berufstätig. Einen von einer 
Volkshochschule durchgeführten Test „Deutsch für An- 
alphabefen“ haffe er bestanden. Bei der schriftlichen 
Kommunikation helfen ihm seine Kinder. 

Im Ergebnis des Berufungsverfahrens entschied der Ver- 
waltungsgerichtshof, dass die Behörde im Rahmen der 
Ermessensentscheidung auch ausreichende Grundkennt- 
nisse der deutschen Schriftsprache fordern kann. Die vom 
Verwaltungsgerichtshof ursprünglich ausgeschlossene 
Möglichkeit der Revision gegen das Urteil ließ das Bun- 
desverwaltungsgericht allerdings zwischenzeitlich zu.*"^^ 
Anders als der Verwaltungsgerichtshof misst das Bundes- 


Vgl. 7. Lagebericht, Kapitel III.1.2.1, S. 139. 

848 vGH Baden-Württemberg, Urteil vom 22. Januar 2009, Az.: 13 
S 729/08. 

BVerwG, Beschluss vom 8. Juni 2009, Az.: 5 B 20/09. 


Verwaltungsgericht der Rechtssache grundsätzliche Be- 
deutung zu. Die Revision biete Gelegenheit zur Klärung, 
welche Anforderungen an die Kenntnisse der deutschen 
Sprache bei einer auf § 8 StAG gestützten Ermessensein- 
bürgerung zu stellen sind. Es könne auch die Frage ge- 
klärt werden, welches Gewicht bei der zu treffenden, die 
Belange des Einbürgerungsbewerbers berücksichtigen- 
den, Ermessensentscheidung einem tatsächlich etwa ge- 
ringeren Integrationsbedarf oder den vom Gesetzgeber im 
Aufenthaltsrecht für die Niederlassungserlaubnis geregel- 
ten Ausnahmen vom Erfordernis der ausreichenden 
Kenntnisse der deutschen Sprache beizumessen sei. 

1 .2.1 .2 Anrechenbare Aufenthaltszeiten 

Auch die Frage, welche Aufenthaltszeiten für die Einbür- 
gerung angerechnef werden können, wurde im Berichts- 
zeifraum wieder in einer Vielzahl von Eingaben an die 
Beauftragte thematisiert. Oft betrafen diese Eingaben 
Aufenthaltszeiten zu Studienzwecken. Zu der Frage, ob 
diese Aufenthaltszeiten für die Anspruchseinbürgerung 
anrechenbar sind, besfehen in den Bundesländern weiter- 
hin unterschiedliche Rechtsauffassungen. *^0 Einige Bun- 
desländer verneinen dies. Sie verweisen im Einzelfall auf 
die - in der Praxis jedoch häufig eher theoretische - Mög- 
lichkeit der Ermessenseinbürgerung nach § 8 StAG, für 
die jedoch u. a. die gegenüber der Anspruchseinbürge- 
rung sfrengeren Anforderungen an eine nachhaltige Si- 
cherung des Lebensunferhalfs zu erfüllen sind. 

Gerade vor dem Hintergrund der wichtigen Rolle, die Bil- 
dung für die Integration hat, trifft der Ausschluss von Stu- 
dienzeiten auf großes Unverständnis. Aus Sicht der 
Beauftragten muss bei der Entscheidung über die Anrech- 
nung von Aufenthaltszeiten sichergestellt sein, dass es in 
der Einbürgerungspraxis zu integrationspolitisch sinnvol- 
len Ergebnissen kommt. Besonders bei erfolgreichen Stu- 
dienabsolventinnen und -absolventen, die Deutsch in 
Wort und Schrift ohne Probleme beherrschen und im An- 
schluss an das Studium erwerbstätig sind, zeigt sich, dass 
die Studienzeiten erheblich zur persönlichen Integration 
beitragen bzw. Integration befördern. 

1.2.1 .3 Hinnahme von Mehrstaatigkeit 

Die besonderen Probleme, die sich für Kosovo-Albaner 
bei der Entlassung aus der serbischen Staatsangehörigkeit 
ergeben, hatte die Beauftrage bereits in ihren letzten bei- 
den Lageberichten angesprochen. *5' Eine Vielzahl von 
Briefen und Eingaben an die Beauftragte im Berichtszeit- 
raum zeigten, dass diese Probleme noch nicht vollständig 
gelöst werden konnten. Gleichwohl hat die pragmatische 
Anwendung der gesetzlichen Ausnahmen vom Grundsatz 
der Vermeidung der Mehrstaatigkeit im Berichtszeitraum 
in vielen Fällen die Einbürgerung ermöglicht. 


Die Beauftragte hatte dieses Problem bereits in ihren letzten beiden 
Lageberichten angesprochen. Vgl. 6. Lagebericht, C 11.2.2.1, S. 340 
und 7. Lagebericht, Kapitel III. 1.2. 2, S. 140. 

Vgl. 6. Lagebericht, C IL2.2.12, S. 350 und 7. Lagebericht, Kapi- 
tel III.1.2.3, S. 141. 
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Nachdem sich das Kosovo für unabhängig erklärt hatte*^^ 
und später eine Verfassung*^^ gin Staatsangehörig- 

keitsgesetz verabschiedet wurde, wird von Einbürge- 
rungsbewerberinnen und -bewerben! aus dem Kosovo oft 
auch die Aufgabe der etwaig bestehenden kosovarischen 
Staatsangehörigkeit gefordert. Dies hängt auch damit zu- 
sammen, dass das neue kosovarische Staatsangehörig- 
keitsrecht den Personenkreis der kosovarischen Staatsan- 
gehörigen sehr weit fasst. Er umfasst u. a. nicht nur jene, 
die neben der Erfüllung weiterer Voraussetzungen zum 
Stichtag 1. Januar 1998 im Kosovo ihren Wohnsitz hat- 
ten, sondern auch deren Nachkommen, ln der deutschen 
Staatsangehörigkeitspraxis wird überwiegend davon aus- 
gegangen, dass es sich dabei um einen gesetzlichen Er- 
werb handelt, er also nicht davon abhängt, dass Betrof- 
fene eine Erklärung oder einen Antrag abgeben 
müssen. *5"* 

Die Republik Kosovo hat im Berichtszeitraum eine Bot- 
schaft in Berlin eröffnet, die allerdings bisher noch nicht 
alle konsularischen Dienstleistungen erbringt. U. a. 
können Verfahren zur Klärung bzw. zum Verlust der ko- 
sovarischen Staatsangehörigkeit noch nicht über die Bot- 
schaft betrieben werden. An die Beauftragte wurden aber 
Berichte herangetragen, nach denen es in einigen weni- 
gen Einzelfällen gelang, solche Verfahren unmittelbar im 
Kosovo durchzuführen. Teilweise waren hierfür aller- 
dings mehrere Reisen in das Kosovo notwendig. Inwie- 
weit dies mittel- und langfristig der einzige Weg ist, den 
Verlust der kosovarischen Staatsangehörigkeit herbeizu- 
führen, bleibt abzuwarten. Teils wurde zudem von nicht 
nachvollziehbaren „Gebühren“ berichtet, sodass mögli- 
cherweise diese Verfahren nur aufgrund der Zahlung von 
Bestechungsgeldem zum Abschluss gebracht werden 
konnten. Soweit Behörden im Einbürgerungsverfahren 
solche Bemühungen zum Verlust der kosovarischen 
Staatsangehörigkeit unmittelbar im Kosovo fordern, muss 
aus Sicht der Beauftragten gewährleistet sein, dass Ein- 
bürgerungsbewerberinnen und -bewerber nicht unzumut- 
bar, insbesondere finanziell, belastet werden und mögli- 
cherweise deshalb von ihrem Einbürgerungsgesuch 
Abstand nehmen. Die anfallenden Belastungen sind daher 
im Rahmen der Prüfung unzumutbarer Entlassungsbedin- 
gungen zu berücksichtigen. Rechtswidrige Handlungen, 


Die Unabhängigkeit der Republik Kosovo wurde am 17. Februar 
2008 proklamiert. Vgl. Länderinfo des Auswärtigen Amtes zum Ko- 
sovo unter http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinfor 
mationen/Ol-Laender/Kosovo.html, zuletzt aufgerufen am 9. April 
2010 . 

Die Verfassung wurde am 15. Juni 2008 verabschiedet. Vgl. Infor- 
mation des Auswärtigen Amtes unter http://www.auswaertiges- 
amt.de/diplo/de/Europa/Suedosteuropa/Kosovo.html, zuletzt aufge- 
rufen am 9. April 2010. 

854 Vgl. auch VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 24. September 
2008, Az.: 13 S 1812/07. 

Gegenüber dem Jahr 2009 ist keine Veränderung bekannt. Das VG 
Augsburg hat mit Urteil vom 7. April 2009 (Az.: Au 1 K 08.748) 
festgestellt, es gebe „(. . .) derzeit in der Bundesrepublik keine konsu- 
larischen Vertretungen der Republik Kosovo, die den konsularischen 
Betrieb bereits aufgenommen haben und es ist auch nicht abzusehen, 
wann dies der Fall sein wird (. . .)“. 


wie z. B. Bestechung, dürfen keinesfalls gefordert wer- 
den. 

Die Beauftragte setzt sich hinsichtlich beider Problembe- 
reiche für pragmatische Lösungen ein, für die das gel- 
tende Staatsangehörigkeitsrecht ausreichend Spielraum 
lässt. Dabei sind insbesondere die integrationspolitischen 
Aspekte der Einbürgerung zu berücksichtigen; Einbürge- 
mngsverfahren müssen grundsätzlich zügig durchgeführt 
werden. 

1 .2.1 .4 Kenntnisse der Rechts- und Gesell- 
schaftsordnung und der Lebens- 
verhältnisse in Deutschland - 
„Einbürgerungstest“ 

Kenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung und der 
Lebensverhältnisse in Deutschland sind seit dem 1. Sep- 
tember 2008 Voraussetzung für die Einbürgerung. Sie 
werden nach § 10 Absatz 5 S. 1 StAG regelmäßig durch 
Bestehen eines Einbürgerungstests nachgewiesen.*^^ Die 
entsprechenden Vorschriften wurden bereits mit dem 
Richtlinienumsetzungsgesetz aus dem Jahr 2007 in das 
Staatsangehörigkeitsgesetz eingefügt, traten aber erst 
zeitverzögert in Kraft, um für den Erlass von Ausfüh- 
rungsregelungen und Vorbereitungen in der Praxis ausrei- 
chend Zeit zu lassen. Regelungen zur Durchführung von 
Einbürgerungstests und entsprechender vorbereitender 
Einbürgerungskurse wurden schließlich im Wesentlichen 
mit der am 1 . September 2008 in Kraft getretenen Verord- 
nung zu Einbürgerungstest und Einbürgerungskurs vom 
5. August 2008 (Einbürgerungstestverordnung)**^ erlas- 
sen. 

Hiernach müssen Einbürgerungsbewerberinnen und -be- 
werber aus einem Gesamtkatalog von 310 Fragen*^^ je- 
weils 33 in einem Fragebogen zusammengestellte Mul- 
tiple-Choice-Aufgaben beantworten. Drei dieser Fragen 
müssen sich auf das Bundesland beziehen, in dem die 
Prüfungsteilnehmerin bzw. der Prüfungsteilnehmer 
wohnt. Den einzelnen Fragen sind jeweils vier mögliche 
Antworten zugeordnet, aus denen ausgewählt werden 
muss.*^^ Nach § 1 Absatz 3 Einbürgerungstestverordnung 
gilt der Test als bestanden, wenn innerhalb einer Prü- 
fungszeit von 60 Minuten mindestens 17 Fragen richtig 
beantwortet wurden. 

Die Zahl der Testteilnehmerinnen und -teilnehmer, die 
den Test bestehen, bewegt sich seit Umsetzungsbeginn 
auf sehr hohem Niveau: Die Bestehensquoten lagen re- 
gelmäßig zwischen 98 und 99 Prozent. Dies zeigt auch, 
dass der Test - ggf mit einiger Vorbereitung darauf - eine 
durchaus zu bewältigende Einbürgerungsvoraussetzung 
darstellt. 

Für die Abwicklung und Auswertung der Tests sieht § 2 
der Verordnung die Möglichkeit vor, dass die Länder 


856 Vgl 7 Lagebericht, Kapitel IILl.3.2, S. 144 f. 

S57BGB1. 1, S. 1649. 

Anlage 1 der Einbürgerungstestverordnung: Gesamtkatalog der für 
den Einbürgerungstest zugelassenen Prüfungsfragen. 

859 Ygi ^ 1 Absatz 1 u. 2 Einbürgerungstestverordnung. 
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nach Maßgabe von Verwaltungsvereinbarungen die vom 
Bundesamt für Migration und Flüehtlinge für den Tesf 
zum Orientierungskurs^^o genutzten Prüfungsstellen nut- 
zen können. Zur Vorbereitung auf den Test bieten die 
Länder naeh § 10 Absatz 5 Satz 2 StAG Einbürgerungs- 
kurse an. Das dafür naeh § 1 Absafz 5 Einbürgerungsfesf- 
verordnung verbindliehe Rahmeneurrieulum finde! sieh 
in Anlage 2 der Einbürgeiungsfesfverordnung. ln der Pra- 
xis bedeutsamer waren allerdings individuelle Vorberei- 
tungsmögliehkeiten. Hierzu haben sieh im Beriehtszeit- 
raum eine Reihe von Angeboten etabliert, darunter aueh 
intemetbasierte. Bekannt geworden sind zu letzteren im 
Beriehtszeitraum einige Betrugsfalle, in denen gewinn- 
orientierfe Unfemehmen enfspreehende Diensfe im Infer- 
nef anbofen, ohne ausreiehend darauf hinzuweisen, dass 
es sieh um enfgeltliehe Angebofe handelf. Der Infemef- 
auftritt selbsf suggerierte dabei teils aueh einen offiziellen 
Charakter, weswegen Nutzerinnen und Nutzer oftmals 
davon ausgingen, es handele sieh um staatliehe und daher 
kostenfreie Angebote, ln den bekannt gewordenen Fällen 
forderten die Anbieter im Naehhinein hohe Vergütungen 
und drohten teilweise sehr sehnell mit weiteren, aueh ge- 
richtlichen Maßnahmen zur Durehsetzung ihrer angebli- 
ehen Ansprüehe. Das Bundesamt für Migration und 
Flüehtlinge weist auf seiner Homepage auf die Problema- 
tik hin und bietet zudem eine kostenfreie Vorbereitungs- 
mögliehkeit auf den Einbürgerungstest an.*®' 

Bei der Umsetzung der neuen Einbürgerungsvorausset- 
zung sind im Wesentliehen zwei Probleme aufgetreten. 
Zum einen haben kurz naeh Inkrafttreten sehr viele Ein- 
bürgerungsbewerberinnen und -bewerber den Test absol- 
viert. Wegen dieser anfänglieh hohen Inanspruehnahme 
kam es übergangsweise zu Verzögerungen bei der Test- 
auswertung. Später pendelten sieh die Teilnehmerzahlen 
aber auf niedrigerem Niveau ein, sodass diese Probleme 
entfielen. 

Zum anderen gab es in der Einbürgerungspraxis einige 
Probleme hinsiehtlieh der Naehweisführung. Einbürge- 
rungsbewerberinnen und -bewerber mit deutsehen all- 
gemeinbildenden Sehulabsehlüssen, aber aueh mit Be- 
rufsabsehlüssen, darunter aueh Studienabsehlüsse der 
Verwaltungs- oder Reehtswissensehaften, beklagten, dass 
sie den Einbürgerungstest trotz einsehlägiger und höherer 
Qualifikation absolvieren müssten. Der Gesetzgeber hat 
als Einbürgerungsvoraussetzung das Vorhandenensein 
bestimmter staatsbürgerlieher Kenntnisse normiert (§10 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 StAG). Das Bestehen des Ein- 
bürgerungstests soll naeh § 10 Absatz 5 Satz 1 StAG hier- 
für der Regelnaehweis sein, nieht aber die einzige Mög- 
liehkeif, den Naehweis zu führen. Mit Bliek auf sehon 
vorhandene Qualifikationen von Einbürgerungsbewerbe- 
rinnen und -bewerbem wollte der Gesetzgeber aueh an- 
dere Naehweismögliehkeiten offen halten. Neben dem 


860 j)ej- Orientierungskurs ist Teil des Integrationskurses nach der Inte- 
grationskursverordnung. 

Vgl. http://www.integration-in-deutschland.de/cln_l 10/nn_1344932/ 
SubSites/Integration/DE/02_Zuwanderer/Einbuergerungstest/einbuer 
gerungstest-inhalt.html#docl344936bodyText8, zuletzt aufgerufen 
am 8. Juni 2010. 


Wortlaut in § 10 Absatz 5 Satz 1 StAG maeht dies aueh 
die einsehlägige Gesetzesbegründung deutlieh: Die nöti- 
gen Kenntnisse „(...) können aber aueh auf andere Weise 
- etwa dureh eine entspreehende deutsehe Sehulausbil- 
dung (z. B. Hauptsehule) - naehgewiesen werden 
(...)“. Folgeriehtig reieht daher aueh der Absehluss ei- 
ner deutsehen allgemeinbildenden Sehule (Hauptsehule 
oder höherer Sehulabsehluss) als Naehweis aus.*®* Aueh 
viele berufliehe Ausbildungen bzw. Absehlüsse umfassen 
inhaltlieh das im Rahmen der neuen Einbürgerungsvor- 
aussetzung erforderliehe Wissen. Aueh die Absehlüsse 
dieser Berufe sind daher als Naehweis im Einbürgerungs- 
verfahren anzuerkennen. Viele der an die Beauftragte he- 
rangetragenen Problemfälle konnfen unfer Berüeksiehti- 
gung beruflieher Qualifikafionen der Befroflenen sinnvoll 
gelösf werden. Das Erfordernis der Kenntnisse der 
Reehts- und Gesellsehaftsordnung und der Lebensver- 
hältnisse in Deutsehland sollte aus Sieht der Beauftragten 
nieht zu vermeidbaren Mehrbelastungen für Einbürge- 
rungsbewerberinnen und -bewerber führen. Aueh die 
Ausführungsbestimmungen zum Staatsangehörigkeitsge- 
setz sollten daher festlegen, dass Personen, die dureh ab- 
gesehlossene allgemeine wie berufsqualifizierende Bil- 
dung das geforderte Wissen bereits haben, dieses nieht 
erneut dureh ein Kosten verursaehendes Testverfahren 
belegen müssen. 

1.2.1 .5 Sicherung des Lebensunterhalts 

Die Frage der Lebensunterhaltssieherung bei der An- 
spruehseinbürgerung wurde im Beriehtszeitraum in einer 
Vielzahl von Eingaben an die Beauftragte thematisiert. 
Für die Einbürgerung muss der Lebensunterhalt der Ein- 
bürgerungsbewerberin bzw. des Einbürgerungsbewerbers 
und der unterhaltsbereehtigten Familienmitglieder grund- 
sätzlieh selbstständig bestritten werden. Arbeit ist in un- 
serer auf Erwerbsarbeit ausgeriehteten Gesellsehaft dafür 
der Regelfall. Sie ist deshalb aueh wiehtiger Bestandteil 
individueller Integration. Allerdings gelingt es nieht je- 
dem, einen Arbeitsplatz zu finden. Aueh ernsthafte Be- 
mühungen um Arbeit bleiben mitunter erfolglos. Dies 
kann vielfältige Gründe haben, z. B. Vermittlungshemm- 
nisse wie eine unzureiehende berufliehe Qualifikation 
oder gesundheitliehe Einsehränkungen. Und aueh wegen 
der teils sehwierigen Arbeitsmarktentwieklung - mit teils 
sehr niedrigen Löhnen und immer öfter befristeten Be- 
sehäftigungsverhältnissen selbst im öffentliehen Dienst -, 
muss Augenmaß gehalten werden. Der Gesetzgeber hat 
das Staatsangehörigkeitsreeht deshalb so ausgestaltet, 
dass es einem Ansprueh auf Einbürgerung (§10 StAG) 
nieht entgegensteht, wenn eine Antragstellerin oder ein 
Antragsteller zum Zeitpunkt der Einbürgerung Leistun- 
gen naeh SGB 11 (z. B. Arbeitslosengeld 11) oder 


862 Vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts- und asyl- 
rechtlicher Richtlinien der Europäischen Union, Gesetzesbegrün- 
dung zu Artikel 5 Nummer 7 Buchstabe c, Bundestagsdrucksache 
16/5065. 

So auch die Empfehlungen des Bundesministeriums des Innern in 
seinen vorläufigen Anwendungshinweisen zum Staatsangehörig- 
keitsgesetz, Stand: 17. April 2009, Nummer 10.1.1.7 (abrufbar unter 
http : // WWW. bmi . bund. de) . 
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SGB XII (z. B. Grundsicherung im Alter) bezieht. Vo- 
raussetzung dafür ist, dass die Einbürgerungsbewerberin 
bzw. der Einbürgerungsbewerber den Leistungsbezug 
nicht zu vertreten hat. Anders als bei der Ermessensein- 
bürgerung (§ 8 StAG) hat der Gesetzgeber für die An- 
spmchseinbürgerung im Ergebnis zugelassen, dass die 
zur Sicherung des Lebensunferhalfs dienenden SGB II- 
und SGB XII-Leistungen bezogen werden können, soweit 
die oder der Beziehende keine Schuld am Bezug hat. 

Maßgeblich für die Beurteilung der Lebensunterhaltssi- 
cherung ist grundsätzlich der Zeitpunkt der Einbürge- 
rung, wenngleich sie nicht ausschließlich gegenwartsbe- 
zogen, sondern auch für einen überschaubaren Zeifraum 
in der Zukunft vorliegen muss.*^'* Dieser zukunftsgerich- 
fefe Aspekf darf allerdings nichf dazu führen, dass be- 
hördliche Entscheidungen herausgezögert werden oder 
unterbleiben. Schon nach allgemeinen verwaltungsver- 
fahrensrechtlichen Grundsätzen, im vorliegenden Zusam- 
menhang aber zusätzlich auch aus integrationspolitischen 
Erwägungen heraus, haben die Behörden die Verwal- 
tungsverfahren vielmehr so zügig wie möglich durchzu- 
führen. Daher isf die zukünftige Sicherung des Lebensun- 
terhaltes im Rahmen einer begründeten Prognose zu 
prüfen, wobei schon wegen der der Zukunftsbezogenheit 
immanenten Unsicherheit keine überzogenen Anforde- 
rungen zu stellen sind. Viele der bei der Beauftragten vor- 
getragenen Einzelfälle, in denen Einbürgerungsbewerbe- 
rinnen und -bewerber z. B. ersf seif einigen Monafen im 
Arbeifsverhältnis waren, einen befrisfefen Arbeifsverfrag 
hatten oder selbständig tätig waren, zeigten allerdings, 
dass diese Prognose in der Praxis oft unterbleibt. Viel- 
mehr werden die Betroffenen schlicht auf einen späteren 
Zeitpunkt verwiesen, zu dem entschieden werden soll, 
z. B. nach einer etwaigen Arbeitsvertragsverlängerung 
oder -entfristung. Die Einbürgerungen wurden so 
z. T. länger als ein Jahr verzögert oder gar nicht vorge- 
nommen. Die Behörden begründeten diese Verfahrens- 
weise im Kern oft damit, dass nicht gewiss sei, ob der 
Lebensunterhalt auch für die Zukunft ohne Inanspruch- 
nahme von Leistungen nach dem SGB II oder dem 
SGB XII gesichert sei. Diese Praxis wird zum einen ar- 
beitsmarktlichen Realitäten - befristete Beschäftigungen 
sind heute keine Seltenheit mehr -, zum anderen aber 
auch den einbürgerungsrechtlichen Vorgaben nicht ge- 
recht. Wird z. B. bei einem befristeten Arb eits vertrag auf 
die Vertragsverlängerung gewartet - und diese damit 
quasi zur Einbürgerungsvoraussetzung erklärt - stünde 
dies nur im Einklang mit der Absicht des Gesetzgebers, 
wenn davon auszugehen wäre, dass der Vertrag durch die 
Schuld der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers aus- 
läuft und in der Folge in einem überschaubaren Zeitraum 
nach der Einbürgerung ein zu vertretender SGB II- oder 
SGB XII-Leistungsbezug einsetzt. Nur wenn dies begrün- 
det prognostiziert wird, wäre die Ablehnung der An- 
spmchseinbürgerung gerechtfertigt. 

Zu einem anderen Aspekt der Frage, wann der Bezug von 
SGB II- oder SGB XII-Leistungen ein Einbürgerungshin- 


So auch BVerwQ Urteil vom 19. Februar 2009, Az.: 5 C 22/08, Rd. 27. 


demis sein kann, hat im Berichtszeitraum das Bundesver- 
waltungsgericht entschieden.*®^ Nach dem Urteil stellt der 
Leistungsbezug nicht nur dann ein Einbürgerungshinder- 
nis dar, wenn die Einbürgerungsbewerberin oder der Ein- 
bürgerungsbewerber die Inanspruchnahme der Leistun- 
gen dem Grunde nach zu verantworten hat. Auch wenn 
die Einbürgerungsbewerberin oder der Einbürgerungsbe- 
werber einen erhöhten Leistungsbezug zu vertreten hat, 
schließt dies den Einbürgerungsanspruch aus. In dem Re- 
visionsverfahren zu Grunde liegenden Fall, hatte der Klä- 
ger nach Feststellung des Berufungsgerichts frühere Zei- 
ten der Arbeitslosigkeit selbst zu vertreten. Hieraus 
resultierten geringere Rentenansprüche, als er bei durch- 
gehender Beschäftigung hätte erwerben können. Daraus 
folgte wiederum ein höherer ergänzender Sozialhilfebe- 
zug (bzw. Leistungsbezug nach SGB XII). 

Gleichwohl ist nach dem Urteil nicht jedes entsprechende 
in der Vergangenheit liegende Verhalten einbürgerungs- 
schädlich. Nur wenn die Einbürgerungsbewerberin bzw. 
der Einbürgerungsbewerber bei einer Gesamtbetrachtung 
aller Umstände mit ihrem bzw. seinem Verhalten eine we- 
sentliche, prägende Ursache für den Leisfungsbezug ins- 
gesamf gesefzf haf, isf die erhöhfe Sozialhilfeleisfung zu 
vertreten. Bei einer nur unwesentlichen Erhöhung ist dies 
nicht der Fall. Zu beachten sei in diesem Zusammenhang 
auch, dass bereits das „vorgeschaltete“ Aufenthaltsrecht 
für die einbürgerungsrechtlich i. d. R. erforderliche recht- 
mäßige Aufenthaltszeit und -Verfestigung einen gesicher- 
ten Lebensunterhalt verlangt. Ein Mindestmaß an wirt- 
schaftlicher Integration bei Einbürgerung liegt daher 
regelmäßig schon „systembedingt“ vor. 

Der Verantwortungszusammenhang kann auch durch Ab- 
lauf einer bestimmten Zeit entfallen. Wie z. B. die neuen 
Regelungen zur Rücknahme von Einbürgerungen und 
deren Folgewirkungen und auch der Umstand, dass Ver- 
urteilungen wegen Straftaten nach Ablauf der Tilgungs- 
frist der Einbürgerung nicht mehr entgegenstehen, 
unterstreichen, können im Gesamtgefüge des Sfaafsange- 
hörigkeifsrechfes abwägungserhebliche Belange mit fort- 
schreitender Zeit an Gewicht verlieren. Im konkreten Zu- 
sammenhang legte das Gericht - angelehnt an die 
Mindestaufenthaltsdauer in § 10 Absatz 1 StAG - eine 
Frist von acht Jahren fest, nach deren Ablauf die Einbür- 
gerungsbewerberin bzw. der Einbürgerungsbewerber für 
ein zurechenbares und für den akfuellen Leisfungsbezug 
mitursächliches Verhalten nicht mehr einzustehen hat. 
Die Zurechnung von Femwirkungen dürfe nicht dazu 
führen, dass der nach einem langjährigen und rechfmäßi- 
gen Daueraufenthalt regelmäßig (bei Erfüllung der übri- 
gen Voraussefzungen) vorgesehene Einbürgerungsan- 
spruch praktisch leer läuft. 

Zu Auswirkungen des Urteils in der Einbürgerungspraxis 
liegen bisher nur wenige Informationen vor. Es wird des- 
wegen zu beobachten sein, ob es zu nennenswertem 
Mehraufwand oder Problemen, etwa bei der teils schwie- 
rigen Bewertung arbeitsmarktlicher Fragen, führt. Das 


BVerwG, Urteil vom 19. Februar 2009, Az.: 5 C 22/08. 
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Bundesverwaltungsgericht unterstreicht in diesem Zu- 
sammenhang, dass an den in einzelnen Fällen ggf. zu for- 
dernden Nachweis, einen Leistungsbezug nicht zu vertre- 
ten zu haben, keine überspannten Anforderungen zu 
stellen seien, weil maßgebliche Vorgänge bereits längere 
Zeit zurückliegen können, ohne dass Einbürgerungsbe- 
werberinnen und -bewerber Anlass gehabt hätten, diese 
quasi beweissicher zu dokumentieren. Besondere Beach- 
tung wird der Grundsatz auch in Fällen finden müssen, in 
denen zuständige Behörden entschieden haben, dass 
keine leistungsrechtlichen Konsequenzen (z. B. Sperrzei- 
ten) eintreten, und im Rahmen des Einbürgerungsverfah- 
rens eine Neubewertung von Sachverhalten erfolgen soll. 

Entscheidungen anderer Behörden, insbesondere von Ar- 
beitsagenturen oder Grundsicherungsträgem (z. B. 
ARGE), stellen jedenfalls auch nach Auffassung des Ge- 
richts Indizien dar, auf die sich die einbürgemngsrechtli- 
che Entscheidung ggf stützen kann. Aus Sicht der Beauf- 
tragten ist es jedenfalls begründungsbedürftig, wenn 
Einbürgemngsbehörden von den Entscheidungen der 
sachnäheren Arbeitsverwaltung abweichen wollen. Dies 
sollte - auch aus verwaltungsökonomischen Gründen - 
nur in Ausnahme fällen erfolgen. Die ohnehin teilweise 
sehr komplexen Prozesse im Einbürgerangsverfahren 
sollten nach Möglichkeit nicht weiter verkompliziert wer- 
den. 

1.2. 1.6 Einbürgerungserleichterungen bei 
erfolgreichem Abschluss des Inte- 
grationskurses und bei besonderen 
Integrationsleistungen 

Die Nutzung der Privilegierangsmöglichkeiten nach § 10 
Absatz 3 StAG blieb auch im Berichtszeitraum zurück- 
haltend. Bereits seit längerem sieht das Gesetz vor, dass 
bei Vorlage eines Nachweises über die erfolgreiche Teil- 
nahme an einem Integrationskurs die für die Einbürge- 
rung notwendige Voraufenthalfszeit auf sieben Jahre ver- 
kürzt wird (§ 10 Absatz 3 Satz 1 StAG). Seit August 2007 
trat die Möglichkeit hinzu, die Frist - im Ermessen der 
Behörde - bei Vorliegen besonderer Integrationsleistun- 
gen auf sechs Jahre zu verkürzen. Die amtliche Statistik 
weist die Nutzung dieser beiden Einbürgerangserleichte- 
rangen gemeinsam aus. 2006 erfolgten auf diesem Wege 
76 Einbürgerungen, 2007 waren es 257 und 2008 betrag 
ihre Zahl 715.86'> 

Immer wieder wurden der Beauftragten Einzelfälle vor- 
getragen, in denen Einbürgerungsinteressentinnen und 
-interessenten auf die Privilegierangsmöglichkeiten nicht 
hingewiesen wurden, obwohl sie durchaus in Betracht ge- 
kommen wären, ln anderen Fällen unterblieb die Anwen- 
dung insbesondere der Privilegierangsmöglichkeit bei be- 
sonderen Integrationsleistungen nach § 10 Absatz 3 Satz 2 
StAG, obwohl vorbildliche und weit überdurchschnittli- 
che Integrationsbemühungen und -ergebnisse Vorlagen. 


866 Ygi hinsichtlich der Einbürgerungszahlen Statistisches Bundesamt: 
Einbürgerungen. Fachserie 1, Reihe 2.1, Bevölkerung und Erwerbs- 
tätigkeit, Wiesbaden, Jahrgänge 2006 - 2008. 


Auch dies zeigt, dass in der Praxis mit der Regelung sehr 
zurückhaltend umgegangen wird. 

Schwierigkeiten bereiten einerseits die Auslegung des un- 
bestimmten Rechtsbegriffes der besonderen Integrations- 
leistungen und andererseits der Umgang mit dem eröffne- 
ten Ermessen. Vor dem Hintergrund des Charakters der 
als Einbürgerangserleichterang angelegten Regelung sind 
keine überspannten Maßstäbe anzulegen. 

Besondere Integrationsleistungen können aus vielen Le- 
bensbereichen stammen. Der Gesetzgeber hat hier be- 
wusst keine weitergehende Einschränkung vorgenom- 
men. Es gibt für Ausländerinnen und Ausländer eine 
Vielzahl konkreter Möglichkeiten, ihre Integration in die 
Aufnahmegesellschaft zu befördern. 

Jede einzelne dieser Möglichkeiten soll grundsätzlich be- 
günstigt werden können. Insbesondere werden die Leis- 
tungen aber aus den Bereichen 

- Bildung und Ausbildung, 

- Beruf und Beschäftigung sowie 

- ehrenamtliches Engagement 

stammen. Die Leistungen müssen die eigene Integration 
befördern. Sie können allgemeinwohlbezogen sein, wie 
etwa bei ehrenamtlichem Engagement, oder auch in erster 
Linie das eigene Fortkommen befördern, wie etwa bei 
Bildungsleistungen. Neben berücksichtigungsfähigen 
Einzelleistungen, wie beispielsweise bestimmten deut- 
schen Sprachkenntnissen, kann auch die Summe einiger 
oder vieler Einzelleistungen das Vorliegen besonderer In- 
tegrationsleistungen belegen. Wie schon die ausdrückli- 
che Heraushebung der Deutschkenntnisse über B 1 GER- 
Niveau in § 10 Absatz 3 Satz 2 StAG, die für sich allein 
die Privilegierung bewirken kann, zeigf, isf jedoch nichf 
zwingend das Vorliegen mehrerer Leistungen oder von 
Leistungen aus mehreren Lebensbereichen notwendig. 
Auch im Rahmen des vom Gesetzgeber eröffneten Er- 
messens ist grundsätzlich der Charakter der Regelung als 
Einbürgerangserleichterang zu berücksichtigen. Der Ge- 
setzgeber wollte hier gleichwohl die Möglichkeit offen 
lassen, vorgezogene Einbürgerungen ablehnen zu kön- 
nen. Dies betrifft allerdings nur die kleine Gruppe von 
Fällen, in denen zwar bei einer Gesamtbetrachtung des 
Einzelfalles insgesamt von besonderen Integrationsleis- 
tungen auszugehen ist, einer privilegierten Einbürgerung 
aber dennoch bestimmte Gesichtspunkte absolut entge- 
genstehen. 

Aus Sicht der Beauftragten müssen die vom Gesetzgeber 
bewusst geschaffenen Einbürgerangserleichterangen und 
Entscheidungsspielräume auch in der Praxis genutzt wer- 
den, um Einbürgerungen zu erleichtern und zu beschleu- 
nigen. Die Beauftragte wird die Umsetzung der vom Ge- 
setzgeber geschaffenen, integrationspolitisch sinnvollen 
Einbürgerangsanreize weiter beobachten und Vorschläge 


867 Ygi hierzu auch Lämmermann, Falk: Besondere Integrationsleistun- 
gen als einbürgerungsrechtliche Privilegierungsmöglichkeit, in: ZAR 
2009, S. 126 ff. 
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unterbreiten, wie die Einbürgerungspraxis hierbei unter- 
stützt werden kann. 

1.2.2 Optionsverfahren 

Im Jahr 2008 wurden erstmals Jugendliehe optionspflieh- 
tig (§ 29 Absatz 1 StAG). Sie müssen sieh damit grund- 
sätzlieh entseheiden, ob sie ihre deutsehe oder ausländi- 
sehe Staatsangehörigkeit behalten wollen. Betroffen sind 
zunäehst die über die Sonderregelung des § 40b StAG un- 
ter erleichterten Bedingungen und unter Hinnahme ihrer 
anderen Staatsangehörigkeit eingebürgerten Kinder. Dies 
sind zwischen 3 000 und 7 000 Kinder jährlich bis 2017. 
Ab dem Jahr 2018 werden auch jene Kinder ausländi- 
scher Eltern dazukommen, die unmittelbar mit ihrer Ge- 
burt die deutsche Staatsangehörigkeit erwarben (§ 4 Ab- 
satz 3 StAG). Dies sind dann zunächst pro Jahr etwa 
40 000 Kinder (vgl. zu den genauen Fallzahlen Tabelle 16 
im Anhang). 

Wollen die Jugendlichen ihre deutsche Staatsangehörig- 
keit behalten, müssen sie bis zur Vollendung des 
23. Lebensjahres die ausländische Staatsangehörigkeit 
aufgeben und dies nachweisen. Andernfalls geht die deut- 
sche Staatsangehörigkeit kraft Gesetzes verloren. 

Soll die deutsche Staatsangehörigkeit trotz fortbeste- 
hender ausländischer Staatsangehörigkeit beibehalten 
werden, muss dies behördlich genehmigt (Beibehaltungs- 
genehmigung) sein. Der Antrag auf die Beibehaltungsge- 
nehmigung kann allerdings grundsätzlich nur bis zur 


Vollendung des 21. Lebensjahres gestellt werden.*^* Wird 
dieser Termin nicht eingehalten, bleibt für das Fortbeste- 
hen der deutschen Staatsangehörigkeit nur der Verlust der 
ausländischen Staatsangehörigkeit. Im Übrigen würde die 
deutsche Staatsangehörigkeit mit Vollendung des 23. Le- 
bensjahres verloren gehen. Das gilt auch für Personen, bei 
denen es das Gesetz (materiellrechtlich) zulässt, dass sie 
ihre andere Staatsangehörigkeit behalten können (z. B. 
Unionsbürgerinnen und -bürger). Die Rechtsfolge tritt 
selbst dann ein, wenn nach dem Recht des ausländischen 
Staates dessen Staatsangehörigkeit gar nicht aufgegeben 
werden kann. 

Bei der im Berichtszeitraum beginnenden Umsetzung des 
Optionsrechts sind erste Fragen sowohl in praktischer als 
auch in rechtlicher Hinsicht aufgetaucht, bei denen be- 
obachtet werden muss, ob sich hierfür in der Praxis inte- 
grationspolitisch sinnvolle Antworten entwickeln wer- 
den. Einige dieser Fragestellungen und Problembereiche 
werden im Folgenden dargestellt: 

- Nicht alle von der Optionsregelung Betroffenen wer- 
den erreicht. In den Melderegistem wurden - aus ver- 
schiedenen Gründen - z. T. die nötigen Datensatz- 
Kennzeichnungen der (künftigen) Optionskinder nicht 
vorgenommen. In diesen Fällen weiß die Behörde spä- 
ter nicht, dass ein Kind optionspflichtig ist und kann 
die Aufforderung zur Abgabe der Optionserklärung 


868 Ygi allerdings zur davon abweichenden Diskussion im Folgenden. 


Abbildung 10 


Optionspflichtige Personen (nach Jahr des Eintritts der Optionspflicht) 



Quelle: Bundesministerium des Innern, Migrationsbericht 2008 
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nicht versenden. Damit kommt die Optionspfheht bei 
diesen Kindern nieht zum Tragen. Sehwierigkeiten er- 
geben sieh aueh bei (mehrfaehen) Umzügen - insbe- 
sondere aueh ins Ausland -, die nieht oder nieht kor- 
rekt in den Melderegistem erfasst sind. 

- Viele Jugendliehe verstehen die komplizierte gesetzli- 
ehe Regelung und die behördliehen Sehreiben nieht. 
Sie sind sieh aueh deshalb der Tragweite und mögli- 
eher Konsequenzen der Optionsentseheidung nieht be- 
wusst. 

- Es kommt immer wieder zu Missverständnissen. Für 
viele Jugendliehe ist sehon unklar, ob neben der deut- 
sehen noeh eine zweite oder ggf weitere Staatsange- 
hörigkeit besteht. Ein Teil der Betroffenen setzt z. B. 
den Ablauf der Gültigkeitsdauer des ausländisehen 
Passes mit dem Verlust der ausländisehen Staatsange- 
hörigkeit gleieh. Andere können aus versehiedenen 
(personenstandsreehtliehen) Gründen keine genauen 
Angaben maehen oder antworten auf Behördensehrei- 
ben (noeh) nieht. Im Falle der Entseheidung für die 
deutsehe Staatsangehörigkeit ist oft aueh unklar, wel- 
ehe konkreten Sehritte gegenüber dem Herkunftsstaat 
der Eltern unternommen werden müssen (z. B. Naeh- 
holen der Registrierung in den Personenstands- und 
ähnliehen Registern des ausländisehen Staates, Stel- 
lung eines Entlassungsantrages). Einige Betroffene 
gehen aueh davon aus, dass die Optionserklärung aus- 
reiehe und falls weitere Sehritte nötig seien, sieh der 
(deutsehe) Staat hierum bemühen werde. 

- Hinsiehtlieh der mit Vollendung des 21. Lebensjahres 
ablaufenden Aussehlussfrist für die Beantragung der 
Beibehaltungsgenehmigung (§ 29 Absatz 3 Satz 3 StAG) 
ist die Frage diskutiert worden, ob die Regelung in be- 
stimmten Fällen einsehränkend auszulegen sei, aueh 
um eine verfassungskonforme Ausführung zu gewähr- 
leisten. So z. B. dann, wenn der Hinweis naeh § 29 
Absatz 5 StAG verzögert, ggf sogar erst naeh Vollen- 
dung des 21. Lebensjahres zugestellt wird oder die 
behördliehe Information naeh § 29 Absatz 5 StAG 
unvollständig, insbesondere nieht mit einem ausrei- 
ehenden Hinweis auf die mit Vollendung des 21. Le- 
bensjahres ablaufende Aussehlussfrist versehen ist. 
Eine weitere in den Bliek genommene Konstellation 
bildeten Fälle, in denen Betroffene ohne eigene 
Sehuld daran gehindert sind, den Beibehaltungsantrag 
zu stellen. 

- Unklarheit herrseht bei Betroffenen aueh hinsiehtlieh 
der Frage, ob sie überhaupt ein Optionsverfahren 
durehlaufen müssen. Das gilt vor allem für Unionsbür- 
gerinnen und -bürger, die zwar materiellreehtlieh ihre 
andere Staatsangehörigkeit behalten können, für die 
aber trotzdem ein Optionsverfahren durehzuführen ist. 
Beantragen diese (irrtümlieh) nieht bis vor Vollendung 
des 21. Lebensjahres die Beibehaltungsgenehmigung, 
bleibt ihnen nur der Verlust der anderen Staatsangehö- 
rigkeit, um die deutsehe behalten zu können. 

Der Aufwand für die Durehführung eines Optionsverfah- 
rens bei den Staatsangehörigkeitsbehörden ist naeh den 


bisherigen Erfahrungen in der Praxis mindestens so groß 
wie der Aufwand für ein vollständiges Einbürgerungsver- 
fahren. Dies liegt nieht zuletzt am hohen Beratungsauf- 
wand und daran, dass die Betroffenen im Verlauf des Ver- 
fahrens stetig betreut und unterstützt werden müssen. 
Nieht wenige Behörden sind z. B. dazu übergegangen, re- 
gelmäßig Erinnerungssehreiben an die Optionskinder zu 
übersenden. Sehon bei der heutigen Situation mit Fallzah- 
len von etwa 3 000 bis 4 000 Optionskindem pro Jahr 
bundesweit wurde von größeren (vor allem personellen) 
Sehwierigkeiten bei der Umsetzung beriehtet. Verbunden 
wurden diese oft mit Befürehtungen für die Zeit ab 2018, 
wenn jährlieh rund 40 000 Jugendliehe bundesweit op- 
tionspfliehtig werden. 

Die Optionsregelung setzt naeh den bisherigen prakti- 
sehen Erfahrungen aus Sieht der Beauftragten aus inte- 
grationspolitisehen Gründen eine eingehende individuelle 
und adressatenadäquate Information und Beratung der Ju- 
gendliehen sowie eine Begleitung dureh das komplizierte 
Verfahren voraus. Behördliehe Sehreiben und die Bera- 
tung der Optionskinder müssen eine „Einladung“ darstel- 
len. Ziel muss es sein, dass sieh mögliehst viele Jugendli- 
ehe für die deutsehe Staatsangehörigkeit entseheiden. 

Die im Beriehtszeitraum gesehlossene Koalitionsverein- 
barung auf Bundesebene sieht eine Überprüfung der Er- 
fahrungen mit den ersten Optionsfällen auf mögliehen 
Verbesserungsbedarf in Verfahrens- wie materiellreehtli- 
eher Hinsieht sowie ggf die Erarbeitung von Änderungs- 
vorsehlägen vor. Die Beauftragte wird sieh hieran beteili- 
gen. ln die Überprüfung einbezogen werden sollten dabei 
aueh die Wirkungen auf die Integration der Jugendliehen, 
die im Beriehtszeitraum teils kontrovers diskutiert wur- 

den.®®5 

1.3 Änderungen im Staatsangehörigkeits- 
recht 

Im Beriehtszeitraum trat das Gesetz zur Änderung des 
Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 5. Februar 2009*^° in 
Kraft. Es ergänzt das Staatsangehörigkeitsgesetz insbe- 
sondere um Regelungen zur Rüeknahme von reehtswidri- 
gen Einbürgerungen (§ 35 StAG) sowie etwaiger Folge- 
wirkungen von Rüeknahmeentseheidungen auf Dritte 
(§17 Absatz 2 und 3 StAG) und fügt ihm eine Strafvor- 
sehrift hinsiehtlieh Täusehungsverhalten bei der Einbür- 
gerung an (§ 42 StAG). 

Die Gesetzesänderung geht insbesondere auf zwei Ent- 
seheidungen des Bundesverfassungsgeriehts zurüek.®’' ln 


869 Ygi 2 . B. Hailbronner, Kay: Integration und Staatsangehörigkeit, 
Statement bei den 53. Bitburger Gesprächen, 7. Januar 2010 (abruf- 
bar unter: http://www.irp.uni-trier.de/typo3/fileadmin/template/pdf/ 
53BG_Hailbronner.pdf, zuletzt aufgerufen am 12. April 2010). 

S70BGB1. 1, S. 159. 

BVerfG, Urteil vom 24. Mai 2006, Az.: 2 BvR 669/04 sowie Nichtan- 
nahmebeschluss vom 24. Oktober 2006, Az.: 2 BvR 696/04. Auf 
gesetzlichen Regelungsbedarf hinsichtlich möglicher staatsangehö- 
rigkeitsrechtlicher Folgen der Rücknahme von Aufenthaltstiteln hat 
außerdem das Bundesverwaltungsgericht in seinem Urteil vom 
5. September 2006, Az.: 1 C 20.05 aufmerksam gemacht. Auch die- 
ser wurde im Rahmen der Gesetzesänderung berücksichtigt. 
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den Verfahren ging es zum einen um die Rüeknahme ei- 
ner rechtswidrig durch Täuschung erwirkten Einbürge- 
rung, zum anderen um den rückwirkenden Wegfall der 
deutschen Staatsangehörigkeit infolge einer erfolgreichen 
Vaterschaftsanfechtung, ln den konkreten Fällen wurde 
der rückwirkende Verlust der deutschen Staatsangehörig- 
keit im Ergebnis als mit der Verfassung vereinbar angese- 
hen .*^2 Zugleich merkte das Gericht aber an, dass in der 
Praxis verfassungsrechtliche Grenzen zu beachten sind.*^^ 

Ausgangspunkt der Gesetzesänderung ist der neue Tatbe- 
stand des Verlustes der deutschen Staatsangehörigkeit 
durch Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes 
(§17 Absatz 1 Nummer 7 StAG), der in § 35 StAG kon- 
kretisiert wird. Eine rechtswidrige Einbürgerung oder 
Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit (z. B. bei 
Beantragung einer ausländischen Staatsangehörigkeit) 
kann danach zurückgenommen werden, wenn der Ver- 
waltungsakt durch arglistige Täuschung, Drohung, Beste- 
chung oder durch vorsätzlich unrichtige oder unvollstän- 
dige Angaben, die wesentlich für die Entscheidung 
gewesen sind, erwirkt wurde (§ 35 Absatz 1 StAG). Die 
Rücknahme erfolgt mit Wirkung für die Vergangenheit 
(§ 35 Absatz 4 StAG). Sie ist nach § 35 Absatz 3 StAG 
nur innerhalb von fünf Jahren nach der Bekanntgabe der 
Einbürgerung oder Beibehaltungsgenehmigung möglich. 
Mit dieser Ausschlussfrist konkretisiert der Gesetzgeber 
eine Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts, nach der 
nur eine „zeitnahe“ Rücknahme als verfassungskonform 
anzusehen ist.*^'* 

Die Rücknahme kann Einfluss auf die deutsche Staatsan- 
gehörigkeit Dritter haben. Zum einen kann die Rechtmä- 
ßigkeit von anderen Entscheidungen nach dem Staatsan- 
gehörigkeitsgesetz gegenüber Dritten betroffen sein, ln 
Fällen der Mit- oder der Ehegatteneinbürgerung etwa 
können auch diese Entscheidungen im Nachhinein rechts- 
widrig werden, weil eine wesentliche Voraussetzung 
nachträglich entfällt. Der Gesetzgeber sieht hier aller- 
dings keinen Automatismus vor, der zum Verlust der 
deutschen Staatsangehörigkeit bei den betroffenen Drit- 
ten führt. Vielmehr trifft die Behörde nach § 35 Absatz 5 
StAG jeweils eine eigene Ermessensentscheidung. Dabei 
hat sie insbesondere mögliche Kindeswohlgesichts- 
punkte, die bisherige Integration in die hiesigen Lebens- 
verhältnisse und auch eine mögliche Beteiligung des Drit- 
ten an der Täuschung etc. zu berücksichtigen.*^^ 

Zum anderen kann auch der Erwerb der deutschen Staats- 
angehörigkeit kraft Gesetzes betroffen sein (minderjäh- 


Der EuGH hat mit seinem Urteil vom 2. März 2010 in der Rechtssa- 
che C- 13 5/08 (Rottmann) zudem festgestellt, dass es nicht gegen 
Unionsrecht verstoße, wenn ein Mitgliedstaat einer Unionsbürgerin 
oder einem Unionsbürger die durch Einbürgerung erworbene Staats- 
angehörigkeit wieder entziehe und damit auch die Unionsbürger- 
schaft und die damit einhergehende Rechtsstellung verloren gehe, 
falls die Einbürgerung durch Täuschung erschlichen worden sei und 
die Rücknahmeentscheidung den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
auch hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die unionsrechtliche Stel- 
lung des Betroffenen wahre. 

Vgl. 7. Lagebericht, Kapitel III. 1.2. 5, S. 142 f. 

874 Vgl. 7. Lagebericht, Kapitel III. 1.2.5, S. 143. 

875 Ygi g 35 Absatz 5 S. 2 StAG sowie Entwurf eines Gesetzes zur Än- 
derung des Staatsangehörigkeitsgesetzes Bundestagsdrucksache 16/ 
10528, Gesetzesbegründung zu Artikel 1 Nummer 2. 


rige adoptierte und eigene Kinder). Hier können infolge 
der Rücknahme nachträglich die Voraussetzungen und 
damit der gesamte Staatsangehörigkeitserwerb entfallen. 
Der Gesetzgeber hat diese Wirkung mit § 17 Absatz 2 
StAG auf Personen begrenzt, die das fünfte Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben. Er berücksichtigte damit 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, nach der 
eine Beeinträchtigung der deutschen Staatsangehörigkeit 
in ihrer Bedeutung als verlässliche Grundlage gleichbe- 
rechtigter Zugehörigkeit nicht in Betracht kommt, wenn 
die oder der Betroffene in einem Alter ist, in dem norma- 
lerweise noch kein eigenes Bewusstsein hinsichtlich der 
Staatsangehörigkeit besteht und sich noch kein eigenes 
Vertrauen in deren Bestand entwickelt hat.*^^ 

Nach § 17 Absatz 3 Satz 1 StAG findet die gleiche Rege- 
lung Anwendung, wenn Entscheidungen nach anderen 
Gesetzen den rückwirkenden Verlust der deutschen 
Staatsangehörigkeit zur Folge haben. Dies können z. B. 
Fälle sein, in denen nachträglich eine Niederlassungser- 
laubnis nach dem Aufenthaltsgesetz*^^ oder die Beschei- 
nigung nach § 15 Bundesvertriebenengesetz*’^* zurückge- 
nommen wird. Nicht anwendbar ist die Altersgrenze von 
fünf Jahren hingegen bei einer erfolgreichen Anfechtung 
einer missbräuchlichen Vaterschaftsanerkennung nach 
§ 1600 Absatz 1 Nummer 5 und Absatz 3 BGB (§17 Ab- 
satz 3 Satz 2 StAG). Dies trägt dem Umstand Rechnung, 
dass § 1600b Absatz la Satz 3 BGB für die Anfechtung 
einer missbräuchlichen Vaterschaftsanerkennung anstelle 
einer Altersgrenze eine Befristung enthält. Danach ist in 
diesen Fällen die Anfechtung spätestens nach Ablauf von 
fünf Jahren seit der Wirksamkeit der Anerkennung der 
Vaterschaft für ein im Bundesgebiet geborenes Kind aus- 
geschlossen. Im Übrigen tritt der Ausschluss spätestens 
fünf Jahre nach Einreise des Kindes ein. 

2. Entwicklungen im Aufenthaltsrecht 

2.1 Sicherung des Lebensunterhalts als 

Voraussetzung für die Erteilung und 
Verlängerung von Aufenthaltstiteln 

Die Beauftragte hatte in ihrem letzten Bericht*^^ zur da- 
mals offenen Frage der Berechnung der Sicherung des 


BVerfG, Beschluss vom 24. Oktober 2006, Az.: 2 BvR 696/04. 

Dies betrifft Fälle, in denen das nachgeborene Kind die deutsche 
Staatsangehörigkeit nach § 4 Absatz 3 StAG (ius soli) mit seiner Ge- 
burt erhalten hat, weil dies u. a. auch ein unbefristetes Aufenthalts- 
recht (ein solches ist die Niederlassungserlaubnis) bei einem der aus- 
ländischen Eltemteile voraussetzt. 

Hier sind Fälle betroffen, in denen die Bescheinigung nach § 15 Bun- 
desvertriebenengesetz zurückgenommen und damit der automatische 
Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 7 StAG bei Spät- 
aussiedlerinnen und Spätaussiedlern etc. nachträglich entfällt und ein 
nachgeborenes Kind die deutsche Staatsangehörigkeit von der Spät- 
aussiedlerin bzw. dem Spätaussiedler und/oder der bzw. dem in den 
Auftiahmebescheid einbezogenen Ehegattin bzw. Ehegatten durch 
Abstammung nach § 4 Absatz 1 StAG erworben hat. Betroffen sind 
auch Fälle, in denen das Nichtbestehen der Vaterschaft nach erfolg- 
reicher Vaterschaftsanfechtung festgestellt wird, wenn die deutsche 
Staatsangehörigkeit des Kindes nur vom Vater erworben werden 
konnte. 

Vgl. 7. Lagebericht, Kapitel IIL2.1.1, S. 147 ff 
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Lebensunterhalts nach dem Aufenthaltsgesetz Stellung 
genommen. Das im Berichtszeitraum zu dieser Frage er- 
gangene Urteil des Bundesverwaltungsgerichts**^ hat nun 
Rechtsklarheit gebracht. Im Folgenden soll die Entschei- 
dung aus integrationspolitischer und europarechtlicher 
Perspektive beleuchtet werden. 

2.1.1 Berechnung des Lebensunterhalts 
nach dem Aufenthaltsgesetz 

Die Sicherung des Lebensunterhalts ist in den meisten 
Fällen Voraussetzung für die Erteilung eines Aufent- 
haltstitels nach dem Aufenthaltsgesetz. Ausnahmen hier- 
von werden insbesondere im humanitären Bereich ge- 
macht. Die gesetzliche Voraussetzung „Sicherung des 
Lebensunterhalts“ soll einen Zuzug in die sozialen Si- 
cherungssysteme verhindern. Dieses Ziel ist von hohem 
staatlichem Interesse und rechtfertigt die entsprechen- 
den Regelungen auch verfassungsrechtlich. Die Voraus- 
setzung gilt zudem für die Verlängerung einer Aufent- 
haltserlaubnis selbst nach langjährigem Aufenthalt (§ 8 
Absatz 1 AufenthG). § 2 Absatz 3 AufenthG definiert, 
was darunter zu verstehen ist: Der Ausländer muss sei- 
nen Lebensunterhalt aus eigenem Einkommen bestreiten 
können. Zu diesem Einkommen zählen neben Erwerbs- 
einkommen das Einkommen aus der Sozialversicherung 
(also z. B. Arbeitslosengeld 1 oder eine Rente), Unter- 
halt, der von Dritten gewährt wird, sowie die Familien- 
leistungen einschließlich des Kinderzuschlags nach § 6a 
BKGG 

Auch Leistungen nach dem Bundesausbildungsforde- 
rungsgesetz (BAföG) sichern nach mittlerweile verbreite- 
ter Auffassung, die ihren Niederschlag in der Allge- 
meinen Verwaltungsvorschrifl zum Aufenthaltsgesetz 
gefunden hat, den Lebensunterhalt,**' obwohl sie aus 
Steuermitteln finanziert sind. Hintergrund hierfür ist, dass 
nach dieser Auffassung der Gesetzgeber nicht ausländi- 
schen Studierenden und Auszubildenden einerseits An- 
sprüche auf Ausbildungsförderung einräumen und sie ih- 
nen gleichzeifig enfgegen halfen kann.**^ Da das 
BundesausbildungsfÖrderungsgesefz den Anspruch haf, 
den vollen Lebensunterhalt der Studierenden abzudecken 
und deshalb bei grundsätzlich bestehendem BAfÖG-An- 
spruch Leistungen nach dem SGB 11 ausgeschlossen sind, 
bedarf es in diesen Fällen auch keiner gesonderten Be- 
darfsrechnung. 

Anspruchsschädlich ist der Bezug von anderen steuerfi- 
nanzierten Leistungen, die der Lebensunterhaltssicherung 
dienen, also von Leistungen nach dem SGB 11 oder dem 
SGBXll. Aus der Formulierung „...ohne Inanspruch- 
nahme (...) bestreiten kann ...“ wird geschlossen, dass 
nicht allein der Bezug, sondern bereits ein bestehender 
Anspruch auf die genannten Sozialleistungen schädlich 
ist. Etwas anderes gilt für das Wohngeld, das nur dann der 


880 BVerwG, Urteil vom 26. August 2008, Az.: 1 C 32.07. 
Vgl. Nummer 2.3. 1.4. 

Vgl. hierzu den 7. Lagebericht, Kapitel III. 8.1, S. 180 f. 


Erteilung eines Aufenthaltstitels entgegensteht, wenn es 
tatsächlich bezogen wird.*** 

Das Bundesverwaltungsgericht hat - entgegen der 
Spruchpraxis mehrerer Oberverwaltungsgerichte**'' - ent- 
schieden, dass bei der Berechnung eines potenziellen An- 
spruchs auf Leistungen nach SGB 11 oder dem SGB Xll 
nicht nur die Ansprüche auf Regelleistungen, sondern 
auch die bei der Anrechung von Einkommen abzusetzen- 
den Freibeträge zu berücksichtigen sind. Bei Vorliegen 
eines atypischen Falls i.S. § 5 Absatz 1 Satz 1 AufenthG 
oder wenn die Erteilung des Aufenthaltstitels aus Grün- 
den höherrangigen Rechts wie Artikel 6 GG oder im Hin- 
blick auf Artikel 8 EMRK geboten sei, z. B. weil die Her- 
stellung der Familieneinheit im Herkunftsland nicht 
möglich ist, könne davon abgesehen werden. Bei Anwen- 
dung des § 5 Absatz 1 AufenthG bestehe kein Ermessen, 
und das Vorliegen des atypischen Falls sei gerichtlich voll 
nachprüfbar.*** 

Dieses Ergebnis, das ohne ausdrückliche gesetzgeberi- 
sche Entscheidung die Rechtspraxis vor Inkrafttreten des 
Zuwanderungsgesetzes und der „Hartz-Reformen“ än- 
dert,**^ hat weitreichende Folgen insbesondere für die 
Aufenthaltsverfestigung, mithin für die Rechtssicherheit 
mancher langjährig in Deutschland lebenden Auslände- 
rinnen und Ausländer und ist damit integrationspolitisch 
problematisch. Der Unterschied im monatlich zu erzie- 
lenden Einkommen beträgt schon bei einem Zweiperso- 
nenhaushalt ca. 280 Euro, die insbesondere im Sektor für 
un- und angelernte Beschäftigung oder bei einer „klei- 
nen“ Selbständigkeit kaum zu erzielen sind. 

Die im letzten Bericht der Beauftragten angeführte Ent- 
scheidung des Verwaltungsgerichts Lüneburg*** - es ging 
um eine Friseurin, die nie Leistungen nach dem SGB 11 
beansprucht hatte - illustriert, dass zukünftig Auslände- 
rinnen und Ausländer, die im Niedriglohnsektor beschäf- 
tigt sind,*** kaum eine Chance auf Erteilung der Nieder- 
lassungserlaubnis haben werden. Dies gilt selbst dann, 
wenn sie ihren Anspruch auf ergänzende Leistungen nach 
dem SGB 11 über Jahre nicht verwirklichen. 

Die Verbesserung des Systems von Arbeitsanreizen durch 
die Erhöhung der Freibeträge im SGB 11 für erwerbsfätige 
Bedürftige**^ - Beschäftigfe im Niedriglohnbereich - 
kann sich für Ausländerinnen und Ausländer mif einem 
befrisfefen Aufenthaltsfifel somif als Bumerang erweisen. 
Je höher die Freibefräge, umso schwieriger isf es, die Vor- 
aussetzungen der Lebensunterhaltssicherung zu erfüllen 


Vgl. VG Schleswig-Holstein, Urteil vom 4. Juni 2007, Az.: 15-1252/06 
sowie nun ausdrücklich AVV AufenthG Nummer 2. 3. 1.3. Das Bun- 
desverwaltungsgericht hatte bereits 1996 entschieden, dass das 
Wohngeld kein eigenes Einkommen darstellt und damit nicht positiv 
zu berücksichtigen ist, vgl. den Beschluss vom 4. November 1996, 
Az.: 1 B 189/96. 

Vgl. 7. Lagebericht, Kapitel III.2.1.1, S. 147. 

Urteil vom 30. April 2009, Az.: 1 C 3.08. 

886 Vgl. dazu HessVGH, Beschluss vom 14. März 2006, Az: 9 TG 512/06. 
Urteil vom 18. Januar 2007, Az.: .6 A 353/05. 

Im Bevölkerungsdurchschnitt sind es knapp 25 Prozent. 

Im Jahresschnitt 2009 bezogen ca. 900 000 Personen ergänzende 
Leistungen nach dem SGB II (sog. „Aufstocker“). 
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und aufenthaltsrechtliche Rechtssicherheit zu erlangen. 
Auch das Konzept, durch die Gewährung von Kinderzu- 
schlag und Wohngeld an erwerbstätige Eltern Arbeitsan- 
reize zu setzen und den Leistungsbezug nach dem SGB 11 
zu vermeiden, läuft bei ausländischen Familien ins Leere, 
wenn sie noch befristete Aufenthaltserlaubnisse besitzen. 
Zwar ist der Kinderzuschlag nach § 2 Absatz 3 AufenthG 
unschädlich für die Lebensunterhaltssicherung. Der tat- 
sächliche Bezug des Wohngeldes ist es aber nicht. Der 
Kinderzuschlag nach § 6a BKGG wird nur dann gewährt, 
wenn dadurch tatsächlich andernfalls bestehende Ansprü- 
che auf Leistungen nach dem SGB 11 nicht entstehen. Das 
Wohngeld ist neben dem Erwerbseinkommen der Eltern 
unverzichtbarer dritter Bestandteil des zu ermittelnden 
Gesamteinkommens . 

2.1.2 Europarechtliche Einflüsse 

Auch beim Nachzug von Ehegatten und Kindern muss 
der Lebensunterhalt gesichert sein. Allerdings handelt es 
sich dabei zahlenmäßig um ein häufig überschätztes 
Phänomen.*^*’ Hier gilt die Besonderheit, dass anders als 
bei der Verlängerung von Aufenthaltserlaubnissen der 
Stammberechtigten oder der Erteilung von Niederlas- 
sungserlaubnissen das nationale Recht europäisches 
Recht umsetzt. Maßstab für die materielle Zulässigkeit 
von einschränkenden Regelungen ist damit neben Arti- 
kel 6 GG und Artikel 8 EMRK die Familiennachzugs- 
richtlinie 2003/86/EG.*^' Mit der europäischen Harmoni- 
sierung des Migrationsrechts fließen zudem nunmehr 
europäische Begriffsbestimmungen und Sichtweisen in 
das vormals nationale Ausländerrecht ein. 

Die Richtlinie erlaubt den Mitgliedstaaten in Artikel 7 
Absatz 1 Buchstabe c, vom Stammberechtigten den 
Nachweis zu verlangen, dass er über feste und regelmä- 
ßige Einkünfte verfügt, die für die Besfreitung des Le- 
bensunterhalts der Familie ohne Inanspruchnahme von 
Sozialhilfe ausreichen. Sowohl die erste Erteilung als 
auch die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis kann 
nach Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie ver- 
sagt werden, wenn diese Voraussetzung nicht (mehr) vor- 
liegt, wobei bei der Verlängerung auch die Einkünfte der 
anderen Familienangehörigen zu berücksichtigen sind. 
Nach Artikel 17 der Richtlinie „berücksichtigen die Mit- 
gliedstaaten in gebührender Weise die Art und die Stärke 
der familiären Bindungen der betreffenden Person und 
die Dauer ihres Aufenthalts in dem Mitgliedstaat sowie 
das Vorliegen familiärer, kultureller oder sozialer Bindun- 
gen zu ihrem Herkunftsland“, falls sie den Antrag auf Fa- 
miliennachzug oder die Verläugeruug eiuer eutsprecheu- 
deu Aufeuthaltserlaubuis ablehueu wolleu. 

Nach der Richtliuie soll also keiue gebuudeue - ableh- 
ueude - Eutscheiduug getroffeu werdeu, weuu das Eiu- 
kommeu für die Lebeusuuferhalfssicheruug uicht aus- 
reicht. lu seiuer Eutscheiduug „Chakrouu“®®^ geht der 


890 Yg[ Xabellen 2-54 im Anhang des Migrationsberichts 2008, S. 301 . 
Richtlinie 2003/86/EG des Rates vom 22. September 2003 betreffend 
das Recht auf Familienzusammenführung, Abi. L 251 vom 
3. Oktober 2003. 

Urteil vom 3. April 2010, Rs. C-578/08 (Chakroun). 


Europäische Gerichtshof davou aus, dass im Eiuzelfall 
eiue Güterabwäguug zu erfolgeu hat. Im Aufeuthaltsge- 
setz ist eiue Ermesseusausübuug für deu Fall der Verläu- 
geruug eiuer Aufeuthaltserlaubuis des Ehegatteu vorgese- 
heu, uicht jedoch für die erstmalige Erteiluug (§ 30 
Absatz 3 AufeuthG). Aus Sicht der Beauftragteu wird deu 
Auforderuugeu des Artikel 17 der Richtliuie durch die 
vom Buudesverwaltuugsgericht aufgestellteu Gruudsätze 
zu gruud- uud meuscheurechtsrelevauteu Koustellatio- 
ueu, die die Auuahme eiues atypischeu Falls i.S. § 5 Ab- 
satz 1 AufeuthG erforderlich macheu, Rechuuug getra- 
geu. 

Zur Höhe des erforderlicheu Eiukommeus führt der Euro- 
päische Gerichtshof aus, dass es lediglich eiu Lebeu uu- 
abhäugig vou eveutuelleu Sozialhilfeleistuugeu erlaubeu 
müsse. Zusatzleistuugeu iu besoudereu Fälleu, Ermäßi- 
guugeu uud audere Vergüustiguugeu müssteu außer Be- 
tracht bleibeu.8^3 ob vor diesem Hiutergruud au der Au- 
spruchsschädlichkeit des Bezuges vou Wohugeld im 
Zusammeuhaug mit dem Familieuuachzug festgehalteu 
werdeu soll, sollte der deutsche Gesetzgeber prüfeu. 

Vor dem Hiutergruud dieses Urteils erhob sich die Frage, 
ob die Modalitäteu der Berechuuug des erforderlicheu 
Lebeusuuterhalts aufrecht erhalteu werdeu köuueu. Dage- 
geu spricht, dass diese Freibeträge keiueu tatsächlicheu 
Bedarf abbildeu, souderu dem Aureiz zur Aufuahme ei- 
uer auch geriug eutlohuteu Tätigkeit dieueu. Nach Auf- 
fassuug der Buudesregieruug haudelt es sich bei deu zu 
berücksichtigeudeu Freibeträgeu aber uicht um besoudere 
Leistuugeu wie sie Gegeustaud der Eutscheiduug „Cha- 
krouu“ wareu. Vielmehr siud die Freibeträge als beschäf- 
tiguugspolitischer Aureiz iuuerhalb der eiuheitlicheu 
Leistuug Arbeitsloseugeld 11 zu berücksichtigeu. lusoferu 
ist das Urteil zum uiederläudischeu Recht uicht auf das 
deutsche Recht übertragbar. Daher hat das Laud Berliu 
am 16. April 2010 im Buudesrat eiueu Autrag zur Äude- 
ruug des Aufeuthaltsgesetzes eiugebracht (Buudesrats- 
drucksache 206/10), mit dem ausdrücklich eiue Berück- 
sichtiguug der Freibeträge für die Erfeiluug der 
Aufeufhalfsgeuehmiguug uuferbleibeu soll. 

Augesichfs der geuauufeu Eufwickluugeu regt die Beauf- 
tragte au, uuter Eiubeziehuug der zustäudigeu Ressorts 
uud der Läuder das Kouzept der Auforderuugeu au die 
Lebeusuuterhaltssicheruug zu überprüfeu. Die Ausbil- 
duugsfÖrderuug jedeufalls sollte alsbald aus Grüudeu der 
Gesetzesklarheit ausdrücklich iu deu Katalog des lebeus- 
uuterhaltssicherudeu Eiukommeus aufgeuommeu wer- 
deu. 


2.1.3 Fragen zur Sicherung des Lebens- 
unterhalts bei Familien 

Nach dem Wortlaut der § 2 uud § 5 AufeuthG ist es für 
die Erteiluug des Aufeuthaltstitels ausreicheud, dass „der 


Das niederländische Sozialrechtssystem, um das es im vorliegenden 
Fall ging, ist mit dem deutschen nicht vergleichbar. Daher können 
aus dem Urteil keine unmittelbaren Schlussfolgerungen für das deut- 
sche Recht gezogen werden. 
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Ausländer“ seinen eigenen Lebensunterhalt sichern kann. 
Das (zukünftige) Einkommen eines nachziehenden Fami- 
lienangehörigen kann bei der Berechnung einbezogen 
werden. Die Erlaubnis zum Familiennachzug kann aller- 
dings nach § 27 Absatz 3 AufenthG im Ermessenswege 
versagt werden, wenn der oder die Stammberechtigte 
zwar den eigenen Lebensunterhalt sichert, für den Unter- 
halt anderer Familienangehöriger oder Haushaltsmitglie- 
der aber auf Leistungen nach dem SGB 11 angewiesen ist. 

ln der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Aufent- 
haltsgesetz wird nunmehr geregelt, dass in allen Anwen- 
dungsfallen des § 5 Absafz 1 Nummer 1 AufenthG der 
Lebensunterhalt aller Familienangehörigen und der Be- 
darfsgemeinschaft gesichert sein muss.*^"^ Dies könnte aus 
Sicht der Beauftragten insofern problematisch sein, als 
vertreten wird, dass nur im Anwendungsbereich der Spe- 
zialregelung des § 27 Absatz 3 AufenthG auf die Bedarfs- 
gemeinschaft und die Unterhaltsansprüche außerhalb der 
Bedarfsgemeinschaft lebender anderer Familienmitglie- 
der abgestellt werden darf 

Die mit der Aufnahme der Formulierung in die Allge- 
meine Verwaltungsvorschrifl aufgeworfene Frage ist 
höchstrichterlich in der Hauptsache noch nicht entschie- 
den. ln der Kommentarliteratur werden beide Auffassun- 
gen vertreten. Das VG Stuttgart hat entschieden, dass für 
die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis neben dem 
eigenen Lebensunterhalt auch der der unterhaltsberech- 
tigten Familienangehörigen gesichert sein müsse. 

Einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts*^^ in 
einem einstweiligen Rechtsschutzverfahren lag eine an- 
dere Konstellation zugrunde. Der nachgezogene Ehe- 
mann verdiente zwar etwas mehr als seinen eigenen Le- 
bensunterhalt, seine Ehefrau war jedoch auf ergänzende 
Leistungen nach dem SGB 11 angewiesen. Der Mann er- 
füllte zudem die Voraussetzungen für ein eigensfändiges 
Aufenthaltsrecht, das er im Falle einer Trennung der Ehe- 
leute hätte in Anspruch nehmen können. Das Bundesver- 
fassungsgericht sah hierin eine gegen Artikel 6 GG ver- 
stoßende Diskriminierung der Ehe. Zudem sei es 
unverhältnismäßig, in dieser Konstellation die Aufent- 
haltserlaubnis des Mannes nicht zu verlängern, weil diese 
Maßnahme ungeeignet sei, das Ziel der Vermeidung der 
Zuwanderung in die sozialen Sicherungssysteme zu errei- 
chen: Bei einer Ausreise des Mannes sei die Frau auch 
weiterhin auf Leistungen nach dem SGB 11 angewiesen, 
und diese seien sogar höher als vorher, weil das Einkom- 
men des Ehegatten entfalle, ln einem ähnlichen Fall hat 
nunmehr das OVG Berlin-Brandenburg ebenfalls ent- 
schieden, dass es nur auf die Sicherung des eigenen Le- 
bensunterhalts ankomme. 


894 Vgl. AVV AufenthG Nummer 2.3.2 ff 

Urteil vom 23. Januar 2006, Az.: 4 K 3852/05. 

«96 Beschluss vom 1 1 . Mai 2007, Az.: 2 BvR 2483/06. 


Von diesen Fällen, bei denen es strukturell um die Verlän- 
gerung einer Aufenthaltserlaubnis oder die Erteilung ei- 
ner Niederlassungserlaubnis geht, sind die Familiennach- 
zugsfälle zu unferscheiden. Hier muss der oder die 
Sfammberechtigfe ohnehin regelmäßig den Lebensunfer- 
half für die gesamfe Bedarfsgemeinschaft sichern, weil es 
dem oder der Nachziehenden meisfens nichf unmittelbar 
nach der Einreise gelingen wird, ein ausreichendes Ein- 
kommen zu erzielen. Sollte das doch der Fall sein und 
z. B. ein verbindliches Arbeitsangebot vorgelegt werden, 
ist dieses Einkommen nach § 2 Absatz 3 Satz 4 AufenthG 
bei der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis zu berücksich- 
tigen.*^* 

2.2 Ehegattennachzug 

2.2.1 Statistische Entwickiung 

Langfristiger Trend 

Die Zahl der Nachzüge drittstaatsangehöriger*^^ Ehegat- 
tinnen und -gatten nach Deutschland geht seit einigen 
Jahren kontinuierlich zurück. Unabhängig von diesem 
längerfristigen Trend entwickelte sie sich im Berichtszeit- 
raum uneinheitlich. Zogen 2006 noch 39 585 Ehegattin- 
nen und -gatten ihrer oder ihrem deutschen oder ausländi- 
schen Partnerin bzw. Partner nach, waren es im Jahr 2007 
nur noch 32 466. 2008 nahm die Zahl vergleichsweise 
leicht ab: Es zogen 30 766 Ehegattinnen und -gatten nach. 
Im Jahr 2009 stieg die Zahl der Nachzüge wieder auf 
33 194 an (vgl. zur längerfristigen Entwicklung Tabel- 
le 11 im Anhang). 

Kurzfristige Entwicklung 

Kurzfristige Schwankungen bei der Zahl der Nachzüge 
ergaben sich unmittelbar nach Inkrafttreten des Richtlini- 
enumsetzungsgesetzes.’™ Dies zeigen die Nachzugszah- 
len auf Quartalsbasis (vgl. auch Tabelle 12 im Anhang). 
Diese Entwicklung hängt vor allem mit dem nun notwen- 
digen Nachweis einfacher Deutschkenntnisse™' zusam- 
men. Viele nachziehende Ehegattinnen und -gatten be- 
suchten zunächst Kurse und absolvierten notwendige 
Sprachtests. Mittlerweile sind die Nachzugszahlen wieder 
angestiegen und bewegen sich auf einem Niveau ähnlich 
dem der Zeit unmittelbar vor der Gesetzesänderung. 


«99 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 27. August 2009, Az.: 11 
B 1.09. 

«9« Zu dieser Konstellation vgl. z. B. BVerfG, Urteil vom 7. April 2009 
a. a. O., HessVGH a. a. O., der vom Bundesverfassungsgericht und 
vom OVG Berlin-Brandenburg dahingehend interpretiert wird, dass 
er die Notwendigkeit der Lebensunterhaltssicherung für die gesamte 
Bedarfsgemeinschaft in jedem Fall postuliere. 

«99 Nicht enthalten sind hier Ehegattinen und -gatten, die die Staatsange- 
hörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen. 
Diese benötigen für die Einreise und den Aufenthalt in Deutschland 
weder ein Visum noch eine Aufenthaltserlaubnis. 

9“ Vgl. 7. Lagebericht, Kapitel III.2.2, S. 151 ff. 

9<» Ebd., III 2.2.2.4, S. 154 ff und im Folgenden: Kapitel IIL2.2.2. 
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Abbildung 11 


Erteilte Visa zum Ehegattennachzug weltweit (Quartale) 



Quelle: Bundestagsdrucksachen 16/9137, 16/10732, 16/11997, 16/13978, 17/194, 17/1112, eigene Berechnungen 


2.2.2 Anwendung der Neuregelungen 

Mit dem Richtlinienumsetzungsgesetz sind u. a. auch die 
Voraussetzungen fiir den Nachzug ausländischer Ehegat- 
tinnen und -ehegatten geändert bzw. ergänzt worden .^02 
Nachdem die Neuregelungen am 28. August 2007 in 
Kraft traten, lag im Berichtszeitraum das Hauptaugen- 
merk auf der praktischen Umsetzung, vor allem des 
neuen Sprachnachweiserfordemisses. 

2.2.2. 1 Erwerb von Deutschkenntnissen und 

Sprachtestangebote im Ausland 

Voraussetzung für das Visum zum Ehegattennachzug ist 
nach der Neuregelung - abgesehen von gesetzlichen Aus- 
nahmen - der Nachweis einfacher Deutschkenntnisse.^^^ 
Dieser wird in der Regel durch Vorlage eines entspre- 
chenden Zertifikats der Stufe Al des Gemeinsamen Euro- 
päischen Referenzrahmens für Sprachen (GER) erbracht. 
Im Visumverfahren werden in der Regel Prüfungen und 
Zertifikate der - derzeit vier - Anbieter anerkannt, die 
über eine ALTE -Zertifizierung (Association of Language 
Testers in Europe) verfügen. Enfsprechende Prüfungen 
wurden im Berichtszeitraum in erster Linie durch die 
Goethe-Institute und ihre Lizenznehmer durchgeführt. 

Auf welche Weise der Erwerb der Deutschkenntnisse er- 
folgt, ist gesetzlich nicht vorgegeben. Überwiegend besu- 
chen die zuzugswilligen Ehegattinnen und -gatten aber 
Deutschkurse. Im Verlauf des Berichtszeitraumes hat sich 
in vielen Herkunftsländern nachziehender Ehegattinnen 
und -gatten ein zunehmend breiteres Angebot an solchen 


»2Ebd., III 2.2.2, S. 153 ff. 
«“Ebd., II12.2.2.4, S. 154 f 


Kursen entwickelt. Das Spektrum reicht von Standard-, 
über Intensivkurse bis hin zu speziellen Prüfungsvorbe- 
reitungs- und Förderkursen. Zudem gibt es eine zuneh- 
mende Zahl von Anbietern: Neben einer Vielzahl von 
kleineren regionalen Anbietern sind es teils auch öffentli- 
che Schulen und Hochschulen oder Universitäten, die ne- 
ben den Goethe-Instituten Deutschkurse anbieten. Letz- 
tere haben im Verlauf des Berichtszeitraums ihr Angebot 
erheblich erweitert, ln einigen Staaten sind neue Sprach- 
lemzentren eröffnet worden, andere wurden erweitert, ln 
der Türkei beispielsweise bietet zudem der Deutsche 
Volkshochschulverband e.V. (durch ein Tochterunterneh- 
men) in Kooperation mit den türkischen Volkshochschu- 
len Deutschkurse an. Eine positive Entwicklung war auch 
hinsichtlich der Sprachprüfungen zu verzeichnen. Wenn- 
gleich auch hier ein weiterer Ausbau der Angebote wün- 
schenswert wäre, geht die Beauftragte davon aus, dass die 
mittlerweile verfügbaren Sprachlem- und Sprachfestan- 
gebofe insgesamt ausreichend sind und das Sprachnach- 
weiserfordemis zumutbar ist. 

ln einigen Herkunftsländern gibt bzw. gab es jedoch zu 
wenige oder keine Deutschkurs- und Prüfungsangebote, 
ln einer Reihe von Einzeleingaben an die Beauftragte 
wurde berichtet, dass die nächstgelegenen Kursorte z. T. 
mehrere hundert Kilometer, vor allem in großen Flächen- 
staaten z. T. auch mehr als eintausend Kilometer vom 
Wohnort entfernt liegen.^*’"^ Hiermit seien oft zusätzliche 
hohe finanzielle Belastungen verbunden. Zum einen wur- 
den hierbei die Unterrichtskosten sowie die Kosten für 


Entsprechende Einzelfälle stammen besonders aus dem mittel- und 
südamerikanischen, dem afrikanischen sowie dem südostasiatischen 
Raum. 
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notwendige (An- und Ab-) Reisen sowie für eine Unter- 
kunft am Kursort angeführt. Mitunter war aueh die Auflö- 
sung und Neugründung (am Kursort) eines Hausstandes 
notwendig. Zum anderen war in einigen Fällen aueh die 
Aufgabe bestehender Erwerbstätigkeiten erforderlieh, so- 
dass es zusätzlieh zu einem Verdienstausfall kam. 

ln einer Reihe von Eingaben wurde aueh über gesundheitli- 
ehe Probleme und Gefährdungen, insbesondere bei 
sehwangeren Ehegattinnen, beriehtet. Gleiehes galt für 
Fälle, in denen wegen Unruhen oder Bürgerkrieg im Her- 
kunftsland Kurse und Prüfungen nieht durehgeführt oder 
Kurs- und Prüftmgsorfe nieht erreieht werden konnten bzw. 
der Besueh mit Lebensgefahr verbunden war. Vereinzelt 
wurde aueh von Fällen beriehtet, in denen Frauen in musli- 
miseh geprägten Ländern mit Gewalt oder dem Tod be- 
droht wurden, wenn sie Spraehkurse besuehen würden.^o^ 

Abgesehen von Spraehkursen bestehen versehiedene an- 
dere Wege und Angebote für naehzugswillige Ehegattin- 
nen und -gatten, Deutsehkenntnisse zu erwerben. Neben 
dem Selbststudium mit Hilfe eines mittlerweile breiten 
Spektrums an Selbstlemmaterialien bietet beispielsweise 
die Deutsehe Welle Deutsehkurse im Radio an. Zudem 
stellt sie aueh im Internet umfangreiehe Lemmaterialien 
zur Verfügung. Einige Befroffene, denen die enfspre- 
ehende Mögliehkeit zur Verfügung stand, beriehteten 
aueh davon, deutsehe Fernsehprogramme zur Vorberei- 
tung auf die Prüfung genutzt zu haben. Selbstlem- sowie 
Radio- und Femsehangebote stellen eine gute Alternative 
für Personen dar, die bereifs spraehliehe Vorkenntnisse 
haben, aueh wenn diese nur gering sind. Erfahrungen aus 
der Praxis zeigen aber, dass insbesondere Analphabeten 
und Personen, die die lateinisehe Sehrift nieht bzw. nieht 
sieher beherrsehen, sowie Lemungeübte ohne Präsenz- 
spraehunterrieht besondere Sehwierigkeiten haben. 
Deutseh zu lernen. 

Die besehriebenen kursunabhängigen Angebote stehen zu- 
dem teils nur örtlieh begrenzt zur Verfügung. Das Intemef 
z. B. isf in vielen Ländern über Großsfädfe hinaus kaum 
verbreifef. Die für die Nufzung notwendige Teehnik und 
Infrastruktur steht in vielen Fällen nieht zur Verfügung. 

An den Start Deutseh 1-Tests (Stufe Al GER) der Goethe- 
Institute nahmen im Jahr 2008^°^ weltweit 60 111 Perso- 
nen im Rahmen des Ehegattennaehzugs teil; 2009 waren 
es 44 964 Personen. Nieht separat ausgewiesen werden 
wiederholte Prüfungsteilnahmen, etwa weil eine erste 
Prüfung keinen Erfolg hatte. 

Erfolgreieh abgesehlossen wurden im Jahr 2008 insgesamt 
66 Prozent aller Prüfungen, 2009 waren es 64 Prozent der 
Prüfungen. Deufliehe Unfersehiede besfanden dabei zwi- 
sehen sog. internen und externen Prüfungsteilnehmenden. 
Interne Teilnehmende haben zur Vorbereitung auf die Prü- 
fung einen Spraehkurs ebenfalls bei einem Goefhe-lnsfifut 


Die Zahl solcher Fälle könnte erheblich größer sein als zurzeit be- 
kannt. Denn Betroffene, wohl fast ausschließlich Frauen, könnten 
nicht nur durch den Kursbesuch, sondern auch dadurch Gefahr lau- 
fen, bedroht zu werden, dass sie anderweitige Hilfe suchen. In den 
bekannt gewordenen Einzelfällen wurden die Drohungen mit „unis- 
lamischem“ Verhalten und Kursinhalten begründet. 

Im Jahr 2007 erfolgte noch keine systematische Erfassung. 


absolviert. Externe Teilnehmende hingegen haben sieh 
nieht im Rahmen der Angebote der Goethe-Institute vor- 
bereitet, sondern entweder bei einem anderen Spraehkurs- 
anbieter oder auf andere Weise, etwa bei einer Privatlehr- 
kraft oder im Selbststudium, Deutseh gelernt. Während in 
den Jahren 2008 bzw. 2009 weltweit 78 Prozent bzw. 
72 Prozent der internen Prüfungsteilnehmenden den Test 
erfolgreieh ablegten, bestanden ihn im jeweils gleiehen 
Zeitraum nur 6 1 Prozent bzw. 60 Prozent der externen 
Teilnehmenden. Bei Letzteren ist im Gegensatz zu inter- 
nen Teilnehmenden oft nieht siehergestellt, dass die Prüf- 
linge bei Prüfungsanmeldung optimal auf die Prüfung vor- 
bereitet und die für die Al -Prüfung erforderliehen 
Deufsehkenntnisse fafsäehlieh vorhanden sind. Für Perso- 
nen, die z. B. bei exfemen Kursanbietem Deutseh lernen 
oder die sieh unabhängig von Kursen vorbereiten, ist es 
oft sehwierig, die eigenen Kenntnisse vor dem Hinter- 
grund der Prüfungsanforderungen riehtig einzusehätzen. 
Dies wirkt sieh tendenziell negativ auf die Bestehensquote 
dieser Teilnehmergruppe aus. 

Tabelle 38 


Sprachtests Al Goethe-Institute zum 
Ehegattennachzug - weltweit 


Jahr 

Prüfungs- 

teilnehmer/ 

-innen 

Bestehensqnote 

insgesamt 

intern 

extern 

2008 

60.111 

66% 

78%o 

61 %> 

2009 

44.967 

64 %> 

72%> 

60 %> 


Quelle: Bundestagsdracksachen 16/13978, 17/1112 


Im Rahmen der Einzeleingaben an die Beauftragte wurde 
aueh kristisiert, dass zumindest einige der für die Al-Prü- 
fung verwendefen Prüfungssäfze eher auf akademisehes 
Publikum ausgeriehfef seien und so nieht immer der Le- 
benswirkliehkeit naehziehender Ehegattinnen und -gatten 
entspräehen, was das Bestehen des Tests zusätzlieh er- 
sehwere. Aueh die konkrete Ausgestaltung der Prüfungen 
z. B. mit Stör- und Nebengeräusehen oder der Verwen- 
dung von ungebräuehliehen Umsehreibungen, die das 
Verstehen von gesproehenen Texten ersehwerten, wurde 
bemängelt. Sehließlieh sei aueh das nötige Vokabular um- 
fangreieher als zunäehst angenommen und beinhalte 
mehrere Wörter mit ähnlieher oder gleieher Bedeutung 
bzw. aueh Vokabular, das im heutigen Spraehgebraueh 
nur noeh eine naehgeordnete Rolle spiele. Die mit diesen 
Problemsehilderungen einhergehenden faehliehen Fragen 
sind im Rahmen einiger Faehgespräehe der Beauftragten 
erörtert worden. Die von der bisherigen Struktur der Teil- 
nehmerinnen und Teilnehmer an Al -Prüfungen teilweise 
abweiehende besondere Situation wird im Rahmen regel- 
mäßiger Evaluierung und Anpassung der Prüfungssätze 
künftig verstärkt berüeksiehtigt. Gleiehes gilt aueh für die 
regelmäßige Sehulung der Lehrkräfte in den Kursen, die 
nun aueh die besondere Sifuafion der feilnehmenden Ehe- 
gaftinen und Ehegatten in den Bliek nehmen muss. Mög- 
liehe Verbesserungen greifen entspreehend zeitversetzt. 
Eine absehließende Bewertung ist daher im Moment noeh 
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nicht möglich. Zu begrüßen ist aber in jedem Fall der vie- 
lerorts festzustellende Wandel in der Einstellung nach- 
zugswilliger Ehegattinnen und Ehegatten: Viele von ih- 
nen sprechen davon, dass sie vor dem Besuch des 
Sprachkurses schlicht das Ziel hatten, zu ihrer Ehegattin 
oder ihrem Ehegatten zu ziehen. Der Deutschkurs, der 
nicht nur Sprache, sondern auch einen ersten Eindruck 
des künftigen Lebensumfeldes vermittelt, habe dazu ge- 
führt, dass sie nun selbstbewusster und besser informiert 
nach Deutschland einreisten. 

Die im Berichtszeitraum geschlossene Koalitionsverein- 
barung der Regierungsparteien auf Bundesebene^**^ sieht 
vor, dass die bereits in der 16. Legislaturperiode begon- 
nene Evaluierung der Praxis des Sprachnachweiserforder- 
nisses fortgesetzt und zügig abgeschlossen wird. Ent- 
scheidend sei, dass es hinreichende Möglichkeiten zum 
Spracherwerb im Ausland gebe. Das Erbringen der 
Sprachnachweise soll zudem organisatorisch vereinfacht 
werden. Die Beauftragte wird die Entwicklung der 
Deutschlemangebote im Ausland und die Umsetzung des 
Sprachnachweiserfordemisses aber auch nach Abschluss 
der Evaluierung weiter beobachten und ggf Vorschläge 
für Verbesserungen unterbreiten. Wichtig ist es, einen 
möglichst reibungslosen und zügigen Übergang vom 
Sprachkurs im Ausland in Integrationsangebote in 
Deutschland sicherzustellen. 

2.2.2.2 Rechtsprechung 

Die Anwendung der Neuregelung wurde auch durch ei- 
nige Gerichtsentscheidungen beeinflusst. Der Europäi- 
sche Gerichtshof entschied am 25. Mai 2008 in der 
Rechtssache C-127/08 („Metock“) aufgrund eines Vorab- 
entscheidungsersuchens des High Courts Irland über die 
Auslegung einiger Bestimmungen der sog. Unionsbürger- 
richtlinie. U. a. stellte der Gerichtshof fest, dass der 
Nachzug eines drittstaatsangehörigen Familienmitglieds 
einer (freizügigkeitsberechtigten) Unionsbürgerin bzw. 
eines (freizügigkeitsberechtigten) Unionsbürgers in den 
Anwendungsbereich der Richtlinie fällt, unabhängig da- 
von ob sich das Familienmitglied bereits vorher in einem 
anderen Mitgliedstaat der Union aufgehalten hat.®**^ Da- 
mit fällt auch die erstmalige Einreise eines drittstaatsan- 
gehörigen Familienmitglieds einer Unionsbürgerin bzw. 
eines Unionsbürgers in den Anwendungsbereich des eu- 
ropäischen Freizügigkeitsrechts. 


907 Wachstum.Bildung. Zusammenhalt. Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und FDP, 17. Legislaturperiode. 

Richtlinie 2004/38/EG vom 29. April 2004 über das Recht der Uni- 
onsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der 
Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten. 

Hierbei korrigierte der Gerichtshof ausdrücklich seine bisherige 
Rechtsposition: Mit seinem Urteil in der Rechtssache C-109/01 
(Akrich, Urteil vom 23. September 2003) hatte er vertreten, dass die 
Ehegattin bzw. der Ehegatte einer Unionsbürgerin oder eines Unions- 
bürgers nur dann Freizügigkeit genieße, wenn sich die Ehegattin oder 
der Ehegatte bereits vorher rechtmäßig in einem (anderen) Mitg- 
liedstaat der Union aufgehalten habe. In der Rechtssache C-60/00 
(Carpenter) hatte der Gerichtshof kurz zuvor (Urteil vom 11. Juli 
2002) allerdings noch anders entschieden und die Notwendigkeit ei- 
nes rechtmäßigen Voraufenthalts in einem anderen Mitgliedstaat der 
Union verneint. 


Der Enfscheidung kommt auch für den Ehegattennachzug 
nach Deutschland Bedeutung zu. Denn auch Deutschland 
ging zwischenzeitlich davon aus, dass nur der Nachzug 
drittstaatsangehöriger Ehegattinnen und -gatten von 
Unionsbürgerinnen bzw. -bürgern aus einem anderen Mit- 
gliedstaat nach dem europäischen Freizügigkeitsrecht zu 
beurteilen sei. Der erstmalige Nachzug in die Union da- 
gegen wurde nach nationalem Aufenthaltsrecht beurteilt. 
Aus Sicht der Beauftragten hätte allerdings auch die An- 
wendung des nationalen Aufenthaltsrechts nicht dazu 
führen dürfen, dass von Ehegattinnen bzw. Ehegatten 
freizügigkeitsberechtigter Unionsbürgerinnen bzw. Uni- 
onsbürger ein Sprachnachweis gefordert wird. Denn nach 
§ 30 Satz 3 Nummer 4 AufenthG ist das Sprachnachweis- 
erfordemis (§ 30 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 AufenthG) 
dann nicht anzuwenden, wenn die Ausländerin oder der 
Ausländer (hier also die Unionsbürgerin oder der Unions- 
bürger) - also nicht die Ehegattin oder der Ehegatte - we- 
gen seiner Staatsangehörigkeit auch für einen Aufenthalt, 
der kein Kurzaufenthalt ist, visumfrei in das Bundesge- 
biet einreisen und sich darin aufhalten darf Dies trifft auf 
Unionsbürgerinnen und -bürger zu. 

Im Ergebnis des Urteils ist das Sprachnachweiserforder- 
nis für den Ehegattennachzug bei drittstaatsangehörigen 
Ehegattinnen und -gatten von freizügigkeitsberechtigten 
Bürgerinnen und Bürgern der anderen EU-Mitgliedstaa- 
ten jedenfalls nicht mehr anwendbar. 

Auf nationaler Ebene entschied im Berichtszeitraum u. a. 
das Bundesverwaltungsgericht im Rahmen einer 
Sprungrevision zum Sprachnachweiserfordemis beim 
Ehegattennachzug.^’*’ Geklagt hatten eine türkische 
Staatsangehörige und ihre fünf zwischen 1994 und 2006 
geborenen Kinder. Sie strebten seit Mitte 2007 den Nach- 
zug zum türkischen Ehemann und Vater der Kinder in 
Deutschland an. Dieser reiste 1998 ein und war zunächst 
Asylbewerber. Von 2001 bis 2006 hatte er ein Aufent- 
haltsrecht als Ehemann einer deutschen Staatsangehöri- 
gen und besitzt inzwischen eine Niederlassungserlaubnis. 
Nach der Scheidung von seiner deutschen Ehefrau heira- 
tete er Ende 2006 die Mutter seiner Kinder, ln den Jahren 
zuvor besuchte er seine Familie in der Türkei regelmäßig. 

Im Mittelpunkt der Entscheidung des Gerichts stand die 
Frage, ob das Sprachnachweiserfordemis mit höherrangi- 
gem Recht vereinbar ist. Besonders mit Blick auf den 
durch Artikel 6 GG normierten besonderen Schutz für 
Ehe und Familie wurde diese Frage im Berichtszeitraum 
teils kontrovers diskutiert. Auch die Beauftragte erhielt 
eine Vielzahl von Eingaben, in denen Härten und Verfah- 
rensprobleme geschildert wurden. Beklagt wurden dabei 
vor allem lange Wartezeiten, in denen die Ehegattinnen 
und -gatten getrennt leben mussten. Diese ergaben sich 
besonders deswegen, weil das Erlernen der deutschen 
Sprache mit dem Ziel, die entsprechende Prüfung zu be- 
stehen, in vielen Fällen mehrere Monate, z. T. auch län- 
gere Zeit, in Ansprach nahm. Insbesondere bei nachzugs- 
willigen Ehegattinnen und -gatten, die keine oder eine nur 


BVerwG, Urteil vom 30. März 2010, Az.: 1 C 8.09. 
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geringe Schulbildung haben oder die zunächst das lateini- 
sche Alphabet erlernen mussten, traten erhebliche Verzö- 
gerungen auf. ln einigen Fällen konnte der Nachzug dau- 
erhaft nicht erfolgen, weil Sprachprüfungen nicht 
bestanden wurden. Dies sei vor dem Hintergrund des Ar- 
tikel 6 GG nicht zulässig, wurde argumentiert. 

Das Gericht geht in seinem Urteil hingegen davon aus, 
dass die Neuregelung insgesamt mit höherrangigem 
Recht, insbesondere mit Artikel 6 GG, der Familiennach- 
zugsrichtlinie^" und Artikel 8 EMRK, vereinbar ist. Ein 
im Einzelfall notwendiger, verfassungsrechtlich gebote- 
ner Interessenausgleich könne einfachgesetzlich, z. B. 
durch die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwe- 
cke des Spracherwerbs (§16 Absatz 5 AufenthG) erreicht 
werden. Namentlich nennt das Gericht diesbzgl. Fälle, in 
denen dem nachzugswilligen Ehegatten der Spracherwerb 
aus von ihm nicht zu vertretenden Gründen in angemesse- 
ner Zeit nicht möglich und zugleich dem in Deutschland 
lebenden Ehegatten die Herstellung einer ehelichen Le- 
bensgemeinschaft außerhalb des Bundesgebiets nicht 
möglich oder nicht zumutbar ist.^'^ 

Welche Zeitdauer für den Spracherwerb beim Ehegatten- 
nachzug angemessen und zumutbar ist, könne - so das 
Gericht im Ergebnis - nur unter Berücksichtigung der 
konkreten Umstände des Einzelfalles abschließend fest- 
gestellt werden. Auch mit Blick auf die nach Artikel 8 Fa- 
miliennachzugsrichtlinie zulässigen Wartefristen sei hier 
in aller Regel aber ein Zeitraum von etwa zwei bis drei 
Jahren anzunehmen, sofern nicht besonders schutzwür- 
dige Umstände vorlägen. 

Das Gericht geht auch davon aus, dass das Sprachnach- 
weiserfordemis mit der Familiennachzugsrichtlinie im 
Einklang steht.^'^ Eine Vorlage beim Europäischen Ge- 
richtshof hielt das Gericht nicht für erforderlich. Insbe- 
sondere könne das im deufschen Recht als Nachzugsvor- 
aussetzung vorgesehene Erreichen eines bestimmten 
Sprachniveaus unter den in Artikel 7 Absatz 2 Unterab- 
satz 1 der Richtlinie verwendeten Terminus der „Integra- 
tionsmaßnahme“ gefasst werden.^''* 

Hinsichtlich der für den Zuzug gesetzlich geforderten Fä- 
higkeit, sich auf einfache Art in deutscher Sprache zu ver- 
ständigen, geht das Gericht in seinem Urteil davon aus. 


Richtlinie 2003/86/EG vom 22. September 2003 betreffend das 
Recht auf Familienzusammenführung. 

Das OVG Berlin-Brandenburg hatte in seinem Urteil vom 28. April 
2009 (Az.: 2 B 6.08) diesbzgl. vor allem auch Fälle angesprochen, in 
denen auch die Kinder der deutschen Ehegattin bzw. des -gatten 
- etwa aus erster Ehe - wegen der Herstellung der ehelichen Ge- 
meinschaft im Ausland das Bundesgebiet verlassen müssten oder der 
deutsche Staatsangehörige gezwungen wäre, sich zwischen der häus- 
lichen Gemeinschaft mit seiner ausländischen Ehepartnerin bzw. mit 
seinem ausländischen Ehepartner und dem weiteren Umgang mit sei- 
nem in Deutschland lebenden Kind zu entscheiden. 

Die aktuelle Rechtsprechung des EuGH (Urteil vom 4. März 2010) in 
der Rechtssache C-578/08 (Chakroun) ist nicht ausdrücklich ange- 
sprochen. 

Anders noch Funke-Kaiser, Michael: Das Erfordernis deutscher 
Sprachkenntnisse des nachziehenden Ehegatten, in: InfAuslR 1/2010, 
S. 9 ff. sowie Gutmann, Rolf: Familiennachzug und Sprachkenntnis- 
se, in: ZAR 2010, S. 90 ff. 


dass die Ehegattin bzw. der Ehegatte mündliche und 
schriftliche Kenntnisse der deutschen Sprache auf der 
Kompetenzstufe Al GER benötigt. Die zu diesem Punkt 
im Berichtszeitraum geführte Diskussion schlug sich 
auch in einer Reihe von Eingaben an die Beauftragte nie- 
der. Die Petentinnen bzw. Petenten gingen darin insbe- 
sondere davon aus, dass das in der Praxis der Konsulate 
und Botschaften zugrunde gelegte Sprachniveau Al GER 
höher sei, als die vom Gesetzgeber normierte Anforde- 
rung bzw. dass die konkreten Anforderungen in den Tests 
über dem gesetzlich beabsichtigten Standard liegen. Hin- 
tergrund war vor allem die Gesetzesbegründung, in der 
der Gesetzgeber die neue Anforderung als Fähigkeit be- 
schreibt, „sich auf zumindest rudimentäre Weise im Gast- 
land zu verständigen.“ 

Die Frage, auf welche Weise der Nachweis der erforderli- 
chen Deutschkenntnisse erfolgen kann, sprach das Ge- 
richt in seinem Urteil nicht an. Hier hatte im Berichtszeit- 
raum das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg 
entschieden,^'^ dass dieser nicht auf die Vorlage des ent- 
sprechenden Zertifikats des Goethe-Instituts oder seiner 
Kooperationspartner beschränkt sei. Damit widersprach 
das Oberverwaltungsgericht auch einer in vielen Schrei- 
ben an die Beauftragte beschriebenen Praxis, nach der 
Antragstellerinnen und Antragsteller ihren Visumsantrag 
nur dann abgeben konnten, wenn das Sprachzertifikat be- 
reits beigefügt war. Ihnen bleibe dadurch die Möglichkeit 
weitgehend verschlossen, ihre Sprachkenntnisse auf an- 
dere Weise zu belegen. Diese Praxis sei auch mit Blick 
auf die Eröffnung des Rechtswegs nicht unproblematisch, 
denn der Antrag werde ohne Zertifikat nicht entgegenge- 
nommen und auch nicht (abschlägig) beschieden. Das 
Auswärtige Amt sieht in den einschlägigen Vorschriften 
mittlerweile vor, dass der Nachweis auch anderweitig, bei 
Antragstellerinnen und Antragstellern, die offensichtlich 
über die erforderlichen Sprachkenntnisse verfügen, z. B. 
auch im Rahmen der persönlichen Vorsprache bei den 
Konsularmitarbeiterinnen und -mitarbeitem, erbracht 
werden kann. Anträge sind von den Botschaften und Ko- 
sulaten auf Verlangen auch dann anzunehmen, wenn kein 
Sprachzertifikat beigefügt ist. 

Letzteres kann auch dazu beitragen, die Zeit zwischen 
dem Spracherwerb im Ausland und der Erweiterung der 
Deutschkenntnisse nach Einreise zu verkürzen. Weil der 
Visumsantrag im Übrigen bereits geprüft werden kann, 
verringert sich insgesamt die nach Einreichung des 
Sprachnachweises notwendige Bearbeitungszeit. Aus in- 
tegrationspolitischer Sicht ist dies sehr wichtig. Denn bei 
Visumsverfahren, die nach Abschluss des Kurses bzw. 
nach der Sprachprüfung im Herkunftsland über längere 
Zeit andauem, besteht die Gefahr, dass gerade erworbene 
Deutschkenntnisse wieder verloren gehen. Denn solange 
die ausländische Ehegattin bzw. der ausländische Ehe- 
gatte noch nicht in Deutschland ist, wird die gerade er- 
lernte Sprache im Regelfall kaum angewandt. Aus diesem 
Grund muss aus integrationspolitischer Sicht sicherge- 
stellt sein, dass das Visumverfahren auf die erforderliche 


OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 28. April 2009, Az.: 2 B 6.08. 
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Dauer beschränkt bleibt und alle Potenziale für Verfah- 
rensverkürzungen ausgeschöpft werden. 

2.2.3 Parlamentarische Befassung 

Die Neuregelung war auch Gegenstand parlamentarischer 
Befassung. Neben einem Antrag, der im Schwerpunkt auf 
administrative Änderungen und Anpassungen der Rege- 
lung abzielte, waren es im Berichtszeitraum vor allem 
parlamentarische Fragen an die Bundesregierung, mit de- 
nen insbesondere die praktischen Auswirkungen und Pro- 
bleme der Neuregelung thematisiert wurden, ln diesem 
Zusammenhang sagte die Bundesregierung auch eine 
Evaluierung der Praxis des Sprachnachweises zu.^*^ Mit 
dieser wurde im Berichtszeitraum begonnen. 

2.3 Besondere aufenthaltsrechtliche 
Regelungen für Jugendliche und 
Heranwachsende 

2.3.1 Eigenständige Aufenthaltsverfestigung 

mit Aufenthaltserlaubnis 

Eines der Probleme im Bereich der aufenthaltsrechtlichen 
Verfestigung in die Niederlassungserlaubnis besteht da- 
rin, dass gerade Jugendliche von ihren gesetzlich vorge- 
sehenen Möglichkeiten zu wenig Gebrauch machen. Mit- 
unter sind allein fehlende Informationen der Grund dafür, 
dass der wichtige Integrationsschritt nicht vollzogen 
wird. Auf Anregung der Beauftragten sieht die Allge- 
meine Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz vor, 
dass künftig die Ausländerbehörden ausländische Jugend- 
liche, die voraussichtlich die Voraussetzungen für die Ertei- 
lung einer Niederlassungserlaubnis nach § 35 AufenthG er- 
füllen, kurz vor ihrem 16. Geburtstag schriftlich über 
diese Antragsmöglichkeit informieren.^'* Damit wird die 
Praxis einiger weniger Ausländerbehörden bundesweit 
zur Regel. 

Die Beauftragte hatte in ihrem letzten Bericht®'^ darüber 
hinaus darauf hingewiesen, dass es bei der integrations- 
politisch bedeutsamen Möglichkeit der eigenständigen 
Aufenthaltsverfestigung von ausländischen Kindern bzw. 
Heranwachsenden im humanitären Bereich nach § 26 Ab- 
satz 4 Satz 4 AufenthG i. V. m. § 35 Absatz 1 AufenthG 
zu erheblichen Anwendungs- und Auslegungsproblemen 
gekommen ist. Dieser Befund wurde im Berichtszeitraum 
nicht nur durch zahlreiche an die Beauftragte gerichtete 
Einzeleingaben, sondern auch durch Entscheidungen von 
Verwaltungs- und Oberverwaltungsgerichten bestätigt .^20 
Gerade im humanitären Bereich ist die Erteilung der Nie- 
derlassungserlaubnis in der Praxis oftmals die Vorausset- 
zung für eine spätere Einbürgerung. 


Antrag der FDP-Bundestagsfraktion, Bundestagsdrucksache 16/11753. 
Vgl. insbesondere Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine An- 
frage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Bundestagsdrucksache 
16/9722 (Frage 5). 

Vgl. AVV AufenthG Nummer 35.0.3. 

7. Lagebericht, Kapitel III.2.1.2, S. 149 ff. 

920 Vgl. etwa VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 19. Mai 2008, 
Az.: 11 S 942/08, in: InfAuslR 7/8/2008, S. 300-301 und zusammen- 
fassend Hubert Heinhold, ZAR 5/6/2008, S. 161-169. 


Im Rahmen der Verhandlungen zu der Allgemeinen Ver- 
waltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz wurde die 
Frage der Erteilung der Niederlassungserlaubnis nach 
§ 26 Absatz 4 AufenthG zwischen den Vertreterinnen und 
Vertretern von Bund und Ländern vertieft erörtert und so- 
weit wie möglich geklärt.^^i p)ie Ergebnisse lassen sich 
im Wesentlichen dahingehend zusammenfassen, dass für 
ausländische Kinder bzw. Heranwachsende, die eine Auf- 
enthalfserlaubnis nach Kapitel 2 Abschnitt 5 des Aufent- 
haltsgesetzes besitzen, 

- fünf Jahre des nach § 26 Absafz 4 AufenthG „errech- 
neten Besitzes“ einer Aufenthaltserlaubnis aus huma- 
nitären Gründen („Voraufenthaltszeit“) ausreichen, um 
in den Anwendungsbereich von § 35 Absatz 1 Auf- 
enthG zu gelangen, 

- das anzurechnende Asylverfahren der Erteilung der 
Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen zeit- 
lich nicht unmittelbar vorangegangen sein muss, 

- in den Fällen, in denen kraft Gesetzes die Anrechnung 
von Besitzzeiten einer Aufenthaltsbefugnis oder Dul- 
dung vor dem 1. Januar 2005 (§ 102 Absatz 2 AufenthG) 
oder einer Aufenthaltsgestattung (§ 26 Absatz 4 Satz 3 
AufenthG), auf die notwendige „Voraufenthaltszeit“ 
angeordnet wird, dieser Zeitraum unabhängig von ei- 
ner etwaigen Unterbrechung beispielsweise durch den 
Besitz einer Duldung nach § 60a AufenthG anzurech- 
nen ist („unschädliche Unterbrechung“)®22 

- im Übrigen Zeiten des Besitzes einer Duldung nach 
§ 60a AufenthG nicht anrechenbar sind und darüber 
hinaus dazu führen, dass die vor der Erteilung dieser 
Duldung erreichten anrechenbaren Zeiten nicht mehr 
angerechnet werden können („schädliche Unterbre- 
chung“); Unterbrechungen des rechtmäßigen Aufent- 
haltes, die der Ausländer nicht zu vertreten hat, sollen 
jedoch nach Maßgabe des § 85 AufenthG außer Be- 
tracht bleiben; sie sind damit unschädlich, aber nicht 
anrechenbar. 

Ferner wurde zu der in § 35 Absatz 1 Nummer 3 Auf- 
enthG geforderten Lebensunterhaltssicherung in der All- 
gemeinen Verwaltungsvorschrift festgelegt, dass der Be- 
zug von Ausbildungsförderung den Lebensunterhalt 
sichert. Dies war mit Blick auf die Ziele der 22. Novelle 


921 Ygi ebtj Nummer 26.4.8, 26.4.10 und 35.1.1.3.7. 

922 Vgl. auch das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 10. No- 
vember 2009, Az.: 1 C 24/08, das für einen Einzelfall betont, dass 
jedenfalls, wenn nach § 53 Absatz 6 AuslG ein Abschiebungshinder- 
nis zuerkannt worden ist, es erforderlich ist, dass die Zeiten des Be- 
sitzes einer Duldung oder Aufenthaltsbefugnis nach § 102 Absatz 2 
AufenthG ebenso wie die Zeiten des Besitzes einer Aufenthaltser- 
laubnis aus humanitären Gründen nach § 26 Absatz 4 Satz 1 Auf- 
enthG grundsätzlich nahtlos ineinander übergehen und dass § 85 
AufenthG gegen den Wortlaut dahingehend zu verstehen ist, dass er 
auch Unterbrechungen in Zeiten des Titelbesitzes erfasst. Eine nähe- 
re Auseinandersetzung zu der Frage des „grundsätzlich“ nahtlosen 
Übergangs unterbleibt, da sie nicht notwendig ist. Aus Sicht der Be- 
auftragten spricht insbesondere der vom Gesetzgeber für notwendig 
erachtete Ausschluss der Anrechnungsmöglichkeit in § 104a 
Absatz 1 Satz 3 AufenthG für die Auslegung in der Verwaltungs- 
vorschrift. 
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des Bundesausbildungsforderungsgesetzes notwendig ge- 
worden. ^^3 Mit diesen Festlegungen, die zahlreiehe An- 
wendungsprobleme aufgegriffen haben, dürfte der Über- 
gang für Kinder und Heranwaehsende mit einer 
befristeten humanitären Aufenthaltserlaubnis in die Nie- 
derlassungserlaubnis erleiehtert worden sein. Dies wird 
gerade für Ausländerinnen und Ausländer, die von der 
Bleibereehtregelung der Konferenz der Innenminister und 
-Senatoren oder der gesetzliehen Altfallregelung profitie- 
ren konnten und im Ergebnis eine Aufenthaltserlaubnis 
naeh § 23 Absatz 1 AufenthG erhalten haben, wiehtig 
werden. 

Ein in den letzten Jahren verstärkt auftretendes Problem 
konnte bisher nieht gelöst werden: § 26 Absatz 4 Satz 3 
AufenthG erlaubt - abweiehend von § 55 Absatz 3 
AsylVfG - die Anreehnung des der Erteilung der Aufent- 
haltserlaubnis vorangegangenen Asylverfahrens auf die 
notwendige Voraufenthaltsfrist für die Niederlassungser- 
laubnis. ln Fällen, in denen ein Asylfolgeantrag zur 
Durehführung eines weiteren Asylverfahrens (Folgever- 
fahren) führt, entstehen oftmals Konstellationen, in denen 
danaeh nur die Zeiten des der Erteilung des humanitären 
Aufenthaltsrechts vorangegangenen Asylfolgeverfahrens 
auf die notwendige Voraufenthaltszeit angerechnet wer- 
den können. Das Asylfolgeverfahren ist jedoch zumeist 
wesentlich kürzer als das Asylerstverfahren, das dann bei 
der Anrechnung unberücksichtigt bleibt, ln Fällen hinge- 
gen, in denen der Asylfolgeantrag nicht zur Durchfüh- 
rung eines weiteren Asylverfahrens führt, der Asylfol- 
geantrag also als „unbeachtlich“ abgelehnt wird, bleiben 
die Zeiten des längeren Asylerstverfahrens anrechenbar. 
Dieses Ergebnis erscheint aus Sicht der Beauftragten un- 
billig: Ein beachtlicher Asylfolgeantrag sollte nicht dazu 
führen, dass die Anrechenbarkeit eines anderen Asylver- 
fahrens gesperrt wird und die aufenthaltsrechtliche Ver- 
festigung in aller Regel hinausgezögert wird. 

Die Beauftragte würde es deshalb begrüßen, wenn dem 
Ziel des Gesetzgebers, Personen mit einer Aufenthaltser- 
laubnis aus humanitären Gründen und langen Voraufent- 
haltszeiten einen zügigen Übergang in die Niederlas- 
sungserlaubnis zu ermöglichen, besser entsprochen 
würde. Eine vertretbare Lösung könnte darin bestehen, 
die Addition aller Asylverfahrenszeiten (im Sinne von be- 
achtlichen Asylanträgen) im Rahmen einer künftigen Än- 
derung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu ermög- 
lichen. Nicht berücksichtungsfähig blieben dann die 
Zeilen nach der Stellung eines Asylfolgeantrags bis zur 
Ablehnung der Durchführung eines weiteren Asylverfah- 
rens nach § 71 Absatz 4 AsylVfG - also die Zeiten der 
Prüfung von im Ergebnis unbeachtlichen Asylanträgen - 
und Duldungszeiten nach § 60a AufenthG. 

2.3.2 Absehen bzw. Modifizierung von 
Erteiiungsvoraussetzungen 

Im Aufenthaltsgesetz werden an einigen Stellen rechtli- 
che Erleichterungen festgelegt, die dazu beitragen sollen. 


Vgl. ebd. Nummer 2.3. 1.4. 


Ausländerinnen und Ausländem, die sich in einer Ausbil- 
dung befinden oder die Voraussetzungen hierfür erwer- 
ben, einen Aufenthaltstitel erteilen zu können. Wer als 
Ehegatte in einer ehelichen Lebensgemeinschaft lebt und 
sich in einer Ausbildung befindet, die zu „einem aner- 
kannten schulischen oder berafiichen Bildungsabschluss“ 
führt, muss nach § 9 Absatz 3 Satz 2 AufenthG nicht 
60 Monate Pflichtbeiträge oder freiwillige Beiträge zur 
gesetzlichen Rentenversicherung nachweisen, um eine 
Niederlassungserlaubnis zu erhalten. Für Heranwach- 
sende gilt nach § 35 Absatz 1 Nummer 3 AufenthG das- 
selbe hinsichtlich der eigenständigen Sicherang des Le- 
bensunterhalts. Wer eine Ausbildung in einem 
„anerkannten Lehrberuf‘ durchläuft oder eine „staatlich 
geförderte Berufsvorbereitungsmaßnahme“ absolviert, 
dem kann zur Vermeidung einer Härte nach § 104a Ab- 
satz 6 Nummer 1 AufenthG im Rahmen der gesetzlichen 
Altfallregelung eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Ab- 
satz 1 Satz 1 AufenthG erteilt werden, ohne den Nachweis 
der Sicherung des Lebensunterhalts führen zu müssen. 

Die zitierten Regelungen sind uneinheitlich formuliert 
und noch von der Zeit der Gastarbeiteranwerbung ge- 
prägt. So wird etwa der Besuch einer Hochschule durch 
eine Ausländerin bzw. einen Ausländer als Ausbildungs- 
möglichkeit nicht genannt und kann insoweit vom Wort- 
laut der Vorschriften nicht berücksichtigt werden. Aus 
Sicht der Beauftragten sollte in den genannten Paragrafen 
deshalb eine einheitliche Formulierung gefunden werden, 
die außerdem sicherstellt, dass auch der Besuch einer 
Hochschule oder das Absolvieren eines Berufsgrundbil- 
dungsjahrs zu einer Privilegierung im Sinne der genann- 
ten Vorschriften führen. Dies würde der heutigen Lebens- 
realität vieler Ausländerinnen und Ausländer besser 
entsprechen. Die in der Allgemeine Verwaltungsvor- 
schrift vorgenommene Festlegung, dass Ausbildungsför- 
derung den Lebensunferhalt sichert, hat die gesamte Pro- 
blematik im Ergebnis gleichwohl deutlich entschärft. 

2.4 „Verwurzelungsfälle“ im 
Aufenthaltsgesetz 

Im Aufenthaltsgesetz spielen insbesondere im Abschnitt 
zum Aufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären und 
politischen Gründen Fragen der tatsächlichen „Verwurze- 
lung“ von Betroffenen eine große Rolle. Es geht im Kern 
darum, wie eine faktisch vollzogene Integration aufent- 
haltsrechtlich zu würdigen ist. ln der Praxis geht es zu- 
meist um die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 25 Absatz 5 AufenthG an bisher geduldete Personen. 
Die Fragen spielen aber auch bei der Erteilung einer Auf- 
enthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 4 Satz 2 AufenthG 
oder bei Duldungen nach § 60a AufenthG eine Rolle. Auf 
die Anwendung bzw. Auslegung der aufenthaltsrechtli- 
chen Regelungen wirken in Verwurzelungsfällen insbe- 
sondere Artikel 1 Absatz 1, 2 Absatz 2 Satz 2, 6 GG und 
Arti-kel 8 EMRK sowie das aus dem Rechtsstaatsprinzip 
in Artikel 20 Absatz 3 GG abzuleitende Verhältnismäßig- 
keitsprinzip ein. 

Die zahlreichen in den letzten Jahren beschlossenen an 
Stichtagen zu einer Mindestaufenthaltsdauer im Bundes- 
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gebiet orientierten Bleibereehtsregelungen der Konferenz 
der Innenminister und -Senatoren (IMK) sowie die ge- 
setzliehen Altfallregelungen naeh §§ 104a und 104b Auf- 
enthG haben die Problematik bei der Anwendung des 
§ 25 Absatz 5 AufenthG etwas entsehärfen können. 
Gleiehwohl ergibt bereits ein Bliek in die Reehtspreehung 
des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte zu 
Artikel 8 EMRK bzw. der deutschen Verwaltungsgerichte 
zu § 25 Absatz 5 AufenthG, dass typisierbare Konstella- 
tionen wiederkehren. So sind z. B. viele Heranwachsende 
teilweise über Jahre in Deutschland geduldet worden, 
weil sie und ihre Eltern von dem Herkunftsstaat der El- 
tern nicht aufgenommen wurden (Libanon, Syrien, Ko- 
sovo, Vietnam) oder über Jahre eine Abschiebung aus tat- 
sächlichen Gründen nicht möglich war (z. B. Somalia). 
Den Verwaltungen und Gerichten ist es aus Sicht der Be- 
auftragten nicht durchgängig gelungen, diese Einzelfälle 
über die Anwendung des bestehenden Rechts befriedi- 
gend zu lösen.^24 

Mit Urteil vom 27. Januar 2009^^5 das Bundesverwal- 
tungsgericht entschieden, dass eine „außergewöhnliche 
Härte“ im Sinne von § 25 Absatz 4 S. 2 AufenthG in Ver- 
wurzelungskonstellationen vorliegen kann. Es hat dabei 
auf die Achtung des Privatlebens abgestellt und die abso- 
lute Dauer des Aufenthalts im Bundesgebiet zum Aus- 
gangspunkt seiner Überlegungen genommen. Es bleibt 
abzuwarten, ob das Bundesverwaltungsgericht diese 
Überlegungen auf die Beurteilung des Vorliegens von 
rechtlichen Gründen, welche die Ausreise im Sinne des 
§ 25 Absatz 5 Satz 1 AufenthG ausschließen oder als un- 
zumutbar erscheinen lassen,^26 übertragen wird. Soweit 
die Ausreise rein technisch möglich ist, entstehen die Pro- 
bleme bei der Auslegung von § 25 Absatz 5 AufenthG in 
der Praxis regelmäßig bei der Frage, inwieweit inlandsbe- 
zogene Vollstreckungshindemisse vorliegen, die eine 
Ausreise oder Abschiebung rechtlich unmöglich bzw. un- 
zumutbar machen. In der Rechtsprechung zeichnet sich 
aus Sicht der Beauftragten die Tendenz ab, dass für in 
Deutschland geborene oder als minderjährig eingereiste 
Ausländerinnen und Ausländer, die auf Grund ihrer indi- 
viduellen Entwicklung faktisch als „Inländer“ anzusehen 
sind, die Ausreise als „rechtlich unmöglich“ im Sinne des 
§ 25 Absatz 5 AufenthG angesehen werden kann. 

Es wird eine Abwägung zwischen der Entfremdung vom 
Herkunftsland und der erfolgten Integration in Deutsch- 
land durchgeführt, wobei sich Letztere an Kriterien wie 


924 Ygi (jgjj Überblick zur Rechtsprechung Benassi, Günter: Die Bedeu- 
tung der humanitären Aufenthaltsrecht des § 25 Absatz 4 und 5 Auf- 
enthG im Lichte des Artikel 8 EMRK, in: InfAuslR 10/2006, 
S. 397-404, Thym, Daniel: Humanitäres Bleiberecht zum Schutz des 
Privatlebens?, in: InfAuslR 4/2007, S. 133-140 und VGH Baden- 
Württemberg, Beschluss vom 3. November 2008, Az.: 11 S 2235/08 
sowie für die Zahlen in der Bundestagsdrucksache 16/14088: Am 
3 1 . August 2009 lebten - nachdem ca. 60 000 ehemals Geduldete ei- 
ne Aufenthaltserlaubnis nach der IMK-Bleiberechtsregelung und der 
gesetzlichen Altfallregelung der §§ 104a und 104b AufenthG erhal- 
ten haben - von knapp 95 000 Geduldeten ca. 60 000 seit mehr als 
sechs Jahren in der Bundesrepublik. 

925 Az.: 1 C 40/07. 

926 BVerwG Urteil vom 27. Juni 2006, Az.: 1 C 14/05, Rn. 15 und 17, 
juris. 


den Kenntnissen der deutschen Sprache, familiären Kon- 
takte in Deutschland, Schulbesuch bzw. -erfolg, Absol- 
vierung einer Ausbildung, eigenständiger Sicherung des 
Lebensunterhalts und dem Nichtvorliegen strafrechtlicher 
Verurteilungen misst. ^27 pg treten aber auch Fälle auf, in 
denen die beschriebene Abwägung mit Blick auf die er- 
folgte „Entwurzelung vom Herkunftsland“ deswegen 
Schwierigkeiten bereitet, weil die betroffenen Personen 
entweder in Deutschland geboren sind oder sich nur kurz 
(bzw. nie) im Herkunftsland ihrer Eltern aufgehalten ha- 
ben. In solchen Fällen passt das Bild der Entwurzelung zu 
der Biografie des „faktischen Inländers“ nicht oder 
könnte allenfalls in dem Beherrschen der Sprache der El- 
tern gesehen werden, was femliegend ist. Aus Sicht der 
Beauftragten legen die Formulierungen in Artikel 8 
EMRK nahe, dass bei der Prüfung der Frage, ob ein 
EMRK-widriger Eingriff in das Privatleben vorliegt, die 
Bewertung der Situation mit Blick auf bestehenden per- 
sönlichen, sozialen und familiären Bindungen des Betrof- 
fenen im Aufenthaltsstaat sowie die mit der Aufenthalts- 
beendigung verfolgten Interessen des Aufenthaltsstaates 
im Zentrum steht. 

Vor dem Hintergrund der skizzierten Tendenzen und der 
verfassungsrechtlich problematischen Regelung in 
§ 104b AufenthG^28 begrüßt die Beauftragte Überlegun- 
gen in den Bundesländern, die typisierbaren Konstellatio- 
nen im Aufenthaltsgesetz klar zu regeln. So hatte das 
Land Niedersachsen Ende des Jahres 2009 erneut vorge- 
schlagen, in den humanitären Abschnitt des Aufenthalts- 
gesetzes eine Regelung einzufügen, die für vollziehbar 
ausreisepflichtige Ausländerinnen und Ausländer, die in 
Deutschland geboren oder minderjährig eingereist sind, 
die Erteilung einer von ihren Eltern unabhängigen Auf- 
enthaltserlaubnis vorsieht. Es soll ein Anspruch auf Ertei- 
lung bestehen, wenn auf Grund des bisherigen Lebenswe- 
ges des Heranwachsenden gewährleistet erscheint, dass 
die Integration in die Lebensverhältnisse der Bundesrepu- 
blik Deutschland weiterhin gelingt. Als weitere Ertei- 
lungsvoraussetzungen werden die bereits existierenden 
Wiederkehrregelungen in § 37 Absatz 1 bis 3 AufenthG 
in Bezug genommen. Begünstigt würden damit Jugendli- 
che bzw. Heranwachsende, die das 15., aber noch nicht 
das 21. Lebensjahr vollendet haben, 

- wenn ein gewöhnlicher Aufenthalt in Deutschland von 
acht Jahren vorliegt, 

- ein erfolgreicher Schulbesuch von sechs Jahren Dauer 
nachgewiesen oder im Bundesgebiet ein anerkannter 
Schulabschluss erworben wurde und 

- eine günstige Integrationsprognose abgegeben werden 
kann. 

Für die Praxis der Ausländerbehörde bietet der nieder- 
sächsische Vorschlag zahlreiche Vorteile: Er ist als allge- 
meine Regelung stichtags-unabhängig konzipiert. An- 


927 Vgl. zur Entwicklung der Rechtsprechung Stiegeler, Peter: Wer ist 
„verwurzelt“? Aufenthaltsrechte zum Schutz des Privatlebens, in: 
Asylmagazin 4/2010, S. 103-107. 

928 Vgl. 7. Lagebericht, Kapitel IIL2.2.7.2, S. 161-163. 
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ders als § 1 04b AufenthG müsste auch nicht mehr auf die 
Ausreise der Eltern gedrängt werden, bevor dem inte- 
grierten minderjährigen Kind bzw. dem Heranwachsen- 
den eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden kann. Ferner 
würden ggf vorliegende Täuschungshandlungen der El- 
tern nicht mehr ihren Kindern zugerechnet. Der Vor- 
schlag ist also in dreifacher Hinsicht „eltem-unabhän- 
gig“. Bei Vollendung des 18. Lebensjahrs des Kindes 
könnten die Eltern sich nicht mehr auf ihre Stellung als 
Eltern eines minderjährigen Bleibeberechtigten berufen. 
Sie würden nur dann weiterhin in Deutschland geduldet 
werden, wenn andere Abschiebungsverbote bzw. Ausrei- 
sehindemisse vorlägen. Die begünstigten Heranwachsen- 
den müssten mit Vollendung des 18. Lebensjahrs regel- 
mäßig durch Vorlage eines Passes ihre Identität klären. 

Die Bundesländer haben sich bisher nicht darauf verstän- 
digen können, den niedersächsischen Vorschlag zu unter- 
stützen. Die Beauftragte würde eine Einigung begrüßen, 
die sich an den unter schwierigen aufenthalts- und sozial- 
rechtlichen Bedingungen erbrachten Integrationsleistun- 
gen der geduldeten Kinder orientiert. 

2.5 Sperrwirkung gegen die Erteiiung eines 
Aufenthaitstiteis 

ln § 10 Absatz 3 S. 3 erster Halbsatz AufenthG ist u. a. 
vorgesehen, dass, wenn der Asylantrag des Betroffenen 
zuvor nach § 30 Absatz 3 des Asylverfahrensgesetzes 
qualifiziert als „offensichtlich unbegründet“ abgelehnt 
worden ist, allein im Falle des Vorliegens eines An- 
spruchs auf Erteilung eines Aufenthaltstitels, dieser vor 
einer Ausreise aus dem Bundesgebiet erteilt werden 
darf.929 Das Bundesverwaltungsgericht hat nun entschie- 
den, dass ein „auf Null“ reduziertes Ermessen keinen An- 
spmch im Sinne dieser Vorschrift darstellt.^^o Eindeutig 
ist auch, dass der subsidiäre Schutz gemäß der Richtlinie 
2004/83/EG, der in § 25 Absatz 3 AufenthG als Regelan- 
spruch („soll“) ausgestaltet ist, bereits aus europarechtli- 
chen Gründen von der Sperrwirkung nicht erfasst wird.^^' 

Höchstrichterlich noch nicht entschieden ist, ob oder in 
welchen Konstellationen von Regelansprüchen oder An- 
sprüchen auf Grund von Sollvorschriften auf Erteilung ei- 
ner Aufenthaltserlaubnis - also z. B. für §§25 Absatz 5 
Satz 2 oder in 104a Absatz 1 Satz 1 AufenthG - die 
Sperrwirkung greift. Insbesondere mit Blick auf die als 
„Verwurzelungsfälle“ geschilderten Problemlagen hielte 
es die Beauftragte für integrationspolitisch schwer ver- 
tretbar, wenn Regelansprüche oder Ansprüche auf Grund 
von Sollvorschriften wie Ermessenregelungen behandelt 
würden, ln vielen Fällen geriete dann die jeweils vor der 
Erteilung des Aufenthaltstitels zu bewerkstelligende Aus- 
reise zu einer reinen Formsache. Außerdem sind Fallkon- 


929 Vgl. BVerwG, Urteil vom 25. August 2009, Az.: 1 C 30/08, das fest- 
stellt, dass die Regelung nur auf Ablehnungen Anwendung findet, 
die nach Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes, also nach dem 
1. Januar 2005, bestandskräftig geworden sind. 

930 Ygi BVerwG, Urteil vom 16. Dezember 2008, Az.: 1 C 37/07. 

Vgl. insoweit lediglich klarstellend § 10 Absatz 3 S. 3, zweiter Halb- 
satz AufenthG. 


stellationen z. B. im Falle von Alleinerziehenden mit 
mehreren Kindern denkbar, in denen eine Ausreise recht- 
lich nicht möglich sein wird, weil sie unzumutbar wäre. 

2.6 Bleiberechtsregelung der Konferenz 
der InnenministerZ-innen und 
-senatoren/-innen (IMK) und 
die gesetzliche Altfallregelung 

ln ihrem letzten Bericht hat die Beauftragte beide Rege- 
lungen vorgestellt, die Personen begünstigen, die seit 
mehreren Jahren im Bundesgebiet im Besitz einer Dul- 
dung waren.^32 Jenseits der Antworten der Bundesregie- 
rung auf die zahlreichen parlamentarischen Anfragen zur 
Bleiberechtsregelung der IMK und zur gesetzlichen Alt- 
fallregelung^^^ sind im Berichtszeitraum aus Sicht der Be- 
auftragten folgende Punkte von Interesse. 

Die Mehrzahl der „Kettenduldungsfälle“ wurde im Rah- 
men der gesefzlichen Altfallregelung gelöst. Die Einfüh- 
rung des Regelanspruchs auf eine Aufenfhalfserlaubnis 
„auf Probe“ in § 104a Absafz 1 Safz 1 AufenthG hat sich 
grundsätzlich bewährt. Die Feststellung aus dem letzten 
Lagebericht hat sich bestätigt, dass eine Arbeitsplatzsu- 
che mit einem Aufenthaltstitel bessere Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt eröffnet. 

Das „ESF-Bundesprogramm zur arbeitsmarktlichen Un- 
terstützung für Bleibeberechtigfe und Flüchtlinge mit Zu- 
gang zum Arbeitsmarkt“ fördert als Sonderprogramm im 
Rahmen des Bundesprogramms XENOS im Zeitraum 
von Oktober 2008 bis Oktober 2010 bundesweit 
43 Projektverbünde, davon neuen in den neuen Ländern. 
Die Projektangebote umfassen Förderangebote wie Spra- 
cherwerb, Beratung, Qualifizierung und Vermittlung für 
Teilnehmende der Zielgruppe sowie Information und 
Sensibilisierung von Unternehmen und Arbeitsmarktak- 
teuren. Für eine erste Förderrunde steht ein Gesamtvolu- 
men von rd. 34 Mio. Euro, davon knapp 19 Mio. Euro aus 
Mitteln des Europäischen Sozialfonds und rund 
12 Mio. Euro aus Haushaltsmitteln des Bundesministe- 
rium für Arbeif und Soziales zur Verfügung. Posifive 
Rückmeldungen kamen dazu aus dem „Nefzwerk Blei- 
berecht“. Erste Ergebnisse zeigen, dass auch bei der 
Zielgruppe mit Vermittlungshemmnissen Beschäfti- 
gungschancen eröffnet wurden und über die Beratungs- 
netzwerke erfolgreich in Beschäftigung oder Ausbildung 
vermittelt werden konnte. 

Rechtlich umstritten war insbesondere die sogenannte 
„Sippenhaftregelung“ in § 104a Absatz 3 AufenthG. Sie 
normiert, dass Verurteilungen eines Familienmitglieds zu 
einer Strafe wegen vorsätzlich begangener Straftaten ab 
einer gewissen Höhe (§ 104a Absatz 1 S. 1 Nummer 6 
AufenthG) regelmäßig zum Ausschluss aller in der häus- 
lichen Gemeinschaft lebenden Familienangehörigen füh- 
ren.934 Von der Zurechung darf nur hinsichtlich des Ver- 


7 . Lagebericht, Kapitel II.2.2.7.1. und II 2.2. 7.2, S. 160 ff. 

933 Ygi jüngst die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Ulla Jelpke, Jan Körte, Sevim Dagdelen weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion Die Linke, Bundestagsdrucksache 
17/764 vom 22. Februar 2010 m.w.N. 
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hältnisses der Ehegatten untereinander abgesehen 
werden, wenn dies zur Vermeidung einer besonderen 
Härte erforderlieh ist und der nieht straffällige Ehegatte 
alle übrigen Voraussetzungen der gesetzliehen Altfallre- 
gelung in seiner Person erfüllt. Wird ein in der häusliehen 
Gemeinsehaft lebendes Kind straffällig, erfolgf der Aus- 
sehluss der gesamfen Familie. 

Der Verwaltungsgeriehfshof Baden-Württemberg hat das 
Bundesverfassungsgericht nach Artikel 100 Absatz 1 GG 
angerufen, um die Frage der Verfassungsmäßigkeit der 
Regelung zu klären. Er ist dabei zu dem Ergebnis gelangt, 
dass der Zurechnungsmechanismus der Regelung gegen 
Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 3 GG verstoße. Hierbei 
wurden insbesondere Fallkonstellationen mit volljährigen 
ledigen Kindern bzw. Geschwistern in den Blick genom- 
men, die noch mit ihren Eltern in häuslicher Gemein- 
schaft leben. Darüber hinaus wirft der Verwaltungsge- 
richtshof auch die Frage auf, ob die Regelung zu einer 
verfassungswidrigen Diskriminierung der Ehe führe, weil 
Lebenspartnerschaffen und besfimmfe Konsfellationen 
nicht-ehelicher Lebensgemeinschaften nicht von dem Zu- 
rechnungsmechanismus erfasst würden. 

Zu den Wirkungen der Bleiberechts- bzw. der gesetzli- 
chen Altfallregelung und der Frage des Auslaufens der 
Aufenthaltserlaubnisse „auf Probe“ nach § 104a Auf- 
enthG lässt sich Folgendes Festhalten: Bis zum 31. De- 
zember 2009 wurden über 40 000 Aufenthaltserlaubnisse 
nach der gesetzlichen Altfallregelung erteilt, davon 
ca. 30 000 Aufenthaltserlaubnisse „auf Probe“.^^^ Nach 
Stichprobenerhebungen der Länder erfüllten knapp 
50 Prozent dieser Personen die Voraussetzung der über- 
wiegenden eigenständigen Lebensunterhaltssicherung 
durch Erwerbstätigkeit für die Erteilung einer Aufent- 
haltserlaubnis nach § 104a Absatz 1 Satz 2 AufenthG 
nicht. Dies hätte bedeutet, dass mit Ablauf des 31. Dezem- 
ber 2009 ca. 15 000 Personen in die Ausreisepflicht zu- 
rückgefallen wären. Dabei war davon auszugehen, dass 
bei vielen Betroffenen eine Rückführung in das Her- 
kunftsland schwierig oder aussichtslos gewesen wäre. 
Wegen der Wirtschaftskrise, die die Arbeitsplatzsuche der 
Betroffenen erschwert hat, bestand seit längerem die For- 
derung, die Regelung zu verlängern. Die Beauftragte 
hatte die Forderung bereits im Frühjahr 2009 mit allem 
Nachdruck erhoben. Im Koalitionsvertrag wurde insoweit 
vereinbart, zeitgerecht eine angemessene Regelung zu fin- 
den. 

Ziel war, ein Auslaufen der erteilten Aufenthaltserlaub- 
nisse „auf Probe“ zu verhindern. Für diejenigen, die in 


934 Vgl. den Vorlagebeschluss VGH Baden-Württemberg, Beschluss 
vom 24. Juni 2009, Az.: 13 S 519/09, OVG Hamburg, Beschluss 
vom 11. Februar 2009, Az.: 1 S 498/08 und Funke-Kaiser, Michael: 
§ 104a AufenthG, in: Gemeinschaftskommentar zum AufenthG. Kei- 
ne verfassungsrechtlichen Bedenken hatten: OVG Berlin-Branden- 
burg, Beschluss vom 18. Januar 2008, Az.: 12 S 6.08, OVG Sachsen- 
Anhalt, Beschluss vom 4. Mai 2009, Az.: 2 O 45/09, OVG Lüneburg, 
Beschluss vom 17. November 2008, Az.: 10 LA 260/08. 

Insgesamt 29 352 erteilte Aufenthaltserlaubnisse nach § 104a Ab- 
satz 1 S. 1 AufenthG („auf Probe“); vgl. Antwort der Bundesregie- 
rung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Jan Kör- 
te, Sevim Dagdelen weiterer Abgeordneter und der Fraktion Die Lin- 
ke, Bundestagsdrucksache 17/764 vom 22. Februar 2010 m.w.N. 


der Vergangenheit ihren Lebensunterhalt nicht überwie- 
gend eigenständig haben sichern können, haben die In- 
nenminister und -Senatoren der Länder mit Beschluss 
vom 3./4. Dezember 2009 in Bremen im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister des Innern auf der Grundlage 
von § 23 Absatz 1 Satz 1 AufenthG nachfolgend ge- 
nannte Anschlussregelungen getroffen. Hierbei können 
im Bundesgebiet lebende Ehegatten und minderjährige 
Kinder einbezogen werden. 

Zwingend ist danach eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 
Absatz 1 Satz 1 AufenthG bis zum 31. Dezember 2011 
für Inhaberinnen bzw. Inhaber einer Aufenthalfserlaubnis 
„auf Probe“ zu erteilen, wenn sie 

- am 3 1 . Dezember 2009 mindestens für die lefzen sechs 
Monafe eine Halbfagsbeschäftigung nachweisen oder 

- bis zum 31. Januar 2010 für die kommenden sechs 
Monafe eine Halbfagsbeschäftigung glaubhaft nach- 
weisen können oder 

- zwischen dem 1. Juli 2007 und dem 31. Dezember 
2009 entweder ihre Schul- oder Berufsausbildung er- 
folgreich beendet haben oder sich derzeit in einer Be- 
rufsausbildung befinden und bei denen deshalb erwar- 
tet werden kann, dass sie sich in unsere Gesellschaft 
erfolgreich integrieren und sie zukünftig ihren Lebens- 
unterhalt selbstständig sichern werden. 

Im Ermessenswege kann eine Aufenthaltserlaubnis „auf 
Probe“ nach § 23 Absatz 1 Satz 1 AufenthG für die Dauer 
von zwei Jahren erfeilt werden, wenn 

- nachgewiesen wird, dass sich um die Sicherung des 
Lebensunterhaltes für sich und efwaige Familienange- 
hörige durch eigene Erwerbsfätigkeif bemüht wurde 
und 

- die Annahme gerechtfertigt ist, dass der Lebensunter- 
halt nach diesen zwei Jahren eigenständig durch Auf- 
nahme einer Erwerbstätigkeit gesichert sein wird. 

Für die Erteilung einer erneuten Aufenthaltserlaubnis 
„auf Probe“ gilt wiederum, dass kein Familiennachzug 
zulässig ist und der Inhaber von einer Aufenthaltsverfesti- 
gung, d. h. Erteilung einer Niederlassungserlaubnis nach 
§ 26 Absatz 4 AufenthG, ausgeschlossen bleibt. Ob dieser 
Ausschluss der Anwendung gesetzlicher Regelung durch 
die Ermächtigung in § 23 Absatz 1 AufenthG gedeckt ist, 
ist rechtlich umstritten. Die Beauftragte gibt insbesondere 
mit Blick auf die Gruppe der Heranwachsenden zu beden- 
ken, dass im humanitärem Bereich die Niederlassungser- 
laubnis regelmäßig die Voraussetzung für die Einbürge- 
rung isf und ein zeitliches Herauszögem der Verfestigung 
damit integrationspolitisch problematisch sein kann. 

Der Beschluss der IMK wird von den Ländern durch ent- 
sprechende Anordnung umgesetzt. Offen blieb zunächst 
die Frage nach der Fiktionswirkung der Verlängerungsan- 
träge, welche für den Fall der gesefzlichen Alffallrege- 
lung in § 104a Absafz 5 Safz 5 AufenthG ausgeschlossen 
worden war. Einige Bundesländer^^^ haben dies mittler- 


936 Vgl. Ländererlasse von Baden-Württemberg (18. Dezember 2009), 
Brandenburg (9. Dezember 2009), Hessen (17. Dezember 2009), 
Nordrhein- Westfalen (21. Dezember 2009), Rheinland-Pfalz (De- 
zember 2009), Sachsen- Anhalt (9. Dezember 2009). 
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weile in ihren Anordnungen konkretisiert und vertreten 
die Auffassung, dass eine Fiktions Wirkung bei Verlänge- 
rungsanträgen auf Grundlage des IMK-Besehlusses vom 
4. Dezember 2009 gegeben ist. § 104a Absatz 5 Satz 5 
AufenthG gelte in diesen Fällen nieht, „weil es sieh naeh 
dem Besehluss der IMK nieht (mehr) um Anträge auf- 
grund der gesetzliehen Altfallregelung, sondern um sol- 
ehe aufgrund des Besehlusses handelt“.^^’ Dies ist aus 
Sieht der Beauftragten saehgereeht. 

Die „Verlängerung“ der Altfallregelung dureh die IMK ist 
als notwendiger Schritt zu begrüßen. Den Betroffenen 
wurde die Möglichkeit einer dauerhaften Bleibeperspek- 
tive in Deutschland weiter offen gehalten. Die Be- 
auftragte hatte sich vor dem Hintergrund der sich ab- 
zeichnenden schwierigen Lage auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt im Zuge der Wirtschaftskrise auch dafür 
eingesetzt, bei der erforderlichen Sicherung des Lebens- 
unterhalts keine allzu hohen Anforderungen an die Ver- 
längerung einer Aufenthaltserlaubnis zu stellen. Dem hat 
die IMK entsprochen.^^s pyj- unter das Assoziationsrecht 
mit der Türkei fallende türkische Staatsangehörige ist im 
Falle einer einjährigen Beschäftigung beim gleichen Ar- 
beitgeber die Rechtsprechung des Europäischen Gerichts- 


«7 ANA-ZAR 1/2010, S. 4 m.w.N. 

Ferner wurde im Rahmen der Verhandlungen zur Verwaltungsvor- 
schrift zum Aufenthaltsgesetz klargestellt, dass der Lebensunterhalt 
auch bei Bezug von Leistungen nach dem BAföG, dem AFBG (För- 
derung der beruflichen Aufstiegsfortbildung) sowie dem SGB III 
(Förderung der Berufsausbildung) gesichert ist. 


hofes^^^ zu beachten. Darunter fallen auch geringfügig 
beschäftigte türkische Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeit- 
nehmer Artikel 6 ARB 1/80 und sind damit Assoziations- 
berechtigte. 

Der Beschluss der IMK bedeutet aber auch, dass sich vor- 
aussichtlich für die Zeit ab dem Jahr 2012 Bedarf für ge- 
setzliche Regelungen abzeichnet, die insbesondere die 
Zahl der nachgewachsenen „Kettenduldungen“ bzw. der 
Duldungen reduziert. Zum 3 1 . Dezember 2009 waren ins- 
gesamt 89 498 Personen in der Bundesrepublik geduldet. 
Der überwiegende Teil davon, mithin 56 963 Personen, 
hatte eine Aufenthaltsdauer von über sechs Jahren (siehe- 
Tabelle 39).^'*° Auch wenn in diesem Personenkreis auch 
diejenigen erfasst sind, die bereits zum Stichtag der 
gesetzlichen Altfallregelung die erforderliche Mindes- 
taufenthaltsdauer erfüllt hatten und z. B. aufgrund der 
Ausschlussregelungen nicht für die gesetzliche Altfallre- 
gelung in Frage kamen, ist ein deutlicher Wiederanstieg 
der Zahl von langaufhältigen Geduldeten zu verzeich- 

nen.'’^! 


Z. B. jüngst EuGH, Urteil vom 4. Februar 2010, Rs. C-14/09 (Gene) 
und schon EuGH, Urteil vom 24. Januar 2008, Rs. C-294/06 (Payir 
u. a.). 

940 Ygj Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abge- 
ordneten Ulla Jelpke, Jan Körte, Sevim Dagdelen weiterer Abgeord- 
neter und der Fraktion Die Linke, Bundestagsdrucksache 17/764 
vom 22. Februar 2010 m.w.N., Stand 31. Dezember 2009. 

Vgl. zu denkbaren gesetzlichen Lösungen Kapitel III 2.4. 


Tabelle 39 


Zahl der Duldungen nach Bundesländern und Aufenthaltsdauer 
von mehr als 6 Jahren 


Bundesland 

Duldungen gesamt 

davon mit einem Aufenthalt von 
mehr als 6 Jahren 

Deutschland gesamt 

89.498 

56.963 

Baden-Württemberg 

9.467 

6.060 

Bayern 

6.553 

4.286 

Berlin 

5.818 

3.325 

Brandenburg 

1.757 

875 

Bremen 

2.112 

1.571 

Hamburg 

4.393 

2.766 

Hessen 

5.312 

3.292 

Mecklenburg- Vorpommern 

1.317 

725 

Niedersachsen 

12.583 

9.095 

Nordrhein- Westfalen 

27.293 

17.808 

Rheinland-Pfalz 

3.083 

1.794 

Saarland 

1.109 

629 

Sachsen 

2.684 

1.471 

Sachsen- Anhalt 

2.789 

1.510 

Schleswig-Holstein 

1.898 

1.139 

Thüringen 

1.330 

617 


Quelle: Bundestagsdrucksache 17/764 
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2.7 Jüdische Zuwanderung 

Im Jahre 1991 beschlossen der Bund und die Länder eine 
Zuwanderungsregelung für Juden und ihre Familienange- 
hörigen aus der ehemaligen Sowjetunion mit dem Ziel der 
Förderung und des Wiederaufbaus jüdischen Lebens so- 
wie der Stärkung der jüdischen Gemeinden in Deutsch- 
land. Nach Angaben des Zentralrates der Juden in 
Deutschland zählen die jüdischen Gemeinden in Deutsch- 
land heute rund 120 000 Mitglieder, also viermal so viele 
Personen wie noch im Jahr 1989.^''2 

Seit Beginn der 1990er Jahre sind über 203 000 Personen 
im Rahmen des Aufhahmeverfahrens für jüdische Zu- 
wanderer nach Deutschland eingereist . jxtm Jahr 
2004 betrug die jährliche Zahl jüdischer Emigranten etwa 
15 000 pro Jahr. Nach Änderung der Rechtslage mit In- 
krafttreten des Zuwanderungsgesetzes verringerte sich 
die Zahl ab dem Jahr 2005 deutlich. Seither wurden ins- 
gesamt 1 461 Neuanträge für 2 126 Personen gestellt, im 
Jahr 2009 waren es noch 141 Neuanträge für 226 Perso- 
nen.944 Hauptherkunftsländer sind hierbei die Ukraine 
(47 Prozent) sowie die Russische Föderation (33 Pro- 
zent). ^45 

2.7.1 Rechtliche Grundlagen 

Bis Ende 2004 erfolgte die Aufnahme jüdischer Zuwan- 
derer in analoger Anwendung des Gesetzes über Maß- 
nahmen für im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen auf- 
genommene Flüchtlinge (HumHAG), das sog. 
Kontingentflüchtlingsgesetz. Mit Inkrafttreten des Zu- 
wanderungsgesetzes zum 1. Januar 2005 wurde das Ge- 
setz aufgehoben. Die Neuregelung des Aufnahmeverfah- 
rens auf Grundlage von § 23 Absatz 2 AufenthG wurde 
mit den Beschlüssen der Ständigen Konferenz der Innen- 
minister und -Senatoren (IMK) vom Dezember 2004, Juni 
2005^46 November 2005^4? durch die Länder im Ein- 
vernehmen mit dem Bund, dem Zentralrat der Juden in 
Deutschland und der Union Progressiver Juden in 
Deutschland e.V. festgelegt. Mit der Schaffung von Auf- 
nahmevoraussetzungen erfolgte eine inhaltliche Neuaus- 
richtung, mit welcher das Aufnahmeverfahren stärker auf 
die Integrationsbedürfhisse der jüdischen Gemeinden und 


Zentralrat der Juden in Deutschland: Zwanzig Jahre jüdische Zuwan- 
derung nach Deutschland, Mediendienst 22. September 2009. Die 
Zentral wohlfahrtstelle der Juden in Deutschland (ZWST) gibt in de- 
ren Mitgliederstatistik für das Jahr 2008 insgesamt ca. 106 000 Mit- 
glieder an. 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge: Statistik Aufnahmever- 
fahren für jüdische Zuwanderer aus der ehemaligen Sowjetunion, 
Stand 31. Dezember 2009. 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge: Statistik Aufnahmever- 
fahren für jüdische Zuwanderer aus der ehemaligen Sowjetunion, 
Stand 31. Dezember 2009. 

945 Ebd. 

946 Ygi Beschluss der Ständigen Konferenz der Innenminister und -Se- 
natoren vom 24. Juni 2005 TOP 28 sowie Anlage dazu (Eckpunkte 
für die Neuregelung eines Verfahrens zur Aufnahme jüdischer Emi- 
granten [Kontingentflüchtlinge]). 

947 Vgl. IMK-Umlaufbeschluss vom 18. November 2005 „Auftiahme 
jüdischer Zuwanderer aus der ehemaligen Sowjetunion - mit Aus- 
nahme der baltischen Staaten“. 


Kommunen ausgerichtet wurde. Daneben sehen die Be- 
schlüsse der IMK verschiedene Übergangsregelungen so- 
wie die Übertragung des Ausnahmeverfahrens auf den 
Bund, das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF), vor. 

Am 24. Mai 2007 trat die geänderte Rechtsgrundlage für 
die Aufnahme und Verteilung jüdischer Zuwanderinnen 
und Zuwanderer sowie die entsprechende Anordnung des 
Bundesministeriums des Innern in Kraft. ^48 

2.7.2 Aufnahmeverfahren seit Inkrafttreten 
des Zuwanderungsgesetzes 

Neben den bisher vornehmlich humanitären Ansätzen 
orientiert sich das mit dem Zuwanderungsgesetz neu ge- 
regelte Aufnahmeverfahren insbesondere an den Integra- 
tionsmöglichkeiten jüdischer Zuwanderer in den Ländern 
und Kommunen. Die Zielsetzung war, sowohl die Inte- 
gration in die jüdischen Gemeinden als auch in die deut- 
sche Gesellschaft zu fordern. 

Die Aufnahme wurde von nun an unter anderem insbe- 
sondere von einer absehbar eigenständigen Sicherung des 
Lebensunterhaltes, Grundkenntnissen der deutschen 
Sprache (Niveau Al des Gemeinsamen Europäischen Re- 
ferenzrahmens) und der Möglichkeit zur Aufnahme in 
eine jüdische Gemeinde abhängig gemacht. 

Auf Grundlage eines Punktekataloges wird eine Integrati- 
onsprognose getroffen, die Auskunft darüber geben soll, 
ob den jüdischen Zuwanderinnen und Zuwanderem die 
wirtschaftliche Integration und die Integration in eine jü- 
dische Gemeinde gelingen wird. Als Kriterien für ein ho- 
hes Infegrationspofenzial gehen dabei vor allem ein nied- 
riges Lebensalter, die schulische und berufliche 
Qualifikation und die Deutschkenntnisse der Antragstel- 
ler. Daneben werden z. B. auch das familiäre Umfeld und 
die Mitgliedschaft in einer jüdischen Organisation be- 
rücksichtigt. 

Als Bewertungsmaßstab dient ein Punktesystem mit einer 
Höchstpunktzahl von 105 Punkten, wobei 50 Punkte oder 
mehr zu einer positiven Integrationsprognose führen. Im 
Einzelfall war bisher auch die Vergabe von bis zu fünf 
Punkten als Ermessensentscheidung möglich. 

Bei Erfüllung aller Voraussefzungen erhallen die jüdi- 
schen Zuwanderinnen und Zuwanderer bei Einreise eine 
Niederlassungserlaubnis. Nicht selbst antragsberchtigte, 
nichtjüdische Familienangehörige erhalten zunächst eine 

Aufenthaltserlaubnis. ^49 

Darüber hinaus sind weiterhin Ausnahmeregelungen für 
Opfer des Nafionalsozialismus sowie die Berücksichti- 
gung der Familienzusammenführung und Härfefallrege- 
lungen vorgesehen. 


948 Geänderte Fassung des § 23 Absatz 2 AufenthG ab 24. Mai 2007. 

949 § 23 Absatz 2 AufenthG (in der ab 24. Mai 2007 geltenden Fassung) 
sieht neben der Erteilung einer Niederlassungserlaubnis auch die 
Möglichkeit der Erteilung einer - befristeten - Aufenthaltserlaubnis 
vor. 
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2.7.3 Beirat „Jüdische Zuwanderung“ 

Zur Vorbereitung, Begleitung und Überprüfung des Auf- 
nahmeverfahrens wurde vom Bundesministerium des In- 
nern (BMI) auf der Grundlage der 1MK-Besehlüsse®^° der 
Beirat „Jüdisehe Zuwanderung“ eingeriehtet. Neben dem 
BMI gehören das BAMF, das Auswärtige Amt, die Län- 
der, der Zentralrat der Juden in Deutsehland und die 
Union Progressiver Juden in Deutsehland e.V. dem Gre- 
mium an. Die Beauftragte nimmt ergänzend zu den dureh 
IMK-Besehluss benannten Mitgliedern beobaehtend an 
den Sitzungen des Beirates teil. 

Der Beirat hatte sieh seinerseits im Mai 2006 für die Ver- 
wendung eines Punktekatalogs zur Erstellung der Integra- 
tionsprognose ausgesproehen. Vereinbart wurde, das Ver- 
fahren zunäehst für ein Jahr zu erproben und dann zu 
evaluieren. Als Stiehtag hierfür wurde der 3 1 . Dezember 

2008 festgelegt. 551 

2.7.4 Evaluierung des Aufnahmeverfahrens 

Mit der Evaluierung des Aufnahmeverfahrens für jüdi- 
sehe Zuwanderer aus der ehemaligen Sowjetunion wurde 
das BAMF beauftragt. Damit sollte die Zielerreiehung 
und die Zweekmäßigkeit des Verfahrens untersueht sowie 
Änderungs- und Optimierungsbedarf identifiziert werden. 
Im Mittelpunkt der Evaluierung standen die Integrations- 
prognose und der Punktekatalog sowie die Problematik 
von Zweitanträgen naeh Ablauf der Aufnahmezusage. 
Der fertig gestellte Evaluierungsberieht wurde dem Beirat 
in seiner 4. Sitzung am 25. Juni 2009 vorgestellt und er- 
örtert. 

2.7.4.1 Integrationsprognose und 
Punktesystem 

Die Erstellung einer Integrationsprognose auf Grundlage 
eines Punktesystems wird im Ergebnis des Berichtes als 
„ein mögliches Instrument“ zur Zuwanderungssteuerung 
bewertet. 552 Handlungsbedarf wurde insbesondere aber 
bei der Gewichtung und Bewertung der zu Grunde geleg- 
ten Kriterien gesehen. Zu negativen Integrationsprogno- 
sen kam es am häufigsten bei den Zuwanderem unter 
31 Jahre mit noch wenig Berufserfahrung sowie bei gut 
qualifizierten Zuwanderem über 45 Jahre. Der Ausgleich 
fehlender Punktezahlen aus den Hauptkriterien bemfiiche 
Qualifikation bzw. Alter gestaltete sich auf Grundlage des 
bisherigen Verfahrens - auch unter Berücksichtigung des 
Ermessenskorridors - eher schwierig. Dies hatte zur 
Folge, dass eine wünschenswerte Zuwanderang gerade 
bei diesen Grappen bisher erschwert wurde. Sowohl die 
Zuwandemng jüngerer als auch gut ausgebildeter und be- 
rafserfahrener älterer Personen wird angesichts der demo- 
graphischen Entwicklung und des zunehmenden Fach- 


Beschlüsse der Ständigen Konferenz der Innenminister und -Senato- 
ren der Länder (IMK) vom 23. /24. Juni 2005 und 18. November 
2005. 

Beschluss des Beirates „Jüdische Zuwanderung“ vom 1. Juli 2008. 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2009: Evaluierungsbericht 
Aufnahmeverfahren für jüdische Zuwanderer aus der ehemaligen 
Sowjetunion, S. 33. 


kräftemangels in Zukunft mehr denn je von Bedeutung 
sein, ln diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
dass beachtlicherweise etwa die Hälfte der jüdischen Zu- 
wanderinnen und Zuwanderer über eine akademische 
Ausbildung verfügt.553 Dennoch gestaltet sich die Ar- 
beitsmarktintegration dieser Zuwanderergmppe in der 
Regel als sehr schwierig. Gmnd ist die oftmals fehlende 
Anerkennung der im Ausland erworbenen Qualifikatio- 
nen und Abschlüsse. 

Erkannt wurde, dass insbesondere eine Verbesserang der 
Zuwanderangsmöglichkeiten für junge sowie für gut qua- 
lifizierte, auch ältere Zuwanderer erforderlich ist. Hierzu 
wurden im Evaluiemngsbericht verschiedene Handlungs- 
empfehlungen vorgeschlagen, die auch die Zustimmung 
des Beirates fanden.554 Dies betrifft z. B. die Erhöhung 
der Punktezahl für das Lebensalter oder eine Verbesse- 
mng der Anrechenbarkeit von Bemfserfahrungen. Dane- 
ben wurde auch der bisherige Ermessenskorridor von fünf 
auf maximal mögliche zehn Punkte ausgeweitet. 

Die Ergebnisse der Evaluierung geben aber auch erste In- 
formationen über die Anwendung eines sog. Punktemo- 
dells als Bewertungsmaßstab für eine Integrationsprog- 
nose, welche zur Steuerung von Zuwanderung dienen 
kann. Hierbei zeigt sich, dass sich einerseits durchaus 
klare und übersichtliche Auswahlkriterien finden lassen. 
Andererseits sind aber für individuelle Differenzierungen 
und zur Wahrung der Einzelfallgerechtigkeit auch weitere 
Anknüpfungspunkte erforderlich, wie das am Beispiel 
des (erweiterten) Ermessenskorridors bei der Punktever- 
gabe deutlich wird. 

Auswahl, Gewichtung und Bewertung von Kriterien soll- 
ten darüber hinaus einer wiederkehrenden Evaluation un- 
terliegen, um regelmäßig einen eventuellen Anpassungs- 
bedarf identifizieren zu können. 

Im Hinblick auf das Aufnahmeverfahren für jüdische Zu- 
wanderer besteht insofern allerdings ein Spannungsver- 
hältnis zwischen den unterschiedlichen Beweggründen 
(Diskriminierungserfahrungen aufgrund des jüdischen 
Glaubens in den Herkunftsländern, Förderung und Wie- 
deraufbau des jüdischen Lebens in Deutschland an- 
gesichts historischer Verantwortung) und den Anforde- 
rungen für eine Aufnahme, da für eine positive 
Prognoseenfscheidung ebenso die wirtschaftlichen Inte- 
grationschancen der Antragstellerinnen und Antragsteller 
betrachtet werden. 

2. 7.4.2 Zweitanträge 

Infolge der Neuregelung des Aufnahmeverfahrens für jü- 
dische Zuwanderer kam es gegenüber den zuvor gelten- 
den Aufnahmebedingungen, die sich aus entsprechender 
Anwendung des HumHAG ergaben, zu einer gravieren- 
den Einschränkung im Hinblick auf den Umgang mit Fol- 
geanträgen bei abgelaufener Aufhahmezusage. Nach der 
inhaltlich auf der Beschlusslage der IMK beruhenden An- 


Ebd., S. 6. 

Beschluss des Beirates „Jüdische Zuwanderung aus der ehemaligen 
Sowjetunion“ vom 25. Juni 2009. 
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Ordnung des Bundesministeriums des Innern vom 24. Mai 
2007 zur Umsetzung der Neuregelung waren Zweitan- 
träge grundsätzlich ausgeschlossen. Nach der zuvor gel- 
tenden Rechtslage war es hingegen möglich, beliebig oft 
Neuanträge zu stellen. 

Diese Konstellation führte in Einzelfällen zwangsläufig 
zu erheblichen Härten. Die Problematik ist der Beauftrag- 
ten auch aus den ihr zugegangenen Eingaben bekannt. 
Betroffen waren z. B. Antragstellerinnen und Antragstel- 
ler, die wegen der Pflege ihrer inzwischen verstorbenen 
Angehörigen die Frist der Aufnahmezusage verstreichen 
lassen mussten. Ausnahmen von dieser Regelung waren 
- auch in Härtefällen - bislang nicht vorgesehen, sodass 
in derartigen Fällen keine Abhilfe geschaffen werden 
konnte. 

Dieser Zustand stand umso mehr in der Kritik, als dass 
die Antragsteller - zumindest teilweise - von den Aus- 
landsvertretungen offensichtlich falsch beraten worden 
waren und auf die Möglichkeit einer (späteren) Neuan- 
tragstellung verwiesen wurden. Eine umfassende Infor- 
mation an den betroffenen Personenkreis erfolgte erst im 
Laufe des Jahres 2007 durch eine Briefaktion. 

Die damalige Praxis stand damit grundsätzlich im Wider- 
spruch zu der besonderen humanitären Zielsetzung des 
Aufnahmeverfahrens und der Maßgabe, die Verfahren hu- 
manitär und wohlwollend zu entscheiden.^^s 

Infolge des Evaluierungsberichtes sprach man sich da- 
her einheitlich für eine Änderung aus. Auf Empfehlung 
des Beirates „Jüdische Zuwanderung“ hat das zustän- 
dige BMI die einschlägige Anordnung zur Durchfüh- 
rung des Aufnahmeverfahrens für jüdische Zuwanderer 
aus der ehemaligen Sowjetunion im Benehmen mit den 
Ländern mit Wirkung vom 22. Juli 2009 geändert. Da- 
nach gilt, dass alle bis zum 31. Dezember 2007 gestell- 
ten (Zweit-) Anträge nach dem aktuell gültigen Verfah- 
ren zu prüfen sind. Dies gilt auch für bereits abgelehnte 
Zweitanträge. 

2.8 Ausländerinnen und Ausländer ohne 
Aufenthaltsstatus 

Von „Illegalität“ im ausländerrechtlichen Sinn spricht 
man, wenn Ausländerinnen und Ausländer sich ohne eine 
erforderliche behördliche Genehmigung, ohne Duldung 
und ohne Kenntnis der Behörden in Deutschland aufhal- 
ten. 

Wer nicht Unionsbürgerin oder -bürger ist, sondern aus 
einem „Drittstaat“ kommt, benötigt für den Aufenthalt in 
Deutschland in aller Regel einen Aufenthaltstitel (Visum, 
Aufenthalts- oder Niederlassungserlaubnis) oder eine 
Aufenthaltsgestattung. Eine Duldung ist zwar kein Auf- 
enthaltstitel in diesem Sinne, durch sie wird aber bei be- 


955 Vgl. auch Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2009: Evaluie- 
rungsbericht Auftiahmeverfahren für jüdische Zuwanderer aus der 
ehemaligen Sowjetunion, S. 27. 

Bericht des Bundesministeriums des Innern zum Prüfauftrag „Illega- 
lität“ aus der Koalitionsvereinbarung vom 1 1 . November 2005, S. 6. 


stehender Ausreisepflicht die Abschiebung ausgesetzt. 
Duldungen werden erteilt, wenn Abschiebungen aus 
rechtlichen (z. B. humanitäre Abschiebungshindemisse) 
oder tatsächlichen Gründen (z. B. keine Reisemöglich- 
keit) nicht zulässig bzw. nicht möglich sind. Geduldete 
haben damit zwar keinen rechtmäßigen, aber auch keinen 
illegalen Aufenthalt. 

Zur Einreise nach Deutschland brauchen Drittstaatsange- 
hörige ein Visum. Ausnahmen gelten für Staatsangehö- 
rige bestimmter Staaten, die für einen bis zu dreimonati- 
gen Aufenthalt (z. B. Chile, Nicaragua) oder auch für 
einen längeren Aufenthalt (z. B. USA, Japan) visumfrei 
einreisen dürfen. Die Staatsangehörigen bestimmter Staa- 
ten dürfen jedoch für einen längeren Aufenthalt nur ein- 
reisen, wenn keine Erwerbstätigkeit angestrebt und aus- 
geübt wird (z. B. Honduras, Brasilien). Ist von vornherein 
eine Erwerbstätigkeit beabsichtigt, ist der Aufenthalt ille- 
gal, weil ein dem Aufenthaltszweck entsprechendes Vi- 
sum erforderlich gewesen wäre. Staatsangehörige anderer 
Länder dürfen auch Erwerbsabsichten haben (z. B. USA, 
Japan). Sie benötigen dann aber nach der Einreise eine 
Erlaubnis für die beabsichtigfe Beschäftigung und müs- 
sen auch eine Aufenthaltserlaubnis beantragen. 

Wer sich unerlaubt in Deutschland aufhält ist gemäß § 50 
Absatz 1 AufenthG dazu verpflichtet, aus Deutschland 
auszureisen. Der illegale Aufenthalt ist nach § 95 Absatz 1 
Nummer 2 AufenthG strafbar. 

2.8.1 Datenlage 

Belastbare Daten über die Zahl der in Deutschland illegal 
aufhältigen Ausländerinnen und Ausländer liegen natur- 
gemäß nicht vor. Schätzungen sind auf unterschiedliche 
Datenquellen angewiesen: Die Polizeiliche Kriminalsta- 
tistik (PKS) des Bundeskriminalamtes weist illegal auf- 
hältige Tatverdächtige als eine eigene Teilgruppe unter 
den „nichtdeutschen Tatverdächtigen“ aus. In dieser Sta- 
tistik werden alle einer Tat verdächtigen Ausländerinnen 
und Ausländer nach der Art des Aufenthaltes unterschie- 
den.^®^ Anhaltspunkte für die Schäfzungen zu der Ent- 
wicklung der Zahl illegaler Aufenthalte finden sich auch 
in Statistiken und Untersuchungen von Wohlfahrtsver- 
bänden.®®* 

Nach einer aktuellen Schätzung des Hamburgischen 
Weltwirtschaftsinstituts (HWWI)®®® ist die Zahl der Men- 
schen ohne Aufenthaltserlaubnis in Deutschland gesun- 


Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Migrationsbericht 2008, 
Berlin 2010, S. 185. 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Hrsg.), Sinn/Kreienbrink, 
von Löffelholz: Illegal aufhältige Drittstaatsangehörige in Deutsch- 
land, Forschungsbericht 2, Nürnberg 2005, S. 54. 

In dem im September 2007 gestarteten Projekt CLANDESTINO 
(„Irreguläre Migration: das Zählen des Unzählbaren. Daten und 
Trends in Europa“), das von der Forschungsdirektion der Europäi- 
schen Kommission im 6. Forschungsrahmenprogramm finanziert 
wird und in dem Forschungsinstitute aus Deutschland, Griechenland, 
Polen, England und Österreich kooperieren, werden Daten und 
Schätzungen zu illegaler Migration gesammelt, bewertet und analy- 
siert. 
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ken.960 Zum Jahresende 2007 sollen sieh zwischen 
200 000 und 460 000 Menschen illegal im Bundesgebiet 
aufgehalten haben. Die Schätzung für 2005 lag noch bei 
280 000 bis 680 000 Menschen ohne regulären Aufent- 
haltsstatus. 

Die EU-Erweiterungen in den Jahren 2005 und 2007 sind 
nach einhelliger Meinung der Expertinnen und Experten 
einer der wesentlichen Gründe für den Rückgang der 
Zahlen, da insbesondere Polen, Rumänien und Bulgarien 
wichtige Herkunftsländer von Menschen ohne Aufent- 
haltsstatus waren. Durch die Erweiterung ist der Aufent- 
halt der Staatsbürgerinnen und -bürger dieser Länder in 
Deutschland legal. Allerdings spricht einiges dafür, dass 
sich vor allem aufgrund der noch besfehenden Beschrän- 
kungen der Arbeitnehmerfreizügigkeit das Problem von 
der aufenthaltsrechtlichen Illegalität in den arbeitsrechtli- 
chen Graubereich verlagert hat (Scheinselbständigkeit, 
Beschäftigung ohne Arbeitserlaubnis-EU). 

2.8.2 Aufenthaltsrechtliche Lage der 
Ausländerinnen und Ausländer 
ohne Papiere 

Die Steuerung der Zuwanderung nach Deutschland und 
damit die Überwachung der Einhaltung der gesetzlichen 
Zuwanderungsregeln ist ein zentrales Ziel staatlicher Zu- 
wanderungspolitik. Daher ist es Aufgabe der Exekutive, 
den Aufenthalt illegal aufhältiger Ausländerinnen und 
Ausländer zu beenden. Werden Menschen ohne Aufent- 
haltsstatus entdeckt, werden sie daher regelmäßig abge- 
schoben, es sei denn, sie können Abschiebungsverbote 
bzw. -hindemisse geltend machen. Gleichzeitig ist klar, 
dass es unmöglich ist, den illegalen Aufenthalt von Aus- 
länderinnen und Ausländem vollständig zu verhindern. 
Es ist dann eine staatliche Aufgabe, die Gmnd- und Men- 
schenrechte uneingeschränkt zu gewährleisten. Auch Pa- 
pierlose haben Rechte oder rechtliche Ansprüche.^® Bis- 
her werden diese Rechte nach Einschätzung der 
Beauftragten in der Praxis jedoch kaum in Anspmch ge- 
nommen, da nach § 87 Absatz 2 AufenthG öffentliche 
Stellen die Pflicht haben, Informationen über den illega- 
len Aufenthalt von Ausländerinnen und Ausländem an 
die Ausländerbehörde zu übermitteln, wenn sie davon 
Kenntnis erlangen. Übermittlungspflichtig sind nur „öf- 
fentliche Stellen“. Der Begriff „öffentliche Stelle“ ist im 
Aufenthaltsgesetz allerdings nicht definiert. Orientiert an 
§ 2 Absatz 1 bis 4 Bundesdatenschutzgesetz, sind sowohl 
Behörden als auch andere Institutionen in öffentlich- 


Diese Schätzung ist im Rahmen des europäischen Forschungsprojek- 
tes CLANDESTINO entstanden, in dem auch die englischsprachige 
Datenbank „Database on Irregulär Migration“ (http://irreguiar-mig- 
ration.hwwi.net) mit Informationen zu irregulärer Migration in den 
wichtigsten Aufnahmeländem der Union entwickelt wurde. Vgl da- 
zu: Dita Vogel, „How many irregulär residents are there in Germany? 
Estimates on the basis of police criminal statistics“, Hamburg Insti- 
tute of International Economics. Database on Irregulär Migration. 
Working Paper No.3//2009. 

961 Ygi dazu: Dita Vogel, „How many irregulär residents are there in 
Germany? Estimates on the basis of police criminal statistics“, Ham- 
burg Institute of International Economics. Database on Irregulär Mi- 
gration. Working Paper No.3//2009, S. 12. 

Ausführungen zu den Rechten oder zu den rechtlichen Ansprüchen 
werden unter den Punkten 2.8.3 bis 2.8.5 ausführlich erläutert. 


rechdicher Organisationsform als öffentliche Stellen an- 
zusehen. Privatpersonen und privatrechtlich organisierte 
Institutionen sind von der Übermittlungspfiicht nicht er- 
fasst. So sind beispielsweise niedergelassene Ärzte, Kin- 
dergärten in freier Trägerschaft, Privatschulen oder pri- 
vate Krankenhäuser nicht gemäß § 87 Absatz 2 AufenthG 
übermittlungspfiichtig - auch nicht, wenn sie öffentliche 
Gelder erhalten.^^^ 

Ob eine Übermittlungspflicht besteht, hängt davon ab, 
unter welchen Umständen die „öffentliche Stelle“ vom il- 
legalen Aufenthalt Kenntnis erlangt hat. Hierbei sind drei 
Konstellationen zu unterscheiden: Die Kenntnis kann im 
Rahmen der Aufgabenerfüllung, bei Gelegenheit der Auf- 
gabenerfüllung oder von einem Bediensteten privat er- 
langt werden. 

Bei der ersten Fallgmppe ist eine Übermittlungspfiicht 
gegeben. Was „zur Erfüllung ihrer Aufgaben“ gehört, be- 
stimmt sich nach dem materiellen Recht sowie ggf den 
durch Landesrecht oder Ländererlasse definierten Verfah- 
renserfordemissen.®^'* Bei der zweiten Fallgruppe, in der 
ein Bediensteter der öffentlichen Stelle lediglich bei Ge- 
legenheit der Wahrnehmung seiner Aufgaben Kenntnis 
von dem Sachverhalt erlangt, besteht keine Übermitt- 
lungspfiicht. Bei der dritten Fallgruppe besteht eben- 
falls keine Übermittlungspfiicht. Das private Wissen ist 
der öffentlichen Stelle, die Adressat der gesetzlichen 
Übermittlungspfiicht ist, nicht zuzurechnen.^®^ 

2.8.3 Gesundheitsversorgung 

Das Recht auf Gesundheit gehört zu den grundlegenden 
Rechten, die für alle in Deutschland lebenden Menschen, 
unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus gelten. Deutsch- 
land Unterzeichnete 1973 eine UN-Konvention über öko- 
nomische, soziale und kulturelle Rechte (UN- Sozialpakt). 
Dort ist in Artikel 12 das Recht aller Menschen auf den 
höchsten erreichbaren Gesundheitszustand festgeschrie- 
ben. Das Recht auf Gesundheit ist auch in anderen von 
Deutschland Unterzeichneten internationalen Abkommen 
wie z. B. der Europäischen Sozialcharta, der Europäi- 
schen Grundrechtecharta verbrieft. 

Statuslose, die in Deutschland unselbstständig erwerbstä- 
tig sind, sind nach deutschem Recht in der gesetzlichen 
Krankenversicherung pflichtversichert (§ 5 SGB V). Mit 
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ohne entsprechenden 
Aufenthaltstitel entsteht ein tatsächliches Pfiichtversiche- 
rungsverhältnis. Ebenso besteht eine Unfallversicherung 
bei jeder Beschäftigung gemäß § 1 Absatz 1 SGB VI 
„krall Gesetzes“, auch bei unterlassener Anmeldung. Die 
Beitragsleistung der Arbeitgeber ist keine Voraussetzung 
für den Versicherungsschutz. Die Realisierung dieser 
Rechte spielen jedoch praktisch eine geringe Rolle, da die 


Bundesministerium des Innern, Illegal aufhältige Migranten in 
Deutschland, Bericht des Bundesministerium des Innern zum Prüf- 
auftrag „Illegalität“ aus der Koalitionsvereinbarung vom 1 1 . Novem- 
ber 2005, Berlin 2007, S. 25. 

^^■^Die AVV AufenthG verweist in Nummer 87.1.2. auf das Landes- 
recht. 

965 Ebd. 

966 Renner, Günter: Ausländerrecht, § 87, Rdnr. 6, München 2005. 
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Menschen ohne Papiere zur Durchsetzung ihrer Ansprü- 
che ihren Status offenbaren müssten. 

Menschen ohne Recht zum Aufenthalt, die nicht einer 
Beschäftigung nachgehen, haben einen Anspruch auf me- 
dizinische Behandlung nach dem Asylbewerberleistungs- 
gesetz. Sie gehören zum berechtigten Personenkreis nach 
§ 1 Absatz 1 Nummer 5 AsylbLG, da sie vollziehbar aus- 
reisepflichtig sind. Nach § 4 AsylbLG besteht ein An- 
spruch auf ärztliche und zahnärztliche Behandlung im 
Falle akuter Erkrankungen und Schmerzzustände. Wer- 
denden Müttern und Wöchnerinnen sind ärztliche und 
pflegerische Hilfe und Betreuung zu gewähren; der Leis- 
tungsumfang entspricht dem nach dem SGB V. 

Statuslose dürften diese Ansprüche in der Praxis jedoch 
wegen der Furcht vor der Datenübermittlung kaum reali- 
sieren. Notwendige medizinische Behandlungen erfolgen 
oft gar nicht oder erst zu einem sehr späten Zeitpunkt. 
Dies kann bei ansteckenden Krankheiten auch ein Pro- 
blem für die öffentliche Gesundheit werden. Zudem 
bestand von Seiten der Ärzte und des medizinischen Per- 
sonals Unsicherheit über die Strafbarkeit ihrer medizini- 
schen Hilfeleistung.^^’ 

ln der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Aufent- 
haltsgesetz wurde nun klargestellt, dass in öffentlichen 
Einrichtungen tätige Ärztinnen und Ärzte wie auch ihre 
„Gehilfen“ nicht übermittlungspflichtig sind. Auch die 
Krankenhausverwaltungen, die mit den Abrechnungen 
befasst sind, gelten als „Gehilfen“ auf die sich die ärzt- 
liche Schweigepflicht nach § 203 StGB erstreckt („ver- 
längerte Schweigepflicht“). Der verlängerte Geheim- 
nisschutz gilt auch bei der Abrechnung von 
Krankenhausleistungen öffentlicher Stellen. Daher dürfen 
auch Sozialämter keine Daten über die Patienten an die 
Ausländerbehörde übermitteln. Dies bringt nunmehr ins- 
besondere in Fällen von akuten Erkrankungen Rechtssi- 
cherheit, auch hinsichtlich der Straflosigkeit medizini- 
scher Hilfe. Eine kontinuierliche ärztliche Versorgung 
(Vorsorgeuntersuchungen, Impfungen etc.) ist damit für 
Menschen ohne Papiere jedoch nicht sichergestellt. Das 
ist insbesondere für Kinder kein haltbarer Zustand. 

ln der Debatte, wie die Gesundheitsversorgung für die 
Ausländerinnen und Ausländer ohne Papiere sicherge- 
stellt werden könnte, werden unterschiedliche Alternati- 
ven aufgezeigt: 

So wird im Land Berlin die Einführung eines anonymen 
Krankenscheins erörtert. Die Bundesarbeitsgruppe Ge- 
sundheit/lllegalität diskutierte in ihrem Bericht unter der 
Überschrift „Frauen, Männer und Kinder ohne Papiere in 
Deutschland - Ihr Recht auf Gesundheit“ die Errichtung 
eines Fonds, der Ärztinnen und Ärzten oder Krankenhäu- 
sern die Kosten für die Behandlung von Papierlosen er- 
setzt. 5®* Konkrete Hilfe leistet etwa bereits jetzt in acht 


Vgl. § 96 Absatz 1 Nummer 2 AufenthG. 

968 Ygi dazu: Deutsches Institut für Menschenrechte (Hrsg.), Frauen, 
Männer und Kinder ohne Papiere in Deutschland - Ihr Recht auf Ge- 
sundheit, Bericht der Bundesarbeitsgruppe Gesundheit/Illegalität, 
Berlin 2007, S. 23. 


Städten die Malteser Migranten Medizin, die Menschen 
ohne Krankenversicherungsschutz versorgt, ln München 
hat der Sozialausschuss der Stadt die Einrichtung eines 
Gesundheitszentrums und eines Sozialfonds zur Finanzie- 
rung der Behandlungen illegal aufhältiger Migrantinnen 
und Migranten veranlasst, ln Zusammenarbeit mit dem 
Datenschutzbeauftragten der Stadt München und der Po- 
lizei konnte Rechtssicherheit für das medizinische Perso- 
nal und die Sicherheit vor Migrationskontrollen im Ge- 
sundheitszentrum erreicht werden. 

Solche Konzepte können Ansätze sein, um die Situation 
erkrankter „Papierloser“ zu verbessern. Aus Sicht der Be- 
auftragten kommt es darüber hinaus darauf an, vor allem 
für Kinder und Jugendliche die Gesundheifsversorgung 
zu verbessern und ihnen auch Vorsorgeuntersuchungen 
sowie Impfungen zu ermöglichen. Dies könnte z. B. unter 
Einbeziehung der öffentlichen Gesundheitsdienste erfol- 
gen - in manchen Kommunen bieten die Gesundheitsäm- 
ter dies bereits an. Bei Einführung eines anonymen Kran- 
kenscheins oder ähnlicher Modelle müssfe u. a. geprüft 
werden, in welcher Weise und in welcher Höhe von den 
Befroffenen Versicherungsbeifräge zu erheben sind, und 
ob ggf eine wehere Einschränkung der gesefzlichen 
Übermittlungspflichfen erforderlich wäre. 

2.8.4 Bildung 

Gemäß der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
von 1948 hat jeder Mensch ein Recht auf Bildung. Nach 
Artikel 28 der UN-Kinderrechtskonvention hat jedes 
Kind ein Recht auf Bildung, Schule und Berufsausbil- 
dung.^®^ Die Schulgesetze der Bundesländer knüpfen hin- 
sichtlich der Schulpflicht eines Kindes regelmäßig an den 
gewöhnlichen Aufenthalt oder an den Wohnsitz im jewei- 
ligen Bundesland an, zum Teil wird auch nach dem Auf- 
enthaltsstatus differenziert. Danach ist es somit Ländersa- 
che zu bestimmen, ob eine Schule bei der Anmeldung des 
Kindes den Aufenthaltsstatus zu erheben hat und damit 
entsprechend Kenntnis davon erlangt. Bisher ist der 
Schulzugang illegal aufhältiger Kinder somit in den Län- 
dern unterschiedlich geregelt: ln Bayern, Bremen, Ham- 
burg, Nordrhein- Westfalen, Saarland und Schleswig-Hol- 
stein besteht eine Schulpflicht auch für Kinder ohne 
aufenthalfsrechtlichen Sfatus. Keine Schulpflichf sehen 
die Länder Berlin, Brandenburg, Hessen, Mecklenburg- 
Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Niedersachsen, Sachsen, 
Sachsen- Anhalf und Thüringen vor. ln Berlin und Hessen 
gibt es jedoch ein Schulzugangsrecht. Die Beauftragte ap- 
pelliert nachdrücklich an die Länder, allen Kindern das 
Recht auf den Besuch der Schule einzuräumen. 

Die Wahrnehmung des Rechts auf Bildung erfordert ne- 
ben der Änderung der schulrechtlichen Regelungen der 
Länder, dass Kinder zur Schule gehen können, ohne dass 
ihre Eltern Angst vor Entdeckung haben. Dem stehen zur- 


Der deutsche „Vorbehalt“ erstreckt sich lediglich auf ausländerrecht- 
liche Maßnahmen gegenüber Minderjährigen, nicht auf die Gewähr- 
leistung der Rechte. Der Bundesrat hat in einer Entschließung am 
26. März 2010 (Bundesratsdmcksache 829/09) die Absicht erklärt, 
den „Vorbehalt“ zurückzunehmen. 
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zeit noch die Übermittlungsregelungen^^® im Aufenthalts- 
gesetz entgegen. Danach sind auch Schulen „öffentliche 
Stellen“ im Sinne des § 87 AufenthG und damit ver- 
pflichtet, die Ausländerbehörde zu unterrichten, wenn sie 
in Ausübung ihres Amtes von einer Ausländerin oder ei- 
nem Ausländer erfahren, die oder der keinen Aufenthalts- 
titel besitzt, ln der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zum Aufenthaltsgesetz®’' ist mittlerweile klar gestellt, 
dass die Kenntniserlangung nur bei Gelegenheit der 
Amtsausübung diese Übermittlungspflicht nicht begrün- 
det. Damit hängt es wiederum vom Landesrecht ab, ob 
eine Übermittlungspflicht besteht oder nicht, da das Lan- 
desrecht bestimmt, welche Informationen bei der Anmel- 
dung zum Schulbesuch erhoben werden müssen. 

Nach dem Koalitionsvertrag sollen die aufenthaltsgesetz- 
lichen Übermittlungspflichten öffentlicher Stellen bun- 
desrechtlich dahingehend geändert werden, dass der 
Schulbesuch allen Kindern ermöglicht wird. Das würde 
bedeuten, dass die Übermittlungspflichten der Schulen, 
die in § 87 AufenthG verankert sind, gestrichen werden. 

Das Recht auf Bildung bedeutet aus Sicht der Beauftrag- 
ten, dass Kinder über den Schulbesuch hinaus auch schon 
die Kindertagesstätte besuchen können. Die frühkindliche 
Bildung ist eine Grundlage für den weiteren Bildungs- 
weg. Insbesondere die Kinder aus bildungsfemen Fami- 
lien verbessern ihre Startchancen in der Schule durch den 
Besuch von Kindertagesstätten deutlich. Damit auch sta- 
tuslose Kinder hierzu so früh wie möglich die Gelegen- 
heit erhalten, sollten sie Zugang zu Kindertagesstätten be- 
kommen. Auch wenn der zukünftige Lebensweg der 
Kinder ohne Aufenthaltsstatus ungewiss ist, müssen sie in 
die Lage versetzt werden, Bildungsangebote wahmehmen 
zu können. 

Soll der Besuch der Kindertagesstätten für Kinder ohne 
Papiere erleichtert werden, muss Folgendes berücksich- 
tigt werden: 

- Ausländische Kinder haben nicht generell einen 
Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz. Der An- 
spruch ist als Sozialleistung konstruiert. Nach § 24 
SGB Vlll in Verbindung mit § 6 Absatz 2 SGB Vlll 
setzt der Rechtsanspruch auf einen Kindertagesstätten- 
platz zumindest eine Duldung voraus. Kinder ohne 
Aufenthaltsrecht oder Duldung sind vom Besuch eines 
öffentlichen Kindergartens somit ausgeschlossen. Aus 
Sicht der Beauftragten muss zukünftig der gewöhnli- 
che Aufenthalt in der Bundesrepublik ausreichen, 
ohne dass es auf den ausländerrechtlichen Status an- 
kommt. 

- Zusätzlich müssten die Datenübermittlungspflichten 
des Jugendamtes und der öffentlichen Kindertagesstät- 
ten nach § 87 Absatz 2 AufenthG aufgehoben werden. 

Die Beauftragte ist davon überzeugt, dass die frühkindli- 
che Förderung von größter Wichtigkeit ist und wird sich 
dafür einsetzen, dass über die Vereinbarungen des Koali- 


9™ § 87 AufenthG. 

Vgl. Bundesratsdrucksache 669/09 vom 27. Juli 2009. 


tionsvertrages hinaus auch der Kindergarten-Besuch für 
ausländische Kinder ohne Papiere ermöglicht wird. 

2.8.5 Durchsetzung von Lohnansprüchen 

Ausländerinnen und Ausländer benötigen zur Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit einen Aufenthaltstitel, der zur Er- 
werbstätigkeit berechtigt (§ 4 Absatz 3 Satz 1 AufenthG). 
Ausländische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die 
sich rechtswidrig in Deutschland aufhalten, begehen ne- 
ben der Straftat des unerlaubten Aufenthalts eine Ord- 
nungswidrigkeit gemäß § 404 Absatz 2 Nummer 4 SGB 111, 
wenn sie unerlaubt beschäftigt sind. Verfügt eine Dritt- 
staatsangehörige oder ein Drittstaatsangehöriger über ein 
Schengen- Visum gemäß § 6 Absatz 1 AufenthG und be- 
findet sich damit legal im Bundesgebiet, übt aber gleich- 
zeitig eine unerlaubte Erwerbstätigkeit ohne den erforder- 
lichen Aufenthaltstitel aus, so stellt dies bei 
vorsätzlichem Handeln einen Straftatbestand nach § 95 
Absatz la AufenthG dar. 

Ungeachtet des rechtswidrigen Aufenthalts entsteht auch 
ohne schriftlichen Arbeitsvertrag mit der Arbeitsauf- 
nahme ein „faktisches Arbeitsverhältnis“, aus dem sich 
ein Lohnanspruch für die erbrachte Leistung ergibt. Die- 
ser Lohnanspruch kann unabhängig vom Aufenthaltssta- 
tus gerichtlich eingeklagt werden. 

Tatsächlich wird aber dieses Recht nach Einschätzung der 
Beauftragten kaum in Anspruch genommen. Es ist zwar 
rechtlich unklar - und wird in den Gerichtsbezirken un- 
terschiedlich gehandhabt -, ob Richterinnen und Richter 
oder in den Geschäftsstellen Beschäftigte in Ausübung 
oder bei Gelegenheit ihrer Aufgabenerfüllung vom illega- 
len Aufenthalt der Ausländerin oder des Ausländers er- 
fahren (wenn sie davon erfahren). Unstreitig ist aller- 
dings, dass Gerichte öffentliche Stellen i.S. § 87 
AufenthG und damit grundsätzlich übermittlungspflichtig 
sind. Dies dürfte Ausländerinnen und Ausländem ohne 
Papiere davon abhalten, offene Lohnansprüche vor Ge- 
richt einzuklagen. Aus Sicht der Beauftragten sollte bei 
Umsetzung der „Sanktionsrichtlinie“®” gepüft werden, 
ob und inwieweit diese Übermittlungspflichten einge- 
schränkt werden sollten. 

3. Arbeitsmigrationssteuerungsgesetz 

(ArbMigStG) 

3.1 Poiitischer Hintergrund und Daten 

Mit dem Inkrafttreten des Zuwandemngsgesetzes und der 
Verordnungen nach § 39 AufenthG bestand im Bereich 
des Außenzugangs aus rechtlicher Perspektive der An- 
werbestopp für Deutschland gmndsätzlich fort.®” Für 
qualifizierte und hochqualifizierte Arbeitnehmerinnen 
bzw. Arbeitnehmer sowie für Selbständige sieht das Auf- 


Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 
2009 über Mindeststandards für Sanktionen und Maßnahmen gegen 
Arbeitgeber, die Drittstaatsangehörige ohne rechtmäßigen Aufenthalt 
beschäftigen, ABI. L 168/24 (2009/52/EG). 

Zu alledem vgl. 6. Lagebericht, C III.3.2.1.2; S. 397 ff. 
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enthaltsgesetz mit den §§ 18, 19 und 21 unter engen Vor- 
aussetzungen eine Öffnung vor. 

Zu den Auswirkungen dieser Neuregelungen auf die Ar- 
beitsmigration von qualifizierten Besehäftigten lassen 
sieh aus den Angaben des AZR mit Stand vom 31. De- 
zember 2009 Rüeksehlüsse ziehen. Hierfür werden in ei- 
nem ersten Sehritt nur die Erteilungen von Aufenthalts- 
titeln berüeksiehtigt werden, die im Kalendeijahr der 
Ersteinreise erfolgten, ln diesen Fällen kann regelmäßig 
davon ausgegangen werden, dass aueh die Einreise in das 
Bundesgebiet mit dem Ziel der Aufnahme einer Erwerbs- 
tätigkeit erfolgte. Fand die Ersteinreise hingegen in den 
Kalenderjahren vor dem Jahr der Erteilung des Aufent- 
haltstitels zum Zweek der Erwerbstätigkeit statt, dürfte 
regelmäßig von einem längeren Voraufenthalt im Bundes- 
gebiet ausgegangen werden können. Es wird sieh bei be- 
fristeten Aufenthaltstiteln dann entweder um eine einfa- 
ehe Verlängerung des bereits bestehenden Titels handeln 


^^‘^Unberücksichtigt bleiben damit die Fälle, in denen die Ersteinreise 
Ende eines Jahres erfolgte und der Aufenthaltstitel erst im nächsten 
Kalenderjahr erteilt wurde. 


oder um einen Zweekweehsel (z. B. von einem Aufent- 
haltstitel für Ausbildungszweeke oder aus humanitären 
Gründen oder - seltener - zum Familiennaehzug in die 
Erwerbstätigkeit) . 

Die AZR- Angaben hinsiehtlieh § 18 bzw. § 18 Absatz 4 
Satz 1 AufenthG für das Jahr 2009 sind nur eingesehränkt 
mit den Vorjahren vergleiehbar, weil ab 2009 erstmalig 
eine weitere Ausdifferenzierung vorgenommen wurde. 
Naeh „§ 18 AufenthG“ erhielten 2009 über die Angaben 
in der vorangegangenen Tabelle hinaus 1 214 Personen 
und naeh „§ 18 Absatz 3 AufenthG“ weitere 7 497 Perso- 
nen eine Aufenthaltserlaubnis. Aueh zur selbständigen 
Tätigkeit naeh § 21 AufenthG wird ab 2009 eine weitere 
Ausdifferenzierung vorgenommen. Damit sind aueh die 
Angaben aus den Vorjahren nur sehr eingesehränkt ver- 
gleiehbar. Hierzu weisen die Zahlen aus dem Jahr 2009 
aus, dass die Erteilungen naeh Absatz 1 - also naeh der 
Regelung, die auf den Zugang ausländiseher Investoren 
ausgeriehtet ist, die im Bundesgebiet aueh Arbeitsplätze 
sehaffen sollen - niedrig sind. Von den 813 Erteilungen 
naeh § 21 AufenthG erfolgten 279 Erteilungen - also nur 
ein gutes Drittel - naeh Absatz 1 dieser Vorsehrift. 


Tabelle 40 

Erteilte Aufenthaltstitel mit Ersteinreisejahr im Kalenderjahr der Erteilung 
nach bestimmten aufenthaltsrechtlichen Regelungen 2006 his 2009 



§ 18 bzw. § 18 Absatz 4 
Satz 1 AufenthG 

§ 18 Absatz 4 

Satz 2 AufenthG 

§ 19 AufenthG 

§ 21 AufenthG 

2006 

31.962 

k.A. 

73 

571 

2007 

22.685 

k.A. 

115 

565 

2008 

24.598 

k.A. 

106 

947 

2009 

11.564 

717 

142 

813 


Quelle: AZR, eigene Berechnungen 


Tabelle 41 

Erteilte Aufenthaltstitel mit Ersteinreisejahr vor dem Kalenderjahr der Erteilung 
nach bestimmten aufenthaltsrechtlichen Regelungen 2006 bis 2009 



§ 18 bzw. § 18 Absatz 4 
Satz 1 AufenthG 

§ 18 Absatz 4 

Satz 2 AufenthG 

§ 19 AufenthG 

§ 21 AufenthG 

2006 

35.750 

k.A. 

383 

1.797 

2007 

40.449 

k.A. 

351 

2.283 

2008 

47.494 

k.A. 

367 

2.730 

2009 

30.759 

1.898 

547 

2.768 


Quelle: AZR, eigene Berechnungen 
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Insgesamt legen - wie die Tabelle 41 zeigt - die AZR- 
Zahlen nahe, dass von den Neuregelungen der §§ 18, 19 
und 21 AufenthG tatsächlich diejenigen profitieren, die 
bereits seit längerem im Inland leben.^’^ 

Die mit dem Zuwanderungsgesetz und in der Folge mit 
weiteren Änderungen bis hin zum Arbeitsmigrationssteu- 
erungsgesetz eröffneten Möglichkeiten für Absolventin- 
nen und Absolventen deutscher Hochschulen, in Deutsch- 
land eine Aufenthaltserlaubnis nach § 18 AufenthG zu 
erhalten,^^^ haben - wie Tabelle 42 zeigt - einen absolut 
betrachtet eher geringen, aber steigenden Anteil an dieser 
Entwicklung.^^’ 

Nimmt man jedoch zusätzlich die jährliche Zahl aller 
Drittstaatsangehörigen in den Blick, die in Deutschland 
ihr Hochschulstudium erfolgreich beendet haben und eine 
Aufenthaltserlaubnis nach § 16 Absatz 4 AufenthG besit- 
zen (Stand 31. Dezember 2008: 3 753 Personen; 31. De- 
zember 2009: 4 418 Personen mit einer Aufenthaltser- 
laubnis nach § 16 Absatz 4 AufenthG), lässt sich 
feststellen, dass jedenfalls von dieser Gruppe in den Jah- 
ren 2008 und 2009 ein erheblicher und wachsender Teil 
den gesetzlich und systematisch vorgesehenen Weg in die 
Aufenthaltserlaubnis nach § 18 AufenthG einschlägt. 
Hinzuzurechnen wären jeweils noch diejenigen Absol- 
ventinnen und Absolventen deutscher Hochschulen, die 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 16 Absatz 1 AufenthG 
besitzen und unmittelbar nach dem Studienabschluss eine 
qualifizierte Erwerbstätigkeit aufnehmen können und 


‘> 1 ^ Working Paper 28 des BAMF vom 7. Oktober 2009, http:// 
www.bamf.de/cln_092/nn_442016/SharedDocs/Anlagen/DE/Migra- 
tion/Publikationen/Forschung/WorkingPapers/wp28-hochqualifizier- 
te.html. 

Vgl. hierzu unten und 6. Lagebericht, III 3.3.2., S. 167. 

Die Daten für die Jahre 2006 und 2007 dürften in der Tabelle aller- 
dings erheblich zu niedrig dargestellt sein, da die meisten Studienab- 
solventen aus diesen Jahren noch im Besitz einer Aufenthaltsbewilli- 
gung nach dem AuslG 1990 waren, und die neue Bezeichnung des 
Aufenthaltstitels beim Wechsel zu § 1 8 AufenthG nicht nachgetragen 
wurde. 


eine Aufenthaltserlaubnis naeh § 18 AufenthG erhalten. 
Insofern bestätigen die statisehen Daten der Bundesagen- 
tur für Arbeif zu erteilten Zustimmungen zur Besehäfti- 
gung, die die Hoehsehulabsolventen deutseher Hoehsehu- 
len gesondert ausweisen, diese Annahme. Ein Großteil 
derjenigen, die 2007 ihr Studium in Deutsehland ab- 
sehlossen, konnte bereits von der Erleiehterung (Verzieht 
auf die Vorrangprüfung) profitierten. Die Daten der zu- 
rüekliegenden Jahre zeigen dies deutlieh, wenn aueh im 
Jahr 2009 aufgrund der allgemeinen wirtsehaftliehen 
Lage die Zahl etwas zurüek ging: 

- 2006: 2 742 Zustimmungen, 

- 2007: 4 421 Zustimmungen, 

- 2008: 5 935 Zustimmungen, 

- 2009: 4 820 Zustimmungen. 

Die reehtliehen Verbesserungen beim Zugang zu Aufent- 
haltstiteln, die dem Zweek der Aufnahme oder Fortfüh- 
rung von Erwerbsfäfigkeif dienen, sind insgesamt zu be- 
grüßen. Sie eröffnen im Inland aufhältigen qualifizierten 
Personen mit Chaneen auf dem deutsehen Arbeitsmarkt 
reehtliehe Mögliehkeiten, diese in Deutsehland zu reali- 
sieren. Sollen jedoeh insgesamt mehr „kluge Köpfe“ au- 
ßerhalb Deutsehlands für Deufsehland inferessierf wer- 
den, bedarf es wohl weifergehender Überlegungen und 
ggf Änderungen. Diese könnten zum einen beim Zugang 
zu einer qualifizierten Ausbildung in Deutsehland anset- 
zen: So könnten etwa verstärkt Studierende aus dem Aus- 
land an deutsehen Hoehsehulen oder ausländisehe Auszu- 
bildende zugelassen werden. Darüber hinaus sind aueh 
weitere aufenthalts- und staatsangehörigkeitsreehtliehe 
Perspektiven im Falle eines erfolgreiehen Absehlusses in 
Deutsehland denkbar. Hiervon zu trennen wären - zum 
anderen - eine Erweiterung von Maßnahmen, die auf ei- 
nen erhöhten Außenzugang im Sinne einer „Anwerbung“ 
von Ausländerinnen und Ausländem mit einer abge- 
sehlossenen qualifizierten Ausbildung zielen. 


Tabelle 42 


Erteilte Aufenthaltstitel nach §§ 18, 19 oder 21 AufenthG, hei denen der Besitz einer Aufenthaltserlauhnis 
nach § 16 Absatz 1/Ahsatz 4 AufenthG (Studium oder Suchphase nach erfolgreichem Studium 
im Bundesgehiet) unmittelhar vorausging 2006 his 2009 



§ 18 hzw. § 18 Absatz 4 
Satz 1 AufenthG 

§ 18 Absatz 4 

Satz 2 AufenthG 

§ 19 AufenthG 

§ 21 AufenthG 

2006 

75/23 

k.A. 

k.A. 

3/1 

2007 

293 / 84 

k.A. 

1 

31 / 12 

2008 

882/228 

1 / k.A. 

5 

58/12 

2009 

1.991 / 844 

109/33 

1 

176/101 


Quelle: AZR, eigene Berechnungen 
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Eine weitere wichtige Öffnung gegenüber der Rechtslage 
vor dem Zuwanderungsgesetz findet sich in § 29 Absatz 5 
Nummer 2 AufenthG.^'^* Danach besteht für nachgezo- 
gene Familienangehörige von Ausländerinnen und Aus- 
ländem spätestens nach zweijährigem Aufenthalt ein un- 
beschränkter Arbeitsmarktzugang. Hat bereits die oder 
der Stammberechtigte einen unbeschränkten Arbeits- 
marktzugang, gilt dies auch für die oder den Nachgezoge- 
nen.^^5 Rechtliche Arbeitsverbote gelten jetzt nur noch für 
Geduldete und Asylsuchende im ersten Jahr ihres Aufent- 
halts (§§ 10 und 11 BeschVerfV sowie § 61 Absatz 2 
AsylVfG). 

Der sich intensivierende integrationspolitische Diskurs 
(Nationaler Integrationsplan 2007 (NIP)) und ein bereits 
eingetretener bzw. absehbarer - jedenfalls sektoraler - 
Fachkräflemangel auf dem bundesdeutschen Arbeits- 
markt verstärkten Überlegungen zu Erleichtemngen beim 
„Außenzugang“ nach Deutschland aus Dritt- wie aus 
Neu-EU- Staaten. Integrationspolitischer Handlungsbe- 
darf bestand darüber hinaus auch nach den einmalig wir- 
kenden Stichtagsregelungen der IMK-Bleiberechtsrege- 
lung von 2006 bzw. der gesetzlichen Altfallregelung von 
2007 fort. 


3.2 Die zentralen rechtlichen Regelungen 
des ArbMigStG 

Das ArbMigStG^*** wurde mit den im Ausschussverfahren 
beschlossenen Ändemngen^** am 13. November 2008 
vom Bundestag in 2. und 3. Lesung beschlossen. Zudem 
wurden Ändemngen der Beschäftigungsverordnung, der 
Beschäftigungsverfahrensverordnung und der Arbeitsge- 
nehmigungsverordnung auf den Weg gebracht,^*^ wie 
die übrigen Ändemngen im Aufenthaltsgesetz und der 
Ausbildungsfordemng am 1 . Januar 2009 in Kraft traten. 
Der Bundesrat hatte am 28. November 2008 seine Zu- 
stimmung zum Gesetzentwurf zunächst verweigert und 
eine Senkung der Zugangsgrenzen der § 19, § 21 Auf- 
enthG verlangt. Der Vermittlungsausschuss hatte darauf 
eine Senkung lediglich der in § 21 AufenthG für die Auf- 
enthaltserlaubnis Selbständiger vorgesehenen Mindestin- 
vestitionssumme von 500 000 Euro auf 250 000 Euro 
vorgeschlagen.^*^ Der Bundestag stimmte dem ansonsten 
unveränderten Gesetzentwurf am 18. Dezember 2008 er- 
neut zu^*'* und der Bundesrat bestätigte am 19. Dezember 
2008 das Gesetz®*^ sowie die Ändemngen der Beschäfti- 


Zu rechtlichen Fortentwicklungen in diesem Bereich vgl. 
7. Lagebericht, Kapitel III.3, S. 164 ff. 

Auf Grund Artikel 14 Absatz 2 S. 2 der Richtlinie 2003/86/EG (Fa- 
miliennachzugsrichtlinie) wäre allerdings lediglich eine einjährige 
Frist zulässig. Für Familienangehörige von Deutschen findet sich der 
unbeschränkte Arbeitsmarktzugang nun direkt im AufenthG, nach al- 
tem Recht bestand ein Anspruch auf die Arbeitsberechtigung. 
Bundestagsdrucksache 16/10288. 

Bundestagsdrucksache 16/10914. 

^*2 Bundesratsdrucksache 840/08 und BGBl. I vom 27. November 
2008. 

Auch dies ntir ein Regelbeispiel ähnlich der Einkommensgrenze des 
§ 1 9 Absatz 2 Nummer 3 AufenthG. 

Bundesratsdrucksache 970/08. 

Bundesratsdrucksache 970/08(B). 


gungsverordnung.^*® Folgende rechtliche Ändemngen 

wurden mit dem ArbMigStG und den o. g. Verordnungen 

beschlossen:^*^ 

- Absenkung der Mindestgehaltsgrenze für Hochqualifi- 
zierte nach § 19 Absatz 2 Nummer 3 AufenthG (Re- 
gelbeispiel) auf die Beitragsbemessungsgrenze der all- 
gemeinen Rentenversichemng (66 000 Euro) in 
Verbindung mit der Einfühmng eines Ermessensaus- 
weisungsgmndes (§ 55 Absatz 2 Nummer la Auf- 
enthG); 

- Halbiemng der Mindestinvestitionssumme (Regelbei- 
spiel) nach § 21 AufenthG für Selbständige auf nun 
250 000 Euro; 

- Aufhebung der Hochschulabsolventenzugangsverord- 
nung^** und Verankemng entsprechender Regelungen 
in § 27 BeschV und § 12 b ArGV. In Deutschland aus- 
gebildete drittstaatsangehörige Hochschulabsolventin- 
nen und -absolventen, die eine dem Abschluss 
entsprechende Stelle finden, können eine Aufenthalts- 
erlaubnis nach § 18 AufenthG mit Zustimmung zur 
Ausübung einer Beschäftigung ohne Vorrangprüfung 
erhalten (§ 27 Nummer 3 BeschV). Hochschulabsol- 
ventinnen und -absolventen aus den Beitrittsstaaten 
erhalten die Arbeitserlaubnis-EU nach § 12b ArGV 
unter den gleichen Voraussetzungen nunmehr unab- 
hängig von der Fachrichtung ihres Studiums (§ 12b 
ArGV). Geprüft wird allerdings weiterhin die Gleich- 
wertigkeit der Arbeitsbedingungen; 

- Zugang zu Bemfsausbildung und Arbeitsmarkt für 
Absolventinnen und Absolventen deutscher Auslands- 
schulen und für die anschließende Weiterbeschäfti- 
gung im erlernten Bemf unter Verzicht auf die Vor- 
rangprüfung (§§ 2 Absatz 1 BeschV neu, § 12b ArGV, 
§ 27 BeschV); 

- Öffnung des deutschen Arbeitsmarktes unter Beibe- 
haltung der Vorrangprüfung für alle Absolventinnen 
und Äbsolventen ausländischer Hochschulen aller 
Fachrichtungen über den IT-Bereich hinaus durch Ver- 
zicht auf die Voraussetzung des Vorliegens eines „öf- 
fentlichen Interesses“ an der Beschäftigung. Der Ab- 
schluss muss in Deutschland anerkannt oder einem 
deutschen Abschluss vergleichbar sein. Angesichts 
der Tatsache, dass Rechtsansprüche auf ein Verfahren 
zur Anerkennung von im Ausland erworbenen Ab- 
schlüssen nur in sehr eingeschränktem Umfang beste- 
hen und eine formale Anerkennung daher nicht der 
Regelfall sein kann, wird die Beauftragte die Wirkun- 
gen dieser Regelung beobachten;’*^ 

- Zustimmungsffeie Ausbildung und Beschäftigung von 
minderjährig eingereisten Bildungsinländerinnen und 
-inländem mit Aufenthaltserlaubnis (§ 3a Besch- 
VerfV). 


Bundesratsdrucksache 840/08(B). 

Zur Verlängerung der Übergangsfristen bei der Arbeitnehmerfreizü- 
gigkeit von Neu-Unionsbürgerinnen und -bürger vgl. Kapitel III 
4.1.1. 

988 Vgl. dazu 7. Lagebericht, Kapitel IIL3.2. 

Vgl. hierzu Kapitel II 3. 
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- Einführung einer Aufenthaltserlaubnis zum Zweek der 
Erwerbstätigkeit ohne Vorrangprüfung für geduldefe 
Bildungsinländerinnen und -inländer mit qualifizierter 
Berufsausbildung bzw. abgesehlossenem Hochsehul- 
studium (§ 18a Absatz 1 Nummer 1 a) AufenthG); 

- Einführung einer Aufenthalfserlaubnis zum Zweck der 
Erwerbsfäfigkeif für geduldefe Ausländerinnen und 
Ausländer, die entweder im Ausland ein anerkannfes 
Sfudium absolvier! haben und in Deufschland seif 
mindesfens zwei Jahren qualifizier! beschäftig! sind 
oder seif mindesfens drei Jahren eine Beschäftigung 
als Fachkraft ausüben, die eine Berufsausbildung voraus- 
setzt (§ 18a Absatz 1 Nummer Ib und c AufenthG);^^*’ 

- Ausbildungserlaubnis ohne Vorrangprüftmg für Ge- 
duldefe nach zwölf Monafen Voraufenthalf (§10 Ab- 
safz 2 Safz 1 Nummer 1 Besch VerfV) und 

- Ausbildungsforderung für Geduldefe nach vier Jahren 
Aufenfhalt (§ 8 Absafz 2a BAföG neu und § 63 Absafz 
2a SGB 111). 

Darüber hinaus wurde in dem Rahmen des Gesefzge- 
bungsverfahrens die Chance genutzt, die Entfristung der 
Härtefallregelung nach § 23a AufenthG festzulegen. Die 
Zielrichtung der Neuerungen im Bereich des Beschäfti- 
gungsrechts seit 2005 zeigt, dass sich die Erkenntnis 
durchsetzt, dass die Bundesrepublik weder auf begabte 
Bildungsinländer noch auf begabte Bildungsausländer 
mit ausländischem Pass verzichten kann. Die Neurege- 
lung für Geduldefe, die ein Hochschulsfudium absolviert 
haben, illustriert ferner, dass landesrechtliche Regelungen 
nicht mehr zeitgemäß sind, die Geduldeten oder Asylsu- 
chenden die Aufnahme eines Studiums verbieten.^®! ^us 
Sicht der Beauftragten nicht erreicht wurde eine ange- 
messene aufenthaltsrechtliche Verfestigungsregelung für 
Personen, die im Besifz einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 18a AufenthG sind. Für sie gilt § 9 Absatz 2 AufenthG. 
Das bedeutet, dass der geduldete Voraufenthalt im Bun- 
desgebiet, während dem die bildungsbiografischen Vo- 
raussetzungen für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis 
nach § 1 8a AufenthG erreicht worden sind, gänzlich unter 
den Tisch fällt. Gerade bei der Anrechnung der notwendi- 
gen Aufenthaltszeiten für die Niederlassungserlaubnis 
wäre es durchaus auch denkbar, auf die Regelungen in 
§ 26 Absafz 4 AufenthG zurückzugreifen. 


Es sollte mit Blick auf das Ziel der Arbeitsmarktintegration in 
Deutschland für die gesetzliche geforderte Vergleichbarkeit des aus- 
ländischen Hochschulabschlusses aus Sicht der Beauftragten ausrei- 
chen, wenn der Betroffene einen Arbeitsplatz besetzen kann, der in 
Deutschland typischerweise von Hochschulabsolventinnen und -ab- 
solventen besetzt wird. 

Vgl. z. B. § 60 Absatz 5 Nummer 4 Landeshochschulgesetz Baden- 
Württemberg. Die Verhängung von „Studierverboten“ ist und war 
verbreitete Praxis, sei es direkt durch das Hochschulrecht des Lan- 
des, sei es durch die Verhängung von Auflagen bzw. Nebenbestim- 
mungen zur Duldung oder Aufenthaltsgestattung. Die neue Wei- 
sungslage in Berlin z. B. trägt der geänderten Rechtslage insoweit 
Rechnung, als nunmehr das Studierverbot für Geduldete nach vier- 
jährigem Aufenthalt grundsätzlich aufzuheben ist: A.25.s.l/A.60a.4 
vom. 7. April 2009, http://www.berlin.de/imperia/md/content/labo/ 
auslaenderangelegenheiten/vaabhbln.pdf?start&ts= 1 25439223 5 . 


Es wird auch zu beobachten sein, wie sich die Regelung 
in § 18a Absatz 2 AufenthG auswirkt. Sie sieht den Ver- 
zicht auf die Vorrangprüfung, aber eine Prüfung der Ar- 
beitsbedingungen sowie die Prüfung vor, ob es sich um 
einen der qualifizierten Ausbildung entsprechenden Ar- 
beitsplatz handelt. Dies wird sowohl bei der Ersterteilung 
als auch im Falle eines Wechsels des Arbeitsplatzes ge- 
prüft. Dies bedeutet, dass die zuvor während des Besitzes 
einer Duldung nach § 10 Besch VerfV regelmäßig erwor- 
benen beschäftigungsverfahrensrechtlichen Rechtsposi- 
tionen teilweise verloren gehen und die Mobilität auf dem 
Arbeitsmarkt - jedenfalls in den ersten beiden Jahren des 
Besitzes der Aufenthaltserlaubnis - auf der Qualifikation 
entsprechende Beschäftigungen eingeschränkt ist. 

Der Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung ist im 
Abschnitt Arbeitsmarkt mit Blick auf das Beschäfti- 
gungsrecht offen formuliert. Als Instrumente zur arbeits- 
marktorientierten Feinsteuerung kommen jedenfalls der 
Verzicht auf die Vorrangprüfung, der Verzicht auf die 
Gleichwertigkeitsprüfimg, der Verzicht auf jegliche Prü- 
fung, mithin die Einführung der Zustimmungsfreiheit für 
bestimmte Beschäftigungen durch Änderungen des Ver- 
ordnungsrechts oder eine generelle Arbeitsmarktprüfung 
der Bundesagentur mit der Folge des Verzichts auf eine 
individuelle Vorrangprüfung für die Beschäftigung in ein- 
zelnen Berufsgruppen und Wirtschaftszweigen nach § 39 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 AufenthG in Betracht. Gleich- 
wohl macht der Koalitionsvertrag auch deutlich, dass eine 
Antwort auf einen bestehenden Fachkräftemangel im In- 
land auch die Einführung anderer Regelungen für die Zu- 
wanderung von drittstaatsangehörigen Fachkräften sein 
kann. 

Schließlich kristallisiert sich im Sozial- und Beschäfti- 
gungsrecht für Ausländerinnen und Ausländer eine Vier- 
jahresgrenze heraus, ab der selbst Geduldete zumindest 
im Kern wie deutsche Staatsangehörige zu behandeln 
sind. Das gilt für die AusbildungstÖrderung, für den Ar- 
beitsmarktzugang und für die Bezugsdauer von abgesenk- 
ten Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz.^^^ 

4. Rechtsstellung der Unionsbürgerinnen 

und -bürger und anderer europa- 
rechtlich privilegierter Personen 

4.1 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger 

4.1.1 Übergangsfristen im Bereich der 
Arbeitnehmerfreizügigkeit gegen- 
über Unionsbürgerinnen und 
-bürgern aus den neuen 
Mitgliedstaaten 

Die Bundesregierung hat im Berichtszeitraum erneut von 
der Möglichkeit Gebrauch gemacht, die Beschränkungen 
der Arbeitnehmerfreizügigkeit für Unionsbürgerinnen 
und -bürger zu verlängern, die die Staatsangehörigkeit ei- 
nes der neuen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
besitzen. Anfang Dezember 2008 fasste das Bundeskabi- 


Vgl. hierzu Kapitel III 6. 



Drucksache 17/2400 


-250- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


nett den Besehluss zur Inanspruehnahme der Übergangs- 
regelungen im Bereieh der Arbeitnehmerfreizügigkeit 
und zur Entsendung von Arbeitnehmern bei der grenz- 
übersehreitenden Erbringung von Dienstleistungen in be- 
stimmten Sektoren gegenüber Bulgarien und Rumänien 
in der 2. Phase (1. Januar 2009 bis 31. Dezember 2011) 
sowie gegenüber den EU-8 in der 3. Phase (1. Mai 2009 
bis 30. April 2011). Die notwendigen Mitteilungen hat 
die Bundesregierung der Europäisehen Kommission vor 
Beginn der jeweiligen Phase übermittelt und im Bundes- 
anzeiger veröffentlicht. 

Die weitere Inanspruchnahme der Übergangsfristen sei 
arbeitsmarktpolitisch deshalb geboten, da die Arbeitslo- 
sigkeit in Deutschland trotz der positiven Entwicklung in 
den letzten Jahren weiterhin auf einem relativ hohen Ni- 
veau liege. So waren im Oktober 2008 in Westdeutsch- 
land knapp zwei Millionen Menschen, in den östlichen 
Bundesländern gut eine Millionen Menschen arbeitslos. 
Die Arbeitslosenquote war in den östlichen Bundeslän- 
dern mit 11,8 Prozent beinahe doppelt so hoch wie in 
Westdeutschland. Die Finanzmarktkrise sowie die zu er- 
wartende konjunkturelle Eintrübung ließen eine Ver- 
schlechterung der Lage am Arbeitsmarkt erwarten. Zu- 
dem sei die Arbeitslosigkeit in den grenznah zu den 
Beitrittsstaaten liegenden ostdeutschen Regionen beson- 
ders hoch. 

Im Rahmen der Beratungen zu dem Arbeitsmigrations- 

steuerungsgesetz^94 ^^r jedoch vereinbart worden, dass 

für Absolventinnen und Absolventen von Hochschulen in 
den Beitrittstaaten, die die Staatsangehörigkeit eines der 
neuen Mitgliedstaaten der Europäischen Union besitzen, 
schon vor Ende der Übergangsfristen der Zugang zum 
deutschen Arbeitsmarkt uneingeschränkt geöffnet würde. 

4.1.2 Umsetzung der „Unionsbürger- 
richtlinie“ 2004/38/EG 

Im vorliegenden Bericht sind im Bereich der Freizügig- 
keit von Unionsbürgerinnen und -bürgern das „Metock- 
Urteil“ des Europäischen Gerichtshofes^^^ und die Fragen 
hinsichtlich der Umsetzung der Richtlinie 2004/38/EG 
bei der Approbation im Bereich der akademischen Heil- 
berufe und der Anerkennung ausländischer Berufsab- 
schlüsse^^^ angesprochen worden. Die Europäische Kom- 
mission will sich darüber hinaus mit Fragen an die 
Mitgliedstaaten wenden, die die Umsetzung der Richt- 
linie 2004/38/EG in das nationale Recht betreffen. Erfor- 
derliche Rechtsänderungen würden dann im Freizügig- 
keitgesetz/EU berücksichtigt werden. 

4.1.3 Koordinierendes Sozialrecht 

Die Regeln des koordinierenden Sozialrechts sind von 
entscheidender Bedeutung für die Möglichkeit, Freizü- 
gigkeitsrechte wahrzunehmen. Sie sorgen z. B. für die 


»3 BAnz. 2008, S. 4807 f; BAnz. 2009, S. 1572 f. 

994 Ygi hierzu in diesem Bericht Kapitel III 3. 

995 Vgl. Kapitel III 2.3. 

996 Ygh hierzu in diesem Bericht die Kapitel II 9.9.2 sowie Kapitel II 3. 


Zusammenrechnung der in verschiedenen Mitgliedstaaten 
erworbenen Rentenanwartschaften und bestimmen die 
Exportierbarkeit von Leistungen der Sozialversicherung 
in einen anderen Mitgliedstaat. Bisher regelten die VO 
(EWG) 1408/71 und die VO (EWG) 574/72 die Handha- 
bung dieser grenzüberschreitenden Sachverhalte. Bereits 
im Jahr 2004 war die VO (EG) 883/2004 als Nachfolgerin 
der VO (EWG) 1408/71 angenommen worden. Voraus- 
setzung für die Anwendbarkeit dieser Verordnung war zu- 
sätzlich die Verabschiedung der Umsetzungsverordnung. 
Die Verhandlungen dazu zogen sich über mehrere Jahre 
hin; sie konnten im Jahr 2009 abgeschlossen werden. Mit 
der Veröffentlichung der VO (EG) 987/2009 im Amts- 
blatt der Europäischen Union^^^ können die Verordnun- 
gen ab 1. Mai 2010 in den Mitgliedstaaten angewendet 
werden. 

Die Grundzüge des koordinierenden Sozialrechts bleiben 
erhalten. Die Neufassung der Verordnungen dient der 
Modernisierung, der Verwaltungsvereinfachung und der 
Anpassung der Vorschriften an die Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofes. Im Detail ergeben sich aller- 
dings erhebliche Änderungen in Verfahren und Zustän- 
digkeiten. Auch materiellrechtlich gibt es einige Verände- 
rungen. So wurde z. B. die in der Regel zulässige Dauer 
der Entsendung von zwölf auf 24 Monate ausgeweitet 
und die Möglichkeit des Exports von Leistungen bei Ar- 
beitslosigkeit von drei auf sechs Monate. Die materiellen 
Voraussetzungen dafür sind gleich geblieben, zusfändig 
für die Zahlung isf aber nunmehr die Arbeifsverwalfung 
des lefzfen Beschäftigungssfaafes. Für die gezielte Inan- 
spruchnahme medizinischer Leistungen in einem anderen 
Mitgliedstaat gilt weiterhin, dass vorher das Einverständ- 
nis des zuständigen Trägers einzuholen ist.^^® 

4.2 Assoziationsrecht 

4.2.1 Beschäftigung und Aufenthalt 

4.2.1 .1 EuGH-Urteil „Payir“ 

Mit Urteil vom 28. Januar 2008 hat der Europäische Ge- 
richtshof entschieden, dass türkische Staatsangehörige 
auch dann dem regulären Arbeitsmarkt angehören und 
Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitsnehmer im Sinne des As- 
soziationsrechts sind, wenn sie als Studierende nur „ne- 
benbei“ oder als Au-Pair-Kräfte arbeiten und die Be- 
schäftigung und das Erwerbseinkommen nicht den 
Hauptzweck des Aufenthalts darstellen. Wenn sie zwölf 
Monate beim gleichen Arbeitgeber erlaubt gearbeitet ha- 
ben, und wenn sie Arbeitnehmer im Sinne der ständigen 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs sind, 
wachsen sie in die Rechte nach dem Assoziationsratsbe- 
schluss (ARB) Nummer 1/80 hinein. Die Arbeitnehmer- 
eigenschaft setzt voraus, dass die ausgeübte Tätigkeit ei- 
nen zeitlichen und wirtschaftlichen Umfang hat, nach 
dem sie sich nicht als völlig untergeordnet und unwesent- 


Abi. L Nummer 884/1 vom 30. Oktober 2009. 

’^*Vgl. hierzu Eichenhofer, Eberhard, SGB 2010, S. 185 sowie den 
Überblick imter: http://europa.eu/legislation summaries/employment_ 
and_social_policy/social_protection/cl0521 de.htm. 

EuGEl, Urteil vom 24. Januar 2008, Rs. C-294/06 (Payir u. a.). 
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lieh darstellt, und dass die Arbeitsleistung in dem Ar- 
beitsverhältnis kontinuierlich erbracht wird. Daraus folgt 
bei weiter vorhandenem Arbeitsplatz ein Aufenthaltsrecht 
nach Artikel 6 Absatz 1 zweiter Anstrich ARB Num- 
mer 1/80, um die Weiterbeschäftigung zu ermöglichen. 
Auch aus der EU-Studierendenrichtlinie*®™ folge nichts 
anderes. Sie lasse in Artikel 4 Absatz la) bi- und multila- 
terale Übereinkünfte wie das Assoziationsrecht unbe- 
rührt. Eine nur vorgeschobene Einreise zu Studienzwe- 
cken, um den Arbeitnehmerstatus zu erlangen, begründet 
diesen jedoch nicht. Kriterium für die Unterscheidung ist, 
ob tatsächlich ein Studium absolviert wird. 

Für die deutsche Rechtslage bedeutet dies, dass bereits 
während eines Aufenthalts zu Studienzwecken nach § 16 
AufenthG eine europarechtlich relevante Zulassung zum 
regulären Arbeitsmarkt erfolgen kann. Nach zwölf Mona- 
ten einer nach § 1 6 Absatz 3 AufenthG ohne Zustimmung 
der Bundesagentur erlaubten Beschäftigung beim glei- 
chen Arbeitgeber erlangen türkische Staatsangehörige die 
Vergünstigungen aus Artikel 6 Absatz 1 ARB Nummer 1/80, 
wenn ihre Beschäftigung die Kriterien für die Annahme 
der Arbeitnehmereigenschaft erfüllt. Für Au-Pair-Kräfte 
gilt dies generell, da bereits ihre reguläre Tätigkeit als Be- 
schäftigung zu qualifizieren ist. 

Die wesentlichen Aussagen des Urteils sind auf neue Uni- 
onsbürgerinnen und -bürger übertragbar. Diese müssen 
- anders als die vom Assoziationsrecht begünstigten tür- 
kischen Staatsangehörigen - jedoch nicht ein Jahr beim 
gleichen Arbeitgeber ordnungsgemäß beschäftigt gewe- 
sen sein. Für den Anspruch auf Erteilung der Arbeitsbe- 
rechtigung-EU genügt vielmehr nach § 12a ArGV die 
einjährige Zulassung zum Arbeitsmarkt. Dies dürfte bei 
Studierenden angesichts der Regelung des § 16 Absatz 3 
AufenthG immer der Fall sein.^^^z 

Beschränkungen des Aufenthalts- und Beschäftigungs- 
rechts sind somit gegenüber Absolventinnen und Absol- 
venten deutscher Hochschulen mit türkischer Staatsange- 
hörigkeit oder der eines neuen Mitgliedstaats der 
Europäischen Union, die in Deutschland während des 
Studiums einer Beschäftigung nachgehen bzw. nachge- 
hen dürfen, weitgehend unwirksam geworden. Insge- 
samt sind ohnehin die Beschränkungen des Gebiets- und 
Arbeitsmarktzugangs gegenüber Akademikerinnen und 
Akademikern mit dem Zuwanderungsgesetz, dem Richt- 
linienumsetzungsgesetz, der Hochschulabsolventenzu- 
gangsverordnung sowie mit dem diese Verordnung auf- 
hebenden Arbeitsmigrationssteuerungsgesetz auch auf 
nationaler Ebene in den letzten Jahren stetig zurückge- 
nommen worden. 

4.2.1. 2 EuGH-Urteil „Gene“ 

Weitere Klarstellungen zur Anwendung von Artikel 6 
Absatz 1 ARB Nummer 1/80 hinsichtlich der Arbeitneh- 

1000 Richtlinie 2004/1 14/EG vom 13. Dezember 2004. 

1001 Ygj Rdnr. 46 Satz 3 des Urteils. 

1002 Vgl. die Zulassung zum Arbeitsmarkt aus europarechtlicher Sicht 
bejahend bereits der 6. Lagebericht, Kapitel C IV.2, S. 459. 


mereigenschaft bei Ausübung einer geringfügigen Be- 
schäftigung und der Frage, ob mit dem Wegfall des Ein- 
reisegrundes das Freizügigkeitsrecht entfällt, brachte das 
Urteil des Europäischen Gerichtshofes in der Rechtssache 
Genc.'™^ Der Entscheidung lag ein Vorabentscheidungs- 
ersuchen des Verwaltungsgerichts Berlin zugrunde. Die 
türkische Staatsangehörige war im Rahmen des Ehegat- 
tennachzugs zu einem türkischen Arbeitnehmer im Jahr 
2000 nach Deutschland gekommen, der sich im Jahr 2003 
selbständig gemacht hatte. Nach der Trennung der Ehe- 
leute und der Aufgabe der gemeinsamen Meldeadresse im 
Jahr 2004 nahm Frau Gene eine Beschäftigung als Raum- 
pflegerin auf Sie verdiente 175 Euro monatlich und be- 
zog ergänzend Leistungen nach dem SGB 11. Ihre Aufent- 
haltserlaubnis wurde von der Ausländerbehörde im Jahr 
2008 mit der Begründung nicht mehr verlängert, dass ihre 
Beschäftigung von zu geringem Umfang sei. Sie entspre- 
che nicht einer ordnungsgemäßen Beschäftigung nach 
Artikel 6 ARB Nummer 1/80. Darüber hinaus könne sie 
auch keine Rechte aus Artikel 7 Satz 1 ARB Nummer 1/80 
geltend machen, weil ihr Ehemann als Selbständiger seit 
2003 nicht mehr von dem Assoziationsratsbeschluss er- 
fasst wäre. 

Nach Erhebung der Klage gegen die Entscheidung der 
Ausländerbehörde legte Frau Gene sodann einen unbe- 
fristeten Arbeitsvertrag für eine Beschäftigung als Büro- 
helferin im Umfang von 25 Stunden pro Woche mit ei- 
nem Nettoarbeitslohn von 422 Euro pro Monat vor. 

Der Europäische Gerichtshof referiert seine seit fast 
25 Jahren gefestigte Rechtsprechung zum Vorliegen der 
Arbeitnehmereigenschaft'*’0"' und zu den Grundsätzen des 
Assoziationsrechts. Obwohl er ausdrücklich darauf hin- 
weist, dass es Sache des nationalen Gerichts ist, die erfor- 
derlichen Tatsachen festzustellen, lässt er keinen Zweifel 
daran, dass Frau Gene aus seiner Sicht Arbeitnehmerin 
ist. Dem stehe auch nicht entgegen, dass der ursprüngli- 
che Aufenthaltszweck der Einreise zwischenzeitlich ent- 
fallen sei, da es nach ständiger Rechtsprechung darauf 
nicht ankomme. Die Entscheidung des Europäischen Ge- 
richtshofes wird für türkische Staatsangehörige auch 
beim eigenständigen Aufenthaltsrecht für Ehegatten nach 
§ 3 1 AufenthG zu beachten sein und modifiziert die An- 
forderung der Sicherung des Lebensunterhalts. 

4.2.1 .3 EuGH-Urteil „Bekleyen“ 

Die Entscheidung in der Rechtssache Bekleyen betrifft 
§ 7 Satz 2 ARB Nummer 1/80.*°*’^ Ihr lag der Fall einer 
1 975 in Berlin geborenen und aufgewachsenen türkischen 


EuGH, Urteil vom 4. Februar 2010, Rs. C-14/09 (Gene). 

1004 Beginnend 1986 mit EuGH, Urteil vom 3. Juli 1986, Rs. 66/85 
(Lawrie-Blum). Zum Umfang der notwendigen Erwerbstätigkeit 
zur Erlangung des Arbeitnehmereigenschaft vgl. z. B. EuGH, Urteil 
vom 6. November 2003, Rs. C-413/01 (Ninni-Orasche). Zur Ar- 
beitnehmereigenschaft eines bei der Heilsarmee gegen Kost, Logis 
und ein Taschengeld Beschäftigten vgl. EuGH, Urteil vom 7. Sep- 
tember 2004, Rs. C-456/02 (Trojani) - der EuGH überlässt stets die 
Feststellung der Arbeitnehmereigenschaft dem nationalen Gericht, 
macht aber regelmäßig deutlich, wenn die Kriterien erfüllt sind. 

1005 EuGH, Urteil vom 21. Januar 2010, Rs. C-462/08 (Bekleyen). 
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Staatsangehörigen zugrunde, die bis zum Jahr 1989 im 
Bundesgebiet gelebt hatte. Naehdem sie gemeinsam mit 
ihren 1971 als Arbeitnehmer naeh Deutsehland eingereis- 
ten Eltern ihren Wohnsitz in die Türkei verlegt hatte, 
sehloss sie dort ihre Sehulausbildung ab und absolvierte 
ein Studium der Landsehaftsarehitektur. Sie reiste im Jahr 
1999 mit Zustimmung der Ausländerbehörde Berlin zu 
Studienzweeken wieder in das Bundesgebiet ein und 
sehloss ihr Studium in Berlin im Jahr 2005 ab. Die Aus- 
länderbehörde versagte Frau Bekleyen die Erteilung der 
Aufenthaltserlaubnis nach § 7 Satz 2 ARB Nummer 1/80, 
die ihr freien Zugang zum Arbeitsmarkt eingeräumt hätte. 
Das Verwaltungsgericht lehnte ihre Klage ab. Dem Urteil 
des Europäischen Gerichtshofes lag eine Vorabentschei- 
dungsersuchen des OVG Berlin-Brandenburg zugrunde. 

Der Europäische Gerichthof referiert auch hier seine ein- 
schlägigen Entscheidungen - dem Urteil „Akman“'™6 Jag 
vor über zehn Jahren im Kern die gleiche Konstellation 
zu Grunde. Das Kind eines türkischen Arbeitnehmers, der 
im Aufnahmemitgliedstaat länger als drei Jahre ord- 
nungsgemäß beschäftigt war, kann sich in diesem Mit- 
gliedstaat nach Abschluss seiner Berufsausbildung auf 
das Recht auf Zugang zum Arbeitsmarkt und das entspre- 
chende Aufenthaltsrecht berufen. Darauf, dass die Eltern 
nicht mehr in dem Mitgliedstaat leben, kommt es nicht 
an, wenn sie (oder einer von ihnen) dort mindestens drei 
Jahre ordnungsgemäß beschäftigt waren. Unerheblich ist 
auch, dass dem Kind eine Aufenthaltserlaubnis zur Be- 
rufsausbildung bzw. zum Studium nach nationalen 
Rechtsvorschriften unabhängig von den in der Türkei le- 
benden Eltern erteilt wurde. Der Betroffenen muss nach 
§ 7 Satz 2 ARB Nummer 1/80 freier Zugang zum Ar- 
beitsmarkt gewährt werden. Die zwischenzeitlich von der 
Ausländerbehörde auf Grundlage von Artikel 6 Absatz 1 
ARB Nummer 1/80 erteilte Aufenthaltserlaubnis, die kei- 
nen freien Arbeitsmarktzugang beinhaltet, reicht dem Eu- 
ropäischen Gerichtshof deshalb nicht aus. 

Dieser wie auch der Fall Gene zeigen, dass es bei den 
Ausländerbehörden und Gerichten auch in Fragen, die be- 
reits durch die Rechtsprechung des Europäischen Ge- 
richtshofes weitestgehend geklärt sind, immer wieder zu 
Rechtsstreiten kommt. Mitunter werden die Grundsätze 
des Assoziationsrechts und die hierzu ergangene Recht- 
sprechung nicht vollständig in den Blick genommen und 
der assoziationsrechtliche Sachverhalt weitgehend unter 
Gesichtspunkten analysiert, die nur für die Gruppe der 
„übrigen Drittstaatsangehörigen“ gelten. 

4.2.2 Visa 

Der Europäische Gerichtshof hat mit Urteil vom 19. Fe- 
bruar 2009 erneut entschieden,'™’ dass Artikel 41 Absatz 1 
des Zusatzprotokolls vom 23. November 1970 zum Ab- 
kommen zur Gründung einer Assoziation zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei 
vom 12. September 1963 den Mitgliedstaaten verbietet. 


1006 EuGH, Urteil vom 19. November 1998, Rs. C-210/97 (Akman). 
EuGH, Urteil vom 19. Februar 2009, Rs. C-228/06 (Soysal u. a.). 


nach Inkrafttreten des Zusatzprotokolls neue Beschrän- 
kungen im Dienstleistungsverkehr einzuführen. Dies war 
die vierte Entscheidung zur Stillhalteklausel des 
Artikel 41 Zusatzprotokoll nach den Urteilen „Savas“, 
„Abatay“ und „Tum und Dari“.'™* Im Fall „Soysal“ ging 
es darum, dass die Bundesrepublik von türkischen LKW- 
Fahrem, die für ein in der Türkei ansässiges Transportun- 
ternehmen nach Deutschland fahren und damit „Dienst- 
leistungen erbringen“, Visa verlangte. Dem Urteil lag ein 
Vorabentscheidungsersuchen des OVG Berlin-Branden- 
burg zugrunde. 

Das Zusatzprotokoll trat am 1. Januar 1973 in Kraft. § 1 
Absatz 2 Nummer 1 der Verordnung zur Durchführung 
des Ausländergesetzes vom 1. Oktober 1965 in der Fas- 
sung vom 12. März 1969 befreite sämtliche türkischen 
Staatsangehörigen am 1. Januar 1973 vom Erfordernis ei- 
nes Aufenthaltstitels, wenn sie „sich nicht länger als drei 
Monate im Geltungsbereich des Aufenthaltsgesetzes auf- 
halten und keine Erwerbstätigkeit ausüben wollen.“ Diese 
Visumsfreiheit für Kurzaufenthalte wurde erst im Jahre 
1980 aufgehoben. Dieser Schritt hätte gegen die in Arti- 
kel 41 Absatz 1 des Zusatzprotokolls niedergelegte 
Pflicht der Vertragsparteien verstoßen, „keine neuen Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs eirtzuführen.“ 

Das „Soysal-Urteil“ hat bei türkischen Staatsangehörigen, 
die in Deutschland leben, große Erwartungen geweckt. 
Sie hoffen insbesondere, dass Verwandtenbesuche aus der 
Türkei nun erleichtert würden, da kein Visum mehr ein- 
geholt werden müsste. Auch die häufig als diskriminie- 
rend empfundenen zeit- und kostenaufwendigen Verfah- 
ren - mit ungewissem Ausgang - würden nach der 
Entscheidung der Vergangenheit angehören. Dahinter 
steht die Überzeugung, dass die Dienstleistungsfreiheit 
unteilbar sei, dass also europarechtlich keine Unterschei- 
dung zwischen Dienstleitungserbringung (aktive Dienst- 
leistungsfreiheit) und der Inanspruchnahme einer Dienst- 
leistung (passive Dienstleistungsfreiheit) zu treffen sei. ln 
der rechtswissenschaftlichen Literatur wird diese Ansicht 
vertreten; auch einige Strafgerichte gehen von einer die 
passive Dienstleistungsfreiheit umfassenden Visumfrei- 
heit für Kurzaufenthalte aus.'™^ Die Bundesregierung ist 
dieser Auffassung jedoch - wie auch das VG Berlin""" - 
nicht gefolgt. 

Im Bereich der aktiven Dienstleistungsfreiheit verlangt 
Deutschland als Konsequenz aus dem „Soysal-Urteil“ 
nunmehr keine Visa von türkischen LKW-Fahrem, die als 
Arbeitnehmer eines Unternehmens mit Sitz in der Türkei 
für einen Zeifraum von bis zu zwei Monafen grenzüber- 
schreifende LKW-Fahrten in Deutschland durchführen, 
soweit sie die angestrebte Transportleistung rechtmäßig 


1008 Ygj EuGH, Urteil vom 11. Mai 2000, Rs. C-37/98 (Savas), Urteil 
vom 21. Oktober 2003, Rs. C-3 17/01 (Abatay) und Urteil vom 
20. September 2007, Rs. C-16/05 (Tum und Dari) sowie zum zwei- 
ten Urteil bereits 6. Lagebericht C IV.3.1, S. 461 f. 

1009 Vgl. AG Erding, Urteil vom 29. April 2009, Az.: 5 Cs 35 Js 28732/08 
und AG Cham, Beschluss vom 29. Juli 2009, Az.: 8 XIV 13/09. 

1010 VG Berlin, Beschluss vom 16. April 2009, Az.: VG 34 L 1 14.09 V. 
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- z. B. nicht im Rahmen einer unerlaubten Arbeitnehmer- 
überlassung - erbringen. 

Die Bundesregierung ist im Zuge der Prüfung, welehe 
weiteren - dureh das Urteil nieht ausdrüeklieh angespro- 
ehenen - Formen der grenzüb ersehreitenden Dienstleis- 
tungserbringung im Liehte des Urteils zu einer Befreiung 
von der Visumpflieht führen, zu dem Ergebnis gekom- 
men, dass türkisehen Staatsangehörigen für eine Aufent- 
haltsdauer von bis zu zwei Monaten eine visumfreie Ein- 
reise naeh Deutsehland zu ermögliehen ist, wenn sie 
reehtmäßig 

- dureh Arbeitgeberinnen bzw. -geber mit Sitz in der 
Türkei mit Montage- und Instandhaltungsarbeiten so- 
wie Reparaturen an gelieferten Anlagen und Masehi- 
nen besehäftigt werden, 

- dureh Arbeitgeberinnen bzw. -geber mit Sitz in der 
Türkei als fahrendes Personal im grenzübersehreiten- 
den Personen- bzw. Güterverkehr eingesetzt werden 
oder 

- in Vorträgen oder Darbietungen von besonderem wis- 
sensehaftliehen oder künstlerisehen Wert oder bei 
Darbietungen sportliehen Charakters in kommerzieller 
Absieht tätig werden wollen. 

Nur diese Tätigkeiten konnten aus Sieht der Bundesregie- 
rung zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Zusatzproto- 
kolls zum Assoziierungsabkommen am 1. Januar 1973 in 
arbeitserlaubnisreehtlieher Hinsieht reehtmäßig und 
visumfrei erbraeht werden und dürfen daher nieht weiter 
besehränkt werden. 

4.2.3 Gebühren 

Der Europäisehe Geriehtshof hat mit Urteil vom 17. Sep- 
tember 2009 in der Reehtssaehe „Sahin“ zur Wirkung der 
Stillhalteklausel des Artikel 13 ARB Nummer l/80'O" im 
Zusammenhang mit naeh Inkrafttreten des ARB 1/80 am 
1. Dezember 1980 neu eingeführten Gebühren für die Er- 
teilung bzw. Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis ent- 
sehieden. Danaeh steht einerseits der Assoziationsratsbe- 
sehluss der Einführung von Gebühren entgegen - und 
wohl aueh einer starken Erhöhung. Andererseits dürfen 
türkisehe Staatsangehörige nieht besser gestellt werden 
als Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, von denen für 
die Ausstellung der Aufenthaltsbeseheinigung Gebühren 
verlangt werden dürfen, die wiederum nieht höher sein 
dürfen als die von den eigenen Staatsangehörigen für ver- 
gleiehbare Leistungen verlangten. 

Die Höhe der Gebühren zur Erteilung oder Verlängerung 
eines Aufenthaltstitels darf bei türkisehen Staatsangehöri- 
gen im Vergleieh zur Höhe der Gebühren für Unionsbür- 
gerinnen und -bürgern nieht unverhältnismäßig sein. Bei 
beiden Gruppen ist die „Erteilung“ der Erlaubnis bzw. der 
Beseheinigung von deklaratoriseher Natur. Aus Sieht der 
Bundesregierung ist die Höhe der Gebühren für die Ertei- 
lung von Aufenthaltserlaubnissen naeh diesen Maßstäben 


EuGH, Urteil vom 17. September 2009, Rs. C-242/06 (Sahin). 


angemessen, da der Anstieg der Gebühren sieh im Rah- 
men der allgemeinen Preissteigerung bewegt. '<*'2 

Der Europäisehe Geriehtshof hat seine Linie in einem 
weiteren Urteil vom 29. April 2010 bestätigt. Aus- 
gangspunkt war ein Vertragsverletzungsverfahren der Eu- 
ropäisehen Kommission gegen die Niederlande gewesen. 
Dieses Urteil ist aber aueh deshalb interessant, weil es das 
Versehleehterungsverbot aus Artikel 13 ARB Nummer 1/80 
so auslegt, dass es aueh die Ersteinreise erfasst. Bisher 
war davon ausgegangen worden, dass das Versehleehte- 
rungsverbot aus Artikel 13 ARB Nummer 1/80 nieht die 
Voraussetzungen der erstmaligen Einreise türkiseher 
Staatsangehöriger berührt, sondern dass diese sieh aus- 
sehließlieh naeh nationalen Reehtsvorsehriften riehten. 
Dieser Auffassung folgt das Urteil nieht. 

5. Asyl- und Flüchtlingsrecht 

5.1 Aufnahme irakischer Flüchtlinge 

Aufgrund der anhaltend kritisehen humanitären Situation 
der aus dem Irak geflüehteten Mensehen in den Aufnah- 
meländem Syrien und Jordanien haben sieh die EU-Mit- 
gliedstaaten auf Initiative der Bundesregierung beim Jl- 
Rat am 27./28. November 2008 auf ein gemeinsames Vor- 
gehen hinsiehtlieh einer Aufnahme geeinigf. Besehlossen 
wurde die Aufnahme von insgesamf 10 000 irakisehen 
Flüehtlingen aus Syrien und Jordanien, unter ihnen insbe- 
sondere Angehörige religiöser Minderheiten. Mit dem 
EU-Ratsbesehluss vom 27. November 2008 wurde aueh 
vereinbart, dass die Mitgliedstaaten den Sehutz auf frei- 
williger Basis und im Rahmen der jeweiligen Kapazitäten 
gewähren. Die Beauftragte wie aueh der Bundesminister 
des Innern hatten sieh bereits frühzeitig für eine Auf- 
nahme von irakisehen Flüehtlingen eingesetzt und damit 
Bitten der Kirehen und von UNHCR aufgegriffen. 

Insgesamt kamen naeh Angaben des UNHCR 60 000 der 
rund zwei Millionen Flüehtlinge, die vermutlieh nieht in 
den Irak zurüekkehren können, für eine dauerhafte Lö- 
sung im Rahmen einer sog. Neuansiedelung (reseftle- 
menf) in Frage. Davon sollfen bis zu 10 000 Flüehtlinge 
eine Aufnahme in der Europäisehen Union erhalten. Für 
50 000 Flüehtlinge strebte der UNHCR die Aufnahme in 
Kanada, den USA und Australien an. Deutsehland hat 
Ende April 2010 die Aufnahme von 2 501 besonders 
sehutzbedürftigen irakisehen Flüehtlingen - insbesondere 
Christen, Mandäer und Jeziden - abgesehlossen. Hierauf 
hatten sieh die Innenminister und -Senatoren der Länder 
mit dem Bundesminister des Innern im Vorfeld der Sit- 
zung des Rates der Europäisehen Union auf der Innenmi- 
nisterkonferenz am 20./21. November 2008 geeinigt. Ziel 
dieser humanitären Aufnahmeaktion ist es, besonders sol- 
ehen hilfsbedürftigen irakisehen Flüehtlingen eine Zu- 
kunft in Deutsehland zu ermögliehen, die weder eine 


1012 Ygi Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Ab- 
geordneten Sevim Dagdelen u. a. sowie der Fraktion Die Linke, 
Bundestagsdrucksache 17/413 vom 8. Januar 2010. 

1013 EuGH, Urteil vom 29. April 2010, Az.: C-92/07. 

1014 Ygi Rdnm. 47^9 des Urteils. 
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Bleibeperspektive in Syrien und Jordanien noeh eine 
Rüekkehrperspektive in den Irak haben. 

Am 5. Dezember 2008 hat das Bundesministerium des In- 
nern (BMI) eine entspreehende Anordnung zur Auf- 
nahme bestimmter Flüehtlinge aus dem Irak gemäß § 23 
Absatz 2 AufenthG erlassen, ln ihr sind Kriterien für die 
Auswahl als „besonders sehutzbedürftige Flüehtlinge“ 
festgelegt. Folgende Gruppen von Flüehtlingen, die zu- 
meist familiäre oder andere Bindungen naeh Deutsehland 
haben und denen weder ein längerer Aufenthalt in den 
Erstzufluehtsländem noeh eine Rüekkehr in ihre Heimat 
möglieh ist, werden dabei in den Bliek genommen: 

- Angehörige im Irak verfolgter Minderheiten, insbe- 
sondere religiöser Minderheiten, 

- Personen, die besonderer mediziniseher Hilfe bedür- 
fen, einsehließlieh traumatisierter Personen sowie Op- 
fer von Folter sowie 

- allein stehende Frauen mit familiären Unterhalts- bzw. 
Betreuungspfliehten. 

Bis Ende Januar 2010 waren bereits über 2 200 irakisehe 
Flüehtlinge in Deutsehland aufgenommen worden, davon 
ea. 1 900 aus Syrien und über 300 aus Jordanien.'*"^ Die 
ankommenden Flüehtlinge wurden zunäehst in Nieder- 
saehsen in der Aufnahmeeinriehtung Friedland unterge- 
braeht und dann auf die einzelnen Bundesländer verteilt. 
Die Verteilung erfolgte naeh dem Königsteiner Sehlüssel 
und orientierte sieh im Interesse der Aufgenommenen an 
der Aufnahmeanordnung des Bundesministeriums des 
Innern, d. h. familiäre und sonstige besonders integra- 
tionsfÖrderliehe Bindungen wurden berüeksiehtigt. Die 
Aufgenommenen erhielten bereits während ihres Aufent- 
haltes in Friedland vom Bundesamt für Migrafion und 
Flüehtlinge eine vorläufige Beseheinigung, die zur Teil- 
nahme am Integrationskurs bereehtigt. Eine Rüekkehr der 
Flüehtlinge in den Irak wird aus Sieht der Beauftragten 
nieht möglieh sein. Den aufgenommenen Flüehtlingen 
werden daher i. d. R. für drei Jahre befrisfefe, verlänger- 
bare Aufenthaltserlaubnisse naeh § 23 Absatz 2 Auf- 
enthG erteilt, welche zur Ausübung einer Erwerbstätig- 
keit berechtigen. Es wird aus Sicht der Beauftragten noch 
zu erörtern sein, inwieweit die bestehenden rechtlichen 
Möglichkeiten zur Verfestigung des Aufenthalts dem Ziel 
entsprechen, dass die Flüchtlinge in Deutschland eine 
neue Heimat finden sollen. Darüber hinaus hat der 
UNHCR Interesse bekundet, gemeinsam mit der Bundes- 
regierung das erfolgte Aufnahmeverfahren und die Inte- 
grationsprozesse zu evaluieren. 

5.2 Widerrufsverfahren 

Im letzten Bericht der Beauftragten wurde die Praxis der 
Widerrufsverfahren bei anerkannten Asylberechtigten 
bzw. GFK-Flüchtlingen mit irakischer Staatsangehörig- 


1015 Ygi Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Stand 9. März 
2010, online abrufbar unter http://www.bamf.de/cln_092/ 
nn_1629628/DE/Migration/AufnahmeverfahrenIrak/aufnahmever- 
fahren-irak-03-inhalt.html. 


keit angesichts der - auch weiterhin anhaltenden - kriti- 
schen Lage im Irak dargestellt. Seit April 2008 
wurden grundsätzlich alle Widerrufsverfahren bei aner- 
kannten irakischen Flüchtlingen eingestellt. Dies gilt 
allerdings nicht für besfimmfe Personengruppen, wie 
Sfraftäferinnen und Sfraftäfer, Gefährderinnen und Ge- 
fährder der inneren Sicherheif sowie Personen unbekann- 
ten Aufenthalts. Im Jahr 2008 wurden insgesamt noch bei 
883 Personen irakischer Staatsangehörigkeit die Aner- 
kennung als Asylberechtigte/r oder Flüchtling bzw. das 
Abschiebeverbot widerrufen.'*"* Im Jahr 2009 war aller- 
dings wieder ein deutlicher Anstieg auf insgesamt 
2 3421019 Widerrufe zu verzeichnen (2007: 1 628,1*120 
2006: 4 268,1021 2005: 6 95 1,1022 2004: 6 892io23), 
Ca. 60 Prozent der Widerrufsprüfverfahren von iraki- 
schen Flüchtlingen, die als Flüchtlinge nach der Genfer 
Flüchtlingskonvention anerkannt worden waren, endeten 
2009 mit einem Widerruf durch das Bundesamt. 

Zur Frage des Widerrufs der Flüchtlingsanerkennung von 
irakischen Staatsangehörigen hat das Bundesverwal- 
tungsgericht im Berichtszeitraum den Europäischen Ge- 
richtshof angerufen. 1024 Die dem Gerichtshof zur Vorab- 
entscheidung vorgelegten Fragen betrafen die Auslegung 
der Richtlinie 2004/83/EG (Qualifikationsrichtlinie). Sie 
thematisierten insbesondere die Frage, ob ein Flüchtling 
die Flüchtlingseigenschaft nach Artikel 11 Absatz le) 
Qualifikationsrichtlinie schon dann verliert, wenn die be- 
gründete Furcht vor Verfolgung, aufgrund derer die Aner- 
kennung erfolgte, entfallen ist und der Flüchtling auch 
nicht aus anderen Gründen i. S. v. Artikel 2c) Qualifika- 
tionsrichtlinie Furcht vor Verfolgung haben muss, oder ob 
weitergehende Anforderungen an ein Erlöschen zu stellen 
sind. 

Die Betroffenen wurden oftmals wegen der drohenden 
Verfolgung durch das Regime Saddam Husseins als 
Flüchtlinge bereits vom Bundesamt anerkannt, ohne dass 
ihre individuelle Verfolgungssituation darüber hinaus ein- 
gehend beleuchtet und ermittelt worden war. ln nicht we- 
nigen Fällen ergaben sich jedenfalls aus den Verfahrens- 
akten kaum individuelle Anknüpfungspunkte für eine 
Prüfung fortbestehender begründeter Furcht vor Verfol- 
gung im Sinne des Flüchtlingsrechts. Dem entsprechend 
lag der Widerruf der Flüchtlingseigenschaften gerade in 
diesen Fällen nach der Beseitigung des Regimes im Jahr 


“»1 Vgl. 7 . Lagebericht, Kapitel III.5.2.1.2, S. 172 f. 

1012 Vgl. PSt. Peter Altmaier, in: ZAR 8/2008, S. 249 ff. 

1018 Ygi Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Asyl in Zahlen 
2008, S. 60, Tab. 19. 

1019 Ygl. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Ab- 
geordneten Ulla Jelpke, Sevim Dagdelen u. a. sowie der Fraktion 
Die Linke vom 11. Februar 2010, Bundestagsdrucksache 17/693. 

1020 Ygl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Asyl in Zahlen 
2007, S. 53, Tab. 17. 

1021 Ygl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Migrationsbericht 
2006, S. 100, Tab. 2-16. 

1022 Ygl. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Ab- 
geordneten Ulla Jelpke, Jan Körte und der Fraktion Die Linke vom 
18. August 2006, Bundestagsdrucksache 16/2419. 

1023 Ygl. ebd. 

1024 Ygl. Bundesverwaltungsgericht, Pressemitteilung Nr. 4/2008 vom 
7. Februar 2008, BVerwG, Az.: IOC 23.07, IOC 31.07, IOC 33.07. 
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2004 nahe. Es war vor allem unter Hinweis auf das Re- 
gime Saddam Husseins anerkannt worden und es wurde 
dann - „spiegelbildlich“ - nach Beseitigung des Regimes 
früh widerrufen. Zusammen mit der Einschätzung, dass 
die Beseitigung des alten Regimes als „erheblich und 
nicht nur vorübergehend“ im Sinne von Artikel 11 Ab- 
satz 2 Qualifrkationsrichtlinie einzuschätzen sei, war die 
Grundlage für die Einleitung von Widerrufsverfahren ge- 
legt. 

ln der Praxis wurden die Betroffenen von den Schreiben 
des Bundesamtes zu dem beabsichtigten Widerruf der 
Flüchtlingseigenschaft oftmals völlig überrascht. Zwar 
folgt aus dem flüchtlingsrechtlichen Widerruf nicht not- 
wendigerweise der Verlust des Aufenthaltstitels und die 
Beendigung des Aufenthalts im Bundesgebiet. Die Ge- 
fahr des Verlustes des rechtmäßigen Aufenthalts, insbe- 
sondere bei erst seit kurzer Zeit anerkannten Flüchtlin- 
gen, ist jedoch aufenthaltsrechtlich nicht von der Hand zu 
weisen. Für Familien mit Kindern war die Situation eine 
sehr große Belastung. 

Die Beauftragte hatte in ihrem letzten Bericht dafür plä- 
diert, im Rahmen der Prüfung, ob die Gründe für die be- 
gründefe Furcht vor Verfolgung weggefallen seien, stär- 
ker zu berücksichtigen, „ob sich auch die allgemeine 
Situation im Herkunftsland grundlegend und dauerhaft 
geändert und stabilisiert“ habe. Ferner hatte sie die sich 
innerhalb kurzer Zeit ändernde Widerrufspraxis hinsicht- 
lich irakischer Flüchtlinge in Deutschland als Anhalts- 
punkt dafür angesehen, dass dies bisher nicht ausreichend 
geschehen sei. 

ln seiner Entscheidung vom 2. März 2010 betont der Eu- 
ropäische Gerichtshof zunächst, dass die Bestimmungen 
der Qualifikationsrichtlinie in Übereinstimmung mit der 
Genfer Flüchtlingskonvention und in Achtung der in der 
Grundrechtecharta niedergelegten Rechte auszulegen 
seien. Hinsichtlich des Widerrufs der Flüchtlingsanerken- 
nung stellt der Europäische Gerichtshof fest, dass die 
Flüchtlingseigenschaft erlischt, wenn in Anbetracht einer 
erheblichen und nicht nur vorübergehenden Veränderung 
der Umstände, aufgrund derer der Flüchtling anerkannt 
wurde, der Betroffene keine Furcht vor dieser Verfolgung 
haben muss und er auch nicht aus anderen (neuen) Grün- 
den eine solche Furcht haben muss.’®^^ Eine Veränderung 
von Umständen ist „erheblich und nicht nur vorüberge- 
hend“, wenn die Faktoren, die die Furcht des Flüchtlings 
vor Verfolgung begründeten, als dauerhaft beseitigt ange- 
sehen werden können. 

Wie bereits der Generalanwalt in seinem Schlussantrag 
geht der Europäische Gerichtshof davon aus, dass ausrei- 
chender Schutz nach Artikel 7 Qualifikationsrichtlinie 
nur dann gegeben ist, wenn ein Schutz bietender Akteur 
vorhanden ist, der geeignete Schritte einleitet, um die 
Verfolgung zu verhindern. Dies ist der Fall, wenn wirk- 


1025 Ygi EuGH, Urteil vom 2. März 2010 in den verbundenen Rechtssa- 
chen C-175/08, C-176/08, C-178/08 und C-179/08, online abrufbar 
unter http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form. pl?lang=DE&Sub 
mit= S ubmi t&numaff=C - 175/08. 


same Rechtsvorschriften zur Ermittlung, Strafverfolgung 
und Ahndung von Verfolgungshandlungen existieren. 
Schutz vor Verfolgung könne auch mit Hilfe multinatio- 
naler Truppen gewährleistet werden. Der Gerichtshof 
folgt dem Generalanwalt allerdings nicht in der Einschät- 
zung, dass schutzfähige multinationale Truppen immer 
von der internationalen Gemeinschafr, also z. B. von den 
Vereinten Nationen, mandatiert sein müssten. Dieser Dis- 
sens verweist auf das aus Sicht der Beauftragten bedauer- 
liche Fehlen der nach Artikel 7 Absatz 3 Qualifikations- 
richtlinie eigentlich vorgesehenen Leitlinien zu den 
Kriterien der Schutzfähigkeit internationaler Organisatio- 
nen. 

Der Europäische Gerichtshof stellt ferner fest, dass nach 
der Systematik der Richtlinie das etwaige Erlöschen der 
Flüchtlingseigenschaft unbeschadet des Rechts der be- 
troffenen Person eintritt, subsidiären Schutz zu beantra- 
gen und zu erhalten. Wenn alle erforderlichen Anhalts- 
punkte nach Artikel 4 Qualifikationsrichtlinie für die 
Fesfsfellung vorliegen, dass die Voraussetzungen für die 
Gewährung subsidiären Schufzes erfüllt sind, ist dieser 
ggf nach dem Erlöschen der Flüchtlingseigenschaft zu 
gewähren. Für den Fall des Erlöschens der Flüchtlingsei- 
genschaft forderte der Generalanwalt, dass alle erforderli- 
chen Maßnahmen zu treffen seien, um sicherzustellen, 
dass der Betroffene eine effektive Gelegenheit hat, subsi- 
diären Schutz zu beantragen, und dass seine Verfahrens- 
rechte in vollem Umfang gewährleistet sind. 

Die Bundesregierung hatte im Rahmen des Verfahrens 
zurecht betont, dass der Verlust des Flüchtlingsstatus 
nicht zwangsläufig zu einer Beendigung des Aufenthalts 
im Bundesgebiet führt. Vor dem Hintergrund des Urteils 
des Europäischen Gerichtshofes und der Erfahrungen mit 
Widerrufsverfahren in Deutschland ist im Hinblick auf 
die Verwaltungspraxis deshalb eine frühe und umfassende 
Aufklärung der Betroffenen hinsichtlich der Möglichkeit 
der Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen für die 
Zuerkennung des subsidiären Schufzsfafus erforderlich. 
Diese sollfe - auch mif Blick auf die aufenthalfsrechtliche 
Fikfionswirkung in § 81 Absafz 4 AufenthG - den Hin- 
weis umfassen, dass die Befroffenen ggf auch einen Auf- 
enthalfsfifel zu einem anderen Zweck erhallen können. 

Unabhängig von den dargesfellten flüchtlingsrechtlichen 
Regelungen und ihrer Auslegung ist es - insbesondere 
mit Blick auf Flüchtlingsfamilien mit Kindern - aus Sicht 
der Beauftragten integrationspolitisch grundsätzlich pro- 
blematisch, wenn das Erlöschen der Flüchtlingseigen- 
schaft bzw. des subsidiären Schutzstatus absehbar in eine 
Situation mündet, in der eine Rückkehr oder eine Ab- 
schiebung aus von den Betroffenen nicht zu vertretenen 
Gründen nicht möglich oder nicht zumutbar ist. Es ist 
nicht wünschenswert, dass ehemalige anerkannte Flücht- 
linge oder subsidiär Geschützte für eine längere Zeit mit 
einer Duldung bzw. deutlich weniger Rechten und gerin- 
geren Integrationschancen weiter in Deutschland leben 

müssen. '026 


1026 Ygj hierzu z. B. Kapitel III 6.2 zum Asylbewerberleistungsgesetz. 
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5.3 Zuerkennung der Flüchtlingseigen- 
schaft aufgrund von Verfolgung 
wegen der Religion nach der 
Richtlinie 2004/83/EG 
(„Qualifikationsrichtlinie“) 

Mit dem Inkrafttreten der Qualifikationsrichtlinie wird in 
der Literatur wie in der Rechtsprechung intensiv disku- 
tiert, welche Auswirkungen Artikel 6, 7, 9 und 10 Absatz 1 
Buchstabe b Qualifikationsrichtlinie auf die Rechtsan- 
wendung und Rechtsprechung zur Verfolgung wegen der 
Religion haben. Ausgehend von der Richtlinie ist zwi- 
schen Verfolgungshandlungen nach Artikel 9 einerseits 
und Verfolgungsgründen nach Artikel 10 Absatz 1 Quali- 
fikationsrichtlinie andererseits zu unterscheiden. Letztere 
sind der Genfer Flüchtlingskonvention entnommen und 
stellen eine abschließende und konkretisierte Aufzählung 
dar. Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe b Qualifika- 
tionsrichtlinie legt klarstellend fest, dass der Verfolgungs- 
grund „Religion“ „insbesondere theistische, nichttheisti- 
sche und atheistische Glaubensüberzeugungen, die 
Teilnahme bzw. Nichtteilnahme an religiösen Riten im 
privaten oder öffentlichen Bereich“ umfasst. 

Im Berichtszeitraum hat das Bundesverwaltungsgericht 
eine erste Entscheidung zur Auslegung der Qualifikati- 
onsrichtlinie in diesem Bereich getroffen'^^s und ent- 
schieden, dass es „wie bisher“ einen bedeutsamen Unter- 
schied mache, ob es sich um Gefährdungen von Leib, 
Leben oder Freiheit handele oder um einen Eingriff in die 
Religionsfreiheit, weil dem Gläubigen eine Einschrän- 
kung oder Unterlassung seines Glauben abverlangt 
werde. Ersteres führe ohne Weiteres zur Zuerkennung der 
Flüchtlingseigenschaft, Letzteres nur dann, wenn eine 
„schwerwiegende“ Verletzung der Religionsfreiheit vor- 
liege. 

Dem Bundesverwaltungsgericht lag der Fall einer chine- 
sischen Asylbewerberin vor, die vorgetragen hatte, ihre in 
China gelebte Glaubensüberzeugung auch in Deutschland 
fortgeführt zu haben. Sie sei in China einen Tag inhaftiert 
und mehrmals polizeilich beobachtet worden, sie habe in 
diesem Zusammenhang ihre Anstellung als Lehrerin ver- 
loren. Ferner habe sie ihren Wohnort wechseln müssen. 
Das Bundesverwaltungsgericht entschied, dass die Fest- 
stellungen des Berufungsgerichtes, die Klägerin laufe we- 
gen ihrer religiösen Betätigung in Deutschland Gefahr, in 
China zu einer mehrjährigen Freiheitsstrafe verurteilt zu 
werden - bei einer tragfähigen Gefährdungsprognose -, 
eine schwerwiegende Verletzung des in Artikel 9 Absatz 1 
Buchstabe a der Richtlinie geschützten Rechts auf physi- 


1027 Ygi 2 . B. Gerdsmeier, Katrin: Bilanz der Integrationspolitik nach 
fünf Jahren Zuwanderungsgesetz - Überlegungen zu einigen aus 
Sicht der Katholischen Kirche wichtigen Fragen des Aufenthalts- 
und Flüchtlingsrechts (Teil 1), in: InfAuslR 1/2010, S. 18-24; Marx, 
Reinhard: Verfolgung aus religiösen Gründen (Artikel 101 
Buchst, b) RL 2004/83/EG), in: ZAR 1/2010, S. 1-7 und Bank, 
Roland/Foltz, Friederike: Flüchtlingsrecht auf dem Prüfstand. Die 
Qualifikationsrichtlinie im deutschen Recht. Teil 1: Flüchtlings- 
schutz, in: Beilage zum Asylmagazin 10/2008, S. 1-24 m.w.N. 

1028 BVerwG, Urteil vom 5. März 2009, Az.: 10 C 51.07. 


sehe Freiheit wären. Die Tatsachengrundlage der ange- 
stellten Gefahrenprognose sei jedoch insoweit zu schmal. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat im Ergebnis noch of- 
fen gelassen, ob und unter welchen Voraussetzungen 
beim Flüchtlingsschutz unter Geltung der Richtlinie auch 
religiöse Betätigungen in der Öffentlichkeit erfasst wer- 
den. Dies stelle eine gemeinschaftsrechtliche Zweifels- 
frage dar, die letztlich der Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften zu klären habe. Anlässlich des Entschei- 
dungsfalles sei dieser Frage im Revisionsverfahren nicht 
weiter nachzugehen. Eine Vorlage an den Europäischen 
Gerichtshof komme nicht in Betracht. 

In der Literatur '<*29 wurde nach der Entscheidung insbe- 
sondere problematisiert, dass das Bundesverwaltungsge- 
richt weiterhin eine Vermischung von Verfolgungshand- 
lung und Verfolgungsgrund vornehme und insbesondere 
den Verfolgungsgründen keine eigenständige Bedeutung 
mehr zukomme. Ausgangspunkt einer Prüfung zum Vor- 
liegen der Flüchtlingseigenschaft nach der Qualifikati- 
onsrichtlinie sei aber die Verfolgungshandlung. Erst da- 
nach sei eigenständig zu prüfen, ob diese an die 
Verfolgungsgründe bzw. an „asylerhebliche Merkmale“ 
anknüpfe. In der Richtlinie und insbesondere in deren Ar- 
tikel 10 finde - so die Literatur - eine wesentliche Be- 
schränkung des Schutzbereichs der Religionsfreiheit 
keine Grundlage. 

5.4 Zuerkennung des subsidiären Schutzes 
nach der Richtlinie 2004/83/EG 
(„Qualifikationsrichtlinie“) 

Artikel 15 Qualifikationsrichtlinie definiert, welche Be- 
drohungen als „ernsthafter Schaden“ im Sinne der Be- 
stimmung gelten sollen. Im Berichtszeitraum wurden so- 
wohl vom Bundesverwaltungsgericht als auch vom 
Europäischen Gerichtshof Entscheidungen zur Auslegung 
von Artikel 15 Buchstabe c Qualifikationsrichtlinie ge- 
troffen, der die Voraussetzung für die Zuerkennung von 
subsidiärem Schutz für Zivilpersonen im Falle von will- 
kürlicher Gewalt oder internationalen oder innerstaatli- 
chen bewaffneten Konflikten in den Herkunftsstaaten re- 
gelt. 

Neben dem Hinweis in dem Urteil des Bundesverwal- 
tungsgerichts, dass es sich bei der Prüfung von Abschie- 
bungsverboten nach § 60 Absatz 2, 3 und 7 Satz 2 AufenthG 
um eigene Streitgegenstände handele, deren Prüfung der 
Prüfung nationaler Abschiebungsverbote vorgehe, trifft 
die Entscheidung zwei wesentliche Festlegungen: 

Zum einen präzisiert das Bundesverwaltungsgericht unter 
Rückgriff auf Artikel 1 Nummer 1 Zusatzprotokoll II zu 
den Genfer Abkommen vom 12. August 1949 und den 
Wortlaut des § 60 Absatz 11 AufenthG i. V. m. Artikel 8 
Qualifikationsrichtlinie den Begriff „innerstaatlicher be- 
waffneter Konflikt“. Es kommt - anders als der Verwal- 
tungsgerichtshof in dem angefochtenen Urteil - zu dem 


1029 Yg] 2 . B. Gerdsmeier, Katrin: a. a. O.; Marx, Reinhard: a. a. O. 

1030 BVerwG Urteile vom 24. Juni 2008, Az.: 10 C 42.07 und 43.07 so- 
wie EuGH, Urteil vom 17. Februar 2009, Rs. C-465/07 (Elgafaji). 
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Ergebnis, dass ein solcher Konflikt nicht das gesamte 
Staatsgebiet erfasst haben müsse. Es sei also ggf auch die 
Frage des Vorliegens internen Schutzes zu prüfen. Zum 
anderen erklärt das Urteil die Praxis für unzulässig, unter 
Hinweis auf eine bestehende Erlassregelung in einem 
Bundesland von der Prüfung des Vorliegens der Voraus- 
setzungen für die Gewährung subsidiären Schutzes nach 
Artikel 15 Buchstabe c Qualifikationsrichtlinie abzuse- 
hen. Die mit der Gewährung des subsidiären Schutzes 
verbundenen Folgerechte dürften nicht vorenthalten wer- 
den, wenn kein Ausschlusstatbestand nach der Richtlinie 
erfüllt wäre. Die Erteilung einer Duldung statt eines be- 
fristeten Aufenthaltstitels werde aber genau zu diesem Er- 
gebnis führen und sei deshalb rechtswidrig. 

Der Europäische Gerichtshof hat zur Auslegung von Arti- 
kel 15 Buchstabe c Qualifikationsrichtlinie in Fällen ira- 
kischer Schutzsuchender zum niederländischen Recht 
festgestellt, dass der Regelung gegenüber Artikel 15 
Buchstabe a und b Qualifikationsrichtlinie ein eigener 
Anwendungsbereich zukomme. Artikel 15 Buchstabe c 
umfasse im Vergleich zu den Buchstabe a (Verhängung 
oder Vollstreckung der Todesstrafe) undb (Folter oder 
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Be- 
strafung) eine Schadensgefahr allgemeinerer Artikel Dem 
stehe auch Erwägungsgrund 26 nicht entgegen, wonach 
Gefahren, denen die Bevölkerung oder eine Bevölke- 
rungsgruppe eines Landes allgemein ausgesetzt sind, (...) 
für sich genommen normalerweise keine individuelle Be- 
drohung im Sinne von Artikel 1 5 Qualifikationsrichtlinie 
darstellen. Es seien etwa Konstellationen denkbar, in de- 
nen der den bewaffneten Konflikt kennzeichnende Grad 
willkürlicher Gewalt ein Niveau erreicht, dass ein Betrof- 
fener im Fall seiner Rückkehr einer Bedrohung nach Arti- 
kel 15 Buchstabe c Qualifikationsrichtlinie ausgesetzt sei, 
ohne dass dies auf der Person innewohnende spezifische 
Umstände zurückgeführt werden könne, er also „allein“ 
durch seine „Anwesenheit“ gefährdet sei. 

Im Berichtszeitraum wurden darüber hinaus mehrere 
Fälle an die Beauftragte herangetragen, in denen das Bun- 
desamt das Vorliegen der Voraussetzungen für die Zuer- 
kennung subsidiären Schufzes fesfgesfellt hatte, die Aus- 
länderbehörden die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25 Absatz 3 Satz 1 AufenthG jedoch versagten. 
Von den Ausländerbehörden wurde argumentiert, dass sie 
nach dem Wortlaut von § 25 Absatz 3 AufenthG - anders 
als im Rahmen der Prüfung nach § 25 Absatz 5 Satz 1 
AufenthG - nicht von dem „Erteilungsverbot“ in § 1 1 
Absatz 1 AufenthG abweichen dürften, wenn die Betrof- 
fenen ausgewiesen worden seien. Hierzu merkt die Be- 
auftragte an, dass im ganz überwiegenden Teil der Fälle 
die Gründe für die erfolgfe Ausweisung sich im Bereich 
der Ermessensausweisung bewegten und oft Jahre zu- 
rücklagen. Mitunter waren mit der Ausweisung die uner- 
laubte Einreise vor der Asylantragstellung, eine fehlende 
Mitwirkung oder etwa kleinere Ladendiebstähle geahndet 
worden. Wenn weder Ausschlussgründe nach Artikel 17 
der Qualifikationsrichtlinie festgestellt worden sind noch 
der Erteilung des Aufenthaltstitels zwingende Gründe der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung entgegenstehen, ist 
einem nach der Qualifikationsrichtlinie subsidiär zu 


Schützenden der entsprechende Aufenthaltstitel nach Ar- 
tikel 24 Absatz 2 Qualifikationsrichtlinie „sobald wie 
möglich“ zu erteilen. Nationales Recht, das dieser euro- 
parechtlichen Regelung entgegensteht, darf nicht zur An- 
wendung kommen. '031 

Das Vorgehen der Ausländerbehörden, die Erteilung von 
§ 25 Absatz 3 AufenthG zu versagen, führt in den be- 
schriebenen Fällen aufgrund der Rechtsprechung vieler 
Verwaltungsgerichte auch nicht zur dauerhaften Versa- 
gung der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Absatz 3 AufenthG. Vielmehr ist die Folge eine - europa- 
rechtlich problematische - Verzögerung der Erteilung. 
Denn es liegen in aller Regel alle Voraussetzungen für die 
Erteilung der aufenthalts- und sozialrechtlich „schwä- 
cher“ ausgestalteten Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Ab- 
satz 5 AufenthG vor. Nach der Erteilung dieser Aufent- 
haltserlaubnis entfallen - jedenfalls in den geschilderten 
Konstellationen - aber auch alle Erteilungshindemisse 
hinsichtlich der zuvor versagten Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25 Absatz 3 AufenthG. Die aufenthaltsrechtlichen 
Wirkungen der Ausweisung sind nach der Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 5 AufenthG näm- 
lich „ verbraucht“. pine Abweichungsmöglichkeit von 
§ 1 1 Absatz 1 AufenthG ist dann nicht mehr notwendig. 
Im Ergebnis führt die ausländerbehördliche Praxis also 
nicht zu einer Versagung der Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 25 Absatz 3 AufenthG, sondern nur zu einer vor Gericht 
zu erwirkenden späteren Erteilung dieses Aufenthalts- 
titels. Aus Sicht der Beauftragten sollte die beschriebene 
Vorgehensweise sowohl aus europarechtlichen wie auch 
aus verfahrensökonomischen Gründen künftig von den 
Ausländerbehörden nicht mehr gewählt werden. 

5.5 Anwendung der Verordnung (EG) 

Nr. 343/2003 („Dublin ll-VO“) nach 
dem Asylverfahrensgesetz 

Die sogenannte Dublin ll-VO'^^^ legt die Kriterien fest, 
nach denen sich die Zuständigkeit zur Durchführung ei- 
nes Asylverfahrens zwischen den Mitgliedsfaaten der Eu- 
ropäischen Union sowie gegenüber den Sfaaten Schweiz, 
Norwegen und Island bestimmt. Neben formalen Krite- 
rien wie dem der Ermöglichung der Einreise in den „Dub- 
lin-Raum“, die die Zuständigkeit eines bestimmten „Dub- 
lin-Staates“ begründen, beinhaltet die Dublin ll-VO auch 
Regelungen zu Familienangehörigen oder unbegleiteten 


*“31 So auch die AVV AufenthG Nummer 25.3.2, die festlegt, dass für 
die Ausländerbehörde bei richtlinienkonformer Auslegung „aus- 
nahmslos“ kein Ermessen besteht. Dasselbe gilt auch für die an die 
Beauftragte herangetragenen Fälle, in denen Teilrechtskraft hin- 
sichtlich der Zuerkennung des subsidiären Schutzes eingetreten 
war, die Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 3 AufenthG von der 
Ausländerbehörde unter Hinweis auf § 10 Absatz 1 AufenthG und 
das noch laufende Asylverfahren, mit dem die Feststellung zu § 60 
Absatz 1 AufenthG begehrt wird, jedoch nicht erteilt wurde. 

1032 Vgl. AVV AufenthG Nummer 11.1.1. 

1033 Verordnung (EG) Nr. 343/2003 zur Festlegung der Kriterien und 
Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung 
eines von einem Drittstaatsangehörigen in einem Mitgliedstaat ge- 
stellten Asylantrags zuständig ist, abgedruckt in: ABI. 2003, 
Nr. L 50, S. 1 ff 
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Minderjährigen. Als Verordnung gilt sie in Deutsehland 
unmittelbar; ein nationales Umsetzungsgesetz ist - anders 
als etwa bei Riehtlinien - nieht notwendig. 

5.5.1 Fragen des effektiven Rechtsschutzes 
gegen eine Übersteiiung 

Die Beauftragte hatte in ihrem letzten Berieht'*’^'* auf ge- 
wiehtige Stimmen aus der Faehdiskussion hingewiesen, 
die die mit dem Riehtlinienumsetzungsgesetz vorgenom- 
mene asylverfahrensreehtliehe Anpassung der Dublin 11- 
Verfahren an die asylverfahrensreehtliehen Regelungen 
zu sieheren Drittstaaten naeh Artikel 16a Absatz 2 GG 
i. V. m. § 34a AsylVfG kritisiert hatten. Der zwingende 
Aussehluss der Mögliehkeit in § 34a AsylVfG, einstweili- 
gen Reehtssehutz bei Gerieht zu erhalten, sei problema- 
tiseh. Im Beriehtszeitraum wurden die in diesem Zu- 
sammenhang aufgeworfenen asyl-, grund- und 
europareehtliehen Fragen intensiv in der Faehliteratur er- 
örtert. Eine Reihe von Verwaltungsgeriehten und 

sehließlieh das Bundesverfassungsgerieht'^^e haben im 

Beriehtszeitraum, insbesondere in Fällen von Asylsu- 
ehenden, die von Deutsehland naeh Grieehenland über- 
stellt werden sollten, einstweiligen Reehtssehutz gegen 
geplante Überstellungen gewährt. 

Als Orientierung für eine Einsehätzung der im Raum ste- 
henden Reehtsfragen können aus Sieht der Beauftragten 
die Feststellungen aus der Entseheidung des Bundesver- 
fassungsgeriehts vom 8. Dezember 2009 dienen. Das 
Bundesverfassungsgerieht führte u. a. aus: 

„Dem Erlass einer einstweiligen Anordnung steht nicht 
entgegen, dass die Verfassungsbeschwerde des Antrag- 
stellers offensichtlich unzulässig oder offensichtlich un- 
begründet ist. Die Verfassungsbeschwerde kann Anlass 
zur Untersuchung geben, ob und gegebenenfalls welche 
Vorgaben das Grundgesetz in Artikel 19 Absatz 4 Satz 1 GG 
und Artikel 16a Absatz 2 Sätze 1 und 3 GG für die fachge- 
richtliche Prüfung der Grenzen des Konzepts der norma- 
tiven Vergewisserung (vgl. BVerfGE 94, 49 (99 ß) bei der 
Anwendung von § 34a Absatz 2 AsylVfG trifft, wenn Ge- 
genstand des Eilrechtsschutzantrags eine beabsichtigte 


1034 Vgl. 7. Lagebericht, Kapitel III.5.3.3, S. 176. 

1035 Ygi umfassend Weinzierl, Ruth: Der Asylkompromiss 1993 auf 
dem Prüfstand. Gutachten zur Vereinbarkeit der deutschen Regelun- 
gen über sichere EU-Staaten und sichere Drittstaaten mit der Euro- 
päischen Menschenrechtskonvention, dem EU-Recht und dem deut- 
schen Grundgesetz. Deutsches Institut für Menschenrechte (Stand: 
April 2009). Berlin Juli 2009. m.w.N sowie Weinzierl, Ruth/ 
Hruschka, Constantin: Effektiver Rechtsschutz im Lichte deutscher 
und europäischer Grundrechte. Zur verfassungsrechtlichen Über- 
prüfung des Asylverfahrensgesetzes im Kontext der Anwendung 
der Dublin II- Verordnung, in: NVwZ 2009, S. 1540-1544. 

1036 Ygi ^ 2 .: 2 BvR 2780/09 sowie die Pressemitteilung des Bundes- 
verfassungsgerichts vom 9. Dezember 2009 sowie aktuell die Ant- 
wort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordne- 
ten Ulla Jelpke, Sevim Dagdelen u. a. sowie der Fraktion Die Linke 
vom 30. September 2009, Bundestagsdrucksache 16/14119, m.w.N. 
und jüngst die Antworten der Bundesregierung auf die Kleine An- 
fragen in Bundestagsdrucksachen 17/203 und 17/1340. 

Zur Überstellung in die Tschechische Republik z. B. VG Schles- 
wig-Holstein, Beschluss vom 7. September 2009, Az.: 6 B 32/09. 


Abschiebung in einen nach der Verordnung (EG) Nr. 343/ 
2003 zuständigen anderen Mitgliedstaat der Europäi- 
schen Gemeinschaften ist. Es könnte dabei auch zu klären 
sein, ob und welche Vorgaben das Grundgesetz zur Ge- 
währung vorläufigen Schutzes für den Zeitraum trifft, den 
die Organe der Europäischen Union benötigen, Erkennt- 
nisse über für Asylsuchende bedrohliche tatsächliche 
oder rechtliche Defizite des Asylsystems eines Mitglied- 
staats auszuwerten und erforderliche Maßnahmen durch- 
zusetzen. Bei der Würdigung von Artikel 16a Absatz 2 und 
Absatz 5 GG sowie Artikel 19 Absatz 4 GG könnten in 
diesem Zusammenhang auch die Anforderungen des 
Rechts der Europäischen Gemeinschaften zur Erhaltung 
und Weiterentwicklung der Europäischen Union als Raum 
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (vgl. Artikel 2 
4. Spiegelstrich EUV; vgl. zur Rechtslage seit Inkrafttre- 
ten des Vertrags von Lissabon BGBl II 2008 S. 1038: Ar- 
tikel 67 AE UV und Artikel 77-80 AE UV) eine Rolle spie- 
len, da der verfiassungsändernde Gesetzgeber mit der 
Einführung von Artikel 16a GG die Grundlage für eine 
europäische Gesamtregelung der Schutzgewährung für 
Flüchtlinge mit dem Ziel einer Lastenverteilung zwischen 
den an einem solchen System beteiligten Staaten geschaf- 
fen hat (vgl. BVerfGE 94, 49 (85)). 

Angesichts dieser offenen Fragen ist nicht zu erkennen, 
dass die Verfassungsbeschwerde offensichtlich unbegrün- 
det wäre. Auch unter Berücksichtigung der zwischenzeit- 
lich gerichtsbekannten, umfangreichen Stellungnahmen 
verschiedener Organisationen zur Situation von Asylan- 
tragstellern in Griechenland können die Erfolgsaussich- 
ten der Verfassungsbeschwerde nicht von vornherein 
offensichtlich verneint werden. Allerdings sind sie ange- 
sichts des Umstands, dass die Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaft durch den verfassungsändernden 
Gesetzgeber selbst zu sicheren Drittstaaten bestimmt 
worden sind (vgl. BVerfGE 94, 49 (88 ß), die Vergewisse- 
rung hinsichtlich der Schutzgewährung damit durch den 
verfassungsändernden Gesetzgeber selbst erfolgt ist (vgl. 
BVerfGE 94, 49 <101>) und die Entscheidung nicht 
durch eine Rechtsverordnung nach § 26a Absatz 3 
AsylVfG rückgängig gemacht werden kann, auch nicht of- 
fensichtlich zu bejahen. 

(...) Insbesondere widerspricht die Gewährung von einst- 
weiligem Rechtsschutz im Uberstellungsverfahren nicht 
gemeinschaftsrechtlichen Verpflichtungen der Bundes- 
republik Deutschland. Eine gemeinschaftsrechtliche 
Pflicht zum Ausschluss des vorläufigen Rechtsschutzes 
bei Uberstellungen nach der Verordnung (EG) Nr. 343/ 
2003 besteht nicht. Vielmehr sieht das Gemeinschafts- 
recht die Möglichkeit der Gewährung vorläufigen fachge- 
richtlichen Rechtsschutzes gegen Uberstellungen an den 
zuständigen Mitgliedstaat nach Artikel 19 Absatz 2 Satz 4 
und Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe e Satz 4 der Verord- 
nung (EG) Nr. 343/2003 selbst vor. “ 

Aus Sicht der Beauftragten deuten die Ausführungen des 
Bundesverfassungsgerichts daraufhin, dass es angesichts 
der Berichte über die griechische Asylverfahrens- und 
Aufnahmepraxis die Feststellungen einer Überprüfung 
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unterziehen will, die es im Rahmen seiner Reehtspre- 
ehung zu Artikel 16a GG im Jahr 1996 entwickelt hat.'“^* 

Das Bundesverfassungsgericht hat darauf hingewiesen, 
dass weder Artikel 16a Absatz 2 Satz 3 GG noch Arti- 
kel 19 Absatz 2 Satz 3 und 4 und Artikel 20 Absatz 1 
Buchstabe e Dublin 11-VO die Möglichkeit, einstweiligen 
Rechtsschutz zu erhalten, zwingend ausschließen. 

5.5.2 Andere Anwendungsfragen 

Im Berichtszeitraum hat der Europäische Gerichtshof zu 
den in Artikel 19 und 20 der Dublin 11-VO festgelegten 
Überstellungsfristen eine Entscheidung gefallt. '<*39 Dem 
Urteil lag ein Fall aus Schweden zugrunde, das - anders 
als das deutsches Asylverfahrensgesetz - die Möglichkeit 
der Anordnung der aufschiebenden Wirkung eines 
Rechtsbehelfs gegen die Überstellung zulässt. Das Ge- 
richt kommt zu dem Ergebnis, dass mit Blick auf die 
schwedische Rechtslage die Sechsmonatsfrist zur Durch- 
führung des Überstellungsverfahrens erst mit der gericht- 
lichen Entscheidung zu laufen beginne, „mit der über die 
Rechtmäßigkeit des Verfahrens entschieden wird und die 
dieser Durchführung nicht mehr entgegenstehen kann.“ 
Es ist also in Fällen, in denen das nationale Recht die An- 
ordnung der aufschiebenden Wirkung vorsieht, auf den 
Entscheidungszeitpunkt des gerichtlichen Hauptsachever- 
fahrens abzustellen. 

Der Europäische Gerichtshof hat mit seiner Antwort auf 
die Vorlagefrage zwischen Staaten differenziert, die in ih- 
ren Rechtsvorschriften vorsehen, dass ein Rechtsbehelf 
aufschiebende Wirkung hat und Staaten, deren Recht dies 
nicht vorsieht. Die Beauftragte wird daher sorgfältig prü- 
fen, inwieweit die Entscheidung Auswirkungen auf das 
deutsche Recht bzw. auf die Praxis haben kann. 

Die Beauftragte wird sich auch mit der berichteten Praxis 
der zuständigen Behörden bei der Zustellung der Ent- 
scheidungen über den Asylantrag und die Abschiebung in 
den zuständigen Mitgliedstaat bei Durchführung von Du- 
blin-Übersfellungen befassen. Nach § 34a Absafz 1 und 
§31 Absafz 1 AsylVfG isf die Abschiebung anzuordnen, 
sobald fesfsfeht, dass sie durchgeführt werden kann und 
die Entscheidung über den Asylantrag zusammen mit der 
Abschiebungsanordnung zuzustellen. Die Praxis, den 
Betroffenen die Bescheide über die Unzulässigkeit ihres 
Antrags erst auszuhändigen und damit bekannt zu ma- 
chen, wenn die Überstellung nach der Dublin 11-VO mög- 
lich ist, sei - so einige Verwaltungsgerichte - nicht mit 
den gesetzlichen Vorgaben aus § 31 Absatz 1 AsylVfG 
und der Rechtsweggarantie aus Artikel 19 Absatz 4 GG 
zu vereinbaren, wenn die Bekanntgabe des Bescheides 


1038 BVerfGE, 94, 49 (99 f). 

1039 yg[ EuGH, Urteil vom 29. Januar 2009, Rs. 19/08 (Petrosian) und 
den Beitrag von Hruschka, Constantin: EuGH-Rechtsprechung zur 
Überstellungsfrist in Dublin- Verfahren, in: Asylmagazin 3/2009, 
S. 6-11. 

1040 2ur Begründung dieser Regelung Bundestagsdrucksache 12/4450, 
S. 23 und Hailbronner, Kay; Ausländerrecht, §31 AsylVfG, 
Rdnr. 13. 


nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit seinem Erlass 
erfolge. '0"*' 

5.6 Familienasyl und Familienflüchtlings- 
schutz sowie Erstreckung der 
Regelungen auf subsidiär 
geschützte Personen 

Im Bereich der Asylberechtigung und der Zuerkennung 
der Flüchtlingseigenschaft nach der Genfer Flüchtlings- 
konvention findet nach § 26 AsylVfG immer eine Ablei- 
tung des zuerkannten Schutzstatus von einem Ehegatten 
zu dem anderen bzw. zu den mindeijährigen Kindern 
statt. Seit einiger Zeit treten jedoch einzelne Fälle auf, in 
denen innerhalb einer Familie nur dem minderjährigen 
Kind die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wird. Dies be- 
trifft z. B. Flüchtlingsanerkennungen von Mädchen, de- 
nen im Herkunftsland Genitalverstümmelung droht, ln 
diesen Konstellationen ist eine Ableitung des Schutzs- 
tatus im Asylverfahrensgesetz nicht vorgesehen. Die üb- 
rigen Familienmitglieder erhalten deshalb oftmals entwe- 
der eine Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen 
nach § 25 Absatz 5 AufenthG oder lediglich eine Dul- 
dung, i»« 

Die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft für das min- 
derjährige Kind haf regelmäßig zur Folge, dass die ge- 
samfe Familie absehbar auf längere Zeif im Bundesgebief 
verbleibt. Viele der aus der Flüchtlingsanerkennung fol- 
genden integrationspolitischen Erleichterungen - z. B. 
der gleichrangige Arbeitsmarktzugang oder Maßnahmen 
nach dem SGB 11, die auf eine zügige Integration in den 
Arbeitsmarkt zielen - nutzen dem minderjährigen Famili- 
enmitglied selbst jedoch nicht viel. Den Eltern hingegen 
stehen diese Zugänge bzw. Maßnahmen aber regelmäßig 
aufgrund der fehlenden Flüchtlingsanerkennung nicht of- 
fen. Sie erhalten im Falle der Erteilung einer Duldung 
oder einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 5 Auf- 
enthG lediglich einen nachrangigen Arbeitsmarktzugang 
und Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, 
bei deren Gewährung der Ratio des Gesetzes folgend von 
einem absehbar vorübergehenden Aufenthalt im Bundes- 
gebiet ausgegangen wird. 


1041 YQ Hannover, Beschluss vom 10. Dezember 2009, Az.: 13 B 6047/09 
und besonders eindrücklich die Entscheidung des VG Oldenburg, 
Beschluss vom 9. November 2009, Az.: 3 B 2837/09, die einen Fall 
behandelte, in dem der Bescheid bereits als Ausdruck mit Datum 
vom 6. August 2009 Bestandteil des Verwaltungsvorgangs des Bun- 
desamtes und der elektronischen Akte war, eine wirksame Zustel- 
lung aber nicht erfolgte und das Gericht die Praxis, die Zustellung 
der Abschiebungsanordnung an den Ausländer in Hinblick auf den 
(schon vorher festgelegten) Abschiebetermin so weit hinauszu- 
schieben, dass eine noch rechtzeitige Erlangung vorläufigen Recht- 
schutzes jedenfalls erheblich erschwert wird, als gerichtbekannt an- 
sieht. 

Die ebenfalls grundsätzlich mögliche Erteilung einer Aufenthaltser- 
laubnis nach § 36 Absatz 1 AufenthG an die Eltern scheitert regel- 
mäßig an der Erfüllung der Passpflicht, weil dieser nur durch Vor- 
sprache der Eltern bei der Auslandsvertretung des Verfolgerstaates 
des Kindes nachgekommen werden könnte oder an der erfolgten 
Einreise ohne erforderliches Visum (§ 5 Absatz 1 Nummer 4 und 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 AufenthG). 
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Neben den Problemen beim Zugang zu bestimmten sozia- 
len Leistungen folgen aus dem uneinheitlichen Schutzsta- 
tus innerhalb der Flüchtlingsfamilie auch andere alltägli- 
che Schwierigkeiten. So wird nur dem als Flüchtling 
anerkannten Kind ein Flüchtlingspass ausgestellt, wäh- 
rend die Eltern ihre Nationalpässe behalten und ggf bei 
der Botschaft des Heimatlandes - flüchtlingsrechtlich der 
Verfolgerstaat des Kindes - verlängern müssen. Unter- 
schiedliche Pässe innerhalb einer Flüchtlingsfamilie er- 
schweren zudem auch das Reisen. 

Die Beauftragte ist deshalb der Ansicht, dass innerhalb 
einer Flüchtlingsfamilie regelmäßig ein einheitlicher 
Schutzstatus bestehen sollte, der durch die Ausstellung 
von Flüchtlingspässen dokumentiert werden sollte. Sie 
hält es insbesondere in den Fällen, in denen Eltern ihre 
mindeijährigen Kinder vor drohender Genitalverstümme- 
lung in ihrem Herkunftsland durch Flucht schützen, für 
ungerechtfertigt und nicht vermittelbar, diese schwere 
und folgenreiche Entscheidung der Eltern im Zufluchts- 
land aufenthalts- wie sozialrechtlich nicht entsprechend 
zu würdigen. Es wäre aus Sicht der Beauftragten sinnvoll, 
in § 26 AsylVfG eine Formulierung aufzunehmen, die es 
ermöglicht, die Asylberechtigung bzw. die Flüchtlingsei- 
genschaft auch vom als Flüchtling anerkannten minder- 
jährigen Kind an die nicht als Flüchtlinge anerkannten El- 
tern und minderjährigen Geschwister abzuleiten. 

Ferner sollten aus Sicht der Beauftragten aus integrations- 
politischen Gründen sämtliche Regelungen des § 26 
AsylVfG auch auf Familien erstreckt werden, in denen 
zumindest einer Person subsidiärer Schutz nach § 25 Ab- 
satz 3 AufenthG zuerkannt worden ist („Familienasyl-, 
Familienflüchtlings- und Familienabschiebungsschutz“), 
da sich diese in einer zu anerkannten Flüchtlingsfamilien 
vergleichbaren Situation befinden. 

5.7 Verhängung von Wohnsitzauflagen 

ln ihrem letzten Bericht'*’"^'' hatte die Beauftragte die Pra- 
xis der unterschiedslosen Verhängung von Wohnsitzauf- 
lagen'o^s gegenüber Personen mit einem 

humanitären Aufenthaltstitel problematisiert, die Leistun- 
gen nach dem SGB 11, SGB Xll oder dem AsylbLG be- 
ziehen. Sie hat gegen diese Praxis Völker- und sozial- 
rechtliche wie auch integrationspolitische Argumente 
angeführt. Das Bundesverwaltungsgericht hat nun hin- 
sichtlich anerkannter GFK-Flüchtlinge entschieden, '<*46 
dass das kritisierte Vorgehen, das allein mit fiskalischen 
Gründen gerechtfertigt worden war, nicht mit den Artikel 23 
und 26 der Genfer Flüchtlingskonvention vereinbar war 
und die Verhängung von Wohnsitzaufiagen künftig nur 


1043 Ygj hierzu in diesem Bericht III 7.7.2. 

1044 Vgl. 7. Lagebericht, Kapitel III. 5.2. 3, S. 174 m.w.N. 

1045 ]y[h Wohnsitzauflagen wird bestimmt, dass der Wohnsitz innerhalb 
eines bestimmten Bundeslandes, Landkreises bzw. Bezirks oder ei- 
ner bestimmten Gemeinde genommen werden muss. Wohnsitzauf- 
lagen dürfen nicht mit der „räumlichen Beschränkung des Aufent- 
halts“ verwechselt werden („Residenzpflicht“), die ein Verlassen 
eines zugewiesenen Aufenthaltsorts verbieten. 

1046 BVerwG, Urteil vom 15. Januar 2008, Az.: 1 C 17.07. 


noch unter sehr engen - migrationspolitisch nachvollzieh- 
bar zu rechtfertigenden - Voraussetzungen zulässig ist. 

Aus Sicht der Beauftragten sollte auf die automatische 
Verhängung einer Wohnsitzaufiage als Folge des Leis- 
tungsbezugs nach dem SGB 11, SGB Xll oder dem 
AsylbLG verzichtet werden. Dies wäre insbesondere für 
den Bereich der maßgeblich vom Bund finanzierten Leis- 
tungen nach dem SGB 11 sowohl integrationspolitisch mit 
Blick auf die bessere Integration in den Arbeitsmarkt als 
auch hinsichtlich der fiskalischen Auswirkungen auf die 
Länder gut vertretbar, ln spezifischen Konstellationen gilt 
der Lebensunterhalt jedoch nach der Allgemeinen Ver- 
waltungsvorschrift als gesichert bzw. ist dem Wunsch 
nach einem Wohnsitzwechsel auch unabhängig von einer 
Lebensunterhaltssicherung von der Ausländerbehörde zu- 
zustimmen. 'O“*’ 

5.8 Interpretatorische Erklärung der 
Bundesrepublik Deutschland zur 
UN-Klnderrechtskonventlon 

Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die 
Rechte des Kindes (UN-Kinderrechtskonvention) vom 
5. Dezember 1989 ist das zentrale internationale Vertrags- 
werk für den Kinderschutz. Bereits in der 16. Wahl- 
periode war die Bundesregierung der Auffassung, dass 
die Rücknahme der Erklärung Deutschlands zum Über- 
einkommen keine Änderungen im Bundes- oder Landes- 
recht erforderlich mache. 

Der Bundesrat hat nun mit Entschließung vom 26. März 
2010 die Absicht begrüßt, die Erklärung zurückzuneh- 
men, Er bat die Bundesregierung, die Beteiligung der 
Länder gemäß dem Lindauer Abkommen einzuleiten. 
Dies entspricht den Vereinbarungen im Koalitionsvertrag, 
deren Umsetzung das Bundeskabinett nun mit Beschluss 
vom 3. Mai 2010 ermöglicht hat. Damit ist nun auch der 
Weg frei, Punkt IV der Erklärung aufzuheben, der aufent- 
haltsrechtliche Fragen berührt. Dies war seit Jahren von 
unterschiedlicher Seite gefordert worden. 

5.9 Besonders schutzwürdige Personen- 
gruppen aus dem Kosovo 

Die Beauftragte hat in ihrem letzten Bericht'oso auf die 
bestehende besondere Schutzwürdigkeit von Angehöri- 
gen der ethnischen Minderheiten (Roma, Ashkali, und 
sog. Ägypter) und traumatisierten Personen hingewiesen. 
UNHCR hat in einer Stellungnahme vom 9. November 
2009 Richtlinien zum Schutzbedarf von Personen aus 
dem Kosovo veröffentlicht, ln diesen wird darauf hinge- 
wiesen, dass im Kosovo auch nach der einseitigen Unab- 
hängigkeiterklärung vom 17. Februar 2008 „Gewaltaus- 
brüche und Misshandlungen gegenüber Angehörigen von 


1047 Vgl. im Falle des Bezugs von Ausbildungsförderung Nr. 2.3. 1.4 so- 
wie bei besonderen Konstellationen 12.2.5.2.4.1 bis 12.2.5.2.4.5 
AVV AufenthG. 

1048 Vgl. Bundestagsdrucksache 16/6076. 

1049 Bundesratsdrucksache 829/09. 

1050 Vgl. 7. Lagebericht, Kapitel III.5.2.2, S. 173. 
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Minderheitengemeinschaflen und ihrem Eigentum ein 
sehwerwiegendes Problem“ bleiben. Kosovo-Serben und 
Kosovo-Albaner, die in Gebieten lebten, in denen sie eine 
Minderheit sind, sowie alle Roma seien weiterhin gravie- 
renden Einsehränkungen in Bezug auf ihr Reeht auf Frei- 
zügigkeit und ihre fundamentalen Mensehenreehte ausge- 
setzt. Viele Beobaehter seien der Auffassung, dass die 
kosovarisehen Behörden nieht willens oder nicht in der 
Lage seien, für die Einhaltung der Gesetze zu sorgen. 

Dem gegenüber hat die Bundesregierung auch unter Bei- 
ziehung von Berichten internationaler Organisationen 
eine eigene Lageeinschätzung vorgenommen und ist da- 
bei zu der Auffassung gelangt, dass derzeit keine unmit- 
telbare Gefährdung nur aufgrund der Zugehörigkeit zu ei- 
ner bestimmten ethnischen Gruppe besteht.'**^' Im 
Rahmen von Gesprächen zum Abschluss eines Rücküber- 
nahmeabkommens zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Kosovo, das am 14. April 
2010 unterzeichnet worden ist, wurde von kosovarischer 
Seite die grundsätzliche Rücknahmebereitschaft hinsicht- 
lich aller aus dem Kosovo stammenden Personen zugesi- 
chert. Die Länder haben sich darauf verständigt, mit 
Rückführungen der bisher hiervon noch ausgenommenen 
nichf sfraffällig gewordenen Kosovo-Roma zurückhal- 
tend zu beginnen. Besonders hilfebedürftige Personen, 
z. B. Alte, Kranke, Pflegebedürftige und alleinerziehende 
Mütter, sollen erst nachrangig für Rückführungen ange- 
meldef werden. Weiferhin wird sfefs der freiwilligen 
Rückkehr gegenüber Abschiebungen Vorrang einge- 
räumf. Daher fordern Bund und Länder die freiwillige 
Rückkehr finanziell, u. a. mif den Programmen „Reinfeg- 
rafion and Emigration Programme for Asylum-Seekers in 
Germany“ (REAG) und „Government Assisted Repatria- 
tion Programme“ (GARP). Im Rahmen dieser Pro- 
gramme erhalten Kosovo-Roma eine besondere Förde- 
rung. Das vom Bund und von den Bundesländern 
Niedersachsen, Baden- Württemberg, Nordrhein- Westfa- 
len und - seit Anfang des Jahre 2010 - auch Sachsen- An- 
halt finanzierte URA 2-Rückkehrprojekt bietet darüber 
hinaus beratende und finanzielle Untersfützungsmöglich- 
keiten für in den Kosovo zurückkehrende Personen zur 
Erleichferung ihrer Wiedereingliederung unabhängig von 
der ethnischen Zugehörigkeit oder den Umständen der 
Rückkehr. 

6. Sozialrecht und Familienleistungen 

6.1 Ausbildungsförderung 

Im Rahmen der Erörterungen über den Entwurf eines Ar- 
beitsmigrationsteuerungsgesetzes (ArbMigStG),’°^2 das 
u. a. aus humanitären Gründen geduldeten Heranwach- 
senden die Möglichkeit eröffnen sollte, eine Aufenthalts- 
erlaubnis zum Zweck der Erwerbstätigkeit zu erhalten, 
wurde Einigkeit über eine weitere Öffnung der Ausbil- 
dungsförderung nach dem BundesausbildungsfÖrderungs- 


1051 Ygi hierzu auch die Antworten der Bundesregierung auf die Klei- 
nen Anfragen der Fraktion Die Linke, Bundestagsdrucksachen 16/ 
14129 und 17/423. 

1052 Ygi hierzu im Einzelnen Kapitel III 3. 


gesefz bzw. dem SGB 111 erzieh. Der Gesefzentwurf, der 
Geduldefen mif einer im Inland absolvierfen Ausbildung 
die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis in Aussicht 
stellte, wurde deshalb - auch auf Drängen der Beauftrag- 
ten - um eine Regelung im Ausbildungsförderungsrecht 
ergänzt. Geduldeten Personen wurde nach vier Jahren 
Aufenthalt der Zugang zur Ausbildungsförderung für be- 
triebliche Ausbildungen eröffnet. Geduldete Ausländerin- 
nen und Ausländer, die lediglich eine berufsvorbereitende 
Maßnahme absolvieren, erhalten keinen Zugang zur Aus- 
bildungsförderung. Die Beauftragte hat Zweifel, ob dies 
sachgerecht ist und wird beobachten, ob dies zu erhebli- 
chen integrationspolitischen Problemen führt. 

Im Berichtszeitraum wurde die Regelung zur Förderung 
von Ausländerinnen und Ausländem im Gesetz zur För- 
derang der beruflichen Aufstiegsfortbildung (§ 8 AFBG) 
an die im Rahmen des 22. Gesetzes zur Änderung des 
Bundesausbildungsförderangsgesetzes erfolgte Einigung 
angepasst. 

6.2 Asylbewerberleistungsgesetz 

6.2.1 Entwicklung in der Rechtsprechung zu 

§ 2 AsylbLG 

§ 2 AsylbLG legt die Voraussetzungen für einen dem 
SGB Xll enfsprechenden (also erhöhten) Leistungsbezug 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz („Analog-Leis- 
tungen“) fest. Das Bundessozialgericht hat im Bericht- 
zeitraum hinsichtlich § 2 Absatz 1 AsylbLG 

- zur notwendigen vierjährigen Vorbezugsdauer von So- 
zialleistungen und 

- zum Begriff der rechtsmissbräuchlichen Beeinflus- 
sung der Aufenthaltsdauer entschieden. 

Zu der Berechnung der Vorbezugsdauer, also der Frage 
wie die Formulierung „über eine Dauer von insgesamt 
48 Monaten Leistungen nach § 3 erhalten haben“ auszu- 
legen sei, hatte die Beauftragte in ihrem letzten Bericht 
angemerkt, dass diese gegen den Wortlaut auszulegen sei. 
Der auf eine Integrationsperspektive ausgerichtete 
SGB 11-, SGB 111- oder SGB Xll-Leistungsbezug dürfe 
nicht weniger Gewicht haben als der Bezug von Leistun- 
gen nach § 3 AsylbLG. Sie hatte sich damit im Ergebnis 
Entscheidungen einiger Obergerichte angeschlossen. Das 
Bundessozialgericht ist dem nicht gefolgt. Es hat betont, 
dass bei einer Auslegung gegen den Wortlaut dem Gesetz 
kein entgegenstehender Sinn verliehen werden dürfe, der 
normative Gehalt der auszulegenden Norm nicht grundle- 
gend neu bestimmt oder das gesetzgeberische Ziel in ei- 
nem wesentlichen Punkt verfehlt werden dürfe. Es war 

- anders als die Beauftragte - der Ansicht, dass in Bezug 
auf § 2 Absatz 1 AsylbLG einer den Wortlaut erweitern- 
den Auslegung Sinn und Zweck der Regelung und deren 
Gesetzesentwicklung entgegen stünden. Bezugszeiten an- 


AFBG, BGBl. I S. 1322 (1749) vom 18. Juni 2009, geändert durch 
Artikel 7 Absatz 7 des Gesetzes vom 7. Juli 2009, S. 1707. 

1054 bSG, Urteile vom 17. Juni 2008, Az.: B 8/9b AY 1/07 R und B 8 
AY 9/07 R, vgl. zu der Frage des anrechenbaren Vorbezugs von So- 
zialleistungen 7. Lagebericht, Kapitel IIL8.4, S. 185 f. 
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derer Leistungen als der naeh § 3 AsylbLG - also aueh 
soleher naeh § 2 AsylbLG oder dem SGB 11, aber aueh 
Zeiten ohne irgendeinen Leistungsbezug - können damit 
bei der Anwendung des § 2 AsylbLG nieht berüeksiehtigt 
werden. 

Aus Sieht der Beauftragten bleibt naeh der Entseheidung 
des Bundessozialgeriehts nur der Weg einer Gesetzesän- 
derung, wenn in Zukunft Konstellationen verhindert wer- 
den sollen, in denen Personen, die unter § 1 Absatz 1 
AsylbLG fallen, sieh länger als 48 Monate im Bundesge- 
biet aufhalten und dennoeh abgesenkte Leistungen naeh 
§ 3 AsylbLG beziehen müssten. Die Beauftragte plädiert 
aus sozial- und integrationspolitisehen Gründen dafür, 
künftig nieht mehr an den tatsäehliehen Bezug von Leis- 
tungen naeh § 3 AsylbLG anzuknüpfen, sondern - wie in 
anderen Reehtsbereiehen'o^s aueh - allein an die Dauer 
des geduldeten, gestatteten oder erlaubten Aufenthalts im 
Bundesgebiet. Naeh dem gegenwärtigen Reeht treten teil- 
weise Konstellationen ein, in denen trotz eines langen 
Aufenthalts im Bundesgebiet die abgesenkten Leistungen 
zu gewähren sind. So können mitunter Personen naeh 
langjähriger Erwerbstätigkeit von einem SGB 111- bzw. 
einem SGB 11-Leistungsbezug in den Leistungsbezug 
naeh § 3 AsylbLG zurüekfallen, obwohl sie sieh sehon 
über Jahre in Deutsehland aufhalten. Dies kann im Ergeb- 
nis, aueh wenn eine Ausreise aus dem Bundesgebiet nieht 
möglieh ist, je naeh geltenden Regelungen in den Bun- 
desländern Zuweisung in eine Gemeinsehaftsunterkunft 
und Versorgung über Essenspakete bedeuten. Dies sind 
aus Sieht der Beauftragten vor dem Hintergrund der dann 
regelmäßig erfolgten tatsäehliehen Integration unbillige 
Ergebnisse, weil das Asylbewerberleistungsgesetz gerade 
nieht auf eine Integration in den Arbeitsmarkt zielt. Das 
Bundessozialgerieht hat zudem entseheiden, dass Kinder 
aueh für sieh selbst die vierjährige Vorbezugsdauer erfül- 
len müssen, unabhängig von der Dauer des Leistungsbe- 
zugs ihrer Eltern. Das bedeutet, dass Kinder unter vier 
Jahren niemals Leistungen naeh § 2 AsylbLG erhalten 
können, aueh wenn ihre Eltern die Voraussetzungen des 
§ 2 AsylbLG längst erfüllen. Die Beauftragte regt daher 
eine Klarstellung in § 2 Absatz 3 AsylbLG an. Für Kinder 
sollte generell die Erfüllung der Vorbezugdauer dureh 
ihre Eltern ausreiehen. 

Ferner hat das Bundessozialgerieht entsehieden, dass eine 
reehtsmissbräuehliehe Beeinflussung der Aufenthalts- 
dauer nieht bereits darin zu sehen sei, dass der Kläger, so- 
fern ihm die Ausreise überhaupt zumutbar war, nieht frei- 
willig ausgereist sei. Zu fordern sei ein über die 
Niehtausreise hinausgehendes sozialwidriges Verhalten 
unter Berüeksiehtigung des Einzelfalls, das nieht nur eine 
objektive, sondern aueh eine subjektive Komponente ent- 
hält. Soweit es das Tatbestandsmerkmal „Beeinflussung 
der Dauer des Aufenthalts“ betrifft, sei auf den gesamten 
Zeitraum naeh dem vorwerfbaren Verhalten abzustellen, 
ln diesem Zusammenhang sei nieht entseheidend, ob der 
Missbrauehstatbestand aktuell andauert oder die An- 


1055 Vgl. etwa § 10 Absatz 2 Nummer 2 BeschVerfV oder § 8 Absatz 2a 
BAföG. 


nähme reehtfertigt, er sei noeh kausal für den derzeitigen 
Aufenfhalf der Ausländerin oder des Ausländers. Dies 
gehe ausnahmsweise nur dann nieht, wenn der Kläger 
aueh ohne das Fehlverhalten in der gesamten maßgebli- 
ehen Zeit nieht hätte abgesehoben werden können. 

Mit diesen Klarstellungen dürften einige Streitigkeiten 
zwisehen den leistungsgewährenden Behörden und ge- 
duldeten Leistungsbeziehem gelöst werden können, die 
insbesondere für betioffene Familien mit Kindern höehst 
problematiseh waren, ln diesem Zusammenhang ist fer- 
ner von Bedeutung, dass das Bundessozialgerieht die mit- 
unter praktizierte Zureehnung eines reehtmissbräuehli- 
ehen Verhaltens eines Eltemteils naeh § 2 Absatz 1 
AsylbLG auf die minderjährigen Kinder beendet und da- 
mit eine saehgereehte Anwendung von § 2 Absatz 3 
AsylbLG ermöglieht. 

6.2.2 Beträgeanpassung 

Die Beträge naeh § 3 AsylbLG sind nunmehr seit 
17 Jahren nieht angehoben worden, § 3 Absatz 3 Satz 1 
AsylbLG sehreibt die Anpassung dureh Reehtsverord- 
nung der Bundesregierung vor, wenn dies zur Deekung 
der persönliehen Bedürfnisse des tägliehen Lebens in- 
folge gestiegener Lebenshaltungskosten erforderlieh 
ist. '•*5^ Die Anpassung ist aus Sieht der Beauftragten 
zweifellos erforderlieh. Die Geldleistungen des Asylbe- 
werberleistungsgesetzes lagen bei dessen Inkrafttreten 
1993 um ea. 20 Prozent unter den Regelsätzen des damals 
geltenden Bundessozialhilfegesetzes. Die Regelsätze des 
SGB Xll sollen den notwendigen Lebensunterhalt de- 
eken, soweit er die pausehalierbaren Bedarfe umfasst. Bis 
heute ist die o.e. Differenz erheblieh gestiegen,'*’^? -y^as 
insbesondere hinsiehtlieh des Existenzminimums für Kin- 
der sehr problematiseh ist. Die Bundesregierung hat un- 
abhängig von diesen Erwägungen in einer Antwort auf 
eine Kleine Anfrage zugesagt, das Asylbewerberleis- 
tungsgesetz in die Prüfung einzubeziehen, die im An- 
sehluss an das Urteil des Bundesverfassungsgeriehts zu 
den Regelsätzen naeh dem SGB 11 erforderlieh wird.***^^ 
Das Landessozialgerieht Baden- Württemberg hat mit Be- 
sehluss vom 30. April 2010'*’^^ entsehieden, dass die 
Frage der Höhe der bisher nieht angepassten Beträge naeh 
§ 3 AsylbLG sehwierige Reehtsfragen aufwerfe und vor 
diesem Hintergrund in einem Einzelfall Prozesskosten- 
hilfe gewährt. Die Beträgeanpassung war sehließlieh 
aueh Gegenstand von Erörterungen der Integrationsmi- 
nisterkonferenz der Länder im Frühjahr 2010. Hier wurde 


1056 Vgl. 7. Lagebericht, Kapitel III.8.4, S. 185-187 sowie 6. Lagebe- 
richt (C VL6) und 5. Lagebericht (B VLL6). 

1057 Legt man Angaben des Statistischen Bundesamtes zugrunde, ergibt 
sich für die Zeit von 1994 bis 2009 ein Anstieg der Verbraucher- 
preise von ca. 25,0 Prozent. In diesem Preisanstieg ist auch die Ent- 
wicklung von Mieten und Heizkosten enthalten. 

1058 Vgl. Antwort (Vorbemerkung) der Bundesregierung auf Bundes- 
tagsdrucksache 17/979 vom 10. März 2010 zur Kiemen Anfrage der 
Abgeordneten Ulla Jelpke u. a. und der Fraktion Die Linke betref- 
fend „Auswirkungen des Bundesverfassungsgerichtsurteils vom 
9. Februar 2010 auf das Asylbewerberleistungsgesetz“, Bundes- 
tagsdrucksache 17/745 vom 17. Februar 2010. 

>“0 Az.: L 7 AY 3482/09 B. 
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eine Rüekkoppelung mit der Konferenz der Innenminister 
und -Senatoren (IMK) vereinbart, wobei hierbei zu beaeh- 
ten ist, dass in einigen Bundesländern die Sozialminister 
für die Administration des Asylbewerberleistungsgeset- 
zes zuständig sind. 

6.2.3 Sachleistung 

Hinzuweisen ist von Seiten der Bundesregierung auf den 
Koalitionsvertrag, der die Überprüfung des Saehleis- 
tungsprinzips im Asylbewerberleistungsgesetz vorsieht. 
Hier sind aus Sieht der Beauftragten zunäehst die Sozial- 
ministerien und Innenministerien der Länder gefragt, ihre 
Praxis darzulegen und zu bewerten, um eine Grundlage 
für die angestrebte Erörterung auf Bundesebene zu legen. 
Im Freistaat Bayern sind diese sozial- und integrationspo- 
litisehen Fragen im Beriehtszeitraum intensiv erörtert 
worden. Die Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege 
haben gegenüber der Beauftragten eine Stellungnahme 
angekündigt. Sie soll neben den sozialreehtliehen Fragen 
zur Angemessenheit und zu den Kosten des Saehleis- 
tungsprinzips, insbesondere aueh Einsehätzungen der 
Wohlfahrts- bzw. Sozialverbände als Betreiber vieler Un- 
terbringungseinriehtungen zum Saehleistungsprinzip be- 
inhalten. 

6.3 Familienleistungen 

Wie im letzten Berieht der Beauftragten bereits themati- 
siert, haben Personen mit einer bestimmten Aufent- 
haltserlaubnis aus humanitären Gründen (§§ 23 Absatz 1 
„wegen des Krieges in ihrem Heimatland“, 24, 25 Ab- 
satz 3 bis 5 AufenthG) nur dann einen Ansprueh auf Fa- 
milienleistungen, wenn 

- ein dreijähriger Aufenthalt im Bundesgebiet sowie 

- eine bereehtigte Erwerbstätigkeit bzw. der Bezug von 
Geldleistungen naeh dem SGB III oder die Inan- 
spruehnahme von Eltemzeit gegeben sind. 

Geduldete Ausländerinnen und Ausländer haben grund- 
sätzlieh keinen Ansprueh auf Familienleistungen. 

Die Vorlage des Finanzgeriehts Köln zum Kindergeldaus- 
sehluss von geduldeten Personen, die die Regelung in 
§ 62 Absatz 2 EStG mit Artikel 3 Absatz 1 GG für unver- 
einbar hielt, ist vom Bundesverfassungsgerieht als unzu- 
lässig abgewiesen worden. Die Kritik des Finanzge- 
riehts Köln an der Neuregelung hatte darauf gezielt, dass 
das Kindergeld, insbesondere für Familien mif keinem 
oder niedrigem Einkommen, neben der sfeuerliehen Ent- 
lastungsfunktion immer aueh den Charakter einer Sozial- 
leistung besitze. Sowohl für Geduldefe als aueh für Aus- 
länderinnen und Ausländer mif den oben genannfen 
Aufenthaltsfifeln aus humanitären Gründen sei der Zeit- 


1060 Ygi 7 Lagebericht, Kapitel III.8.6, S. 190-191. 

1061 2ur Regelung insgesamt Bundesamt für Steuern, Rundschreiben 
vom 13. Juni 2007 (Az.: St II 2 - S 2470 - 2/2006), Familienleis- 
tungsausgleich: Änderung der DA-FamEStG 62.4. 

1062 Ygi BVerfG, Beschluss vom 6. November 2009, Az.: 2 BvL 4/07. 


punkt des Wegfalls der Gründe für die Aufenthalfsgewäh- 
rung zudem oftmals ungewiss. 

Das Bundesverfassungsgerieht hat zur Begründung ange- 
führt, dass das Finanzgerieht den Aufenthaltsstatus der 
Klägerin für den Zeifraum ab Januar 2005 nieht ermittelt 
habe, obwohl dieser für die Saehenfseheidung über den 
Ansprueh auf Kindergeld naeh § 62 Absafz 2 EStG ent- 
seheidend sei. Außerdem habe das Gerieht seine Über- 
zeugung von der Verfassungswidrigkeit des § 62 Absatz 2 
EStG nieht hinreiehend dargelegt. Es habe nieht mitge- 
teilt, aufgrund weleher Tatsaehengrundlage es zu dem 
von ihm für gleiehheitswidrig angesehenen Ergebnis ge- 
langt sei, dass dann, wenn sieh der gesfaffefe oder gedul- 
defe Aufenthalt im Inland auf einen Zeitraum von drei 
oder mehr Jahren erstreeke und Kinder „vorhanden sind“, 
davon auszugehen sei, dass der Betreffende faktiseh auf 
unbestimmte Zeit nieht abgesehoben werden könne und 
somit die Duldung in diesen Fällen die Vorstufe zum 
Daueraufenthalt darstelle. 

Die in Rede stehenden Streitfragen sind mit der Entsehei- 
dung des Bundesverfassungsgeriehts jedoeh wohl nieht 
erledigt bzw. absehließend geklärt. Das Bundesverfas- 
sungsgerieht hat sieh bisher nur mit dem Kindergeldan- 
sprueh geduldeter Ausländerinnen und Ausländer naeh 
der Neuregelung des § 62 EStG befasst, nieht mit dem 
Ansprueh im Falle des Besitzes einer Aufenthaltserlaub- 
nis. Das Bundessozialgerieht ist von der Verfassungswid- 
rigkeit der gleiehlautenden Vorsehrift in § 1 Absatz 6 
Nummer 2 Buehstabe e i. V. m. Nummer 3 Buehstabe b 
Bundeserziehungsgeldgesetz (BErzGG) i. d. F. des Geset- 
zes zur Anspruehsbereehtigung von Ausländem wegen 
Kindergeld, Erziehungsgeld und 

Unterhaltsvorsehuss vom 13. Dezember 2006 
(BGBl. 1 2915) „überzeugt“. Es hat die Verfahren ausge- 
setzt und das Problem dem Bundesverfassungsgerieht 
vorgelegt. Aus Sieht des Bundessozialgeriehts dürfe 
der Gesetzgeber zwar die Gewähmng von Bundeserzie- 
hungsgeld an nieht freizügigkeitsbereehtigte Auslände- 
rinnen und Ausländer davon abhängig maehen, dass sieh 
diese voraussiehtlieh auf Dauer in Deutsehland aufhalten. 
Aueh könne eine Integration in den inländisehen Arbeits- 
markt eine solehe Prognose begründen. Der Gesetzgeber 
habe jedoeh jedenfalls insoweit saehwidrige Kriterien 
aufgestellt, als er einen aktuellen, eng umsehriebenen Ar- 
beitsmarktbezug während der Erziehungszeit fordert und 
zudem nur auf denjenigen abstellt, der Bundeserzie- 
hungsgeld beanspmeht, also z. B. nieht eine wirtsehaftli- 
ehe Integration dureh Erwerbstätigkeit eines Ehegatten 
ausreiehen lässt. Das Bundessozialgerieht hat sieh damit 
wesentliehe Argumente der Beauftragten zu eigen ge- 
maeht, die für nieht freizügigkeitsbereehtigte Auslände- 
rinnen und Ausländer teilweise aueh auf die anderen 
familienleistungsreehtliehen Regelungen übertragen wer- 
den können. 


lo® Beschlüsse vom 3. Dezember 2009, Az.: B 10 EG 5/08 
R, B 10 EG 6/08 R, B 10 EG 7/08 R 
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7. Rechtliche und politische Entwick- 

lungen auf der Ebene der 
Europäischen Union 

Mit dem Inkrafttreten des Lissabonner Vertrags am 1 . De- 
zember 2009 haben sich auch im Bereich Einwanderung 
und Asyl die rechtlichen Rahmenbedingungen verändert. 
Nach dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäi- 
schen Union (AEUV), der den EG- Vertrag ablöst, gilt in 
den Gremien des Rates nun im Bereich Einwanderung 
und Asyl grundsätzlich das Mehrheitsprinzip. Der Rat 
und das Europäische Parlament entscheiden gemäß dem 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (Artikel 78 Ab- 
satz 2 und Artikel 79 Absatz 2 AEUV). Dies bedeutet 
eine Stärkung des Europäischen Parlaments im Rechtset- 
zungsverfahren. Auch im Bereich der sogenannten „Not- 
lagemaßnahmen“ im Falle eines plötzlichen Zustroms 
von Drittstaatsangehörigen nach Artikel 78 Absatz 3 
AEUV ist nunmehr das Europäische Parlament anzuhö- 
ren. Ferner können nun auch untere Verwaltungsgerichte 
Vorlagebeschlüsse an den Europäischen Gerichtshof rich- 
ten. 

Eine Harmonisierung der Integrationspolitiken bzw. des 
Integrationsrechts der Mitgliedstaaten im Sinne von 
Sprach- oder Integrationskursen u. ä. ist nicht vorgese- 
hen. Der Europäischen Union obliegt allein die „Förde- 
rung“ und „Unterstützung“ der Bemühungen der Mit- 
gliedstaaten um Integration von rechtmäßig aufhältigen 
Drittstaatsangehörigen. Mit Artikel 79 Absatz 4 AEUV 
findet der Begriff „Integration“ jedoch nun ausdrücklich 
Eingang in den AEUV.'*’^'* Auch die Festlegung der Zahl 
von zuwandemden arbeitsuchenden Drittstaatsangehöri- 
gen in einen Mitgliedstaat verbleibt ausdrücklich in mit- 
gliedstaatlicher Kompetenz (Artikel 79 Absatz 5 AEUV). 

Im Asylbereich (Artikel 78 AEUV) wird der erste Har- 
monisierungsschritt erkennbar auch dadurch beendet, 
dass nach dem AEUV eine Harmonisierung nicht mehr 
nur auf der Grundlage von Mindestnormen erfolgen soll. 
Wie im Bereich der Einwanderungspolitik auch ist nun 
eine „Vollharmonisierung“ möglich. Gleichwohl ist fest- 
zustellen, dass die derzeit den Gremien des Rates vorlie- 
genden Entwürfe noch auf die Festlegung bzw. die Verän- 
derung von Mindestnormen in Form von Neufassungen 
bzw. Überarbeitungen der geltenden Rechtssetzungsakte 
zielen. 

Seit 2005 bildet der vom Europäischen Rat verabschie- 
dete EU-Gesamtansatz Migration den politischen Rah- 
men um positive, z. B. entwicklungsfÖrdemde Aspekte 
von Migration zu nutzen, negative zu verringern und 
langfristig Migrationsursachen zu bekämpfen. Es geht da- 
bei einerseits um das Vorgehen gegen illegale Einwande- 
rung, andererseits um die Nutzung der Vorteile legaler 
Migration. Ziel ist eine möglich große Kohärenz und die 
Nutzung von Synergien im Bereich der Migrations- und 
Entwicklungspolitik. Durch Intensivierung des politi- 
schen Dialogs zu Migration mit den Herkunfts- und Tran- 
sitländem soll die Basis für eine tragfähige Zusammenar- 


1064 Ygi hierzu in diesem Bericht Kapitel 15.1. 


beit in Migrationsfragen geschaffen werden. Der EU- 
Gesamtansatz Migration hat es ermöglicht, einen politi- 
schen Grundkonsens in Migrationsfragen mit Drittstaaten 
im Süden und Osten zu etablieren. 

Die Kommission hatte bereits Mitte des Jahres 2008 Prin- 
zipien für eine gemeinsame Einwanderungspolitik für Eu- 
ropa sowie eine künftige Asylstrategie im Sinne eines in- 
tegrierten Konzepts für EU-weiten Schutz vorgelegt und 
zur Diskussion gestellt. Der Europäische Rat hat am 
15. Oktober 2008 den Europäischen Pakt zu Einwande- 
rung und Asyl angenommen. 

Der Pakt sollte einen politischen Impuls für die Schaffung 
einer gemeinsamen Einwanderungs- und Asylpolitik ge- 
ben und benennt hierfür folgende fünf Bereiche: 

- Gestaltung der legalen Einwanderung unter Berück- 
sichtigung der selbstbestimmten Prioritäten, Bedürf- 
nisse und Aufnahmekapazitäten jedes Mitgliedstaats 
und Förderung der Integration; 

- Bekämpfung der illegalen Einwanderung, indem ins- 
besondere sichergestellt wird, dass illegal aufhältige 
Ausländerinnen bzw. Ausländer in ihre Herkunftslän- 
der zurückkehren oder sich in ein Transitland bege- 
ben; 

- Stärkung der Wirksamkeit der Grenzkontrollen; 

- Schaffung eines Europas des Asyls; 

- im Rahmen des EU-Gesamtansatzes Migration Auf- 
bau einer umfassenden Partnerschaft mit den Her- 
kunfts- und den Transitländem, die die Synergien zwi- 
schen Migration und Entwicklung fördert. 

Der Pakt sieht eine jährliche Aussprache im Europäischen 
Rat auf Grundlage eines von der Europäischen Kommis- 
sion erstellten Jahresberichts zur Umsetzung des Paktes 
auf nationaler und auf EU-Ebene vor. Am 6. Mai 2010 er- 
schien der erste Jahresbericht, der sich auf Berichte aus 
den Mitgliedstaaten stützt und eigene Empfehlungen der 
Europäischen Kommission enthält. 

Am 1 1 . Dezember 2009 wurde vom Europäischen Rat das 
„Stockholmer Programm: Ein offenes und sicheres 
Europa im Dienste und zum Schutz der Bürger“ verab- 
schiedet.'*’®® Es löst das Haager Programm ab und greift 
für den Zeitraum der Jahre 2010 bis 2014 die oben ange- 
sprochenen Punkte in den Bereichen Freizügigkeit, Ein- 
wanderung, Asyl und Visa auf 

Die Kommission hatte die Anwendung und Wirkung der 
mit dem ersten Harmonisierungsschritt verabschiedeten 
Rechtsakte mit unterschiedlicher Intensität evaluiert. 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Evaluierungsbe- 
mühungen nur einen sehr kurzen Zeitraum in den Blick 
nehmen konnten. Das sehr ambitionierte Rechtssetzungs- 
programm der Kommission im Bereich Einwanderung 
und Asyl reflektiert die teilweise noch unterschiedliche 


1065 Vgl. KOM (2008) 359 und KOM (2008) 360 jeweils vom 17. Juni 
2008. 

1066 Vgl. Ratsdokument 17024/092.12.2009 abrufbar unter http:// 
www.se2009.eu/polopoly_fs/ 1.2641 9 !menu/standard/file/Klar_ 
Stockholmsprogram.pdf. 
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Anwendungspraxis in den untersehiedliehen Mitglied- 
staaten mitunter kaum. Die Bundesregierung hat vor die- 
sem Hintergrund auf der Ebene der Europäischen Union 
für ein Vorgehen plädiert, das es stärker ermöglicht, Er- 
fahrungen mit den in das nationale Recht umgesetzten 
Regelungen zu sammeln. Oftmals lag zu vielen 

Bereichen, in denen nun seitens der Kommission Neufas- 
sungen vorgeschlagen werden oder werden sollen, keiner- 
lei oder kaum Rechtsprechung des Europäischen Ge- 
richtshofes oder nationaler Gerichte vor. Inwieweit die 
seitens der Bundesregierung vertretene Position in den 
Verhandlungen zu den einzelnen Entwürfen für Rechfs- 
sefzungsakfe Gehör finden wird, bleibf abzuwarfen. 

Im Folgenden sollen im Anschluss an den lefzfen Berichf 
der Beauftragten die wesentlichen Initiativen und die Ent- 
würfe zu Rechtsetzungsakten sowie die beschlossenen 
Richtlinien und Verordnungen in geraffter Form darge- 
stellt werden, soweit sich wesentliche Veränderungen er- 
geben haben. 

7.1 Vorschlag für eine Rahmenrichtlinie zu 
Arbeitnehmerrechten und einem ein- 
heitlichen Antragsverfahren für eine 
kombinierte Arbeite- und Aufent- 
haltserlaubnis 

Der Richtlinienentwurf von 2007'°^* verfolgt zwei Ziele: 
Zum einen soll ein einheitliches Verfahren für die Ertei- 
lung einer kombinierten Erlaubnis für Drittsfaafsangehö- 
rige für den Aufenthalf in einem Mitgliedsfaat und die 
Aufnahme einer abhängigen Erwerb sfäfigkeit eingeführt 
werden. Dies soll die Verfahren für die Zulassung dieser 
Personen vereinfachen und die Überprüfung ihrer Rechfs- 
sfellung erleichtern. Zum anderen soll ein auf dem 
Grundsatz der Gleichstellung mit eigenen Staatsangehöri- 
gen beruhendes System von verschiedenen Rechten der 
Drittstaatsangehörigen festgelegt werden, die sich recht- 
mäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten, 

Im Rahmen des nunmehr geltenden ordentlichen Gesetz- 
gebungsverfahrens wurde seitens des Europäischen Parla- 
ments kritisch angemerkt, dass der Richtlinienvorschlag 
erst nach der Verabschiedung der Blue Card-Richtlinie 
verabschiedet werden kann und somit eine „logische Rei- 
henfolge“ nicht eingehalten wurde. 


1067 Ygi 7 Lagebericht, Kapitel III. 9; insoweit erfolgen keine Anmer- 
kungen zu den angekündigten Richtlinienentwürfen der Kommissi- 
on zu Saisonarbeitnehmerinnen und -nehmem, zu innerbetrieblich 
versetzen Arbeitnehmerinnen und -nehmem, zu bezahlten Auszu- 
bildenden sowie zur Erstreckung der Daueraufenthaltsrichtlinie auf 
anerkannte Flüchtlinge und subsidiär geschützte Personen. 

1068 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates über ein einheitliches Verfahren zur Beantragung einer kom- 
binierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, sich im Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, sowie über ein ge- 
meinsames Bündel von Rechten für Drittstaatsarbeitnehmer, die 
sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten KOM (2007) 638 
vom 23. Oktober 2007. 

1069 Vgl. 7. Lagebericht, Kapitel III.9.2.2.1, S. 197 f. 

1070 Vgl. den Entwurf einer Stellungnahme des Ausschusses für Be- 
schäftigung und soziale Angelegenheiten des Europäischen Parla- 
ments vom 24. März 2010 (2007/0229[COD]), S. 4. 


Umstritten ist auch unter spanischer Präsidentschaft im 
Jahr 2010 insbesondere die Festlegung des Geltungsbe- 
reichs des Richtlinienvorschlags (Artikel 3 Absatz 2) so- 
wie - dementsprechend - der Umfang der Gleichstellung 
mit eigenen Staatsangehörigen im Bereich der Folge- 
rechte (Artikel 12). Aus Sicht der Beauftragten ist der 
sich abzeichnende Ausschluss von Drittstaatsangehöri- 
gen, die ihre Rechte aus anderen Richtlinien oder Rechts- 
akten ableiten könnten vertretbar, wenngleich dadurch 
der Charakter einer „Basisrichdinie“ für alle Drittstaats- 
angehörige, die innerhalb der Europäischen Union arbei- 
ten dürfen, verloren geht. Aus Sicht der Beauftragten 
wäre es insbesondere mit Blick auf das deutsche Recht 
weitgehend unproblematisch gewesen, vorübergehend 
Geschützte nach der Richtlinie 2001/55/EG und aner- 
kannte Flüchtlinge sowie subsidiär Geschütze nach der 
Richtlinie 2004/83/EG in den Geltungsbereich der Richt- 
linie einzubeziehen. Voraussichtlich wird der Geltungsbe- 
reich der Richtlinie jedoch eng gefasst werden.'**’' 

Der fehlende Konsens hinsichtlich des Geltungsbereichs 
spiegelt sich beim Umfang der zu gewährenden Folge- 
rechte im Bereich des Gleichbehandlungsartikels wider. 
Umstritten sind hier zum Zeitpunkt der Abfassung des 
vorliegenden Berichts die Frage der Gleichbehandlung in 
den Bereichen der sozialen Sicherheit, Renten und der 
steuerlichen Vergünstigungen. 

Im deutschen Recht bestehen Probleme mit Blick auf den 
wohl in jedem Fall vom Geltungsbereich des Richtli- 
nienentwurfs erfassten Personenkreis im Bereich der 
AusbildungsfÖrdemng nach dem Bundesausbildungsför- 
derungsgesetz bzw. dem SGB III. Diese steht Drittstaats- 
angehörigen, die zum Zweck der Erwerbstätigkeit einge- 
reist sind (§§17 ff. AufenthG), nicht sofort nach der 
Einreise offen. Im Bereich der Anerkennung ausländi- 
scher Abschlüsse, Zeugnisse und Diplome (Artikel 12 
Absatz 1 Buchstabe d) zielt die Bundesregierung - unab- 
hängig von dem Richtlinienvorschlag - auf eine weitge- 
hende Gleichbehandlung von Personen mit ausländischen 
Qualifikationen mit Unionsbürgerinnen und -bürgern. Sie 
will die bisherige Orientierung der Verfahrensrechte, Ver- 
fahrensabläufe und Prüfungsmaßstäbe an den Statusrech- 
ten der Betroffenen überwinden.***” 

7.2 Hochqualifizierten-Richtlinie/Blaue 
Karte („Blue Card-Richtlinie“) 

Das Ziel des Richtlinienvorschlags'**” der Kommission, 
die Zuwanderung von hochqualifizierten abhängig Be- 
schäftigten in die Europäische Union attraktiver zu ma- 
chen, war politisch nicht umstritten. Allerdings hegten ei- 
nige Mitgliedstaaten - darunter auch Deutschland -, die 


1071 Vgl. insbesondere den geplanten vollständigen Ausschluss von 
Drittstaatsangehörigen, die nach einzelstaatlichen Rechtsvorschrif- 
ten oder nach der Praxis von Mitgliedstaaten Schutz genießen 
(Artikel 3 Absatz 2h). 

1072 Vgl. hierzu in diesem Bericht Kapitel II 3. 

1073 Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Bedingungen für 
die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur 
Ausübung einer hochqualifizierten Beschäftigung KOM (2007) 637 
endg. vom 23. Oktober 2007. 
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in ihren neueren nationalen Regelungen bereits verbes- 
serte Zugangsmögliehkeiten für Hoehqualifizierte ge- 
sehaffen hatten, Bedenken gegen die Verankerung EU- 
weit geltender Regelungen. Zum einen wurden kompe- 
tenzreehtliehe Probleme gesehen, zum anderen wurde be- 
stritten, dass angesiehts der untersehiedliehen Entwiek- 
lungen auf den Arbeitsmärkten der Mitgliedstaaten ein 
einheitliehes Vorgehen geboten sei. Schließlieh wurde 
auch die Notwendigkeit einiger vorgesehener Privilegie- 
rungen gegenüber der Familienzusammenführungsricht- 
linie (2003/86/EG) bzw. der Daueraufenthaltsrichtlinie 
(2003/109/EG) in Zweifel gezogen.'o^"^ 

Aus deutscher Sicht bestand der Mehrwert einer EU-Re- 
gelung vor allem darin, dass unter bestimmten Vorausset- 
zungen auch eine Weiterwanderung von Hochqualifizier- 
ten zwischen den Mitgliedstaaten ermöglicht werden 
sollte. Das Problem, dass die geltende Regelung des § 19 
AufenthG, die Möglichkeit der Erteilung einer Niederlas- 
sungserlaubnis - also eines unbefnsteten Aufenthaltstitels - 
an Hochqualifizierte unter bestimmten Bedingungen er- 
möglicht, während der Vorschlag der Kommission die Er- 
teilung eines befristeten Aufenthaltstitels an Hochqualifi- 
zierte vorsah, wurde über die Höhe des zu erzielenden 
Einkommens gelöst. Die Richtlinie'*’’^ legt nun zum einen 
fest, dass bestehende günstigere nationale Regelungen 
beibehalten werden können und die EU-Regelungen da- 
mit nur zusätzlich Eingang in das nationale Recht fin- 
den.10’6 Zum anderen wird in Artikel 5 Absatz 3 der 
Richtlinie festgelegt, dass das jeweilige Bruttojahresge- 
halt in dem Mitgliedstaat dem mindestens Anderthalbfa- 
chen des in diesem Mitgliedstaat errechneten durch- 
schnittlichen Bruttojahresgehalt entsprechen muss. Damit 
wird ein ausreichender Gehaltsabstand zu der nationalen 
Regelung in § 19 Absatz 2 Nummer 3 AufenthG gewahrt. 
Wird das nach der Richtlinie geforderte Gehalt nicht er- 
reicht, kann eine Zuwanderung zum Zwecke der Er- 
werb Stätigkeit nach Deutschland weiterhin über § 18 
AufenthG i. V. m. § 27 BeschV erfolgen. 

Artikel 6 und 8 Absatz 3 der Richtlinie behalten den Mit- 
gliedstaaten das Recht vor, über die Anzahl der zuzulas- 
senden hochqualifizierten Drittstaatsangehörigen selbst 
zu entscheiden. Diese Kompetenz der Mitgliedstaaten, 
auch eine „Nullquote“ festzulegen, wird in Artikel 18 Ab- 
satz 7 der Richtlinie auch auf die Konstellation der Wei- 
terwanderung von einem Mitgliedstaat in einen anderen 
erstreckt. Ferner sichert Artikel 8 Absatz 2 Satz 2 der 
Richtlinie die Anwendung der beschäftigungsverfahrens- 
rechtlichen Vorrangprüfung ab. Es kann also vor jeder 
einzelnen Erteilung einer Blue Card geprüft werden, ob 
auf dem inländischen Arbeitsmarkt eine geeignete Be- 
werberin oder ein geeigneter Bewerber für die offene 
Stelle vorhanden ist. 

Inwieweit die moderaten Privilegierungen der Blue Card- 
Inhaber und ihrer Familienangehöriger in Artikel 15 
und 16 der Richtlinie gegenüber der Familienzusammen- 


1074 Ygf hierzu auch den 7. Lagebericht, Kapitel III.9.2.2.2, S. 198. 
it>” Richtlinie 2009/50/EG vom 25. Mai 2009. 

1076 Ygh Artikel 4 Absatz 2. 


führungsrichtlinie (2003/86/EG) bzw. der Daueraufent- 
haltsrichtlinie (2003/109/EG) ausreichen, um die Europäi- 
schen Union für Hochqualifizierte attraktiv zu machen, 
bleibt abzuwarten. 

7.3 Richtlinie zu Sanktionen gegen 
Arbeitgeber, die illegal aufhältige 
Personen beschäftigen 

Am 20. Juli 2009 wurde die Richtlinie 2009/52/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 
2009 über Mindeststandards für Sanktionen und Maßnah- 
men gegen Arbeitgeber, die Drittstaatsangehörige ohne 
rechtmäßigen Aufenthalt beschäftigen, angenommen.**”’ 
Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die Richtlinie bis 
spätestens 20. Juli 2011 umzusetzen. Die Richtlinie geht 
auf das Haager Programm zurück, in dem u. a. festgehal- 
ten wurde, dass die illegale Beschäftigung als Anzie- 
hungsfaktor für illegale Zuwanderung wirk! und so zu 
Ausbeulung führen kann.’*”* 

Die Richtlinie verbietet gemäß Artikel 3 Absatz 1 die Be- 
schäftigung von Drittstaatsangehörigen ohne rechtmäßi- 
gen Aufenthalt. Arbeitgeber, die gegen dieses Verbot ver- 
stoßen, werden auf Grundlage der Richtlinie mit 
Maßnahmen oder Sanktionen belangt. Dazu veranlassen 
die Mitgliedstaaten u. a. finanzielle Sanktionen und tref- 
fen Regelungen zur Übernahme der Rückführungskosten 
und sonstige Maßnahmen. Die von der Richtlinie gefor- 
derte Verpflichtung der 

Arbeitgeber, nicht entrichtete Sozialversicherungsbei- 
träge nachzuzahlen, ist im deutschen Recht bereits in 
§ 28e Absatz 1 Satz 1 SGB IV verankert. 

Grundsätzlich trägt nach der Richtlinie zwar auch zukünf- 
tig der Drittstaatsangehörige, der einen Lohnanspruch 
durchsetzen möchte, die Beweislast für das Besfehen und 
die Dauer des Besfehens des Arbeifsverhältnisses und für 
die Höhe des Lohnanspruchs. Kann die Höhe der Vergü- 
tung mangels schriftlicher Verträge nicht festgestellt wer- 
den, geht die Richtlinie zumindest von dem Lohn in der 
Höhe aus, die in den geltenden Rechtsvorschriften für den 
Mindesflohn, den Tarifvereinbarungen oder gemäß den 
Gepflogenheiten in den entsprechenden Beschäftigungs- 
branchen vorgesehen ist. Falls die Dauer des Bestehens 
des Beschäftigungsverhältnisses nicht nachgewiesen wer- 
den kann, wird eine Mindestdauer von drei Monaten fin- 
giert. 

Aus Sicht der Beauftragten war es wichtig, in der soge- 
nannten „Sanktionsrichtlinie“ sicherzustellen, dass die 
Beschäftigung von geduldeten - also nicht rechtmäßig 
aufhältigen - Personen nicht unter die Richtlinie fällt. ’*”^ 
Für die Problematik der „Illegalen“ ist ferner von Bedeu- 
tung, dass nun europarechtlich festgelegt ist, dass ein ille- 


Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 
2009 über Mindeststandards für Sanktionen und Maßnahmen gegen 
Arbeitgeber, die Drittstaatsangehörige ohne rechtmäßigen Aufent- 
halt beschäftigen, ABI. L 168/24 (2009/52/EG). 

1078 ABI. EU C 53/1 vom 3. März 2005, Punkt IIL1.4. 

1079 Ygi Artikel 3 Absatz 3. 
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gal aufhältiger Arbeitnehmer Ansprueh auf Vergütung hat 
(vgl. Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie). 
Um diesen Anspruch tatsächlich durchsetzen zu können, 
ist der Weg zum zuständigen Gericht zu eröffnen, ln 
Deutschland steht auch illegal aufhältigen Beschäftigten 
der Weg zum Arbeitsgericht offen. Die Richtlinie sieht 
nun in Artikel 13 Absatz 4 zum einen ausdrücklich vor, 
dass Opfern von besonders ausbeuterischen Arbeitsbedin- 
gungen und illegal beschäftigten Minderjährigen für die 
Dauer des Verfahrens vor dem Arbeitsgerichts ein Auf- 
enthaltstitel erteilt werden kann. Zum anderen macht die 
Richtlinie deutlich, dass auch in anderen Fällen ein Ver- 
bleib auf dem Gebiet des Mitgliedstaats nicht ausge- 
schlossen ist. 

Die Beauftragte begrüßt die Zielsetzung der Richtlinie, 
die Beschäftigung von Ausländerinnen und Ausländem 
ohne Aufenthaltsrecht für Arbeitgeber unattraktiv zu ma- 
chen. Aus ihrer Sicht wird zu prüfen sein, inwieweit die 
Umsetzung der Richtline Folgen für das innerstaatliche 
Recht im Bereich der Mitteilungspflichten der Arbeitsge- 
richte als öffentliche Stellen nach § 87 Absatz 2 Auf- 
enthG haben könnte. 

7.4 Einheitliche Gestaltung des Aufent- 
haltstitels für Drittstaatenangehörige 

Die Verordnung (EG) Nr. 1030/2002 des Rates vom 
13. Juni 2002 bestimmt, dass die Aufenthaltstitel für 
Drittstaatsangehörige einheitlich zu gestalten sind und 
legt die allgemeinen Merkmale des einheitlichen Aufent- 
haltstitels fest. Hiernach kann der Aufenthaltstitel in 
Form eines Aufklebers oder als eigenständiges Dokument 
ausgestellt werden. 

Geändert durch Verordnung (EG) Nr. 380/2008 des Rates 
vom 18. April 2008, soll der Aufenthaltstitel nur noch 
als eigenständiges Dokument ausgestellt und die biomet- 
rischen Merkmale Fingerabdmck und Gesichtsbild in den 
Aufenthaltstitel aufgenommen werden. Die Änderangs- 
verordnung legt die Sicherheitsmerkmale und biometri- 
sche Merkmale fest, die von den Mitgliedstaaten in dem 
einheitlich gestalteten Aufenthaltstitel für Drittstaatenan- 
gehörige zu verwenden sind. Die Einbeziehung biometri- 
scher Erkennungsmerkmale stellt einen wichtigen Schritt 
hin zur Verwendung neuer Elemente dar, die eine verläss- 
lichere Verbindung zwischen dem Inhaber und dem Auf- 
enthaltstitel u. a. zur Bekämpfung einer betrügerischen 
Verwendung schaffen. Darüber hinaus wird in Anlehnung 
an den neuen Personalausweis die Wohnanschrift des In- 
habers in den elektronischen Aufenthaltstitel aufgenom- 
men. Letzteres wird es zukünftig den Betroffenen erspa- 
ren, sich immer wieder Meldebescheinigungen ausstellen 
zu lassen, wenn im Geschäftsleben die Adresse nachge- 
wiesen werden muss, wie z. B. beim Abschluss eines 
Mietvertrages, der Kontoeröffnung, der Anmeldung eines 
Kfz. 


1080 2ur „Illegalen-Problematik“ generell vgl. in diesem Bericht Kapi- 
tel III 2.8.5. 

1081 Vgl. ABI. Nr. L115 vom 29. April 2008 S. 1-7. 


7.5 Visakodex 

Der Visakodex'o*^ fasst u. a. wesentliche Bestimmungen 
des Schengener Durchführungsübereinkommens sowie 
der Gemeinsamen Konsularischen Instruktionen zusam- 
men und ist in weiten Teilen seit dem 5. April 2010 durch 
die Schengen- Staaten anzuwenden. Für einige Regelun- 
gen (u. a. Begründung der Schengenvisumverweigerung) 
des Visakodex ist davon abweichend der Anwendungs- 
zeitpunkt 5. April 2011 vorgesehen. Die deutschen Visas- 
tellen versehen schon heute Ablehnungen mit einer Be- 
gründung. Gleichwohl wird mit Blick auf andere Fragen 
zu prüfen sein, inwieweit etwa die § 77 und § 83 Auf- 
enthG angepasst werden müssen. 

Ferner wird nun aufgrund einer Änderung des Schenge- 
ner Durchführungsabkommens und des Schengener 
Grenzkodex ermöglicht, dass Drittstaatsangehörige mit 
nationalen Visa (so genannte „D-Visa“) sich für einen 
Zeitraum von drei Monaten pro Halbjahr frei im Schen- 
gen-Gebiet bewegen können. 

7.6 Vorschlag für eine Richtlinie zur 
Erstreckung der Daueraufenthalts- 
richtlinie auf anerkannte Flüchtlinge 
und subsidiär Geschützte 

Die Daueraufenthaltsrichtlinie 2003/109/EG zielt auf eine 
bessere rechtliche Integration der rechtmäßig aufhältigen 
Drittstaatsangehörigen nach fünf Jahren Aufenthalt und 
ermöglicht unter bestimmten weiteren Voraussetzungen 
die Mobilität der Betroffenen zwischen den Mitgliedstaa- 
ten. >083 Der Änderungsvorschlag der Kommission'“*"* traf 
in Deutschland und anderen Mitgliedstaaten sowohl im 
Hinblick auf die Einbeziehung anerkannter Flüchtlinge 
und subsidiär Geschützter in das Regime der Dauerauf- 
enthaltsrichtlinie als auch mit Blick auf die dann notwen- 
digen Änderungen hinsichtlich subsidiär Geschützter im 
nationalen Recht auf erhebliche Vorbehalte.*“*^ Darüber 
hinaus wurden Fragen 

- der Erweiterung des Anwendungsbereichs über die 
Qualifikationsrichtlinie 2004/84/EG hinaus, 

- der Anrechnung von Asylverfahrenzeiten auf den not- 
wendigen fünfjährigen Aufenthalt, 

- des Verbots der Abschiebung eines in einem anderen 
Mitgliedstaat anerkannten Flüchtlings in seinen Her- 
kunftsstaat und 

- des Übergangs der Verantwortung für anerkannfe 
Flüchtlinge zwischen den Mitgliedstaaten 

als Problemfelder thematisiert. 


1082 Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europäischen Parlaments und 
des Rates über einen Visakodex der Gemeinschaft, ABI. Nr. L 249/1 
vom 15. September 2009. 

1083 Vgl. den 6. Lagebericht, Kapitel C III.3.3., S. 442 ff. 

1084 Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 
2003/1 09/EG zwecks Erweiterung ihres Anwendungsbereichs auf 
Personen mit internationalem Schutz vom 6. Juni 2007 KOM 
(2007) 298 endg. 

1085 Ygi insoweit etwa den 6. Lagebericht Kapitel C IIL3.3, S. 442 und 
den 7. Lagebericht Kapitel III. 9. 2. 3, S. 199 f. und Bundesratsdruck- 
sache 415/07 (Beschluss) vom 21. September 2007. 
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Trotz erheblicher Anstrengungen bei der Kompromisssu- 
che zeichnete sich Ende des Jahres 2008 ab, dass eine Ei- 
nigung zu dem Richtlinienvorschlag unter den Bedingun- 
gen des Amsterdamer Vertrags in der Fassung des 
Vertrags von Nizza kaum mehr möglich war. Die Beauf- 
tragte würde es begrüßen, wenn die Verhandlungen zu 
dem Richtlinienentwurf nach dem nun erfolgten Inkraft- 
treten des Lissabonner Vertrags auf der Grundlage der 
bisher erreichten Kompromisse alsbald fortgeführt wür- 
den. 

7.7 Vorschlag für eine „Qualifikationsricht- 
linie“ zum internationalen Schutz 

Der RichtlinienentwurPo*^ nimmt eine Überarbeitung der 
geltenden Richtlinie 2004/83/EG vor und zielt in den Ar- 
tikel 1 bis 19 auf einige Klarstellungen im Bereich der 
Voraussetzungen für die Zuerkennung des Flüchtlingssta- 
tus bzw. des subsidiären Schutzes, ln den Artikel 20 ff. 
wird die Herstellung einer weitergehenden Gleichbehand- 
lung von GFK-Flüchtlingen und subsidiär Geschützten 
im Bereich der Status- oder Folgerechte angestrebt, die 
nach einer erfolgten Anerkennung zu gewähren sind. Im 
Kern wird von der Kommission vorgeschlagen, beide 
Schutzformen hinsichtlich der Folgerechte zu einem Sta- 
tus des „internationalen Schutzes“ zusammenzufassen. 
Dieses Vorgehen durchzieht sämtliche Vorschläge der 
Kommission im Asylbereich. Die Kommission will damit 
nach ihrer Aussage die Vorgaben des Haager Programms 
Umsetzen. Die Verhandlungen verlaufen bisher kontro- 
vers und eine Einigung ist noch nicht absehbar. 

7.7.1 Voraussetzungen für die Zuerkennung 
eines Schutzstatus 

ln Artikel 2 Buchstabe j des Richtlinienvorschlags wird 
der bisher verwendete Familienbegriff erheblich ausge- 
weitet. Waren bisher grundsätzlich nur die Ehegatten und 
die minderjährigen ledigen unterhaltsberechtigten Kinder 
erfasst, so will die Kommission zusätzlich verheiratete 
minderjährige Kinder einbeziehen, wenn es deren Wohl 
dient. Auch sollen Vater, Mutter oder ein anderer volljäh- 
riger Verwandter einbezogen werden, wenn sie nach dem 
Gesetz oder Gewohnheitsrecht für die minderjährige und 
unverheiratete Person mit internationalem Schutz verant- 
wortlich sind. Ist die Person mit Anspruch auf internatio- 
nalen Schutz minderjährig und verheiratet, soll die Einbe- 
ziehung wiederum erfolgen, wenn es dem Wohl des 
Minderjährigen dient. Schließlich sollen die Geschwister 
einer Person mit Anspruch auf internationalen Schutz be- 
rücksichtigt werden, wenn sie minderjährig und unverhei- 
ratet sind. Sind sie minderjährig und verheiratet, ist die 
Einbeziehung nur möglich, wenn sie dem Wohl der Ge- 
schwister dient. 


1086 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit An- 
spruch auf internationalen Schutz und über den Inhalt des zu ge- 
währenden Schutzes KOM (2009) 551 endg. vom 23. Oktober 
2009. 


Seitens der Bundesregiemng und der Länder'^sv dJe 
von der Kommission vorgeschlagene Erweiterung als zu 
weitgehend abgelehnt. Obwohl Einigkeit besteht, dass der 
Richtlinienentwurf den Bereich des Familiennachzugs nicht 
berührt, sind die Klarstellungsvorschläge teilweise miss- 
glückt (z. B. 2. Spiegelstrich) und die Folgen schwer abzu- 
schätzen. Insbesondere wird die Relevanz der Nennung von 
Gruppen, wie verheirateten mindeijährigen Kindern von 
Schutzberechtigten, bezweifelt und die problematische Sig- 
nalwirkung solcher Formulierungen auf andere Rechtsberei- 
che und Richtlinien thematisiert (3. Spiegelstrich). Keine 
durchgreifenden Bedenken bestehen hingegen gegen die 
stärkere Betonung des Kindeswohls in der Richtlinie. 

Nach Artikel 8 Absatz 1 des Richtlinienentwurfs soll die 
Zuerkennung des internationalen Schutzes nur noch ver- 
sagt werden können, wenn interner Schutz in einem Teil 
des Herkunftslands gegeben ist und der oder die Schutzsu- 
chende diesen sicher und legal erreichen kann und dort 
aufgenommen wird und sich niederlassen kann. Dies kann 
als Einengung des geltenden Konzepts verstanden werden. 
Aus Sicht der Beauftragten hat der Vorschlag der Kommis- 
sion gleichwohl präzisierende Wirkung und lehnt sich an 
die zu Artikel 3 EMRK erfolgte neuere Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte an.'“** 
Nach Auffassung der Beauftragten ist auch mit Blick auf 
Artikel 6 Absatz 2 und 3 EUV und aufgrund integrations- 
politischer Überlegungen zu prüfen, ob die Ergebnisse der 
zitierten Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes 
für Menschenrechte in die Richtlinie übernommen werden 
sollen. Jedenfalls sieht es die Beauftragte aus integrations- 
politischer Perspektive als problematisch an, in Einzelfäl- 
len die Möglichkeit internen Schutzes anzunehmen und in 
der Folge den internationalen bzw. insbesondere den sub- 
sidiären Schutz nach der Richtlinie zu versagen, wenn re- 
gelmäßig eine Verletzung von Artikel 3 EMRK vor dem 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte festgestellt 
würde. Ergebnis wäre dann immer die Erteilung einer Dul- 
dung bzw. eventuell einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Absatz 5 AufenthG. Damit wären die Länder im Falle der 
Bedürftigkeit des Betroffenen für die Leistungsgewährung 
- in diesem Fall nach dem Asylbewerberleistungsgesetz - 
zuständig, obwohl eine Rückkehr in das Herkunftsland aus 
Sicht der Beauftragten regelmäßig nicht absehbar wäre. 
Die die Integration in den Arbeitsmarkt fordernden, weit- 
gehend vom Bund finanzierten SGB 11-Leistungen könn- 
ten den erwerbsfähigen Personen in diesen Konsfellatio- 
nen nichf gewährt werden. 

Die vorgeschlagenen Änderungen im Bereich der ge- 
schlechtsspezifischen Verfolgung nach Artikel 10 Absatz 1 
Buchstabe d Satz 3 Richtlinienentwurf bereiten mit Blick 
auf die deutsche Rechtslage wenig Probleme. Die Bun- 
desregierung vertritt die Auffassung, dass mit dem Zu- 
wanderungsgesetz gemeinsam mit den Bundesländern in 


1087 Vgl 2 ur Position der Länder insgesamt Bimdesratsdmcksache 791/1/09 
vom 7. Dezember 2009. 

1088 EGMR-Entscheidung Salah Sheekh vs. The Netherlands vom 
11. Januar 2007, Applic. no. 1948/04, die sich auf das Herkunfts- 
land Somalia bezog. 

1089 1 j^ Ergebnis gleichwohl für eine Beibehaltung des alten Richtlini- 
entextes die Bundesratsdrucksache 791/1/09 vom 7. Dezember 
2009, Nr. 7. 
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§ 60 Absatz 1 Satz 3 AufenthG erreicht worden ist, dass 
Schutzsuchenden der Flüchtlingsschutz in Deutschland 
zuzuerkennen ist, wenn die Verfolgung wegen der Zuge- 
hörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe „allein an 
das Geschlecht anknüpft“. Damit erkennt Deutschland 
-über den Wortlaut der geltenden Richtlinie hinaus - 
Frauen den GFK-Flüchtlingsstatus zu, die ihr Land ver- 
lassen haben, weil ihnen dort Genitalverstümmelung 
drohte. Die Bundesregierung wird dafür werben, diese 
Rechtslage, die auch der Praxis vieler Mitgliedstaaten 
und der Auffassung von UNHCR entspricht, in der Richt- 
linie und damit auf europäischer Ebene zu verankern. 

7.7.2 Gleichstellung subsidiär Geschützter 
mit anerkannten Flüchtlingen hin- 
sichtlich der Folgerechte nach 
Kapitel VII 

Hinsichtlich der Größe der Gruppe der subsidiär Ge- 
schützten weist der Migrationsbericht 2008 aus, dass die 
Zahl der Zuerkennungen von Abschiebungsverboten 
durch das BAMF nach § 60 Absatz 2, 3, 5 und 7 Auf- 
enthG, die regelmäßig zu der Erteilung einer Aufenthalts- 
erlaubnis nach § 25 Absatz 3 AufenthG führen, seit In- 
krafttreten des Zuwanderungsgesetzes gering war (2005: 
657, 2006: 603, 2007: 673, 2008: 562). Für das Jahr 2009 
dürfte nach Angaben des BAMF insoweit von ca. 1 500 
Zuerkennungen auszugehen sein. Hinzuzurechnen sind je- 
weils noch einige Zuerkennungen durch Verwaltungsge- 
richtsentscheidungen, die sich jedoch nicht genauer bezif- 
fern lassen. Aus den bisher niedrigen Zahlen lässt sich 
allerdings nicht schließen, dass diese auch in Zukunft, z. B. 
bei geänderten Rahmenbedingungen, so bleiben werden. 

Nach Auffassung der Beauftragten lässt sich anhand der 
vorliegenden Zahlen nicht belegen, dass sich subsidiär 
Geschützte typischerweise nur vorübergehend oder zu- 
mindest kürzere Zeit im Bundesgebiet aufhalten, als aner- 
kannte GFK-Flüchtlinge: Laut Angaben des Ausländer- 
zentralregisters von Januar 2010 sind von den insgesamt 
33 610 anerkannten GFK-Flüchtlingen mit einer Aufent- 
haltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 AufenthG 17 708 
(= 52,7 Prozent) länger als fünf Jahre im Bundesgebiet 
aufhältig. Von den 24 839 subsidiär Geschützten mit einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 3 AufenthG halten 
sich 21 849 (= 88 Prozent) länger als fünf Jahre im Bun- 
desgebiet auf Diesem Ergebnis entspricht sozialrechtlich 
bzw. integrationspolitisch auch die Herausnahme dieser 
Gruppe aus dem Anwendungsbereich des Asylbewerber- 
leistungsgesetzes.'*’®*’ 


1090 Dass der prozentuale Anteil der länger als fünf Jahre im Bundesge- 
biet aufhältigen subsidiär Geschützten mit Aufenthaltserlaubnis hö- 
her ist als der der GFK-Flüchtlinge mit Aufenthaltserlaubnis, war zu 
erwarten. Dies ist auf die Regelung in § 26 Absatz 3 AufenthG zu- 
rückzuführen, die für GFK-Flüchtlinge - bei fortbestehender flücht- 
lingsrechtlicher Gefährdung im Herkunftsland - bereits nach drei 
Jahren eine Verfestigung in die Niederlassungserlaubnis vorsieht. Die 
GFK-Flüchtlinge erhalten damit drei Jahre nach der Anerkennung 
oftmals eine Niederlassungserlaubnis und fallen aus der Gruppe der 
Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 Auf- 
enthG heraus. Die festgestellte lange Aufenthaltszeit der subsidiär 
Geschützten im Bundesgebiet spricht jedoch aus Sicht der Beauftrag- 
ten insgesamt gegen eine sozialrechtliche bzw. integrationspolitische 
Schlechterstellung dieser Gruppe gegenüber GFK-Flüchtlingen. 


Aufenthaltsrechtlich sind subsidiär Geschützte schlechter 
gestellt als anerkannte GFK-Flüchtlinge. § 26 Absatz 1 
Satz 2 AufenthG sieht vor, dass die Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25 Absatz 3 AufenthG „für mindestens ein Jahr“ 
erteilt wird, während die Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Absatz 2 AufenthG für drei Jahre gilt. Die Erteilung der 
Niederlassungserlaubnis ist bei Erwachsenen erst nach 
siebenjährigem statt nach dreijährigem Aufenthalt mög- 
lich. Auswirkungen im Bereich der Kosten hat diese auf- 
enthaltsrechtliche Differenzierung nach Einschätzung der 
Beauftragten jedoch wohl nicht. 

ln anderen Rechtsbereichen - z. B. beim Zugang zu einer 
selbständigen Beschäftigung’*’®' und beim Sozialleis- 
tungsbezug von Erwerbsfähigen nach dem SGB 11 im 
Falle von Arbeitslosigkeit - ist die nun von der Kommis- 
sion angestrebte umfassende rechtliche Gleichstellung im 
deutschen Recht bereits gegeben. Im Bereich der Ausbil- 
dungsförderung nach dem BundesausbildungsfÖrderungs- 
gesefz bzw. dem SGB 111, beim Sozialleistungsbezug 
nach dem SGB Xll im Falle von Erwerbsunfähigkeit so- 
wie beim Arbeitsmarktzugang zu einer abhängigen Be- 
schäftigung bestehen zwar noch gewisse rechtliche Diffe- 
renzierungen zwischen anerkannten GFK-Flüchtlingen 
und subsidiär Geschützten. Diese Unterschiede spielen 
aber in der Praxis nach Auffassung der Beauftragten 
kaum eine Rolle, weil es sich entweder um wirkliche 
Randphänomene handelt, oder die regelmäßig zusätzlich 
erforderlichen Zeiten'*’®^ von den subsidiär Geschützten 
nach Ende eines teilweise erfolgreich durchlaufenen 
Asylverfahrens oftmals vorgewiesen werden können. 

Relevante faktische und oftmals auf Dauer wirkende 
Rechtsunterschiede bestehen aus Sicht der Beauftragten 
vor allem in zwei Bereichen: 

Zum einen besteht bei den kinderbezogenen Familienleis- 
tungen (Kindergeld, Eltemgeld und beim Unterhaltsvor- 
schussgesetz) für subsidiär Geschüfzte mif einer Aufenf- 
halfserlaubnis nach § 25 Absafz 3 AufenthG keine 
Möglichkeit, die Gleichbehandlung allein über die Auf- 
enthaltsdauer im Bundesgebiet zu realisieren. § 1 Absatz 7 
Nummer 3 BEEG, § 1 Absatz 6 Nummer 3 BErzGG, § 1 
Absatz 3 Nummer 3 BKGG, § 62 Absatz 2 Nummer 3 
EStG und § 1 Absatz 2a Nummer 3 Unterhaltsvorschuss- 
gesetz sehen gleichlautend vor, dass diese nach drei Jah- 
ren Aufenthalt im Bundesgebiet nur dann erfolgt, wenn 


1091 Ygi AVV AufenthG Nummer 21.6 letzter Satz; das Ermessen der 
Ausländerbehörde ist mit Blick auf subsidiär Geschützte nach der 
Qualifikationsrichtlinie darauf reduziert zu prüfen, „ob die ggf er- 
forderlichen Berufszugangsvoraussetzungen (z. B. Approbation) 
vorliegen.“ 

1092 Ygi Randphänomen die besondere Regelung in § 23 Absatz 5 
SGB XII zum u. a. für subsidiär Geschützte möglichen vorüberge- 
henden abgesenkten Leistungsbezug, wenn sich die Betroffenen au- 
ßerhalb des zugewiesenen Wohnorts aufhalten und in dieser Zeit 
Leistungen beanspruchen sowie zur Voraussetzung eines dreijähri- 
gen Aufenthalts § 9 Absatz 1 Nummer 2 BeschVerfV sowie § 8 
Absatz 2 Nummer 2 BAföG bzw. § 63 Absatz 2 Nummer 2 
SGB III. Da das Durchlaufen einer förderfähigen Ausbildung i.d.R. 
ohnehin erst nach einem mehrjährigen Aufenthalt im Bundesgebiet 
möglich ist (erforderliche Sprachkenntnisse, schulische Vorausset- 
zungen), kann davon ausgegangen werden, dass faktisch alle in 
Ausbildung befindlichen subsidiär Geschützten die zeitlichen Vor- 
aussetzungen von vier Jahren Aufenthalt im Bundesgebiet erfüllen. 
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die Betroffenen zusätzlich („und“) im Bundesgebiet er- 
werbstätig sind, laufende Geldleistungen nach dem 
SGB 111 beziehen oder Eltemzeit in Anspruch nehmen. 
Das Bundessozialgericht hält diese Regelung hinsichtlich 
des Erziehungsgeldes für verfassungswidrig und hat sie 
dem Bundesverfassungsgericht vorgelegt. Um die 
Kosten einer Gleichstellung zu schätzen, müssen die Fa- 
milienleistungen getrennt betrachtet werden: 

- Beim Kindergeld entstünden gesamtwirtschaftlich vo- 
raussichtlich keine nennenswerten Mehrkosten, da bei 
Bezieherinnen oder Beziehern von Leistungen nach 
dem SGB 11 das Kindergeld auf das Sozialgeld ange- 
rechnet und damit durch die Gewährung von Kinder- 
geld die Gesamtleistungshöhe nicht verändert wird. 
Wer keine Leistungen nach dem SGB 11 erhält, wird 
i.d.R von einem Einkommen aus Erwerbstätigkeit le- 
ben und damit die Voraussetzungen des § 62 Absatz 2 
Nummer 3 EStG erfüllen. Sofern die Elfem zusammen 
leben, reicht es aus, wenn ein Eltemteil erwerbstätig 
ist. 

- Beim Eltemgeld hingegen liegt es anders, da es zu- 
sätzlich zu eventuellen Leistungen nach dem SGB 11 
gezahlt wird. Hinzu kommt, dass anders als beim Kin- 
dergeld die Regelung des § 1 Absatz 7 BEGG dazu 
führt, dass der Eltemteil, der das Eltemgeld und die 
Eltemzeit beanspmchen will, die Voraussetzungen in 
eigener Person erfüllen und selbst erwerbstätig gewe- 
sen sein muss, ln so genannten „Hausfrauenehen“ von 
subsidiär Geschützten führt dies dazu, dass entweder 
der erwerbstätige Vater Eltemgeld und Eltemzeit neh- 
men muss, oder dass die Familie auf das Eltemgeld 
verzichtet. Die Anzahl der subsidiär Geschützen, die 
in einer solchen familiären Konstellation leben, ist 
nicht bekannt. 

Der zweite relevante Bereich, in dem dauerhaft wirkende 
Unterschiede bestehen, ist die Berechtigung zur Teil- 
nahme an einem Integrationskurs nach § 44 AufenthG. 
Hier haben subsidiär Geschützte - anders als anerkannte 
Flüchtlinge nach § 44 Absatz 1 Nummer 1 c) AufenthG - 
keinen Anspmch. Sie können nur nach § 44 Absatz 4 
Satz 1 AufenthG zugelassen werden, ln welchem Umfang 
dies geschieht, ist nicht bekannt. 

Aus Sicht der Beauftragten ergibt sich zusammenfassend 
folgendes Fazit: Eine vollständige Ablehnung der Kom- 
missionsvorschläge zur Gleichstellung von GFK-Flücht- 
lingen und subsidiär Geschützten entspräche nicht dem 
geltenden deutschen Recht. Angesichts der niedrigen Ge- 
samtzahlen subsidiär Geschützter und der bereits vollzo- 


1093 Ygj BSG-Terminbericht 64/09 vom 4. Dezember 2009 und in die- 
sem Bericht Kapitel III. 6. 3. Der Ausschluss der Kindergeldregelung 
gilt unter bestimmten Voraussetzungen jedoch nicht für Staatsange- 
hörige von Staaten, mit denen zwischenstaatliche Abkommen be- 
stehen (Bosnien und Herzegowina, Montenegro, Kosovo, Serbien, 
Türkei, Marokko und Tunesien). Ebenso für unter den 
Assoziationsratbeschluss 3/80 fallende türkische Staatsangehörige 
und für Arbeitnehmer aus Marokko, Algerien und Tunesien, die un- 
ter die Assoziationsabkommen der EG mit diesen Staaten fallen 
(vgl. zu allem Bundessteuerblatt 2008 Teil I, Nr. 11, vom 26. Mai 
2008, S. 642 ff [S. 644]). 


genen weitgehenden rechtlichen bzw. faktischen Gleich- 
stellung wären die Mehrausgaben aus Sicht der 
Beauftragten überschaubar. Wo tatsächlich zusätzliche 
Kosten entstehen könnten - bei den Familienleistungen 
sowie bei den Integrationskursen -, wären diese integra- 
tionspolitisch zudem gut vertretbar, zumal auf längere 
Sicht Kosteneinsparungen durch eine dann verbesserte 
Integration der subsidiär Geschützten durchaus nicht aus- 
geschlossen sein dürften. Die Entscheidung für eine über 
die gegenwärtige deutsche Rechtslage hinausgehende 
Gleichstellung von GFK-Flüchtlingen und subsidiär Ge- 
schützten ist den Leitungsebenen der Ressorts Vorbehal- 
ten. 

7.8 Vorschlag für eine Asylverfahrens- 
rechtsrichtlinie 

Der Richtlinienentwurf'o^'* will die einheitlichere Anwen- 
dung der geltenden asylverfahrensrechtlichen Vorschrif- 
ten, u. a. durch klarere Definitionen der verfahrensrechtli- 
chen Begriffe im erstinstanzlichen Verfahren erreichen. 
Die Möglichkeit, die Regelung zu sicheren Drittstaaten 
nach Artikel 16a Absatz 2 GG beizubehalten, wird in Ar- 
tikel 38 des Richtlinienentwurfs festgelegt. Die Kommis- 
sion lässt jedoch mit dem Richtlinienvorschlag erkennen, 
dass sie die Erstellung gemeinsamer EU-weit geltender 
Listen von sicheren Herkunftsländern und sicheren Dritt- 
staaten nicht weiter verfolgt. Darüber hinaus werden 
in Artikel 21 des Richtlinienentwurfs Verbesserungen für 
unbegleitete minderjährige Asylbewerber eingeführt und 
im Bereich des Rechts auf einen wirksamen Rechtsbehelf 
in Artikel 41 Absatz 5 und 6 des Richtlinienentwurfs 
Festlegungen vorgeschlagen, die zwingend zu Änderun- 
gen bestehender asylverfahrensrechtlicher Regelungen in 
Deutschland führen müssten. Ähnliches könnte auch für 
Artikel 8 Absatz 2 des Richtlinienentwurfs gelten, der 
den Verbleib des Asylantragstellers im Mitgliedstaat bis 
zur Entscheidung der Asylbehörde regelt und auch den 
Regelungsbereich des Auslieferungsrechts nach § 4 
AsylVfG berühren könnte. Die zweite Lesung des Ent- 
wurfs hat im März 2009 begonnen. 

7.9 Vorschlag für eine Richtlinie zu 
Aufnahmebedingungen von 
Asylbewerbern 

Auch der Vorschlag für eine Richtlinie zur Festlegung 
von Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbewer- 
bern in den Mitgliedstaaten'096 als Neufassung der gel- 
tenden Richtlinie konzipiert und regelt den Zugang zu 


1094 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates über Mindestnormen für Verfahren in den Mitgliedstaaten zur 
Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzstatus 
KOM (2009) 554 endg. vom 23. Oktober 2009. 

1095 Vgl. auch EuGH, Urteil vom 6. Mai 2008, Rs. C-133/06, mit dem 
Artikel 29 Absatz 1 und 2 und Artikel 36 Absatz 3 der Richtlinie 
2005/85/EG wegen fehlender Beteiligung des Europäischen Parla- 
ments für nichtig erklärt wurden. 

1096 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von 
Asylbewerbern in den Mitgliedstaaten KOM (2009) 815 endg. vom 
3. Dezember 2009. 
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und den Umfang der sozialen Leistungen während des 
Asylverfahrens. Er eröffnet hinsiehtlieh der deutsehen 
Reehtslage aus Sieht der Beauftragten insbesondere zwei 
Problemfelder: Zum einen wird zu prüfen sein, ob der 
Umfang der Asylbewerbern naeh dem Riehtlinienentwurf 
zu gewährenden Leistungen mit Bliek auf die Regelungen 
in §§ la, 3, 4 und 6 AsylbLG zu Änderungsbedarf führen 
würde. 

Aus Sieht der Beauftragten wirft Artikel 20 Absatz 1 
und 2 des Riehtlinienentwurfs keine Probleme mit Bliek 
auf eine Vereinbarkeit mit § la AsylbLG auf, da § la 
AsylbLG für Asylbewerber naeh § 1 Absatz 1 Num- 
mer 1 AsylbLG keine Anwendung findet. Aueh Artikel 24 
Absatz 1 des Riehtlinienentwurfs dürfte bei verfassungs- 
konformer Anwendung der §§ 4 und 6 AsylbLG unprob- 
lematiseh sein. 

Zum anderen beinhaltet der Riehtlinienvorsehlag in Arti- 
kel 15 Absatz 1 die Verpfliehtung, naeh spätestens seehs 
Monaten einen Arbeitsmarktzugang zu ermögliehen. Die 
Niehtaufnahme einer Vorrangprüftmg (Artikel 11 Absatz 4 
Riehtlinie 2003/9/EG) in den Riehtlinienentwurf bedeu- 
tet, dass naeh seehs Monaten ein gleiehrangiger Arbeits- 
marktzugang zu ermögliehen wäre. Dem stünde § 61 Ab- 
satz 2 AsylVfG entgegen, der naeh erst einem Jahr 
Aufenthalt einen naehrangigen Arbeitsmarktzugang für 
Asylbewerber vorsieht. Im Rahmen der Beratungen in 
den Gremien des Rates zeiehnet sieh auf Wunseh mehre- 
rer Mitgliedstaaten eine Einigung auf die unter der Rieht- 
linie 2003/9/EG geltende Reehtslage ab. 

7.10 Vorschlag für die „Dublin III- 
Verordnung“ 

Der Vorsehlag der Kommission zielt auf eine Ergänzung 
bzw. Überarbeitung der geltenden Dublin ll-VO.'^^^ Die 
Kommission will die Leistungsfähigkeit des Dublin-Sys- 
tems erhöhen, die reehliehen Gewährleistungen für Asyl- 
bewerberinnen und -bewerber verbessern und Abhilfe in 
Sifuationen sehaffen, in denen Asylsysfeme und Aufnah- 
mekapazifäfen unfer besonderem Druek sfehen. Die Be- 
auftragfen wird dabei ihr besonderes Augenmerk auf die 
folgenden Aspekfe riehfen: 

- Die in den Artikel 6 und 8 des Vorsehlags vorgenom- 
menen Klarstellungen hinsiehtlieh der Behandlung 
von Minderjährigen und insbesondere von unbegleite- 
ten Minderjährigen, die auf eine stärkere Betonung 
des Kindeswohls zielen. 

- Die neu konzipierte Ermessensklausel in Artikel 17 
des Vorsehlags, mit der das „Selbsteintrittsrecht“ der 
Mitgliedstaaten und die humanitäre Klausel zusam- 


1097 Ygi Vorschlag fiir eine Verordnung des Europäischen Parlaments 
und des Rates zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Be- 
stimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat ge- 
stellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist KOM 
(2008) 820 endg. vom 3. Dezember 2008. Zu Anwendungsfragen 
der Dublin II-VO vgl. in diesem Bericht Kapitel III. 5. 5. Zum vorge- 
schlagenen Familienbegriff vgl. Kapitel III.7.7.1. 


mengefassf werden und von einer vorherigen Zustim- 
mung der Betroffenen abhängig gemacht werden. 

- Die Regelungen zu den Verfahrensgarantien und 
Rechtsbehelfen im Falle von geplanten Überstellun- 
gen in Artikel 25 und 26 des Vorschlags, die eine Stär- 
kung der Verfahrensrechte und des Rechtsschutzes der 
Betroffenen sicherstellen sollen. 

- Die Regelungen zur Ingewahrsamnahme in Artikel 27 
des Vorschlags. 

- Die Regelung zur vorläufigen Aussetzung von Über- 
stellungen durch die Kommission im Falle einer Not- 
situationen in einem Mitgliedstaat in Artikel 31 des 
Vorschlags. 

Die Beratungen in den Gremien des Rates zu dem Vor- 
schlag sind derzeit mit Blick auf die Behandlung von an- 
deren Vorschlägen der Kommission zurückgestellt, ln 
Deutschland ist im Jahr 2010 noch eine Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zu den Möglichkeiten ange- 
kündigt, einstweiligen Rechtsschutz in Überstellungs- 
fällen nach der Dublin 11- VO zu erhalten. 

7.11 Eurodac-Verordnung 

Die Eurodac-Verordnung ist für das Funktionieren der 
Dublin 11-VO von wesentlicher Bedeutung. Mit dem Ver- 
ordnungsentwurfio99 soll die Wirksamkeit des Systems 
für die Mitgliedstaaten in Bezug auf Datenschutzbelange 
der Asylbewerber verbessert werden. Die in Eurodac ge- 
speicherten biometrischen Daten können aber auch in be- 
stimmten Konstellationen die einzige Informationsquelle 
sein, um den Verdächtigen einer terroristischen oder sons- 
tigen schwerwiegenden Straftat sicher zu identifizieren 
und dadurch ggf Verbindungen zu anderen EU-Mitglied- 
staaten aufzuzeigen. Deshalb soll Eurodac auch für den 
Zugang nationaler Polizei- und Strafverfolgungsbehörden 
und EUROPOL geöffnet werden, um etwaige terroristi- 
sche und sonstige schwerwiegende Straftaten effektiver 
verfolgen zu können. Im Rahmen der Verhandlungen 
werden sicherlich auch Einzelheiten der Ausgestaltung 
des angestrebten Zugriffs für Strafverfolgungsbehörden 
auf die Eurodac -Daten erörtert werden. 

7.12 Europäisches Unterstützungsbüro für 
Asylfragen 

Die Einrichtung des Europäisches Unterstützungsbüro für 
Asylfragen (EASO) im Jahr 2009 war im Rahmen des 
Europäischen Pakts zu Einwanderung und Asyl vom Eu- 
ropäischen Rat im Oktober 2008 beschlossen worden. 
Der Verordnungsentwurf wurde von der Kommission im 


1098 Ygi hierzu insbesondere in diesem Bericht Kapitel III 5.5.1. 

1099 Yorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates über die Einrichtung von „EURODAC“ für den Abgleich 
von Fingerabdruckdaten zum Zwecke der effektiven Anwendung 
der Verordnung (EG) Nr. [.../...] zur Festlegung der Kriterien und 
Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung 
eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem 
Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zustän- 
dig ist KOM (2009) 342 endg. vom 10. September 2009. 
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Februar 2009 vorgelegt, "•’o Rahmen des Mitentschei- 
dungsverfahrens konnte Ende des Jahres 2009 Einverneh- 
men mit dem Europäischen Parlament über einen Kom- 
promisstext erzielt werden. Die Errichtungsverordnung 
wurde am 29. Mai 2010 im EU-Amtsblatt veröffent- 
licht"oi und trat am zwanzigsten Tag nach dieser Veröf- 
fentlichung in Kraft. Das EASO soll im Jahr 2010 seine 
Arbeit aufnehmen und wird seinen Sitz in der Hauptstadt 
Maltas, La Valletta, haben. 

Das EASO soll insgesamt zu einer besseren Umsetzung 
des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems beitragen, 
die praktische Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten stär- 
ken und besonders belastete Mitgliedstaaten operativ un- 
terstützen bzw. eine solche Unterstützung koordinieren. 
Hierzu gehören z. B. die Ermittlung und Bündelung be- 
währter Praktiken sowie die Sammlung und Aufbereitung 
von Informationen über Herkunftsländer. Das Büro soll 
auch bei Umsiedlungsmaßnahmen innerhalb der Europäi- 
schen Union tätig werden. Eine weitere wichtige Aufgabe 
wird die Durchführung von Schulungen für Mitarbeiterin- 
nen und Mitarbeiter der nationalen Behörden sein. Im Be- 
reich der externen Dimension des Gemeinsamen Europäi- 
schen Asylsystems kommen dem EASO bestimmte 
koordinierende Funktionen zu, was insbesondere im Be- 
reich der Neuansiedlung und der regionalen Schutzpro- 


1100 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Einrichtung eines Europäischen Unterstützungsbüros 
für Asylfragen KOM (2009) 66 endg. vom 18. Februar 2009. 

1101 ABI. L 132 vom 29. Mai 2010, S. 11. 


gramme Bedeutung gewinnen dürfte. Das EASO soll die 
Unterstützung besonders belasteter Mitgliedstaaten koor- 
dinieren. Hierzu gehören z. B. die Ermittlung des konkre- 
ten Unterstützungsbedarfs, technische Hilfe und die Ent- 
sendung von Asyl-Unterstützungsteams. Das EASO wird 
mit dem UNHCR Zusammenarbeiten und einen engen 
Dialog mit einschlägigen Organisationen der Zivilgesell- 
schaft unterhalten. 

7.13 Rückführungsrichtlinie 

Die im letzten Lagebericht der Beauftragten berichteten 
Probleme bei den Verhandlungen des Entwurfs der Rück- 
führungsrichtlinie"*’2 konnten überwunden werden. Die 
Richtlinie wurde am 24. Dezember 2008 im Amtsblatt 
der Europäischen Union veröffentlicht. Bei der für das 
Jahr 2010 anstehenden Umsetzung der Regelungen der 
Richtlinie in das nationale Recht wird u. a. auch zu prüfen 
sein, inwieweit zur Inhaftnahme, zu den Haftbedingun- 
gen, zu Minderjährigen und Familien sowie zu Notlagen 
(Artikel 15 bis 18 der Richtlinie) Umsetzungsbedarf be- 
steht. Auch der Koalitionsvertrag sieht eine Überprüfung 
der Abschiebungshaftbedingungen gemeinsam mit den 
Ländern vor. 


1102 Vgl. 7. Lagebericht, Kapitel III. 9.2.4, S. 200, Richtlinie des Europä- 
ischen Parlaments und des Rates über gemeinsame Normen und 
Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal aufhälti- 
ger Drittstaatsangehöriger vom 16. Dezember 2008 (2008/115/EG, 
in ABI. L 348/98). 
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Hinweise zum Tabeiienanhang 

Im Folgenden werden weitere Zahlen zu untersehiedli- 
ehen Themen in Form von Tabellen dokumentiert. Die 
Gesamtangaben für die ausländisehe Bevölkerung bzw. 
Ausländerinnen und Ausländer in Deutsehland sind in 
den Tabellen nieht immer identiseh. In Deutsehland ste- 
hen mehrere statistisehe Quellen zur Verfügung, die Aus- 
kunft über in Deutsehland lebende Zuwanderergruppen 
geben. In Deutsehland werden als Ausländer aussehließ- 
lieh Personen ohne deutsehe Staatsangehörigkeit bezeieh- 
net. Personen mit einer deutsehen und einer ausländi- 
sehen Staatsangehörigkeit (doppelte Staatsangehörigkeit) 
werden gmndsätzlieh nur als Deutsehe ausgewiesen. Die 
Begriffe „Ausländerin“ und „Ausländer“ werden in die- 
sem wie in allen vorangegangenen Beriehten der Beauf- 
tragten vor allem in reehtliehen und statistisehen Zusam- 
menhängen verwendet. 

Bevölkerungsfortschreibung 

Vom Statistisehen Bundesamt wird auf der Basis der von 
den kommunalen Meldestellen (in der Regel Einwohner- 
meldeämter) erfassten Zu- und Fortzüge, der Geburten 
und Sterbefälle sowie der Staatsangehörigkeitsweehsel 
(Einbürgerungen) eine Fortsehreibung der Bevölkerung 
durehgeführt. Zum Jahresende 2009 gab das Statistisehe 
Bundesamt die ausländisehe Bevölkerung mit 7,1 Millio- 
nen Personen an. Als weitere Angaben sind Altersstruk- 
tur, Gesehleeht und die einzelnen Staatsangehörigen in 
der Bevölkerungsfortsehreibung enthalten. Die Bevölke- 
rungsfortsehreibung ist unter anderem die Grandlage für 
die Prognose der Bevölkerangszahlen in den „Koordi- 
nierten Bevölkerangsvorausbereehnungen“ des Statisti- 
sehen Bundesamts und für die Konfrolle der Stiehprobe 
des Mikrozensus. 

Mikrozensus* 

Der Mikrozensus isf eine Iprozentige Stiehprobe aus den 
Adressen (und damit indirekt aus den Haushalten) im 
Bundesgebiet. Im Mikrozensus werden umfassende Fra- 
gen zu Bildungsstand, Erwerbstätigkeit, Beruf, Einkom- 
men sowie in einem vierjährigen Rhythmus zur Wohn- 
situation, zum Gesundheitszustand u. a. Themen gestellt. 
Seit 2005 erhebt der Mikrozensus den Migrationshinter- 
grand der Bevölkerung. Hierbei wird ein Zuzug in das 
Bundesgebiet sowie ehemalige und weitere Staatsangehö- 
rigkeiten der befragten Person wie aueh der beiden Eltern 
der befragten Person erhoben. Der Mikrozensus bildet die 
Ausländerinnen und Ausländer in Deutsehland repräsen- 
tativ ab. Daher kann davon ausgegangen werden, dass die 
Bevölkerangsgrappe mit Migrationshintergrand relativ 
genau abgebildet wird (siehe unten). Die Stiehprobe wird 
zur Gewährleistung der Repräsentativität naeh Ge- 


• Die rechtliche Grundlage für den Mikrozensus ist das Gesetz zur 
Durchführung einer Repräsentativstatistik über die Bevölkerung und 
den Arbeitsmarkt sowie die Wohnsituation der Haushalte (Mikrozen- 
susgesetz 2005 - MZG 2005) vom 24. Juni 2004 (BGBl. I S. 1350) 


sehleeht, Altersklassen (unter 15 Jahre, 15 bis 44 Jahre, 
45 Jahre und älter) und vier Staatsangehörigkeiten bzw. 
Staatsangehörigkeitsgrappen (deutseh, türkiseh, EU-25 
und nieht EU-25) kontrolliert. Für andere Staatsangehö- 
rigkeiten ist der Mikrozensus - aueh aufgrund geringerer 
Fallzahlen - nur eingesehränkt aussagekräftig. 

Die Beauftragte hat für den 8. Lageberieht beim Sfatisfi- 
sehen Bundesamt eine Sonderauswertung des Mikrozen- 
sus in Auftrag gegeben, so dass im Berieht aueh auf bis- 
her nieht veröffentliehte Zahlen Bezug genommen 
werden kann. 

Ausländerzentralregister 

Im Ausländerzentralregister (AZR) werden Informationen 
über Ausländer gesammelt, die sieh drei Monate oder länger 
in Deutsehland aufhalten. Die Ausländerbehörden liefern 
die entspreehenden Personenstandsdaten an das Ausländer- 
zentralregister, das anonymisierte Daten für ausgewählte 
Merkmale zum Jahresende an das Statistisehe Bundesamt 
weiterleitet. Das Statistisehe Bundesamt bereitet diese 
Daten auf und veröffentlieht sie. Die Gesamtzahl der 
Ausländer im AZR weieht von der Bevölkerangsfort- 
sehreibung wegen unterschiedlieher Erhebungsmethoden 
und als Folge einer umfangreiehen Registerbereinigung 
des AZR seit dem Jahr 2004 deutlieh ab. Das AZR zählt 
Ende 2009 6,7 Millionen Ausländer in Deutsehland. Die 
Daten des AZR werden vor allem genutzt, um die aufent- 
haltsreehtliehe Situation und die Aufenthaltsdauer von 
Ausländem abzubilden. Die Statistiken aus dem AZR 
eignen sieh jedoeh nieht für einen Vergleieh mit der deut- 
sehen Bevölkerung. 

Migrationshintergrund 

Sollen neben Ausländerinnen und Ausländem aueh Per- 
sonen betraehtet werden, die als Deutsehe zugewandert 
sind oder eingebürgert wurden, sowie jene, die Kinder 
von zugewanderten Eltern sind und damit nieht über ei- 
gene Migrationserfahrangen verfügen, wird in der Regel 
die Bezeiehnung „Personen mit Migrationshintergrand“ 
benutzt. Dabei wird weitgehend einheitlieh die Definition 
des Statistisehen Bundesamts verwendet, die der Auswer- 
tung des Mikrozensus zugrunde liegt. Das Statistisehe 
Bundesamt bezeiehnet eine Person als „Person mit Mi 
grationshintergrand“, wenn 

1 . diese nieht auf dem Gebiet der heutigen Bundesrepu- 
blik Deutsehland geboren wurde und 1950 oder später 
zugewandert ist und/oder 

2. diese keine deutsehe Staatsangehörigkeit besitzt oder 
eingebürgert wurde. 

3. Darüber hinaus haben Deutsehe einen Migrationshin- 
tergrand, wenn ein Eltemteil der Person mindestens 
eine der unter (1.) oder (2.) genannten Bedingungen 
erfüllt. 

Aufgrund dieser Eigensehaften werden im Mikrozensus 
2008 15,6 Millionen Personen mit Migrationshintergrand 
ausgewiesen, von denen 8,3 Millionen deutsehe Staatsan- 
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gehörige sind. Dabei wurden aueh jene Kinder mitge- 
zählt, die in den Haushalten mit Personen mit Migrations- 
hintergrund leben. De faeto sind damit aueh Angehörige 
der dritten Generation in die Definition einbezogen, die 
weder selbst noeh deren Eltern zugewandert sind. 

Die Erfassung des Migrationshintergrunds in der Statistik 
wird seit mehreren Jahren von versehiedenen Seiten emp- 
fohlen, um eine Planungs- und Entseheidungsgrundlage 
für wiehtige integrationspolitisehe Fragen zu sehaffen. 
Besondere Relevanz wird dabei der Arbeitsmarkt- und 
Bildungsstatistik zugemessen, ln den Sehulstatistiken der 
Länder soll naeh einer Empfehlung der Kultusminister- 
konferenz neben der Staatsangehörigkeit und der Fami- 
lienspraehe aueh der Migrationsstatus erfasst werden, ln 
einigen Bundesländern wird dies bereits umgesetzt. Die 
Erhebung des Migrationshintergrunds in der Arbeitsmarkt- 
statistik wurde im Dezember 2008 gesetzlieh geregelt. 


Aufgrund des hohen kommunalen Interesses haben die 
deutsehen Städtestatistiker versueht, über die Einwohner- 
melderegister aueh kleinräumliehe Aussagen zum Perso- 
nenkreis mit Migrationshintergrund zu ermögliehen. ln 
den Einwohnermelderegistem können aber bei der zwei- 
ten Generation mit deutseher Staatsangehörigkeit von Ge- 
burt an nur Minderjährige rekonstruiert werden, da bei 
Volljährigen Informationen über die Eltern nieht existie- 
ren. Der Migrationshintergrund aus Zahlen der Einwoh- 
nermelderegister wird aus Staatsangehörigkeit, weitere/ 
frühere Staatsangehörigkeit, Geburtsort, sowie bei Min- 
derjährigen dureh das Wohnen in einem Haushalt mit zu- 
gewanderten Personen konstruiert. Gegenüber dem Mi- 
krozensus ist die Zahl der so erfassten Personen mit 
Migrationshintergrund etwas geringer. Nieht erfasst wer- 
den die als Deutsehe geborenen volljährigen Kinder von 
Zuwanderem. 
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Tabelle 1 


Bevölkerung insgesamt und ausländische Bevölkerung 1961 bis 2009 


Stichtag 

Bevölkerung 

ausländische Bevölkerung 


insgesamt 

insgesamt 

männlich 

weiblich 


1 000 

1 000 

1 000 

je 100 
Einwohner 

1 Früheres Bundesgebiet | 

06.06.1961 

56.174,8 

686,2 

472,7 

213,4 

1,2 

27.05.1970 

60.650,6 

2.600,6 

1.632,5 

968,0 

4,3 

31.12.1975 

61.644,6 

3.900,5 

2.223,9 

1.676,5 

6,3 

31.12.1980 

61.657,9 

4.566,2 

2.576,2 

1.990,0 

7,4 

31.12.1981 

61.712,7 

4.721,1 

2.647,9 

2.073,2 

7,7 

31.12.1982 

61.546,1 

4.671,8 

2.589,2 

2.082,6 

7,6 

31.12.1983 

61.306,7 

4.574,2 

2.514,0 

2.060,2 

7,5 

31.12.1984 

61.049,3 

4.405,5 

2.406,2 

1.999,3 

7,2 

31.12.1985 

61.020,5 

4.481,6 

2.442,8 

2.038,8 

7,3 

31.12.1986 

61.140,5 

4.661,9 

2.537,9 

2.124,0 

7,6 

31.12.1987 

61.238,1 

4.286,5 

2.366,1 

1.920,3 

7,0 

31.12.1988 

61.715,1 

4.623,5 

2.537,2 

2.086,3 

7,5 

31.12.1989 

62.679,0 

5.007,2 

2.741,1 

2.266,1 

8,0 

1 Deutschland | 

31.12.1990 

79.753,2 

5.582,4 

3.080,6 

2.501,7 

7,0 

31.12.1991 

80.274,6 

6.066,7 

3.354,7 

2.712,0 

7,6 

31.12.1992 

80.974,6 

6.669,6 

3.720,6 

2.949,0 

8,2 

31.12.1993 

81.338,1 

6.977,5 

3.866,1 

3.111,4 

8,6 

31.12.1994 

81.538,6 

7.117,7 

3.915,5 

3.202,2 

8,7 

31.12.1995 

81.817,5 

7.342,8 

4.026,9 

3.315,9 

9,0 

31.12.1996 

82.012,2 

7.491,7 

4.088,2 

3.403,5 

9,1 

31.12.1997 

82.057,4 

7.419,0 

4.022,5 

3.396,5 

9,0 

31.12.1998 

82.037,0 

7.308,5 

3.945,2 

3.363,3 

8,9 

31.12.1999 

82.163,5 

7.336,1 

3.938,1 

3.398,0 

8,9 

31.12.2000 

82.259,5 

7.267,6 

3.874,2 

3.393,4 

8,8 

31.12.2001 

82.440,3 

7.318,3 

3.881,0 

3.437,2 

8,9 

31.12.2002 

82.536,7 

7.348,0 

3.871,1 

3.476,9 

8,9 

31.12.2003 

82.531,7 

7.341,8 

3.840,1 

3.501,8 

8,9 

31.12.2004 

82.500,8 

7.288,0 

3.786,4 

3.501,5 

8,8 

31.12.2005 

82.438,0 

7.289,1 

3.766,5 

3.522,6 

8,8 

31.12.2006 

82.314,9 

7.255,9 

3.737,4 

3.518,5 

8,8 

31.12.2007 

82.217,8 

7.257,0 

3.727,0 

3.530,1 

8,8 

31.12.2008 

82.002,4 

7.185,9 

3.674,8 

3.511,1 

8,8 

31.12.2009 

81.842,4 

7.146,6 

3.649,6 

3.497,1 

8,7 


Quelle: Statistisches Bundesamt: Bevölkerungsfortschreibung 
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Tabelle 2 

Ausländische Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten 

und Geschlecht am 31. Dezember 2009 


Staatsangehörigkeit 

Ausländer im Bundesgebiet 

insgesamt 

männlich 

weiblich 


Ausländer insgesamt 

6.694.776 

3.413.540 

3.281.236 

100,0 

1. Türkei 

1.658.083 

870.472 

787.611 

24,8 

2. Italien 

517.474 

304.716 

212.758 

7,7 

3. Poien 

398.513 

190.478 

208.035 

6,0 

4. Griecheniand 

278.063 

150.930 

127.133 

4,2 

5. Kroatien 

221.222 

107.464 

113.758 

3,3 

6. Russische Föderation 

189.326 

73.247 

116.079 

2,8 

7. Österreich 

8. Serbien^’ (mit und ohne 

174.548 

91.952 

82.596 

2,6 

Kosovo^ 

164.942 

84.241 

80.701 

2,5 

9. Bosnien und Herzegowina 

154.565 

79.403 

75.162 

2,3 

10. Niederlande 

134.850 

74.223 

60.627 

2,0 

1 1 . Ukraine 

12. ehern. Serbien und 

125.617 

48.215 

77.402 

1,9 

Montenegro^^ 

122.897 

64.419 

58.478 

1,8 

13. Portugai 

113.260 

61.743 

51.517 

1,7 

14. Frankreich 

107.257 

50.213 

57.044 

1,6 

15. Rumänien 

104.980 

47.814 

57.166 

1,6 

16. Spanien 

104.002 

51.743 

52.259 

1,6 

17. Vereinigte Staaten 

98.352 

55.898 

42.454 

1,5 

18. Vereinigtes Königreich 

95.852 

58.360 

37.492 

1,4 

19. Vietnam 

84.437 

40.556 

43.881 

1,3 

20. China 

79.870 

39.720 

40.150 

1,2 

21. irak 

79.413 

49.001 

30.412 

1,2 

22. Marokko 

64.842 

36.261 

28.581 

1,0 

23. Mazedonien 

62.888 

33.225 

29.663 

0,9 

Staatsangehörigkeit 

Ausländer im Bundesgebiet 

insgesamt 

männlich 

weiblich 

%'*> 

EU - Staaten^^ 

2.367.908 

1.236.611 

1.131.297 

100,0 

1. Italien 

517.474 

304.716 

212.758 

21,9 

2. Poien 

398.513 

190.478 

208.035 

16,8 

3. Griecheniand 

278.063 

150.930 

127.133 

11,7 

4. Österreich 

174.548 

91.952 

82.596 

7,4 

5. Niederlande 

134.850 

74.223 

60.627 

5,7 

6. Portugal 

113.260 

61.743 

51.517 

4,8 

7. Frankreich 

107.257 

50.213 

57.044 

4,5 

8. Rumänien 

104.980 

47.814 

57.166 

4,4 

9. Spanien 

104.002 

51.743 

52.259 

4,4 

10. Vereinigtes Königreich 

95.852 

58.360 

37.492 

4,0 

1 1 . Bulgarien 

61.854 

28.962 

32.892 

2,6 

12. Ungarn 

61.417 

36.081 

25.336 

2,6 

13. Tschechische Republik 

34.337 

11.583 

22.754 

1,5 

14. Slowakei 

24.930 

10.322 

14.608 

1,1 

15. Belgien 

22.388 

11.328 

11.060 

0,9 

16. Litauen 

21.423 

6.389 

15.034 

0,9 

17. Slowenien 

20.054 

9.804 

10.250 

0,8 

18. Dänemark 

18.789 

8.438 

10.351 

0,8 

19. Schweden 

17.099 

7.655 

9.444 

0,7 

20. Finnland 

12.901 

3.790 

9.111 

0,5 

21 . Luxemburg 

11.701 

6.148 

5.553 

0,5 

22. Lettland 

11.650 

4.288 

7.362 

0,5 

23. Irland 

9.899 

5.351 

4.548 

0,4 

24. Estland 

4.108 

1.213 

2.895 

0,2 

25. Zypern 

855 

482 

373 

0,0 

26. Malta 

438 

200 

238 

0,0 


1) Ab August 2006 werden neben der Staatsangehörigkeit von Serbien und Montenegro auch die Staatsangehörigkeiten 
der beiden Nachfoigestaaten .Serbien' und .Montenegro' nachgewiesen. Ab 01 .05.2008 wird Kosovo getrennt 
nachgewiesen. Serbien ist vor und nach Ausgiiederung des Kosovo in den Tabeilen zusammen ausgewiesen. 

2) Anteil an der ausländischen Bevöikerung insgesamt. 

3) Im AZR weicht die Summe der einzelnen EU-Staatsangehörigkeiten ab von der Gesamtzahl der EU- 
Staatsangehörigkeiten. 

4) Anteil an den EU-Ausländern insgesamt. 

Queile: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 , Reihe 2, 2009, Seite 88 ff (AZR) 
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Tabelle 3 

Ausländerinnen und Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland nach Altersgruppen, 
Geschlecht und in Deutschland Geborenen am 31. Dezember 2009 





Alter von ... bis unter . 

.. Jahre 


Ausländer 

unter 

6 bis 

18 bis 

65 Jahre 

insgesamt 



6 Jahre 

18 Jahre 

65 Jahre 

und älter 

insgesamt 

158.494 

755.228 

5.201.596 

579.458 

6.694.776 

männlich 

81.978 

388.809 

2.620.319 

322.434 

3.413.540 

weiblich 

76.516 

366.419 

2.581.277 

257.024 

3.281.236 

in %'’> 

2,4 

11,3 

77,7 

8,7 

100,0 

davon in 
Deutschland 
geboren: 

insgesamt 

119.002 

525.611 

644.645 

12.254 

1.301.512 

in 

75,1 

69,6 

12,4 

2,1 

19,4 


1 ) Anteil an der Gesamtzahl der Ausländer. 

2) Anteil an der Gesamtzahl der Altersgruppe. 


Quelle: Statistisches Bundesamt (AZR) 
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Tabelle 4 
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Quelle: Statistisches Bundesamt; Sonderauswertung des Mikrozensus 2008 für die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration. 
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Tabelle 5 
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Tabelle 6 


Wanderungen von Ausländerinnen und Ausländern in das und aus dem Bundesgebiet 

in den Jahren 2004 bis 2008 


Ausgewählte 

Herkunftsländer 

2004 

2005 

2006 

2007 

2008 

Gesamt 

darunter 

weiblich 

Gesamt 

darunter 

weiblich 

Gesamt 

darunter 

weiblich 

Gesamt 

darunter 

weiblich 

Gesamt 

darunter 

weiblich 

Zuzüge 

1. Griechenland 

10.100 

3.898 

8.920 

3.400 

8.189 

3.143 

8.032 

3.066 

8.302 

3.254 

2. Italien 

19.001 

7.587 

17.770 

6.959 

17.650 

6.987 

18.184 

7.187 

19.809 

7.724 

3. Bosnien und 

Herzegowina 

4. Serbien und 

Montenegro^^ 

8.003 

2.810 

7.004 

2.372 

6.579 

2.056 

6.377 

1.728 

6.140 

1.702 

20.366 

9.017 

16.706 

8.142 

14.398 

6.914 

1.560 

705 

916 

358 

5. Serbien^^ 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

10.201 

4.578 

8.456 

3.061 

6. Montenegro^^ 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

623 

271 

337 

157 

7. Kroatien 

10.118 

2.892 

8.956 

2.558 

8.310 

2.338 

8.418 

2.117 

8.418 

2.172 

8. Mazedonien 

3.227 

1.324 

2.578 

1.283 

2.463 

1.170 

2.307 

993 

2.260 

972 

9. Slowenien 

2.321 

538 

1.442 

467 

1.086 

407 

1.201 

447 

1.226 

414 

10. Marokko 

4.332 

1.742 

3.968 

1.691 

3.570 

1.481 

3.179 

1.313 

3.091 

1.284 

11. Portugal 

5.483 

1.963 

4.883 

1.723 

4.917 

1.699 

5.375 

1.750 

5.766 

1.803 

12. Spanien 

8.484 

4.328 

8.032 

4.037 

8.196 

4.215 

8.571 

4.198 

9.497 

4.628 

13. Türkei 

40.689 

15.852 

34.749 

14.824 

29.589 

12.307 

26.694 

10.872 

26.173 

10.126 

14. Tunesien 

2.542 

600 

2.238 

612 

2.266 

676 

1.918 

578 

1.796 

507 

Summe 1. -14.^’ 

134.666 

52.551 

117.246 

48.068 

107.213 

43.393 

102.640 

39.803 

102.187 

38.162 

15. Polen 

124.629 

41.655 

146.943 

47.667 

151.743 

47.330 

139.967 

45.202 

119.177 

40.912 

16. Rumänien'^^ 

23.239 

9.104 

22.873 

9.354 

23.353 

9.236 

42.899 

16.971 

47.014 

17.762 

17. Russische Föderation 

27.663 

16.057 

22.392 

13.328 

16.425 

10.249 

14.960 

9.375 

14.316 

9.079 

Alle Länder 

602.182 

250.093 

579.301 

239.556 

558.467 

224.744 

574.752 

231.307 

573.815 

229.306 

Fortzüge 

1. Griechenland 

19.352 

7.663 

15.648 

6.476 

14.273 

5.957 

14.075 

5.893 

15.994 

6.533 

2. Italien 

32.825 

12.959 

25.144 

9.975 

23.370 

9.321 

22.008 

8.631 

24.674 

9.710 

3. Bosnien und 

Herzegowina 

4. Serbien und 
Montenegro^^ 

8.016 

2.610 

6.865 

1.958 

6.160 

1.605 

6.525 

1.505 

7.119 

1.761 

25.679 

9.810 

18.375 

7.140 

14.472 

5.383 

2.451 

846 

3.787 

1.403 

5. Serbien^’ 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

8.577 

3.093 

9.404 

3.197 

6. Montenegro^^ 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

256 

106 

288 

109 

7. Kroatien 

11.902 

3.152 

10.711 

3.037 

9.868 

2.937 

10.113 

2.889 

11.556 

3.288 

8. Mazedonien 

2.767 

923 

2.031 

764 

1.894 

690 

1.729 

574 

2.228 

722 

9. Slowenien 

2.337 

552 

1.561 

414 

1.208 

425 

1.257 

446 

1.676 

553 

10. Marokko 

2.847 

792 

2.514 

665 

2.057 

569 

2.139 

538 

2.629 

683 

11. Portugal 

8.282 

2.702 

6.303 

2.185 

6.184 

2.031 

6.051 

2.022 

6.700 

2.252 

12. Spanien 

10.814 

5.342 

8.742 

4.305 

8.585 

4.255 

8.133 

4.122 

10.368 

5.176 

13. Türkei 

34.933 

11.120 

31.800 

10.570 

29.778 

10.301 

28.346 

9.857 

34.280 

12.259 

14. Tunesien 

1.256 

266 

1.199 

250 

1.172 

254 

1.180 

274 

1.547 

338 

Summe 1. -14.^’ 

161.010 

57.891 

130.893 

47.739 

119.021 

43.728 

112.840 

40.796 

132.250 

47.984 

15. Polen 

94.880 

27.965 

96.262 

26.293 

103.402 

29.408 

110.340 

30.523 

118.727 

35.032 

16. Rumänien'*^ 

19.376 

6.299 

19.639 

6.673 

0.273 

7.259 

23.290 

8.302 

37.113 

12.947 

17. Russische Föderation 

12.920 

6.998 

1.918 

6.433 

11.233 

6.252 

10.227 

5.764 

13.100 

7.429 

Alle Länder 

546.965 

198.768 

483.584 

174.638 

483.774 

177.015 

475.749 

172.509 

563.130 

209.290 

Wanderungssaldo 

1 . Griechenland 

-9.252 

-3.765 

-6.728 

-3.076 

-6.084 

-2.814 

-6.043 

-2.827 

-7.692 

-3.279 

2. Italien 

-13.824 

-5.372 

-7.374 

-3.016 

-5.720 

-2.334 

-3.824 

-1.444 

-4.865 

-1.986 

3. Bosnien und 
Herzegowina 

-13 

+200 

+139 

+414 

+419 

+451 

-148 

-223 

-979 

-59 

4. Serbien und 

Montenegro^^ 

-5.313 

-793 

-1.669 

+ 1.002 

-74 

+ 1.531 

-891 

-141 

-2.871 

-1.045 

5. Serbien^’ 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

+ 1.624 

+1.485 

-948 

-136 

6. Montenegro^^ 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

+367 

+ 165 

+49 

+48 

7. Kroatien 

-1.784 

-260 

-1.755 

-479 

-1.558 

-599 

-1.695 

-772 

-3.138 

-1.116 

8. Mazedonien 

+460 

+401 

+547 

+519 

+569 

+480 

+578 

+419 

+32 

+250 

9. Slowenien 

-16 

-14 

-119 

+53 

-122 

-18 

-56 

+ 1 

-450 

-139 

10. Marokko 

+ 1.485 

+950 

+1.454 

+1.026 

+ 1.513 

+912 

+1.040 

+775 

+462 

+601 

1 1 . Portugal 

-2.799 

-739 

-1.420 

-462 

-1.267 

-332 

-676 

-272 

-934 

-449 

12. Spanien 

-2.330 

-1.014 

-710 

-268 

-389 

-40 

+438 

+76 

-871 

-548 

13. Türkei 

+5.756 

+4.732 

+2.949 

+4.254 

-189 

+2.006 

-1.652 

+1.015 

-8.107 

-2.133 

14. Tunesien 

+1.286 

+334 

+1.039 

+362 

+ 1.094 

+422 

+738 

+304 

+249 

+169 

Summe 1. -14.^' 

-26.344 

-5.340 

-13.647 

+329 

-11.808 

-335 

-10.200 

-1 .439 

-30.063 

-9.822 

15. Polen 

+29.749 

+13.690 

+50.681 

+21.374 

+48.341 

+ 17.922 

+29.627 

+ 14.679 

+450 

+5.880 

16. Rumänien 

+3.863 

+2.805 

+3.234 

+2681 

+3.080 

+ 1.977 

+ 19.609 

+8.669 

+9.901 

+4.815 

17. Russische Föderation 

+14.743 

+9.059 

+10.474 

+6.895 

+5.192 

+3.997 

+4.733 

+3.611 

+1.216 

+1.650 

Alle Länder 

+55.217 

+51.325 

+95.717 

+64.918 

+74.693 

+47.729 

+99.003 

+58.798 

+10.685 

+20.016 


1 ) Bis 2003 Jugoslawien nach jeweiligem Gebietsstand und einschließlich der Fälle in denen die Angehörigkeit an einen anderen 
auf dem Gebiet des ehern. Jugoslawien gelegenen Staat nicht bekannt bzw. feststellbar ist. Ab August 2006 werden neben der 
Staatsangehörigkeit von .Serbien und Montenegro’ auch die Staatsangehörigkeiten der beiden Nachfolgestaaten .Serbien’ und 
.Montenegro’ nachgewiesen. 

2) Anwerbestaaten Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 7 
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Tabelle 8 

Geburten von deutschen und ausländischen Kindern in der Bundesrepublik Deutschland 

in den Jahren 1990 bis 2008 


Jahr 

Lebendgeborene 

Ausländer- 

anteil^* 

insgesamt 

mit deutscher Staatsangehörigkeit'* 

aus- 

ländischer 

Staats- 

angehörig- 

keit 

gesamt 

darunter: 

Eltern 

auslän- 

disch"** 

darunter: mindestens ein Elternteil deutsch 

Eltern verheiratet 

Eltern nicht verheiratet®* 

Vater 

Deutscher, 

Mutter 

Ausländerin®* 

Mutter 

Deutsche, 

Vater 

Ausländer®* 

Mutter 

Deutsche'^* 

Mutter 

Ausländerin, 

Vater 

Deutscher 

1990^> 

727.199 

640.879 

- 

- 

- 

- 

- 

86.320 

11,9 

1991 

830.019 

739.266 

- 

17.190 

21.467 

116.623 

- 

90.753 

10,9 

1992 

809.114 

708.996 

- 

18.626 

21.749 

110.309 

- 

100.118 

12,4 

1993 

798.447 

695.573 

- 

20.227 

21.904 

106.807 

- 

102.874 

12,9 

1994 

769.603 

668.875 

- 

21.641 

22.226 

107.044 

- 

100.728 

13,1 

1995 

765.221 

665.507 

- 

23.948 

23.948 

111.214 

- 

99.714 

13,0 

1996 

796.013 

689.784 

- 

27.192 

26.208 

122.763 

- 

106.229 

13,3 

1997 

812.173 

704.991 

- 

29.438 

28.246 

132.443 

- 

107.182 

13,2 

1998 

785.034 

684.977 

- 

31.062 

28.859 

143.330 

- 

100.057 

12,7 

1999 

770.744 

675.528 

- 

32.523 

30.000 

155.417 

- 

95.216 

12,4 

2000 

766.999 

717.223 

41.257 

36.206 

32.410 

163.086 

2.764 

49.776 

6,5 

2001 

734.475 

690.302 

38.600 

37.718 

32.498 

167.680 

3.143 

44.173 

6,0 

2002 

719.250 

677.825 

37.568 

41.000 

33.509 

170.915 

4.069 

41.425 

5,8 

2003 

706.721 

667.366 

36.819 

43.483 

34.685 

173.305 

4.753 

39.355 

5,6 

2004 

705.622 

669.408 

36.863 

45.841 

35.912 

178.992 

5.581 

36.214 

5,1 

2005 

685.795 

655.534 

40.156 

46.003 

35.025 

181.105 

5.909 

30.261 

4,4 

2006 

672.724 

643.548 

39.089 

46.295 

34.340 

182.525 

6.109 

29.176 

4,3 

2007 

684.862 

653.523 

35.666 

46.600 

35.006 

190.979 

6.588 

31.339 

4,6 

2008 

682.514 

648.632 

30.336 

44.398 

33.836 

198.365 

6.828 

33.882 

5,0 


1) Seit 1975 erhält jedes Kind, bei dem mindestens ein Elternteil Deutscher ist, die deutsche Staatsangehörigkeit. 

2) Anteil der Lebendgeborenen ohne deutsche Staatsangehörigkeit an der Gesamtzahl der Lebendgeborenen. 

3) Bis 1990 alte Bundesländer, ab 1991 gesamtdeutsche Zahlen. 

4) Seit 01 .01 .2000 erwerben Kinder ausländischer Eltern neben den Staatsangehörigkeiten der Eltern die deutsche 
Staatsangehörigkeit, wenn mindestens ein Elternteil seit mindestens 8 Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt in 
Deutschland hat und eine Niederiassungserlaubis oder nunmehr ein unbefristetes Aufenthaltsrecht besitzt. Dies gilt auch, wenn 
ein Elternteil eine Aufenthaltserlaubnis auf Grund des Freizügigkeitsabkommens zwischen der EU bzw. deren Mitgliedstaaten 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft besitzt. 

5) Einschließlich nichtaufgliederbarer Gruppen, unbekanntes Ausland, ungeklärte Fälle sowie ohne Angabe. 

6) Die Angaben zum nichtehelichen Vater werden bei der Geburt des Kindes aufgrund der Kindschaftsrechtsreform seit dem 
Berichtsjahr 2000 nachgewiesen. 

7) In diesen Zahlen sind auch Kinder mit einem ausländischen Vater enthalten. Im Jahr 2007 waren dies 8.792 Kinder. 

Quelle: Migrationsbericht des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge im Auftrag der Bundesregierung, Migrationsbericht 
2008, Seite 344 
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Tabelle 9 

Eheschließungen von deutschen und ausländischen Partnern in der Bundesrepuhlik Deutschland 

in den Jahren 1960 his 2008 


Jahr 

Ehe- 

schließungen^* 

insgesamt 

darunter 

zwischen 

Deutschen 

darunter von oder mit ausländischen Partnern 

zu- 

sammen 

beide Ehepartner Ausländer 

Frau Deutsche, 
Mann Ausländer 

Mann 

Deutscher, 

Frau 

Ausländerin 

zusammen 

darunter 

mit gleicher 
Staatsan- 
gehörigkeit 




Früheres Bundesgebiet 



1960 

521.445 

500.362 

21.083 

1.625 

998 

15.600 

3.858 

1970 

444.510 

411.514 

32.996 

8.199 

6.749 

14.645 

10.152 

1980 

362.408 

327.023 

35.385 

7.374 

5.753 

18.927 

9.084 

1990 

414.475 

367.936 

46.539 

6.755 

3.175 

22.031 

17.753 





Deutschland 




1991 

454.291 

402.825 

51.466 

7.511 

2.948 

24.148 

19.807 

1996 

427.297 

357.073 

70.224 

12.680 

4.615 

27.907 

29.637 

1997 

422.776 

348.939 

73.837 

12.452 

4.563 

30.198 

31.187 

1998 

417.420 

346.835 

70.585 

1 1 .356 

4.531 

27.402 

31.827 

1999 

430.674 

360.556 

70.118 

1 1 .549 

4.693 

26.234 

32.335 

2000 

418.550 

345.477 

73.073 

11.911 

7.043 

27.323 

33.839 

2001 

389.591 

317.496 

72.095 

1 1 .408 

6.895 

25.186 

35.501 

2002 

391.963 

318.244 

73.719 

11.251 

6.811 

26.057 

36.411 

2003 

382.911 

312.145 

70.766 

10.568 

6.164 

25.015 

35.183 

2004 

395.992 

330.535 

65.457 

9.219 

5.233 

23.474 

32.764 

2005 

388.451 

329.455 

58.996 

8.493 

4.944 

21.113 

29.390 

2006 

373.681 

319.384 

54.297 

7.578 

4.470 

19.748 

26.971 

2007 

368.922 

318.082 

50.840 

7.299 

4.388 

18.608 

24.933 

2008 

377.055 

328.311 

48.744 

7.302 

4.462 

18.154 

23.288 


1) Standesamtlich registrierte Eheschließungen in Deutschland. Nicht enthalten sind Eheschließungen in Konsulaten 
anderer Staaten und im Ausland. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 10 

Eheschließungen in der Bundesrepuhlik Deutschlands nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten 

der Ehepartner in den Jahren 1960 his 2008'* 



I960 

1970 

1980 

1990 

2000 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

2006 

2007 

2008 

Deutsche Frau mit Mann nebenstehender Staatsangehörigkeit 

Frankreich 

567 

4 

680 

616 

419 

385 

383 

357 

386 

376 

403 

385 

368 

Griechenland 

266 

399 

452 

511 

491 

459 

473 

492 

478 

529 

495 

467 

451 

Vereinigtes Königreich 

708 

586 

975 

1.148 

769 

726 

838 

804 

881 

801 

797 

765 

796 

Italien 

1.215 

2.277 

2.301 

2.085 

1.885 

1.895 

1.854 

1.702 

1.777 

1.813 

1.706 

1731 

1872 

Serbien und Montenegro^^ 

331 

629 

958 

1.524 

4.763 

2.734 

2.495 

2.073 

1.534 

1.140 

986 

709 

573 

Niederlande 

1.086 

1.182 

863 

866 

738 

702 

698 

672 

720 

682 

691 

657 

636 

Österreich 

1.191 

1.783 

1.200 

1.085 

934 

872 

888 

828 

861 

850 

795 

823 

800 

Philippinen 

- 

3 

31 

38 

13 

5 

15 

14 

7 

11 

6 

8 

16 

Polen 

194 

11 

125 

1.166 

819 

872 

988 

946 

842 

616 

617 

534 

507 

Rumänien 

- 

- 

- 

- 

302 

341 

409 

366 

366 

305 

241 

187 

168 

Russ.Föderation^^ 

93 

12 

6 

116 

569 

586 

608 

491 

434 

333 

288 

210 

239 

Spanien 

198 

335 

492 

492 

433 

371 

390 

396 

421 

396 

373 

381 

411 

Thailand 

- 

20 

31 

37 

37 

32 

26 

26 

21 

12 

13 

9 

10 

Türkei 

71 

404 

3.339 

2.767 

4.320 

5.005 

5.642 

5.564 

4.938 

4.108 

3.753 

3839 

3774 

Ukraine 

- 

- 

- 

- 

244 

275 

265 

238 

196 

158 

139 

130 

117 

Vereinigte Staaten 

6.062 

2.841 

2.472 

2.987 

1.133 

1.255 

1.344 

1.353 

1.246 

1.347 

1.142 

1239 

1157 

Deutscher Mann mit Frau nebenstehender Staatsangehörigkeit 

Frankreich 

235 

773 

606 

596 

585 

520 

546 

524 

536 

517 

449 

436 

448 

Griechenland 

25 

266 

256 

290 

354 

321 

320 

327 

322 

342 

314 

318 

306 

Vereinigtes Königreich 

99 

346 

381 

354 

303 

274 

290 

308 

301 

294 

269 

271 

249 

Italien 

239 

457 

487 

836 

988 

924 

943 

946 

942 

969 

945 

972 

982 

Serbien und Montenegro^^ 

126 

1.739 

1.204 

1.750 

1.086 

1.104 

1.176 

981 

850 

675 

661 

507 

458 

Niederlande 

742 

1.257 

568 

557 

453 

425 

382 

396 

385 

371 

323 

317 

372 

Österreich 

1.087 

1.568 

969 

1.091 

867 

916 

816 

805 

852 

847 

753 

735 

744 

Philippinen 

- 

12 

424 

1.155 

530 

443 

401 

368 

338 

266 

280 

267 

306 

Polen 

58 

118 

293 

3.193 

5.210 

5.263 

5.536 

5.371 

4.948 

4.479 

4.319 

4205 

3698 

Rumänien 

- 

- 

- 

- 

1.740 

1.903 

2.143 

2.229 

2.162 

1.785 

1.413 

912 

842 

Russ.Föderation^^ 

22 

13 

8 

431 

2.402 

2.480 

2.541 

2.545 

2.190 

2.021 

1.753 

1671 

1546 

Spanien 

28 

263 

297 

455 

510 

468 

480 

465 

489 

471 

437 

406 

428 

Thailand 

- 

4 

248 

982 

2.372 

2.728 

2.775 

2.535 

2.263 

2.054 

1.702 

1473 

1064 

Türkei 

12 

182 

426 

691 

1.464 

1.738 

1.983 

1.850 

1.789 

1.753 

1.706 

1874 

1894 

Ukraine 

- 

- 

- 

- 

1.554 

1.997 

2.047 

1.953 

1.709 

1.448 

1.228 

1138 

964 

Vereinigte Staaten 

97 

297 

317 

443 

440 

395 

452 

382 

369 

375 

374 

375 

357 

Beide Ehepartner mit gleicher Staatsangehörigkeit 

Frankreich 

3 

28 

20 

8 

16 

8 

12 

8 

17 

18 

14 

17 

25 

Griechenland 

33 

2.415 

782 

45 

99 

100 

121 

131 

107 

105 

96 

95 

99 

Vereinigtes Königreich 

- 

15 

44 

29 

21 

17 

26 

27 

23 

32 

18 

26 

33 

Italien 

70 

622 

953 

1.033 

1.145 

1.164 

1.069 

977 

842 

801 

768 

803 

810 

Serbien und Montenegro^^ 

65 

363 

516 

215 

1.710 

1.293 

1.171 

836 

650 

548 

384 

424 

371 

Niederlande 

37 

67 

34 

33 

42 

37 

53 

46 

42 

71 

76 

78 

70 

Österreich 

85 

150 

61 

41 

54 

51 

60 

58 

64 

75 

57 

72 

56 

Philippinen 

- 

- 

- 

- 

2 

2 

2 

- 

1 

3 

- 

1 

2 

Polen 

38 

13 

52 

771 

195 

230 

240 

236 

249 

273 

296 

306 

326 

Rumänien 

- 

- 

- 

- 

62 

78 

114 

127 

93 

130 

91 

87 

90 

Russ.Föderation^^ 

8 

- 

- 

13 

61 

54 

63 

60 

48 

54 

39 

45 

41 

Spanien 

44 

645 

239 

24 

13 

15 

23 

15 

22 

20 

22 

12 

20 

Thailand 

- 

- 

- 

- 

1 

7 

2 

3 

3 

5 

3 

- 

1 

Türkei 

- 

170 

2.417 

276 

1.367 

1.432 

1.482 

1.534 

1.284 

1.165 

1.085 

1147 

1281 

Ukraine 

- 

- 

- 

- 

59 

67 

74 

65 

52 

43 

47 

30 

37 

Vereinigte Staaten 

22 

853 

331 

349 

81 

93 

93 

112 

75 

127 

99 

82 

65 


1) Bis 1990 Zahlen für das frühere Bundesgebiet. 

2) Bis 2003 Jugoslawien nach jeweiligem Gebietsstand und einschließlich der Fäile in denen die Angehörigkeit an einen anderen auf dem Gebiet 
des ehern. Jugosiawien gelegenen Staat nicht bekannt bzw. feststellbar ist. Ab August 2006 werden neben der Staatsangehörigkeit von 
.Serbien und Montenegro’ auch die Staatsangehörigkeiten der beiden Nachfolgestaaten .Serbien’ und .Montenegro’ nachgewiesen. 

3) Bis 1990 Sowjetunion. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 11 


Erteilte Visa zum Zweck des Ehegattennachzugs nach Deutschland 1998 his 2008 


Jahr 

Ausl. 

Ehefrau 

zu 

Ausl. Ehemann 

zu 

Gesamt 

dt. Ehemann 

ausl. Ehemann 

dt. Ehefrau 

ausl. Ehefrau 

1998 

13.098 

19.275 

8.038 

7.990 

48.401 

1999 

16.246 

20.036 

9.865 

7.711 

53.858 

2000 

18.863 

19.893 

1 1 .747 

7.686 

58.189 

2001 

20.766 

21.491 

13.041 

7.780 

63.078 

2002 

20.325 

21.609 

13.923 

8.164 

64.021 

2003 

20.539 

18.412 

12.683 

6.535 

58.169 

2004 

20.455 

14.692 

10.966 

5.439 

51.552 

2005 

14.969 

13.085 

8.811 

4.068 

40.933 

2006 

14.075 

13.176 

8.622 

3.712 

39.585 

2007 

11.592 

11.177 

6.685 

3.012 

32.466 

2008 

10.791 

11.167 

5.870 

2.939 

30.767 

2009 

11.603 

12.859 

5.830 

2.902 

33.194 


Quelle: Migrationsbericht des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge im Auftrag der Bundesregierung, Migrationsbericht 
2008, Seite 301 sowie BT-Drs. 17/1112. 
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Tabelle 12 

Zahl der erteilten Visa zum Ehegattennachzug nach Quartalen 2007 his 2009 

(weltweit) 


Quartal 

Zahl der erteilten Visa 

1/2007 

9.449 

11/2007 

9.267 

111/2007 

8.603 

IV/2007 

5.147 

Summe 2007 

32.466 

1/2008 

6.458 

11/2008 

7.771 

111/2008 

8.445 

IV/2008 

8.093 

Summe 2008 

30.767 

1/2009 

7.825 

11/2009 

8.053 

111/2009 

9.027 

IV/2009 

8289 

Summe 2009 

33.194 


Quelle: BT-Drs. 16/9137, 16/10732, 16/11997, 16/13978, 17/194, 17/1112, 
eigene Berechnungen 
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Tabelle 13 


Gesamt 

2009 

6.905 

2.157 

1.325 

1.413 

714 

747 

1.765 

362 

702 

928 

567 

763 

409 

506 

1.086 

00 

o 

o 

CM 

6.886 

2.017 

1.332 

1.289 

871 

819 

1.638 

421 

653 

924 

510 

594 

452 

536 

922 

2007 

7.636 

2.638 

1.653 

1.257 

3.695 

913 

1.203 

695 

746 

599 

598 

515 

537 

447 

843 

Ausl. Ehemann zu 

ausl. Ehefrau 

2009 

1.051 

32 

7 

86 

154 

187 

34 

3 

12 

26 

102 

34 

17 

20 

77 

oo 

o 

o 

CM 

1.007 

33 

6 

67 

206 

172 

40 

8 

10 

33 

99 

36 

39 

13 

109 

O 

O 

CM 

1.038 

55 

7 

71 

569 

227 

29 

12 

21 

26 

133 

39 

32 

27 

78 

dt. Ehefrau 

2009 

2.095 

253 

1 

403 

90 

69 

89 

120 

363 

66 

10 

147 

156 

188 

30 

00 

o 

o 

CM 

2.043 

306 

5 

415 

119 

95 

67 

155 

363 

71 

25 

116 

153 

204 

19 

2007 

2.085 

577 

7 

434 

621 

127 

77 

290 

395 

86 

26 

104 

145 

189 

27 

Ausl. Ehefrau zu 

ausl. Ehemann 

2009 

2.452 

291 

36 

299 

383 

397 

1.499 

8 

106 

157 

213 

312 

150 

97 

471 

00 

o 

o 

CM 

2.497 

273 

25 

257 

432 

453 

1.391 

8 

96 

133 

183 

243 

189 

76 

451 

O 

O 

CM 

3.043 

249 

42 

250 

2.053 

417 

963 

11 

112 

125 

185 

192 

296 

74 

436 

dt. Ehemann 

2009 

1.307 

1.581 

1.281 

625 

87 

94 

143 

231 

221 

679 

242 

270 

86 

201 

508 

00 

o 

o 

CM 

1.339 

1.405 

1.296 

550 

114 

99 

140 

250 

184 

687 

203 

199 

71 

243 

343 

2007 

1.470 

1.757 

1.597 

502 

452 

142 

134 

382 

218 

362 

254 

180 

64 

157 

302 

Ausgewählte 

Herkunftsländer 

Türkei 

Russ. Förderation 

Thailand 

Marokko 

Serbien (inkl. 
Montenegro)^ 

Bosnien 

Herzegowina 

Indien 

Kasachstan 

Tunesien 

Ukraine 

Vietnam 

Pakistan 

Ägypten 

Libanon 

China 
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Tabelle 14 
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Tabelle 16 


Optionspflichtige („Optionskinder“) nach § 29 StAG, 
erstmals optionspflichtig im Zeitranm 2008 his 2026 


Geburtsjahr 

Zahl options- 
pflichtiger Personen 

Eintritt der 

Optionspflich 

t 




Überaanqsreaeluna (Einbüraeruna) nach ^ 40b StAG 






1990 

3.316 

2008 

1991 

3.807 

2009 

1992 

4.059 

2010 

1993 

4.157 

2011 

1994 

4.487 

2012 

1995 

4.734 

2013 

1996 

5.343 

2014 

1997 

5.892 

2015 

1998 

6.348 

2016 

1999 

6.787 

2017 

Summe 1990 - 1999: 

49.187^> 





Geburtserwerb nach $ 4 Abs. 3 StAG 




2000 

41.257 

2018 

2001 

38.600 

2019 

2002 

37.568 

2020 

2003 

36.819 

2021 

2004 

36.863 

2022 

2005 

40.156 

2023 

2006 

39.089 

2024 

2007 

35.666 

2025 

2008 

30.336 

2026 

Summe 2000 - 2008: 

336.354 





Summe Optionspflichtiger für 
die Geburtsjahrgänge 1990 bis 2008: 

385.541 



1 ) Die Summe der einzelnen Jahreswerte 1 990 bis 1 999 entspricht nicht der angegebenen Summe. Teilweise können 
Einbürgerungen nach § 40b StAG statistisch nicht mehr den einzelnen Jahren zugeordnet werden. 

Quelle: Migrationsbericht des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge im Auftrag der 
Bundesregierung, Migrationsbericht 2008 
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Tabelle 17 


Veränderungen zwischen den Jahren ... in % 
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Land 

Baden-Württemberg 

Bayern 

Berlin 

Brandenburg 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Mecklenburg-Vorpommern 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Sachsen 

Sachsen-Anhalt 

Schleswig-Holstein 

Thüringen 

Einbürgerungen vom Ausland 

Deutschland 
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1) Seit Juni 2006 sind Serbien und Montenegro zwei unabhängige Staaten. Im AZR sind jedoch viele Personen noch keinem Nachfolgestaat des ehemaligen Serbien und Montenegro zugeordnet. Seit 
1. Mai 2008 wird auchdas Kosovo getrennt ausgewiesen. 

Quelle; Migrationsbericht des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge im Auftrag der Bundesregierung, Migrationsbericht 2008, Seiten 206/207; Statistisches Bundesamt, Fachserie 1, Reihe 2, 2009, 
Seiten 78 ff 
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5) Bezogen auf Personen, die B1-Prüfung bestanden haben, da nur mit diesem Sprachniveau der Integrationskurs gemäß AufenthG als erfolgreich abgeschlossen gilt 

6) Bezogen auf Personen, die B1-Prüfung bestanden haben, da nur mit diesem Sprachniveau der Integrationskurs gemäß AufenthG als erfolgreich abgeschlossen gilt. 

Quelle: Migrationsbericht des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge im Auftrag der Bundesregierung, Migrationsbericht 2007, Seiten 184/185; BAMF-Integrationskursgeschäftsstatistiken 
2005-2009 
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Tabelle 21 

Deutsche und ausländische Ahsolventen/Ahgänger ohne Hauptschulahschluss, mit Hauptschulahschluss 
hzw. mit allgemeiner Hochschulreife im Schuljahr 2007/2008 nach Bundesländern*) 

Angaben in Prozent') 


Bundesland 

Ohne 

Hauptschulabschluss 

Hauptschulabschluss 

Allgemeine 

Hochschulreife 

Deutsche 

Ausländer 

Deutsche 

Ausländer 

Deutsche 

Ausländer 

Baden-Württemberg 

4,3 

13,7 

26,3 

54,5 

28,1 

5,2 

Bayern 

5,4 

15,6 

27,1 

49,2 

23,3 

8,2 

Berlin 

7,4 

19,7 

20,6 

35,4 

42,4 

15,0 

Brandenburg 

9,6 

8,4 

14,3 

17,5 

42,6 

40,8 

Bremen 

5,8 

11,7 

16,9 

31,0 

35,0 

13,9 

Hamburg 

6,6 

15,2 

19,0 

32,6 

43,3 

19,6 

Hessen 

5,5 

12,9 

20,7 

39,5 

29,8 

10,2 

Mecklenburg-Vorpommern 

9,7 

13,3 

8,7 

12,4 

52,1 

38,1 

Niedersachsen 

6,6 

20,0 

18,4 

30,4 

24,5 

6,9 

Nordrhein-Westfalen 

5,4 

14,1 

18,4 

33,5 

31,4 

12,8 

Rheinland-Pfalz 

6,3 

15,9 

24,1 

43,5 

28,2 

9,3 

Saarland 

6,0 

15,4 

29,7 

48,7 

28,4 

11,4 

Sachsen 

8,3 

16,2 

8,6 

13,1 

38,5 

28,7 

Sachsen-Anhalt 

10,4 

17,3 

15,9 

28,4 

33,4 

10,3 

Schleswig-Holstein 

8,1 

15,3 

27,7 

41,6 

25,8 

11,1 

Thüringen 

6,8 

15,4 

13,3 

27,6 

41,1 

17,3 

Gesamt 

6,2 

15,0 

20,8 

40,2 

30,5 

10,7 


*) Allgemeinbildende Schulen. 

1) Gemessen an allen Absolventen/Abgängern der jeweiligen Abschlussart. 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1 
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Tabelle 22 


Bevölkerung nach Migrationshintergrund, schulischem Abschluss 
und Geschlecht 2008 


Migrationsstatus 

Geschlecht 

Hauptschule^^ 

Mittlere Reife, 
Polytechnische 

os^’ 

Abitur, 

Fachhochschul- 
reife o. 

kein 

Abschluss^^ 

Gesamt^^ 

20-24- 

Jährige 

Ge- 

samt 

20-24- 

Jährige 

Ge- 

samt 

20-24- 

Jährige 

Ge- 

samt 

20-24- 

Jährige 

Ge- 

samt 

20-24- 

Jährige 

Gesamt 

Bevölkerung insgesamt 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

25,8 

16,5 

21,3 

41,5 

42,2 

41,8 

32,8 

34.6 

33.7 

26,6 

30,9 

28,8 

37.7 

45,9 

41.7 

28,2 

22,9 

25,4 

3,7 

2,9 

3,3 

3,7 

4,0 

3,9 

2.45 

8 

2.31 

3 

4.77 

0 

33.22 

1 

35.22 

4 

68.44 

5 

Personen ohne 

1 Migrationshintergrund 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

23,2 

14,4 

18,9 

41.6 

43.6 

42.6 

34,8 

36,4 

35,6 

28,1 

32,7 

30,5 

39.1 

47,6 

43.2 

28,5 

21,9 

25,1 

2,8 

1,7 

2,3 

1,8 

1,8 

1,8 

1.895 

1.790 

3.685 

27.503 

29.529 

57.032 

2 Personen mit 

Migrationshintergrund 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

34,5 

23,8 

29,4 

40,9 

34.8 

37.9 

25,9 

28,7 

27,3 

19,5 

21,8 

20,7 

33,0 

40,2 

36,5 

26.7 

27.8 

27,2 

6,6 

7,3 

6,9 

12,9 

15,6 

14,2 

563 

522 

1.08 

5 

5.718 

5.695 

11.41 

3 

2a darunter Deutsche 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

34,0 

20,4 

27,7 

41.6 

36,0 

38.7 

30,1 

35,8 

32,6 

23,7 

27.6 

25.7 

31,9 

40,0 

35,7 

27.0 

27,2 

27.1 

4,0 

3,9 

3,8 

7,7 

9,3 

8,5 

326 

285 

610 

2.626 

2.730 

5.357 

2 |^ darunter 

Ausländer/innen 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

35,0 

27,7 

31,4 

40,3 

33,7 

37,1 

20.3 

20,2 

20.4 

15,9 

16,5 

16,2 

34,6 

40.3 

37.3 

26,5 

28.3 

27.4 

10,1 

11,3 

10,7 

17.2 

21,4 

19.3 

237 

238 

475 

3.092 

2.965 

6.056 

2 ^ ...mit eigener 

Migrationserfahrung 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

35,0 

22,6 

28,7 

40.8 

34.9 

37,8 

24.1 

28,3 

26.2 

18,2 

20,7 

19,4 

33,3 

40,6 

37,0 

27,1 

27,8 

27,4 

7,6 

8,4 

8,0 

13,9 

16,7 

15,3 

357 

367 

724 

4.895 

5.055 

9.949 

2 ^ darunter 
^ Deutsche 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

37,9 

22,1 

30,4 

42,9 

37,2 

40,0 

30.0 

39.0 

34,4 

22,7 

26.9 

24.9 

27.6 

35,9 

31.7 

26,4 

26,2 

26,3 

3,9 

3,6 

3,8 

8,0 

9,7 

8,9 

203 

195 

398 

2.264 

2.439 

4.703 

2 ^ 11 ^ darunter 

Ausländer/innen 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

31.0 

23,3 

27.0 

39,1 

32,6 

35,9 

16,1 

16,3 

16,3 

14,3 

14,9 

14,6 

41,3 

45,9 

43,6 

27,7 

29,2 

28,5 

12,3 

14,0 

13,2 

18,9 

23,2 

21,0 

155 

172 

326 

2.631 

2.616 

5.247 

2 2 ...ohne eigene 

Migrationserfahrung 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

33,7 

26,3 

30,5 

41,6 

34,4 

38,3 

29.3 

29,5 

29.4 

27,3 

30.9 

28.9 

32,2 

39,7 

35,5 

24,5 

27,7 

25,9 

4.4 

4.5 

4,7 

6,7 

7,2 

6,9 

205 

156 

361 

823 

640 

1.463 

2 2a 

Deutsche 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

27.6 

16.7 

23,1 

33,9 

25,4 

30,0 

29,3 

28,9 

29,7 

29.5 

34,0 

31.5 

39,0 

48.9 

43.9 

30,9 

35,1 

32,7 

2) 

2) 

3,8 

5,8 

5,8 

5,8 

123 

90 

212 

363 

291 

654 

2 2b 

Ausländer/innen 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

43.9 

39,4 

41.9 

47,5 

41,8 

45,1 

29.3 

30.3 

29,7 

25,6 

28,4 

26,8 

22,0 

25,8 

23,6 

19.5 

21.5 

20,4 

6,1 

2) 

5,4 

7,4 

8,3 

7,8 

82 

66 

148 

461 

349 

810 


1 ) (ohne "noch in Ausbildung" und "keine Angabe") 

2) Keine Angabe, da eine Berechnungsgröße einen Zahlenwert unter 5.000 aufweist, der wegen statistischer Unsicherheit 
nicht veröffentlicht wird. 

3) Angaben in Prozent 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Sonderauswertung des Mikrozensus 2008 für die Beauftragte der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration. 
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Tabelle 23 


Ausbildungsbeteiligungsquoten Deutsche und Ausländer 
Bundesgebiet 1993 bis 2008 (in %) 

(nach näherungsweiser Berechnung)* 




Ausbildungsbeteiligungsquote, in % 



Jahr 


Deutsche 

davon: 



Ausländer 

davon: 


Insgesamt 


Insgesamt 

Frauen 

Männer 

Insgesamt 

Frauen 

Männer 


1993 

69,6 

58,2 

80,5 

32,8 

24,6 

40,3 

65,8 

1994 

67,1 

55,6 

78,0 

33,9 

25,0 

42,1 

65,2 

1995 

66,0 

54,2 

77,1 

33,2 

24,8 

41,0 

65,9 

1996 

64,9 

53,2 

76,1 

32,7 

25,2 

39,7 

64,8 

1997 

65,1 

53,5 

76,2 

32,3 

25,5 

38,8 

65,8 

1998 

64,7 

53,2 

75,8 

31,1 

24,9 

36,8 

66,5 

1999 

64,7 

53,6 

75,4 

30,4 

24,9 

35,4 

68,7 

2000 

63,4 

53,0 

73,5 

30,0 

25,2 

34,6 

67,2 

2001 

63,0 

52,8 

72,8 

29,3 

25,2 

33,2 

65,5 

2002 

61,0 

51,1 

70,5 

28,0 

24,8 

31,1 

60,5 

2003 

60,0 

49,7 

69,9 

27,1 

24,5 

29,7 

59,5 

2004 

58,8 

48,0 

69,1 

25,2 

22,6 

27,6 

59,5 

2005 

57,5 

46,6 

68,0 

23,7 

21,2 

26,1 

57,8 

2006 

56,9 

45,9 

67,5 

23,0 

20,7 

25,2 

59,9 

2007 

57,6 

46,1 

68,5 

23,9 

21,3 

26,3 

64,9 


Neuberechnung ab 2007 (Revision Berufsbildungsstatisik) 


2007 

68,8 

57,9 

79,2 

30,2 

26,8 

33,6 

64,9 

2008 

68,2 

58,0 

77,9 

32,2 

28,9 

35,4 

64,6 


*Da die Berufsbildungsstatistik das Alter bis 2006 lediglich für die Neuabschlüsse insgesamt und nicht für Deutsche und 
Ausländer/-innen getrennt erfasst, werden für diese Quoten die Auszubildenden (Bestände) auf die Bevölkerung im Alter 
von 18 bis unter 21 Jahren bezogen. 

Quelle: Bevölkerungsfortschreibung des Statistischen Bundesamtes und Datenbank Aus- und Weiterbiidungsstatistik des 
Bundesinstituts für Berufsbildung auf Basis der Daten der Berufsbildungsstatistik der statistischen Ämter des 
Bundes und der Länder (Erhebung zum 31.12.); Berechnungen des BIBB 
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Tabelle 24 


Bevölkerung nach Migrationshintergrund, Alter und heruflichem Abschluss 2008 









Fachhoch- 


Migrationsstatus 

Altersgruppe 

Ins- 

gesamt^* 

Abschluss 

einer 

Lehraus- 

bildung 

0. ä. 

Berufs- 
qualifizierend 
er Abschluss, 
Berufs- 
fachschule 

Meister-/ 

Techniker- 

oder 

gleichwertiger 

Abschluss 

schule, 

Universität, 

wissen- 

schafliche 

Hochschule, 

Kunst- 

Kein 

beruflicher 

Ab- 

schluss^* 








hochschule 




1 000 

% 

% 

% 

% 

% 


15-19 Jahre 

3.186 

3,3 


0,3 



96,3 


20-24 Jahre 

3.014 

60,6 


1,9 

3,5 

3,2 

30,8 

Bevölkerung insgesamt 

25-34 Jahre 

35-64 Jahre 

9.009 

35.191 

55,2 

55,8 


1,7 

1,5 

6,1 

8,8 

19,3 

16,8 

17,7 

17,0 


Gesamt 15-64 Jahre 

50.399 

52,7 


1,5 

7,5 

15,4 

23,0 


15-19 Jahre 

2.339 

3,9 


0,3 

/ 

/ 

95,7 

. Personen ohne 

T 

Migrationshintergrund 

20-24 Jahre 

2.314 

66,4 


2,0 

4,1 

3,2 

24,3 

25-34 Jahre 

35-64 Jahre 

6.673 

29.286 

59,7 

59,5 


1,8 

1,5 

7,2 

9,7 

20,4 

17,2 

10,8 

12,1 


Gesamt 15-64 Jahre 

40.612 

56,7 


1,5 

8,4 

15,9 

17,4 


15-19 Jahre 

846 

1,7 



TT 

jy 

98,2 

2 Personen mit 

Migrationshintergrund 

20-24 Jahre 

25-34 Jahre 

35-64 Jahre 

700 

2.336 

5.905 

41,6 

42,0 

37,5 


1.3 

1.4 

1.5 

1,6 

2,9 

4,6 

3,4 

16,3 

15,0 

52,1 

37.3 

41.4 


Gesamt 15-64 Jahre 

9.786 

35,8 


1,3 

3,6 

13,2 

46,1 


15-19 Jahre 

505 

1,8 



-•’i 


98,0 

2a darunter Deutsche 

20-24 Jahre 

25-34 Jahre 

381 

908 

49.6 

54.7 


1,8 

1,9 

1,8 

3,6 

1,6 

12,1 

45,4 

27,6 


35-64 Jahre 

2.603 

46,3 


1,8 

6,0 

15,9 

30,0 


Gesamt 15-64 Jahre 

4.398 

43,2 


1,6 

4,5 

12,1 

38,6 


15-19 Jahre 

341 

1,5 





98,5 

darunter 

Ausländer/innen 

20-24 Jahre 

318 

31,8 




6,0 

60,4 

25-34 Jahre 

1.428 

34,0 


1,1 

2,5 

19,0 

43,5 


35-64 Jahre 

3.301 

30,7 


1,3 

3,5 

14,2 

50,4 


Gesamt 15-64 Jahre 

5.389 

29,8 


1,1 

2,8 

14,1 

52,2 


15-19 Jahre 

316 

2,2 





97,5 

2.1 ...mit eigener 

Migrationserfahrung 

20-24 Jahre 

25-34 Jahre 

35-64 Jahre 

472 

1.870 

5.610 

39,2 

38,1 

36,9 


1,5 

1.4 

1.5 

1,7 

3,0 

4,5 

4,2 

18,0 

15,0 

53,6 

39,5 

42,0 


Gesamt 15-64 Jahre 

8.269 

36,0 


1,4 

3,8 

14,5 

44,2 


15-19 Jahre 

159 

TT 



TT 

jy 

97,5 

darunter 
^ Deutsche 

20-24 Jahre 

25-34 Jahre 

256 

749 

50,4 

54,3 


2,0 

1,9 

2,0 

3,9 

.3) 

11,6 

44,1 

28,3 


35-64 Jahre 

2.507 

46,1 


1,9 

6,0 

15,8 

30,2 


Gesamt 15-64 Jahre 

3.671 

46,2 


1,8 

5,0 

13,2 

33,8 


15-19 Jahre 

156 

TT 




jy 

98,1 

2 darunter 

Ausländer/innen 

20-24 Jahre 

216 

25,9 



.3) 

7,9 

64,8 

25-34 Jahre 

1.121 

27,4 


1,1 

2,4 

22,3 

46,9 


35-64 Jahre 

3.103 

29,5 


1,2 

3,3 

14,5 

51,6 


Gesamt 15-64 Jahre 

4.598 

27,9 


1,1 

2,9 

15,6 

52,6 


15-19 Jahre 

531 

1,3 




jy 

98,5 

2.2 ...ohne eigene 

Migrationserfahrung 

20-24 Jahre 

25-34 Jahre 

35-64 Jahre 

228 

465 

295 

46,5 

57,8 

49,2 


1,1 

.3) 

.3) 

2,8 

4,1 

j) 

9,5 

11,9 

49.1 
28,8 

29.2 


Gesamt 15-64 Jahre 

1.518 

34,8 


0,9 

2,2 

5,7 

56,4 


15-19 Jahre 

346 

1,4 





98,3 

darunter 
^ Deutsche 

20-24 Jahre 

126 

47,6 


.3) 

.3) 

_3) 

46,8 

25-34 Jahre 

159 

56,6 


_ 3 ) 

_ 3 ) 

14,5 

24,5 


35-64 Jahre 

96 

50,0 


. 3 ) 

. 3 ) 

12,5 

14,6 


Gesamt 15-64 Jahre 

727 

28,1 


0,8 

1,8 

6,1 

63,3 


15-19 Jahre 

185 

TT 



TT 

jy 

98,9 

2 2b 

Ausländer/innen 

20-24 Jahre 

102 

45,1 


_3) 

_3) 

_3) 

52,0 

25-34 Jahre 

307 

58,3 


. 3 ) 

2,6 

6,8 

31,3 


35-64 Jahre 

197 

49,2 


_3) 

4,1 

7,6 

33,0 


Gesamt 15-64 Jahre 

791 

41,0 


1,0 

2,7 

5,4 

49,9 


1) Gesamtzahl der Bevölkerung in den Altersgruppen, die sich nicht mehr in Ausbildung befinden und Angaben zum beruflichen 
Abschluss machen. 

2) Personen, die ihre berufliche Ausbildung ohne Abschluss beendet haben (z.B. Ungelernte), sind einbezogen und in der Kategorie 
"ohne Abschluss" nachgewiesen. 

Personen, die angeben, einen beruflichen Abschluss zu haben, aber keine Angaben zu dessen Art mache, sind in der Kategorie 
"kein beruflicher Abschluss" zugeschalgen. 

3) Keine Angabe, da eine Berechnungsgröße einen Zahlenwert unter 5.000 aufweist, der wegen statistischer Unsicherheit nicht 
veröffentlicht wird. 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Sonderauswertung des Mikrozensus 2008 für die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration 
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Tabelle 27 



Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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Tabelle 28 

Beschäftigung von Ausländerinnen und Ausländern nach Bundesländern 

Stichtag: 31.12.20081) 


Land 

Insgesamt 

Anteil an allen 
Beschäftigten 

Vorquartal 

Vorjahr 

Anteil 

in% 

Veränderung 

Anteil 

in% 

Veränderung 

Anteil 
in % 

Deutschland 

1.872.154 

6,8 

- 60.797 

-3,1 

41.785 

2,3 

West (ohne Berlin) 

1.755.758 

7,8 

-59.671 

-3,3 

33.995 

2,0 

Ost (einschl. Beriin) 

116.396 

2,2 

- 1.126 

- 1,0 

7.790 

7,2 

Schleswig-Holstein 

29.801 

3,7 

- 1.749 

- 5,5 

501 

1,7 

Hamburg 

66.917 

8,2 

413 

0,6 

3.665 

5,8 

Niedersachsen 

102.855 

4,2 

-5.457 

-5,0 

3.469 

3,5 

Bremen 

18.273 

6,3 

- 359 

- 1,9 

544 

3,1 

Nordrhein-Westfalen 

449.197 

7,7 

- 14.758 

-3,2 

6.408 

1,4 

Hessen 

214.564 

9,8 

-5.126 

-2,3 

5.035 

2,4 

Rheinland-Pfalz 

73.031 

6,0 

-5.275 

-6,7 

2.728 

3,9 

Baden-Württemberg 

414.580 

10,6 

- 12.230 

-2,9 

2.899 

0,7 

Bayern 

357.133 

7,9 

- 13.856 

-3,7 

7.828 

2,2 

Saarland 

29.407 

8,4 

- 1 .274 

-4,2 

918 

3,2 

Beriin 

74.628 

6,8 

413 

0,6 

5.665 

8,2 

Brandenburg 

10.247 

1,4 

-282 

-2,7 

524 

5,4 

Mecklenburg-Vorpommern 

4.272 

0,8 

-328 

- 7,1 

502 

13,3 

Sachsen 

14.236 

1,0 

-249 

- 1,7 

641 

4,7 

Sachsen-Anhalt 

6.743 

0,9 

-304 

-4,3 

409 

6,5 

Thüringen 

6.270 

0,9 

-376 

-5,7 

49 

0,8 


1) Bis zum Ablauf von drei Kalenderjahren nach Auswertungsstichtag bzw. -Zeitraum haben Ergebnisse aus der Beschäftigungsstatistik 
den Status "vorläufig". 

2) Abweichungen zu bisher vorhandenen Daten iiegen an den Zuordnungen (bisher: Ausländer und sonstige; jetzt: nur Ausländer) 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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Tabelle 29 

Sozialversicherungspflichtig heschäftigte Deutsche und Ausländer') nach Staatsangehörigkeit 

Ausgewählte Stichtage^) 


Staats- 

angehörigkeit 

31.12.2000 

31.12.2001 

31.12.2002 

31.12.2003 

31.12.2004 

31.12.2005 

31.12.2006’' 

31.12.2007’' 

31.12.2008’' 

Insgesamt 

27.979.593 

27.864.091 

27.360.497 

26.746.384 

26.381.842 

26.205.969 

26.636.361 

27.224.084 

27.632.286 

Deutsche 

25.971.645 

25.884.755 

25.458.682 

24.951.710 

24.643.120 

24.487.294 

24.864.047 

25.386.840 

25.755.000 

Ausländer 

1.962.190 

1.960.452 

1.892.356 

1.784.725 

1.731.548 

1.714.253 

1.765.068 

1.830.369 

1.872.154 

EU-15 

(ohne Deutschland) 

642.131 

631.152 

593.342 

557.931 

539.068 

528.604 

533.891 

539.861 

542.414 

EU-10 

(ohne Deutschland) 

90.947 

97.154 

97.811 

94.331 

95.311 

101.249 

109.233 

118.073 

127.539 

Türkei 

563.352 

548.111 

523.689 

487.681 

466.797 

456.090 

467.306 

484.945 

489.770 

Jugoslawien^^ 

198.802 

188.359 

174.863 

155.965 

142.885 

125.865 

99.997 

40.950 

23.628 

Slowenien^’ 

6.135 

6.451 

6.299 

6.150 

6.151 

6.270 

6.784 

7.395 

7.423 

Serbien 

und Montenegro 





728 

7.270 

23.234 

22.253 

9.491 

Serbien 

. 

. 

. 

. 

. 

_ 

670 

37.915 

51.668 

Montenegro 

_ 

. 

. 

. 

. 

_ 

63 

2.868 

4.502 

Griechenland 

113.534 

111.017 

105.005 

97.663 

92.931 

89.746 

88.816 

88.736 

87.632 

Italien 

203.137 

198.006 

186.314 

173.735 

167.514 

165.016 

168.530 

172.554 

174.805 

Frankreich 

81.124 

80.746 

73.941 

69.816 

67.922 

67.040 

67.321 

67.940 

67.802 


1 ) Abweichungen zu bisher vorhandenen Daten liegen an den Zuordnungen (bisher: Ausländer und sonstige; jetzt: nur Ausländer) 

2) Bis zum Ablauf von drei Kalenderjahren nach Auswertungsstichtag bzw. -Zeitraum haben Ergebnisse aus der Beschäftigungsstatistik den Status 
"vorläufig". 

3) Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien: 

Die Anzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten aus den Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien - Slowenien, Bosnien- 
Herzegowina, Kroatien, Mazedonien, Serbien und Montenegro - 

sind im Meldeverfahren zur Sozialversicherung zu einem erheblichen Teil noch nicht differenziert nach der aktuellen Staatsangehörigkeit erfasst. 
Aus diesem Grund wird diese Gruppe in der Position "Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien" zusammengefasst. Getrennt dargestellt 
wird lediglich der EU-Mitgliedstaat Slowenien, um die Untererfassung der EU-Summe so niedrig wie möglich zu halten. 

In der Anzahl der slowenischen Beschäftigten sind nur die Personen erfasst, die ausdrücklich mit dieser Staatsangehörigkeit gemeldet wurden. Es 
ist deshalb davon auszugehen, dass sowohl diese Zahl als auch die EU-Summe etwas zu niedrig liegen. 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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Tabelle 30 

Sozialversicherungspflichtig heschäftigte Ausländer') nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten 

und Geschlecht am 31.12.20082) 


Staatsangehörigkeit 

Insgesamt 

darunter Frauen 

darunter Männer 

Anteil an 
allen svpfl. 
Beschäftigten 
Ausländer 

Insgesamt 

Anteil in % 

Insgesamt 

Anteil in % 

Afghanistan 

12.124 

3.517 

29,0 

8.607 

71,0 

0,6 

Äthiopien 

3.850 

1.644 

42,7 

2.206 

57,3 

0,2 

Bosnien und Herzegowina 

51.082 

22.430 

43,9 

28.652 

56,1 

2,7 

China 

18.881 

7.877 

41,7 

11.004 

58,3 

1,0 

Ghana 

6.938 

3.002 

43,3 

3.936 

56,7 

0,4 

Griechenland 

87.632 

34.960 

39,9 

52.672 

60,1 

4,7 

Irak 

15.024 

1.650 

11,0 

13.374 

89,0 

0,8 

Islamische Republik Iran 

13.032 

4.528 

34,7 

8.504 

65,3 

0,7 

Italien 

174.805 

57.415 

32,8 

117.390 

67,2 

9,3 

Jugoslawien^^ 

23.628 

8.474 

35,9 

15.154 

64,1 

1,3 

Slowenien 

7.423 

3.657 

49,3 

3.766 

50,7 

0,4 

Serbien und Montenegro 

9.491 

3.518 

37,1 

5.973 

62,9 

0,5 

Serbien^^ 

51.668 

19.554 

37,8 

32.114 

62,2 

2,8 

Montenegro^^ 

4.502 

1.589 

35,3 

2.913 

64,7 

0,2 

Kamerun 

4.198 

1.310 

31,2 

2.888 

68,8 

0,2 

Libanon 

6.349 

1.160 

18,3 

5.189 

81,7 

0,3 

Marokko 

20.949 

4.827 

23,0 

16.122 

77,0 

1,1 

Nigeria 

4.840 

696 

14,4 

4.144 

85,6 

0,3 

Pakistan 

5.579 

577 

10,3 

5.002 

89,7 

0,3 

Polen 

78.825 

45.080 

57,2 

33.745 

42,8 

4,2 

Portugal 

40.519 

15.076 

37,2 

25.443 

62,8 

2,2 

Russische Föderation 

46.046 

22.821 

49,6 

23.225 

50,4 

2,5 

Spanien 

33.717 

14.327 

42,5 

19.390 

57,5 

1,8 

Sri Lanka 

7.893 

1.611 

20,4 

6.282 

79,6 

0,4 

Togo 

3.697 

878 

23,7 

2.819 

76,3 

0,2 

Tunesien 

7.974 

1.388 

17,4 

6.586 

82,6 

0,4 

Türkei 

489.770 

147.687 

30,2 

342.083 

69,8 

26,2 

Vietnam 

21.114 

8.711 

41,3 

12.403 

58,7 

1,1 

Ausländer insgesamt 

1.872.154 

711.828 

38,0 

1.160.326 

62,0 

100,0 


1 ) Abweichungen zu bisher vorhandenen Daten liegen an den Zuordnungen {bisher: Ausländer und sonstige; jetzt: nur Ausländer) 

2) Bis zum Ablauf von drei Kalenderjahren nach Auswertungsstichtag bzw. -Zeitraum haben Ergebnisse aus der 
Beschäftigungsstatistik den Status "vorläufig". 

3) Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien: 

Die Anzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten aus den Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien -- Slowenien, 
Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Mazedonien, Serbien und Montenegro -sind im Meldeverfahren zur Sozialversicherung zu 
einem erheblichen Teil noch nicht differenziert nach der aktuellen Staatsangehörigkeit erfasst. Aus diesem Grund wird diese 
Gruppe in der Position "Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien" zusammengefasst. Getrennt dargestellt wird lediglich 
der EU-Mitgliedstaat Slowenien, um die Untererfassung der EU-Summe so niedrig wie möglich zu halten. 

In der Anzahl der slowenischen Beschäftigten sind nur die Personen erfasst, die ausdrücklich mit dieser Staatsangehörigkeit 
gemeldet wurden. Es ist deshalb davon auszugehen, dass sowohl diese Zahl als auch die EU-Summe etwas zu niedrig liegen. 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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Tabelle 31 

Sozialversicherungspflichtig heschäftigte Deutsche und Ausländer 
nach Strukturmerkmalen Dezember 2008'> 


Merkmalen 

Ausländer 

Deutsche 

Insgesamt 

Struktur 

in% 

Insgesamt 

Struktur 

in% 

Insgesamt 

1.872.154 

100,0 

25.755.000 

100,0 

darunter 





15 bis unter 25 Jahre 

208.157 

11,1 

3.270.230 

12,7 

25 bis unter 50 Jahre 

1.313.816 

70,2 

15.943.654 

61,9 

50 bis unter 65 Jahre 

344.685 

18,4 

6.414.876 

24,9 

davon 





Männer 

1.160.326 

62,0 

13.860.366 

53,8 

Frauen 

711.828 

38,0 

11.894.634 

46,2 

davon 





mit abgeschlossener 
Berufsausbildung 

725.597 

38,8 

18.177.358 

70,6 

ohne abgeschlossener 
Berufsausbildung 

559.280 

29,9 

3.619.969 

14,1 

ohne Angabe 

587.277 

31,4 

3.957.673 

15,4 

darunter 





Vollzeit 

1.520.739 

81,2 

21.034.777 

81,7 

Teilzeit 

350.307 

18,7 

4.708.861 

18,3 


1) Bis zum Ablauf von drei Kalenderjahren nach Auswertungsstichtag bzw. -Zeitraum haben Ergebnisse aus der 
Beschäftigungsstatistik den Status "vorläufig”. 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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Tabelle 34 


Geringfügig entlohnte beschäftigte (GeB) AnsländerZ-inneni) 
nach ansgewählten Staatsangehörigkeiten nnd Geschlecht 
Stichtag: 31.12.2008^) 


Staatsangehörigkeit 

Insgesamt. 

Art der Beschäftigung 

darunter Frauen 

darunter Männer 

ausschließlich 

GeB 

im Nebenjob 
GeB 

ausschließlich 

GeB 

im Nebenjob 
GeB 

ausschließlich 

GeB 

im Nebenjob 
GeB 

Afghanistan 

6.911 

67,5 

32,5 

77,8 

22,2 

59,9 

40,1 

Äthiopien 

1.661 

45,8 

54,2 

54,0 

46,0 

33,7 

66,3 

Bosnien und Herzegowina 

21.240 

52,0 

48,0 

58,1 

41,9 

41,7 

58,3 

China 

6.097 

77,3 

22,7 

79,5 

20,5 

74,4 

25,6 

Ghana 

4.411 

43,0 

57,0 

49,0 

51,0 

35,6 

64,4 

Griechenland 

26.288 

58,1 

41,9 

64,1 

35,9 

50,3 

49,7 

Irak 

8.137 

60,1 

39,9 

79,4 

20,6 

55,6 

44,4 

Islamische Republik Iran 

6.349 

73,6 

26,4 

76,6 

23,4 

71,3 

28,7 

Italien 

53.936 

58,6 

41,4 

68,0 

32,0 

47,4 

52,6 

Jugoslawien^^ 

8.696 

65,4 

34,6 

75,8 

24,2 

48,0 

52,0 

Slowenien 

1.954 

55,4 

44,6 

57,9 

42,1 

50,8 

49,2 

Serbien und Montenegro 

3.250 

59,4 

40,6 

69,5 

30,5 

44,0 

56,0 

Serbien 

21.648 

55,0 

45,0 

62,2 

37,8 

45,2 

54,8 

Montenegro 

1.794 

54,3 

45,7 

63,2 

36,8 

42,4 

57,6 

Kamerun 

2.562 

66,6 

33,4 

70,7 

29,3 

63,8 

36,2 

Libanon 

3.692 

79,1 

20,9 

82,5 

17,5 

78,1 

21,9 

Marokko 

8.779 

64,2 

35,8 

71,8 

28,2 

58,8 

41,2 

Nigeria 

2.037 

48,2 

51,8 

69,4 

30,6 

40,7 

59,3 

Pakistan 

2.796 

68,7 

31,3 

79,8 

20,2 

66,5 

33,5 

Polen 

31.438 

71,6 

28,4 

74,4 

25,6 

59,3 

40,7 

Portugal 

15.936 

48,3 

51,7 

60,3 

39,7 

30,5 

69,5 

Russische Föderation 

22.058 

72,9 

27,1 

76,3 

23,7 

63,4 

36,6 

Spanien 

7.789 

58,7 

41,3 

66,1 

33,9 

46,7 

53,3 

Sri Lanka 

5.346 

61,1 

38,9 

81,4 

18,6 

41,6 

58,4 

Togo 

2.083 

47,7 

52,3 

66,0 

34,0 

32,5 

67,5 

Tunesien 

3.515 

65,7 

34,3 

73,6 

26,4 

61,8 

38,2 

Türkei 

199.770 

64,3 

35,7 

75,8 

24,2 

49,8 

50,2 

Vietnam 

10.343 

70,5 

29,5 

76,8 

23,2 

59,0 

41,0 

Ausländer^* insgesamt 

679.845 

63,6 

36,4 

71,3 

28,7 

52,5 

47,5 


1 ) Abweichungen zu bisher vorhandenen Daten liegen an den Zuordnungen (bisher: Ausiänder und sonstige; jetzt: nur Ausländer) 

2) Bis zum Ablauf von drei Kalenderjahren nach Auswertungsstichtag bzw. -Zeitraum haben Ergebnisse aus der Beschäftigungsstatistik 
den Status "voriäufig". 

3) Nachfoigestaaten des ehemaligen Jugoslawien: 

Die Anzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten aus den Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien - Slowenien, 
Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Mazedonien, Serbien und Montenegro -sind im Meldeverfahren zur Sozialversicherung zu einem 
erheblichen Teil noch nicht differenziert nach der aktuellen Staatsangehörigkeit erfasst. Aus diesem Grund wird diese Gruppe in der 
Position "Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien" zusammengefasst. Getrennt dargestellt wird lediglich der EU-Mitgliedstaat 
Slowenien, um die Untererfassung der EU-Summe so niedrig wie möglich zu halten. 

In der Anzahl der slowenischen Beschäftigten sind nur die Personen erfasst, die ausdrücklich mit dieser Staatsangehörigkeit gemeldet 
wurden. Es ist deshalb davon auszugehen, dass sowohl diese Zahl als auch die EU-Summe etwas zu niedrig liegen. 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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Tabelle 35 


Erwerbspersonen (15 bis 64 Jabre) nach Migrationsbintergrnnd, 
Bernfsabscblnss nnd Gescblecbt 2008 



Geschlecht 

ohne 

beruflichen 

Abschluss^’ 

mit beruflicher 
Ausbildung 
oder Berufs- 
fachschule 

Meister-/ 
Techniker-aus- 
bildung oder 
gleichwertig 

Fachhoch- 
schul- oder 
Hochschul- 
studium 

gesamt^’ 

1.000 

% 

1.000 

% 

1.000 

% 

1.000 

% 

1.000 

Bevölkerung insgesamt 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

3.219 

2.933 

6.152 

15,2 

16,6 

15,8 

11.951 

10.578 

22.530 

56,4 

59,7 

57,9 

1.977 

1.326 

3.303 

9,3 

7.5 

8.5 

4.037 

2.879 

6.916 

19.1 

16.2 

17,8 

21.184 

17.717 

38.901 

. Personen ohne 

Migrationshintergrund 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

1.75 

4 

1.85 

2 

3.60 

6 

10,2 

12,5 

11,3 

10.202 

9.309 

19.510 

59,3 

63.0 

61.0 

1.798 

1.208 

3.006 

10,4 

8,2 

9,4 

3.45 

8 

2.40 

9 

5.86 

7 

20,1 

16.3 

18.3 

17.211 

14.778 

31.989 

2 Personen mit 

Migrationshintergrund 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

1.46 

6 

1.08 

0 

2.54 

6 

36,9 

36.7 

36.8 

1.749 

1.271 

3.019 

44,0 

43,2 

43,7 

179 

118 

297 

4,5 

4,0 

4,3 

580 

470 

1.05 

0 

14,6 

16,0 

15,2 

3.973 

2.939 

6.912 

2a darunter Deutsche 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

530 

419 

948 

29.6 

28.7 

29,2 

908 

758 

1.666 

50,7 

51,9 

51,2 

102 

73 

175 

5,7 

5,0 

5,4 

253 

209 

462 

14.1 

14,3 

14.2 

1.792 

1.460 

3.252 

darunter 

Ausländer/innen 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

936 

662 

1.59 

8 

42,9 

44,8 

43,7 

841 

511 

1.352 

38.6 

34.6 

36,9 

77 

45 

122 

3,5 

3,0 

3,3 

327 

261 

587 

15.0 

17,6 

16.0 

2.181 

1.479 

3.660 

2 ...mit eigener 

Migrationserfahrung 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

1.27 

0 

964 

2.23 

4 

37,1 

37,1 

37,1 

1.460 

1.087 

2.547 

42.7 

41.8 

42,3 

159 

108 

267 

4,6 

4,2 

4,4 

532 

440 

972 

15,5 

16,9 

16,1 

3.422 

2.598 

6.019 

« . darunter 
^ Deutsche 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

449 

373 

822 

28,5 

28.3 

28.4 

804 

682 

1.485 

51,0 

51,7 

51,3 

94 

69 

163 

6,0 

5,2 

5,6 

229 

194 

423 

14.5 

14,7 

14.6 

1.575 

1.318 

2.893 

2 ^^ darunter 

Ausländer/innen 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

821 

591 

1.41 

2 

44,5 

46.2 

45.2 

657 

405 

1.061 

35.6 

31.6 

33,9 

65 

39 

104 

3,5 

3,0 

3,3 

304 

245 

549 

16.5 

19,1 

17.6 

1.847 

1.280 

3.126 

2 2 ...ohne eigene 

Migrationserfahrung 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

195 

116 

312 

35,4 

34,0 

34,9 

285*^’ 

184 

472 

51,7^^ 

54,0 

52,9 

20 

11 

31 

3,6 

3,2 

3,5 

47 

30 

78 

8,5 

8,8 

8,7 

551 

341 

893 

darunter 
^ Deutsche 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

81 

46 

127 

37.3 

32.4 

35.4 

103“’ 

75^> 

177‘> 

47,5'” 

52,8'” 

49,3'” 

8 

-^) 

12 

3,7 

-^) 

3,3 

24 

15 

39 

11,1 

10,6 

10,9 

217 

142 

359 

2 2b 

Ausländer/innen 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

114 

71 

185 

34,1 

35.7 

34.7 

183“’ 

102“’ 

291 

54,8'” 

51,3'” 

54,6 

12 

6 

18 

3,6 

3,0 

3,4 

23 

15 

39 

6,9 

7,5 

7,3 

334 

199 

533 


1) Einschließlich Anlernausbildung, Berufspraktikum und Berufsvorbereitungsjahr. 

2) Gesamtzahl der Erwerbstätigen ohne Erwerbstätige in Ausbiidung und Erwerbstätige ohne Angabe des Berufsabschlusses. 

3) Keine Angabe, da eine Berechnungsgröße einen Zahlenwert unter 5.000 aufweist, der wegen statistischer Unsicherheit nicht veröffentiicht 
wird. 

4) Daten ausschließlich für Personen mit beruflicher Ausbildung. Zu den Personen mit Berufsfachschule liegen keine Angaben vor. 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Sonderauswertung des Mikrozensus 2008 für die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration. 
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Arbeitslose (Bestand) und Förderung (Zugang) mit Migrationshintergrund 
(Einreisestatus bzw. Staatsangehörigkeit) 

Eingliederungsbilanz nach § 54 SGB 11 


Arbeitslose (Bestand im 12-Monatsdurchschnitt) 

und 

Förderungen (Summen der 
Zugänge/Bewilligungen/Eintritte an geförderten 

Insge- 

samt 

darunter mit 
Migrations-hintergrund'’ 

(Sp. 4, 7 bis 9) 

Ausländer 


Deutsche 


Insge- 

Darunter 

Insge- 


darunter 



samt 

(Sp.4) 

Asyl/ 

Kontin- 

gent 

samt 

Spätau 

früher 

kein 

Deutscher’’ 

früher 

Spätaus- 

siedler” 

ArbeitnehmerZ-innen seit Jahresbeginn)^^ 

ohne Förderdaten der zkT 


absolut 

In % von 

insgesamt 

(Sp.1) 



s- 

siedler 

Absolutwerte 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Arbeitslose Rechtskreis SGB II (ohne zkT)'*' 

1.962.979 

460.940 

23,5 

364.583 

21.635 

1.595.292 

12.575 

64.986 

18.796 

Arbeitslose Rechtskreis SGB II (vollständig mit 
zkJf 

2.257.372 



404.208 


1.848.631 




A. Chancen auf dem 1 . Arbeitsmarkt 
verbessern 

2.040.397 

336.306 

16,5 

240.537 

16.930 

1.798.270 

14.224 

45.501 

39.840 

Unterstützung der Beratung und Vermittlung^’ 

1.104.207 

157.105 

14,2 

103.206 

8.967 

1.000.352 

7.902 

23.410 

22.587 

Eignungsfeststellung / Trainingsmaßnahmen 

478.077 

90.907 

19,0 

67.577 

3.736 

409.994 

3.412 

10.901 

9.017 

Berufliche Weiterbildung 

165.620 

34.486 

20,8 

24.671 

1.876 

140.780 

1.565 

4.393 

3.857 

Berufliche Weiterbildung behinderter Menschen 

30.043 

5.040 

16,8 

3.638 

234 

26.376 

223 

645 

534 

Sonst, allg. Leist, z. Teilhabe beh. Menschen am 
Arbeitsleben 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

darunter: Unterst, d. Berat, u. Vermittl. für 
Rehabilitanden^’ 

35.265 

1.937 

5,5 

1.177 

42 

34.080 

46 

507 

207 

Trainingmaßnahmen Reha 

17.771 

3.312 

18,6 

2.445 

143 

15.318 

102 

444 

321 

Beauftragung Dritter mit der Vermittiung 
Beauftragung von Trägern mit 

175.897 

43.143 

24,5 

33.744 

1.925 

141.932 

968 

5.131 

3.300 

Eingliederungsmaßnahmen 

1.652 

376 

22,8 

283 

7 

1.369 

6 

70 

17 

(ausgezahlte) Vermittlungsqutscheine^’®’ 

31.865 



3.796 


28.069 




B. Beschäftigungsbegleitende Leistungen 

372.826 

54.186 

14,5 

37.550 

2.322 

333.931 

2.293 

8.437 

5.906 

Mobilitätshilfen^’ 

169.855 

18.897 

11,1 

13.124 

778 

156.669 

908 

2.793 

2.072 

Mobilitätshilfen zurTeilh. beh. Menschen am 
Arbeitsleben®’ 

4.154 

136 

3,3 

89 

* 

4.062 

5 

32 

10 

Eingliederungszuschüsse 

120.622 

20.837 

17, 

14.064 

809 

106.488 

909 

3.546 

2.318 

Eingliederungszusch. f. bes. betr. 
schwerbehinderte Menschen 

3.760 

461 

12,3 

276 

12 

3.484 

25 

137 

23 

Eingliederungsgutschein 

7 

* 

14,3 



7 



* 

Beschäftigung begleitende Eingliederungshilfen 










Einstellungszuschuss bei Neugründungen 

4.044 

833 

21,8 

694 

25 

3.348 

5 

131 

53 

Einstellungszuschuss bei Vertretung 

141 

13 

9,2 

8 

* 

133 

* 

* 

* 

Arbeitsentgeltzuschuss bei berufl. Weiterbildung 
Beschäftigter 

116 

24 

20,7 

11 


105 


5 

8 

Leistungen nach dem Altersteilzeitgesetz^’®’ 

1.129 









Personal-Service-Agentur (PSA) 

1.984 

420 

21,2 

313 

9 

1.671 

12 

62 

33 

Einstiegsgeld 

43.974 

8.914 

20,3 

7.012 

476 

36.901 

173 

1.162 

567 

darunter: Einstiegsgeld bei selbständiger 
Erwerbstätigkeit 

22.611 

5.586 

24,7 

4.550 

345 

18.013 

60 

733 

243 

Beschäftiqungszuschuss 

23.040 

3.600 

15,6 

1.959 

210 

21.063 

255 

567 

819 

C. Beschäftigung schaffende Maßnahmen 

756.037 

112.792 

14,9 

78.584 

6.321 

676.674 

6.471 

11.241 

16.496 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

60.389 

6.550 

10,8 

4.053 

257 

56.300 

250 

1.360 

887 

Beschäftigung schaffende 

Infrastrukturmaßnahmen 










Arbeitsgelegenheiten 

695.648 

106.424 

15,3 

74.531 

6.064 

620.374 

6.221 

9.881 

15.609 

dar.: Arbeitsgelegenheiten in der 
Mehraufwandsvariante 

643.670 

97.905 

15,2 

68.386 

5.740 

574.623 

5.850 

8.945 

14.724 

dar.. Bundesprogramm 30.000 Zusatzjobs 
für Ältere 

1.148 

194 

16,9 







D. Förderung der Berufsausbildung 

43.761 

8.174 

18,7 

6.663 

121 

36.969 

260 

1.014 

237 

Förderung der Berufausbildung Benachteiligter 

31.700 

5.380 

17,0 

4.277 

100 

27.385 

222 

692 

189 

davon: ausbildungsbegleitende Hilfen 

4.301 

1.160 

27,0 

871 

26 

3.425 

73 

143 

73 

außerbetriebliche Ausbildung 

16.159 

2.307 

14,3 

1.805 

49 

14.337 

95 

321 

86 

Sozialpäd. Begl. u. 
Ausbildungsmanagement 

312 

90 

28,8 

66 

* 

246 

8 

15 

* 

Übergangshilfen 

362 

19 

5,2 

5 


357 

6 

3 

5 

Aktivierungshilfen 

10.566 

1.804 

17,1 

1.530 

24 

9.020 

40 

210 

24 

Einstiegsqualifizierung 

6.767 

1.364 

20,2 

1.059 

16 

5.695 

32 

235 

38 

Maßnahmen zur Berufsorientierung 

4.112 

1.311 

31,9 

1.250 

3 

2.786 

4 

55 

* 

Zus. an AG zur Förd. d. Teilh. beh. Menschen 
am Arbeitsleben 

1.182 

119 

10,1 

77 

* 

1.103 

* 

32 

8 

E. Sonstige Leistungen 

399.407 

103.916 

26,0 

82.674 

5.089 

316.087 

3.358 

10.685 

7.199 

sonstige weitere Leistungen 

399.407 

103.916 

26,0 

82.674 

5.089 

316.087 

3.358 

10.685 

7.199 

Summe (A,B>C,D,E) 

3.612.428 

615.374 

17,0 

446.008 

30.783 

3.161.931 

26.606 

76.878 

69.678 


1 ) Das Merkmal "mit Migrationshintergrund" fasst all die Förderfälle zusammen, die zum Zeitpunkt des Förderbeginns als Ausländer oder als Spätaussiedler 


gekennzeichnet sind und solche, die dies zum Zeitpunkt des Förderbeginns nicht sind, aber innerhalb der BA-Geschäftsdaten seit Beginn der Arbeite- / 
Ausbildungssuche (max. seit 12/1996) einmal als Ausländer oder Spätaussiedler gekennzeichnet waren. Weitere Informationen, wie z. B. Geburtsland oder 
Geburtsland der Eltern, die einen umfassenderen Rückschluss auf einen evtl, vorhandenen Migrationshintergrund zulassen würden, liegen im Rahmen der BA- 
Geschäftsdaten nicht vor. Mit der Darstellung über den Einreisestatus und der Staatsangehörigkeit kann nur ein Teil der Gruppe mit Migrationshintergrund 
abgebildet werden. 

2) Informationen zum Migrationshintergrund liegen nicht vor. 

3) Nur Darstellung der Fälle als "Abgang" bzw. "Zugang" möglich. 

4) Enthält nur Daten aus den IT-Vermittlungssystemen der BA. 

5) Enthält Daten aus den IT-Vermittlungssystemen der BA, Meldungen der zugelassenen kommunalen Träger (zkT) (per XSozial-BA-SGB II geliefert) sowie 
Schätzwerte für zugelassene kommunale Träger (sofern keine Meldung vorlag). 

6) Trägerbezogene Förderdaten zu Leistungen nach dem Altersteilzeitgesetz liegen grundsätzlich nicht vor. 

7) Die gesetzlichen Grundlagen der einzelnen Instrumente können der Anlage 1 zum Glossar entnommen werden. 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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Arbeitslose (Bestand) und Förderung (Zugang) mit Migrationshintergrund 
(Einreisestatus bzw. Staatsangehörigkeit) 

Eingliederungsbilanz naeh § 1 1 SGB 111 


Absolutwerte 

Insge- 

samt 

darunter mit 
Migrations- 
hintergrund'* 

Ausländer 


Deutsche 


Insge- 

samt 

Dar- 

unter 

Insge- 

samt 


darunter 




(Sp. 4, 7 bis 9) 

(Sp.4) 
Asyl/ 
Konti n 

Spät- 

aus- 

siedler 

früher 

kein 

Deutscher'* 

früher 

Spät- 

aus- 



absolut 

In % 

von 

Insge 

-samt 

(Sp.1) 


-gent 




siedler’* 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 



129.81 








Arbeitslose Rechtskreis SGB III 

1.010.570 

4 

12,8 

93.011 

1.080 

916.955 

499 

29.781 

6.524 

A. Chancen auf dem 1 . Arbeitsmarkt verbessern 

2.467.602 

214.60 

8,7 

157.856 

1.889 

2.308.319 

1.514 

34.089 

21.146 

Unterstützung der Beratung und Vermittlung^* 

1.348.824 

5 

6,0 

55.111 

684 

1.293.175 

710 

17.459 

7.894 

Eignungsfeststellung / Trainingsmaßnahmen 

575.583 

81.174 

11,4 

50.862 

586 

524.365 

374 

8.585 

5.801 

Berufliche Weiterbildung 

249.599 

65.622 

11,6 

21.827 

262 

227.414 

268 

3.912 

2.912 

Berufliche Weiterbildung behinderter Menschen 

1.747 

28.919 

10,6 

128 

* 

1.619 


40 

18 

Sonst, allg. Leist, z. Teilhabe beh. Menschen am Arbeitsleben 

X 

186 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

darunter: Unterst, d. Berat, u. Vermittl. für Rehabilitanden^* 

21.279 

X 

5,1 

714 

3 

20.563 

* 

302 

75 

Trainingmaßnahmen Reha 

11.362 

1.092 

12,7 

1.161 

10 

10.193 

* 

169 

116 

Beauftragung Dritter mit der Vermittlung®* 

253.955 

1.448 

13,9 

27.398 

326 

226.393 

157 

3.400 

4.271 

Beauftragung von Trägern mit Eingliederungsmaßnahmen 

5.253 

35.226 

938 

17,9 

655 

17 

4.597 


222 

59 

B. Beschäftigungsbegleitende Leistungen 

467.166 

40.252 

8,6 

26.098 

307 

440.569 

210 

11.341 

2.603 

Mobilitätshilfen^* 

Mobilitätshilfen zurTeilh. beh. Menschen am Arbeitsleben^* 

166.650 

7.365 

4,4 

4.739 

91 

161.851 

46 

2.060 

520 

Eingliederungszuschüsse 

1.826 

53 

2,9 

36 


1.790 


14 

3 

Eingliederungszusch. f. bes. betr. schwerbehinderte 

Menschen 

130.159 

11.186 

8,6 

6.174 

83 

123.914 

51 

4.011 

950 

Eingliederungsgutschein 

9.728 

694 

7,1 

375 


9.349 

13 

283 

23 

Beschäftigung begleitende Eingliederungshilfen 
Einstellungszuschuss bei Neugründungen 

Einstellungszuschuss bei Vertretung 

2.764 

227 

8,2 

77 


2.685 


126 

24 

Arbeitsentgeltzuschuss bei berufl. Weiterbildung Beschäftigter 

3.703 

376 

10,2 

224 

3 

3.477 


136 

16 

Personal-Service-Agentur (PSA) 

Existenzgründungszuschüsse (Restabwicklung) 

398 

32 

8,0 

16 


382 


11 

5 

Gründungszuschuss 

29.977 

5.467 

18,2 

3.964 

34 

25.756 

79 

830 

594 


2.652 

438 

16,5 

337 

6 

2.312 

3 

70 

28 


119.309 

14.414 

12,1 

10.156 

90 

109.053 

18 

3.800 

440 

C. Beschäftigung schaffende Maßnahmen 

6.531 

604 

9,2 

310 

5 

6.220 

* 

230 

62 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

6.486 

602 

9,3 

310 

5 

6.175 

* 

228 

62 

Beschäftigung schaffende Infrastrukturmaßnahmen 










Strukturanpassungsmaßnahmen allgemein (Restabwicklung) 

45 

* 

4,4 



45 


* 


D. Förderung der Berufsausbildung 

236.800 

26.796 

11,3 

25.048 

54 

207.303 

154 

1.370 

232 

Förderung der Berufausbildung Benachteiligter 

89.864 

10.442 

11,6 

9.177 

50 

80.594 

137 

924 

204 

davon: ausbildungsbegleitende Hilfen 

62.845 

6.961 

11,1 

6.174 

36 

56.598 

104 

555 

128 

außerbetriebliche Ausbildung 

24.122 

3.072 

12,7 

2.641 

11 

21.468 

31 

339 

61 

Sozialpäd. Begl. u. Ausbildungsmanagement 

647 

119 

18,4 

109 


536 


10 


Übergangshilfen 

1.220 

89 

7,3 

61 

3 

1.159 

* 

14 

13 

Aktivierungshilfen 

1.030 

201 

19,5 

192 


833 

* 

6 

* 

Berufsausbildungsbeihilfe für Auszub. i. e. 2. Ausb.^* 

312 



8 


303 




Einstiegsqualifizierung 

Ausbildungsbonus®* 

20.055 

2.347 

11,7 

2.091 


17.953 

12 

236 

8 

Maßnahmen zur Berufsorientierung 

122.239 

13.660 

11,2 

13.506 

* 

104.397 

5 

137 

12 

Zus. an AG zur Ford. d. Teilh. beh. Menschen am 

Arbeitsleben 

4.330 

347 

8,0 

266 


4.056 


73 

8 

E. Sonstige Leistungen 

76.342 

7.858 

10,3 

6.317 

57 

69.948 

40 

933 

568 

Freie Förderung 

76.342 

7.858 

10,3 

6.317 

57 

69.948 

40 

933 

568 

Summe (A,B,C,D,E) 

3.254.441 

290.11 

5 

8,9 

215.629 

2.312 

3.032.359 

1.920 

47.963 

24.611 


1 ) Das Merkmal "mit Migrationshintergrund" fasst ail die Förderfälle zusammen, die zum Zeitpunkt des Förderbeginns als Ausländer oder ais 
Spätaussiedler gekennzeichnet sind und solche, die dies zum Zeitpunkt des Förderbeginns nicht sind, aber innerhalb der BA- 
Geschäftsdaten seit Beginn der Arbeite- / Ausbildungssuche (max. seit 12/1996) einmal als Ausländer oder Spätaussiedler gekennzeichnet 
waren. Weitere Informationen, wie z. B. Geburtsland oder Geburtsland der Eltern, die einen umfassenderen Rückschluss auf einen evtl, 
vorhandenen Migrationshintergrund zulassen würden, liegen im Rahmen der BA-Geschäftsdaten nicht vor. Mit der Darstellung über den 
Einreisestatus und der Staatsangehörigkeit kann nur ein Teil der Gruppe mit Migrationshintergrund abgebildet werden. 

2) Informationen zum Migrationshintergrund liegen nicht vor. 

3) Nur Darstellung der Fälle als "Abgang" bzw. "Zugang" möglich. 

4) Die gesetzlichen Grundlagen der einzelnen Instrumente können der Anlage 1 zum Glossar entnommen werden. 

5) Pflicht- und Ermessensleistung. 

6) Statistische Daten zum Ausbildungsbonus liegen für das Berichtsjahr 2008 nicht vor. 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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Keine Angabe, da eine Berechnungsgröße einen Zahlenwert unter 5.000 aufweist, der wegen statistischer Unsicherheit nicht veröffentlicht wird. 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Sonderauswertung des Mikrozensus 2005/2008 für die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration. 
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Verteilung der Personen mit Migrationshintergrund über Gebäudetypen 
nach Anzahl der Wohnungen im Gebäude 2006 


2006 

Bevölkerungsverteilung nach Anzahl der Wohnungen im 
Wohngebäude 

Insgesamt 

1-2 

3-6 

7-12 

13 und 
mehr 


in 1000 

in % 

Bevölkerung insgesamt 

79.817 

52,4 

21,7 

17,9 

8,0 

- Personen ohne 
Migrationshintergrund 

65.367 

57,6 

20,3 

15,7 

6,4 

- Personen mit 
Migrationshintergrund 

14.450 

28,9 

28,0 

28,0 

15,1 

» Deutsche 

7.612 

36,2 

25,5 

25,1 

13,1 

» AusländerZ-innen 

6.839 

20,8 

30,7 

31,2 

17,2 

• mit eigener 
Migrationserfahrung 

9.843 

26,6 

27,9 

29,1 

16,5 

» Deutsche 

4.676 

33,4 

25,4 

26,5 

14,7 

» AusländerZ-innen 

5.167 

20,4 

30,2 

31,4 

18,1 

• ohne eigene 
Migrationserfahrung 

4.607 

34,0 

28,2 

25,8 

12,0 

» Deutsche 

2.936 

40,6 

25,8 

23,0 

10,6 

» AusländerZ-innen 

1.627 

22,3 

32,6 

30,7 

14,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt; Mikrozensus 2006 
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Tabelle 40 


Verteilung der Personen mit Migrationshintergrund über Gebäudetypen 
nach Anzahl der Wohnungen im Gebäude 2006 


2006 

Bevölkerungsverteilung nach Anzahl der Wohnungen im 
Wohngebäude 

Insgesamt 

1-2 

3-6 

7-12 

13 und 
mehr 

Bevölkerung insgesamt (= 
100%) 

79.817 

41.804 

17.343 

14.314 

6.356 

- Personen ohne 
Migrationshintergrund 

81,9 

90,0 

76,7 

71,7 

65,8 

- Personen mit 
Migrationshintergrund 

18,1 

10,0 

23,3 

28,3 

34,2 

» Deutsche 

9,5 

6,6 

11,2 

13,4 

15,7 

» AusländerZ-innen 

8,6 

3,4 

12,1 

14,9 

18,5 

• mit eigener 
Migrationserfahrung 

12,3 

6,3 

15,8 

20,0 

25,5 

» Deutsche 

5,9 

3,7 

6,8 

8,7 

10,8 

» AusländerZ-innen 

6,5 

2,5 

9,0 

11,3 

14,7 

• ohne eigene 
Migrationserfahrung 

5,8 

3,7 

7,5 

8,3 

8,7 

» Deutsche 

3,7 

2,9 

4,4 

4,7 

4,9 

» AusländerZ-innen 

2,1 

0,9 

3,1 

3,6 

3,8 


Quelle: Statistisches Bundesamt; Mikrozensus 2006 




Drucksache 17/2400 


-318- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Schaubild 1 


Erwerbstätige insgesamt 


Schaubild 1a: Schaubild 1b: Erwerbstätige Migranten und MIgrantInnen nach 

Erwerbstätige ohne Migrationshintergrund Wirtschaftssektoren 

nach Wirtschaftssektoren -|o/„ 



□ Land-/Forstwirtschaft 

■ Produzierendes Gewerbe 

□ Dienstleistungen 


□ Land-/Forstwirtschaft 
■ Gewerbe 

□ Dienstleistungen 


Schaubild 2a: Schaubild 2b: 

Erwerbstätige ohne Migrationshintergrund Erwerbstätige MIgrantInnen und Migranten 

nach beruflichem Status nach beruflichem Status 



■ Arbeiter/innen 
□ Selbstständige 


□ Angestellte 
■ Beamte 


Quelle: Statistisches Bundesamt; Sonderauswertung des Mikrozensus 2008 für die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration 
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Abbildung 1 


Alterspyramide für das Jahr 2008 nach Migrationshintergrund 


□ 


Deutsche mit 
Migiationshintergiund 


Deutsche ohne 
Migrationshi nt ergründ 


Männer 


Alter in Iahten 


Frauen 



Tausend Personen 


Tausend Personen 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008 ^ 


Entnommen aus: Statistisches Bundesamt: Bevölkerung mit Migrationshintergrund - Ergebnisse des Mikrozensus 2008. 
Fachserie 1 Reihe 2.2 , Bevölkerung und Erwerbstätigkeit, Wiesbaden 2010, S. 14 
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Abbildung 2 

Anteil der Personen mit Migrationshintergrnnd an der Bevölkernng im Jahr 2008 
in den Regiernngsbezirken nnd Ländern 



Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008^ 


^ Entnommen aus: Statistisches Bundesamt: Bevölkerung mit Migrationshintergrund - Ergebnisse des Mikrozensus 2008. Fachserie 1 Reihe 
2.2 , Bevölkerung und Erwerbstätigkeit, Wiesbaden 2010, S. 16 
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